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Nr. 1. Eutscli. des Deutsihcii iieichs^eriehts, 
5. Civil-Senat. Vom 3. Februar 1883. 

[Bniitt IL BfaUD. Aiuiil«!!. Bd. 7. S. 369, 270.] 

Begriff der BrwerinuifäMgkeit im Sbme des § 3 des Haftpflichtgeseties 

▼om 7. Jnxd 1871 imd deren Beweis. 

Das Berufungsgericht stellt fest, dass Kläger als ZimmermanD orwerbs- 
aoföhig ist und nur etwa darch Handarbeit im Sitzen einen Erwerb machen 
konnte. Es spricht aber dem Kläger die Entsehädiguug für völiige £r- 
werbsnnJQUiigkeit zn, da Beklagte hfttte begrfinden müssen, inwieweit dem 
KiSger mit Rücksicht auf seinen BUdnngsgang nnd seine seitherige Be- 
sehftfkignng solch' anderer Erwerb mOglidi sei. 

„Derjeuige, welcher sein bisheriges Handwerk nicht femer betreiben 
kann, ist im Sinne des § 3 Kr. 2 des Gesetzes vom 7« Jnni 1871 nicht 
ohne Weiteres als erwerbsnnfthig anzusehen; es mnss festgestellt werden, 
ob er dadurch Erwerbsnnfthigkeit oder Veiminderang der Erwerfostinfiihig- 
keit erleidet, tind eine Beweislast darüber, ob das eine oder das andere 
stat^det, legt der § 3 Nr. 2 dem Beklagten jedenfalls nicht auf. Gegen 
beides verstüsst das Berafongsgericht. Genügte das Vorbringen der Par- 
teien nicht, darüber zn einem ürtbeile zn kommen, wie hoch der ent- 
standene Schaden zu schützen, ob Erwerbsnnfthigkeit oder Mindenmg der 
Erwerbsfthigkeit anzunehmen sei, so hatte das Berofnngsgericht, was es 
übersehen hat, nach § 260 B.C. P.O. SachverstSndigenbeweis von Amts- 
wegen anzuordnen.* 



Nr. 8. Entseli. des Dentsehen Beiehagericiits« 
5. Civil-Senat. Vom 7. Feh mar 1883. 

[ZdlMlir. t Vtmn. Recht Bd. 4. 8^ m-ia&J 

Piieht der Elsenbahnen nr Entsoh&digung wegen der Bisse, welehe ein 
WoluiluHis in Folge von ErderaehÜttenmgen durch TorflberliAhrende Bahn- 

zfige erhalten hat. 

Der El. behauptet, dass sein Wohnhaas in Folge von Erderschüt- 
tenmgen durch vorüberfthrende Bahnzflge der Ostbahn Bisse und Sprünge 
erhalten habe, und beansprucht dafür Entschädigung. 

Syer, ntMuibiliiinditllehA IMielMldoii|«n. HL 1 
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WShrend der erste Richter dieeen Ansprach nach dem in dem Plenar- 
beschlüsse des fraheren Prenss. Ober-Trib. vom 7. Jnni 1852 (Entsch. 
Bd. 23 S. 252) ansgesprodienen Gnmdsatze flir gerechtfertigt hftlt, weist 
der Ber.R. ihn als onbegrundet znrflck, indem er ansführt: 

Der Grundsatz des gedachten Plenarbesehlnsses beziehe sich nur anf 
Immissionen, d. h. Uebertragangen schftdiicher StolTe auf ein Nachbar- 
grondstftck, denen Erderschfitterongeu nicht gleichzustellen seien. Letztere 
seien die unausbleibliche Folge jeder ordnungsmfissigen Benutzung des 
Gmndeigenthnmft durch Bewegung auf demselben, nur ia stärkerem oder 
schwächerem Grade. Sie seien, selbst wenn sich ihre Wirkungen auf das 
NachbargrundstAck erstrecken, kein körperlicher Eingriff in das aasschliess- 
liehe Oehrüii und NntzuDgsrocht des Nachbars, während ein solcher 
Eingriff durch Immission von Stoffen in den Keelitskreis desselben erfolge. 

Der Ber.R. stellt hiernach emen grundsätzlichen Gegensatz von Im- 
missionen und Erdersch&tteningen aaf und verneint eine Entschädigungs- 
pflicht wegen der letzteren unbedingt. Dies erscheint als rechtsirrthfimUch; 
denn der erhobene Ansprach ist weder durch Immission nodi durch einen 
^körperlichen" Eingriff, sondern nur durch einen rechtswidrigen Eingriff 
in das Eigenthumsrecht des Kl. bedingt, woran es selbst bei einer Immis- 
sion fehlen und der auch ohne eine solche Torlie?:en kann. 

Das Eigenthumsrecht au einer Sache gewährt die ausschliessliche 
und willkfirliche Verfügung über dieselbe (A.L.R. Th. I Tit. 8 § 1) immer 
nur bis zu einem 2:':'\vissen Grade, da Einsrhränkmigen de;?sell)eu uidit 
bloss durch Gesetze oder Willenserklärungen, sondern überall aucli durch 
die Natur bestimmt sind (§ 25 das.). Zu den natürlichen und daher auch 
rechtlich begründeten Eigeuthumseinschräukungen gehören diejenigen, 
welche sich aus der Collision verschiedener Eigouthümer mit Nothweudig- 
keit ergeben; denn, soweit eine unbegrenzte Ausdehnung des Rechts des 
einen nicht ohne wesentliche iSchnuilt'rung eines fremden Rechts möglich 
sein würde, muss jeder von feinem Rechte so viel nachgeben, dass die 
Ausübung aller Rechte zugleich und in einem gleichmässigen Verhältniss 
neben einander bestehen kann ^A.L.R. Kinluituug § 97). Bis zu diesem 
Grade ist daher auch das Eigeuthum stets von selbst als beschränkt 
anzusehen. 

Wer in den hieraus sich ergebenden „gehörigen Schranken*' seines 
Eigenthums bleibt , ist zur fintechSdiguug uicht verpflichtet (A.L.R. Th. I 
Tii 6 § 36), wohl aber, wer andere durch üeberschreitung derselben an 
der gehörigen Ausübung ihres Eigenthums hindert und in Folge davon 
ihr wohlerworbenes Becht krftnkt (A.L*R. Einleitung § 9.3, Th. I Tit 8 
§ 26) ; denn eben insoweit madit er sich emes rechtswidrigen Eigenthums* 
eingriff!» schuldig. 
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Die natüriidieQ littsebränkuiig«!! des GrondeigeDibning sind vor Allem 
in dem NacbbarverbSltnisB begrQndet, da nach dem Vorstehenden kein 
GnmdeigeBthftaner die Ansscblieseliehkeit der Verfügcuig über sein Grund- 
Stück so fibertreiben darf, dass die Naclibarn in der wiUkOrlielien Yerfüguug 
fiber ihre eigenen GmndstOcke fibermfissig gebindert ivftren, und keiner 
zur AnsdelmTing der Willkfiriichkeit seiner Verfttgiing in dem Maasse be- 
rechtigt sein kann, dass die Nachbarn in der ausschliesslichen Terf&guug 
fiber ihr Grundeigenthnm wesentlich beeintrftcbtigt wfirden. 

Die Annahme des Ber.B., dass der Anspruch eines Gmndeigenthtimeis 
gegen den Nachbar nothwendig eine Immission (oder doch einen körper- 
lichen Eingriflf) Yoraussetze, ist damit nicht za Tereinigen. 

Mit Unrecht wird dieses Eifordemiss lediglich ans einzelnen, nicht in 
ihrem Zusammenhange betrachteten Ansspr&chen des gemeinen Rechts 
abgeleitet, z. B. aus 1. 8 § 5 Dlg. 8, 5. Denn schon nach dem nnmit- 
telbar folgenden § 6 der letzteren ist das „famnm iiou gravem" immittere 
nicht als unerlaubter Eigenthomseingriff auzusehen, offeubar, well der 
Eigentbfimer des Grundstücks, ftber welchem sich unschädlicher Rauch 
von im Xachbargrundstufke aus verbreitet, deu Anspruch auf Aus- 
schliesälichkeit uicht so weit treibeu soll, dass der Nachbar dadurch ab- 
gebalten wäre, sein eigenes Grundstück in allgemein üblicher, verständiger 
Weise zu benutzen. Ans demselben Grande hat jed^ Eigenthümer auch 
alle diejenigen Immissionen, welche in ganz normaler, gewöhnlicher Weise 
von dem Nachbargrnndstücke aus durch die Natur (vermöge der regel- 
mässigen Feuchtigkeit des Bodens oder der Luft etc.) sich von selbst 
vollziehen, seinerseits ebenso zu dulden, wie er die gleiche Doldnog von 
dem Nachbar beanspruchen kann. 

Dagegen berechtigt ihn eine Immission in sein Grundstück zu einem 
Ansprüche gegen diesen allerdings, sobald sie a1« »'ine abnorme und un- 
gewöhnliche erscheint, so dass die Ausschliesslichkeit der Verfügung über 
sein Grandstürk durch die Nviilkürliche Benutzung des Nachbargrondstücks 
nngebühvlif h eingeengt sein würde. 1. 8 § 5 cit. 

An I 1' i >cits giebt schon das gemeine Recht dem Eigenthümer einen 
gleichen Anspruch für Fälle, in denen von einer Immission überall uicht 
die Rede sein kann (1. 11 Dig. 8, 2 und 1. 6 § 1 Dig. 8, 5 vergl. mit 
1. 41 § 1 Dig. 8, 3), und das Erkenutuiss des K.G. vom 29. März 1882 
(Entsch. Bd. H S. 217 ff.) erkennt ihn in demselben Sinne schon als be- 
gründet an, wenn die Benutzbarkeit eines Grundstücks durch übcrmüssigeu 
Lärm auf dem Nachbargruudstückc veiliijidert oder erschwert wird. 

Was in dieser BeziehuLg gcmuiurociiiiu Ii gilt, muss uuu aber im 
Allgemeinen auch für das Preuss. Recht umsomehr unerkannt werden, als 
hier der bezeichnete Grundsatz der gegenseitigen Einschränkung des Nach- 

1* 



Digitized by Google 



4 



Eutscb. des Deutscbeu Reichsgerichts vom 7. Februar 1883. 



bareigenthuns ans den erwfthnteD aasdrücklichra Bestimmangen deBselben 
sich als Conseqneoz von seibat ergiebt und daneben besondere Vorschriften, 
welche den Zweifel anregen ktanten, als solle der fiigenthnmsanspmcli 
gegen Nachbarn auf Immissionen besehrftnkt sein, nicht bestehen. 

Der nenarbescfalttss des Ob.Trib. vom 7. Jnni 1852 stellt diesen 
Grundsatz daher mit Recht als einen gleichmftsslg im Preossischen wie 
im gemeinen Rechte bestehenden in nnbeschrftnkter Allgemeinheit anf, 
wenngleich es ihn in der dnreh denselben entschiedenen Sache nur anf 
den damals allein in Frage stehenden Fall der Immission spedell anwendet. 

Nach demselben ist die Frage, ob ein Graudeigentbomer wegen Erd- 
erschÜtteniDgca , weldie von dem Naebbargmndstflcke ausgeben, einen 
Entsch&digungsaospnich erheben kOnne, ebensowenig schlechtbin zn be- 
jahen, wie zn verneinen. 

Dcuii, wenn diese ErschütteiUDguii ein gewöhuliciies und erträgliches 
Maass nicht überschreiten, wie sie z, B. durch Wagen, welche auf ge- 
wöhnlichen Strassen vorflberfahren, in geringem Grade immer hervorgerufen 
werden, so ist er zur Daidnng der damit fär ihn etwa verbundenen Un- 
bequemlichkeit verpflichtet, weil andernfalls die willkQrliche £igentbtims- 
ansflbung an dem anf die bezeichnete Weise benutzten NachbargnmdstQcke 
ungeböhrlich gehemmt sein wfirde. 

Erreichen dieselben aber einen nicht erträglichen hohen Grad, indem 
sie den Eigenthümer iu der Ausschliesslichkeit der Verfügung über sein 
Grundstock nngebfihrlich beeinträchtigen oder bei dessen willkürlicher, 
verständiger Benutzung wesentlich hindern oder positiv beschädigen, so 
muss ein Entsehädigungsanspmch desselben ebenso zweifellos als begrflndet 
anerkannt werden. Vergl. Senffert's Archiv Bd. 12 No. 112. 

Da der Ber.R. hiernach darin fehlt, dass er einen solchen Anspruch 
principiell und unter allen Umstanden verneint, so war sein Urtheil auf- 
zuheben. In der Sache selbst musste ihm aber die weitere Verhandlung 
und Entscheidung überlassen werden, weil von ihm selbst eine thatsäeh- 
liche Feststellung bezüglich des Grades und der Folgen der fraglidien 
Erschütterungen noch nicht getroflen ist, sowie es auch eventuell wegen 
des ümfangs der dem Kl. zu bewilligenden Entschfidiguug seines Aus- 
spruches bedarf. 

V<»i der Aufhebung des Bemfnngsurthdls wflrde nach § 526 der 
G.Pr.0. nur abzusehen sein, weon sich die in demselben getroffene Ent- 
scheidung aus anderen GrOnden rechtfertigte. Dies hat jedoch nicht an- 
genommen werden ktanen. 

NamenÜleh liest sich die Abweisung des erhobenen Ansprud» nicht 
darauf stützen, dass der Bekl. ein Recht zum Eisenbahnbetriebe hat und 
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dass die Erschüttenuigen nnr dnreh die Ausfibnng dieses Rechts bewirkt 
v'ofden sind. 

DeuD, wie bereits in dem Erkenntnisse des R.G. vom 20. September 
1882 (Entsch. Bd. 7 S. 266 ff.) ansgefohrt ist^ liegt zwar in der Ertfaet- 
Inng der Concession zum Eisenbahnbetriebe die allgemeine Anordnung der 
Staatsgewalt, dass sieh die benaehbartsn Grundbesitzer anch diejenigen 
nachtheiligen Einwirkungen auf ihre Grnndstflcke gefUIen lassen mfissen, 
ohne welche der Betrieb niclit ausführbar ist; die Fr^e einer bezflglicben 
Entschädigungspflicht wird jedoch hierdurch in keiner Weise berührt. 
Vielmehr kann der von diesen nachtheiligen Einwirkungen betroffene 
Gmndeigenthüraer, obgleich er kein Recht hat, sie zn hindern, doch wegen 
derselben in gleicher Weise Schadensersatz voilangen, wie derjenige, dem 
im ordnungsm&ssigen Verfahren sein Grandstück ganz oder tbeilweise 
enteignet ist. 

Aber ganz abgesehen von den für die Enteignung geltenden Bestim- 
mungen, ist der gegen den Bekl. erhobene Entschädigungsanspruch nach 
der bereits erwähnten allgemeinen Vorschrift des § 93 der Einleitung zum 
Allc^enieiiieii Landrcclit begründet, wenn die nach dem Vorstehenden er- 
forderlichen thatsäehliclien Voran s.-^etznrigeu demselben vorliegen, und zwar 
aueh dann, wenn dem Bekl. in Ansehung der behaupteten Bescbädiguugeu 
ein Verschuideu überall nicht zur Last zu legen ist 



Nr. 3. Entsch, des Beatschen Beielisgerichts. 
2. GiviUSenat. Vom 7. Febrnar 1883. 

[ZdtMdir. t FnnoLBediL Hd. 9. S.m7n.] 

Hat ein Gmndeigentiiftiiier die Hitflbenialuie der anf dem ihm yerbleibenden 
Reatgnmdstäck» befindliehen Oebändetheile von dem Enteignsir verlangt 
nnd sodann diese Gebindetheile selbst von dem Bnteigner anf den Ab* 
braclL erstetgert, so ist er ro deren Niederlegang auf Verlangen des Ent- 
eignen verpflichtet 

^Es ist f&r die Schlflssigkeit des Urtheils auf Leistung der streitigen 
Handlungen dnrch die Beklagte nnerheblich, ob man die Steigcrnngsver- 
handlnng dabin auslegt, dass durch dieselbe zwischen den Parteien ein 
Eaafvertrog nnd eine Werkverdingung abgeschlossen sei, oder lediglieh 
ein Kaufvertrag, bei welchem die Vertragspflicht des Käufers auf Zahlung 
einer Geldsumme und daneben auf Leistung von Handlungen Yorabredet 
iat 0- 6) § Ii D. 19 1). Entscheidend ist, dass (wie solches von dem 
Berufung^richt unter ausreichender Begründung zutreffend festgestellt 
worden ist) die Beklagte sich dem Klftger durch einen lästigen Vertrag 



Digitized by Google 



6 



Entteb. des Dentschea Reiclisgeriehts rom IS. Februar 1883. 



zor Verwirklichmig jener Handlangen verbindlich gemacht hat. Deswegen 
steht dem Kläger gegen die Beklagte die yertragserfQlIiiiigsklage za, anf 
welche nach den Gmnds&tzen des gemeinen Rechts (auc h dann, wenn die 
Tertragsleistung in einem Handeln besteht), bei darauf gerichteter Klage- 
bitte das richterliche ürtheil auf Leistung der Hiuidlung dttich die Be- 
klagte za richten ist (Arndt's Pandekten, AuÜ, 10 §219; von Wächter, 
Erörterungen Heft 2 S. 23, 24). Die Controversen, welche über die Exe- 
cntion ans einem solchen Urtheil gemeinrechtlich bestanden, sind nun- 
mehr reichsrecbtUch beseitigt dnrcb die Bestimmungen der §§ 773 nud 
774 C.P.O. 

Bei dem Dasein eines nbli2:atnri?:ehcn Banden bleiben die Noruieu über 
das Recht des Ki^eTithüinurs, nach seiueiii freien AViüeu über die ihm ge- 
hörige Sache zu verfügen, ausser Anwendung. 

Durch diese Erwä'^ungen erledigen sich die von der Beklagten geltend 
gemachten Revifionsuründe als unzutreffend. 

Bei allseitiger Priifuug des Beiiifiingsurtheils hat sich auch tüii.^t niciit 
herausgestellt, dnss dasselbe auf Gest t/esverletzung beruhe: namentlich ist 
der Verthüidigungsbehelf der Beklai;ten, duss Kläger kein rechtliches In- 
teresse an der geforderteu Vertragsleistung besitze, also eine lediglich 
chieanöse Rechtsausübuug vorliege, von dem Berufungsgericht ersichtlich 
und mit Recht für nirgendwie klargelegt erachtet" 



Hr. 4. Sutseh* des Dentselieii Befdiagerichts. 
4. Civil-äenat Vom 12. Februar 1883. 

OSnan v. Blam, AbbiIml Bd. 7. 8. S71, 172.] 

Da snm SisanIwhBbaii gelieferte SehwellsE nicbt als ^^werblidio Betriebs- 
mateiialien*' anzusehen sind, so fUlen SehweUen-Liefenmgmrtrtge oieht 
unter das Beiehs-StempelgesetB Tom 1. Juli 1881, sondern unteiUegsn dem 

Landesstempel. 

„Es muss dem Bemfungsricbter darin beigetreten werden, dass der 
zwischen der Kl&gerin und der Königlichen Eisenbahndirection in Brem- 
berg unterm 17./21. November 1881 über die Liefenmg von Eisenbahn- 
schwellen abgeschlossene Vertrag bezüglich seiner StempeWersteueniog dem 
Reiehsgesetze vom 1. Juli 1881, betr. die Erhebung von Reichsstempel- 
abgaben (Eelchsgesetzblatt S. 185) nicht unterliegt, indem der § 9c von 
der Reichsstempelabgabe ausschliesst und der landesgesetzlichen Versteneruns 
unterwirft: „Vertrüge über die unter 4a des Tarifs bezeichneten Sachen 
und Waaren, welche weder zum Gebrauch als gewerbliche Betriebso^e- 
rialien, noch zurWiederverftussemng in derselben BeschalFenheit ode^ nach 
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vorgängiger Bearbeitnng oder Verarbeitaug bestimmt >iud." Sachen nnd 

Waaren der bezeichneten Art sind nach 4a des Tarifs: „femer 

zVctien, Staats- oder andere für den Handelsverkclir bestimmte Werth- 
papiero oder Meii-^en von solchen Sachen und Waaren jeder Art, die nach 
Gewicht, Maass oder Zahl gehandelt zu werden pflegen.- Die Motive 
rechtfertigen diese Ausnahmebestimniung und erläutern sie gleichzeitig 
dahin: v,Die Unterscheidung zwischen dem Kauf- und Liefe ruugsgeschäft 
im Ivauimäiinischen Verkehr und anderen glcicliartigeu Verträgen über be- 
wegliciie Gegenstände verfolgt dm Zweck, die Fälle der letzteren Art, 
welche in einzelnen Bundesstaaten einer höheren Besteuerung unterliegen 
— z. B. in Preussen einer '\Vertii8teni])el abgäbe von ^ '^ pCt — gleichfalls 
dieser böhcreu lau desgesetzlieheu Steuer auch für die Zukunft ausschliess- 
lich zu überweisen. Dahin gehören unter anderen: Bau -Entreprise Ver- 
träge, worin zugleich die Lieferung der Materialien bedungen ist; Verträge 
der EisenbalmyerwattiuigBii Über Lieferongen vob Schienen, Schwellen 
Q. a. w. . . . Ingleichen sollen Verträge über AnscbafTung von Betriebs- 
materialien (z. 6. Kohlen zur Heizäng, Farbstoffe n. s. w.) der ermSssigten 
Abgabe nnterliegcu (Stenogr. Ber< über die VerbaodliiDgen des Reichs- 
tages, IV. Sesuon 1881 Bd. 3 S. 842). 

Da die ztm Bau der Eisenbahn gelieferten Sehwellen — nach der 
eigenen Unteisdieiduig in den Motiven — nicht gewerbliche Betriebs- 
materialien bildet ($} 9> ^1 ^ fieichsgesetzes, $ 4a des Tarife zn dem- 
selben, Circolarverfögnng des prenssischen Finanzministers vom 9. November 
1881 im Justiz-Ministerialblatt 1882), so kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, daas der in Bede stehende Vertrag nicht nach Reichs-, sondern 
nach pienssischem Landes-Stempelgesetze za Terstenem ist. Fftr die An- 
wendung des letzteren stellt der Berafiingsrichter fest, dass der ElSger, 
der Lieferant der Sehwellen, Kanftnann ist nnd dass das Liefemnpgeschftft 
ganz speciell seinen kaufmännischen Verkehr betrifft. Wenn der Berufangs- 
richter, bei Anwendung des prenssischen Rechtes, das so festgestellte Ge- 
schäft nnter den Einflass der AUerh. Cabinets-Ordre vom 30. April 1847 
(Gesetz-Sammlung S. 201) stellt, wonach f&rEatif- nnd Lieferungsgeschäfte 
im kaufmännischen Verkehre eine Stenerermässigung eintritt^ so folgt 
er der Rechtsprechung des ehemaligen prenssischen Ober-Tribnuals, der 
sieh das Reichsgerkbt in wiederholten Fällen (u. A. in dem in den Ent- 
scheidungen Bd. III S. 217 abgedruckten Urtheile vom 25. October 1880) 
angeschlossen und von der abzugehen es keine Veranlassung hat. Der 
Begriff des kaufmännischen Verkehrs im Sinne der Allerhöchsten Cabinets- 
Ordre ist nicht allein von der Bestimnumg der gelieferten Waare zur 
Weiterveräusserung abhängig und wird auch erffdlt, wenn die Waare zur 
eigenen Verwendung des Käufers dient. Wenn das Reichs-Geäetz vom 
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1. Juli 1881 §9c. von einer entgegengesetzten Anffassnng ausgeht nnd 
das Cbarakteristisclie des Kauf- uad LieferungsTertrages im kaufmännieohen 
Verkehre in der BestiinmuDg de» Gegenstandes znr WeiterverftMaening 
fiadet> und wenn die Motive m dem Gesetze diese Voraussetzling noch 
besonders hervorheben, so ist diese Auffassung in GesetT; und Motiven 
nicht maassgebend für den Sinn und die Bedeutung der Preuss. Allerli. 
Cabinets-Ordre vom 30. x\pril 1847. Nach dieser Richtnng hin ist die 
ReTision daher unbegründet*' 



Hr. 5. Entech. des Olber^Landes-Gerlehts Hambnrg. 
Vom 13. Februar 1883. 

[8«aff«rt, Ardilr. H. F. Ba. 8. 8. 164« US. - Zt«. d. Venlu DcntMli. Eimb.Ytrw. Utt. 8.618.] 

Einem Passagler, der von einem in der Fahrt begriffenen Pfordebahnwagen 
herabspringt, kann der Einwand des eigenen Veraehnldenfl im Sinne des 

§ 1 des Haftpfliclitgesetses entgegengehalten werden. 

Der Passagier, welcher aus einem in der Fahrt begriffenen Wagen 
der Pferdebahn lit iauö.spriugt, begeht eine Uiivoiaichtigkeit, deren Folgen 
er selbst tragen muss: die Gefahr, der er sich aussetzt, ist durch dm 
Betrieb und die Bfiiutzniig der Ikiiui nicht bedingt, da der Passagier das 
Recht hat, den Wagen halten zu lassen, und wo er dieses Recht nicht 
hat, er mit dem Aussteigen bis zu den Halteplätzen warten kann. Der 
Umstand, dass Viele das Wagniss unternehmen und dass es den Meisten 
glQckt, macht es nicht zu einer berechtigten Handlang; auch sind die 
ümstSnde, von denen das Gelingen abhängt, die richtige Wahl des Mo- 
ments, die Gewandtheit der Bewegung, der sichere Auftritt, Handinngen 
und Eigenschaften des Passagiers, die nur er selbst in Anwendung bringen 
kann. Es Ifisst sich auch nicht behaupten, dass mit der Schuld des Pas- 
sagiers eine Schuld der Bahn concurrire, insofern diese nicht durch Verbot 
oder durch mechanische Vorrichtungen die Passagiere gegen die Wirkungen 
ihrer eigenen Unvorsichtigkeit schütze. Denn die Verpflichtnng, welche 
den Unternehmern geftbrlicher Betriebe in dieser Beziehung gegen ihre 
eigenen — von ihnen gewählten und ihrer Botmftssigkeit unterworfenen — 
Angestellten obliegt^ Iftsst sieh auf das Verhftltniss der Bahn zu ihren Pas- 
sagieren nicht übertragen. Ihr Verbot, dessen Uebertretnng nicht mit 
Strafen bedroht sein konnte, würde nur die Bedeutung einer Warnung 
haben, deren es bei offen vorliegender Gefahr nicht bedarf. In Betreff der 
mechanischen Vorrichtungen aber, durch die sie einen Missbrauch verhin- 
d' I II könnte, ist anzunehmen, dass sie das Xöthige gethan hat, wenn sie 
den Anordnungen nachkommt, die ihr von der Behörde im Interesse des 
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PoblikniDS ertfaeilt sind. So ist ihr vorgeschrieben, den vorderen Perron 
mit Schntzthftren zu versehen, eine ^eiehe Abspeirnng des hinteren Per- 
rons ist nicht vorgeschrieben, nnd es erhellt nicht, ob eine solche aber- 
hanpt ansfllhrbar wäre. 



Tür. 6. Entsch. des Dentsehen Reichsgericht!). 
2. Civil-Senat. Vom 13. Februar 1883. 

[}!r;iuii II. l^him, Auii&lfU. Bd. 7. 5.408-410.] 

Veränderungen, welche eine Eisenbahn an einer stadtisclieu Strasse vor- 
nimmt, berechtigen, wenn dadurch die Benutzungsrechte der Adjacenten 
beschränkt oder aufgehoben werden, letztere nach Preussischem Rechte zu 

Entschädigungsanspriichen. 

„Zur BcgründuDu; der Revision wird geltend gemacht, dass die Grafen- 
bcrgor Ohau.'isee, von der es sieh hier handle. Eigenlhutn des Staates sei 
und den Klägern ein lleeht au derselben, welches den erhobenen Entschä- 
di^ngaansprnch zu begründen vennoc^e. gesetzUeh nicht zustehe. Diese 
Argumentation kann aber gegeuüber der thatüächlicben Feststellung des 
Oher-Landesgeriehts. dass die genannte Chaussee bereits zur Zeit ilirer 
erfolgten Ilöherlegang^ den Charakter einer städtischen Strasse 
hatte, nh rechtlich zutreffend nicht erachtet werden. — Die Strassen der 
Städte und Ortschaften, auf deren Anlage die äussere Existenz und Ent- 
wickelung derselben beniht, sind zur Bebauung mit Häusern bestimmt, für 
welche sie wiederum das nothwendige Verbindnngs- und V(Mkehrömittel 
bilden, so dass Häuser und Strasse der Natur der Sache iiuch sich gegen 
seitig bedingen. Fasst mau die Entstehung der letzteren ins Auge, so 
liegt dunii, dass vou der zuständigen Verwaltung ein bestimmtes Terrain 
oder eiu bereits bestehender Weg zur städtischen Strasse erklärt wird, die 
Aufforderung, unter den bestehenden gesetzlichen und speciell localen Be- 
dingungen Häuser an derselben zu errichten, wobei derYortheil, welchen 
die Strasse den Adjacenten gewährt, als die Gegenleistung sich darstellt 
So wird zwischen der Gemeinde nnd den jener Anfibrderung entsprechen- 
den Gnmdeigenthttmem, welche mit ihren Bauten an die Lage und Rieh- 
tnng der Strasse gebunden sind und regelmftssig f&r die Instandsetzung 
resp. Erhaltung derselben Lasten zu tragen haben, ein stillschweigendes 
Vertragsverhftltniss begründet, welches gegenseitige Rechte und Verbind- 
lichkeiten erzeugt und die Annahme eines rein prekären Verhftlüiisses auf 
Seiten der Adjacenten ausschliesst. Hierbei madit es denn auch, wie das 
Ober-Landesgericht zutreffend erwftgt, keinen Unterschied, wenn im gege- 
benen Falle ein Haus bereits frflher, ehe die Strasse den städtischen • 
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Charakter edangte, bestanden hat, da dasselbe mit dem Augenblick, wo 
letzteres geschab, in den dadurch begründeten Rechtanezas eintrat und an 
den Vortheüea und Lasten desselben theilnahn). 

Allerdings steht nun eine solche Strasse im öffentlichen Elgen- 
thnm — domaine pnblic — und ist mit Mcksicht auf ihre Bestimmung, 
dem allgemeinen Gebraurhe /a dienen, extra commercium. Dieser Umstand 
schliesst aber, wie in der Jurisprudenz anerkannt ist, nicht aus, dass an 
derselben, soweit sie mit ihrer Bestimmung vereinbar, private Benutzungs- 
rechte, welche sich juristisch als Servituten eliarakterisiren — Art. 637 
und 686 des code civil — bestehen können. Hieraus folgt nun, dass 
wenn auch den Hanseigenthümern gegen Dispositionen, welche im öffent- 
lichen Interesse an der Strasse vorgenommen werden, ein Widerspruch nii ht 
zusteht, dieselben doch für solche Veränderungen, welche eine Aufhebung 
oder erhebliche Beschränkung ihrer Benutzung zur Folge haben, zu einem 
Entschädigungsanspmche berechtigt sind (Art. 701 leg. cit.). Dieser Satz 
irilt unbedenklich namentlich anch dann, wenn, wie im gegenwärtigen Falle, 
eine Eisenbahngeseilscliaft mit Oenehmigung der zuständigen Behörden zu 
den Zwecken ihres Balmbaues Nivellementsveräuderungen, welche das Be- 
nutzungsrecht der Adjacenten verletzen, zur Ausführung bringt. Die vor- 
stehende Ausführung entspricht der in der rheiuLscii-frauzösischen Doctrin 
und Rechtssprechung constimt herrschenden Auflassung; vgl. Domolombe 
Bd. XII Nr. 698 ff.; Laurent Bd. VII X. laort'.; Aubry undKau Bd. III 
S. 69 und 70 Nr. 5 und dieCitate; Pnchelt, Zeitschrift Bd. XII S. b72; 
Rheinisches Archiv Bd. 46, 1, 252; Bd. 56, 1, 228; Bd. 66. II 
S. 84; Bd. 67, 1, 205. B ad i sehe Annalen Bd. 36 S. 329 und Bd. 46 
S. 107. 

In gleichem Sinne ist für das Gebiet des Frcussischen Rechts 
in Uebereinstimmung mit der Judicatur des vormaligen Ober-Tribunals — 
£nt8eh. Bd. 72 S. 1 — neuerlich vorn Reichsgericht erkannt worden, vgl. 
Entsch. Bd. Vn S. 219^. Die abweichende Entsebeidong des Reichs- 
gerichts Bd. III 8. 171 ff, hat einen sachlieb anders gearteten nnd nach 
gemeinrechtlichen Grundsätzen zn benrtheilenden Fall znm Gegenstände.** 



Kr. ?• Entseh. des Bentschen Reichsseriehts« 
2. GiTil-Senat Vom 18. Febrnar 1883. 

(Pnebelt^ fl. Day» Jurist ZeHaelir. L £l8in-Lothiiii«e9. Bd. & S.S8S,SS4. — Zts.d«f yer.D«iitadi.Blieiib. 

V«rw. 1663. S. 84S,Sia] 

Für die Entwerthung eines an einer SffentlieheiL Strasse liegenden Gnmd- 
Stücks dTireli HSherlegong; derselben in Folge einer EisenbalinrUnteifQhiiuig 
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liAt die EisenbaluirTfirwaltiuig BMh franzSslMlieia CiTÜreelit SdhadeBsemts 

in letetML 

Zum Zwecke der UeberfUhrong einer fiiaeDbahn ist die Chünssee er- 
höht nad dadurch das an derselben liegende Besatzthnin der Kläger erheb- 
lieh entwetthet worden. Das Bemfangsgericht hat die betreffende Eisen« 
bahngesellsehaft zun Schadensersätze venirtheilt. Die Be^on wurde 
zarfickgewiesen vornehmlich ans folgenden Gründen: ^Dift Strassen der 
Stftdte (nm eine städtische Strasse handelt es sich) seien znr Bebauung 
mit Häusern bestimmt, der Natar der Sache nach bedingten sich HAnser 
nnd Strassen gegenseitig. Darin, dass von der zuständigen Verwaltung 
ein bestimmtes Terrain als ein l>ereits bestehender Weg znr städtischen 
Strasse erklärt wird, liege die Anffordenmg, unter den bestehenden geset^ 
liehen Bedingungen Häuser an dieselbe zu errichten, wobei der Vortheil, 
welchen die Strasse den Anwohnern gewährt, sich als die Oegenleistong 
darstelle. Daraue entstehe ein stillschweigendes Vertragsverhältniss zwi- 
^:chon den Gemeinden und den Adjacenten und nicht bloss ein prekäres 
Vt-rhältniss. Der Umstand, dass die Strasse zum Doniaine pablic gehöre 
nnd daher extra cominerciom sei, schliesse nicht ans, dass an derselben, 
soweit sie mit ihrer Benutzung vereinbar, private Benutznnicsrorhte, welche 
sich jntistisch als Servituten kennzeichnen, — Art. 637, 686 code civil 
— bestehen ivönnen. Hieraus wird die Entschädignngspflioht wegen Ver- 
änderungen, welche der Hauseigenthfimer nicht vornehmen könne, obgleich 
sie die Benutzung aufheben oder erheblich beschränken, hergeieitef 



Nr. S. Entgeh, des Deutscheu Reichsgerichts« 
3. Straf-Senat Vom 22. Februar 18S3. 

CEBtoclb Jes Bete1iii«r. in Strafttehen. Bd. & 8.66— <!?. — Pifu& Aiditv t. £lMalKW«tn. ItU. 8.177.] 

Ll welohem Verhältnisse steht das Vergehen der Gefährdung des Trans- 
portes auf einer Etsenhahn im Sinne Ton § S16 Abs. % StG.B.'B, durch 
velelie der Tod eines Mensehen yerorsacht worden Ist» zu dem Vergehen 
der fahrlässigen Tödtung aus § 222 St.1}.B.'8? 

Verfehlt ist die Beschwerde des Angeklagten G., welche auszufahren 
ver8u<At^ dass, auch wenn einem der in § 316 Abs. 2 a. a. 0. bezeichneten 
Beamten neben, der daselbst gedachten Vernachlässigung seiner Pflichten 
noch eine Fahrlässigkeit im eigentlichen strafrechtlichen Sinne zur Last 
fUlt, durch welche der Tod eines Menschen verursacht wird, nur die Straf- 
bestimmung in § 316 a. a. 0. anwendbar sei, dagegen durch diese Vor- 
schrift die Subsumtion der That unter § 222 StG.B.X bezw. in ideeller 
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Gonenrrenz mit §316 Abs. 2 ii. a. 0., ausgeschlossen werde. Die im § 316 
Abs. 2 a. a. 0. gedaclite Pflichtvernachlftssigiing ist nicht identisch mit 
crimineller Fahrlässigkeit. Die letztere setzt neben dem objeetiv pflicht- 
widrigen oder sonst den Anfordenn^en soigfUtiger nnd gewissenhafter 
Handlnngsweise zuwiderlaufenden Verhalten snbjectiT die Znreehenbarlceit 
des darch dieses Verhalten herbeigefOhrten schädigenden Erfolges znr 
Schuld voraus, und hierzu ist erforderlich, dass der Tbftter den Eintritt 
dieses Erfolges bei Anwendung pflichtnia5^Ri!^< r Snr<]:faU auch hätte vor* 
aussehen können oder müssen. Der Tliatbestand der in § 316 Abs. 2 
a.a.O. gedachten Transportgeföhrdung, durch welche der Tod eines Mcii- 
Bchen verursacht worden, dagegen ist schon g^eben, wenn der eingetre- 
tene Tod eines Menschen objectiv im CausabEUsammenhange mit der PHicht- 
vemachiftssignng und der durch letztere veranlassten Transportgefährdung 
steht; er erfordert auf Seite des Thäters nicht die Vorhersehbarkeit diesör 
Folgen, er deckt sich daher keineswegs mit dem allgemeinen Thatbestand 
der durch Fahrlässigkoit verursachten TödtTin? oinrs Menschen (§ 222 
a. a. 0 ). Enthfilt aber die PflichtveniaelilassiguüC' zuiiit ich eine im (»bij?eii 
Sinne zurechenbare Fahrlässifrkeit, so concurrirt neben der Vorschrift in 
§ 316 Abs. 2 a. a. O. -/utcleieh dif Vorschrift in § 222 a. a. 0. Dass die 
Anwendung der letzteren Bestiinnning solchenfalls ansges^chlossen sei, ist 
weder ans dem Worthuite des (Gesetzes, noch aus inneren Orfinden. iin<l 
namentlich nicht aus den allKenieinen, dio Lehre von der Cuncurrenz der 
Delicte beherrschenden (Iruiidsiitzen zu folgern. Die von der Revision 
vertretene Ansicht würde aber auch zu dem widersinnigen, und deshalb 
vom Gesetzgeber keinesfalls gewollten Ergebnisse führen, dass, wahrend 
die fahrlässige Tödtnnp; eijies Menschen, wenn dal>ei zugleich die Verletzung 
einer besonderen I^erutspilicht vorliegt, nach § 222 Abs. 2 St.G. B.'s mit 
Gefaugniss bis zu fünf Jahren bedroht ist, der gleiche Thatbestand dann, 
wenn die Verletzung der Berufspflicht in der Vernachlässigung der in 
§ 316 Abs. 2 a. a. 0. bezeichneten Dienstpflichten besteht, im Strafmaximum 
mit einer nur dreijährigen Gefäognissstrafe bedroht sein würde. 



Nr. 0, JEntseb. des Ober-Landes-Gerichtä Dresden. 
1. Senat. Vom 23. Februar 1883. 

(RlnoB 0. LMtm AntuleD d. OlKLaBd.G«r. Dnadm. Hd. 4 8. ST8 1 — Ztg. 4. Vereloa Deatoeh. Blfenb. 

T«rw. 1889. 8. »7,798.] 

Hafipflieht des Staatsflsens sls Betrlebsunteniehmer einer Staatseisenhalm 
für die Sioherlieit der Wartesimmer, welche den mit FahrbiUets Yembeiien 
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Beisenden angewiesen Bind. AeoBsert hierbei der ümstand SMus, daes 
diese Bftnme zngleioli zu BestanratioDesirecken veimiefhet sind? 
Elfiger fordert vom Staatefiscne als BetriebBuiternehiDer einer KOnigl. 
Sftehsischen StaatseiBenbalin Ersatz deejenigen Schadens, welchen er durch 
das HerahfaUen eines Kronienchters in dem Wartezimmer HLCiasee des Bahn- 
hofegebändes zu 0. erlitten bat In I. Instanz, von welcber aber der Grand 
des Ansprache vorab entschieden worden ist, wurde die Klage abgewiesen. 
Anf Bemfang des Klägers ertcannte das Oberlandesgericht, dass der vom 
Klfiger geltend gemachte Ansprach seinem Grande nach als bestdiend 
anzuerkennen und die Sache zur Verhandlung und Sntscheidnng über die 
Höhe des Anspruchs an das Gericht I. Instanz zurfickzuverweisea aus 
folgenden Gründen: »Die Vorschrift des § 1507 des K. Sä(li>. Burg. G.-B.'s 
leidet aof den gegenwärtigen Fall keine Anwendung; sie handelt von dem 
Versehen der anmittelbarea Staatsbeamten, nidit aber von dem, welches 
die Bediensteten des Fiscus verschulden, welche bei dem Betriebe einer 
Eisenbahn verwendet werden. Die Sache liegt aber so, dass der Kläger 
nicht nOthig hat, zur KlagebegrünUung auf das Verschulden eines bestimmten 
fiscalischen Bediensteten Bezog zn nehmen. — Derselbe hat in voriger 
Instanz nach der Bemerkung am Schlüsse des Thutbestuiides „angen- 
biicklich" nicht zu behaupten vermocht, dass er zur kritischen Zeit 
einen P'ahrschein bereits gelöst habe. Hierin liegt kein ihm nachtheiliges 
Geständniss, welches nur im Wege des Widerrufs nach § 2G3 R -Oiv.-Proc- 
Ordimng beseitigt werden könnte, und zwar schon um deswillen nicht, weil 
der Beklagte darauf sich nicht bezogen hatte, dass der Klager eincu Fahr- 
vertrag mit ihm nicht gesehlossen gehabt habe (§ 261 das.). — In gegen- 
wärtiger Instanz hat er, wobei ilun § 491 Civ.-Proc.-Ordn. zur Seite steht, 
den Besitz eines Fahrbilkts zur Zeit des Unfalles behauptet und durch 
Vorzeigen des Fahrscheines überzeugend und ohne dass es noch der in- 
soweit angebotenen eidlichen Bestärkung bedarf, nachgewiesen, dass er am 
6. März 187U während seines Aulcuthaltes im Bahuhofsgebiiude zu 0. mit 
einem zur Rückf'aiirt nach Z. berechtigenden Fahrschein versehen gewesen 
sei. Der Aufenthalt in der Bahnhofsrestauration, in welcher Kläger durch 
das Herabstürzen des Krt iik'uchters bosehädigl wurde, ist nach Inhalt des 
vorigen Thatbestandes zugestunden. Dass aber dieser Raum nicht als ein 
mit dem Eisenbahubetriebe ausser Verbindung stehender anzusehen 
sei, ist dnrch die Aussagen der Zeugen B. und C« erwiesen, welche den 
Raum als den Wartesaal III. und lY. Ghisse bezeichnen, ebonso wie der 
Zeuge K. Bl. — Dnreh die Elnrichtang von Warteadmmem filr das die 
Eisenbahn benutzende Pnbliknm übernimmt der Betriebsnnternehmer yet- 
tFSgsm&ssig eine Leistnug zur Brieichterong and Bequemlichkeit des 
Pabliknms neben der die Befi^rdemng nmfassenden Hanptleistnng nnd 
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erhebt die Yergütuug daiQr mit dem. Preise des Fahraoheines. Damit 
fibernimmt er die Verbindlidikeit, den Passagieren nieht nur einen zum 
Anfenfbalte daiia vor dem Beginn der Fahrt angemessenen, sondern auch 
sichei'en Ranm zu gewähren, welcher ein uugefährdetes Yerweileu gestattet. 
Er haft^ in dieser Beziehung fi&r geringe Fahrlässigkeit, da man dem 
Obigen nach nicht sagen kann, dass. er keinen Yortheil ans dem Vertrags^ 
Terhfiltnisse habe (§ 728 K. S. Bflrg. G.-B.). Er gewährt die Leistung, 
um die Annehmlichkeiten der Benutzung der Eisenbahnen zu rermebren, 
und sucht und findet in dieser Weise eine Erhöhung seines yortheils aus 
dem Ertrage des Eisenbahnnntemehmens. Dass er einem Eastauratenr 
mieth- oder pachtweise gestattet, in dem Wartezimmer sein G^wethe aas- 
zuftben, kann dem Unternehmer gegenüber möglicher Weise dann von Be- 
deutung werden, wenn Jemand beschAdigt wird, der, dme ^en Fahr- 
vertrag abgeschlossen zu haben oder abschliessen zu wollen, ledi^ch zum 
Besuche der Restanration eintritt. Dies war aber nacli der obigen Fest- 
stellung im Tbatbestande bei dem Kläger nicht der Fall; dieser trat, wie 
er nachgewiesen hat, mit einem Falirschein versehen in den Ranm, welchen 
die Verwaltung fi&r den Aufenthalt der einen abgehenden Zop: erwartenden 
Passagiere angewiesen hatte. Aus der Bestimmung des Wartezimmers 
ergiebt sich von selbst die Nothwendigkeit, dasselbe während der Abend- 
und Nachtzeit zu erleuchten. Dabei ist es einflusslos, wenn der Unter- 
nehmer die Sorge für die dazu erforderlichen Einrichtungen im Mieth- oder 
Pachtvertrage dem Restaurateur auflegt. Es mindert dies nichts an seiner 
Verbindlichkeit, für die Sicherheit der in dem Wartezimmer sich aufhalten- 
don Passagiere ancli insoweit zu sorj^en, als dieselbe durch einen Schaden 
«n der Befestigung der ßeleuchtungsvorrirlitnngen genihrdr't werden kann. 
AVäre dem Beklagten, dem Kläger gegenüber, die ErtQliiing dieser Ver- 
pfliehtnn? in n^t'-efT des llerabfallens des Leuchters, welcher den Kläger 
beschädigte, uumüglich geworden, so würde eine Versclmldnng des Be- 
klagten nach § 731 K. S. Burg. G.-B. so lau-' /.n vennutheii sein, aU 
er nicht dargethan hatte, dass die Unmöglichkeit von dem Kläger ver- 
schuldet sei — wovon hiei- nicht die Rede ist — oder doch in einem 
Zufall iliHMi (irund gehabt habe. Vom Kläger wird aber direet eine Ver- 
schnlduug des Beklagten behauptet. Er sagt, das Herabfallen des l.euchters 
sei dadurch verursacht worden, dass zwei Bedienstete des Beklagten den- 
selben, nachdem er aus Anlass eines fiscalischen Baues herabgennnimen 
worden, ungenügend befestigt hätten. Der Beklagte bestreitet die?, lahrt 
jedoch au: „Die Befestigung sei mit Draht hergestellt gewesen, welcher 
nach und nach durch das Drehen des Leuchters beim Put7cu und Anzünden 
schadhaft geworden und endlich durchgerieben worden sei. Es ist klar, 
dass auch die zuletzt erwähnte Schadhaftigkeit hätte bemerkt werden 
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infi8S0D, weim zar AbwendaDg von Sdiaden diejenige Sorgfalt angewendet 
worden wäre, za welcher den Beklagten das Vertrags^erfaflltniss verpflichtete, 
in dem er zn den Reisenden stand (§§ 728, 123 das.). Die Möglichkeit 
des Herabfollens eines so schweren Gegenstandes ans Anhies einer nn- 
geniSgenden Befestigung nnd der Schaden, welcher dadurch fSr die Reisen- 
den Idcht entstehen konnte, mnsste erwogen und dem Herablisllen des 
Leuchters durch zeitweilige ReTision der Befestigung Torgebeugt werden. 
Auf die Vornahme dieser Yorsichtsmaassregel hat sich Beklagter nicht be- 
zogen. Die Unterlassung derselben begrflndet fBr sich eine Yerschnidung 
und der Beklagte kann sich daher nicht darauf berufen, dass der Sehaden 
ein zufiUüger sei und ihm die Verletzung nicht zugerechnet werden könne. 



Kr. 10. EntMli. des F^ranss. Oher^Terwilt Gerichts. 
1. Senat Vom 28. Februar 1883. 

(Prems. Ainhtr t l!belib.W«Ma. IffiS. S. 868— 894.] 

YertheiluDg der Unterhaltungslast bei den ans Riioksicliten des Eisenbaliu- 
baues veränderten oder verlegten öffentlichen Wegen. 

Die Halle -Soraii- Gubener Eiseiiliahn (lurchschüeidet im Bezirke der 
Landgemeinde Gross-Kyhna den von diesem Orte nach Qoering bezw. 
Gross-Lissa führendeu Cooimuuicationsweg au der Stelle, an welcher sich 
derselbe nach den letzteren beiden Orten hin theilt. Beim Ban der Bahn 
ist der Weg dem laud* ^polizeilich genelmi igten Bauplane entsprechend im 
Niveaa der Eisenbahn über diese weggeführt worden, wobei, da der Bahn- 
körper gegen das umliegende Terrain erhöht ist, die drei angrenzenden 
Wegestrecken durch Aufschütten von liampeu au das Bahuplauum haben 
herangeführt werden müssen. 

Durch Verffiprnng vom 7. Juni v. J. hat der zuständige Amtsvorsteher 
der gedachten Etseubahugesellschaft aufgegeben, jenen Weg, soweit auf 
demselben Rampenschüttungen stattgefunden hal)t'u (auf der Seite nach 
Kyhna etwa G2 laufende Meter, auf der nach Quering ebensoweit und auf 
der nach Gross -Lissa etwa 54 laufende Meter weit) durch ZnfüUen der 
Löcher und demnächstige 15 Centimeter starke Eiesschüttung zu bessern. 
— Die Gesellschaft hat sich der Wegebessernng nur innerhalb der am 
Bahnpianum befindlidieu Barrieren (nach der Anzeige des Gemeindevor- 
stdiers ^om SeUenenstnuige nach Gross-Kyhna 13 Meter, Bich Lissa and 
nach Quering je 14 Meter weit) unterzogen, im Uebfigeu aber, da sie 
nidit sieh, sondern die Gemeinde Gross-Kyhna nach öffentlichem Becht 
ffir wegebaupflichtig erachtet, gegen jene Verfügung Einspruch und auf 
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den diesen abweisenden Bescheid des Amtevorstefaers vom 10. Juni t. J. 
Klage im gegenwärtigen Streitverfalirett mit dem Antrage erhoben, 

die gedachten Verfugangen des Amtsvorstehers anfzaheben, den 
fraglichen Weg, soweit nicht das dnrch die Barrieren begrenzte 
Bahnplannm in Frage Icomme, flOr einen öffentlichen Gommnni- 
cationsweg zn erklären nnd die Yerplliehtnng zu der ihr ange- 
sonnenen ünterfaaltang desselben der Gemeinde Gross-Eyhna anf- 
znerlegen. 

Dem Antrage der Beklugtun eutsprechend erkannte der Ereisanssehnss 
des Kreises Delitzsch am 12. Jali v. J. anf Abweisnng der Klage, da die 
vor dem Jahre 1S74 stattgefdndene Wegefiberfiihmng sich als eine Anlage 
im Sinne des § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 darsteile, 
woraus ohne Weiteres nach eben diesem Gesetze die Verbindlichkeit der 
Elilgerin znr Unterhaltong derselben folge. 

Anf die gegeu diese Entscheidung von der £QSgerin eingelegte Bem- 
fong hat dagegen das Königliche Bezirks- Verwaltnngsgcrieht zn Merseburg 
am 24. October v. J. abändernd dahin erkannt, 

dass die Verffieraogen des beklagten Ämtsvorsteliers vom 7. nnd 
15. Jnni 1882 der Klägerin gegenüber ausser Kraft gesetzt wer- 
den und die niitbekla}^t(! (Icmeinde Gross-Kyhna zur Ausluhninir 
der von dem Aintsvorstuher gefurdertcn Wegebesseruug iniierLalb 
eines von dem Amtsvorsteher neu zu bestimmenden Zeitraums 
verpflichtet werde. 

Auch der Berufuiigsncliter geht davon aus. dnss sich die Herstellung 
der Rampen zur Ueberführung dis Weges allerdings als eine Anlage im 
Sinne des § 14 des Eisenbahogosetzes charakterisire. Zu ihrer Unter- 
haltung, soweit die mit der Erhö Innig der Wegestrecken in Verbindung 
stehende Wegeiiuderung. iiaincntlich iiUn die lldhe und das gleichmä^sige 
Gefalle des Wegeplanums, die Wasscrdurchlä.^se und die angeblich vorhan" 
dene Futtermauer in Frage ständen, sei die Klägerin nach § 14 a. a. 0. 
verplhchtet, nicht ubur, soweit die nach wie vor bestehende Wegeeinrichtung 
in Betracht komme. Um eine Unterhaltung der Rampen des Wegeüber- 
ganges handle es sich hier aber nicht, vielmehr um die der oberen Fahr- 
bahn. Dafür, dass von der UoterhaHnng dieser die vor dem Eisenbahnban 
znm Bau Aet Wi^strecke unzweifelhaft verpflichtet gewesene Gemdnde 
Grose-Kyhna entbanden sei, biete der § 14 a. a. 0. keine Handhabe. Dass 
durch die Erhöhung der Wegestrecken die Fahrbahnunterhaltnng eine 
schwierigere geworden, sei von der Gemeinde nicht behauptet und ohne 
Weiteres nicht anzunehmen, da die SteigungsverhSltnisse auf den Rampen 
nur sehr mftssige seien. 

• 
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Gegen diese Sntseheidiing haben die Beklagten xeditzeitig die Bevi- 
sioD eingelegt. — Dieselben werfen dem Yorderrichter Yerletziing des § U 
des Eisenbahngesetzes Tom 8. November 1838 dnrch Nichtanwendung vor, 
indem sie die Annahme bestreiten, dass dnrch die erfolgte Höherlegung 
der Wegefahrbahn eine Veründenmg der bestehenden Wegeeinrichtung nicht 
vemrsacht sei. Vielmehr bringe die bis auf etwa 3 Meter ansteigende Er- 
hfthnng der Oberfläche eines nnr — 11 Meter breiten Weges schon an sich 
eine Aenderong des früheren Znstandes insofern mit sich, als, wie ein 
namhaft gemachter Sarin erständiger begatachten werde, eine derartig er- 
höhte Wegefalirbahn dem Drucke der von ihr zu tragenden Lasten weit 
geringeren Widerstand entgegen zu setzen vermöge, wie die mit den an- 
grenzenden Grundstücken in einer Ebene liegende, nnd daher in kürzeren 
Zwischenräumen wiederkeiirender Kepnrntnreu bedürfe. Ferner sei vor- 
liegenden Falls aber ancii seitens der Kisenbahngesellschaft nicht einmal 
Vorkehrang getroffen, die Einrichtung, welche vor der Erhöhung bestanden 
habe, in gleicher Weise wieder herzustellen. Auf dem früheren Wege habe 
sich eine ungelahr 6 Zoll starke Decke von Steinschlag l)efumlen, während 
die Gesellschaft bei Anlegung der Rampon lediglich Knie venviuidt und 
Sand darauf gebracht habe, ohne für die Autleguug einer richtigen Stein- 
decke Sorge zu tragen. Beim Mangel dieser Decke bildeten sich aber 
viel leichter Senkungen und Löcher, welche eine Besserung nOthig machten. 
Hätte die Eisenbaliugesellschaft die Oberfläche mir Steinst Ii lag gedeckt, so 
würden die jetzt nöthigen Ausbesserungen nicht erforderlich sein. Danach 
enthalte die von der klagenden Gesellschaft vorgeuuiiimene Wegeänderung 
eine Acndernng der früher vorhanden gewesenen Wegeeinrichtung, welche 
die jetzt nothweudige Herstellung und Befestigung des Wegeoberbaues zur 
Folge gehabt habe. Dieselbe falle also nach der von dem Bezirks- Ver- 
waltnngsgerichte selbst adoptirten Auslegung des § 14 des Eisenbahn- 
gesetzes der Gesellschaft znr Last 

Die Elllgeiin hai diese sSmmtlielieE fhatsilelilidien Angaben bestiitteit 
Sie behauptet, dass Fahrbahnen, weldie, wie die hier in Bede steiieDde, 
in wenig geneigter Bbene Ifigen und auf einem wohl befestigten ünter- 
gnmde rollten, gegen Abnntamng ebenso widerstandsfUiig seien, wie die 
in gerader Ebene liegenden, ferner, dass der Weg vor dem Balinbaa 
kdneswegs mit Steinschlag regebnAssig befestigt gewesen, dagegen aber 
das Plannm der Rampen mit 6 2k>ll starker Packlage versehen, die Zwi* 
schenrftnme mit Steinsehotter ausgefüllt nnd das Ganze demn&chst abge- 
Idest sei. • 

Es war, wie geschehen, zu erkennen. 

Die Bevifiion ersdieint gereehtfertigt, wenn aneh ans anderen, als den 
TOD den Beklagten geltend gemachten Gründen. Der Bemfongsrichter 

Sfer* KtmnlnhiiwclitMche BatMliddUiCMi. ^HL 3 
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macht seine Entscheidoug lediglich von der iirage abhängig, daes es sidi 
bei der hier fragliclien Wegefiberfühnuig um eine Anlage im Sinne des 
§ 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 handle; dies wird, in- 
dem bei Veränderungen an Wegen für die Unterhaltungspflicht aus § 14 
zwischen der Verändemni? und der nacli wie vor bestehenden Wegeeiu- 
i'ii-htanq: unterschieden wird, für den durch An;?chiittung von Rampen her- 
gestellten Unterbau bejaht, für die obere Wcijf^fahrbaim, die hier ^ä'ijcssert 
werden soll, verneint. Diese ganze Begründung ist insofern eine r chts- 
irrthümliche, als für die Beurtheilung der Verpflichtung zur Unterhaltung 
der in Rede stehenden Wegeübcrführuug der § 14 a. a. 0. überhaupt 
nicht in Betracht kommt. — Diethe Gesetzesvorschrift handelt nicht, wie 
der spätere § 14 des Kuteiguungsgesetzes vom 11. Juni 1874, von Au- 
lagen im öffentlich en Interesse zur Sicherung gegen Gefahren und 
Nachtheile, sondern anssehliessLich von solchen, welche die Regieraug au 
Wegen u. s. w. nöthig findet, damit die benachbarten Grundbesitzer gegen 
Gefahren und Nachtheile iu Benutzung ihrer Grundstücke gesichert wer- 
den. Eine {jolclie Anlage steht hier nicht in Frage, sondern ein öffent- 
licher Weg, der zwar auch für die benachbarten Grundbesitzer nutzbar 
ist, unz Aeitelhaft aber weit hierüber hinausgeiienden Zwecken, uamlicii 
dem öffentlichen Verkehrsinteresse zu dienen hat. — Kanu daher 
schon seinem Wortlaute nach der § 14 des Eisenbahngesetzes auf eine 
solche Anlage der Regel nach keine Anwendung finden, so erhellt weiter 
auch ans dessen Entstohnngsgescfaiehte, welche in einem im Archiv für 
Eieenbahnwesen, Jahrgaug 1883 Seite 171 ff*, verOffentikliten Endurtheil 
des unterzeichneten Gerichtshofes vom 18. November v. J. mitgetheilt ist 
dasB der Gesetzgeber keineswegs beabsichtigt hat, den § 14 a. a. 0. auf 
Anlagen im Öffentlichen Interesse zu beziehen, vielmehr davon ausgegangen 
ist, dass Aendemngen an öffentlichen Wegen, wie eine solche hier in 
Frage steht, im Wege der landespolizeilichen Feststellnng der Bahnlinie 
gemftss § 4 desselben Gesetzes angeordnet bezw. genehmigt virerden würden. 

Die angefochtene Entscheidung, welche lediglich auf einer Abmessung 
der Unterhaltungspflicht der Klägerin nach Maassgabe des $ 14 des Eisen- 
bahngesetzes beruht, ist hiernach rechtsirrthümlich begründet und unter- 
liegt der Aulhebung. 

Ffir die freie Beurtheilung der Sache ergiebt sich weiter aus Vor- 
stehendem, dass die Frage, welche allein Gegenstand der Ausfilhningen in 
der Bevisionsbeschwerde ist, nicht entscheidend ist, ob nfindich im Sinne 
jenes § 14, falls er überhaupt hier in Betracht käme, so, wie es der 
Berufungsrichter will, zwischen Veränderung und nach wie vor bestehender 
Wegeeinrichtung unterschieden, und die neu auf der Rampe hergestellte 
Fahrbahn, weil sie an Stelle des alten verschütteten Wegeplanums 
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getreten ist, als nach wie vor bestehende Wegeeinrichtung angesehen 
werden könnte. 

Maassgebend sind vielmehr die folgenden, gleichfalls bereits in jenem 
Endnrtheil vom 18. November v. J. dargelegten Cresichtspnnkte: der Eisen« 
bahnbaa kann nicht erfolgen, ohne dass durch denselben in weitem Um- 
fange in den Bestand polizeilicher, dem öffentlichen Interesse dienender 
Anstalten, namentlich in den der öffentlichen Wege, etngegrifilBn wird. — 
Daza bedarf es polizeilicher Genehmigung; diejenige Instanz, welcher die 
Obhut über die verschiedenen Einrichtungen fOr den öffentlichen Verkehr 
zusteht, soU über den Aasgleich der concurrireuden Interessen der ein- 
zelnen Yerkehrsanstalten befinden. In diesem Sinne soll nach § 4 des 
Eisenbahn ^osetzes (die durch das spätere Enteignungsgesetz etwa eiuge- 
fäbrten Modificationen des Verfahrens nud der Zuständigkeit kommen hier 
nicht in Betracht) aach fes^estellt werden, welche Veränderungen der 
Eisenbahnbaa-Unternehraer an«: Anluss des Bahnbanes au öffentlichen Wegen 
vorzunehmen hat. Es geschieht dicö durch die Feststellung der Banpro- 
jecte seitens des Ministers (jetzt des der Öffentlichen Arbeiten), sowie auch 
demnächst, namentlich bei Gelegenheit der Prüfung und Abnahme des 
Baues, durch die Landespolizeibehörde als Organ des Ministers, der jeder- 
zeit um seine schliessllche Eutscheidniig angegaui^en werden kann. Dem- 
gemäss ist auch hier uiislreitig die in Rede steheude Wege Überführung 
landespolizeilich gutgeheissen worden. Bei diesen polizeilichen Anord- 
nungen und Oenehmigungen ist friiherhin und so auch hier regelmassig 
nichts ausdrücklich, wie es jetzt nach § 14 des Enteignungsgesetzes ge- 
schehen soll, über die Ptiicht zur Unterhaltung der veränderten oder neu 
anj^elegtf'ii Wege u. n. w. bestimmt worden. Daraus folgt jedoch nieht, 
tlass die landespolizeiche bezw. ministerielle Anordnung oder Gutheissang 
solcher Wegeiinderungen für die Frage der l'nteriialtungslast bedeutungs- 
los sei, dass nach wie vor die Polizeibehörde lediglich den nach örtlichem 
öffentlichen Recht im Allgemeinen Wegebauplüchtigen zur Unterhaltung 
der ohne sein Zuthun veränderten Anlagen anhalten uud demselben hIm r- 
lasseu solle, wie er etwa zum Ersatz seines Schadens gelangen möge. Es 
ist nicht anzunehmen, dass die Landespolizeibehörde, indem bie einer Eiseu- 
iiahiigesellscbaft die Aenderuug öffentlicher Wege gestattet und den im 
luteresse des Bahnbetriebes geschaffenen Zustand polizeilich schützt, da- 
mit den Wegebaupflichtigen in eine ungünstigere Lage versetzen wolle, 
als jeden Privateigenthfimer, gegen welchen das Recht zur Zwangsenteig- 
nung angewandt wird. Danach kann, wenn eine besondere Regelung der 
ünteihaltungslast bei der polizeilichen Anordnung oder Genehmigung der 
Aenderung Öffentlicher Wege nicht stattgefunden hat, als Inhalt und Ans- 
HaBB eines solchen Öffentlich rechtlichen, polizeilichen Actes zwar nicht 
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dies angesehen werden, dass die Eleenbahngesellsohaft die ünterfaaltnng 
ohne Rücksleht anf das sieh ans der HersteUnng der Anlage zwischen ihr 
und dem ordenflichen Wegebanpilichtigen nach aUgemeinen Beohtsgnind- 
s&tzen ergebende BeehtsveihSltniss und im Widersprach mit demselben 
unter allen ümatftnden allein übernehmen solle, wohl aber dies, dass nach 
dem Willen der LandespolizeibehOrde die Unterhaltung der Anlage inso- 
weit durch die Gesellschaft zu erfolgen hat, als erforderlich ist, um eine 
Rränknng des Rec)its des ordentUchen Wegebanpflichtigeii durch Vermeh- 
rung seiner Baulast ausznschliessen. In diesem Sinne entspricht die laa» 
despolizeiliche Genehmigung oder Anordnung dem Rechtsverhältniss der 
Betheiligten nach gemeinem Recht. Nur so kann sie daher auch, falls 
nicht ausdrücklich Abweichendes bestimmt ist, verstanden werden. End- 
lich hat die Wegepolizeibchörde, welcher die Ueberwachung der herge- 
stellten Wegeanlage obliegt, dieses Rechtsverhältniss für ihre Anordnungen 
zu berücksichtigen. Denn es handelt sich nach Vorstehendem keineswegs 
nur um privatrechtliche Entschädigungsansprüche des Wegebaupflichtigen 
gegen die Eisenbahngesollschaft wogen Vermehrting der Wegebaulast, son- 
dern um die dio-;"!- Gesellschaft aus einem landespolizeilichen Acte und 
80 aus einem Grunde des üffi^ntlicheu Rechtes erwachsende Verbindlichkeit. 

Bei der Anwendung dieser Reehtsgrnndsätze auf den vorliegenden Fall 
kann die Gemeinde sich als die der Recel nach in ihrem Bezirke VVege- 
baupliichtiiTf» von der streitigen Wegebesserung nur insoweit befreien, als 
von ihr iiaciigewiesen würde, dass dieselbe durch die von der Klägerin voll- 
zogene Aenderung der Wegeanlage ersehwert wäre. Es ist also nach der 
concreteu Sachlage allerdings von der Beurth(?ilung der Wegt'i)aiilast hin- 
sichtlich des gesammten neu gestalteten Wegekörpers abzusehen und so, 
wie es der Berufungsrichter für die Handhabung des hier nicht raaass- 
gebenden § 14 a. a. 0. will, zwischen dem Wegeunterban, den IJarapen 
und ihrer Couistruction als Trägerin des Piauums und diesem letzteren 
selbst zu unterscheiden. Daiaii> ergiebt sich als die allein zu beantwor- 
tende Frage, ob und eventuell in welchem Maasse die Unterhaltung des 
Planums als eine Mehrbelastung der Gemeinde im Verhältniss zu dem 
früheren Zustande dargethan ist, eine Beschränkung des Streitgegenstandes, 
durch welche zugleich die Schwierigkeiten vermindert werden, welche der 
Handhabung der ReditsverfasUtnisse zwisdimi den wegebaupfiichtigen Ver- 
bänden und den Eisenbahugesellsdiaften in technischer Bedehung ohnehin 
entgegenstehen und welche die amtliehe Thfttigkdt der OrtapoHzeibehOrden 
leicht Aber deren Erftfte in Anspruch nehmen können. 

In thatsfichlicher Beziehung hat bereits der Berufungsrichter hervoi^ 
gdioben, dass ffir die Unterhaltung der Fahrbahn aus der von der ElAgerin 
bewirkten Aenderung der Wegeanlage eine Erschwerung nicht resnltire. 
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Dies ist mm zwar in der BeTisionsbesobwerde bestritten, und behauptet 
worden, dsss sich eine Hefarlast in der Ünterlialtang aas der verminderten 
WiderstandsfUiigkeit des in Form von Rampen erhöhten Wegekörpers 
ergebe. — Allein, ganz abgesehen davon, ob eventnell nicht in Betracht 
kSme, dasB die von der Gemeinde zn nnteifaaltenden Wegestflcke nm die 
Theile, welche zwischen den Barrieren der Bahn von der KIftgeiin nnter- 
halten werden, nnd zwar anseheinend , nicht unerheblich gegen frfiher ver- 
kürzt sind; so ist* anch jene Behaaptnng derartig nnbestimmt nnd nnvoll* 
stftndig, dass dnrch sie dar der Gemeinde allein zustehende Einwand, 
nsmentlich hinsichtlich des Haassstabes für die Vertheüung der Wege- 
banlast, gar nicht substantiirt wird und dieselbe daher im gegenwftrtigen 
Yerfishren auch nicht wohl weiter Berficksichtigang finden kann. Eben 
dies ^It ans anderem Grunde von dem weiteren thatsächlichen Inhalte 
der ßevisiousbeschwerde. — Wenn nach demselben die ursprfingliche 
Anlage des Wegeplannms auf den Rampen, sei es absolut oder doch im 
* Verhftltniss zu dem früheren Zustande des Weges, eine mangelhafte ge- 
wesen ist, so mag sich daraus vielleicht ein civilrechtlicher £ntschädigungs- 
aosprueh der Gemeinde herleiten lassen. Hier dagegen sind jene Vorgänge 
rechtlich bedentnuglos. Denn es handelt sich nicht um die polizeiliche 
Abnahme der Rampen nach ihrer Vollendung, sondern um die Beseitigung 
von Mängeln der Fahrbalm auf denselben, welche nach Ifuiq-er als zehn- 
jühiiger Bcinitzung hervorgetreten sind. — Für die Ahiuesisung der Ver- 
pflichtung zur laufenden Unterhaltung kommt aber in thatsächlichor Be- 
ziehung lediglich der jetzige Zustand des Weges, und, was das Theil- 
nahraeverhiiltniss der Parteien anlautet, die Construction und ursprüngliche 
Anlage der Rarapen nur insoweit m Betracht, als sich daraus eine dau- 
ernde Erschwerung der Unterhaltungslast und so ein iu jedem Banfalle 
brauchbarer Yertheiluniismaassstab ergiebt. Die Ortspolizeibehörde würde 
ihre Zuständigkeit überschreiten, falls sie die ursprüngliche Anordnung 
nnd thatsächliche Herstellung der jetzt zu unterhaltendou Wegeanlage^ 
welche zu ihrer Zeit puiizeilich zu genehmigen und zu überwachen waren, 
in anderer als der angedeuteten Beziehung lür die von ihr zu treffende 
Entscheidung berücksichtigcü wollte. 

Nach alle Dem war die angefochtene Kntscheidaug aufrecht zu 
erhalten. 
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Nr« IL Euteeli. des Prenss. Ober-Yerwalt. Geriehts. 
1. Senat Vom 8. März 1883. 

tEsticIl. d«a PrMM. OkY«rw.Gcr. Bd. 9. S. XK',-?>'r.K - Preuss. AkUt IXlMiilkWeND. im 8. 41t 

117 iHv}, s. 4'X] 

Gegen die auf Grund des § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 
bezw. der §§ 14, 15 des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 ergangenen 
landespolizeilichen Verfügungen des Regierungspräsidenten findet der Re- 
curs an den Minister der öffentlichen Arbeiten, nicht aber das Verfahren 
gemäss § 66 des Gesetzes über die Organisation der allgemeinen Landes- 

Verwaltung vom 26. Juli 1880 statt. 

Die am 12. September 1880 eniffnete Paulinenaue-Xeunii>piner Ei>^t'n- 
baliii (Inrchschueidet in der Feldmark Fehrbellin Acker- und Wieijuupiuue 
der Königlichen Domäne daselbst, insbesondere die zu dieser gehörige grosse 
Amts- oder Büchwiese von Süden nach Xorden. An der südlichen Seite 
grenzt die Wiese an den Rhin- oder Fehrbeliincanal nnd ist von dem- 
selben durch einen breiten, von Ost nach West laufenden Damm, den «sog. 
Rhiubord, getrennt. Dieser Bord steht in der südwestlichen Ecke dt-r 
Wiese mit einer Chaussee in Verbindung nnd bildete vor dem Bau der 
Eisenbahn den Weg zur Al»fiihr des auf der Wiese gewonnenen Heues. 
Nördlich vom Rbinbord war auf der Wiese ein Hülfsdamm augelegt und 
mit dem Bord in Verbindung gebracht zu dem Zweck, um den Transport 
des Heues von den entfernten Theileu der grossen Wiese nach dem Rhiu- 
bord hin zu erieiGhteni. Bei dem Bahnban ist nach dem laDdespolizeili^h 
genehmigten Projekt desselben der Bhinboid dnrdi den Bahnkörper nntei^ 
brochen und nur jener Hülfsdamm im Niveau der Bahn fiber diese weg- 
geführt nnd naeh seiner Ueberffthrang anf der westliehen Seite der Bahn 
dnrch einen dieser parallel nenangelegten Weg mit dem Rhinbord ink 
Verbindung gesetzt worden. 

Die Entw&ssemng der Wiese ist früher dnrch einen anf der inneren 
Seite des Rhinbords entlang laufenden Graben bewirkt worden, welcher 
gleiehfaUs in der südwestlichen Ecke der Wiese seinen Abflnss hat. Anch 
dieser Graben ist dnrch den Bahnkörper durchschnitten nnd bei der landes- 
polizeilichen Feststellnng des Banprojectes der Eisenbahngesellsdiaft auf- 
gegeben worden, den Graben anf der östlichen Seite des Eisenbahndammes 
in einem diesem parallel anzulegenden Graben mit zwei Plannmsdnrch- 
lässen „an geeigneter SteUe** fortzusetzen. 

Unter dem 26. September 1881 beschwerte sich die Abtheilong tk 
directe Stenern, Domänen und Forsten der königlichen Regierung zn 
Potsdam in Vertretung des Domänenfiscns bei dem Präsidenten der könig- 
lieheu Regierung daselbst darüber, dass der westlich vom Bahndamme 
projectirte Parailelweg ungenügend hergestellt nnd die Entwftsserungs- 
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aokge insofern ganz unbrnehbar sei, als der anf der Östlichen Seite des 
Bahnkörpers gezo^^ene Graben ohne gehörige Böschungen sei, nnd der 
SOhrendnrchkiss, welcher das Wasser ans demselben auf die andere Seite 
der Bahn leite, anf dieser keine Verbindung mit dem Abzugsgraben am 
Rhinbord habe, so dass das Wasser hier frei auf die Wiese ablaufe und 
diese versumpfe. Im Laufe der Aber diese Beschwerde Teraulaasten Unter- 
suchung wurde ^endlich noch die Anforderung erhoben, dass, um emem 
dringenden, wirthschaftlichen Bedfirfhisse abzuhelfen, auch auf der Ostlichen 
Seite der Bahn der Rhinbord mit dem Aber die Bahn gefQhrten UQ1&- 
dämm durch einen der Bahn parallel anzulegenden Weg in Verbindung 
gesetzt werden rafisse. 

Sowohl dieser letzteren Fordemng als auch der einer Vervollstänrli- 
gnng der Entwässernngsanlage wnrde Seiten- !< r Kisenbahngesellsohaft 
widnrspröchen, darauf jedoch der letzteren durch Verfügung des Präsi- 
deuten der königlichen Rf^ciemng zu Potsdam vom 23. Mai 1882 aufge- 
geben, den geforderten Verbindungsweg östlich des Bahnkörpers anzulegen, 
da ohne diesen das Heu auf der fiscalischen Wiese nur mit einem zu 
dc?son Wertho in keinem Verhfiltniss fiTehcndon Zc\t- und Arheitsvcrluste 
pi,]fr(v'niti't werden könne, nnd den Wasserdnnhhiss anf der westlichen 
Seite der Bahn (hireh einen (Iraben mit dem Abznicsffraben am Rhinbord 
zu verbinden, da das Wasser selbstverständlich nicht wild ablaufen dürfe. 

Gegen diese Verfügung legte die Eisenbahngesellschaft Beschwenle 
an den königlichen überpräsidenteu ein, indem sie hervorhob: zwisehen 
ihr und der könicflichen Regiernris: zu Potsdam als Vertreterin des L is* us 
sei über die Abtretunj^ des zujü Mahnbau erforderlichen Terrains ein Ver- 
trag vom 22./29. April 1880 abgesdilossen, in welchem die wechselseititien 
Leistungen beider Contrahenten <;cunn fixirt worden seien, insbesondere 
anch betreffs der von der Ges(>]lseiiaft anzulegenden iiugangswege, üeber- 
ganse nnd Abzugsgräben. Auf Grund dieses Vertrages sei das zum Bahn- 
baa erforderliche Terrain längst überwiesen, die Entschädigungssumme 
festgesetzt und gezahlt. — So wenig wie einer Privatperson könne nun 
dem Domänenfiscus das Recht zustehen, Ansprüche über die vertrags- 
mässigen Bestimmungen hinaus zu erheben. Seien durch die Bahnanlage 
für die fiscalischen Grundstücke Nachtheile entstanden, so seien diese 
durch die gezahlte Entschädigungssumme mit umfasst und abgegolten. 
Jedenfiüla handele es sich um privatrecfatliehe, nur im ordentUchen Rechts- 
wege zu erledigende Streitigkeiten. SelbstyerstSndlich f&aden hier die ge- 
setzlichen Vorschriften Aber Zwangsenteignung nicht Anwendung, eventuell 
wftrde nach den $§ 31 und 25 des Gesetzes fiber die Enteignung Ton 
Gmndeigenthum gleichfalls nur der ordentliche Rechtsweg stattfinden. 

Von dem IcGniglichen Oberprftsidenten mit dieser Beschwerde durch 
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Bescheid vom 2. September 1882 abgewiesen, hat die Eiaenbahngeaell- 
sehalt liistzeitig Klage erhoben mit dem Antrage, 

diesen Bescheid und die Vetfllgong des königlichen Regiemngs- 

präsidenten vom 23. Mai 1882 anfznheben. 
Znr Begrfinduug der Klage werden die Ansfährangen der Beschwerde 
im vesentliehen wiederholt, iosbesondere, dass der § 14 des Eisenbahn- 
gesetzes vom 3. November 1838 nnr bei Expropriadonen Platz greife, 
nicht aber da, wo, wie im vorliegeuden Falle, die znm ßiBeiibahnbaii er- 
foiderlichea f lAclien im Wege gütlichen Uebereinkommens vertragsmftssig 
erworben seien. Ffir ein £ingreifen der tandespolizeibehOrde fehle hier 
jede Bufugniss. 

Der beklagte königliche Oberpräsident hat dem gegenüber gleich wie 
in dem anp:efochtenen Bescheide ausgeführt, dass der § 14 des Gesetzes 
vom 3. November auch von denjenlc«'n iu Auspnub genommen 

werden kRnne, welche den nöthigen Grund uud Boden vertragsmässisr 
überlassen hätten, es sei denn, dass sie in dem Vertrage — was hier 
nicht der Fall — ■ ausdrücklich darauf verziflitel hätten. 

Die Klage musste als gesetzlich üoerhaupt nicht 'zulässig abgewiesen 
werden, ohne dass also auf eine Prüfung des angetocktenen Bescheide iu 
materieller Beziehung einzugehen gewesen wäre. 

Unzweifelhaft kann die erhobene Klage, wenn überhaupt, so nur auf 
Grund des § Gti des ürganisatiousgesetzes vom 26. Juli 1880 statthaft 
sein, nach welchem „gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungs- 
präsidenten" die Beschwerde an den Oberpräsidenteu und gegen dessen 
auf die Beschwerde erlassenen Bescheid die Klage bei dem Ober- 
Verwaltungsgcrichte nach Maassgabe der i3estin)niuugeü des § 63 Abs. 3 
und 4 stattfindet. Da.ss diu hier zum Gegenstände der Beschwerde und 
Kluge gemachte Verfügung des Präsidenten der Königlichen Regierung zu 
Potsdam vom 23. Mai 188*2 eine polizeiliche ist, unterliegt keinem Zweifel. 
— Käme daher der Wortlaut jenes Gesetzes allein in frage, so m&sste 
der Weg der Beschwerde und Klage -nach demselben allerdings schon offen 
stellen. Eine derartige nnr die WortEassnng berücksichtigende Handhabung 
des Gesetzes ist jedoch nnstattbaft Vielmehr kommt in Betracht, dass 
der § 66 sowohl nach seinem Inhalt, wie nach seiner Stellung im Gesetz 
Aber die Organisation der allgemeinen LaDdesverwaltnng eine aUgemeuse 
Norm ist, die als solche nur da eintritt, wo die Znstftndigkeit der 
VerwaltoogsinstaDzen nicht durch besondere Gesetze abweichend geregelt 
worden ist. In dem § 63 des Organisationsgesetzes, welcher von den 
Rechtsmittehi gegen polizeiliche VeifBgnngen der Orts- und Kreispolizei- 
behOrden handelt, ist dies mit den Worten: ^soweit das Gesetz nicht ans- 
drucklich Anderes bestimmt*", besonders hervorgehoben. Die §§ 68 und 66 
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geböroD ein and demselben Titel des Gesetzes an, welcher die „Rechts- 
mittel gegen polizeiliche Vetfüguigen*' regelt. Der Grundgedanke dieser 
Organisation, welcher ans dem § 30 des Znstftndigkeitsgesetzes vom 
36. Jnli 1876 in den § 68 des Organisation^setzes fibemommen wnrde, 
ist in § 66 aof die höhere Stnfe der LandespoUzei angewandt Wenn 
dabei jene Worte dee § 63 im § 66 nicht wiederholt sind, so ist dies 
gewiss nicht geschehen, um in dem letzteren etwas Abweichendes zu be- 
stimme n. Vielmehr liegt die Aonahme weit n&her, dass man auch ohne 
jene Wiederbolang die Bedeataug des Gesetzes als einer allgemeinen 
snbsidifiien Norm filr erkennbar eracbtete. Zu der entgegengesetzten 
Auslo^ng: wilrclo man nicht kommen kOnnen, ohne die Stellung der Vor- 
schrift im System der die Verwaltungsorganisation betreffenden Gesetz- 
gebung, wie dieselbe namentlich anch in dem Zast&ndigkeitsgesetze vom 
26. Juli 1876 durchgeführt ist, und in einem nenen derartigen Gesetze 
gleichzeitig mit dem Erlass des Organifationsgesetzes festgehalten werden 
sollte, zu ignoriren und einen Rechtszustaiul zu schafTen, der weder mit 
den sonst gesetzlieh geordneten Competenzen der Behörden, noch mit der 
Stellung der Verwaltungsgerichte als solelier vereinbar sein würde. Diß& 
ergiebt sich namentlich für den vorliegenden Fall aus Folgendem: 

Der §14 des Enteignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874, welcher un- 
zweifelhaft auch auf die mit dem Keclite der Enteignung von Grundstöcken 
ausgestatteten Unternehmer von Miscn bahn bauten Anwendung lindet, 
enthält in seinem ersten Absätze, wo vüu den Auflagen geliandelt wird, 
welclie den mit dem Enteignuugsrechte ausgestatteten Unternelimem zu 
Gunsten der beuachbaiteu Grundstücke und im öffentlichen Interesse ge- 
macht werden können, eine Ausdehnung des § 14 des Eiseubahugesetzes 
auf jene Unternehmer überhaupt, unter gleichzeitiger Berücksichtigung des 
in diesem nicht gedachten Aflfeutlichen Interesses. Der Absatz 2 des § 14 
des Enteignungsgesetzes lautet: „Ueber diese Obliegenheiten des Unter- 
nehmers entscheidet die Bezirksregierung (§ 21)." — Die Entscheidung 
soll also im 1 11 1 cign ungsverfahren stattfinden. Diese Bestimmung 
verliert auch dann für die hier zu treifeode Entscheidung nicht ihre Be- 
deutung, wenn man mit dem Königlichen Ministerium der Öffentlichen 
Arbeiten in dessen Erlass vom 21. Juni 1830 (Eisenbahn-Verordnnngsblatt 
S. 284) davon ausgeht, dass die Zust&ndigkeit der Regierungen (jetzt im 
Geltungsgebiete jenes. Organisationsgesetzes der Regierungspräsidenten), 
als Landespolizeibefa&rden den Eisenbahn-Banuntemehmem ausserhalb 
des Enteignnngsverfahrens die im § 14 des Eisenbahngesetzes 
gedachten Auflagen zu machen, durch den § 14 des Enteignungsgesetzes 
nicht berührt sei. — Bie Handhabung des J 14 des Enteignungsgesetzes, 
der, wie gedaidit, unzweifelhaft auch auf Eisenbahnxmternehmuogen Anwen- 
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dnng findet, und bezüglich dieser den Absatz 1 des § 14 des Eisenbahn- 
gesetzos nur ergänzt vnd erläutert, rauss der T^o^cl nach erfolgen in 
Verbindang mit der Feststellung der Plftiie zu den Kisenbaliubauten. Die 
letztere steht gem&ss § 4 des Eisenbahugesetzes dem Miiiisfor der offent- 
liehen Arbeiten zu. Ihr haben die laiidespolizeiliehen Prüfungen der Bau- 
pnijecto, zu welchen der § 14 des Eisenbahngesetzes, der jedenfalls 
bezüglich der Zustund i^^k ei tsfrage dorch das Enteignnngsgesetz nach 
dessen § 15 flieht berührt ist, die Regierang, jetzt nach deren Reorganisatioii 
die Regierangspräsideuteu, beruft, Toranszngehen. — Die landespolizeiliehen 
Anforderungen, welche hierbei erhoben Averden, erhalten durch die 
ministenplle Genflnniirnng der Bauprojectc ihre Bestätigung, ein Ver- 
fahren, welches dafür Gewältr lei^^tet, dass die landespolizeilichen An- 
fordernntrtMi an? § 14 a. a. 0. mit denjenigen im i^yinklange stehen, welche 
die Tt'clmik des Eiseubahnbaues nnd Betriebes zu erheben hat. — Der 
so festgestellte Tian für den einzelnen Ei^^t nUahnbau ist aber auch zugleich 
der vorläufige Baniilan ffir das Enteignnngsverfahren nach § ir> 
des Enteignungsgesetzes. Als solcher unterliegt er auf den Antrau; d<'s 
Untei-nr-hmers der definitiven Pp^^tstellung im Entt'ignnni;sverfahrcn 
durch den Bezirksrath und eventuell in der Recurj?iustanz wiederum durch 
den Minister der öffentlichen Arbeiten gemäss §§ 18 ff. des Enteignnngs- 
gesetze.s, wobei uaiu» iiUich auch die Anh^e, zu deren Errichtung wie Unter- 
haltung der Unteniehnier verjttlichtet ist (§ 14 desEnt. Ges.) festzustellen sind. 

In diesem ganzen Verfahren von der laudespolizeilichen Prüfung der 
Eisenbahnbauprojecte an bis zu deren etwaiger definitiver Feststellung in 
dem Enteignungsverfahren ist für die Frage im Verwaltungsstreitverfahren 
aus J 66 des Organisationsgesetzes kein Raum. 

Eine solche Khoge setzt definitive laadespolizeiliche Verfügungen voraus, 
während auf dem hier fraglichen Gebi^ im Einzelfalle meist nicht Uber- 
sehen werden kann, ob die Verfügung nicht noch der endgültigen Festsetzung 
im Enteignungsverfahren unterliegen wird. Die landespolizeilichen Fest- 
setzungen aus § 14 des Enteignnngsgesetzes wie aus § 14 des früheren 
Gesetzes stehen ferner in dem engsten sachliehen Zusammenhange mit der 
Handhabung der Elsenbahnban- und Betriebspolizei, welche nicht von den 
RegiemngsprSsidenten als Landespolizeibehörden, sondern von dem Minister 
der öffentlichen Arbeiten und dessen besonderen Organeo, den Eisenbahn- 
Commissariaten, geftbt wird. Dieser Zusammenhang bestimmt auch die 
Organisation der Gontrole fiber die Handhabung jener laodespolizeilicfaen 
Fnnetionen. Derselbe verweist mit Nothwendigkeit auf den Minister der 
Offentliehen Arbeiten als Becnrsinstanz, wie dies speciell fSr das Ent- 
eignungsverfahren in dem § 157 des ZustSudigkeitsgesetzes zur Anerkennuug 
gekommen ist. 
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Steht nim aber den Begieraogspifisidenten als LandespolizeibeliOrde 
auch aiiBserhalb des vorgedaehten regelmfissigens YeifahroDS aas § 14 
des EiseDbahngesetzes die Befngniss zu, naebträglich, wie hier, den Eisen- 
babonntemehmem Auflagen im Sinne dieser Bestimmcmg zn machen, 
frühere desfallsige Verffignngen abmfiodem nnd zu erg&izen, so fragt es 
sich, ob für die Controle Aber derartige YerfiBgnngen, welche sieh doch 
immer nnr ats Ausnahmen im Verfa&ltniBs zn jenem Verfahren als der 
Regel verhalten, etwas Anderes gilt, als ffir letzteres. ^ Dies ist zu ver- 
neinen, da die die Regel bestimmenden Verhftltnisse anch die Ausnahme 
beherrschen. — Wie sich die landespolizeilidie Befhgniss ans § 14 des 
Eisenbabngesetzes nnd § 14 des Enteignongagesetzes nach dem diesen 
Gesetzen zum Grunde liegenden Gedanken als ein nothwendiges Gorrelat 
dos den Unternehmern verliehenen Enteignnngsrecbtes darstellt, so hat 
ihre Haudhabnng auch den Gebrauch des letzteren zur Voraussetzung. Die 
landespolizeiliehen Festsetzungen beschränken sich nicht auf Anlagen auf 
denjenigen Grundstücken, deren der ünterneliraer ohnehin für sein Unter- 
nehmen bedarf. Dieselben ergehen mit Rucksicht auf die Möglichkeit, 
dass der Unternehmer von dem Enteignungsrechte Gebrauch machen könne, 
um ihtnen zu genügen (vergl. Anmerkung 3 zu § 14 des Enteignungs- 
gesetzes in dem Commentar von Dr. Bähr und Langerhans, und 
Anmerknnsf 4. zu § 23 desselben Cesetze?: in dorn Commentar 
von Seydcl). Auch die spätoreu landespoli/»il:i'})en Festsetzungen 
können somit (ies:enstnnfl der l^lanfeststellung im Enteif?nmi^sverfuhren 
■werden. Sie sind Ergüuzun2:en und Modificationen des ersten vorläufigen 
Planes im Sinne des § 15 des Enteiguungsgepetzes. Ebenso ist der un- 
trennbare Zn^-nnmenhang mit der Handhabung der Bahnbau- und Betriehs- 
polizei derselbe für diese späteren Anordnungen, wie für die bei der Fest- 
stellung des Bauprojectetj getroffeneu, welche nur ergänzt und berichtigt 
w erden. Es würde demgegenüber einen Eingriff in die eisenbahnpolizei- 
licliou, durch das Organisationsgesetz nitht berührten Bcfuguisse des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten darstellen, wenn man als den regel- 
massigen "Weg der Controle über jene Anordnungen die Beschwerde und 
Klage aus § 66 des Organisationsgesetzes statuiren und damit die Wirk- 
samkeit der Ministerialiustauz auf ein ausuahmsweises Eingreifen von 
Aufsichtswegen einschränken wollte. 

So bilden die gesetzlichen Vorschriften, nach denen die Controle über 
die Handhabung der in Rede stehenden ]andespoUzeiUchen Befugnisse in 
Verbindung mit der Ausübung der Eisenbahnbau- und ßetrlebspoltzi^ 
gesetzt ist, sowie diejenigen, velche jene Handhabung in den engsten 
Zusammenhang mit dem Enteignungsrerfiahren bringen, eine spedalgesetz- 
Hche, die Zuständigkeiten von Behörden regelnde Norm, welche die allge- 
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meine Vorschrift des § 66 a. a. 0. aasschliesst. Hau k&nnte die letztere 
nicht anvenden» ohne einerseits auf das Gebiet der eiseobahnpolizeUieben 
ministeriellen Befngnisse hinüberzngreifen and andererseits die verwaltongs- 
gerichtlichen Entscheidongen als Toriftnlige Feststellnng^en demnächst zun 
Gegenstande der Entscheidungen der Bezirksiftthe und der Ministerial- 
iustanz im Enteignimf^sverfahren zn madhen. Das Eine wie das Andere 
hat gewiss nicht in der Absicht des Gesetzgebers gelegen. Im Gegentheil 
war man nach dem Entwurf emes nenen Zostfindigkeitsgesetzes, welcher 
zugleich mit dem Organisationsgesetze Gesetzeskraft edangen sollte, 
ebenso wie in dem znr Zeit noch gfiltigen Znständigkeitsgesetze darauf 
bedacht» ausdrücklich ausser Zweifel zu stellen, dass die Gompetenz des 
Hinisters der öffentlichen Arbeiten ans § 4 des Eisenbahngesetzes darch 
die neueren specialgesetzlichen Vorscbriften über die Behandlang streitiger 
Wegebau- und Wasserpolizeisachen nicht berührt werde (§ 16ß des Zu- 
stftndigkeitsgesetzes vom 26. Juli 1876, § 145 des Entwurfs der Staats- 
regierung zu einem neuen Zuständigkeitsgesetze vom Jahre 1880, § 161 
des neuesten Entwurfs Tom Jahre 1882). 

Nach aUedeni ist der Gerichtshof nicht zuständig, die geforderte Ent- 
scheidung in der Sache zu föllen. Wenn der beklagte krinigllche Ober- 
präsident sich derselben auf den Antrae: der Klä?:criii iintcrzo^eii hat, so 
bedarf es doch einer förmlichen Aufhebung t^eincs Bescheides iiieht . da 
letzterer deui in keiner Weise entsegensteht, dass der Minister der öffent- 
lichen Arbeiten die ihm allein gebührende Kütscheiduug in der Sache 
trifit. — £s war hiernach die erhobene Klage abzuweisen. 



Nr. 12. Entach. des Dentschen Belehagerichts. 
2. Straf-Senat Vom 9. Härz 1883. 

[Bmn Blum, AnnaUn. Bd. 7. S. 438, 418.] 

Dar Kreis der Pflichten Im Süme des § 316 Abs. % Beich8^tr.Ge8. be- 
schränkt sich Dicht auf die dienstUeli besonders vorgeschriehenen, sondern 
eratreclct sich auch auf die in dar ITator und den Verhältnissen des 
Wirkungskreises des betr. Angestellten von selbst liegenden. 

Zur Begründung des materielleD Angriffs gebt die Revisionsbeschwerde 
von dner Aufihssung des § 816 Abs. 2 B. Str. G.B. aus, weicher nicht bei- 
getreten werden kann. Sie nimmt nftmlich an, unter „Pflichten" im Sinne 
des Abs. 2 seien nur diejenigen zu verstehen, welche den dort bezeich- 
neten Angestellten durch die für den betreffenden Dienst vorgeschriebene 
Ordnung gegeben seien, d. h. solche, welche fiber das besondere Thun 
und Lassen des Beamten Verhaltungsmaassregeln geben. Allein der lu- 
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halt und Umfang der diesen Angestellten kraft der Anstelhing obliegenden 
Pflichten iSsst sich erschöpfeDd dnrch Anfoählang der Obliegenheiten nicht 
T^eln; jeder Versncb wQrde nothwendig an der nnendüehen Menge nnd 
Mannigfaltigkeit der für die Art des Dienstes maassgeblichen VerhAltaisse 
scheitern. Ans der Anstellnng nnd der üeberweisnng eines bestimmten 
Geschfiftazweiges ergeben sich vielmefar Ton selbst vidfache Yeipllichtnn- 
gen, nnd es ist gleichgültig, ob Gesetze, Yerordnnngen, allgemeine oder 
specielle Dienstb^ehle sdcfae Terpflichtangen noch besonders einschAzfen 
oder nicht Das Gesetz macht nach dieser Richtong hin keinen ünter- 
schied; es lAsst sich auch kein Grund absehen, weslialb im § 816 B.Str.G.B. 
den selbstverständlichen Pflichten eine andere Bedeutung zukommen solle, 
als den speciell in Vorschriften aufgeführten. Dass ein Locomotivführer, 
während er die Maschine zu lenken hat, sich dem Schlafe nicht hingeben 
darf, folgt Ton selbst ans der Natur dieses Dienste«;. In doni hervorge- 
hobenen Umstände konnte also der erste Richter mit Recht eine Vernach- 
lässigung der dem Angeklagten als Locomotivführer obliegenden Pflicht 
finden, ohne dn^s ob einer Prüfung bedurfte, ob irgend eine Vorschrift das 
Schlafen im Dienste verbietet. 



Nr. IS. Entach. des Bentsciien ItofchsgerielitB. 

2. CiviJ-Senat. Voui 13. Mar/. 1663. 

[Braan u. Blum, Annalen. Bd. 7. S. 464, 465.] 

Im Sinne des § 1 des Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 ist es begründet, 
dass jeder bestehende Zweifel über das eigene Verschulden des Vöiietiteü 

zu Gunsten desselben gedeutet werde. 

Der Übercondnctenr L. hatte am 31. Juli 1880 einen Güterzug zn 
führen nnd befand sich auf dem letzten der Wagen desselben. Bei der 
Nachts ^I^IO Uhr stnttfindeiKlen Einfuhrt des Zuges iu den Bahnhof Nürn- 
berg trat er ans stnnem ('onp^, anf das linksseitige Trittbrett des \\ agens 
nntl warf ein Netz mit zwei Brodlaiben, die er für seine Familie mitge- 
bracht hatte, hinaus, welche von seiner an der Bahn wartenden Tochter 
aufgehoben wurden. In kurzer Entteruung von dieser Stelle hinter einer 
Telegraphenstange wurde er, im Seitengeleise liegend, mit Blut überströmt 
gefunden. In Folge dieses Unfalles wurde er danemd dienstonfthig nnd 
deshalb mit 88 pCt seines 1500 Mark betragenden Dienstgehaltes pen- 
sionirt tfittekt der Haftpflichtklage erlangte Kläger in den Voiinstansen 
YemrtheUnng des Beklagten. 

«Da der fragliche Unfall zweifellos beim Bahnbetriebe stattgefunden 
hat, 80 war bloss zn prüfen, ob derselbe dnrch eigenes Yersclmlden des 
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Verletzten Ternrsacht worden 9^. Dieses Verschulden soll, Dach Bebaup- 
lang des Fiaeas, darin za finden sein, dass L. ohne dienstliche Veranlass 
snng, bloss um seiner neben der Bahn stehenden Tochter einige Laibe 
Brod zuzuwerfen, sich auf da» Trittbrett begeben habe und in Folge dieses 
Werfens hinuntergefallea und vernncrliii kt sei. Wenn mm das Ober-Landes- 
gericht erkl&rt, das Hemii>\vorfeu der Brodlaibe stehe nicht ganz ohne 
Zusammenhang mit dem Herabstürzen des L.. so will es hiermit nnr 
sagen, dass derselbe, wenn er nicht dicBrodiaibe hätte hinanswerfen wol- 
len, nicht gerade zur betreffenden Zeit seinen Sitz verlassen haben würde. 
Es stellt jedoch weiter lest, dass L. auch dienstlichen Anlass haben 
konnte, sich auf das Trittbrett zu stellen, um bei der Einfahrt in den 
Balmhof die Signale zu beobachten. Dieser Mötrlichkeil gei;enüber nimmt 
CH den Nachweis eines Verschuldens nicht au, weil den L. nicht der Vor- 
wurf unvorsichtigen Handelns treft'en könne, wenn er zwei Zwecke, einen 
dienstlichen und einen ausserdienstlielien, vereinigte, und weil nicht dar- 
ftethan sei, dass das ilerabstür/cn ü' rade Folge des Werfens gewesen sei. 
l)iireh diese Erwa^nngen ist § 1 des ixeichs-HaftpIlichtgesetzes nicht ver- 
letzt, in dessen Sinne es begründet ist, dass jeder bestehende Zweifel zu 
Gunsten des Verletzten gedeutet werde. Auch eine Verkeimung des ßechts- 
begriffs der Yerschaldang liegt uicht vor.'* 



Nr. 14. EntBch. des Prenss. Ob6r-VerwaU;.Oerleht8. 
1. Senat Vom 14. Mftrz 1888. 

[PniiM. Ardk. t SlNiib.W«MiL 1888. S. 

Inwieweit ist ein Etsenbalmmiteniehmer Yoipfliehtet, eine Ton ihm ans 
Anlass des Bahnh&nes an Stello eines dlfentUohen Weges angelegte Brücke 
m unterhalten besw. im BedürfiiissiUle zn rerbielteni? 

Beim Ban der Niedersehlesiech-UftrkisGhen Eisenbahn im Jahre 1843 
hat die denselben ansfOhrende Gesellschaft das Katzbachbett am sog. 
Jndenstege, einer beim ehemsligoi Jndenkirchhofe zn Liegnits im Znge 
eines Öffentlichen Weges fiber die Eatzbach fahrenden 5 Fnss breiten Hohc- 
brflcke dnreh Yerlegong des rechtsseitigen Ufeidammes Terbreitert. Dem- 
nächst hat die Eisenbahngesellschaft im Jahre 1844 anch den Jadensteg 
entsprechend verlängert» und seitdem den zn diesem Zwecke hergestellten 
neuen Bruckentheil unterhalten, anch ihre Verpflichtung hierzu dem 
Domänen -Fiscns gegenüber, welcher als Gutsherrschaft der Feldmark 
Garthaus zur Unterhaltung der damals in diesem Landgemeindebezirke / 
übenden Brficke verpflichtet war, in einem Revers vom 31. August 184^ . 
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aasdrücklich anerkaimt Die Unterhaltimgslast der alten BiHcke hat die 
Stadt Liegnitz bei der iDCommimalisining von Carthaos in ihren Bezirk 
im Jahre 1S73 übemommeo. Bechtsiiachfolger der Eisenbahngesellschait 
ist der FisetiB. 

Nenerdings ist nach der AniTassong der Ortspolizdbehdrde von Licgnitz 
da» BedOr&iias nach einer VerbreiteniDg des Jadenstegcs im öflfeutlichen 
VerkehrsinteresBe h r vorgetreten. Indem anscheinend nur vorläufig von 
der Anforderung der Umwandlung des Steges in eine Fahrbrücke abgesehen 
inirde, forderte die Ortspolizeiverwaltung in einer Verfügung vom 19. Fe- 
bruar 1881 das den Fiacus vertretende Eisenbahn-Betriebsamt za Breslau 
auf, bei Vermeidung von Zwangsmaassregelu den rom fiscns zu unter- 
haltenden Brükentheil von 5 auf 0 Fuss zu verbreitern. Eine gegen diese 
Verfügung erhobene Beschwerde wurde von dem Präsidenten der König- 
lichen Regierung zu Liegnitz iIihlIi einen Bescheid vom 31. Mai 1881 
zuiiickgewiesen, und in diesem ausgeführt, dass zwar anscheinend die 
Unterhaltung des fragliehen Brückeutheils der Eisenbahngesellsehaft bei 
dessen Anlage von der Regierung nicht ausdrücklieli auf Grund des § 14 
Abs. 1 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 183.S auferlegt, da?s aber 
ihre Veriiflichtuug hier/u gleichwohl auf diesem gesetzlichen Fundameute 
beruhe, und dass von ihm, dem Regierungspräsidenten, zur Bekräftigung 
dessen l^esonders Veranlassung genommen werde, diese Verpflichtung noeli 
ausdrücklieh auf Grund dieses Gesetzes auszusprechen. Auf weitere Be- 
schwerde hob dagegen der Königliche Oherprasident der Provinz Schlesien 
die orlspolizeiliche Verfügmig vom 19. Februar 1861 durch Bescheid 
vom Ii. August desselben Jallrc^^ uul, tlu aus der unter Berufung auf 
§ 14 a. a. 0. getrutrcueii Festsetzung des Regierungspräsidenten nichts 
weiter folge, als dass der Fiscus den Brückentheii in der Art zu unter- 
halten habe, wie er im Jahre 1844 nöthig befunden sei. Das darauf dem 
Magistrat und der Polizeiverwaltung zu Liegnitz beim Regierungspräsidenten 
gestellte Yorlangen, anderweit Qber die Pfli^ znr Unterhaltung und Ver- 
breitornng der Brücke Entseheiduug zu treffen, wurde durch Verfügung 
vom 24* December 1881 abgelehnt, da, abgesehen daron, dass iu' dieser 
Beziehung kein concreter Antrag vorliege, die landespoHzeiliehe Anordnung 
aueh in dem BedCrfhisse, wie dies zur Zeit der £iniichtang der Anlage 
bestand, ihre Begrenzung finde. — 

Nunmehr hat die Ortspolizeiverwaltung zu Lisgnitz der Stadtgemeinde 
daselbst durch TerfOgung Tom 4. Februar 1882 jene Yerbrmtenmg des 
Steges aufgegeben, und, nach rechtzeitig erhobenem Einspruch, den Fiscus 
durch Beschluss vom 5. April 1882 für schuldig erkUrt, die Verbreiterung 
des von der Eisenbahngesellsehaft hergestellten BrflckentheÜB an Stelle 
der Stadtgememde auszuführen. Gegen diesen Beschluss ist der Fiscus 
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im gegenwftrtigen StreitverMren mit dem Antrage klagbar geworden, den- 
selben aufzuheben mid der Stadtgemeinde Liegnitz die geforderte Verbrei' 
tenmg des Steges an£nigeben. Dem Antrage der Beklagten entepreehend 
hat das EOnigliehe Bezirksverwaltongagericht zn Liegnitz am 10. Jnli 1882 
auf Abweisnng der Klage erkannt nnd diese Entseheidnng im Wesenfliehen 
anf den $ 14 a. a. 0. und die AnsfUtrong gestfttzt, dass sich der Inhalt 
der dem Klfiger znr Last fallenden, anf Oifentlichem Rechte bemhenden 
ünterhaltongslast nach' den für die Unterhaltung Öffentlicher Wege überhaupt 
bestehenden Rechtsgmndsfttzen bestimme, und nach diesen die Yerpflichtnng 
in sich schliesse, den Steg dem jeweilig hervortretenden Offi»ntlichen Be- 
dfirlnisse entsprechend herzustellen. 

Gegen diese Entscheidung hat der RlSger rechtzeitig die Berufiing 
eingelegt. Zannoiist wird wiederholt ausgeführt, dass die Sache durch die 
Entscheidung des Königlichen Obcrpräsidcnteu der Provinz Schlesien vom 
,11. Aagust IS**! erledigt sei, und ans dem Verfahren gemäss § 30 des 
Zuständigkeitsgeset/es nicht in das ihiwh die Novelle zur Kreisordnung 
vom 19. März 1881 vorgeschriebene habe übergeleitet werden dürfen. 

In der Saelio selbst entspringe die klägerische Verpflichtung nicht aus 
§ 14 des Eisenbahngesetzos, sondern aus (lern Revers vom 31. August 
1844, einem privatrechtlichen Titel. Dass die Kegiernnc^ <«ich dessen be- 
wTisst gewesen sei, dass der Domänenfiscus öffentlich rechtlich verpflichtet 
bleibe, die Brucko in ihrer ganzen Länge zu unterhalten, erhelle aus 
einem Srhreibeii derselben vom 3. Jnni 1R44. — Die privatreehtlirho 
Ueberiuihine der Unterhaltuugspflicht sei min aber in dem Umfange erfolgt, 
wie ihn der § 14 Ab«. 1 des Gesetzes vom 3. November 1838 erfordere. 
Dieser I'aragraph verpllii-hte zur Einriehtiing tind rnterhaltung aller An- 
lagen nur iu dem Uiufuuge, wie si*' die Eeuienmg für nöthig befinde. 
Was die Kegiorung 1844 für nöthig befunden hab>\ sei nicht ausdrücklieh 
gesagt. Bei der landospolizeilichen A6nahme sei aber die damalige Breite 
der Brücke von 5 Fuss nicht bemängelt. Wenn * < min zrt jener Zeit die 
Kegierimg versäumt hätte, die Breite auf 5 i' u.-s ausdrücklich festzustellen, 
wie sie es nach § 14 a. a. 0. hätte thun sollen, ><• könne dieses Verseheu 
nicht die Folge haben, dass nunmehr die ünterlialtuugs[»tlieiit unbegrenzt 
ausgedehnt würde. Immer kiumte nach §14 a.a.O. ein Mehreres nicht 
verlangt nnd ausgesprochen werden, als dass der Steg unterhalten werde 
nach Muassgabe des 1844 vorhandenen Bedürfnisses. 

Endlich sei § 14 hier überhaupt nicht unwendhar, da, wie in einem 
Rcichsgerichtscrkenntniss vom 11. Februar 1^82 ausgeführt werde, derselbe 
nur auf Neuanlagen sich beziehe, hier aber es sich um die VerÄnderung 
einer bestehenden gebandelt habe. 

Die PolizeiverwaltUDg und der Magistrat zu Liegnitz haben die klfige- 
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riscfaen Rechtsansftthnuigen bestritten und die' Yerpflichtnng des ElSgers 
gleichfalls ans dem mehigedachten Reichsgerichtserkenntniss dednciil 

Im Termin znr mfindliehen Verhandlung der Sache ist endlich noch 
klftgeriseherseits in Abrede gesteUt worden, dass das Öffentliche Verkehrs- 
Interesse die Verbreitenmg des Steges erheische, da sich auf demselben 
selbst Earreofahrer ausweichen konnten. 

Es war, wie geschehen, m erkennen. 

Anlangend zanSchst das Verfahren, so mag bemerkt werden, dass 
dem Vorderricbter nur beigepflichtet werden kann, wenn derselbe die Klage 
gegen den den Kläger belastenden Beschlags der beklagten Polizei behürdo 
fUr znläsf^ig erachtet nnd den Klüger nicht auf den Weg des Einspruchs 
gegen den Beschlnss verwiesen hat, obwohl die ursprüngliche, durch den 
Beschluss abgeänderte polizeiliche Verfügung nicht an den Kläger ergangen 
war. Die bezüglichen Verfiihrens-Vnrschriften des Art. IV. § 2 der No- 
velle zur Kreisordnung vom 19. März 1881 sind auch von dem unter- 
zeichneten Gerichtshöfe in fiüheren analogen Fällen in gleicher Weise aus* 
gelcirt und G:ohandhabt worden. 

In der Siuhe selbst ersrlieint zunächst die Annahme des Klägers, dass 
die Verfügung des Königliclieii Oberpni«!i(lfTitcn d t Provinz Schlesien vom 
11. Atigust 1881 den Einwand der res iudicata begründe, offenbar uuzu- 
trert'eiid. Dies allerdings nicht nm deswillen, weil es sich um eine An- 
ordnung 1 r Wegepoli/ei gehandelt habe, auf welche die §§ 30 ff. des 
Znstäudigkeilögesetzes nicht Anwendung gelitten hätten. Diese Annahme 
des ersten Richters ist irrig, da hier die Anordnung der Polizeibehörde 
eines Stadtkreises in Frage stand. (Endurtheil des Oberverwaltungs- 
gerichtes vom l.'i. November 1878, Entscheidungen Band IV, Seite 257.) 
Durchgreifend ist dagegen die Erwägung, dass durch den Bescheid des 
Königlichen Oberprasidentfin vom 11. August 1881, gegen welchen übrigens 
der Ortapolizeibehördo kein*^sweg8 etwa die Klage im Streitverfahren zu- 
stand (Eutseiieidungen Baad III, Seite .S4.^)). lediglich die Verfügung der 
Ortspolizeibeliörde vom 19. Februar 188 1 an die kJai^cudo Behürde auf- 
gehoben und so für die Polizeibehörde die Xothwendigkeit geschaffen war, 
in einem neuen Verfahren die Herstellung der Brücke anderweit zu ver- 
folgen. — Dieses neue Verfahren konnte, da es erst nach dem 1. April 
1881 begann, sich anch nur meh der mit diesem Termin in Kraft ge-- 
treteuen Novelle zar Ereisordniing vom 19, Hftrz 1881 regeln, nnd in- 
dem danach die Polizeibehörde der Stadtgemeinde den Brdckenban aufgab, 
diese sodann aber Einsprach erhob, hatte erstere über diesen Einspruch 
Beschlnss zn fassen. Bei dem letzteren konnte sie jedoch schon allein 
um deshalb nicht an die Gründe des Oberpr&sidialbescheides vom II. Angast 
J881 gebunden sein, weil dieser gar nicht gegen die Stadtgemeinde er- 
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gangen wir, deren Einsprach , der Gegenstand dee spftteren BeschlasBes, 
nicht aber auch Gegenstaad jenes Bescheides war. 

Der Ansprach, dass der Eisenbahnfiscas die Brücke verbreitere, ist 
von den Beklagten anf mehrere von einander unabhängige Fundamente 
gestfitzt worden. 

Von diesen ist zanfichst da^enige binftllig, nach welchem der Eisen- 
bahnfiscas als Acyazent der Ünterhaltongspflidilage sein soll. Die Be- 
rafang hierffir anf den § 6 des schlesischen Wegereglements vom 11. Ja- 
nuar 1767 triilt nicht zu, weil diese Gesetzesvorscbriit lediglieh von Land- 
strassen handelt, nicht von Fusswegen und Fasssteigen, ausserdem audi 
offenbar die Verhältnisse der Landgemeinden und Gutsbezirke znni Gegen- 
stände hat, \v i]ir Tid der § 19 desselben Beglements die Verbindlichkeiten 
der St&dte behandelt. 

Ebenso unzaläasig ist es, auf den § 7 daselbst dafür Bezug zu 
nehmen, dass der von der ehemaligen Birection der früheren Nieder- 
schlesisch-Märkischen EisenbahngoseUschiift dem Domäneufiscus unter dem 
31. August 1844 ausgestellte Ki v(^rs einen vertragsmäasigen öffentlich 
rechtlichen Titel gegen den Rechtsnachfolger der Gesellschaft begründe. 

— Mag dio Domäuen-Abthoilnng der Königlichen Regierung* zu Liegnitz 
bei den mit Jener Directiou im Jahre 1844 geptlogenen Verhaiidhinuen 
ausser fiuanciellen auch polizeiliche Interessen verfolc:! haben oder nicht, 
unter allen Umständen ist das über die Unterhaitungsptlicht von der 
Eisenbahndircctinn n!)geKebene Anerkenntniss ein ausschliesslich das 
privatrt'chtliclie IJechtsverhältuiss zwischen ^i-^rns nnd Eisenbahngesell- 
Bchaft het rettender Rechtsact. welcher hier nach der ausdrücklieben Yor- 
ßchhit des § 2 Art. IV jenes Gesetzes vom 19. M&rz 1881 nicht in 
Betracht kommen durl. 

Der erste Richter leitet die Verpflichtung des Fiscus zur Verbreiterung 
der im Zuge eines öflfentlicheu Fnsssteiges liegendtMi Brücke aus § 14 des 
Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 her. — Dies iai rechtsirrthümlich. 

— Der § 14 a. a. ü. vcrpfliclitct die Eisenbahngesellschafteu, aui^scr der 
Gelilentüchädiguug für enteignete Grundstücke, alle Anlagen einzuruiiteu 
und zu unterhalten, welche die Regierung an Wegen, l'ebert'ahrteu, Triften, 
Einfriedigungen, Bewässerungs- und Vorfluths -Anlagen etc. nöthig findet, 
^damit die benachbarten Grundbesitzer gegen Gefahren and Nachtheile in 
Benutzung ihrer Grundstfidce gesichert werden." 

Nach diesem klaren Wortiant handelt das Gesetz lediglich von solchen 
Anlagen, welche die Regiei-ung nOthig findet« so dass also jedenialls ein 
landespolizeilieher Act, durch welchen die Verlfingemng der Brücke an^ 
geordnet worden, nachgewiesen sein müsste, um dem ortspolizeiliohen Tor- 
gehen eine OfFentlich rechtliche Grundlage zu geben. Sodann betrifft das 
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Gesetz aber mir Anlagen, welche nöthig sind, dcaniit die beuachbarten 
Grundbesitzer gegen Gefahren und Naehtheile in Benutzung ihrer Grund- 
stücke gesichert sind, und es ist ein — allerdings viel verbreiteter und 
lange herrschend gewesener — Irrthom, dass das Gresetz hierQber hinaus 
auch auf Anlagen im öffratlichen Interesse Anwendang leide. Dem steht 
nicht nur der Wortlaut, sondern aneh die Entstehongsgeschicfate des 
Gesetzes entgegen, welche an der Hand der ICaterialien in der diesseitigen 
Entscheidung vom 18. November 1882 (abgednickt im „Archiv für 
Eisenhahnwesen", Jahrgang 1883, Seite 171 ff.) dargelegt ist Nach 
dieser war der jetzige § 14 ursprünglich in einer Fassung vorgesehen, 
welche die Gesellschaft nur zur Herstellung deijenigen Anlagen an Wegen etc. 
verpflichten sollte, die nach der Anordnung der fiegierong nOthig seien, 
damit die Grandbesitzer ,,bei der Benutzung des ihnen verbleibenden 
Theiles ihrer Grund stficke vor Gefahren und Naehtheilen gesichert* 
wftrden, und erst bei der Schlussberathung des Gesetzes im Staatsrathe 
erhielt der § 14 seinen jetzigen Inhalt aus der ErwSgang, dass die Vor^ 
läge jfZXL besdirfinkt sei, indem die Ausführung jener Anlagen auch im 
Interesse solcher anliegenden Grundbesitzer erforderlich sem könne, welche 
von ihren Grundstflcken zum Behuf der Bahn nichts abgetreten hätten.'' 
Die hierüber hinaus im öffentlichen Interesse erforderlichen Anlagen, 
welche sich dadurch als nOtbig herausstellen, dass durch den Bahnbau 
bestehende OtTentli« iic Einrichtungen, wie namentlich W^e, berfthrt werden, 
sollen den GeseUchaften , worüber die Motive des Gesetzes gleichfalls 
keinen Zweifel lassen, in Handhabung des § 4 des fiisenbahngesetzes auf- 
erlegt worden. 

Ob eine Ortpolizeibehörde, wenn gleichwohl dem die Herstellmig einer 
Eisenbahn Unternehmenden unter ausdrücklicher Bezugnahme auf § 14 a.a. 0. 
die Aenderung eines öffentlichen Weges landespolizeilich aufgegeben 
wäre, wegen Unterhaltung desselben an den 'Unternehmer sich zu halten 

hätte, raiiss hier dahingestellt bleiben. Denn keinesfalls kann die Orts- 
polizeibehünle die Auflage der Laiides[)olizeibehörde ansdehneii, uiul jener 
Ausspruch des Königlichen Kegieruiit^^-Präsidentcn in der Verfiiq^ung vom 
31. Mai 1881. nach welchem dem Kläger die üuterhaltuug des tjtreitigea 
Briiekentlipilos obliegen soll, ist zwar nicht in dem Bescheide des König- 
licheu Oberpräsidenten vom 11. Augast 1881 aufgehoben, dcr.-?elbe soll 
sich jedoch, wie auch die spätere Verfügung vom 24. December 1881 un- 
missvcrstäiullieh ergiebt, auf die Brücke iu ihrer ursprunglichen Construc- 
tion beschräukiui, kann also nicht dem die Verbeiterung betretfenden orts- 
polizeiiichen Beschlüsse zur Grundlage dienen. 

Wenn hiernach aber auch jene Vorgänge aus dem Jahre 1881 für 
die hier zu tmlTende Entscheidung überall bedeutungslos sind, so folgt 

8* 
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ans dieser Sachlage doch noch nicht, dass dem Klageantrage zu entsprechen 
wftre, Tielmehr ist die Streitsache nach den folgenden gleichfalls bereits 
in dem oben angeführten Endnrtheil vom 18. November 1882 daigelegten 
Gesichtspnnkten zn instrairen. 

Um den Eisenbahnban zn ermöglichen, mnss notbwendig im weiten 
Umfange in den Bestand polizeilicher, dem Öffentlichen Interesse dienender 
Anstalten, vor Allem in den der <}fientlichen Wege, eingegriffen werden. 
Dazu ist die polizeiliche Genehmigung erforderlich; diejenige Instanz, welcher 
die Obhnt über die verschiedenen Einrichtungen für den Öffentlichen 
Yericehr zusteht, hat über den Ansgleich der bei den verschiedenen Ver^ 
Icehrsan stalten concurrirenden Interessen zn befinden. — Demgeroäss sollte 
nach § 14 des Eisenbahngesetzes (der später dnrch § 14 des Enteignungs- 
gesetzes vom 11. Juni 1874 geregelte Rechtszustand Icommt hier nicht in 
Betracht) auch festgestellt werdt lu welche Veränderungen die Gesellschaft 
zum Zweck und aus Anlass des Bahnbaues an öftentlichen Wegen vor- 
nehmen darf nnd auszuführen hat. Es geschieht dies durch die Fest- 
stellung der Bauprojecte von Seiten des Ministers (jetzt des der öffent- 
lichen Arbeiten), es kann aber auch splltor cjeschehen, so namentlich bei 
Gelcg^enheit der landespolizeilichpii Prüfung und Abnahme des Baues dnrch 
die Laiidespolizeibehördü als Orsan des Ministors, der jederzeit zum Zweck 
der srblicsslichen Entscheidung angerufen wcnleii kann. — Es bedarf 
dabei auch nicht nnthwendig ausdrücklicher polizeilicher Anordnung. Es 
genficrt, wenn nur erkennbar ist, dass der von der (iesellschaft für nöthig 
eraclitctc Einf;riiT in den Besitaud der öffentlichen AVege für polizeilich zu- 
lns>ig erachtet worden ist, so dass also der dnrch die Gesellschaft ge- 
scliatTone Znstand polizeilich ^»schuizt wird, die Gesellschaft nicht £re- 
nöthigt werden soll, die von ihr veränderte Sachlage im öffentlichen Inter- 
esse wiederherzustellen. Bei diesen laudespolizeilichen Aiiüidnungen und 
Genehmigungen wird regelmassig nichts ausdrücklich, wie es jetzt nach 
§ 14 des Enteiguuugsgesetzes zu geschehen hat, über die Pflicht zur Unter- 
haltung der veränderten oder neu angelegten öffentlichen Wege etc. be- 
stimmt. — Daraus foj^t jedoch nicht, dass die latulesjirilizeiliche bezw. 
ministerielle Anordnung oder Gutheissung solcher Wegeänderungen für die 
Frage der Unterhaltung bedeutungslos sei, dass «ach wie vor die Polizei- 
behörde lediglich den nach örtlichem öffentlichen Recht im Allgemeinen 
Wegebanpflichtigen znr Unterhaltung der ohne sein Zuthuu veränderten 
Anlage anhalten nnd demselben fiberlassen solle, wie er etwa zum Ersatz 
seines Schadens gelangen mOge. Es ist nicht anzunehmen, dass die Landes- 
polizeibehftrde, indem sie einer Eisenbahngesellschaft die Aendemng Öffent- 
licher Wege gestattet und den im Interesse des Bahnbetriebes geschaffenen 
Znstand polizeilich schützt, damit den Wcgebaupllichtigen in eine un- 
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gunstigere Lage Tersetzen wolle, als jeden PilvateigenÜiiimer , gegen 
welchen das Reeht znr Zwangsenteignniig angewandt wird. Danach kann 
beim Mangel einer besonderen Hegelong der ünterhaltnngslast durch die 
polizeiliche Anordnung oder nachtrSgliche Genehmigung der Aenderong 
eines öffentlichen Weges als Inhalt und Ansflnsa dieser OlFentUcfa recht- 
lichen polizeilidien Acte zwar nicht dies angesehen werden, dass die 
Bisenbahngesellschait die Unterhaltung ohne Rflcksioht anf das mch aas 
der HersteUnng der Anlage zwischen ihr nnd dem oidentUchen Wege 
banpfiichtigen nach allgemeinen Bechtsgmndsätzen ergebende Rechts- 
Tediftltnias nnd im Widersprach mit demselben unter allen Umständen 
allein übernehmen solle, yNohl aber dies, dass nach dem Willen der 
Landespolizeibehörde die Unterhaltung der Anlage insoweit darch die Ge- 
sellschaft ei foli^cn solle, als erforderlich ist, um bezüglich des veräiidMten 
Yt ikehrsmittels eine Kränkung des Rechts des ordentlichen Wcgcbau- 
pftichtigen durch Vermehiniii^ seiner Baulast aaszaschliessen. Lediglich 
in diesem Sinne kann die landespolizeiliche Genehmigung oder Anordnung, 
falls nicht etwas Anderes, wie bei jenen Aussprächen des königlichen 
Regierungspräsidenten, erhellt, verstanden werden, und nur so ist sie 
weiterhin von der Ortspolizeibehörde zu handhaben und nöthigenfalls zu 
esequiren. Nun fehlt aber ein rechtlicher Anhalt für die Verpflichtung 
der Eisenbahngesellsehaft, bei der Aenderiinp; uud Verlegung bestehender 
öffentlicher Wege durch die alleinige üiileiluiltuiiü: dos Neu hergestellten 
den Wegebaupflichtigeu zu entburden. ihre Verpflichtung geht imr so weit, 
als die zum Ersatz ü:oschaffene Nciinnlac^f die Unterhaltungslast veraichil. 

In der AnwiMidiinp; dieser Grundsätze auf deu vorliegenden Fall 
koninit es darauf an, festzustellen, oh die Verbreiterung des Bettes der 
Katzbach und in Verbindnnj? damit der Verlängerung des Judensteges als 
eines öffentlichen Verkehrsmittels landespolizeilich genehmigt ist, sei es 
durch die ministerielle Festsetzung der Baupläne oder s|»äter. namentlich 
bei der landespolizeilichen Abnahme und Prüfung des Liseubalmbaues da- 
diucli, duss dabei die neue Anla!?e zur Kenntniss der Landespolizei- 
behordo gebracht uud dieselbe nicht reprobirt worden ist. Hierüber 
werden jene Baupläne, sowie die Acten der Königlichen Regierung zu 
Liegnitz eventuell eine amtliche Auskunft des zuständigen Königlichen 
ilinisterinnis Auskunft sehen. Im ialle der Bejahnnt; jener Vorans- 
setzuiig kann der Eiscnbahuji.scus gegen die erhobene Forderung niclit 
geltend maehen, dass es sich hier nicht um die Unterhaltung des Steges 
in seiner ursprünglichen Breite, sondern um die Verbreitemng desselben 
handle, nnd zwar auf Grand eines später hervorgetretenen BedOr&isses. 

Ob dieser Einwand nicht von Bedeutung sein möchte, wenn es mdi 
um eine Anlage gemäss § 14 des EisenUahngesetzes handelte, also um 
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eine solche, welche das Bedftrfiiiiss bestimmter adjaciiender Grundstacke 
nach Ifaassgabe ihres nrspränglichen Zostandes, Dicht aos Anlass späterer 
VerSnderDog (Absatz 2 des § 14), betreffeti mllsste, um den Bisenbahn- 
fisens für verpflichtet zu erklfirao, steht dahin. 

Kommt aber der § 14, wie gezeigt, hier nicht znr Anwendung, so 
kann die Unterhaltnngspfliebt aoch nur nach dem Charakter des Objects, 
das nnterhalten werden soll, benrtheilt werden. — In dieser Hinsieht ist 
entgcheidend, dass es sich um eine Fnssgängerbrucke handelt, deren 
Unterhaltung als einer öffentlichen sich nach dem jeweiligeu Bedürfniss 
regelt. Sie muss daher üuch diesem Bedfirfhiss entsprpclit'iul von dorn 
Unterhaltmigspflichtigen verbreitert werden, womit allerdinus noch keines- 
wegs ausgesprochen ist, d:iss die Eisenbahnbehörde polizeiiicli anch an- 
^ehnlton werden könnte, die FussgÄngerbrücke durch ein anderen Zwecken 
dienendes und so von derselben verschiedenes Verkehrsmittel wie durch 
eine Fahrln fl l;'^ zn ersetzen, welche bei der landespolizeilichen Ge- 
nehmigung tlei Wegeänderung nicht in Frage stand. — Die Verpflichtung 
des Eisenbahnfiscus reicht aber nicht weiter, als eine Erschwerung der 
Wegebaulast des ordentlichen Wegebauverpflichteten bezüglidi des hier in 
Rede stehenden Communicationsmittels auszuschliessen. Der fraglichr» 
Brütkentlit'il hf, sowtnt ersichtlich, an die Stelle eines Fusssteiges ge- 
treten; Will- (lieser Weg so breit, dass er aucli dem jetzigen V'erkchrs- 
bedfirfniss ohne Verbreiteniiie: entsprechen würde, falls er noch bestände, 
so liegt, die Verbindliclikeit der llorsttiUunj; des BnH'kenthrils allein dem 
Eisenhidnifisens ob. nnd«^nMi falls unr. wenn und soweit die Kosten der 
Bi III kr:i ' ' rlMviteruijg diejenigen übersteigen, welche aufzuwenden sein 
würden, nni den Fusssteig entsprechend zu verbreitern. 

Endlich ist neuerdings vom Kläger auch noch bestritten worden, 
dass das ört'enlliche Interesse die polizeilich geforderte Maassnahme er- 
heische. — Sollte dieser Einwand noch näher begründet werden, so 
wurde eine Prüfung desselben gleichfalls nicht umgangen werden können. 

Da es sich nach nlle dem um eine auderweite Instruction der Sache 
nach neuen (iesichtsjinnkten handelt, so erschien es um so mehr an- 
gezeigt, die Suche zur auderweiten Entscheidung In die erste Instanz zu- 
rückzuweisen, als dabei die Prüfung localcr, dem ersten Richter nahe- 
liegender Verhältnisse in Frage kommen kann. 

Sollte die Aenderung des öffentlichen Steges aus Anlass des Eisen- 
bahnbaues vorgenommen sein, ohne dass — was allerdings nicht wahr- 
scheinlich — > dieselbe zur Kenntniss und Gutheissung der Landespolizei- 
behörde gebracht w&re, so mögen ans dem Eingriff des Eisenbidinban' 
Unternehmers in den Bestand der Yerkehrsanstalt der mttbeklagten Stadt- 
gemeinde privatrecfatliche Entscfafidigungsansprüche gegen den £Ifiger er* 
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wachsen sein, der OrtspolizeibehOrde würde aber die Befagniss mangeln, 
die Unterhaitang des Bauwerkes vom KlSger zn fordern, vielmehr wurde 
dieselbe mit ihrem Ansprach sieh nur an denjenigen halten können« 
welcher die Offentliehen Wege in ihrem Polixeibezirke nach gemeinem 
Recht zu nnteihalten hat, hier also an die Stadtgemeinde. 



Är. 15. Eiitscli. des Bentschen Kpiehssjerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 20. März 1883. 

(Brauu u. Hluui, Annaleii. Hfl. 7. S. 465. 4C6.] 

Die „BeauMclitigiing" im Sinne des § 2 des Haftpfliclitgesetzes vom 7. Juni 
1871 muss nicht nothwendig mit der Ohlipc-pnlipit zu selbstständigem 
Eingreifen in den Betrieb und Gommandiruug der Arbeiter verbunden sein. 
Unter die Anfsicbtspersonen ist vielmelir auch ein Organ zn rechnen, 
dessen Dieiiötverriclitung bloss im Waiuen, Beratben und Belehren gegen 

Gefabren etc. besteht. 

Nach § '2 »des Rcichscresetzes vom 7. Juni 1871 haftet der Hotriebs- 
nDtemehmer eines Bergwerkes für den ans der Körperverletzung eines 
Menseheii entstandenen Schaden, wenn ^ciuo zur Leitung oder IJeaufsich- 
tigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene Person durch ein 
Verschulden in Ausffihrnng der Dienstverrichtuugen" die Verletzung her- 
beiführte. Unzweifelhaft wollte das Oesetz mit dem Worte ^Beaufsich- 
tigung'* etwas anderes sagen, wie mit dem Worte v,f,eitung". Auch lasst 
sich der Unterschied beider ßcgrilVc keineswegs als ein „nicht ganz leicht 
zugänglicher" bezeichnen. Jene W^orte liabeu eben nur den Sinn, welchen 
ihnen der gewöhnliche Sprachgebrauch beilegt: und letzterer erblickt in 
dem „selbststÄndigen Dirigiren als Befehlshaber" durehau« nicht ein beiden 
B^gritfen gemeinsames Merkmal. Die „Beaufsichtiguag'*, welche gegen- 
wärtig allein in Frage ist, kann und wird zwar oft mit der Obliegen- 
heit zu selbstständigem Eingreifen in den Betrieb und zur Befehligung der 
Arbeiter verbunden sein. Indessen notliwendig gehört eine derartige Ob- 
liegenheit nicht mit zur Beaufsichtigung. Vielmehr ist unter die Aufsichts- 
organe auch eine Person zu rechnen, deren Dienstverrichtung bloss darin 
besteht, die Arbeiter durch Warnungen, Berathen and Belehren gegen Ge- 
fahren zn schützen, Sichernngsrorkehningen za treifon and za veraalassen, 
ohne dass sie befugt und gehalten wSre, wider Arbeiter einznsdireiten, 
welche die gegebene Weisung nicht befolgen, das Schatzmittel nicht be- 
nntxen. Mit der Anstellang solcher Personen grafigt der Bergwerksbesitzer 
je nach Umstanden Dem, wozn ihn die Gesetze hinsichtlich der Sorge für 
das leibliche Wohl der Arbeiter verp6ichten; and wie im gewohnliehen 
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Leben solche Angestellte „AnÜBeher*' genannt zu werden pflegen, so crgiebt 
sich auch aus den Keichstagsverhaudlungen (Steno gr. Berichte. I. Legis- 
latur-Periode, L Session 1871. Bd. 1 S. 478), nicht minder aus den Mo- 
tiven des Gesetzes, dass gerade diese Classe Angestellter mit in den Kreis 
der Personen filUen sollte, für deren Verschulden der Bergwerksbesitzer 
nufzakommen hat. Ausdrücklich heben die Motive (Stenogr. Berichte Bd. 3 
S. 72, § 2 Nr. 4) hervor: „Die Worte: „eine zur Leitung und Beaufsich- 
tigung des Betriebes angenommene Person" werden im weitesten Sinne 
aufzufassen sein und nameiitlii h auch diojenigou Bergleute umfassen, welche 
mit Dienstleisttin^en hetnuit wurden, die für die Sicherheit des ixanzeu 
Betriebes von Wichtigkeit sind, wie /. B. die Prüfnnp^. weiche dem Ein- 
fahren in den Schacht vorauszugehen ptleiit . die Herrichtung und Aus- 
theilung der Sicherheitslampen.'* Das Bernfnn^surtheil verstösst daher 
wider den angezotieiien § 2. %veiiii es dem Vorarbeiter K. die Eig^enschaft 
eines Aufsehenden aus dem Grunde abspricht, weil derselbe höchstens das 
Recht, den Kläuer zu warnen, nicht aber die Ermärhtignni? irtdiabt habe, 
den Betrieb als Betehlsliaber ZU dirisiiren. dem Kläger Anweisungen zu 
geben und diesen nf)t Ingen Falls Nachdruck zu verschaffen: Zudem sind 
die von der Voriustanz durchgehends festgehaltenen Ausdrücke „Macht- 
befugniss, Berechtigung" u. s. w. mit dem Gesetze nicht zu vereinigen. 
Um Rechte, welche K. auszuüben gehabt hiitte, handelt es sich gegenwär- 
tig fiberhanpt nicht: für die Nichtansübnng von Rechten wäre er nicht ver- 
antwürtlicii zn machun. Vielmehr hainlelt es sich nni die Nichterfüllung 
von Pflichten, um ein „Verschulden in Austuhrnng der Dienatverrichtungen". 
Das angefochtene Erkcnntniss beruht auf der vorbesprochenen unrichtigen 
Auslegung des Eingangs gedachten Reichsgesetzes, war mithin schon des- 
lialb aufzuheben. Aus dem Obigen erheilt, dass die Beklagten dem Elfiger 
Ersatz leisten müssen, falls E. vonP. selbst nur daza beauftragt war, den 
Elfiger vor der ihm drohenden Ctefahr zu warnen, und falls er sieh liierin 
naehlfissig zeigte, insbesondere widerspmehslos geschehen liesS} dass der 
KlSger sich unnöthig der Gefohr aussetzte. 



Nr. 16. Entscfa. des Prenss. Ober-TerwalLGerlehts. 

1. Senat Vom 21. Hfirz 1883. 

[Prcuss. AretalT t Elwnb. Weten. 1888. S. 394-408.] 

Verwaltnjigs-StreitTerfahitti in Wegebaisaoheii gemftsa Art. IV des Gesetees 

vom 19. MäiB 1881. 
Der $ 8 des über die Feldfinr der Stadt D. abgeschlossenen und 
von der Königlichen General -Commission bestätigten Separationsrecesses 
lautet: 
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„Die Stadtflur D. wird von der Berlin-Leipziger Eisenbahn ävxoä- 
schnitten, wekhe der Berlin -Anhaltisehen Eisen bahngesellsdiaft 
gehört und von der Separation nicht berührt worden ist. Das- 
selbe gilt von zweien in der Sect. II der Karte von der Stadtfiur 
D. verzeichneten, von der Delitzsch-Eilenburger bis zur Delitzsch- 
Dfiheiier Strasse reichenden Wegen, von welchen der westliche . 
allgemeiner Benutzung, der östliche ausser zu Zwecken der 
Kisenbahngesellschaft nur als Zubehör zu dem Plaustfick Nr. 533 
dient. Beide ^yc^v werden von der £isenbahngesell> 
Schaft allein unterhalten." 
Unter Bezugnahme auf diese Recessbestimmunt^ hat die Ortspolizei- 
verwaltung der Stadt D. der Berlin -Anhaltisehen Eisenbahngesellschalt 
dureh Verfügung vom -21. April 188-2 aufgegeben, den iui § 8 des Recesses 
als weslliclien und allgemeiner Benut/ung dienenden Weg durch Auf- 
schüttung von Steinknaok in Höhe von (i Zoll aus/ubesseru und chaussee- 
mässig herzurichten. Nachdem diese Verlugaug auch auf den Einspruch 
der von ihr Betroffenen durch Beschluss vom 23. Mai aufrecht erhalten 
war, hat die gedachte Gesellschaft im gegenwärtigen Streitverfaliren — 
und zwar alleiu gegen die Polizeiverwaltung — Klage mit dem Antrage 
erhüben, 

die Verfügung der Beklagten vom 21. April und den Beschluss 
vouj 23 Mai 1882 aufzuheben. 

Dem Antrage der beklagten Behörde entsprechend hat der Krui^aus- 
schuss des Kreises D. dunh Hndnrtheil vom 12. Juli v.J. auf Abweisung 
der Klage erkannt, und zwar aus materielleu, die augefochtene Anorduuug 
fiberall billigenden Gründen. 

Auf die Berufung der klagenden Gesellschaft ist dagegen von dem 
Königlichen Bezirksverwaltungsgericht zu Merseburg am 24. October v. J. 
lediglich dem Antrage der Klage gemäss entschieden worden. In den 
GrOnden dleem ErkenntDiBses wird zimftchftt anerkannt, dass es sidi hier 
um einen öffentlichen Weg handle nnd daher die beklagte Behörde auf 
Grund des Art lY § 1 der Novelle znr Kreisordnnng vom 19. Hftiz 1881 
formell befngt gewesen sei, zum Zweck der nnstreitig nöthigen Besserung 
des Weges einznsehreiten. Materiell aber bestehe die der Klftgerin an- 
gesonnene Verpflichtang nicht, da jene Bestimmung des Separationsrecesses 
die Unterhaitang des Weges dnrch die Eisenbahngesellsehalfc nnr als etwas 
Thats&cfalicbes erwfihne nnd in Verbindong mit der Vollziehung des 
Becesses dnreh einen Vertreter der Gesellschaft nnr ein Anerkenntoiss 
der damals angenommenen Verbindlichkeit in sich sdiliesse, dass bei d^ 
jetzigen Bestreiten der letzteren kein rechtliches Fundament derselben 
darstelle. Da nnn ein solches anch nicht, wie die beklagte Behörde 
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wolle, an«? <leiii Kiijenthnm ilor * «('scIlschaft am Wegekorper, endlich auch 
nicht aus der Verleguog des Wegt;s an seine jetzige Stelle folge, selbst 
wenn dii^se «remflfss § 14 des Eisenltalmgej'ptzes vnni 3. November 1838 
auf Anoidnuug der Landespolizeibeliönle gescIiLlieii sei, uud da für einen 
anderen Rechtsgrund jeder Anhalt fehlte, so müsse das Vorgehen der Be- 
klagten gegen die Klägerin als der gesetzlichen Grundlage entbehrend 
beseitigt werden. 

Gegen diese Entscheidung hat die beklagte Behörde rechtzeitig die 
Revision eingelegt und innerhalb der gewahrten Nachfrist gerechtfertigt. 
Der Berufungsrichtcr, so wird ausgeführt, gehe davon aus, dass der zu 
bessernde Weg ein öffentlicher sei uud dabei sich im Privateigenthura der 
Klägerin befinde. Gleichwohl solle Klägerin nicht zur Unterhaltung des 
Weges verpflichtet sein, da aas der Erwerbung des Gnind uod Bodens 
zur Anlage des Weges noch sieht die Unteriialttingsp flicht folge. Damit 
seien die §§ 37, 100, Titel 8, Theil i, § 37, No. 1, Titel 7, TheU II, § II, 
Titel 15, Theil II und $ 49 der Einleitong des Allgemeinen Landrechta 
dnrch Nichtanvendiuig verletzt. Ans den bezeichneten Bestimmnngen sei 
der Satz abzuleiten, dass der Eigenthfimer eines Grandstflckes znr Unter- 
haltung einer anf demselben befindlichen Anlage, deren Erhaltung ans 
Grönden des öffentlichen Wohles geboten erscheine, verpfiichtet sei. Dieser 
Satz sei anf Öffentliche Wege angewandt im § 37, Titel 7 nnd § 11> 
Titel 15, Theil II des Allgemeinen Landrechts. Weiter vericenne aber 
der Vorderrichter aneh den Zweck der Separationsrecesse sowie die bei 
ihrem Ahschlnss übliche Sprache, wenn er annehme, dass der § 8 des 
Separationsrecesses von D. an der in Bezog genommenen Stelle nnr den 
Hinweis anf ein bis dahin thatsftehlich bestandenes Yerhflltniss enthalte, 
nicht aber eme Nonn dafiir, wie es in Znlranft mit der Wegennterhaltnng 
gehalten werden solle. Eine derartige Auslegung stehe mit den § III, 
Titel 17, § 405, Titel 16, § 252, Titel 5, §§ 65 nnd 69, Titel 4, 
Theil i des Allgemeinen Landrechts im Widerspmch. 

Die Revisionsbeklagte hat diese Ausfühmngen bestritten und hervor- 
gehoben, dass, auch wenn die Rechtsauffassung der Beklagten getheilt 
werde, dennoch die Verfügung, wonach der Weg chausseeraässig hergestellt 
werden solle, nicht gerechtfertigt erscheine. In dieser Uiasicbt wird anf 
die Aasfübnmgen in den Vorinstanzen nnd insbesondere darauf hin- 
gewiesen, wie der Nachweis eines Bedürfnisses zu einer den Betrag von 
2000 M, erfonlernden Herstellung des W^eges vermisst werde. 

Die Revision erscheint, wiewohl aus anderen als den von der Be- 
klagten geltend gemachten Gründen, gerechtfertigt (§ 67 des Verwaltungs- 
gerichtsgesetzes), / 

Der Beruf ungsrichter durfte nicht, wie er gethau, die angefoc' jteoe 
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Veifngnng nur um deswillen auf heteD, weil der klagenden Gefieliaohaft die 
Unterhaltnngslast bezüglich des in Bede stehenden Weges ans Grfinden 
des öffentlichen Rechtes nicht obliege» da es die Klägerin unterlassen hat 
anf Uebemabme der ihr polizeilich angeBonneneu Last gegen denjenigen 
zu klagen, welcher — die Benrtbeilnng der Wegebaulast durch den Vor- 
derriehter als an sinh zutreffend vorausgesetzt — jene Last anstatt der 
Klägerin nach öffentlichem Rechte zu tragen bat. Es kommt in dieser 
Hinsicht — wie der Gtü lt htshof schon wiederholt in gleichliegenden Fällen 
anageführt hat — Folgendes in Betracht: Der § 2, Absatz 3, Artikel IV 
jener Novelle zur Kreisordnnng verordnet, dass die gegen den Bo- 
schluss der AVegepolizeibehörde zulässige Klage, „soweit der 
in Anspruch Genommene zu der ihm ane:esnTinenen Leistung 
aus Gründen de«5 öffentlichen Rechts statt seiner einen 
Andern für verpflichtet erachtet, zugleich gegen diesen zu 
ri eil teil sej.^ Der Worthiut dieser Vorschrift nöthigt zwar nicht nnhe- 
dingt zu der Annahme, dass eine gegen den BesehUiKS der Wegepolizei- 
behörde erhobene Khige schon deshalb zurückgewiesen werden müsse, weil 
sie nicht gegen den angeblich verpflichteten Dritten mitgerichtet ist. Denn 
einerseits sind im Gesetze die Folgen der nnterlnssenen Klageanstelluug 
nicht ansdrucklich angegeben : andererseits schliesst die oben gedachte 
Fassung den Fall nicht aus, dass der iu Anspruch Genommene darüber in 
Zweifel ist. gegen wen als den eigentlich Verpilichteten er die Klage mit- 
znrichten habe, und nur der Wegepolizeibehorde gegenüber auszuführen 
lieahsichtijart, dass unter allen Umständen nicht er der Verpflichtete sei. 
Gleichwohl ergiebt sich aus dem Znsammenhange mit der bisherigen Ge- 
setzgebung, dass eine derartige Negatorienklage der Wege- 
polizuibehörde gegeiiüber nicht zulässig ist, vielmehr die gegen 
den BeschUiss derselben erhobene Klage zugleich gegen den als Ver- 
pflichteten zu bezeichnenden Dritten mitgerichtet werden 
muss, widrigenfalls der in Ansprach Genommene in dem 
Klageverfahren gegen die BehOrde letzterer gegen&ber die- 
ses Einwandes verluBtig geht (Tcrgl. v. Branehitsch, die neuen 
prenssischen Yerwaltangsgesetze Band II, Seite 23, Note c). Nach § 135 
Ih der Kreisordnnng Tom 13. Deoember 1872 hatte der Ereisans- 
achnss in streitigen Wegebansachen — ebenso wie früher die Landes- 
poUzeibehOrde — nach erfolgter Instraction resolntofisch zu entscheiden, 
von wem nnd anf wessen Kosten das im Interesse des dfTentlichen Ver- 
kehrs Erforderliche geschehen mfisse. Der Ereisansschnss war hierbei an 
die Anträge der WegepoUzeibehOrde, welche nnr gntachtlich zu berichten 
hatte ($61 Absatz 4 a. a. 0.), nicht gebunden; er konnte anch einen 
bisher nicht zugezogenen Dritten, welchen er für den Yerpflichteten 
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frachtete, zum Yerfohreu beiladen und im Interim issticum vemrtheileD, 
Das ufiPentliche Interesse verlangte aber, wenn das Bedürfniss eines Wege- 
baues tbatsächlich vorlag, immer ein positives Ergebnis^: es war erfor- 
derlicli, dass irgend Jemand für den zu solchem Bau Verptiichteten erklärt 
wurde. Diesem stand zwar demnUclist der ordeutliehe Rechtsweg offen, 
aber nicht ü:pg(>n die Polizeibelinrde, sondern mir gegen denjenigen, welchen 
er statt seiner /.u der ihm angesouuenen Leistung für vrrpflifhtet erach- 
tete, wie dies der § 135 11, Ib a. n. 0. ausdrüi'kli'-li iiestimnit, über auch 
schon vor Erlass der Kreisordnung liinsieiitlieh der Resolute d"r T.andes- 
polizeibelnude unzweifelhaften Rechtens war.. Die Novelle zur lircisord- 
nung hat nun das Verfahren anders q:eregeit. Die Instruction der Sache 
und der Erlass des Interimisticums ist in die Hände der Wegepolizei- 
behörde gelegt, deren Bcschluss auf erfolgten Einspruch an die Stelle der 
resolutorisilipn Entscheidung des Kreisaasschusses tritt. Gegen diesen 
Bcschluss lintli't die Klage im Yerwaltungsstreitvcrfalireu statt: der Ver- 
waltungsri chtcr aber entscheidet endgültig und unter Fort- 
fall des ordentlichen Rechtsweges über die Frage, wer nach 
öffentlichem Rechte der Verpflichtete ist. Aus dieser Coustrnc- 
tion des Verfahrens ergiebt sii li. dass. ebenso wie früher itn ordentlichen 
Rechtswege stets ein bestimmter Dritter iu Anspruch zu nehmen war, 
auch jetzt der Dritte im Venvaltungsstreitverfahren mitverklagt werden 
moss. Nur auf diese Weise lässt sich ein positives Redoltat erleben, 
Währrad die entgegengesetzte Anlfassang unter Umständen zn einem 
negativen Ansspnich führen ktonte, der zur Folge haben vfirde, dass eine 
im Offentlieheo Interesse nnabweisÜch gebotene Wegebessemng bis zmn 
Erlass einer anderweiten Anordnung lediglich um deshalb nnterbleiben 
mfisste, well die Wegepolizeibehörde sich in der Person des nach öffent- 
lichem Recht Verp6ichteten geirrt hat. Allerdings ist das auf Grond des 
Art. lY des Gesetzes vom 19. März 18S1 geregelte Yerwaltnngsstreitver- 
fiihren nicht allein an Stelle des ordentlichen Rechtsweges getreten, viel- 
mehr dient es auch zur Rechtscontrole darfiber, ob die Wegepolizeibehörde 
innerhalb ihrer gesetzlichen Befognisse gehandelt hat. Insoweit also die 
Klage darauf gerichtet ist, dass die Wegepolizeibehörde ihre gesetzlidie 
Zuständigkeit flberschritten habe, wird dieselbe zulässig sein, ohne dass 
der in Anspruch Genommene zugleich einen Andern belangt. Auch ist 
nicht zu verkennen, dass sich die Verpflichtnngsfrage mit der Zuständig- 
keitsfrage oft nahe berfihrt; so z. 6. wenn der Amtevorsteher einen aus 
einem privatrechtlichen Titel Verpflichteten (Pächter u. s. w.) iu Anspruch 
nimmt, oder wenn er an Stelle der Landespolizeibehörde einer Eisenbahn- 
gesellschaft unter Bezugnahme auf § 14 des Gesetzes vom 3. November 
1838 neue Auflagen macht und die Gesellschaft auf seine Unzuständigkeit 
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hierza sowie darauf hinweist, dass der Amtsvorsteher sich nur an den 
ordentlichen Wegebanpfiichtigen halten kOnne. In diesen Ffillen ist der 
Einwand der Unznstftndigkeit durchgreifend nnd die gegen die Wege- 
Polizeibehörde allein gerichtete Klage kann nicht als nnznlfissig erachtet 
werden. Allein um einen solchen Fall handelt es sieh hier nkht, viel- 
mehr muss dasjenige, was seitens des Vertreters der Elftgerin im Termin 
zur mündlichen Verhandlung vor dem unterzeichneten Geriehtshofe gegen 
die Abweisung der Klage aof Grund des Abs. 3, § 2, Art IV a. a. 0. 
geltend gemacht worden ist, als nicht zutreffend bezeichnet werden. — 
Diese Ausführungen liefen darauf hinaus, wie bei Anstellung der vorlie- 
genden Klage eben nicht von der Auffassung ausgegangen sei, dass die 
von der Klägerin bestrittene Verpflichtung zu der ihr Beklagterseits auf'» 
gegebenen Wegebessenmg von uffentlich rechtlichen Gesichtspunkten aus 
zu erörtern sei, sondern vielmehr davon, dass es sich um Beurtheilung 
privat rechtlicher Verhältnisse, um ein yertragsmässiges Abkommen 
handle, und ein Weg in Frage stehe, welcher im Allgemeinen nur den 
Zwecken der Adjacenten diene; die Verpflielitungsfrage könne mithin als 
lediglich privat rechtlicher Natur im V«; r wal tungsstreitverfaliren nicht 
entschieden Nveidcu. Bei Prüfung der Frage aber, ob die im Art. IV. § 2, 
Abs. 3 a. a. 0. gercebont' Klage zugleich gegen jenen andern angeblich 
Verpflichteten iiätte gerichtet werden müssen, komme es auf die subjec- 
tive Recht!^anffassung des polizeiUcherseits in Ansprach Genommenen, und 
nicht auf das objective Recht, au. 

Unzweifelhaft hat das Ctesetz es nicht so, wie Klägerin \vill, in das 
snbjective Fnnesseii des dun h eine polizeiliche Verfügung zum Wegebau 
Heraugezogeuen gestellt, ob er auch gegen denjenigen klagen solle, wel- 
chen er statt seiner für verpflichtet erachtet. Der Wortlaut des Gesetzes 
bietet für eine soielie AutVassimg keinen Anhalt, und mit der ratio des- 
bülben >teht sie im otVonbareu Widerspruch, da sie in ihren praktischen 
Folgen den Norsteheiul angedeuteten, vom Gesetz verfolgten Zweck in vielen 
Fällen vereiteln würde. Erachtet dci" in Anspruch Genommene 
einen Weg nicht für einen öffentlichen, sondern für einen 
Privatweg und daher die Frage der Unterhaltungspflicht als 
lediglich dem Privatrecht angehörig, so kann er seine Klage 
gegen den polizeiliehen Beschluss allein auf diese Behauptung 
sifttssen, ^ie, falls sie sutrifft, die Unznstftndigkeit der Poli- 
xeibehOrde darthut und so durchgreift. Will der KUger dagegen 
auch für den Fall, djiss der Weg für einen öffentlichen erkannt wird, 
die Ihm angesoDuene Baulast von sich abwehren, so kann er dies 
nach jenem Gesetz nur dadurch, dass er seiae Klage zugleich für 
diese Eventualität gegen denjenigen richtet^ den er statt seiner 
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nach öffeutlicliem Recht für verpflichtet erachtet. Endlich 
kann auch daYOS hier nicht die Rede sein, dass die beklagte Behörde 

ihren Hesi hluss und dessen Verthe"ulii;aniE^, soweit es sich um die Frage 
der ^^'egebllulast handelt, auf ausscliliesslich prhatrechtliche Rechtstitei 
gestützt habe. Weder triflffc dies für jenen § 8 des Scp u itionsrezesses 
von D. zu, da solche Recesse, soweit in denselben die Baulast für die 
öffentlichen Wege unter Genebmigtmg der Generalkommissiouen in Aus- 
übung landespolizeilicher Functionen geregelt wird, allerdings öffentlich- 
rechtliche Normen sind, noch auch für die Frage nach den rechtlichen 
Verbindlichkeiten, welche für das Gebiet des öffentlichen Rechtes aus dem 
Eigeuthum als solchem folgen, und welche die Beklagte für die Wepjebau- 
last aus dem Eigentlmm am Wegekörper herleiten zu können glaubt. 
Irrt sich, was hier nic.lit zu entscheiden, die beklagte Behörde in der 
Beantwortung dieser letzteren Frage wie in der nach der rechtlichen Be- 
deutung jenes § 8 des Separationsrecesses, so bewegen sich diese In- 
thümer auf dem Gebiete des materiellen öffentlichen Rechtes, sie berühren 
aber nicht die Frage der Zustündiskoit der Polizeibeliörde zu der von ihr 
getroffenen Entscheidunjr. Diese Zuständigkeit ist so wenig anfechtbar, 
wie die des Kreisausschusses, welcher in seinem Endurtlieil der mate- 
nelleu Beurtheilaug des Streitfalles durch die Ortspolizeibehürde bei- 
getreten ist. 

Hiernach unterliegt die angefochtene Entscheidung der Aufliebuns: 
wegen Nichtberücksichtigung der Vorschrift des AIüs. 3, ^2, AiL. iV 
a. a. 0. 

Bei freier Beurtheiluug der Sache kommt Folgendes in Betracht: 
Der in Rede stehende Weg ist in jener Recessbestimmung im G^en- 
satz zu einem auf der Ostseite des Bahnhofs liegenden W^e ansdrüok- 
lieh als allgemeiner Benutzung dienend anerkannt wofden. Ganz ebenso 
ist der Streitweg schon in einer vom Ereislaodratli mit Yertreteni der 
klagenden GesellBchaft, der Stadtgemeinde D. und sonstigen Interessenten* 
fiber die Verlegung dieser Wege ans Anlass des Eisenbahnbanes am 
11. Uftrz 1857 gepflogenen Verhaudlnng als Verbindungsweg zwischen der 
Dübener nnd Eilenbnrger Strasse bezeichnet worden, der Ostlieh gelegene 
Weg dagegen als »Wirthschaftsweg*'. Werden ferner die Bestimmung des 
Weges zur Verbindung zweier OiTenÜiehen Strassen sowie der Umstand in 
Betracht gezogen, dass in jener Verhandlung vom 11. März 1857 auch die 
Möglichkeit berücksichtigt ist, den Weg als Binfahrtsweg zum Bahnhof 
zu benutzen (in diesem Falle sollte er nicht 2, sondern 3 Ruthen breit 
ausgewiesen werden), so kann es keinem Bedenken unterliegen, den Weg 
gleich beiden Vorderrichtern für einen Öffentlichen zu erachten. Die 
entgegengesetzte Annahme der Elftgerin, dass der Weg nur ein Feld- 
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weg, also ein Privatintoressontenweg sei, steht ohne jeden genflgendeu 
Anhalt da. — 

Anlangend endlieh dia Anordnnng der Beklagten, den Weg dnreh 
An&chfltfcang einer 6 Zoll starken St^decke Yon Steinknack ansznbes- 
sem und chansseendlssig herzustellen, so kann die Klägerin zunächst aus 
der ADforderoug des chansscem&ssigen Ausbaues nicht den Einwand 

herleiten, dass die Beklagte mit derselben ihre Zast&ndiglveit überschreite. 
Wie der Gerichtshof in zahlreichen ähnlichen Fällen entschieden hat, er- 
langt ein öffentlicher Weg dadurch allein, dass derselbe mit Rücksicht auf 
das Interesse des öffentlichen Verkehrs konstmässig und in gleicher oder 
Ähnlicher Weise, wie es für Chausseen vorgeschrieben ist, ansgebaat wer- 
den muss, noch nicht den rechtlichen Charakter der Chanssee als einer 
mit besonderen rechtlichen Prärogativen ausgestattt t^ n Wogcanlago (za 
Tgl. die gedruckten Entscheidungen, Bd. II, S. 267, Bd. Ul, S. 184, Bd. IV, 
S. 247 und 256, Bd. VIT, S. 258). Die die rechtliche Eigenthümlichkeit 
der Chausseen bestimmenden Vorreelite müssen staatlicherseits verliehen 
werdeil, sie entstehen aber keineswegs aus der Thatsache allein, dass ein 
Weg .,chau5?seemäsj*ig'*, d. h. kunstmässig. austrebant ^Yer(leu muss, um 
dem Verkchrsinteresse zu genügen. Die Ortspoiizeibehörden sind 
da]] er auch zuständig, solchen Ausbau zu erzwingen, falls der- 
selbe erforderlich ist. 

Xnn bestreitet zwar im Torliegeiitlcn Falle die Klac-erin aiieli dies, 
dass der geforderte Ausbau von dem vorliaudenen Yerkeiit >ti (iurliii.«5se er- 
heischt werde; allein in dieser Bezicliuug ist die Klage uieiit subötautürt. 
^ach der Art und Weise, in welcher die Rechtscontrole in streitigen Wege- 
bansachen durch die Novelle zur Kreisordnung neu und abweichend von 
den früheren Vorsehriften ijere^^elt worden ist, genügt es nicht, die An- 
forderungen der Ortspolizeibehürde zu bestreiten, vielmehr muss die gegen 
dieselbe gegebene Klage dadureh liegriindet werden, dass Thatsachen an- 
gegeben und unter Beweis gestellt werden, aus denen die Sachwidrigkeit 
der erhobeueu Forderungen gefolgert werden kann. lu dieser Beziehung 
hat die Klägerin nichts beigebracht, was geeignet wäre, ihren Klageantrag 
za nnterstützen. Dieselbe hat sich zwar im Termin zur mündlichen Ver- 
handlang vor dem Berirksvorwattnngsgeridit znm Beweise desaen, dass 
eine einftche Eiesschüttong genügen werde, anf das Zengniss des Ober- 
Ingenienrs, Baorath W. in B. bernfen. Allein es ist nicht erfindlich, wie 
das UrÜieil dieses Saehverstfindigen , der im Dienste der Klägerin steht 
oder doch jedenfiills stand, fem von D. seinen Wohnort hat, und daher 
nicht wohl mit den Verhätnissen des loealen Verkehrs so vertrant sein 
kann, wie der die Polizei Terwaltende Bfiigermeister, geeignet sein sollte, 
die Anffasaang des letzteren za widerlegen. Daza kommt» dass polizei- 
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licherseiU durchaus nichts Autföerordeiitlii^lieri, viehnehr nur eine Befesti- 
i^nug des Weges gelordert wird, wie sie für Strassou in der uumitttH)ar<in 
Umgebnng der Städte, an denen hercits Wohnhäuser angebaut werden — 
dass letzteres hier der Fall, ist uustrcitig — gebräuchlich, mid im Kreise 
D. sogar — was gericht^kundig — für zahlreiche ländliche Coramunica- 
tionswegc mit Rücksicht auf die Bodenl)esehaffenheit durchcreführt worden 
ist. Nach alle dem war davon abzusehen, die BedürfDisstrai,r noch zum 
Gegenstände weiterer Instruction zu machen, vielmehr musste, da auch 
davon nicht füglich die Rede sein kann, dass die Höhe der aufzuwendenden 
Kosten die Elflgerin fibennässig belasten könne, so, wie geschehen, die 
erstinstanzliche Entscheidung wieder hergestellt werden. 

Der EUgenn bleibt nnbeooninien, den Weg des Stfeitverfthrens ge- 
mfiss Absatz 5 des § 2 Art IV a. a. 0. gegen denjenigen zu besdureiten, 
den sie ans Gründen des Oflentlicben Rechts iQr den Wegebanpflichtigen 
eracbtet. 



Nn 17. Eiifsch. des Deutschen Reiclisi^'ericht«. 

1. Straf-Öeuat. Vom 21. März 1883. 

(Eutsch. d. Reichsger. In .Strafsachen. Bd. 8. S. 400 -412. - Preuss. Archiv f. Eisenb. Wesen. 1883. S..'>43.] 

Ist ein Eisenbahüfahrhillet der wilrttembergischen Staatsbalm eine öffent- 
liche Urkunde oder eine PriTatarkunde? 

Der noch nicht 18 Jahre alte Angeklagte ist durch das Ürtheil der 
Strafkammer des Landgerichtes wegen eines Verbrechens der Fälschang 
einer öffentlichen Urkunde im Sinne des § 268 ZifT. 2 St.G.B., in idealer 
Concurrenz mit versuchtem Betrüge im Sinne der §§ 263 und 43 St.G.B., 
in Anwendung des ersteren Strafgesetzes in Verbindung mit § 57 a.a.O. 
Terurtheilt worden. 

Die von der Staatsanwaltsehaft zu Gunsten des Angeklagten ange- 
brachte Revision rügt Verletzung des Strafgesetzes, indem sie geltend 
macht, die Urkunde, welche Gegenstand des Verbrechens gewesen, sei 
keine öfteutliche, sondern eine Privatnrknndc, es hätte daher die Ziffer 1 
des § 268 St.G.B. angewendet werden sollen. 

Die Rüge ist niclit begründet. 

Nach den Feststellungen der Vorinstanz hat der Angeklagte am 
12. September 1882 auf der Eisenbahnstation Fhcrsbaeh ein Retoui billet 
der wurttembergischen Staatseisenbahn für die Stif ( kn Ehrr^'hnch-Stüttgart 
gelöst. Diesem Billet waren die Bezeichnung jenrr i!iM'iil>alin>trccke, 
der Betrag d^^r zweiten Wagenciasse mit M. L70. die abi^ekürztcu Worte : 
„Rückf.— Ebersb.'' zum Zeichen dafür, dass das Billet als Rctoarbillet 



Digitized by Google 



Entsetu des Deutschen Ratehsgerichts Tom 21. UMn 1883. 49 



dritter Gfisae 2V gelten habe, ferner die Controlnnminer 31 5d und die 
Zahl 2 anfgedntckt. Die letztere Zahl hatte die .Bedeniang, dass das 
Billet auf zwei Tage, eioscliliesslich des Tages der Ausgabe, gOltig sei. 
Bei der Ausgabe des ßillets warde demselben der 12. September, als 
Datum der Ausgabe, aufgesteiiipelt. 

Der Angeklagte benutzte das Billet zunächst am 12. September 1882 
zur Fahrt tou Ebersbach nach Stuttgart. Die Rückfahrt von da unternahm 
er erst am 14. September. Um für diese Fahrt das nur bis zum 13. Sep- 
tember gültige Billet benatzen zu können, löschte er im Datumstempel 
die Zahl 12 aus. Das so vermischte Billet zeigte er am 14. September 
auf der Rückfahrt dem Eisen bahncouducteur als angeblich noch gültig vor. 
Die beabsichtigte Tänsehung s^elan^^ jedoch nicht. 

Das Landgericht hat auf (!rund dieses Sachverhaltes, abgesehen vnn 
dem hier nicht weit -r in ßt trarht kommendon lleate des versachten 
Bt'trnu''--. festgestellt: Der Aiii^ekla^^tr habe in r(M ht.s\vi(h-ii:^er Absicht und 
uiu sich einen Vermöcjpnsvortheil zu vcrschatleu, eine öffentliche Urkunde 
verfälscht und sodann vrm dcrsollxiu zum Zwecke einer Täuschung Ge- 
hranch gemadit: er habe hei der Begehung dieser ITandlung die zur Er- 
kenutniss ihrer Strafbarkeit tMlurderlicho Einsicht hosessen. 

Die Bfgrrmdung dw Vernrtheilnns!' Ifisst einen Rechtsirrthnm nicht 
erkennen. I^s kann in-shesoudere die Annahme des Landeorichb dass 
das vtm dem Angeklagten verfälschte Eisenhahubillet als eine Urkunde, 
und zwar als eine öffentliche Urkunde zu betrachten, nicht beanstandet 
werden. 

Was zunächst den Begriff einer Urkunde überhaupt aubelani^l, so 
konnte das Gericht, obwohl das Billet nicht unterzciclmet ist und keine 
vollständige Darlegung des Rechtsverhältnisses, auf welches sich dasselbe 
bezieht, enthält, ohne Recbteirrtbum davon ausgehen, dass das Billet, als 
in der im wflrttembergischen Staatseisenbahnverkehr« allgemein ftbliehen 
und bekannten Form ansgestellt, sich als ein Beweismittel für die Be- 
rechtigung, die Fahrt nnd Backfahrt anf der obenbezeicbneten Eisenbahn- 
strecke am 12. nnd 13. September 1882 ansznffihren, sonaeh als eine 
Urkunde darstelle. 

Allein auch die weitere Annahme des Landgerichtes, dass diese Ur< 
knnde als eine Öffentlich e anzusehen, kann als eine rechtsirrth&nliche 
nicht erachtet werden. Das Strafgesetzbuch bat zwar den Begriff einer 
dffentUcfaen Urkunde so wenig als den einer Urkunde überhaupt festgestellt 
Alleitt nach der Auffassung der Wissenschaft, mit welcher die Vorschrift 
des § 380 G.P.O. übereinstimmt, sind als öffentliche Urkunden solche zu 
betrachten, welche von einer Öffentlichen Behörde innerhalb der Ghrenzen 
ihrer Amtsbefugnisse oder von einer mit Öffentlichem Glauben versehenen 
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Person innerhalb des ihr zugewiesenen GeschfiftskreiBes in- der vorge- 
schriebenen Form anfgenoromen sind. Im vorliegenden Falle handelt es 
sieh nach der AnlTassung der Vorinstanz nm eine fiifentliche Urlcnnde der 
ersteren Gattung, nfimlichnm eine solche, welche von einer öffentlichen 
Behörde ausgestellt worden. Welche Öffentliche Behörden znr Ansstellnng 
clfTentlichor Urkunden befagt sind nnd welche Form der Benrlcnndang 
erforderlich, ist, in Ermangelung relchsgesetzlicher Normen, nach den 
Vorschriften der Landesgesetze za beurtheilen. 

Die Vorinstanz ist nnn, wie sieh ans den Urtheitsgrßnden in ihrem 
Zusammenhange er^^iebt, davon ansgegagen, dass das hier in Betracht 
kommende Eisfiibahnbillet von einer öffentlichen Behörde innerhalb der 
Grenzen ihrer Amtsbefngnisse, nämlich von der hierzu zuständigen wört- 
temlHM gischen Eisenbahnln liörde, bezw. von der KönigL Eisenbahnstation 
Eborsliach, welche das Billet mit dem fcr die Daner der Gültigkeit 
wichtigen Datum der Ausgabe verseben hat, in der vorgeschriebenen Form 
ausgestellt worden sei. 

Diese Auffassung kann im Hinblicke auf die in AVürttemberg über 
den Betrieb der Staatseisenbahnen, sowie über die Anstellung nnd die 
amtlichen Befugnisse der Eisenbahnbeamten bestehenden Vorschriften in 
rechtlicher Beziehnng nicht beanstandet werden. 

Von jener Annahme nur^^cheiid , hat das J.niidiii'rirlit das in Frage 
kommende Eisenbn!nil»illt't mit Hecht als eine öftCn ( Iii In- Vrknnde an- 
gesehen. Der Kiiiwaiul. dass der wüitti-mlierui-che Stiiat dnrili seinen 
EisenbaliiilM-tri(.'b kein llohcitsrechl ausübt', .Nonderu ein rnternclinicn 
betrellH'. welches auch von Privatpersonen betrieben wprden könne, und 
dass daher die von (b n staatlichen Eisenbuhnbeliötdtn hinsichtlich der 
Berechtigung zur Bennt/.inm der Staatseisenbahn an«srestel!irn Urkunden 
ebensowenig, wie die von den lU-dicnstcten einer Privateisenbahn ausge- 
stellten, als ötVentliche Urkunden betrachtet werden können, 

vgl. Württemb. Gericlitsbl. Bd. 7 S. 235 ff., 
ist nicht stichhaltig. Man kann es unterlassen, den Betrieb der Staats- 
eisenbahnen vom staatsrechtlichen Gesichtspunkte aus einer weiteren Er- 
örterung zu unterziehen, denn für den Begriff einer von einer öffentlichen 
Behörde ausgestellten Urkunde als einer öffentlichen ist nicht die Be- 
schaffenheit der beurkundeten Thatsaebe an sich, bezw. die Natur des 
beurkundeten HechtsverhSltiiisses, sondern lediglich der Umfang der Amts» 
befnguisse des Ausstellers und die Form der Beurkundung entscheidend. 
Wenn, wie im vorliegenden Falle, die Urkunde von einer OlTentlichen 
Behörde innerhalb ihrer amtlichen Befugnisse, sonach in Ausübung des 
derselben, als einer Öffentlichen BehOrde, eingeräumten Rechtes, filr die 
betreffende Thatsache, bezw. für das betreffende Recbtsverhältniss ein mit 
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\'oller Beweiskraft ausgestattetes Beweismittel zu schaffen, ausgestellt 
worden, so sind die Merkmale einer öffentlichen Urkunde gegeben, und es 
kann dem Umstände, da^s das durch die Urkunde beglaubigte Rechtsvor- 
hfiltniss an sich nach priTatrechtUchen Nonnen zu beurtheilen ist, sowie 
dass es nnter anderen UmstSaden den Gegenstand einer Pnvatnrknnde 
hätte bilden IcÖnnen, eine Bedeutung nicht beigelegt werden. Dass etwa 
der Angeklagte sich hinsichtlich der thats&chlichen Erfordernisse einer 
öffentlichen TJrlcnnde in einem Irrthnme befnnden habe, ist nicht fest- 
gestellt, ein solcher Irrthnin ist von dem Angeklagten auch nicht behauptet 
worden. 

Hierbei ist als selbstverst&ndlich voraasgesetzt, dass von einer Ur- 
kunde als einer dffenüichen dann nicht die Rede sein könnte, wenn die- 
selbe von einer mit dem Betriebe eines fiscalischen Unternehmens beauf- 
tragten, aber nicht als ^Öffentliche Behörde" angestellten Person oder 
2war von einer mit dem Betriebe des Unternehmens betrauten Öffentlichen 
Behörde, jedoch nicht innerhalb der Grenzen der Amtsbefngnisse derselben 
ausgestellt worden. Ein Fall dieser Art liegt nach den Feststellungen 
der Vorinstanz nicht vor. 



Kr. 18. Entscli. des Treuss. ()her-Ycrwalt.lierichts. 
1. Senat vom 31. Jiärz 1883. 

(EntadL d. Pnm«. ObwV«r««lt Gericht:.. B<1. o. S. 238 -m - Pkoh. ArehlT C BlseiAi.WM«n. WS. 

S. 402 - 411). S. 470 

Inwieweit unterliegen die Zufuhrwege zu den Bahnhöfen der Aufsicht der* 
Ortspolizeibeliörden ? Können dieselben gemäss Art. IV § 2 des Gesetzes 
vom 19. März 1881 für den (allgemeinen) öffentlichen Verkehr in Anspruch 

genommen werden? 

Der Amtsvorsteher des Amtsbezirks K. hat die königlieho Eisen- 
bahn • Uircction TT\ Fr. als Vertreterin (Ins knniulirheii J']iseiibnhn- 
Hscns in einer Verfüsiun!:; v(*ni 19. November 1881 ;iiil);el'urdert, binnen 
vier Wocben den Zntiiiirwe^^ nach dem Bahnhofe K. der Berlin -Wetzlarcr 
Eisenbahn in ^Meieber Breite jnit der ansrhliessenden Chansscc, also 
weniijstenö nocli um 3 in breiter, ber/nstellen. Der 2:e^;eii dit'se Vedügung 
erhobene Einsprndi wurde durch Besclilnss des Anitsvoi*Btehrrs vom 
7. December verw(»rfV'n. Die aredachte fiscalische Behörde ist darauf 
im gegenwärtigen Streit\ erfahren mit dem Antrage klugbar geworden, 
den Beschluss der Wegepülizeibehördo aufzuheben, .sowie eventuell die 
Gemeinde K. zu der Iraglicheu Verbreiterung des Bahnhofszufuhrweges 
zfk verortheilen. 

4* 
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Dem Anträge dea Beklagten entsprechend erkannte der Kreisansschnss 
des fireises M. — ohne die Gemeinde E. an dem Streitverfohren m be- 
theiligen — am 17. April 1882 anf Abweisung der Klage, da die ange- 
fochtene Verffignng materiell begründet sei. 

Dagegen hat das kOniglidie BezirksTerwaltnngsgericht zu Erfart 
anf fnstzeitig too dem Kll^:er gegen diese Entscheidung eingelegte Bern* 
fang, nachdem im Tennin znr mlindlicben Verhandlung der Sache in der 
Bemfnngsinstanz vom EUger der eventnelle, gegen die Gemeinde E. 
gerichtete Ehigeantrag ansdrficklich znrfickgenommen war, am 9. Septem- 
ber 1882 dahin erkannt, dass die Verfügungen des beklagten Amtsvor- 
stehers vom 19. November und 7. December 1881 aufzuheben. 

Die Gründe dieser Entscheidung sind im Wesentlichen folgende: 

Die Verpfliclitnnij dt s Fiscus zu der ihm angesonnenen Leistung sei 
immer nur nns (1*mi Umstände altgeleitet, dass die Eisenbahuverwaltung 
aus Anlass des Bahnbaues den Weg von K. nach der A.*er Forst verl^^'t. 
von diesem einen Zufahnxeg nach dem Bahnhofe neu angeU^gt und soweit 
das alte Wegeterrain nicht habe benutzt werden kOnnen, den Grund und 
Boden ihrerseits erworben habe, sowie diesen noch gegenwärtig ei^enthum- 
lieh besitze. In Consequenz hiervon habe der Kreisnnssohuss ansdrücklich 
die Verpflichtung der Eisenbahnverwaltung aul die Vorschrift des § 14 
des Enteignungsgesetzes vom U. Juni 1874 basirt. Für die Competenz 
des Amtsvorstehers und die sarhlirh»^ Zulässigkeit des Verwaltungsstreit- 
verfahrens müsse in er.-tor lu/ilic § 14 de«! Eisciibalm^est'fzos vom 
3. NovenibtT 1838 in Betracht komuieu. Das OberverwaUuuj^i?gericht habe 
in einem Endurtheil vom 11?. März 1879 bestimmt anerkannt, dass wegen 
der Vorschrift des § 16*1 des Zusiaiuligkeitsgcsct/os zu allen nach § 14 
a. a. 0. zu treffenden Festsetzungen nur die Ixegierunuen nls Laiides- 
polizeibehörden bernfeu seien. Nun handele es sieh hier iiidit nur uni die 
Unterhaltung^ einer landespolizi'ilieh angeonliiflcn oder gebillit^tcn Anlage» 
sondern auch, soweit die Verhrtiterung iu Frage stehe, um eine nach- 
träiiliche neiif Anforderung. Kdnne es gleichwohl zweifelhaft erscheinen, 
üb jener § 14 hier Anwendung linde, da es sich um Interessen de» 
öffentlichen Verkehrs handle^ so komme doch jedenfalls § 14 des 
Euteiguungsgesetzes in Verbindung mit § 56b desselben nml § 157 des 
Zuständigkeitsgesetzes in Betracht, wonach die Entscheid iiug über die 
Verpflichtung des Unternehmers einer Anlage, für welche das Enteignungs- 
recht gewüiirt sei, zur Einrichtung und Unterhaltung aller Anlagen an 
Wegen u. s. w., die auch im öffentlichen Interesse nothwendig würden» 
in die Hand des Bezirksraths gelegt sei. Hiemach sei so wenig der 
Amtsvorsteher zu seinem Einsehreiten als der Ereisanssehnss zu einer 
Entscheidung in der Sache selbst zustftndig gewesen. In dem vom Amts- 
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Tonteher in Bezog gsnommenen Endartheil des Oberverwaltangegerichts 
vom 17. September 1879 (EoteclieidiiDgeii, Band V, Seite 229) sei frei- 
lich die Conipetenz des Amtsvorst^ers zum Einschreiteu gegen die Ober- 
schlesische Eisenbahngesellschaft zwecks HersteUnng eines von der Bahn- 
rerwaltnog Dach landespoliz^ ilicher Feststellung angelegten Bahnhof-Zufohr- 
weges nicht bestritten worden. Auf diese Einzelentscheidung ivönne indessen 
gegenüber der klaren Bestimmnng des § 14 a. a. 0. kein Gewicht tjelegt 
werden. — Wenn die Gemeinde K. oder der Amtsvorötehor den Eisen- 
bnhnfiscus zu der geforderten Wegeverbreiterung für verpflichtet erachteten, 
» S(i iniisse ihnen überlassen bleiben, entsprechende Aiitrfige an den Bezirks- 
rath ztt Erfurt zu stellen. 

Gegen diese Entscheidung hat der beklagte Amtsvorstohcr rechtzeitig 
die Kevision eingelegt und begründet. Kr wirft dem Berufuiigsrichter vor, 
den § 14 des Eisenbaliiiiiesetzcs. die 14. 56 dos Enteiguuugsgesetzes 
und fleii §157 des Znstäudigkeit.s^^esetze.s durch Anwendung verletzt zn 
habeu. Die hier streitige Verfügung sei ihrem klaren Inhalte nach niclit 
allein im sicherheits-, sondern auch im verkehrspolizeiiiehen Interesse 
erlassen. Sie iiabe letzteres sogar in erster Linie im Auge. Nur dauu 
könnte aber die Znstündi^^keit des Beklagten aus deu §§ 14 a. a. 0. 
angefochten wtixhn, wenn es sich lediglich um öicherheitspoiizeiiiche 
Maassregelii bandelte. 

Der Klager erachtet die Revisionsbeschwerde nicht für begründet. Es 
stehe hier nicht nur die Unterhaltung, sondern auch die Erweiterung eines 
Weges in Frage; zu dieser letzteren fehle dem Fiscus das Teirain, das 
Exprnpriationsrecht sei ihm zur Erwerbung desselben nicht verliehen, mid 
<ler Bescheid des Amtsvorstehers nnd die erstinstanzliche Entscheidung 
würden daher nicht vollstreckbar sein. Die in Rede stehende Wcgcver- 
legnug sei seiner Zeit im Anschluss an einen bestehenden Communi- 
i-'ationsweg und im Einverständniss mit den berufenen landespolizeilichen 
Organen auf Grund der §§ 14 des Eisenbabngesetzes mid des Enteig- 
Bungsgesetzes ausgeführt. Ob die EisenbalmTerwaltiiiig zn der aogeson- 
aenen Verbreiterung verpfliehtet sei, werde Ton denselben Organen za 
«ntecheiden sein, welche die nrsprfinglidie Anordnung getroffen bfltten. — 
Abgesehen hiervon kOnne der Amtsvorsteher die Verbreitemng des 
Weges nnr von der Gemeinde K. fordern, da diese verpflichtet sei, den 
iFOtt der Eisenbahnverwaltnng verlegten Wegetheil in TJnterhsltung zu 
nehmen. — Der Elftger beantragt die Bestätigung der angefoehten Eni- 
Bcheidnng. 

In einem nachtrSglich eingereichten Schriftsätze vom 4. Jannar 1883 
hat der Revisionsklftger seinerseits diese Ansfohmngen bestritten. 
Die Bevision ist an sieh begründet 
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Dass der Amtsvorsteher als Ortspolizeibehörde nicht zuständig ist> 
Eisenbahnunternehmerii auf Gnnid der §^ 14 do« Ei?ciihahnL(esetzes vom 
3. November 1838 nnd dos Knteii;niint:s^oset/cs vom II. .lani 1874 an 
Stelle der Lande8|in|i/cil»cliönle oder der im KiitoiirnTirii:svcrf;ihren zustän- 
digen Instnnzcn (des l^c/irksrathes etf.) Aut'iai^cn zu machen, unterliegt 
keinem Zweifel. Daraus folgt aber nichts weiter als dass ortspolizeilirhe 
VerfügunffPTi. wenn und soweit sie nnf jene (lesetzesvorsehriften gestützt 
werden, wc^icn Unzuständigkeit des Amtsvorstehers aufzuheben sind. 
Keineswi'üs sind aber die Eiscuhaliniuiternehmor diirt h jene Vorschriften 
hinsichtlich aller mit den Kiscnbahuanlagen in Wi liiiulung stehenden im 
polizeilichen, öffentlichen luluresse jemals auszuführentlen Anlagen der Zu- 
ständigkeit der OrtspolizeibchOrden ein für alle mal entrückt, und dies 
gerade dann nicht, wenn etwa auf Grund des 14 des Enteignungs- 
gesetzes oder sonst landespolizeiliche Auflagen im oifentlii hen Interesse, 
insbesondere wegen Herstellung, Veränderung und l'ntirhaltuug öllunt- 
lieber Wege gemacht sind. Solche landespolizeilichcu Auflagen bilden die 
Grundlagen der Thätigkeit der Ortspolizei, welcher es obliegt, ihre Erfül- 
lung und Beobachtung fortgesetzt zu überwachen und nöthigenfalis zu er- 
zwingen. Ist alBO einem EisenbahDimternehiner landespoHzeilich die Her* 
Stellung und UnterlialtQDS eines öffentlichen Weges aiÜTerlegt, so hat der 
AmtsTorsteber die Uoterbaltong nobedenkÜcli von demselben zn fordern, 
imd diese Fordenmg kann sich anch auf die Verbreiternng des Weges, 
welche etwa im Laofe der Zeit nach Maassgabe des wechselnden öffent- 
lichen Bedürfnisses erforderlidi wird, erstrecken, wenn nnr die landespoli-> 
zeiliche Feststellnng dahin zu verstehen ist, dass die ünterhaltnngspflicht 
keine andere sein soll, als die der Wegebanpfltcfatigen bei einem Öffent- 
lichen Wege überhaupt Es bedarf dann keiner nenen landespolizeilichen 
Feststellnng, denn es handelt sich in solchem Falle nicht nm eine neue 
Anlage, sondern nm die ünterhaltong einer bestehenden nach Haassgabe, 
des jeweiligen fiffimtlichen BedOrfoisses. 

Auf dieser fiechtsanffassnng beruhen die beiden Endnrtheile des Ober-^ 
verwaltongsgerichtes vom 12. Härz 1879 nnd vom 17. September 1879*)^ 
welche der Yorderriehter in Bezng nimmt, und von denen er anschemend 
das letztere im Widerspmchc mit dem § U des Enteignungsgesetzes 
findet. Das erstere entschied einen Fall, wo ein Amtsvorsteher Wege- 
und EntwSsserungs-Anlagen ausdrücklich auf Grund des § 14 des Eisen- 
bahngesetzes f()r<]erto und konnte hiernach diese Anforderung nur wegen 
Unzuständigkeit des Amfsvorstehers abweisen. Das letztere betraf ein^ 
Weg, welcher als Zufnbrweg zu einer Bahnhofsanlage diente, und dessen 



*) S. oben. 
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Instandsetzung der Amtsvorstelicr von der Eisenbahngesellschaft forderte, 
welche ihn angelegt hatte. Hierzu mosste der Amtsvorstehcr ffir zu- 
ständig ans § 61 der Kreisordnung anerkannt werden, da der Weg als 
öffentlicher im Sinne dieses Gesetzes angesehen wurde, und der Amtsvor- 
Steher keineswegs eine neue Anlage auf Grund jener §§14 a. a. 0. an 
Stelle der Landespolizeibohürdo botrieb. Ob die von ihm zur Uuterlial- 
tuiig herangezogene Eiseiil)ahiig:esellschatt die dazu Verpllichtete sei, oder 
etwa die angrenzenden (itMiieinden tnid Giitsbezirke, darüber ist in jenem 
Endurtheil nicht entsflii* (Icii und k(»nnte iiirht untscliiiden wfrden. da für 
jenen Fall noch der § 135 II, Ii) dir Kreisordnung Anwendung fand, in 
dieser IV/.ieliuug also das Urtheii des Kreisausscliusses als Interimisticum 
im Vcrwiiltmigsstreitverfahren endgültig war. 

Im vorliegenden Falle kann die Ents^'heidiing ni<'bt. wie der Bcru- 
fungsrichter will, durch jene §§ 14 a n. U sowie durch § 56 dos Ent- 
eignungsgesetzes und § 157 des Zuständigkeitsgesetzes begründet werden, 
und zwar lediglich um deswillen, weil der beklagte Amtsvorstelicr seine 
Yurlügung nnd seinen auf Eiutipruch ergangenen Bescheid gar nicht auf 
die §§ 14 a. a, U. stützt, vielmehr ausdrücklich erklärt, nämlich in der 
Berufungsgegenerklärung vom 13. Juli 1882: „weder die §§ 4 irud 14 
des Gesetzes vom 3. November 1838 gi'eifcn hier Platz, jiücIi auch der 
§ 14 des Gesetzes vom 11. Juni 1874"". Bei dieser Sachlage ist uacb 
der Yerioeh nicltt oilsdieidend, welchen der Kreisausschuss in seinem 
Endnrthdl macht» einen Grund für die vor ihm ausgeführte Verpflichtung 
des Klägers in dem § U des spftteren Gesetzes zu finden. Jener Erklft^ 
nmg des Amtsvorstehers gegenüber durfte der Bemfungsricbter seine 
£nt8eheldang keinenfaÜs, wie er es gethan, auf die Unzuständigkeit des 
Amtsvorstehers stützen und ausführen, derselbe mOge sich, falls er den 
Eisenbahnfiscus ffir verpflichtet erachte, zur Feststellung dieser Verpflich- 
tung an den Bezirksrath wenden. Aus der blossen Möglichkeit, dass 
auf Grund des § 14 des Enteignungsgesetzes Unternehmern, deoen das 
Enteignungsrecht verliehen worden ist, Anlagen im öffentlichen Interesse 
zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile zur Pflicht gemacht wer- 
den können, folgt noch nicht die Unzuständigkeit der Ortspolizeibehörden, 
dieselben Anlagen innerhalb ihrer nach gemeinem Rechte bestehenden 
Zuständigkeit von dem nach gemeinem Rechte dazu Verpflichteten zu for- 
dern. Der Bemfungsriehter mnsste daher den erlassenen Bescheid und 
den Angriff der Klage gegen denselben jedenfalls nach Maassgabe der 
allgemeinen wegebaupolizeilichen Normen materiellen und formellen 
Inhalts prfifen. Seine Entscheidung ist als auf irriger Anwendung jener 
Gesetzesvorschriften beruhend aufzuheben, ohne dass es darauf ankäme, 
weiter zu erörtern, ob nicht der Bemfungsriehter auch in der in der Re< 
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visioDsbeschwerde herroigehobe&eii Richtung irrt, indem er übersieht, dass 
§ 14 des Enteigmingsrrp Metzes düf von Anlagen im öffentlichen Interesse 
zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile handelt, Worte die 
absichtlich gewählt sind, um nicht die Hereichernng der benachbarten 
Distrietc mit bequemen Zufuhrwegen zu den Eisenbahuhöfen den Eiscn- 
bahnuuternehmern zur Last zu legen, und indem er endlich übersieht, 
dass hier eine Znstriudigiceit des Bezirksrathes überhaupt nur im Enteig- 
nungsverfahren und dann lediglich zum Zwerkn der definitiven IManfest- 
stellung auf den Antrag des Eisenbahuuuterjiehmers (§14 des 
Eöteignnns^sgesetzo«^) ^nx haffen werden kann. 

Bei freier Beurtheiluu^^ der Sai he w ürde. \ uransgesetzt, da.ss es sich 
hier um einen öfFenflichen Weg im Sinne des § 1 Art, IV der Novelle 
zur Kreisordnuii'j; \<>m 19. Marz li^81 handelte, und dass das iM-dfirfniss 
zu. der geforderten Verbreiterung des Weges ausser Zweifel stünde, lediii- 
lich die erstinstanzliche Entscheidung wieder lierznstelleii sein. Denn die 
Frage, ob unter Jenen Voranssetzunt^en die notliiue Verhreiteriinp: des Weges 
iui üfVentlicheu Verkelirsiuteresse nicht von der (ienieiiide K., in deren 
Bezirk der Weg liegt, als dem in diesem die Wegebaulast nach gemeinem 
Rechte tragenden Kechtssubjecte zu fordern wäre, würde hier ausscheiden, 
da Kläger seineu eventuellen gegen die Gemeinde gerichteten, im Verfah- 
ren erster Instanz zu Unrecht ganz ignorirten Klageantrag zurückgezogen 
hat, darüber aber, ob der Amtsvorsteher in seinem aiif Einspruch ergan- 
genen Beschluss über die Verpflichtung zu dem geforderten Wegebau nach 
gemeinem Rechte materiell zutreffend befanden hat, gemfisa Aba. 8 
des § 2 Art. lY a. a. 0. nur dann entschieden werden dürfte, wenn eben 
die Klage nicht nur gegen den polizeiliehen Beschluss sondern auch gegen 
Denjenigen gerichtet w&re, welchen Elfiger statt seiner als verpflichtet be- 
zeichnen zu können pflegt. Dem Kläger wQrde dann nur offen bleiben, 
seine Rechtsansprüche gegen die im gegenwärtigen Verfahren gar nicht 
zugezogene Gemeinde in einem besonderen Verfahren nach den Absfltzen 4 
und 5 des § 2 Art. IV a. a. 0. zu verfolgen. 

Von jenen Voraussetzungen trifft hier jedoch jedenMls die nicht zu, 
dass es sich um einen öffentlichen Weg im Sinne des § 1 Art. IV 
a. a. 0. handelt. 

In dieser Hinsicht sind die Auffassungen der Parteien nicht maass- 
gebend, insbesondere nicht die AusfGbrungen der Revisionsgegenerldämng 
der klagenden Direction, welehe deren eigenen Angaben in den Vor- 
instanzen und den von den Parteien vorgelegten Sitaationsplftnen wider« 
sprechen. 

In der Berufungsschrift des Klägers vom 2i. Juni 1882 ist an- 
gegeben: 
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«Bas Wegestllck, dessen Verbreitemng uns you dem Yeiv 
klagten angesonnsn worden ist, bfldet nicht einen Tbeil des in- 
folge des Bahnbanes vorlegten nnd sSdwestlfeh des Bahnhofes 
K. ftberfiihrteii Feldweges nach dem A«V Walde, vielmehr ist es 
eine nordostlich von diesem Wege, da wo er selbst nach Sfld- 
westen nmgeführt worden ist, sich abgieir/cnde ganz nen herge- 
stellte und nicht an die Stelle eines vorhandenen Weges getretene 
Wegestreeke, welche lediglich im Interesse des Verkehrs nach 
nod von dena Bahnhofe K. im Anschlags an den bestehenden, jetzt 
von der Gemeinde K. ausgebauten Weg, nach dem landespolizeilich 
genehmigten Projecte, eisenbahnseitig angelegt worden ist, und 
sich zur Zeit noch imEigenthnm nnd Unterhaltung des Eisenbahn- 
fiscus befindet." 

Diese Auslassung wird durch die vorliegenden anerkannten Situations- 
pläne vollständig bestätigt. 

Danach kann zunächst nirlit davon dir Rede sein, dass es sich hier, 
wie Kläger jetzt in der Kevisionsgogeuerklärung ausl'ülirt, um eine „im 
Anschluss an einen bestcheDdeu ron)municationsweg" ausgefülirte „Woge- 
verlegung" handelt, eine Ausführung, welche oflFenbar nur gemacht ist, 
Jim daran die weitere Dcdnction zn knüpfen, dass die Gemeinde gesetzlich 
verpflichtet sei, den von der Eisenbahuverwaltung „verlegten'' AVegetheil 
in Unterhaltung zu nehmen. — Ob der Weg, welcher schon früher von 
der Dorilage K. aus durch die K.'er Flur in die A.'er Forst führte, und 
welcher nach dem Bahnbau seitens der Gemeinde K. von der Dorliage 
au bis zu dem l'unkte, wo der Hahuhuf dnrch die streitige Wegestrecke 
an denselben angeschlossen ist, chausseemä.sjiig ausgebaut ist und daher 
auch vom Anitsvorsteher „Chaussee"' genannt wird, ein Feldweg oder ein 
öffentlicher Coniniunicationsweg war. ist zweifelhaft und unaufgeklärt. 
Keinesfalls handelt es .sich hier um die Unterhaltung dieses Weges, welcher 
südwestlich des Bahnhofes um diesen herum über die Bahn weggefahrt 
istf damit er seinen früheren Zwecken dienen kann. — Was hier allein 
in Frage steht, ist der Ansehlnss des Bahnhofes selbst an diesen 
Weg. Diesen hat der Eisenbahnfiscns auf seinem Qnind nnd Boden 
durch eine kurze Wegestrecke, welche sich nordostlich von jenem Wege 
abzweigt, auf seine Kosten hergestellt. An derselben befinden sich nach 
dem vorliegenden Sitnationsplane wenig Gber 100 Meter von ihrem An- 
fangspunkte entfernt, das Bmpfangsgebände, der Gfiterschuppen nnd die 
Laderampe, woselbst sie sich ihrem Zwecke entsprechend platzartig er- 
vreitert, wfthrend sie im Uebrigen als Sackgasse verläuft nnd nach aussen 
hin, wie der Amtsvorsteher hervorhebt, mit einem Gelftnder abgegrenzt 
ist Dieser Anschluss des Bahnhofes an jenen früheren Weg, dieser Zu- 
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fohrweg ist Xheil der Bahnhofsaalage selbst. Es ergiebt dies 
schon allein die vorgedachte Situation, und auch das Protokoll über die 
laudespolizeiliche Prüfung des Bahnhofsprojectes vom 5. October 1877 
enthält nichts, was dieser sich aus df r Snchlairf' autdrüngendon AnfVa<-ung 
widerspräche. Nach seiner Bestimmung dient clipscr Wpj; a 1 1 i' id ing.s 
in gewissen Bozieliuni^cu dem öffontiichen Verki lir, niinilich so 
wie die Balm und der Bahnhof, dessen Theil er ist, übi ihaupt. — - Der- 
selbe ist aber um dieser Bestimniunu' willen kein otfenl lirhtT 
Weg im Sinne des Art. TV ;i.n. (>. Derselbe stellt nicht /.ui Ver- 
fügung der Wt'iiepoli/ribehürde im Interesse des ülVciitlirln'n Ver- 
kehrs überhaupt und uacli Maassgabe dn- du- Wegepolizei regelnden all- 
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen, >()ii(l(rn zur Verfügung des 
Eisenbaliuunte rnehmers nach Maassgabe der diese Untcruehinuiit;en 
regelnden gesetzlichen Vorschriften. Die Last seiner Unterhaltung liegt 
daher auch nicht der Gemoindn K. oi), sondern dem Eisenbahnnnternehmer 
in gleicher Weise wie für »Iru Bahnhof sonst — (zu veigl. die allu,enicine 
Verlu_;uuu des Ministers der ülVentlichen Arbeiten vom 5. November 1880, 
Eisenbuhn- Verordnungsblatt Seite 537). 

Endlich ist aber auch die Zastäudigkeit des Amtsvorsteherä in Bezug 
auf diesen Bahnhofistheü wesentlich besehiilnkter als für Offentlidi« Wege 
im Allgemeinen. § 24 des Eisenbahngesetzes bestimmt: „Die Gesellschaft 
ist verpflichtet, die Bahn nebst den Transport-Ajistaiten fortwährend in 
solchem Stande zo erhalten, dass die Beförderang mit Sicherheit und auf 
die der Bestimmung des Unternehmens entsprechende Weise erfolgen kOnne; 
sie kann hierzu im Yerwaltnngswege angehalten werden.'* Die Organe 
dieser Aufsicht sind nicht die Amtsvorsteher sondern der 
Minister der Öffentlichen Arbeiten und die demselben dazu 
untergeordneten besonderen Behörden. Diese haben darüber zu 
wachen, dass jene Bahnhof sanlage, der Anschluss des Bahnhofs an den 
von der Gemeinde E. ausgebauten Weg, so erfolgt, wie es das Interesse 
des Verkehrs, dem die Bahn dient, erheischt — Die ZustSndigkeit der 
OrtspolizeibehOrden aus § 10 Titel 17 Theil II des Allgemeinen Landrechts 
ist so auf diejenigen Seiten der polizeilichen Wirksamkeit beschrftnkt, für 
welche die Eisenbahnanlagen nicht als besondere eigengeartete Transport- 
und Terkehrsanstalten in Betracht kommen, sondeni für welche sie jedem 
Unternehmen eines Privaten gleichstehen. Nach diesen Gesichtspunkten 
mag die Ortspolizeibehdrde einzn^r-hreiten befugt sein, wenn die Eisen- 
bahnverwaltung den fraglichen Weg derartig einrichtet, dass ans seiner 
Verfassung offenbare dringende Gefahren für das passirende 
Publicum erwachsen, ganz ebenso, wie hinsichtlich jedes Privatweges, 
den der Unternehmer eines gewerblichen Etablissements zur Nutzbar- 
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machnng des letzteren anlegt. Nidit alttr hat der Amts Vorsteher dio 
Inforc'^sen nnd Bedürfnisse des Verkehrs für diesen Weg, wie sonst für 
die üft'entlichen Wege (au.sschliessl;< li der Ciiausseen) wahrzunehmen. Diese 
Interessen und Bedürfnisse sind eben die des Eisenbahnverkehrs und Trans- 
portes und unterstchen nach besonderen Gesetzen der Fürsorge besonderer 
Organe — (zu vergl. das diesseitige Endnrtheil vom 16. Juni 1880, 
Eisenbahn -Verordnungsblritt Seite 473 flf.). Dass die angefochtenen Ver- 
fügungen des beklagten Amtsvorstehers an oister Stelle diese V^erkehrs- 
bedürfnissc wahrnchTiion sollen, wird von ihm selbst in der Revisions- 
besfiiwerde betont und ünt'Mlii'i;t nui h abi;e>t'hi'ii hiervon nach Lage der 
Sache koiiiem Zweifel. Die angefüchteiit' EiitsilieiilunLc ist daher zwar 
uidit in ihn r I^tgründung, wohl aber in ilirt in Ifcsiiltat gerechtfei tiixt. 

Es bedail' nach Obiu;em aneh kaum des Hinweises darauf, dass der 
Amtsvorstehcr die ihm mangelnde Zut^ta^(li^kt'it nicht durch die Erklärung^ 
hf'srründcn kann, eventuell nehme er den tVaglichen Zufuhrweg als öftent- 
licluii in Anspriicli, Ist der Weg, wie gezeigt, kein öffentlicher in der 
trewrihnlicheu rechtliehen Bedentung des Wortes, sondern Theil einer Bahn- 
h(»f.<aiilage, so schliesst das ja nicht unbedingt aus, dass er in einen 
• iflentlichen verwandelt wird. Das würde aber nicht dem Fiscus 
als Eigcnthümer aufzugeben sein, sondern demjenigen, welchem die Wege- 
baulast im Geuieiudebüzirke K. und damit dio Verptlichtung obliegt, die 
nöthigen nenen öffentlichen Wege in demselben herzustellen, es würde 
dazu ferner der Nachweis des Bedürfnisses gehören, dass die Bei- 
behaltung des jetzigen Charakters des Weges mit dem öffentlichen polizei- 
lieh zu sehfitzendra Interesse nnTertriglich sei, endlieh wflrde dun die 
Znstimmnng des Ministers der öffentlichen Arbeiten erforder- 
lich sein, da es sich dabei um eine Aenderimg der ministeriell 
festgestellten Bahnhofsanlage handelte. Von alle dem ist hier 
nicht die Rede; namentlich fehlt jeder Nachweis irgend eines Bedflrf- 
nisses nach der fraglichen Aendemng; dasselbe lutnn nicht darin be> 
stehen, dass der Amtsvorsteher nnd die Instanzen, welche über den Ban 
der Öffentlichen Wege zu entscheiden haben, geeigneter seien, das hier 
in Frage stehende Verkehrsbedflrihiss zu wflrdigen nnd seine Befrie- 
dignng herbeiznfahren, als die Organe der Staatspolizei über das Eisen- 
bahnwesen. 

Endlich erhellt ans Vorstehendem, dass sich der Amtsvorsteher nicht 
zutreffend auf die erwähnte diesseitige Entscheidung vom 17. September 
1879 beruft. In dieser handelte es sich um einen öffentlichen Weg nach 
einem Bahnhofe hin; hier ist ein Weg in Frage, der Theil der Bahnhofs- 
anläge selbst ist Dieser Unterächied ist überwiegend thatsächlicher, 
keineswegs nur rechtlicher Natar. £s können die in jener Entscheidung 
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aufgestellten Rechtsgnmdsätze dnrehaas nieht mechanisch und ohne Wfir- 
dignng der concreten tJiatfiächlichen YerbAltnisse auf alle Wegestrecken 
angewandt werden» welche ein Bahnhofegebäude, einen Güterschuppen, 
eine Laderampe mit einem sonst vorhandenen Öffentlichen oder Feldwege 
verbinden. 

Nach alle dem war die angefochtene Entscheidung aufrecht zu er- 
halten. 



Nr. 19. Entseh. des Bentsehen BeictaBgerielits. 

1. Civil-Senat. Vom 31. März 1883. 

[ZeitM-hr. f. l'r, u?s. Re<-bt Bd. 4. S. 42-45.] 

Preuss. Enteignungsgesetz vom 11. Juni 1874. § 8. la Enteignungsfällen 
Ist bei der Ermittelung des Minderwertbes des Restgmndstüokes nicht 
nur derjenige Nachtheil, welcher durch die Thatsacbe der Enteignung au 
sich entsteht, sondern auch der durch die projectirte Ausführung der An- 
lagen auf den abgetretenen Grundflächen entstehende Nachtheil in An- 
schlag zu bringen. — Die Verpflichtung zum Ersätze dieses Miuderwerthes 
wird zwar dadurch ausgeschlossen, dass derselbe Nachtheü aneh dann 
eliigetreten w&re, wenn diese Inlagen (hier ^senhaludaaBm) nieht auf 
dem enteigneten Gnndstficke, sondern entlang der Grenise desselben anf 
Nachbarland aufgeführt worden wären. AQeln (Lwüi nur dann, wenn 
nicht nvr die Möglichkeit letzterer Thatsache, sondern deren eventnelle 

Oewissheit vorliegt 

Nach § 8 l)osteht die Entschädigung für die Abtretung iu dem vollen 
Werthe des abzutretenden Grimdstöcks; nach dem zweiten Satze des § 8 
unifasst dieselbe, wenn nur ein Theil des Gninffi>eritze8 desselben Eigen- 
fhümers in Anspruch genommen wird, sowohl den Hehrwerth, welchen 
der abzutretende Theil durch seinen Ortlichen oder wirthschaftlichen Zu« 
sammenhang mit dem Ganzen hat, als auch den Hinderwerth, welcher 
fftr den flbrigen Grundbesitz durch die Abtretung entsteht. 

Dass der zweite Satz des § 8 auf die dem Kl. bei Enteignung eines 
Theils seines Grundbesitzes verbliebenen Grundflächen Anwendung findet, 
ist unbestritten. 

Es ist auch nicht mehr streitig, dass die dem El. für die abgetre- 
tenen Grundstacke zugeq)rüchene Entscbftdignngssumme eine Entschädigung 
für Hinderwerth der ebengedaohten RestgrundstOcke nicht nmfasst. 
In der Revisionsinstanz wird nur noch darüber gestritten: 
1. ob bei Ermittelung des Hinderwerths der Resignmdstacke bloss 
derjenige Nachtheil, welcher durch die Thatsache der Enteignung 
an sich entsteht, oder, wie in dem angefochtenen Urtheile ge- 
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schehen, anch der darch die projectiite AnffQhnuig von Eisen- 
babndftmmen &uf der abgetretenen Grundfläche entstehende Nach- 
theil in Anschlag za bringen sei; 
2. ob die Pflicht znm Brsatz dieses Minderwerths nicht dadurch ans- 
geschlossen sei, dass derselbe Nachtheil anch dann emgetreten 
sein würde, wenn die Eisenbahndftmme nicht über die Grundstücke 
des Kl. geführt, sondern entlang der Grenzen derselben auf Nach- 
barland aufgeführt worden würen. 
Was die erstere Frage betrifft, so ist zwar in einem Erkenntniss des 
vormaligen Eünigl. Ober -Tribunals zu Berlin vom 21. Januar 1876 (bei 
Bohl mann, die Praxis in Expropriationssacben Heft 1 S. 57) und in emem 
Erkenntoit^s des vormaligen dritten Hilfs- Senats des K.G. vom 26. Mai 
1880 (Entscheidungen des R.G. in Civil-Saehen Bd. 2 S. 234) angenommen 
worden, dass nur diejenigen Nachtheile zu ersetzen seien, welche durch 
die Abtretung an sich entstehen, nicht auch diejenigen, woleho durch die 
Errichtung und Benutzung von Bauten oder Anlagen auf der abgetretenen 
Orundlläche entstehen, indem hierbei die allgemeinen Rechtsgrnndsütze 
über nachbarliche Beschwerden in Anwendung zu bringen seien. 

Es ist jedoch die entgegengesetzte Ansicht zu billigen, welche schon 
bei dem vormaligen Könii^l. Ober-Tribunal zu Berlin vnrhfrrschte (Striet- 
horst, Archiv Bd. 86 S. 294; Bohl mann a. a. 0. Hell 1 S. 59, 64) und 
von dem vormalit^fn zweiten Hilfs- Senate des R.G. in zahlreichen Er- 
keiintTiisscn befolgt wnrdoii ist (Fntsch, d. R.C in Civil- Sachen Bd. 5 
S. 248, Bd. 7 S. 2f;2: Bohl riiiiini a. a. 0. lieft 3 S. 43, 15, 16, 50). 

Vergleiche am h Kiernlff, Sammiang der Eutscheidungeu des 
O.App.G. Lübeck, Bd. 6 S. 547. 

Das Grnndeiirenthum kann (§ 1 des Gesetzes vom 11. Juni 1874) 
nur aus Gründen des öffentlichen Wohls für ein Unternehmen, dessen Aus- 
führung die Aiisüt)ung des Enteigiiungsreplits fordert, entzogen oder be- 
schrfinkt worden. Die Euteigmiii^; t^eschiclit mithin stets hchnfs Ausführung 
eines hestininiteu ünteruehmeus, welches in der die Eiiteigiiung anordueu- 
den Vetorduung oder Verfügung tx-zcichnet werden muss (§§ 2, 3) und 
<lt'sst'u Aufgebung den Verlust des Euteignungsrechts nach sich zieht (§ 42). 
Da die Pllicht zur Abtretung nur in Beziehung auf dieses mit dem uffent- 
lit lit'ii Wohl zusammeuhäugendo Unternehmen besteht, so kann auch bei 
dem dieser Pflicht eotspreclieudeu Rechte auf Entschäduuiii; von dem 
Unternehmen, welches die Abtretunii \cranlasst, nicht aijgesehen werden. 
Die Entschädiq;unii; wird also nicht bloss dafür, dass das Eigenthum über- 
haupt abgetreten wird, sondern auch dafür geleistet, dass dasselbe gerade 
für dieses ünteniehmen abgetreten wird. Daher müssen auch diejenigen 
Nachtheile, welche durch Herstellung und Betrieb desselben voraussichtlich 
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den Restgrundstucken erwachsen werden, bei Festsetzutg der EntsebS- 
digung nach § 8 Satz 2 in Anschlag gebracht Verden. Sind solche Nach- 
tbeile, -wie das R.6. angenooimen hat (Entscheidungen in Givilsaehen, Bd. 7 
S. 266), sogar dann zu ersetzen, wenn sie durch Errichtung und Benutzung 
einer Eisenbabnanlage nicht enteigneten Grandstficlsen erwachsen, so können 
dieselben um so weniger bei Festsetzung der Entschädigung bei der Ent- 
eignung nnberQcksichtigt gelassen werden. 

Es ist gegen diese Auffassung des Gesetzes der Einwand erhoben 
worden, dass die Zeit der Enteignung für die Bemessung der Entscb&- 
digung maassgebend sei, woraus sieh ergel)e, dass spätere Vorgänge dabei 
ausser Anschlag bleiben mQssen. Hierauf wird mit Recht erwidert, dass 
die Venninderung des Verkanfswerths des Restgmndstucks nicht erst dann 
eintritt, wenn die Bahnanlage vollendet ist und der Bahnbetrieb begonnen 
bat, sondern schon dann, wenn die Herstellung nnd Benutzung derselben 
in sicherer Aussicht steht. Schon zu dieser Zeit vermindert sich der Werth 
des Restgmndstficks um demjenigen Beirag, zu welchem derselbe wegen 
der aus dem Eiscnbabnunternehmen droliondeu Nachtheile geringer zu ver- 
anschUgen ist. D*'r hierdurch dem Abtretenden erwachsende Schaden Ist 
bereits zur Zeit der Enteignung vorhanden und deshalb zu vergQten. 

Ebenso unbegnlndet ist der Hin wand, dass die fragliehen Xachtheile 
nicht in Ansehlag gebracht werden können, weil es sieh dabei iinr nni 
einen möglichen zukünfligf^n, /nr Zeit der Enteignung noch nicht über.«<eh- 
baren Schaden handelt. Soweit die Anlagen, welche die Nachtlieile für 
die Restgruudstücke hervon*ufen. aus dem nach § 15 IT. — geeignetenfalls 
unter Beifügung der erforderlichen QuerproKle — aufzustellenden und fest- 
zustellenden Plane erkennbar sind, liandelt es sich nicht um bloss mögliche, 
sondern um beabsichtigte Verändenmgen , deren Ansfühnms in sicherer 
Aussicht stobt, nnd deren Einlluss auf den Werth der Kestgniiiflstilcke 
von Sarin IM sl:in<liij:en wohl ub»M'sehen werden kann. Soweit aber die 
uachtiieiligen Fnlycn (Lt l',iiti'i^iiuiig zur Zoit dorselbtni norh nicht erkenn- 
bar waren, mitliin bei luvslstcUung der Entschiidiumii: nicht l•c^üci^sicllt igt 
Averdeu konnten, ge\väin*t § 31 die Mö^flichkcit we iterer Ucltendmaciiuüg 
des darauf zu gründenden Entschädigungsaiis()rucijs. 

Es gereicht demnach der Hevisionsklägerin nicht zur Beschwerde, dass 
Ton den Vorrichtern auch der durch die ])ro)cctirte Anltührung von Eiseu- 
bahiidammen auf der vom Kl. abgetrt teneu Grundliaciie den Kestgrund- 
stücken erwat ii-* nde Nachtheil bei Festsetzung der Entschädigung in 
Aiischhii; gebracht wurden ist. 

Die zweite Fiauc anlangend bedarf es keines Eincehf^ns auf die (irüiide, 
aus welchen da» In rut'uugsgericht den Einwand der Berutunusklafferin. jene 
Xachtheile würden auch dann eingetreten sein, wenn etwa die iraglicheu 
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Diinime auf beiden Seiten auf Nachbarland, jedoch dicht an den Grenzen 
der Grundstücke Gew. XVI No. 335 und No. 336 c. aufgeführt worden 
väre, für UDzatreffend erklärt. Deuu dieser Eiowaad kann, me er von 
der BerofiiDgsklägeriii voi^ebracht worden ist, fiberhanpt nicht als erheb- 
lieh erachtet werden. 

Allerdings ist von dem vonnaligen zweiten Hilfs- Senate des R.G. 
öfter ansgesproehen worden (Eiilscb. des li.ir. in Civil. S. Bd. 5 S. 2.')4, 
Bd. 7 S. 265, Bohlmauu a. a. 0. Heft 3 S. 47, 51), dass Nachtheile, 
welche den Kläger getroffen hätten, wenn ihm nichts enteignet wäre, wenn 
die Balm statt über das enteignete Theilstück au der Grenze des unge- 
theilten Grnndstfieks entlang gefOhrt w&re, bd Fe&tsetzuDg der Entecbft- 
digang nicht geltend gemacht werden kOnuen. IKeser Gmndsatz kann 
aber nur dann in Anwendung gebracht werden, wenn es feststeht, dass 
die fragliche Bahnanlage über benachbarte Grundstücke entlang der Grenze 
geführt worden sein würde, falls das Tbeitotfick des £L nicht enteignet 
worden wäre. Denn es beruht dieser Gmndsatz nicht auf einer besonderen 
Vorschrift des Enteignungsgesetzes, sondern auf der sowohl nach ge- 
meinem Recht, 

Tergl. Mommsen, Beiträge zum Obligatlonenrecfat, Abth. 2 S. 145; 
Windscheid, Pandekten 5. Aufl. Bd. 3 § 258, Note 15; 
Gohnfeld, die Lehre vom Interesse S. 138, 153; 

wie nach dem in dieser Hinsicht vom gemeinem Recht nicht abweieheudeu 
Preussischen Recht, 

vergleiche Förster, Preussisehes Privatrecht 4. Aufl. Bd. I § 106 

Note 35 

aDgeiioinint'iien allgemeinen Regel, da.«s eine sonst bcgräudolc Verpflichtnng 
zum Schadenscrsatzu iiifht statt (iiidet, wenn do^r Schaden auch ohne die 
Dazwischenkuuft der zum Ersätze verpllichteudeü lliuL:jache eingetreten 
wäre. Diese übrigens nicht unbestrittene Regel 

vergleiche Prinz, Pandtjkten 2. Aufl. Bd. 2 § 281 b. 
hat aber, soweit sie überhaupt anznerkeiiiien ist, nur den Sinn, dass die 
Schadensf*rsnt7pflicht nicht stattfindet, wenn es feststeht, dass der Schnden 
auch dann eingetreten sein würde, falls die zum Schadensersatz vr 
tende Handlung nicht vorgenommen wäre. r);i«;egt'u ist die l)losse 
Möglichkeit, dass der Schaden aucii ohnedies eingetreten wäre, nicht ge- 
nügend, die sonst begründete Schadensersatzpflicht aus/u>clilie«<sen. Im 
vorliegenden Falle hat nun aber die Bekl. nicht etwa die Behauptung 
aulijestellt, dass, wenn nicht ein Theil des klägerischen Grundstüi ks ent- 
eignet worden wäre, die in Rede stehenden Eisenbahndaniiiie auf den 
JS'achbargrundstücken entlang der Grenze des ungoiheilten klagerischeu 
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Gnmdstücks anfgef&hrt worden sein wftrden; weshalb auch weder eine 
Yerhandlnni^ noch eine Beweisaufnahme hierüber stattgefiinden hat Viel- 
mehr hat die Bekl. es nur als eine Möglichkeit hingestellt, dass im ge- 
dachten Falle die Dämme längs der Grenze des klägerischen Gnindstiicks 
Rttfgeffihri worden sein wfirden» und nnr ffir diesen hypothetischen Fall 
behauptet, dass alsdann den Kl. der gleiche Niichtheil getroffen haben 
würde, wie bei Anffährnng der Dämme auf dem ihm enteigneten Theil- 
gmndstfick. Einer solchen Behauptung ist jede Erheblichkeit für die 
BemessuDg der dem KL zu gewährenden Entschädigung abzusprechen. 
Die Revision ist demnach unbegrQndet. 



Nr. 20. Sntseh. des Bentschen Beiehagerldits. 

5. Civil-Scnat. Vom 31. März 1883. 

[Braun n. BInm. AuiiKlen. Bd. 7. S. 5CC. üC7.] 

Wie in den Fällen des § 1, so kann auch iu den Fällen des § 2 des 
Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 dem Einwände des eigenen Verschul- 
dens des Verletzten entgegeng^ehalten werden, dass die betr. Handlang 
mit Wissen und Zustimmung (Couiiiviiiz) der Vorgesetzten vorgenommen 

worden sei. 

peiii Eimviiudc dis eigenen Verschuldens des Getödteten gegcnübtir 
• war das VorbriFif^eu der Kläger, es sei seit langer Zeit üblieii gewesen, 
diiää die Arbeiter sich nach der Arbeit in dem Bassin l»ei der ünfalls- 
stelle mit Wissen und Zustimmung' des Aufsebers gewust hen und gebadet 
liätten, erlieblicb. Wie in den l iillen des § 1 des Reichs-IIaitpHiehtgesetzes 
den untern Beamten und den Arbeitern die Nichtbeachtung einer Dienst- 
instruction, wenn dadurch ein Unfall herbeicjeführt ist, rechtlicü nicht als 
eigenes Verschulden angerechnet werden kann, wenn die NichtbeachtnnEj 
unter Vorwi.^sen der Vorgesetzten zur Gewohnheit geworden (vcrgl. 
Annalen Bd. II 8. 76, Bd. III S. 357, 358; Entsch. Bd. IV S. 25), „so 
' kann iu den lallen des § 2 des Keichs-Haftpflichtgesetzes gegenüber dem 
Einwände des eigenen Verschuldens dem Vorbringen, dass der 6et5dtete 
nur das getban habe, was mit Wissen und Zustimmung einer Person, für 
welche die Beklagte nach § 2 des Reichs-Haftpflichtgesetees haftet, flblicb 
geworden ist, die rechtliche Bedeutong nicht abgesprochen werden.** 
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Nr. 21* Entgeh, des Ober^Landes^riehtg zu Naunbui^. 

Vom 6. April 1883. 

[Snürert. ArdilT. N.F. Bd.». 

Haftimg des FolirmaiiiiB für Leckage; Beweislast' 
ÜDStreitig ist, dass ElSger in Hamburg 20064\^2 Petroleum zum 
Transport empfangen, aber 1142Vs kg weniger an den Beklagten abge- 
liefert hat. Far dieses Maneo bat KIfiger als Frachtföhrer nach Art 395 
des H.6.B. zn haften. . . . Nun kann sich zwar der FrachtfOhrer von jener 
Haftung durch den Nachweis befreien, dass der Verlust durch hObere Ge- 
walt oder durch die natfirliche Beschaffenheit des Guts, namentlich durch 
Schwinden, gewöhnliche Leckage . . . entstanden sei^ .Die blosse That- 
sache aber, dass die im ordnnngsmässigen Zustande Ubemommenen Fässer 
auf der Reise leck geworden, und in Folge dessoi das Fetroleum zum- 
Theil ausgeflossen, so dass es unterwegs öfter in die Eihe habe ausge- 
schöpft werden mdssen, vermag den Kläger nicht za entlasten,, .da sie 
nicht ansschliesst, dass das Lerkwerden der Fftsser durch ordnungswidrige 
Behandlung derselben auf der Fahrt, oder in anderer Weise vom Kl&ger 
selbst verschuldet ist. Dass das Leckwerden der Fftsser nicht an einem 
Verschulden des Klägers, sondern in der natfiriichen Beschaffenheit der- 
selben oder in der Wirkung ihrer Füllung seinen Gnmd gehabt, and dass 
die ausgeflossene Quantität, die nach den eigenen Angaben des Klägers 
eine nicht nnerhebliche gewesen sein kann, wenn sie ein öfteres Aus- 
schöpfen nöthig gemacht hat, das Maass der gewöhnlichen Leckage bei 
Petroleumfässern nicht überschritten habe, ist weder behauptet noch unter 
Beweis gestellt. Ohne einen (icrarüsjr'n Narlnvfis bleibt :iber die gesetz- 
liche Vermnthiing, dass Kläger das Auslaufen des Petroleums versehuldct, 
bestehen und damit auch seine Verpflichtung zum Ersatz des so verloren 
gegangenen Quantums. Wie viel daneben durch blosses Verdunsten ver- 
loren gegangen, ist nirgends ersichtlieh gemacht. Es relevirt daher nicht, 
dass Petroleum an sich leicht verdunstet, douu diese Eigenschaft in ihrer 
xVllgemeiuheit gestattet keinen audi nur annähenulen Scliluss darauf, wel- 
ches Quantum auf der 21 tägigcn Reise dnreh Verdunsten verflüchtigt ist. 
Sache des Klägers wäre es gewesen, einen Beweis durch Sachverständige 
dahin anzutreten, dass mit Rücksicht auf die (näher anzugebende) Be- 
schaffenheit der Fässer und in Anbetracht der Flüchtigkeit des Pütroleums 
ein Verlust von 1 1427-2 ^'^^ =iuf iOOßiV-j während einer 21t5gigen Reise 
durch Leckage und Verdunstung das Maass des gewöhnlichen nicht über- 
steige. 
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Mr. 22. Entsch. des Deutschen Beichsgeriehts. 

2. Hfilfs-Senat Vom 10. April 1883. 

[Preoss. Archiv f. Eiscnb. Wm«ii. 1883. S. 555-557.] 

Aii8l6gQ]ig des § 9 des Eiiteignniigsgeset»» vom 11. Jnii 1874. 

Nach § 9 des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 kann, laUs 
nur ein Theü von einem Grandstücke behnfs Enteigiinug in Ansprach 
genommen wird, der £igenthümer verlangen, dass der Unternehmer das 
Ganze gegen Entsehftdigiing übernimmt, wenn das Gmndstnck dnrcfa die 
Abtretung so zerstückelt werden würde, dass das Restgrondstflck nach 
setner,' d. h. des Restgrnndstfickes, bisherigen Bestimmung nicht 
mehr zweckmässig benutzt werden kann. Dass dies die richtige Auslegung 
der Vorschrift ist, lassen die Materialien des Gesetzes nicht zweifelhaft, 
wonach der § U im Entwürfe vom Jahre 157 1, wie im £ntwnrfe vom 
Jahre 1869 dahin lantcte: 

AVdden nur Theile eines Grondstückes in Anspruch genommen, so 
kann der Eigenthümer verlangen, dass der Unternehmer das Haiize, be- 
ziehungsweise weitere Theüe d(>s Ganzen g^en Entschädigung übernimmt: 

1. wenn Theile eines Gebäudes zur Abtretung bestimmt sind, 

2. wenn ein anderes Grundstück durch die Abtretung einzelner Theile 
so zerstückelt werden würde, dass das Restgrundstück be- 
ziehungsweise Theile desselben nach ihrer bisherigen Bestim- 
mung nicht mehr zweckmässig benutzt werden können, 

und seine jetzige Fassung, abi^csehen Ton dem, die Bedentnng der Be- 
zeichnuns: „Grundstück" betrelVeiidcn Öchlusssatze , lediglich auf Grund 
pinor iirittT nnsdrücklichrr A rc c pt i rn n g des im Kntwurfe aus- 
gesprochenen (iedankeua von der Gommissioii des Abgeordnetenhauses 
Inhalts ihres Berichtes \om 4. März 1872 vorg^ iiommpnon . auch in den 
späteren KTitwürfen heihelialtenen re d actio n eil en Aeiideniiin erhielt. 

Vgl. Anlag^eu zu den Vcrbandlungcn des Herrenhauses, Sitzungsperiode von 1869 
bis 1870, Nr. 11 S* 19 und des Abgeordnetenhauses, Siuuugsperiode von 1871 
bis 1873, Nr. 6 S. 37« Nr. 228 S. 1209 und 1225, Sitsungsperiode von 1872 
bis 1878, Nr. 80 S. 405 und SiUungsperiode von 1873 bis 1874, Nr. 18 8. 190. 

Die Vorschrift entspricht dem auch im § 139 des preassischen all- 
gemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 and in fast allen anderen 
Gesetzgebungen anerkannten Grundsätze, dass dem Eigenthämer bei par- 
tieller Enteignung seines Grund und Bodens das Hecht zur Ausdehnung 
der Enteignung zugestanden werden muss, wenn der dem Restgrundstücke 
durch die Zerstückelung verursachte Schaden so gross ist. dass bloss die 
Entschädigung für die Werth Verminderung, zur Deckung des Schadens 
nicht ausreicht, sei es, weil dasselbe in der bisherigen Weise gar nicht 
mehr, oder nur noch in einem sehr geringen Grade benutzt werden 
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kann, so dass 68 IQr den Eigenthflmer keinen erheblichen Werth 
mehr behftlt 

Vgl. Grünhut, da<; ICtüi ;<TQuagsrecht 8. 14B ft^ Moyer, d«9 Recht der Expro- 
priation S ^S"? IT., ITaeberlin, die Lehre yon (i'-r Zwanpsentcicfnun? im Archiv 
für die civilisiisrhi' l'raxis Bii. 39 S. 177 ff., auch die Motive /.u den Entwürfen 
von 1869 uüd 1871, Auiageu zu deu Verhandlungeade» Herrenhauses, Sitzungs- 
periode Ton 1869 bis 1870 Nr. 11 S. 40, und des Abgeordneteahaases Sitzungs- 
periode TOB 1871 bU 187S Mr. 6 S. 61, sowie den ▼orallegirien Bericht vom 
4. MIR 1873 Nr. 223 S. 1209 «. a. 0. 

Nieht sowohl die Bestimmung des ganzen — unz^orstückelteu — 
iärandstiu k>, welche nicht nothwendig stets eine eiuheitliche sein 
inuss, als vielmehr die Bestimmung des Restgraudstücks ist nach § 9 etc. 
mithin cntscheideDd; auch ist nach weiterer Vorschrift desselben, wenn dio 
gemiudcrto Benutzbarkeit nur bestimmte Theile des Restgrundstucks betrifft, 
die Pflicht des Unternehmers zur Mitübernahme auf diese Theile beschränkt. 

Die Ausführung des Appellationsrichters, es komme bei der Vorschrift 
des § 9 etc. darauf an, ob das Restgrundstück für sich allein nach der 
bisherigen BestimmniiLT des ganzen Oniudstürks noch zweckmässig benutzt 
werden könne oder nicht, würde daher Dur dann als richtig anzuerkennen 
sein, wenn feststünde, — dass wie allerdings meist der Fall sein wird — 
das gesanimte (jlrundstuek einsc!ilies>lieh des Restgrundstücks, mit 
allen i^einen Theileu bis zur Euteigaang ausnahmslos ein und eben der- 
selben Bestimmung diente 

Dies ist jedoch hinsichtlich des klägerischeu Groudstücks nicht 
anzuDeluiien. 

Zwar hat der Kläger geltend gemacht, das ganze Grundstück und 
mit demselben auch das IJi'stgnindstück sei dazu be<tiinmt gewesen, um 
41 uf demselben das Zimmergewerbe und deu llokiiaudel zu betreiben, 
und es könne in Folge der Enteignung das Restgruudstück nach seiner 
bisherigen Bestimmung zum Gewerbebetrieb in Verbindung mit dem 
nebenan belegenen Zimmer- und Holzplatze nicht mehr zweclonässig be- 
nutzt werden. 

Allein dem steht dio vom Kläger selbst gegebene Beschreibung des 
<Truüdsiücks entgcgi ii. nach welcher dasselbe vor der Enteignung bestand : 

aus der Baustelle, auf der sich noch jetzt zwei Wohn- 
gebäude, zwei Stallgebäude, zwei A])[)artement8gebäade, drei 
Yorscheuer au verschiedenen Gebäudeausgängeu, ein Braunen mit 
Pumpe, ein Hof und Gartenzann befinden, nnd 

ans der enteigneten Fiftche, dem gesammten Holz« und Zim« 
merpiatze, auf dem sich die nunmehr abgebrochenen Baulichkeiten, 
nftmlich: ein Arbeitsschuppen und ein Abtrittsgebände nnd ein 
Zann befenden. 

5* 
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Danach war, wo nidit das ganze Restgrundstück, so doch jedoufulls 
der Theil desselben, auf weleliem sich die beiden Wohngebäude and 
die zu diesen etwa gehörigen Baulichkeiten befinden, nicht znm Ge> 
werbebetriebü des Klägers, sondern zum Wohnen, nnd überdies, wie die 
Mehrzahl der Wohogebäude fv^whi^ nicht für den Klac^er allein be- 
stimmt. Dass aber entsprechend dieser Bestimmung das Kestgrundstück,. 
beziehungsweise der vorerwähnte Theil desselben nicht mehr zweckmässig' 
benutzt werden könne, ist vom Kläger selbst nicht behauptet, und er- 
geben auch die Gutachten des Maurermeisters Gleimann und Zimmer- 
meisters Rednarczik nicht, welche ohnehin das zweite auf dem Rest- 
grund^ttick befindliche Wohngebäude nebst dessen etwaigem Zubehör 
gänzlich ausser Acht lassen. Vielmehr nur deshalb beanspruclit Klüger 
die Mitübernähme des Heslgnindstücks, weil solches mit Gebäuden be- 
setzt und für den gewerblichen Zweck des Klägers unzureichend sei, 
namentlich nicht ausreiche, um darauf einen Holz- oder Zimmer platz 
zu haben, und weil ferner es ein anderes sei, bei der W^ohnung, Staliung- 
und Scliupj»eu einen trefflich gelegenen Holz- und Zimmcndatz nebenan 
sofort erreichbar und beständig unter Augen zu haben, als einen solchen 
Platz entfernt von Wohnung, Stallung und Schuppen zu suchen. 

Dies ^(cnflgt indess zur Begründung der in Anspruch geuommene» 
Berechtigung nach dem Voraufgeführten nicht, selbst wenn anzunehmen 
wäre, dass aus dem vom Kluger geltend gemachten letzterwähnten Grunde 
die dem Gewerbetreibenden gebotene Möglichkeit, in unmittelbarer Nähe 
des Holz- und Zininier[)hit/.e.s uul dum Kest^ruiidstücke seine Wohnung zu 
nehmen nicht ohne Einfluss auf den Werth des letzteren gewesen sei, 
und dieser daher in Fol^e der Zerstückelung eine Verminderunt^ erfahren 
habe, dem Kläger würde deswegen immerhin nur ein Eutschädiguuga- 
auspruch zustehen. 

Der Principalantrag des Klägers auf Vemrtheilnng des Verklagten 
zur Uebemahme des ganzen Grandstfleks ist sonach nicht begründet. 



Nr. 23. Entsch. den Deutschen Reichs^rerichta, 
2. Straf-Senat. Vom 17. April ISda. 

[Ztg. des Vereins Dentsch. Fl^. nh. Yrnv. 188S. 8.745.] 

Wagensohieber Bind Eisenbahn- AnfsiclitBbeaiiite im Sinne des § 31$ 

Der erste Richter bat ffir erwiesen erachtet, dass der Angelslagte B. 
als Anshfilfs-Wagenschieber dnrdi dea dazu amtlich bemfenen Stations- 
vorsteher angestellt worden sei, nachdem er als Wagenputzer von 187^ 
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his mm Februar 1883 bei der Berlin-Lehrter Bahn beschAfligt, in Felge 
seiner mehrfachen Meldung zum Wageosehieber die hierzu erforderlidie 
Qoaüfication sich erworben hatte, dnrch den tSglichen Dienst angelernt 
nnter Anleitung der betreifeuden Beamten. Es ist far erwiesen erachtet, 
dasB dem Angeklagten F. die «Anweisnng zur Vermeidnng von Unglflcks* 
fallen anf den Bahnhöfen etc.*' mitgetheilt worden; dass ihm der Inhalt 
derselben zufolge seines eigenen Zogestftndnisses bekannt gewesen sei. 
Unter den znr Aufsicht angestellten Personen im § 316 Abs. 2 R.Str.G.Bs. 
«ind nicht bloss die Aufsichtsbeamten im Gegensatz zn dem ihnen nnter- 
geordneten Personal gemeint, sondern alle Personen, welche vermö2:e ihrer 
Anstellung daranf zn sehen und aufzumerken haben, dass beim Eisenbahn- 
betriebe kein Schaden geschehe, und die demzufolge auch ihr eigenes 
Verhalten darnach zu richten haben. Das Gesetz spricht von der Au&icht 
Aber die Eisenbahn und den Betrieb, nicht aber über das Bahnpcrsonal 
und das B('triebsppr>:onal. Die Amtsverrichtnng der Aufsicht über den 
Betrieb geiiüi^te zur Anwenduiiij des § 3ir> Abs. 2 K. Str. G.Bs. Es war 
nicht erfordern eil. weitergeliende Verrielitiiiif^en, insbesondere die Leitung 
yon Eisenbabnfahrten noch in Betracht zu ziehen. 



Nr. 24. Entaoh. des Bentschen Belelisgerlelits. 

2.Civil-Senat Vom 24. April 1883. 

[PreoM. AicIiIt £ SbanlkWflHiii. IffiS. S.IMO-MS.) 

Auslegimg des § 1 des Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871. Inwieweit 
gehSrt das Auswechseln von Schienen zum Betriebe einer Eisenbahn? 
Der im Dienste der königlichen Kisenbahnverwaltung stehende Rotten- 
^irbeiter S. erhielt am 17. April 1880 von dem ihm vorgesetzten Rotten- 
föhrer P. den Auftrag, eine Bahnschiene, welche als Ersatz einer beschä- 
digten Schiene in das Geleise eingefugt werden sollte, mittelst eines MeiSvSels 
zu zertheilen. Bei dieser Arbeit verlor er durch einen abspringenden 
Eisensplitter das rechte Auge. Auf Grund des § 1 des Haftpflichtgesetzes 
und des Artikels 1384 des Bürgerlichen Gesotzbuches klagte er wider 
die Bahnverwaltnng anf Zahlung einer Entschädigung von 4000 Mk. oder 
einer Honatsrente von Hfi Mk. mit der Behauptung, es seien ihm für die 
gefährliche Arbeit weder Vorsiehtsmaassregelo angegeben, nodi eine Sehott 
brille znr Verfügung gestellt worden, der Vorarbeiter habe ausdrflcklieh 
Eile anbefohlen, damit der erwartete Zug nicht zu halten brauche. Be- 
klagte beantragte Abweisung der Klage, weil ein Verschulden des Auf- 
sehers nicht vorliege, die Arbeit keine besondere Eile gehabt habe tmd 
mit dem Betriebe nicht im Zusammenhange stehe. 
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Da» Landgericht erhob Beweis und venirtheüte am 31. Janvar ISS^* 
Beklagte zurZahtmig einer monatlich prftnnmerandp erfallenden Rente von 
36 Hk., seit dem 1. Jvni 1881, indem es annahm, dass der Unfall beim 
Betriebe sich ereignet habe, fiberdies aber in der nnterlassenen Beschaffung 
von Schutzbrillen ein die Beklagte verpflichtendes Verschulden des Betriebs- 
leiters zu finden sei. 

Beklagte erhob Berufung, beantragte Abweisung der Klage ond erbot 
snbsidiarisch den Beweis, ü-d^a das Sebienenhauen eine h&nlig vorkommende 
und ungefährliche Arbeit sei, bei welcher Verletzungen nur durch Unvor« 
sichtigkeit vorkommen könnten. 

Durch Urtheil vom 14. October 1882 Terwarf das Oberlandesgericht 
zu Cöln die Berufung aus folgenden 

Gründon: 

Das Haftpflichtgeaetz verstehe unter Betrieb nur denjenigen Tlieil des- 
Eisenbahnbetriebes, welchem die eigenthümliche Gefährlichkeit des Eisen- 
bahnunternehmens innc wohne. Dies liege aber nicht bloss bei dan un- 
mittelbar den Transport bewirkenden Vorrichtungen vor, sondern könne 
sich auch bei den mittelbaren, insbesondere bei den vorbereitenden Betriehs- 
haudlungen geltend machen, hu vorliegenden Falle habe es sieh (Uiiiim 
gehandelt, während der zwisehcn dem Passiren zweier Züge liegendeu Zeit- 
von 50 Minuten eine >eliadlial"te Siliiene auszuwechseln. Dies sei njVen- 
bar eine vorbereitende Betriebsbaiidlung und der besonderen Gefahr des 
Eisenbahnverkehrs unterworfen, da eine Ver/ögenmg durch zufällige Um- 
stände und das Herankommen des fälligen Zuges nicht ausser der Mög- 
lichkeit gelegen habe. Jedenfalls habe Klasfer die Arbeit so angesehen und 
ansehen müssen, da ihm sein Vorge.setztL'r In' i tidere Eile anemjjfohlen 
habe. Der Einwand, dass die Strecke gesperrt und besondere Eile nielit 
nöthig gewesen sei, schlage nicht durch: denn es koinine nicht sowohl 
darauf an, dass ohjectiv bei ordnungsmässigeni Ablassen der Züge und un- 
gestörter Ausführung der Schienenausweehselung eine wirkliche Gefahr 
nicht vorcfelegen habe, als vielmehr darai.!, dass ciuc Gefahrdung möglich 
war, dass unter diesem Eindrucke die Arbeit vemchtet werden umsste 
und in der That von dem Kläger verrichtet wonleu sei. 

Hiernach liege der ursachliche Zusammenhang zwischen dem Unfälle 
und der irorbereitendca Betriebshandlung vor and ergebe sich die An- 
wendbarkeit des $ 1 des Rdchs-Haftpflichtgeaetzes. Der erbotene Beweis, 
sei wegen seiner Unbestimmtheit und weil eine bestimmte Unachtsamkeit 
des Klägers nicht geltend gemacht werde, nicht geeignet, die Klage wegea 
eigenen Verschuldens zu entkräften. Demnach k&nne es dahingestellt- 
bleiben, ob der Klageansprach auch in Artikel 1882 ff. seine Begründung 
finde. 
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Gegen diese Entscbeidaiig hat Beklagte Bevision eingelegt mit dem 
Antrage, anter Anfhebnng des angefochtenen ürtheils und Abfinderang des 
ürtheils erster Instanz die Klage abzaweisen nnd dem Kläger sämmtltehe 
Kosten aufimerlegen. Namens des Klägers wurde die kostenpflichtige Zu- 
rflckweismig der ReTision beantragt 

Entseheidnngsgründe. 

Die Annahme des Bemfongsgerichtes, dass sich der Unfall beim Be- 
triebe der Eisenbahn ereignet habe, wird von dem Revisionskl&ger als 
reehtsirrthümlich aDgegrifTen, weil die dem Kläger übertragene Arbeit nur 
die Reparatur des B:i]iiikörper8, nicht die VorbereitODg des Betriebe^i be- 
zweckt habe, nnd durch die angeordnete Spcrrnng des Geleises das Her^ 
annahen eines Zuges und damit jede Oefuhr ausgeschlossen gewesen sei. 
Nach der tbatsächlichen Feststeliong hatte sich nach dem Passireu eines 
Zuges die Nothwendigkeit ergeben, eine schadhaft gewordene Schiene durch 
eine neue zu ersetzen. Diese etwa 20 — 25 Minuten bcamspruchende Arbeit 
war dem Kläger mit der ausdrücklichen Auffordernng zur Eile übertragen 
worden; nach dem Fahrplane sollte der nächste Zug 50 Minuten nach dem 
eben passirten Zuge eintreffen, bi? dahin musste also die Arbeit beendet 
sein, wenn der Betrieb keine Stöniiiü; erleiden snllte. Nach diesem Sach- 
veriialtc war die Annahme des BcrufungsiJjerii-hte.s, dass der L'nfall beim 
Betriebe der Eisenbahn geschehen sei, als eine reelitsirTthfimliclio nicht zu 
erachten Durch das Einlegen einer neuen Schiene auf der im Betriebe 
stehenden Bahn sollte der fahri)lanmä8sige Betrieb aufrcclit erhalten, einer 
Störung vorgebeugt werden. Klager arbeitete unter dem Eindrucke, dass 
von der rechtzeitigen Beendigung der Arbeit möglicherweise nicht nur seine 
und der anderen Bahnarbeiter Sicherheit al)hänge, sondern auch dem zu 
erwartenden Zuge Gefahr drohen könne, falls derselbe auf dem unter- 
brochenen Geleise ankommen sollte. In dem Bewusstsein dieser Nothwen- 
digkeit, eine Verrichtung zur Vermeidung eigener und fremder Gefahr bis 
tn einem nahen Zcitpuukte unbedingt zu beendigen, liegt gerade die eigen- 
thüniliciie Gefahrliehkeit der den Betrieb vorbereitenden Handlungen, welche 
nach der Absicht des Gesetzgebers die Anwendung der gesetzliehen Aus- 
nahmebestimmungen rechtfertigt. Revisionskliiger behauptet zwar, es sei 
durch die angeordnete Sperrung des Geleises Fürsorge getroffen gewesen, 
dass der erwartete Zug Tor Beendigung der Arbeit die vorausgehende 
nfiehste Station nicht habe passireu können; diesen Umstand hat aber das 
Berufangsgericht mit Reeht ffir nneffaeblich erklärt, denn es wird nleht 
behauptet, dass von dieser Anordnung Klüger in Eenntniss gesetzt wor- 
den sei, und jedenfalls war fftr ihn der Befehl des Aufsehers maassgebend, 
weleher die Arbeit vor dem EintrefTen des Zuges beendigt wissen wollte 
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nad deshalb den ElSger zur Eile antrieb. Da hiernach der Unfall beim 
Betriebe der Bieenbahn im Sinne deB § 1 des Haftpflichtgesetzes stattge- 
fnttden hat, so war tod dem Elftger nicht auch der weitere Nachweis zu 
verlangen, dass die besondere Eile die ausschliessliche Ursache der Ver- 
letzui^ gewesen sei. 

Die Revision rfigt ferner, das Berufungsgericht habe mit Unrecht die 
Erhebung des in zweiter Instanz erbotenen Beweises abgelehnt, dass das 
Schienenhacken eine hftufig vorlcommende und an sich ungefährliche Arbeit 
sei, bei welcher UnfiUle nur durch Unvorsichtigkeit der Arbeiter vorkom- 
men könnten. Wenn der Richter dieses Beweiserbieten als unbestimmt 
und als ungenfigend bezeichnet, den Nachweis des eigenen Verschuldens 
des Elftgers zu erbringen, so liegt in dieser Annahme kein Recbtsirrthum. 
Jedenfalls war das Gericht nicht verpflichtet, die beantragte Vernehmung 
von Sachverständigen Ober die behauptete Ungefthrlichkeit der Arbeit an- 
zuordnen, da es dem Ermessen des Richters anheim gestellt ist, ob er die 
Zuziehung von Sachverständigen für erforderlich erachtet. (Motive zur 
GivUprocessordnung § 258.) 

Die Revision war demnach unter Eostenfolge (GivUprocessordnung 
§ 92) zurückzuweisen. 



Nr. 25. Entsch. des Deutschen Heiciisg^richts. 
1. fcitraf-Senat. Vom 2(). April 1883. 

(Entsch. d. Relcl]?n. r. in Strafsachen. Bd. 8. f?. 287,288.] 

Was Ist „Ablösen" im Sinne des § 243 Nr. 4 Str.aB.'8, nm&sst es inn- 

besoBdere ein Aufbinden? 

Die Revision macht geltend, es fehle im gegebenen Falle an den Vor- 
aussetzungen des Ablösens, des Aufhebens irgend einer Verbindung des 
Transportgegenstandes. Das Urtheil erkläre zwar als nicht erforderlich, 
dass eine l>ennnng des Traasportgegenstandes aus einer Verbindung mit 

dem Transportmittel stattlinde, es sei aber nicht begründet worden, in 
weich sonstiger Weise eine Verbindung der Kötze bestanden habe, welche 
gelöst worden sei. Das Urtheil stellt in dieser Richtung fest, der Korb, 
in welchem die Schnhe von Wa. verpackt worden waren, sei mit einem 
Tuch von Sackleinen überdeckt, dieses berabhäogeode Tnrh nui einem nm 
den Korb gelegten Strick an denseDien befestigt und die Zipfel des Tuches 
um den Korb nueh oben gezogen und zusammen gebunden gewesen, so- 
dass der Inhalt weder aus der Kötze fallen, noch ohne Ablösung des 
Strickes daraus habe entfernt werden können. Es erblickt das Urtheil in 
dem Stricke das Verwahrungsmittel und in dem Aufbinden des ersteren 
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die Aufhebung seiner Verbindung mit der Kötze. Wenn nun auch iiidit 
bloss der Strick, welcher das um die Kötze gebundene Tuch festhielt, 
sondern zngleich letzteres als Verwahmne:Bmittel sich darstellt, so ist doch 
durch die festgestellten UmstSnde der Begriff des Ablösens dnrch die 
Beseitigung der Terbindnng zwischen dem Korbe xmd den weiter znr Ver- 
Wahrung der Schabe dienenden Mitteln ohne Rechtsirrthun als erfüllt an- 
gesehen worden. Die Bestimmung des § 243 Nr. 4 zekhnet nicht vor, 
wie oder wo die Befestigongs- oder YerwahruDg.s mittel angebnu^t sein 
müssen, dnrch deren Abschneiden oder Ablösen die m einem Gegenstande 
der Befbrderang gehörende Sache dem Diebe zngänglich wird. Es hat 
daher auch die Gesetzesanwendnng anf bestimmte Arten solcher Ver- 
bindnng, welche zn beseitigen wftre, besonderes Gewicht nicht zn legen. 

Die Revision vertritt endliclL die Ansicht, es müsse das Ablösen darch 
eine gewaltsame Handlang bewirkt sein, nnd es könne daher das fest- 
gestellte Aufbinden der fraglichen Verwahrnngsmittel fQr den Thatbestand 
des § 248 Nr. 4 St. G.B. nicht als zatreffend in Betracht kommen. Zu- 
folge der dem Worte „Ablösen^ nach dem Sprachgebranche zukommenden 
Bedeatnng nmfiisst dasselbe jede Art der Trennung einer Verbindung und 
schliesst die mittels Gewaltanwendung vollzogene eben so ein wie die 
ohne diese herbeigefOhrte. Es Iftsst sich daher nach der Fassung des 
Gesetzes nicht klarlegen, dass die Gesetzgebung eine ohne Grcwaltan- 
wendnng bethittigte Trennung als nicht in den Thatbestand des § 243 
Nr. 4 fallend habe ausschltessen wollen. Gegen diese Auslegung spricht 
auch nicht der Umstand, dass von den sonst in die Vorschiüt aufgenom- 
menen Merkmalen sowohl das „Abschneiden** für die Kennzeichnung 
gewaltsamer Trennung spricht, als die „Anwendung falscher Schlflssel** 
hinsichtliclL der Strafbarkeit der Anwendung jeder Art von Gewalt vom 
Strafgesetze gleichgestellt wird, denn es kann ein genfigender Grund für 
ausnahmsweise Bedrohung mit höherer Strafe darin gefimden werden, dass 
die ungewöhnliche Gefthrdung der Sicherhett, welcher die in § 243 Nr. 4 
bezeichneten Sachen unter Umständen ausgesetzt sind, auch die GewSbmng 
erböbten Schutzes als angemessen erseheinen Iflsst, 



Nr. 26. Eutsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
3. CiviUSenat Vom 1. Mai 1883. 

CBiaoB n. nitnn, Aonalen. Bd. 8. 8. 4B-64.] 

Begriff des ^aMebrantemobmezs** Im Sinne des § 1 des Haftpflichtgesetzes 
Tom 7* Juni 1871. Aueb die Besitaer der Anschlussgeleise sind Betriebs- 
untemlimer, wenn sie naob den bestehenden Bestimmungen das Zubringen 
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Ulli AblLolen der Wagen auf dem Geleise eelbet zu besorgen liaben. Ob 
der Betrieb bierbei durch Dampf- oder Hensebenkraft gescbiebt^ fiUlt niebt 

ins Gewlebt 

Bei der Frage, wer als „Betriebsimteniebmer'^ im Sinne des § 1 
des Reicbs-Haftpflichtgesetzes aoznsehen sei, ist der Bemfangsricfatei im 
Allgemeinen von richtigen EnKägungen uusgegaugen, wenn er hervorhebt, 
dass weder das Eigenthnmsverhältniss, noch der Umstand, wer die Kosten 
der Anlage nnd der ünterhaltuug der Bahn und der Betriebsmittel trage, 
noch das concarrirende Interesse, welches ein Betheiligter ao der Anlage 
selbst nnd deren Bestehen habe, bei Feststellnng des Begriffs „Betriebe^ 
Unternehmer" entscheidend sei, sondern dass hierffir wesentlich in Betracht 
konmie, anf wessen Gefahr nnd Kosten der Betrieb vorgenommen werde, 
wer die Anlage ihrem Zwecke gemäss ausnütze, wem das ökonomische 
Ergebniss des Betriebs Vortheil oder Nachtheil bringe — wenn es anch 
zu eng ge&BSt ist, wenn daranf Gewicht gel^ wird, dass die Eisenbahn- 
anlage wegen des Transportgewinns ans dem Transportgewerbe 
anf eigene Reehnnng ausgenutzt werde. Der zwischen der Etaiglicben 
Eisenbalmverwaltung und der beklagten Gesellschaft fiber die Anlage der 
in Frage stehenden Anschlussbahn abgeschlossene Vertrag ist geschlossen 
unter Zugmndelegnng der einen integrirenden Thell des Vertrags bil- 
denden „allgemeinen Bedingungen für die Anlage von Privatgleisen ete. 
zum Anschluss an die der EOnrgl. Eisenbahndirection zu Frankfort a. H. 
unterstellten Bahnlinien*^ am 7. August 1879. Nach d^ in §§ 14, 15 
enthalteneu Bestimmungen darf die Inbetriebnahme der Anschlussgleise etc. 
erst erfolgen, sobald die EOnigl. Eisenbahndirection hierzu die Genehmigung 
ertheilt hat. Das Zubringen und Abholen der für die Weiche bestimmten 
Eisenbahnwagen an die Zfige und von den Zfigen, sowie die durch den 
Betriebsdienst gebotene Ordnung hat der Besitzer der Ansehlussanlage 
selbst zu besorgen und zwar in der von dem betreffenden Eiaenbahn- 
aufsichtsbeamten zu bestimmenden Zeit und Weise. Er hat zu diesem 
Behufe die erforderliche Anzahl von Arbeitem, welche sich bei allen mit 
den Fahrzeugen vorzunehmenden Manipulationen den Anordnungen der 
Bahuaufsichtsbeamten zu unterwerfen haben, bereit zu halten. Dass nach 
diesen Bestimmungen der Besitzer der Anschlussbahn und nicht die nur 
die Aufsicht über den Betrieb durch ihre Beamten führende Eisenbahn- 
verwaltuDg als Betriebsuntemehmer anzusehen sei, kann einem begrön- 
dcten Zweifel nicht unterliegen. Denn er allein ist es, welcher auf dem 
Ans< hlus.sgleise in seinem Interesse nnd auf seine Kosten den Transport 
der iMsenbabufahr/euge zu besorgen hat Dass aber in dem Bewegen von 
beladenen und unbeladenen Eisenbahnwagen auf solchen Ansdilussglciseu, 
auch wenn dasselbe nicht mittels Dampfkraft, sondern nur durch Menschen- 
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kraft geschieht der Betrieb eiucr Ei.-cnbuhii im Siiino des Gesetzes zu 
finden sei, ist bereits vom R.G. ausgeführt worden. (Vgl. xlnnaiea 
Bd. VI S. 105; Entsch. Bd. VII S. 40). 



Nr. 27. Kntsch. des Deutschen Reich s<>:ericlite. 
1. Civil-Senat. Vom 12. Mai 1883. 

EZIv. ^U»Ytr, Dentscb.Eiseab.Tenr. ISSÜ. &781.J 

Eisenbalui-Aotieiuracbt 

DaB ürtbeil des Rdcbsgerichls Tom 12. Mai d. J., dnieh welches die 
Klage von Actionflren der Berliner Nord-Eisenbahn-GeseDschaft gegea den 
Nachlaas des Prinzen Biron t. Gnrland znr nochmaligen Terhandlang an 
das Berliner Eammergericht zurückgewiesen wird, enthält zwei Aussprüche 
von principieller Bedentang. Die Klager hatten behauptet, die 
Verwaltnng (welcher der Verklagte s. Zt. angehörte) habe die Actien schon 
vor Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister dem Ban- Unter- 
nehmer ausgeliefert, die Actien seien in Widersprach mit den Statuten 
nicht ToUgezahlt worden und die Vergebaog des Banes in Generalentroprise 
habe der Goncession widersprochen. Das Reichsgericht vermisat nun den 
Kachweis, dass diese Terfehlnngen in Zusammenhang mit dem Rain der 
Gesellschaft stehen und dass Verklagter daran Mitschuld habe; diesen 
Nachweis werden die £lftger also bei den nochmaligen Verhandlungen 
liefern müssen. Inzwischen erklärt das Reichsgericht, Art. 211 Abs. 1 
des H.G.B. sei dahin zu verstehen, dass die vor Eintragung in das 
Handelsregister ausgegebenen Actien so lange nichtig sein sollen, als 
die Actiengeselischaft noch nicht eingetragen ist, folglich sei Absatz 2 
nicht dahin aufzalassen, dass die Ausgeber verf^ht ausgegebener Actien 
jeden Schaden zu ersetzen haben sollen, der überhaupt durch die Ausgabe 
dieser Actien verursacht ist, sondern nur dahin, dass sie für den Schaden 
haften, der durch verfrühte Ausgabe, also durch die in Folge derselben 
vorliegende Nichtigkeit der Actien, so lange sie dauert, angerichtet ist 

Sodann erklärt das Reichsgericht aber, das tJrtheil der zweiten Instanz 
rectificirend, dass das Regressrecht auch jedem späteren Erwerber von 
Actien zustehe. Die betr. Stelle lautet: „Sodann ist es nicht richtig, dass 
die Gründer einer Actiengeselischaft nicht auch ohne eine ihnen zur Last 
fallende eigentliche Unredlichkeit anssereoutractlich spätem Erwerbern von 
Aetien zum Schadensersätze verpflichtet sein könnten. Jeder Actienver- 
k&ufer ist bis auf Weiteres zu der Voraussetzung berechtigt, dass die Con- 
stituining der Actiengeselischaft in der den gesetzlichen Vorschriften ent- 
sprechenden Weise vor sieh gegangen sei. Ist dies durch Schuld der 
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GrOnder nicht der Fall gewesen, liegen dabei nicht etwa Umst&nde vor, 
welche die Annahme eines Irrthnms in dieser Beziehung bei dem Actien- 
verkänfer ansznschliessen geeignet sind und ist Letzterer durch diesen 
seinen berechtigten Irrthnm in Schaden gerathen, so reichen die allge- 
meinen Bestimranngen des Prenssischm Landrechts in $§ 8 — 14, Theil 1, 
Titel 6 Toilstfindig ans, tmi die yerp6ichtQng der Grfinder zum Ersätze 
dieses Schadens herzustellen. (Vergl. Wiener, in der Zeitschrift für 
Handelsrecht, Band 2b, Seite 14—25.)'' 



Kr* 28. Entsch. des Deutschen Beiehsg^eriehts. 

5. Civil-Senat. Vom 2. Juni 1883. 

[Zig. (1. Vereins Deutii Ii. Kistub. Vtrw. Ibb'X A. 933.] 

Die erhöhte Haftpflicht für Unfälle beim Betriebe einer Eisenbahn aus 
§ 1 des Reichs-Haftpflichtgesetzes vom 7. Jnni 1871 findet ancti Anwendung 
auf Verletzangeu , welche dnreh das Ausla(ieu eines zeitweise haltenden 

Eisenbahnzuges entstehen. 

Es steht fest, dass der Kläger am 12. Jnni 1881. nls auf der Station 
Munster aus einom f'twa 1 V2 Stunden lang dort haltenden Giiterzng^e Stuck- 
guter hehufs Weiterbeförderung anstreladen wurden, hierbei dnn li das Hq- 
lasten mit einer seliweren Kiste an der SclmUrr verletzt ist. Die liaft- 
pfliclit der H*'kla;,Men hing daher von der Fefstbtelliinir des ursächliclien Zu- 
sammcuhanges dieses Ereignisses mit den bezeichneten Gefahren al>. Von 
denselben Crundsatzen ^eht auch der Bernfun£rsrichter aus; das ^'edaclite 
Gesetz ist desiialb nicht v(ni ihm verletzt. Denn wennc^lei'-)) er nach dem 
Eingänge seine Entscheidungs^^runde zur Anwendung desselben scheinbar 
schon die Möglichlieit des fraglichen Zusammenbanges für ansreicliciid er- 
klärt, 80 ergeben seine folgenden Ausführungen, dass er das wirkliche 
Vorhandensein des letzteren niciit nur für erforderlich hält, sondem auch 
tliatsächlich feststellt. 



Kr. 29. Entsch. de« Bentschen Seiciisgeriehts. 

2. GiviUSenat Vom 8. Juni 1883. 

f Brran n. Blmi, Aanal«ii. Bd. 8. 8. 97A~VK. — Ztg: d«t Tvrafai* DmtMlL Bti«nl>. Tenr. IML 8. 1S9K.1 

Eigenes Verschulden liegt nicht m der gehorsamen Erfülluni: anbefolüener 
gesundheitsschädlicher Dienste. Art. 1383 Code civil 

Der am 1. September 1877 in den Dienst der Bergisch-Mürkischcn 
Eisenbahngesellschaft eingetretene und am 1. Juli 1881 entlassene Bahn- 
wärter E. L. klagte im ^iovcmber 1881 beim Landgericht Elberfeld wider 
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<lic genauute Gesellschaft anf Ersatz desjenigen Schadens, weicher ihm 
dadurch entstanden sei und noch entstehe, dass er im Dienste der Be- 
klagten durch Verschulden der Beklagten und ihrer Angestellten in der 
Zeit vom September bis December 1880 einen zweiseitigen Leistenbracb, 
Brustsehmerzen und BIntspeien derart erhalten habe, dass er dauernd ai- 
beits- und erwerbsunfähig geworden sei. Das Lan(lü:cticht wies durch 
Urtheii vom 5. April 1882 diu Klage ab. Kifiger erhob Berufung und 
begründete dieselbe durch folgende, mm Beweise durch Zengen und Sach- 
Terstäudige gestellte Thatsachen: Er sei bei seinem Diensteintritte a-oII- 
kommen gesnnd c^ewescn. Die Verwaltung habe ihm die BtMlienong zweier 
Signal appparatc auf Station Langenberg übertragen, welche nur durch 
ftnsserste Kraftanstrengung eines ganz besonders starken Mannes hätten 
bewegt werden können. Er sei deshalb wiederholt und zwar schon Ende 
1878 bei dem Bahnmeister S. vorstellig geworden und dieser habe die 
Aendening des Apparates versprochen. Eine Aenderung sei aber erst im 
Fr&hjahr 1880 erfolgt und erst im August 1880 sei die neue Einrichtung 
in Betrieb gesetzt worden. Bereits im März 1879 sei Kläger während 
eines Monats an einem in Ausbildung begriiTenen Leistenbruche nnd Blntp 
husten im Krankenhause behandelt worden, nach seiner Entlassung einige 
Zeit auf einem leichten Posten beschäftigt, dann aber seiner Gegenvorstel- 
lungen ungeachtet wieder auf den ersten Posten versetzt worden. Im 
Januar 1881 sei er abermals erkrankt und nach seiner Wiederherstellung 
nochmals auf den schweren Posten gestellt worden. Dort sei ihm unter- 
sagt worden, die bereits hergestellte neue Signalvorrichtung zu. benutzen. 
Bereits im December 1880 habe sieh ein doppelseitiger, schwerer Leisten- 
brach ausgebildet nnd die aiisefülirten Krankheitserstheimiiifjeu seien die 
Folge der dem Kläger auferlegten übermässigen Kraftaustreiigiingeri. — 
Beklagte bestritt diese Behauptungen, erbot den Gegenbeweis, nahm iiis- 
^ besondere auf die vorgelegten arztlirlicn Zeugnisse Bezug und beantragte 
die Verwerfung der Berufung. — Durch Urtheii vom 16. December 1882 
verwarf das Oberlandesgericht zu Cr» In die Berofong aus folgenden 

Gründen: 

Klager ffüire den behaupteten Schaden darauf zurück, dass die ihm 
im Jahre 1878 zuerst übertragene Bedienung des Signalapparates seine 
Kräfte überstiegen habe und ihm nach zweimaliger Unterbrechung, seiner 
Vorstellungen ungea« biet und trotz des Versprechens der Abhilfe, dieselbe 
Verrichtung wieder ül)erwieseu worden sei. Wie sich aus seiner eigenen 
Darstellung ergebe, habe er von 1878 bis März 1879, von Ende 1879 bis 
Januar 1880 und von Aitrii oder Mai bis August 1880 den Apparat prompt 
gehandhabt. Kr behauptet zwar, den Apparat habe nur ein besonders 
starker Manu mit äusserster Kraftanstrenguog regieren küuuen, aber er 
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gebe auch an, dass er beim DienstantriHe vollkonimen gesund und kr&ftig 
gewesen sei. Hieraus sowie ans dem Umstände, dass er nach seiner zwei^ 
maligen Erknmkong jedesmal erst nach längerer Panse und auf Gmnd 
arztlicher Herstellnngsatteste zur firaglichen Arbeit herangezogen worden 
sei, ergebe sich, dass die Bahnverwaltung in gutem Glauben nnd im 
Vertrauen auf die Leistnngsf&higkcit des Klägers gehandelt habe, wenn 
dieser auch über die schwere Arbeit sich beklagt haben sollte. Ob daraus 
und ans der ganzen Sachlage der Vorwarf der Fahrlässigkeit zu begründen 
sei, könne dahin gestellt bleiben, denn ein auf diesen Grund gestützter 
Sehadensansprnch wurde durch die erhobene Einrede des eigenen Ver- 
schuldens eüdirt werden. Die augeführten Angaben üImt die Zfdt, wäh- 
rend welcher Kläger den Apparat ordnuugsniässig gehandhabt habe, lies^en 
erkennen, dass die ihm angesonnenc Bedienung nicht in einem augenfäl- 
ligen Missverhältnisse zu seinen Kräften gestanden habe; abgcselien von 
ilio?om Falle sei eine unzutreffende Abschätzung der Kräfte einem Dritten 
niclit leicht als Verschulden anzurechnen, dagegen habe Kläger sich bald 
darüber klar werden müssen, das? or die Arbeit auf Kosten seiner Ge- 
sundheit ausführe. Dann aber habe iiini obgelegen, das Dieiishcrhältnies 
zu lösen und .er könne sein Verbleiben im Dienste nicht damit rechtfer* 
tigen, dass ihm Abhilfe zngesagt \vorden sei, denn zunächst sei für ihn 
das Risico dasselbe geblieben; er habe aber nach seiner eigenen Angabe 
sich nach Ablauf von Monaten und nach mehreren Unterbrechungen wieder 
an den Apparat stellen lassen, obwohl die Abänderung desselben noch 
immer nicht ausgeführt gewesen sei. Die Berufung auf x\rt. 1384 Code 
civil sei hiernach unerheblich, aber auch nicht zutreffend, weil ihm selber 
die Hamihabung des Apparates überwiesen gewesen sei; auf die erbotenen 
Beweise sei daher nicht einzugehen. — Das Reichsgericht führte hiergegen 
begründend aus: „Die Revision war für begründet zu erachtet. Das an- 
gefochtene Urtheil erklärt den Schadensanspruch auch für den Fall eines ^ 
fahrlässigen Verhaltens der Beklagten (Code civil Art. 1383) fßr 
nicht gerechtfertigt, weil Kläger dnrch sein Verbleiben im Dienste ein 
eigenes Verschul den hecrangeii habe, indem er sich habe darüber klar 
■werden müssen, dass or nur auf Kosten seiner Gesundheit die beschwer- 
liche Arbeit fcriirr viMiichten könne. Abgesehen nuu von der Frage, <»b ge- 
nügend ervvogon und festgestellt sei, welche der beiden enn<nrrirenden 
Verschuldungen als wirkeiidr Frsnche de«; Schadens anzusehen wäre, be- 
ruht dieser Entscheidnngsgrund auf einer Verkennnng des Rechtshe:iriffs 
der ei^'^nen Verscliiildinm'. Einn solche lifgt nämlich nicht vor und kann 
jedenfalls von der Ui'klnutrn nicht uidtcnd ut-niarlit werden, wenn Klüger 
nur im (IchorsaTii i^egen die Hcffhlc der llahnverwaltung sich der gesund- 
heitäsebädlichea Verrichtung unterzogen und der Versicherung einer bai- 
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digen Abhülfe Glauben gescheukt hat. Unt^ den obwaltenden Umstünden 
kitoQ dem Kläger auch ans der Unterlassung der Kündigung ein Vorwurf 
offenbar nicht gemacht werden, da diese ihn mit seiner Familie brodloB 
gemacht haben wfirde, während ihm bei längerem Vcililclbei) die Hoffnung 
blieb, den Dienst so lange fortsetzen zn kOunen, bis die Verwaltung die 
nachtrftglich wirklieh getroffene Aendemng vorgenommen haben werde.*' 



Nr. 30. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts* 

Uülfs-Sonat. Vom 12. Juni 1883. 

[Entscb. des Kcirlivgci. iu laviLsachcn. Bd. 9. S. 276-278.] 

Ist zur Entschädigung wegen nnzureicliender Einriclitung der In den 
§§ 14 des Eisenbalmgesetzes vom 3. November 1838 und des Enteignungs- 
gesetzes vom 11. Juni 1874 vorf?( srlirupTi ATilae;en und Anstalten der 
Expropriant als solcher dpra Expropriateu uud üeii benachbart tu (jrnnd- 
stücksbesitzeni gegenüber dergestalt verpflichtet, dass er diese — auch 
wenn er das Expropriationsverfaliren auf seinen Namen für das Unter- 
nehmen emes Dritten durchgeführt, die durch das Expropriatioiisverfahreu 
erworbenen (rnrndslücke dem Dritten überlassen, uud dieser das Unter- 
nehmen für eigene Rechnung ausgeführt hat — mit ihr^^n Entschädigungs- 
ansprüchen nicht an den Dritten verweisen liaun? 

Das Gesetz vom 3. November 1838, soweit es hier in Betracht kommt, 
beruht, wie dan Gesetz vom 11. Juni 1874, auf der Rechtsansicht, dass 
nach preussischem Rechte das (gemäss §§ 74, 75 dor Einl., § 4 Tit. 11, 
§ 29 Tit. 8 A.T..R. I) dcui Staate zustehende Expropriationsrecht nebst 
der damit verhundt'ueii Entschädigungspflicht an Privatpersonen übertragen 
werden kann. l)ies erhellt hinsichtlich des Gesetzes \om 3. November 
1838 aus <k'n S und 20 desselben, wonach „der Gesellschaft'* das 
Recht zur Expropriation verliehen, und für alle Entschädigungsansprüche, 
^vel<•h(' infolge der Bahnnnlage an deu Staat gemacht uud entweder von 
der Gesellschaft selbst anerkannt oder unter ihrer Zuziehung richterlich 
festgestellt werden, die Gesellschaft verpilirhtet wird; dieselbe Ansicht ist 
in den Motiven zum Entwürfe des Gesetzes vom il. Juni 1874 als zu 
Kecht bestehend und als maussgebend bezeichnet: 

vergleiche Drucksachen des Herrenhauses für 1869 und 1870 Nr. II 
S. 38, 39 (zu 2 und 6 des Entwurfes) und des Abgeordm ten- 
hauses für 1871 und 1872 Nr. 6 S. 48, 49, 50 (zu denselben 
Paragraphen des Entwurfes; 
sie hat im Gesetze selbst, namentlich im § 7 desselben, ihren Ausdnick 
gefunden, iuhaits dessen die Pflicht der Entächädigung dem Unternehmer, 
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d. i., wie der Bericht der Commission des Abgeordnetenhaases vom 4. Hfiiz 
1872, duri ii welchen die jetzige Fassang des § 7 des Gesetzes veranlasst 
wnrde, ergicht, 

vergleiche Dnicks.nhen für 1871 und 1872 Nr. 223 S. 1206, 
demjenigen ohlie^t, der iu der gemäss § 2 des Gesetzes zu veröffent- 
licheuden EüDiglicheu Verordnung als Unternehmer bezeichnet, dem also 
das Expropriationsrecht übertragen ist. 

Ferner ist in den §§14 beider Gesetze die W^rpnictitnng, die dort 
bezeichneten Anlagen und Anstalten einzurichten, der „Gesellschaft'', 
bezw. dem ^^Unternehmer** aufi rli ut, und nicht zweifelhaft ist nach 
dem Zusammenhange und nach dem Wortlaute dieser Vorschriften, dass 
hiermit lediglich die mit dem Expropriationsrechte belielieue Person ge- 
meint sein soll, "welciie nach beiden Gesetzen kraft der Verleihung dieses 
Rechtes auch die demselben entsprechende Entscbädigungspflicht za über- 
nehmen hat. 

Denn nachdem in den §§ 8, 9 des Gesetzes vom 3. November 1838 
der Geselischaft das Recht zur Expropriation und znr vorfibergehenden 

Benutzung fremder Grundstücke eingeräumt, nnd in den folgenden 
§§ 11 — 13 für beide Fälle über die Art der Ermittelung der in Gclde 
zn gewährendeu Entschädigung disponirt worden, ist in § 14 des G*^?;('tzf's 
bestimmt, dass „ausser der Geldentschädigung" die Gesellschaft 
„auch** zur Einrichtung der bezüglichen Anlagen und AnstJilten ver- 
pflichtet sei. Ebenso bestimmt der § 14 des Gesetzes vom 11. Juni 1874, 
nachdem in § 7 die Entschädigungspflicht des Unternehmers, und in den 
§§ 8. 10 — 13 der Umfang der Ent.schädigung festgesetzt worden: der 
Unternehmer „zugleich" — niithin neben der Entschädigung 
— zur Einri' lituiii^ jener Anlagen und Anstalten verpflichtet. 

Die Verptiu'htnng der §§ 14 beider Gesetze stnllt sieli somit als eine 
Ergänzung der vom Kx{n-üpriantfii zu leistt'ndcii Entsch;uliuuii;i und dem- 
gemäss, wie die Knt.s( iiädigaugsptliclit überhaupt, als Correlat des ihm 
verliehenen Expropriationsrechtes dar. 

Vergleiche Dernburg, Preuss. Privatrecht 3. Aufl. Bd. 1 8. 72 Nr. 6; 
8triethorst, Archiv Bd. 48 S. 333; auch Meyer, Das Recht 
der Expropriation S. 262; Grünhut, Das Enteignungsrecht S. 98. 
Er kann daher sich dieser Vei'ptliehtung dun h den Nachweis, dass er das 
Expropriationsverfahren aus „fornielleu Grüuden'- rinf seinen Namen für 
das Uiitt'riii'linirn eines Dritten durchgeführt, die durch das Expropriations- 
verfahr II n \ t li n n Grundstücke jenem Dritten überlassen, nnd jener 
das Unieriiclimen tür eigene Rechnung ausgeführt habe, dem Expropriateii 
und den benachbarten Grundstücksbesitzern gt^geuüber yilcht ent/iehen und 
diese mit ihren Entschädigungsansprüchen nicht an jenen Dritten verweisen, 
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wie er denn eneh mit reehtlielier Wirkimg f&r das ihm nnr ffir seine 
Person veriiehene Eipropriationsreebt selbst anderweit abzntreten nicht 
berechtigt ist 

Vergleiche Entsch. des preoss. Obenrib. Bd. 68 S. 94 if.; anch 
Bfthr nnd Langerhans zum § 2 des Entetgnnngsgesetees vom * 
11. Jani IBli,"* . . . 



Nr. 31. Entsch. des Deutschen Keichsgerielits. 
1. Civil-Senat Vom 23. Jani 1883. 

[Bmim «. Blun, Anmtilm, Bd. a S. 398— 38S.] 

1. Beim Tenog der EinlGsmig von Coupons kann sehon gegen deren Hinte^ 
legnng, nicht erst gegen deren Vorlegong, Zahlung (ZwangsToUstreckimg) 
Tcrlangt werden- (Art 324 ff. des EG.B.) 2. Die Kosten des den Versag 
feststellenden Protestes sind dem Berechtigten zu erstatten. (Art 283, 

358 des EG.B.) 

EUgerin will aasgesprochen wissen, dass sie Zahhrng des Gonpons- 
betrages schon gegen Hinterlegong der Gonpons fordern könne. Der Grand 
des Benifangsgerichts gegen diesen Ansprach, der Emittent sei inhaltlich 
der Zinsconpons nnr gegen dieselben zn zahlen verpflichtet nnd müsse 
bei der Zahlung in der Lage sein, ihre Aechtheit nnd Vollzähligkeit za 
prüfen, übersieht, dass der Inhaber dnrch die erfolglos geschehene An- 
bietong der Gonpons znr Vornahme des EinlOsnngsgesdUkfts den Schnldner 
bereits in die Lage gesetzt hatte, diese Prfifnng Totznnehmen, nnd dass 
die coaponmSssige Verpflichtang, dasTftpier Torzazeigen nnd zn über- 
geben, nicht mehr entgegengehalten werden kann, wenn kraft eines Bechts- 
Satzes die Hinterlegnng von solcher Verpflichtnng befreit, bez. derselben 
gleich wirkt Hat der Gonponinhaber alles zur Bewirkong des EinUtoongs- 
geschftfts Erforderliche entsprechend seinen Pflichten nnd Rechten einmal 
gethan nnd ist dies Geschftft nur desiiaib nicht zn Stande gelcommen, weil 
der Emittent seine ihm obliegende Mitwirknng zu diesem Gesch&fte ohne 
Gmod verweigert hat, so müssen die für den Annabmeverzug des Gläa- 
bigers geltenden Gmndsätze zur Anwendung kommen, nacli welchen der 
znr TJebefgabe, sei es von Geld oder Sachen, verpflichtete Schnldner diese 
nicht weiter anfznbewabren und immer wieder von neuem anzubieten 
brancht, sondern seine Uebergabeverpflichtung durch Deposition erfüllen 
kann (vgl. Mommsen, Beiträge zum Obligationsrecbt Bd. III S. 308). 
Die Beklagte konnte übrigens sehr wohl noch im Process sich die Cou- 
pons behnfs Prüfung ihrer Aechtheit vorlegen lassen und sie mag eventuell 
Vorkehrungen treffen, sich noch an der Hinterlegungsstelle, bevor die Zwangs- 

£cer, £i«ealMkIuii«cbtUcb« Entscbeidaiig«]!. JU. 6 
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voUfltrecknn'^ eintritt, tod der Aechtbeit za überzeugen. Nnn ist allerdings 
dto Verlangen, wie es ElSgerin gestellt hat: nnr ansznsprechen, Beklagte 
müsse auch „gegen Htnterlegnng** zahlen, za allgemein. Nicht jedeHinter- 
legong konnte die Wirkung der ErföUnng der der E%erin bei der Eiih 
lOsnng obli^^den Verpflicbtangen haben. Insbesondere würde nieht die 
Hinterlegung, anf weldie hin die Torläniige theilweise YoUstreckbarkeits- 
erklfirong des ersten Urtheils in diesem ansgesprochen worden ist, aus- 
reichen. Vielmehr ist dabei eine Hinterlegung für die Beklagte zur 
Befreiung der Klägerin entsprechend §§ 19 und 14 Nr. 8, Tgl. { 39, 
der PieuBS. Hinterlegungsordnung vom U. Hftrz 1879 erforderlich. Dass 
Elftgerin eine Hinterlegung dieser Art bereite Torgenommen hätte, oonstirt 
freilich nicht, ist auch von Klägerin nicht behauptet Allein ihr Verlangen 
darf dahin au%efasst werden, dass ihre Berechtigung ausgesprochen werde, 
statt der Ausfolgung der Coupons an Beklagte dieselben behufe ihrer Be« 
frdung von dieser Verpflichtung für die Beklagte wcg;en deren Verzuges 
in der Einlösung za hinterlegten, um anf Grund des Nachweises solcher 
Hinterlegung die Zwangsvollst re( kung erwirken zu können. Dieser Aut- 
fa^^snng entsprechend ist im Urtbeilstenor gedachte Berechtigung näher 
bezeichnet worden. Es musste nach derselben auch die specielle Hinter- 
legungsstelle bezeichnet werden, als welche, da Klägerin eine andere nicht 
namhaft gemacht iuit, auch der im Auslande belegene Wohnort der Be^ 
klagten sicherlich dabei nicht hat in Betracht gezogen werden sollen, die 
Hinterlegungsstelle in Frankfurt a. M., als des Ortes, welchen die Klä- 
gerin für die Vornahme des Einlösungsgeschäfts gewählt hatte, zu be- 
stimmen war. 

Ebenso mussten auch der Klägerin die beanspnifliten .39,70 M. für 
den erhobenenen Protest zugesprochen werden. Der Grund des Berufungs- 
gerichts gegen diesen Anspnich, es sei, da die Beklagte, wie notorisch, 
sich in jedem Falle geweigert habe, die Coupons mit 15 M. einzulösen, 
nicht erforderlich gewesen, die Weigerung durch notariellen Act festzu- 
stellen, hierdurch seien nur unnöthige Koston verursacht worden, erscheint 
rechtlich unzutreffend. Auch wenn Klägerin wegen der thatsächlichen 
Stellungnahme der Beklagten zu den Ansprüchen deutscher Gläubiger zu 
dem Ziele einer Verurtheilung derselben zu den geforderten Coupons- 
beträgen mit Processzinsen und den Processkosten durch das Frankfurter 
Gericht ohne vorhcricre Präsentation zu gelangen vermochte, s^n konnte ihr 
nicht versehrfuikt werden, durch Präsentation der Ziu^<■ouj)Olls ein con- 
cretes Verhalten der Beklagten ihr gegenüber zur Fc^tstelluiiii- zu bringen. 
Gesetzt, die Beklagte erkannte in Veränderung ihrer Stellung in solchem 
Processe ihre Zahinngspflicht im t,^aTizen beanspruchten Umfange an. ver- 
langte aber die Leberuahme aller Kosten seitens der Klägerin, weil sie 
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1>ei geschehener Ptfiaentatioii an der Zahlnngsstene Uir Geld' bekomiaen 
haben wflrde, so wfiide schwerlich hiergegen Klägerin sich mit fililolg auf 
eine bisherige Praxis der Beklagten berufen kOnnen. 

Die Pfftsentation der Coupons zur Zahlung ist nach dem Vertrage 
die dem Gläubiger behufs Geltendmachnng des Rechts anf die Zahlung 
obliegende Handlang. Dem Gläubiger mnss danach aber auch das Recht 
zustehen, seinerseits diese Handlung vorzunehmen, um in stricter Weise 
die Grundlagen der Geltendmachung seines Rechts zu schafien. Es ist 
eine unzulässige Zumuthung, dass der Gläubiger statt dessen die Ent* 
Schliessungen des Sdiuldners in anderweitiger Weise in Erfahrung bringen, 
oder aus Mherem Verhalten oder Torbreiteten Nachrichten seine Schlösse 
ziehen und daraufhin in der Erwartung, der Schuldner werde Im Processe 
dureh sein Verhalten die geschehene Unterlassung vorheriger Präsentation 
rechtfertagen, ohne solche gegen ihn vorgehen solle. Es soll nicht geleugnet 
werden, dass der Schuldner durch eigenes Zuthun dem Gläubiger diese 
Grundlage der Geltendmachung des eventuellen Rechts in anderer M[eise 
derartig schaffen kann, dass daneben die Präsentation Überflfissig werden 
kann. Von einer unmittelbaren, in BetrelF der Aechtheit keinen begrün- 
deten Zweifel lassenden Kundgebung der Beklagten oder ihrer Zahlstellen 
Gber ihre Entschliessung zur kritischen Zeit der Fälligkeit der fraglichen 
Coupons, welche zur Eenntniss der Klägerin gekommen wäre, ist aber 
hier nicht die Bede. Es ist aber femer auch ignorirt, dass die Präsen- 
tation nicht blos als dem Gläubiger ffkr Geltendmachung seines Anspruchs 
obliegende Handlung, sondern auch behufe des Eintritts des Verzuges des 
Sebuldners mit allen demselben eigenthämlichen Wirkungen in Betracht 
kommt, und dem Gläubiger das Recht zustehen muss, diesen Verzug mit 
allen seinen Wirkungen zum Eintritt zu bringen. Offenbar tritt dadurch 
allein, dass ein Schuldner entschlossen ist, bestimmte Schulden nicht zu 
bezahlen, noeh kein Verzug desselben fttr dn concretes Schuldvcrhultniss 
ein. Gerade der Ansprach auf Hinterlegung der Coupons mit der Wirkung 
der Zahlung, wie ibu Klägerin hier stellt, setzt den Eintritt des Verzuges 
voraus. Ob auch hier bestimmte Erivlärungen des Sehuldoers geeignet 
wären, den Eintritt des Verzuges für alle Couponsansprfiche und nach 
allen Richtungen, auch mangels der Präsentation von Coupons, zu be- 
grfinden, braucht nicht erörtert zu werden, da solche Erklärungen nicht 
vorliegen. 

Steht aber der Klägerin die Präsentation als ihr Recht zu. po er- 
scheint sie auch liorochtigt. sich den Beweis fär solche und ihr Ergebniss 
behufs Verfolgung itir* s Anspruchs zu sichern. Die Angemessenheit der 
Wahl des notariellen Protestes als des Sichoningsniitteis ist aber von der 
Beklagten nicht bestritten, und so wenig auch im allgemeinen davon ans- 

6* 
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zageheD ist, dass fiberaJl, wo es der Sicherang solchen Beweises bedOrfe^ 
diese Benrknndiuigsart einen angemessenen Aufwand nicht flbersteigey 
konnten doch hier Bedenken gegen die Befngniss, dieses SicheningsmitAel 
mit Ansprach anf Ersatz gegen den die Zaiilnng za Unrecht Weigernden 
in Ansprach zu nehmen, nicht anftanchen, da es sich m die Sicherong 
des Beweises in Bezog aof eine sehr erhebliche Anzahl anders als doich 
einen amtlichen Terschlnss schwer identlficirbarer Oonpoos Jiandelte, auch 
nicht TOD der Zahlnngsstelle za erkennen gegeben war, dass sie etwa 
bereit wäre, .die geschehene Vorlegni^ der Yerzeichnisse enthaltenen 
Coapons dnich private Unterschrift zn bescheinigen. 



Nr. S2. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

Hülfs-Senat. Vom 26. Juni 1883. 

[Ztg. des Ver. Denlsch. Eiseub.Venv. im. S. 1065,] 

Ein bisher als Ackerland benutztes Terrain ist als Speoolationsterrain 
nach dem merkantüischen Werthe derartiger Terrains im aUgemeinea 

Verkehre abzuschätzen. 

Einem Charlottenbarj^er Grandbesitzer war seitens der Berliner 
Btadtoisenbahu-Verwaltnng sein bisher als Ackirland benutztes 
Terrain zn Ki.-oubahnz wecken expropriirt worden. Dasselbe lag innerhalb 
des Allerhöchst genehmigten Bebauungsplanes der Stadt Charlottenbarg 

nnd es war Torauszuselien, dass dasselbe in Zukunft zar F^ebaiinng ge- 
langen würde. In dem Processe des Eigenthömers wider jene Kisenbalm- 
Torwaltong kam nun die Art der Ahse kätznug eines solchen Terrains 
zur Frage nnd das Keichsgericht hat sieh unter Annahme obigen Rechts- 
grundsatzes ausfahrend und begründend dahin ansgesiHrodien : ^Der Preis, 
welcher für eine Sache im Verkehr gezahlt zu werden pflegt, liefert den 
richtigen Maassstab far ihren Werth and daher ist der Sachverständige 
mit Hecht bemüht gewesen, den Preis zu ermittehi, welcher für das kl&- 
gerische Grundstück zur Zeit der Enteignung bei einem freihändigen 
Verkaufe gefordert und bewilligt worden wäre. Bei dieser Ermittelang 
hat er als Anhaltspunkte in Berücksichtignn? i^ezogen; im Allgemeinen, 
nach wie langer Zeit voraussichtlich Grundstücke in jener Gegend als 
Baustellen werden zu verwerthen sein und, speciell bezüglich des kläge- 
rischen Oimdstiieks, die günstige Lage desselben nach dem Bebauungs- 
plane zwi.<tluii zwei projff'tirten Strassen, in Folge dessen eine vortheil- 
hafte Ausnutzung desselben zu crwai ton stehe, die nur nöthige Entfernung 
dos Bahnhofes der Verbinduns^liahii; endlich die Möglichkeit der für die 
künftige Bebaunng nothweudigen Eutwässeroog unter Beuatzuog des das 
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CrrandstGck darehBChneidendeii schwarzen Grabens. Alle diese Umstlnde 
sind geeignet, die Hobe des Preises zu. beeinflnssen. Als ferneren Werth* 
messer bei der Sefaätzong hat der Sachverständige zutreffend die Preise in 
BerOckstchtignng gezogen, welche nnter gleichen Yerhftltnissen für andere 
Orandatacke Ton annShemd gleicher oder fthnlicher Lage nnd Beschaiien" 
heit zavor angemessen bezahlt sind. Dass er dabei nicht den vom Elftger 
Ülr das streitige Gmndstflck in früheren Jahren gezahlten Pr^, sondern 
die Preise im Auge gehabt, welche zuletzt vor der Enteignung ffir be- 
nachbarte Gmndstficke gezahlt sind, nnd dass er daher auch gegen den 
Grundsatz gefehlt hat, dass bei der Abschätzung nur der Werth des 
Gnmdstäcks zur Zeit der Enteignung in Betracht kommt, ergiebt 
sich, wie schon der Bemitogsriohter dargelegt hat, aus den weiteren Aus- 
fähmngen des Gutachtens und namentlich aus der ansdrflcldichen Herroi> 
hebnng, dass der Schätzung die Verhältnisse und Preise, wie sie zur Zeit 
der Enteignung im Sommer 1875 bestanden haben, zum Grunde gelegt 
sind. Dadurch, dass der Sachverständige die betreffenden Grundstficke, 
welche Gegenstand der Yeräusscmng gewesen sind, und die gezahlten 
Preise nicht niUier bezeichnet hat, wird die Zuverlässigkeit des sonst er- 
schöpfend motivirten Gutachtens nicht beeinträchtigt.* 



Nr. 33. Eutscb. des Deutschen Reichsgericht». 
5. Civil-Senat. Vom 30. Juni 1883. 

rnrauu u. Blum. Amialfii. Btl. 8. S. 311.] 

§ 2 des Haftpiiichtgesetzes vom 7. Juni 1871. Ur.sachlicher Zasammenliaiig 

des Unfalls mit dem Betriebe. 

Allerdinp^s wurde der Brunnen, bei dessen Reparatur der klägeriscbe 
Ehemann in Folge der Bet;ini)ung durch schlechte f.Tjft seinen Tod gefan- 
den hat, während dieser K(q)aratur nicht zu dem Fjihrikbetriebe der Be- 
klagten benutzt. Nach den Ansführuiigen des Bemfungsrichters war 
aber auch der FabrikbetrH-b niciit dadurch unterbrochen, vielmehr stnnd 
derselbe mit der Ausführung der Reparatur insofern im Zusanmienhangc, 
al^ hif fhei das Pumpwerk, welches einen Theil der Fabrik bildet, mit ge- 
braucht Würde, und gerade das Ingangsetzen der Pumpe bei der Reparatur 
war die uumitteil)are Veranlassung des Unfalls. Wenn der Berufungsrichter 
mit Rücksicht auf diese thatsächlichen Verhältnisse annimmt, dass der 
kiägerisclie Ehemann bei dem Fabrikbetrielte der Beklagten getödtet sei, 
80 ist darin eine rechtsirrthümliehe Anwendung des § 2 des Reichs-Uaft* 
pflicbtgesetzes vom 7. Juni 1871 nicht zu erblicken. 
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Kr« 84. Eatsdi. des Deutsdieii Beiehsgeriehfs. 

5. Civil-Seiiat. Vom 30. Juni 1883. 
Der Begriff der „Hölieren Gewalt" muh § 1 des Haftpfiiditgesetzes. 

Der Kläger ist in dem mit einein Schiiellzage der Beklagten fähren- 
den Poetwagen dadurch verletzt, daas derselbe in Folge des Braches eines 
Radreifens beschädigt wurde. Die Beklagte bestreitet ihre Haftpflicht nach 
$ 1 des Gesetzes vom 7. Jnni 1871, weil dieser Brach dnrch ein unab- 
wendbares Natnrereigniss, nämlich durch einoa plötzlichen Wechsel der 
Lnfiteroperatnr, also durch höhere Gewalt herbeigeföbrt sei. Der Bern- 
fnngsrichter verwirft jedocli diesen Einwand, weil er annimmt, dass der 
plötzliche Temperaturwechscl nicht als etwas üugewöhnliches und die Mög- 
lichkeit, den nachtheiligen Folgen eines Radreifenbruches durch Vorsichto- 
maassregeln vorzubeugen, nicht au?;?jf schlössen erscheine. 

Ob diese iM wüsnii^en zutreftend sind, kann dahin gestellt bleiben, 
da der der Beklagten obliegende Nachweis höherer Gewalt schon aus an* 
deren Gründen zu vermissen ist. Unter ,,höherer GewiUt** im Sinne des 
gedachten Gesetzes ist dasselbe zu verstehen, was der §.1734 Thcil U 
Titel 8 des Allgemfineu Landrechts und der § 25 d^ Eis n! ahngesetzes 
vom 3. November 1838 als unabwendbaren änsseren Zufall bezeichnen. 
(Vcrgl. die betreffenden Reichstagsveihandlungen, Stenographische Berichte, 
Band I Seite 445, 446.) Als ein solcher erscheint aber nur ein zufälliges 
Ereigniss, welches ausser Zusammenhang mit objectiven Fehlern des 
betreffenden Betriebes st'^lit, also von aussen kommend und unab- 
hängig]: von derartigen fehlem den in Frage stehenden Kachtheil verur- 
sacht hat 

Es mag sein, dass der Beklagten in Beziehung auf den eingetretenen 
Bruch des Radreifens überall kein Verschulden zur Last gelegt werden 
kann, dass derselbe also lediglich als unabwendbarer Zufall angesehen 
werden muss. Allein es fehlt an dem Nachweise eines äussern, d, h. 
auch von obiectiven (unverschuldeten) Betriebsfehlem unabhängig wir- 
kenden Zufalls. 

Wenn in einem Eis^enbalnizuiio in Folp:c plötzlichen Teniperatiirwerh- 
sels ein einzelner Radreifen bricht, weil ihm die Fähigkeit des erforder- 
lichen Widerstandes mangelt, während alle übrigen Radreifen desselben 
Zuges diese Fähigkeit besitzen, so kann jenem Mangel, also einer unregel- 
niässigen Beschatleiiheit des einzelnen Reifens, an sich die Eigenschaft 
eines objeetiven Fehlers nicht abgesprochen werden. Dann aber beruht 
der in Folge des fragli» heu Naturereignisses, jedoch nur unter Mitwirkung 
dieses Fehlers cintrct<'n*ie Nnehtheii nicht auf einem äussern, von dem 
letztem unabhängigen Zutull. 
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Die Beklagte hätte hiernacli, um das Vorhandensein höherer Gewalt 
darzutimn, einen Beweis in der Richtung antreten müssen, dass auch die 
Annahme eines als Ursache des fraglichen Unfalles mitwirkenden ob- 
jectiven Betriebsfehlers widerlegt wäre. Da dies nicht geschehen ist, so 
beruht die VerwerfoDg ihres Einwandes nicht aof einer Verletzung des 
Gesetzes. 

Ebensowenig ist eine solche in anderer Beziehnng zu erkennen. Die 
Revision erscheint daher nicht als begründet 



Nr. 35. Entsch. des Bentseben Reichsgeriehts, 

2. Civil-Senat. Vom 6. Juli 1883. 

[Entsch. dw BclclUi«r. In ClTilttcbeo. Bd. m S. 201- 204 ] 

Dnroh vorbehaltlose Zahlung der reglementsmässigen Entschädigung für 
ein verlorenes Gut verliert die Eisenbahn nicht den Anspruch auf eine 
durch die §§ 24, 48 des Betr. Reglern, festgesetsto Conventionalstrafe. — 
Die im § 48 des Betr.Reglem. vorgesehene Goayenüonalstrafß ist nicht 
naeh dem Oewlcht des ganzen Kollo, sondern lediglich nach dem Oewioht 
der verbotswidrig versendeten Gegenstände sn bereobnen.*) 

Der Geschäftsreisende G. gab am 14. Angnst 1876 bei der Gepäck- 
expediUon der Hagdebnig-Halberstädter Eisenbahn zn Wernigerode einen 
versclilossenen Koffer im Gewichte von 32 kg zur Befördemng nach Halle 
auf. Da der Eoifer am Bestimmangsorte nicht ankam nnd als in Verlust 
geratbeo betrachtet wurde, zahlte die Babnverwaltnng an G.. am 2. Sep- 
tember 1876 die reglementsmässige Entschftdigang von 884 IL Nach 
einiger Zeit wnrde der Kofk^ in Berlin aufgefunden, die Babnverwaltnng 
trat mit G. wegen Rücknahme desselben gegen Erstattung eines Theiles 
der geleisteten Entschädigung in Unterhandlung, tine Vereinbarung kam 
jedoch nicht zu Stande. Nachdem G. den Kofferschlüssel übergeben hatte» 
wnrde der Inhalt untersucht und es fanden sieh im Koffer ein mit sechs 
Schüssen geladener Revolver und 36 Patronen. Die Bahnverwaltung for- 
derte nunmehr anf Grund der §§ 22, 24, 48 des Betriebsreglements eine 
Conventionalstrafe von 1 2 M. für jedes Kilogramm des Gepäckstückes, zn- 
eammen 384 M. Da sichG. ^ur zur Zahlung von 18M. verstehen wollte, 
weil die verbotswidrig versandten Gegenstände höchstens ein Gewicht von 
IV2 kg gehallt hätten, erhob die Balm Verwaltung am 31. August 1877 
beim Landgericht Elberfeld Klage auf Zahlung von 384 M. Beklagter 
beantragte Abweisung der Klage, indem er unter zahlreichen anderen Ein- • 

*) Vgl. jedoch den Bescbiuss des Buiidesraths, Eisenb.Yerordn.Bl. 1880. S. 314flf. 
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Wendungen geltend machte: <la das Fraehtgescliäftr vollständig erledigt sei, 
könne Klägerin nicht mehr auf ihre Ansprüche aus dem Geschäfte znrfick- 
kommen und jedenfalls könne die Strafe nur nach dem Gewichte der ver- 
botswidrigen Gegenstände, nicht von dem Gewichte des ganzen Gepäck- 
stückes gefordert werden. Durch ürtheil vom 27. Juni 1882 wies das 
Landgericht die Klage ab, weil bei Auszahlung der reglementsraässigeu 
Entschädigung für den Koffer des Beklaijten von keiner Seite irgend ein 
Vorbehalt wegen ft^rnerer Ansprüche aus dem Frachtgeschäfte gemacht wor- 
den sei und demgemäss das Frachtgeschäft als dnrch diese Zahlung voll- 
ständig erledigt angescheu werden müsse: Klägerin kiinne daher nach 
Wideranffindung des Kott'ers auf dessen reglenientswidrigen Inhalt nielit 
mehr znrii( kkommen und dürfe deswegen die sonst vertraglich begründet 
gewesene Conventinnalstrafe nieht tVirdern. 

Zu 1. „In Erwägung, dass der erste Richter die Klage auf Zahhiug 
der ven^•irkten Conventionalstrafe mit der Fnvaguug abgewiesen hat, die 
Bahn Verwaltung habe «lif reglementsm8ssige Entschädigung gezahlt, ohne 
dass dabei von der einen oder anderen Seite ein Vorbehalt gemacht wor- 
den wäre, dureh diese Zahlung habe das Fra<'litgesehäft seine vollständiue 
Erledigung gntundeu, deshalli knum Klägerin auf den regiemeutswidrigen 
Inhalt des Kolters nicht mehr zurückkommen; dass aber weder das Han- 
delsgesetzbuch noch das prenssiseho Landrecht eine gcsetziiciie Bestimmung 
enthält, welche die Geltendmachung von aus einem Vertrage erwachsenen 
Ansprüchen lududingt ausschlösse, sobald der Vertrag im Uebrigen ohne 
Vorbehalt erfüllt worden ist, ui»d auch nicht mit dem Oassationsbeklagten 
angenommen werden kann, dass diese Ausschliessung durch das Wesen 
des Frachtgeschäftes und da^ Bedürfniss des Handelsverkehrs geboten sei: 
dass insbesondere für das Frachtgeschäft der Eisenbahnen der behauptete 
Grundsatz durch das Betriebsreglemeut ausdrücklich ausgeschlossen ist, 
indem da.ssell)e in § b'ö bcstimnit, dass die unrichtige Anwendung des 
Tarifs oder ein Fehler bei der Gebührenbereehnung weder der Eisenbahn 
noch dem zur Zahlung Verpllichteten zum Xachtheile gereichen solle ; das.s 
zwar der Anspruch aut die Conventionnlstrafe nicht, wie Cassationsklager 
behauptet, als ein blosser Zusatz zur gewuhnlicheu Fracht zu betrachten 
ist und nach dem angeführten § 03 geltend gemacht werden kann, indem 
die Conventionalstrafe nicht als Entgelt für die Güterbeförderung geiordert 
wird, sondern in der Vertragsverletzung ihre Begründung findet; dass aber 
aus dem Umstände, dass die Bahnverwaltung ohne Vorbehalt gezahlt hat, 
weder geschlossen werden kann, dass sie ihrem Ansprüche entsagt habe, 
weil Erlass und Verzichtleistuug eine ausdrückliche Willenserklärang er- 
fordern (A.L.R. § 3bl I, 16), noch auch der Schluss gerechtfertigt ist, 
dass die nicht geltend gemachte Gegenforderung untergegangen sei (§ 376 
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ibid.); dass vielmehr, wie uobestritten feststeht, die Bahnverwaltimg zur 
Zeit der Zahlimg von der begangenen VertragsTerletzang und der darans 
erwachsenen Gegenfordenug keine Eenntniss hatte, dieselbe daher die 
ZahlQDg, soweit die einander gegenüberstehenden Forderongen sieh oom- 
pensirten (§§ 300, 301 ibid;}, aas Irrthnm geleistet hat nnd zur Rocldbr- 
. demog berechtigt ist, da die gesetzlichen Voranssetznngen der Rfldcfor- 
derongsklage vorliegen, das Nichtvorhandensein einer Verpflichtung, die 
rechtswidrige Erlangung eines Vortheils durch den Empfftnger und der 
Nachweis, dass die Zahlung ans einem wirlcUchen Irrthum geschehen sei 
(§§ 166, 178 ibid.); dass auch nicht etwa der Zahlung wegen der beson- 
deren Natur der hier streitigen Forderuog die I^Hrkung eines Verzichtes 
beigelegt werden kann, indem der ausnahmsweise Untergang der Forderung 
^ner Conventionaktrafe nach §§ 806, 307 I, 5 A.L.R. nur eintritt, w<enn 
die Strafe durch die Nicbterfülllung eines Vertrages verwirkt ist nnd Der- 
jenige, welcher die Krfülinng zu fordern hat, dieselbe ohne Vorbehalt an- 
genommen hat; dass hiernach das angefochtene Urtheil auf einer unrich- 
tigen AniTassung de^ Gesetzes beruht, die angeführten Gesetzesbestimmun- 
gen verletzt und daher zn cassiren ist, in der Sache selbst aber schon 
jetzt erkannt -werden kann, da dieselbe zur Entscheidang reif ist.'' 

Zu 2. ^In Erwftgung zur Sache, dass nach dem Ausgefährten die 
Conventionalstrafe verwirkt und deren Forderung nicht ausgeschlossen ist, 
die Babnverwaltong aber die Strafe von 12 M. per Kilogramm nach dem 
Gewichte des ganzen aufgegebenen Koffers von 32 Kilogramm berechnet, 
während Cassationsbeklagter eventuell die Herabsetzung der Strafe nach 
dem Gewichte der verbotswidrig aufgegebenen Stücke beantragt; dass die 
letztere Berechnung dem Wortlaute des §48 des Betriebsreglements ent- 
spricht, nach welchem Derjenige, welcher unter ungenauer Declarntion 
die vom Transporte gänzlich ausgeschlossenen Gegenstände 
anir Beförderung aufgiebt, für jedes Kilogramm „solcher Versandt- 
atficke" eine schon durch die Auflieferung verwirkte Conventionalstrafe 
von 12 M. zu erlegen hat, der Ausdruck ^solcher VersandtstQcke'' daher 
nur auf die vom Transporto ausgeschlossenen und nicht auch auf diejenigen 
G^enständo bo/ogen werden kann, welche mit denselben in einem Kollo 
verpackt sind; dass es auch keineswegs sprachlich geboten ist, das Wort 
Versandtstücke nur von dem als Ganzes aufgegebenen Kollo zu verstehen, 
da dasselbe nichts anderes bedeutet als die znr Versendung aufgegebenen 
Stücke, mögen dieselben für sieh allein oder mit anderen Stücken zusam- 
men verpackt sein; dass es selbstredend auch nicht zulassis? erscheint, im 
Interesse der Aufrechterhaltuüe; der Ordumig und Sicherheit des Eisenbahn- 
verkehrs die Strafbestimmuug über ihren ansdrucklieben Wortlaut auszu- 
debnen, da sie als Ausnahmebestimmung der strengsten Auslegung unter- 
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liegt (vei^fl. Rückdeschel, Commeniar zum Behiebsreglement S. 37); 
dass hiernach, da das aDgegebcne Grewicht des Revolvers und der Patronen 
mit IV9 Kilogramm nicht bestritten wird, die Gonventionalstrafe auf 18 M. 
herabzusetzen ist, und die Kosten nach Art 130 Code de procednre ver^ 
hältnissmABaig zn Tertheiien sind.*^ 



Nr. 36. Entsch. des Deutschen Kelclise:erichts. 

1. Ci\ il-Seiiut. Voll) 7. Juli 1883. 

rHrmiii u. Blum, Anuilcn. «d. 8. »42 - 343.] 

Die dem Betriebsuüternelimer nach § 120 R.Gew. Ord. obliegende Pflicht 
zum Schutze der Arbeiter erstreckt sich auch darauf, daüs er auf die Unacht- 
samkeit und Unbesonnenheit der Arbeiter, wie sie erfahnmgsmässig vor- 
kommt, zu rücksichtigen hat. 

Der Kläger ist in der Zuckerfabrik des Reklagteo, und zwar in dem 
zum Kochen der Kuochenkohle benutzten Kaume, als Arbeiter beschäftigt 
gewesen. In dem Räume befindet sich ein durch eine Längswand und 
eine Anzahl Querwände in Abtheilnngen zerlegtes offenes Bassin, um 
weh'hos ein sehinakM", nach dem Bassin zu durch irgend welche Vorrich- 
tiiiiL^ nicht ii:oschützter Gang hernmführt. Nach der in der Tabrik des 
BekhiRteii bestehenden Einrichtung müssen die Arbeiter, wenn sie die 
Fabrik verlassen, diesen Gang passiren, um in das Freie zu gelangen. Der 
Kläger hat am 15. November 1881 diesen Gang auf seinem Heimwege 
passirt, ist in eine mit kochender Fliissip^keit gelullte Abtheihmg jenes 
Bassins gelaUen und hat sich die Beine verbrüht. Er liat gegen den 
Beklaglen Klage mit dem Autrage erhoben, ihn zu verurtheilen , dem 
Kläger bis zum Wiedereintritt seiner Erwerbsfähigkeit für jeden Tag 
I M. 80 Pf. zu zahlen und die lieilungskostcn zu erstatten. Mit dieser 
Klage ist er vom L.G. Halberstadt und auf seine Berufung aueh von dem 
0. L.G. Naumburg abgewiesen. Das O L. G. nimmt in der Begründung 
seines Urtlieils an, der Beklagte habe der ihm durch § 120 der FL Gew. 0. 
auferlegten Verpflichtung, Einrichtungen herzustellen und zu unterhalten, 
welche mit Rücksicht auf die i)es(/ndere lieschatleulieit des Gewerbe- 
betriebes und der 13etriebsstätte zu thunlidister Sicherheit gegen Gefahr 
für Leben und Gesundheit notliwendig sind, dadurch genügt, dass er 
auf der dem Bassin entgegeugesetzten Seite des Ganges ein als llaud- 
läufer dienendes Seil angebracht habe. Der Kläger sei schon etwa Wochen 
lang vor dem Unfälle in dem IVaglKlien F'aume als Arbeiter beschäftig- 
nnd mit den örtlichen Verhältnissen genau bekannt gewesen; er habe aber 
den Haudläafer nicht erfasst. Selbst wenn der Raum mangelhaft erleachtet 
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und mit Wasserdampf aDgefÜllt gewesen wftre, hatte er den Läufer finden 
können. Es sei anf eine eigene Fahrlässigkeit des Arbeiters znrfictan- 
fahren, dass er in Folge davon, dass er den Handlänfer nieht erfasst habe» 
in das Bassin gefallen sei. 

Das oberlandesgerichtliche Urtheil verkennt die Tragweite des § 120 
der R. Gew.O. Derselbe beschränkt die VerpHichtuug des Arbeitgebers 
keineswegs auf solche Einrichtungen, welche unter der Voraussetzung, 
dass die Arbeiter selbst mit voller Umsicht fflr die Erhaltung von Leib 
nnd Leben Sorge tragen, die erforderliche Sicherheit gewähren; vielmehr 
ist davon aaszngehen, dass der Arbeitgeber die Unachtsamkeit und Un- 
besonnenheit der Arbeiter, wie sie erfahrungsinässig häufig vorkommen^ 
bei den ihm obliegenden Einrichtungen in Rechnung zu ziehen hat Dass 
ein Handlänfer, welcher den Zugang zu dem offenen Bassin nicht ab- 
schloBS, bei Anlegong dieses Maassstabes genügt hätte, nm die Arbeiter, 
welche durch die Einrichtnng in der Fabrik gezwungen waren, diesen ge. 
fährlichen Weg zu pussiren, vor dem Hineinfallen in das Bassin zu sehfitzen, 
haben die beiden Vorderrichter selbst nicht angenommen. Hat aber der 
Beklagte, obwohl er seine Arbeiter zwang, diesen Weg zn nehmen, 
schützende Finrichtnngen zn treffen onterlassen, so triffi ihn die Yerpflich- 
tuog, den Schaden zn erstatten, welcher einen in Folge jeuer Unterlassung 
verungltiekten Arbeiter dadurch getroifen hat. Dass der Klüger in Folge 
der von dem Beklagten verschuldeten Unterlassung, hinreichende Schutz- 
vorrichtungen anzubringen, verunglückt ist^ ist nicht mehr als streitig an- 
zusehen. Es wfirde deshalb, unter Aufhebung des Bemfungsurtheils, die 
Verurtheüung des Bekb^n schon jetzt ausgesprochen werden können, 
wenn nicht noch die Hohe des erlittenen Schadens thatsächlich festzn- 
stellen wäre. 



Nr. 87. Besehlaaa des Kammergeriehts zu Berlin« 

Vom 9. Juli 1883. 

[Jnhow u. Küntzel, Jiiiiib. f. EnUch. d. Kamracrgerichts. Bd. 4. S. 167. 168.J 

Voranssetzuiip: der Uflbertraguiig von Servituten bei Abschreibung vou 
Parzeiien. Servitutf n luUasten das dieneude Grundstück locai nicht weiter, 
als das Recht des lierrschenden Grundstücks rpiolit. und sind daher auf 
Trennstücke, welche durch dieselben nicht berührt werden, nicht zu 

übertragen. 

Von einem Grundstücke in Berlin ist eine Pareelle an den Eisenbahn- 
liscus veräussert und < in. m Grundstücke de«! letzteren zugeschrieben. Dabei 
sind zwei auf dem Ötammgrondstücke eingetragene Verpflichtungen, näm- 
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lieh ein dem Nachbargmndstftck zaetehendee Traofreoht und die Einschrftn^ 
koDg, dass nach der Anffahrt dieses Nacbbargrandstficks ans den Fenstern 
des daran grenzenden Seitenflügels nichts gegossen, geschüttet oder gewor- 
fen werden darf, mitObertragen worden. Die KOnigliehe Eiaenbahn-Ban- 
commission der Berliner Stadtbahn beantragte die Löschung dieser Ver- 
mevkid auf dem fisealischen Gmndstlicke unter Yorlegnng eines Icataster- 
amtlich beglaubigten Situationsplanes, Inhalts dessen die verftasserte Par- 
celle von den gedachten Verpflichtungen nicht berOhrt wird. 

Der Antrag ist Ton den Vorinstanzen abgelehnt, diese Entscheidungen 
aber smd auf die weitere Beschwerde der Eisenbahn - Baucommissiou 
durch Beschluss vom 9. Juli 1883 aufgehoben. 

Aus den Grfinden: 

Das Amtsgericht hat den Antrag zorfickgewiesen, weil die Ldschung 
nur auf Antrag des eingetragenen Eigenthflmers (des Königlichen Elsen- 
bahn-Fiscos) erfolgen dürfe, das Landgericht, weil auch die Löschungs- 
bewilligung des Berechtigten beigebracht werden müsse (G.B.O. §§ 92, 
93). Beide Behörden scheinen nicht in Zweifel zu ziehen, dass das (ab- 
posdirielteiie) Grnndstiuk nicht Ohjeet der eingetragenen Berechtigungen 
sei, das Landgericht erklärt dies für unerheblich, weil die letzteren nicht 
nur auf den bezüglichen Grenzstreifen, sondern auf dem ganzra Grund> 
stücke hafteten. 

Die NV( itt le Beschwerde rügt mit Recht, dass diese Entscheidungen 
auf rechts! nihümlichen Auffassungen beruhen. Die Uebertragung ist nach 
§66 G.B.O. von Amts wegen bewirkt. Der Löschungsantrag ric htet sich 
gegen diese Officialmaassnahme mit dem Nachweise, dass die übertragenen 
Verpflichtungen das Trennstück nicht belasten und deshalb bei Mangel der 
Voraussetzungen des § 66 a. a. 0. nicht zu übertragen waren. Grnndge- 
rechtigkeiten haften nun keineswegs auf rlem ganzen Aronl des dienenden 
Grundstücks wie Reallasten und Hypotlu ken, web^he durch letzteres und 
dessen Werth gleichraässig gesichert werden; nach dem eigcnthümlichen 
Inhalte solcher Rechte, welche nach 12 des Gesetzes vom o. Mai 1872 
nnai)hängig von der Eintragung bestehen, ist vielmehr klar, dass sich die 
Belastung des dienenden Grundstücks local nicht weiter erstrecken kann, 
als das Recht des herrschenden Grundstücks reicht. Eine Uohcrtmgung 
derartiger Rechte nach § fiß a. a. 0. erfolgt also zur Uiiirebühr. wenn sie 
auch auf Trennstüoke erfolgt, welche durch das eingetragene Kei bt nicht 
berührt werden. Zum Betrieb der entsprechenden Berichtigung erscheint 
die Beschwerde führende fiscalische Ötatiou genügend legitimirt. 
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Nr. 38. Entsch. des Deutschen Reich si^rerichts. 
5. Civil-Senat. Vom 11. Juli 1883. 

[Ent^rh. <!f>« Reifhs^erlchts in Civilsarhen. Bd . 10. F. fiO-RS. ~ Preuss. Arclifvf.E!.<:^nb.Wfseii. 18.«4. S. 481.] 

1. Eine von dem im Eisenbahnbetrieb Getödteten seiner Wittwe versicherte 
Wittwenpension darf derselben anf die ihr aus dem Haftpflicht ge setz zu- 
kommende Rente nicht angerechnet werden (sjs? 1. 4, 7 des Reichshaftpflicht- 
gesetzes). 2. Dagegen ist fliP Rentn nur auf die Dauer der mutJuiiaass» 
liclieiL Lfibensgrenze des Verunglückten zuzuerkennen. 

Der Ehemanii der Klägerin, welcher derselben bei der Prenss. AUgem. 

Wittwen- Verpflegungsanstalt eiiio jährliche Wittwenpension von 235 M, 
versichert hatte, ist beim Eisenbahnbetriebe des Beklagten getödtet ond 
der Letztere von dem i -tt n Richter nach § 1 des Haftpflichtgesetzes vom 
7. Juni 1871 verurtheiit, der KläL^eriu als £ntschAdigaog eine Jahresrente 
von 653 M. ohne Anrechnung der Wittweniiension zu zahlen, während 
der Beruf Uli gsrichter unter Anrechnung derselben die bezeichnete Rente 
aof 428 M. herabsetzt, weil das die Klägerin beschädigende £reiguiss» 
der Tod ihres Ehemannes, zugleich den Vortheil der Wittwenpension für 
sie herbeigeführt habe, ihr daher in Höhe der letzteren kein Schaden er- 
wachsen sei. 

^Diese Erwägung ist nicht als richtig anzaerkennOD. Als VermOgens- 

schaden darf allerdings nur der Unterschied des Vermögenszustandes, wie 
derselbe nach dem beschädigenden Ereigniss ist und wie er olmc dieses 
sein wfirde, nnr die Verschlimmernnt; desselben (§ 1 Tb. 1 Tit 6 des 
Allg. L.R.). angesehen werden. Wenn daher durch dasselbe Ereigniss 
Naehtheil und Vortheii entsteht, so erscheint als Schaden nnr der üebep* 
schnss des ISachtheils. Allein diese Voraussetzung trifft nur zu, wenn 
der Vortheil ebenso wie der Nachtheil im Rechtssinne mit dem be- 
schädigenden Ereigniss im ursachlichen Zusammenhange steht. Der 
letztere ist in Ansehung des Nachtheils dadurch bedingt, dass dieser ohne 
das beschädigende Ereigniss n ich t eingetreten w&re, wird jedoch hierdurch 
allein noch nicht hergestellt; vielmehr ist er im rechtlichen Sinne nur vor- 
handen, wenn der Nachtheil nicht zugleich durch eine selbstständige, 
von dem beschädigenden Ereigniss unabhängige Ursache bewirkt worden 
ist. Es ist nur ein anderer Ausdruck dieses Satzes, wenn der § 4 Th. I 
Tit 6 des A.L.K, einen Schaden, dessen Entstehung aus der betreffenden 
Handlung oder Unterlassung gar nicht vorausgesehen werden konnte, im 
rechtlichen Sinne ;ils zufftllig bezeichnet. Denn damit ist dem Zusammen- 
hange nach nicht bloss die snbjectivc Zurechnung des Schadens, sondern 
auch dessen ohjeetivc Znreehnnm:. d. h. sein ursächlicher ZusanimcnbriTio: 
mit der fraglichen Handlang im RecUtsäinne ausgeschlosäen, wenn er zwar 
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ans dieser, aber nnr mittelst einer aelbetstSndig wiikeDden (nidit voraiie- 
znsehenden) Ursache entstanden war. 

Ebenso tritt naeh § 1 des Reichs-Haftpflichtgesetzes die Haftung für 
einen ans dem Eisenbahnbetriebe hervorgegangenen Unfall, wenn derselbe 
dnrch höhere Gewalt oder dnrch eigenes Verschnlden des Verletzten ver- 
ursacht ist, nicht ein, weil dnrch diese mitwirkenden selbstständigen Ur- 
sachen der nrsachliche Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetriebe im 
rechtlichen Sinne als unterbrochen erscheint. In gleicher Weise ist bei 
einem Vortheil, weldier ans dem beschftdigenden Ereigniss flQr den Be- 
schftdigten erwächst, dessen ursächlicher Zusammenhang mit dem letzteren 
rechtlich nur anzunehmen, wenn er nicht zugleich in einer selbstständigen 
Ursache seinen Entstehungsgmnd hat 

In dem vorliegenden Falle hat die Klägerin den Tortheil der fär sie 
versicherten Wittwenpension erst durch den Tod ihres Ehemannes er- 
worben und sie wlirde ihn ohne diesen nicht erhmgt haben. Im natür- 
lichen Sinne steht derselbe daher mit dem sie beschädigenden Ereigniss 
im ursachlichen Zusammenhange. Allein im Rechtssinne wfirde dieser 
nur vorhanden sein, wenn der bezeichnete Yortheil in Folge jenes Todes- 
falles allein, ohne besondere weitere Voraussetzungen, nach dem natfir- 
lichen Laufe der Dinge eingetreten wäre. Da aber das Recht auf 
die Wittweopcusion in erster Linie durch den Abschluss des Versicherungs- 
vertrags und durch Zahlung der Versicherungsprämien, also dnrcli si llist- 
ständige Entstehungjjnrsachen mitbedingt war, so ist der ursächliche Zu- 
sammenhang dieses Vortheils mit dem beschädigenden £reigni:^> im recht- 
lichen Sinne ausgeschlossen. Auch kann hiernach in Wirklichkeit nicht 
einmnl von der Identität des beschädigenden und des den Vortheil 
herbeiführenden Ereignislos ili»^ Kode soiii. Denn das beschädigende 
Ereigniss besteht in dem Eisenbahnuufalle in Verbindung mit dem in 
Folge desselben eingetretenen Tode des klägerischen Ehemannes, während 
das den fragliehen Vortheil bedingte Ereigniss in der stattgehabten Ver- 
sicherung lind dem Eintritt dieses Todes als Bedingung der letzteren 
besteht, so dass beide, im Uchrigen verschiedene Ereignisse nur in einem 
gemeinschaftUcheD Momente äusserlich znsnmmentrcffen. 

Wie ans den vorstehenden Gründen die Klägerin nicht verpflichtet 
sein würde, auf die ihr g« bührrinl' Entschädignngsrente sich die Erbschaft 
anrechnen zn Inssen, welche ihr dnrch den eingetretenen Todesfall etwa 
zugefallen ist, ohensowonig erscheint die Anrechnung ihrer Wittwenpension 
durch den von dem Bi rufungsrichter geltend gemachten Grund als gerecht- 
fertigt. Das Urtheil desselben war daher, weil den Begriff des Schadens 
und folgeweise die Bestimmungen des Heichs-HaftpÜichtgesetzes durch 
unrichtige Anwendung verleUt, insoweit aufzuheben. 
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Das Berafangsuriheil konnte auch nicht ans anderen Grfinden anfrecbt 
erhalten werden. Die Wittwenpension der Elftgerin wfirde auf die £nt- 
Bchädignng, welche der Beklagte ihr zu gewähren hat, aaznreehnMi sein, 
wenn ihre Zahhing als eine Abaehlagszahlung auf die Schuld des Be- 
klagten anzusehen wire. Diese Anffaasnng ist jedoch ansgeschlossen, da 
ihre Zahlung seitens der Versidierangsanstalt lediglich in Erfüllung der 
Verpfliditang der letzteren ans dem VerslchemngsTertrage erfolgt. Eben- 
sowenig kann die bezeiehn^e Anrechnung auf § 4 des Reichs-Haftpfficht- 
gesetzes gestützt werden, da dessen thatsftchliche Voraussetzungen von 
dem Beklagten nicht behauptet sind (vgl. auch Entsch. des S.O.H.6. 
Bd. Xm S. 27). 

In der Sadie selbst ergiebt sich aus dem Obigen, dass die Berofnng 
des Beklagten, soweit sie die HerbeifUhrong der Anrechnung der klä~ 
gerischen Wittwenpension bezweckt, als unbegrfindet zurfickzuweisen war. 
Dieselbe erseheint aber als begrflndet, insoweit der Beklagte verlangt, 
dass die der Klägerin zuerkannte Rente auf die Zeit bis zu dem Tage, 
an welchem der Ehemann derselben das siebenzigste Leben^ahr erreicht 
hätte, besdkrftukt werde. Denn nach § 7 des Reichs-Haftpflichtgesetzes 
ist über die Hohe des Schadensersatzes, also auch fiber die Daner einer 
Rente, unter Würdigung aller Umstände zu erkennen. Danaeh erscheint 
aber die Annahme, dass der klägerisdie Ehemann auch ohne den einge- 
tretenen Unfall das siebenzigste Lebensjahr nicht überschritten haben würde, 
als angemessen.* 



Nr. 89« Entaeta. des Beatschra Belehsgertchts. 

3. Civil-Senat. Vom 13. Juli 1883. 

'ncnfsrh.-> Jurist. /tg. lid. 8. S. 629. - Senffert, Archiv. N. F. lhi.9. S. 33, 34.] 

§3 ßeicii8liaftplliclite-e*^ptz vom 7. Juni 1871. Bemp«simg der Rente bei 

weiterer Beschäftigung des Verletzteü. 

Es liegt ein Verstoss gegen § 3 des R.H.Pfl.G. insofern vor, als der 
Berufongsrichter den Beklagten nicht gestatten will, von der Rente, welc he 
sie dem Klager im Schwörangsfall zu gewähren Tcnirtheilt sind, den ihm 
als Fabrikwftchter gewährten Verdienst zn irgend welchem Betrnt^o in Ab- 
zug zu briiip^pn. Nach dem Thatbestand ist der Kläger als Nachtwächter 
in der Fabrik der Beklagten mit einem Lohn von täglich 2 M. bisher 
angestellt worden, und dauert dies Verhältniss weiter fort. Nach der 
Schätzung des Berufungsrichters hat der Kläger aus »Ii '^'t Ansttllunj; dne 
Einnahme von jährlich 600 M. Rechnet man hierzu die Heute mit 600 M-, 
SO würde sich die Jabreseinnahme des Klägers auf 1200 M. steilen, wäh- 



L/iyiii^ü<j by Google 



96 Entedi. (tos Obar-Lamlea-Qericlits Bredm tom 16. Juli 1888. 

read sie Dacb seiner eigenen Belianptnng znr Zeit des ünialls nur 900 H. 
betragen hat. Dieses Resnltat entspricht nicht dem § 8 des BeiehsgesefanB. 
Der Benxfongsriehter meint zwar, es bleibe den Beklagten unbenommen, 
spftter eine Herabminderang der Bente zn erwirken. Dabei fibersieht er 
jedoch, dasB Thatsachen, welche im ersten Process behnfs Minderung der 
Rente geltend gemacht werden können, nicht geeignet sind, einen Anspruch 
auf spätere Minderung gemSss § 7 des HaUgesetzes zu begrfinden (Bntsdi. 
des B.G. Bd. 5 S. 98). 

Der Berofungsrichter erwftgt femer, es sei völlig ungewiss und hftnge 
vom Belieben der Beklagten ab, wie lange Etilger seinen Dienst als Nacht- 
wftchter versehen werde. Das mag richtig sein, aber daraus folgt nicht, 
dass Klfiger, so lange das Yerhfiltnisa thatsfiehlich gedauert hat und noch 
weiter danern wird, den ganzen Betrag der Rente beanspruchen kann. 
So lange ihm vielmehr durch seine Anstellung als Nachtwächter eine 
Jahreseinnabme von 600 M. erwächst, kann Kläger nur einen Betrag der 
Bente von 300 M. beanspruchen, um diejenige Einnahme zu erhalten, 
welche er zur Zeit des Unfalls gehabt hat. 



Nr. 40. £nt8eb. de» Ober-Landes-Gerlehts Brealav« 
8. Givil-Senat. Vom 16. Juli 1888. 

Ist die Verletzung bdm Bedienen einer Yorrichtung zum Auf- und Zuziehen 
einer Zngbarriire als beim Eisenbahnbetriebe im Sinne des § 1 des Haft- 

pfllehtgesetses erfolgt anzusehen? 

Klüger behauptet, am 2. Januar 1882 bei (jclLt^enheit der Bedienung 
einer VorrkLtunu; zinii Aut- und Zuziehen einer mehrere hundert Meter 
von dieser Vorriihtuug eiitleniteu und mit dieser durch einen Draht ver- 
bundenen Eisenbahnbarriere der Ober.schlesischen Eisenbahn durch das 
Zerreissen des Drahtes und der in Folc:e dessen erfolgten rflckschnellenden 
Bewegung der an der Aufziehvorriciitu.ug bcüudliiheii Kurbel verletzt und 
hierdurch duuerud arbeitsunfähig geworden zu sein. Kläger hat, da die 
Dircction der Oberschlesischen Eisenbahn seine Ansprüche auf Schadens- 
ersatz nicht auurkuunte gegen diese auf Grund des Gesetzes vom 7. Juni 
1871 Klage auf Zahlung einer lebenslänglichen Monatsrente von 60 M. vom 
1. Mai 1882 an und Ersatz von 46,6o M. Kur- und Pflegekosten erhoben. 

Klager stützt seine Klage auf §§1,3 Nr. 2 des Gesetzes vom 7. Joui 
1871. § 1 dieses Gesetzes bestimmt: 

^Wenn bei dem lict riebe einer Eisenbahn ein Mensch getddtet 
oder körperlich verletzt wird, so haftet der Betriebsuntemehmer 
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für den dadurch entstandeoen Schaden, aofem er nicht beweist, 
daes der ünftll durch höhere Gewalt oder dnreh eigenes Ver- 
schulden des GetOdteten oder Verletzten veniFBaoht ist* 
Da Beklagte nnzweifelhaft als „Betriebsnntemehmer*' im Sinne des 
Gesetzes angesehen werden mnss, so ist hier nnr die Frage zu erOrtem, 
ob der Tom Elfiger behanptete, von der Beklagten übrigens bestrittene Un- 
fall als „im Betriebe* der Eisenbahn ▼orge&llen angesehen werden kann. 

Zonfichst ist daran festznhalten, dass die in Bezog anf das Haft- 
pfilehtgesetz ergangenen zahlreichen Entscheidnngen des früheren Eeiohs- 
Oberbandelsgerichts nnd des Rdcbsgerichts übereinstimmend die Worte 
des Gesetzes „bei dem B^ebe* nur dahin anslegen, dass dieselben die 
mit der Handbabnng nnd Ansf&hrong des Eisenbabnnnternefamens nach 
allen Bichtangen hin veifrandene eigenthfimliche Geffthrlichkeit 
nmfassen, nicht aber auf jeden bei einer £isenbahn vorgekommenen Un- 
fall Anwendung finden können. 

cfr. Entscheidungen des Reichs-Oberbandelsgerichts vom 21. Januar 1874 (Entsch. 
Bd. 13 S.81 und 83), vom 11. Aj.ril ISTC (Calm. R.-dits^'nmdsätee Bd. 3 S. 08 
Nr. 10); des ReichsgTirhts vom 10. Kolnuar ISSi) Ent8ch. Bd. 1 S. b'2); vom 
10. Juli 1880 (Entsch. lld. 2 S.SöQ.); vom 2ü. Jauuar 1882 (Entscli.lid. Ü 38). 

Das Gesotz will also nur srof^en «lie besonderen Gefabreu schützen, 
welche der EisrDl)alinh('(rieii hcrheigefülirt. 

Allerdiiiss smd nach dem letzt citirtoii Erkenutuisö des Reichsgerichts 
liierniitcr nicht solche Gpfahr<?n zu verstehen, welche dorn Eisenbahn- 
betriebe aussclilie^islich eiiien sind, sondern auch solche, welche mit 
dem Eisenbahnlx't riebe als solrliem vorbniiden sind. 

Ein solcher iiarhster Zusaiiiniei)hanii' mit dem Eisenltahnbctriebc ist 
jedoch in der Rediemini!: einer Ueber2:anij:s-Zusl)arriere nicht zn linden, 
da das Bedienen einer solelien an sich den Eisenbahnbetrieb weder vor- 
bereitet, noch herbeiführt, noch beendet oder docli i^-rleichtert. und daher 
als ein mit dem Zwecke der Eisenbahnen, welcher darin besteht, Personen 
und Güter zu liefordeni, in nächstem Zuj^amraenhange stehender Vorgang, 
wehher di<> Natur der besonderen Geftihrlichkeit des Eisenbahnbetriebes 
theilt. nicht angesehen werden kann. Will mau jedoch auch die Be- 
(lienunj; einer Eisenbahnbarriöre relativ als eine Ei>enhabnbetriebs-Aus- 
tühnmgshandlung gelten lassen und annehmen, dass eine Verletznnsj bei 
einer solchen Thätigkeit als eine Verletzung bei dem Betriebe einer Eisen- 
bahn im Sinne des § 1 des nattj)tlichti;e.setzes ant^esehen werden könne, 
so muss doch diese Thätigkeit überhaupt in eine B»>ziehüng zu dem 
Eisenbahnbetriebe stehen und die Verletzung bei demselben, wenn aneh 
nur durch Vermittelung psyclnsdier Vorgänge als durch die besonderen 
Gefahren des Eisenbahnbetriebes verursacht erscheiuen, z. B. dadurch, dass 

Eger, Elsenbabnrecbtlicbc Eutscbeidungcn. III. 7 
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die verotfindige Voretellaiig des Geboteoseios besonderer JSile bei Erledi-, 
gnng der betreifenden Thätigkeit die AnweDdnng der gewOhnlicben Bedacht- 
samkeit ansgeschloBsen hat 

dr. ErkenntniM d« Reiefaigvrichts vom 10. Juli 1880 (Bntsdi. Bd. 2 S. 87). 

Im Torli^enden Falle sind jedoch besoDdere UmstSnde, wodurch der 
Eisenbahnbetrieb die Bedieniing einer Zugbarriöre auch nnr mittelbar 
besonders gefährlich gemacht habe, vom Kläger nicht behanptet. 
ElSger hatte reglementamässig spätestens drei Minuten vor der ihm be- 
kannten JOnrcbfahrt des Zages durch die Barri^ dieselbe za schliessen 
und daher genügend Zelt, bei Bedienung der Zngvorrichtnng alle Auf- 
merksamkeit hierauf zn richten und seine Thätigkeit in aller Ruhe zu 
beginnen und zu vollenden. Ist nun hierbei der Draht gerissen, und der 
Kläger verletzt worden, so kann nicht angenommen werden, dass diese 
Verletzung auch nur mittelbar in ursächlichem Zusammenhange mit der 
dem Eisenbahnbetriebe eigenthämlichen Geflüirlichkeit stehe. 

Denn eine Beschädigung, welche an und far sich auch bei jeder an- 
deren Gelegenheit entstehen kann, genügt zur Anwendung des Gesetzes 
nicht. Eine Zugbarri^re ist aber eine Einrichtung, welche auch in anderen 
Lebensverhältnissen, z. B. im Chausseeverkehr, vorkonmit, und regehnässig 
bei ihrer Bedienung bei den Eisenbahnen nicht gefährlicher Ist, als dort 

Dieser AulTassung steht auch das vom Kläger producarte Erkenntoiss 
des Reicfasgerichts vom 2. Februar lS8d nicht entgegen. 

Der daselbst ausgesprochene Rechtsgmndsatz, dass das Schliessen 
einer Barriere zn dem Eisenbalmbetriebe in naher Beziehung stehe, daher 
nach richtiger Auslegung des Gesetzes vom 7. Juni 1871 der Unternehmer 
des Betriebes auch fSr die Unfälle, welche sieh bei jener Thätigkeit etwa 
ereignen, hafte, vorausgesetzt, dass dieselben auch nnr mittelbar mit der 
besonderen, dem Eisenbahnbetriebe eigenthflmlichen Ge^rlichkeit im Zn- 
aammenbange sich befbiden, steht vielmehr durchaus im Einklänge mit 
den oben gemachten AuBffihnmgen, in welchen gerade der mittelbare Zu- 
sammenhang der Verletzung des Klägers mit der eigenthfimllchen GefiUu> 
lichkeit des Eisenbahnbetriebes verneint wird. 

In der von dem Kläger behaupteten, von der Beklagten bestritteueii 
mangelhaften Construction an der Barriere oder dem Reissen des Drahtes 
endlich kann ebenfalls eine dem Eisenbahnbetriebe eigenthümliehe 
Gefährlichkeit nicht gefunden werden. 

Die Berufung war daher zurückzuweisen. 
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Nr. 41. Entscta. des Oesterreich. Obersten Gericbtshofes. 

Vom 28. August 1883. 

[E||Mt«li^ Stinnlang T. fibMibiIi]ir<chtl.EBtic]i. M.F. S.141— 14Sb] 

Heber den Umfang des Begriffes «Jlreigniug Im Yerkehr'. — Auoh ein TJnlUl 
eines Eisenbahnbediensteten im oder bei dem Heizbanse ist unter diesen 

Begriff m snbsnmiien. 

§ 1 des Gesetzes Trom 5. März 1869, Nr. 27 R.G.B1., kann, wie das 
Oberlandeegericht ganz richtig bemerkt, nicht bloss dann zur Anwendung 
kommeo, wenn der DuM während der unmittelbaren Bewegang des Bahn- 
zages herbeigeführt wird, sondern auch daon, wenn er in den mit dem 
Betriebe der Fahrt im nothwendigen Zusammenhange stehenden Anlagen 
und Vorbereitungen durch die Ausserachtlassung der zur Eintanhaltung 
von UnglQckslällen bei Benutzung der Dampfkraft nllthigen Vorkehrungen 
•entstanden ist Nachdem nun das Heizhaus eine solche Anlage ist, welche 
mit dem Eisenbahnbetriebe in einem unmittelbaren Zusammenhange steht; 
nachdem das Hmauasehaffen der eiseroen Winde aus dem Heizhause die 
Bestimmung hatte, um zur Unterstützung der vor dem Heizhause zur Ab- 
:£Bhrt bestimmten Maschine zu dienen; nachdem endlich Joeef G. eben 
Jener Fall, welcher seinen Tod herbeiführte, in dem Heizhause bei dem 
Hinaustragen der eisernen Winde zugestossen ist, so muss auch ange- 
nommen werden, dass diese Ereignung während des Betriebsverkehres der 
Eisenbahn eingetreten ist. Demzufolge erscheint nach § 3 des erwähnten 
<jresetzes' allerdings das Lemberger L. a. H. G., in dessen Sprengel diese 
Ereignung eintrat, als competent. 



Kr. 42. Entsch. des Prenss. Ober- Verwalt. €N»rlelits. 

2. Senat. Vom 13. September 1883. 

(i'reius. Archiv t KUiub. Wesen, im S. G25-629. 1884. S. 43. - £utsclL dc$ über-Vcn»-.Ger. Bd. 10. 

8. 96-61.3 

<}ommnnalbesteuenuig der Eisenbahnen. Auslegung des § 10 Abs. 3 des 

0ese1ses vom 28. März 1882. 

Auf die Klage der Königlichen Eisenbahn-Direction zu Magdebaig 
setzte das Königliche Bezirksverwaltiingsgericht zu Merseburg in dem 
Endurtheile vom 21. Kfirz 1888 den zu 680 M. Teranlagten Kreisabgaben- 
beitrag des Fiscus Ton dem Einkommen aus den im Saalkreise gelegenen 
Stationen des Hagdeburg-Halberst&dter und des Berliu-Potsdam-Magdebur' 
ger Eisenbahn-Unternehmens für das Jahr 1882/88 auf 622 M. 50 Pf. 
herab, weil das Verlangen des Fiscus, dass die Kreisabgabe flir jede Station 
besonders berechnet werde, begrüadet erscheine. Dagegen wurde der 
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weitergidiende Anspruch des Fiseiis, dasB statt der vom Ereisausscbass» 
vorgenommenen Berechnong des steuerpflichtigen Einkommens nach dem 
Dorehscimitte der in den Jahren 1. April 1877/78, 1878/79 und 1879/80 
erzielten ErtrSge eine Berechnung nach dem Durchschnitte der in den be- 
zeichneten drei Jahren stenerpflichtig gewesenen Beträge — also der Bein- 
ertrftge ans den Jahren l. April 1874/77, 1875/78 nnd 1874/79 bezw. 
1. April 1873/76, 1874/77 nnd 1875/78 — zn Gmnd gelegt werde, ala 
nach § 10 Absatz 3 des Gesetzes vom 28. Hfirz 1882, betreffend den 
weiteren Erwerb von Privateisenbahnen dnrch den Staat, nicht gerechtfer- 
tigt, nnter Vemrtheilnng des Elfigers in die Kosten abgewiesen. 

Gegen diese Entscheidong — anf deren Sachdarstellnng nnd Begrfin« 
dung hiermit im Uebrigen Bezug genommen wird — hat der Kläger Be« 
mfnng eingelegt nnd znr Rechtfertignng ansgefBhrt: Die Sntstebnngs- 
geschichte der streitigen Gesetzesvorschrift ergebe, dass man, nm den filr 
die Kreise nnd Gemeinden möglicherweise nngflnstigen Einwirlcnngen in 
der Verwaltung der verstaatlichten Eisenbahnen entgegen zn treten, nach 
einer Korm gesucht habe, welche thnnlichst annähernd die frühere Steuer* 
iähigkeit beziffere. Das fflhre indess nnr zu der sicheren Annahme, dass 
der Gesetzgeber unter dem „steuerpflichtigen Einkommen" nicht das ge- 
wöhnliche, geschäfbsmSssige Reineinkommen, sondern das in jedem der 
drei Jahre vor dem ]. April 1880 wirklich steuerpflichtige und besteuerte 
Einkommen gemeint habe. Zn demselben Ergebniss fflhre aber auch schon 
der Wortlaut des Gesetzes; dieses spreche nur von dem „steuerpflichtigen^, 
nicht von dem gewöhnlichen Reineinkommen; letzteres sei eben in dem 
betreffenden Jahre nicht steuerpflichtig gewesen. — Der Antrag geht dahin: 
dass der Beklagte vemrtheilt werde, die für das Etatsjahr 1882/83 
zu viel erhobene Ereissteuer iip Betrage von 124 M. 50 Pf. zurück 
zu erstatten und die Kosten zn tragen. 
Eine Gegenerklärong ist nicht abgegeben. 
Es war, wie gesdiehen, zu erkennen. 

Der vorstehend erwähnte Absatz 3 im § 10 des Gesetzes vom 
28. März 1882 kutet: 

Sofern nach dem Uebergange in das Eigenthum oder in die 
Verwaltung Pkt Rechnung des Staates eine der in diesem Gesetze 
oder in den Gesetzen vom 20. December 1879 und 14. Febmar 
1880 bezeichneten Eisenbahnen oder Theilstrecken derselben mit 
einer anderen dieser Bahnen oder Theilstrecken derselben oder 
mit Staatsbahnstrecken zn einem Eisenbahndirections-Bezirk ver- 
einigt sind oder noch vereinigt werden und in Folge dessen fflr 
eine Station des nengebildeten Eisenbahndirections-Beztrkes sich 
eine Verminderung des steuerpflichtigen Reinertrages ergeben sollte. 
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80 ist der Bestenenug der Betrag des steuerpflichtigen Beinein- 
kommeDS der betreffenden Stationen nach dem Bnrehacfanltte der 
dem 1. April 1880 Torangegangenen drei Steneijalire zu Grande 
zu legen. 

Diese Fassung gestattet an sieh sowohl die Yom Klftger, wie die Tom 
Beklagten vertretene Anslegong. Wenn der Yorderriehter) um die Anffiis- 
snng des Klägers zn widerlegen, den Ansdruck: „sienerpf lichtig es Rein- 
•einkommen" för nicht gleichbedeutend mit „besteuerbarem Reinem- 
kommen' erklärt xmd unter jenem Einkommen denjenigen Antheil an 
•dem Gesammtertrage des Unternehmens verstanden wissen will, welcher 
naeh einer besonderen, in mehreren Hinisterialerlassen vorgeschriebenen 
Berechnung auf die einzelne Station falle, so lässt sich dem nicht znstim- 
men. Hit den beiden, im Gesetze vorkommenden Ansdrficken: «steuer- 
pflichtiger Reinertrag* und «steuerpflichtiges Reineinkommen* kann fuglich 
nur ein und dasselbe gemeint sein. Um aber den steuerpflichtigen Rein- 
ertrag einer Eisenbahnstation — das Steuerobject — für ein bestimmtes 
Jahr zu finden und darauf hin eine Prdfung in der Richtung, ob eine Ver- 
minderung gegen frfiher stattgefunden habe, anstellen zu kOnnen, muss 
nach den bestehenden Grundsätzen (§ 30 des Gesetzes vom 1. Mai 1851» 
Gesetzsammlung Seite 193) nicht der auf die einzelne Station fallende 
Antheil an dem Gesammtgewinne des Unternehmens aus dem fraglichen 
Steueijahre ermittelt, sondern der Durchschmtt der betreffenden Antheile 
ans den drei Vorjahren berechnet werden. Gilt das auch von dem steuer- 
pflichtigen Reineinkommen, so kann es einen Uoterschied nicht begrflnden, 
ob das Gesetz von emem steuerpflichtigen oder einem besteuerbaren Rein- 
einkommen redet. Hiermit ist indess die Streitfrage nicht entschieden; 
vielmehr hängt der Sinn der gesetzlichen Vorschrift davon ab, worauf die 
"Worte: »der Betrag des steuerpflichtigen Reineinkommens* bezogen werden. 
Bezieht man sie auf die drei dem 1. April 1880 vorangegangenen Steuer- 
Jahre, so ist derjenige Betrag maassgebend, welcher im Durchschnitte 
dieser drei J[ahre das steuerpflichtige Reineinkommen, das Steuerobject, 
gebildet hat, und die Botocbnung muss der Ansicht des Klägers gemäss 
au%emacht werden. Bezieht man sie dairegen auf das jedesmal in Be- 
tracht kommende Steuerjahr, so ist die Veranlagung nach demjenigen Be- 
trage zu bewirken, welcher sich aus dem Durchschnitte dor dem 1. April 
1880 vorangegangenen drei Steuerjahre ergiebt, und die Berechnung richtet 
sich in Ermangelung einer näheren, hierüber im Gesetz gegebenen Norm 
nadi den allgemeinen Regeln, d. h. nach dem § 30 des Gesetzes vom 
1. Mai 18Ö1; in diesem Falle tritt also die vom Beklagten vertheidigte 
Rechnungsweise ein. Wie mm nicht bestritten werden kann, lässt der 
Wortlaut sowohl die eine wie die andere Beziehung zu, auch ist nicht zu 



Digitized by Google 



102 Eniseh. du Preoss. Ob«r-Y«rwilt. Gerichte vom 13. September 1688. 

behaupten, dass sprachiich die eine oder andere nflher Uege. Demnach 
bleibt nur Gbrig, auf andere Momeote, ans denen anf die Absicht des 6e- 
setzgebera geschlossen werden kann, znrfickzngehen. Dabei erweist sich 
eine Erörterang, welche der beiden Heehnungsarten die frfihere Stener* 
fthigkeit an meisten tr^e, als entbehrlich. Nach der klar ausgesproche- 
nen Absicht sollten die betheiligten Kreise und Gemeinden vor Benach- 
theilignngen geschfitzt werden, welche aus Verändernngen in der VerwaU 
tnng leicht hervorgehen konnten and bereits bei verschiedenen Gelegen- 
heiten in sehr erheblichem Maasse eingetreten waren (vergl- Actenstücke 
des Abgeordnetenhauses 1882 Nr. 105 Seite 1169); es sollte demnach 
eine Vermindemng der Einnahmen ffir die Kreise und Gemeinden gegen- 
über den früher bezogenen Steuererträgen abgewehrt werden; hierfür bleibt 
die Steuerföhigkeit des betreffenden Eisenbahnnnterachmens, welche übrigens 
ebenso gut ans der einen, wie aas der anderen Berechnung entnommen 
werden könnte, ohne alle Bedeutung. Dagegen muss es als ein s( Iiwor- 
wiegender Umstand angesehen werden, dass eine Berechnung, wie sie der 
Kläger fordert, oder auch nur etwas dem Aehnliches in der preussiscben 
Steneigesetzgebung nirgends weiter vorkommt und sieh daher als eine ent- 
schiedene Anomalie darstellt. Die Ermittelung des steuerpflichtigen Ein- 
kommens aus dem Dui( h>cbnitte der in den Vorjahren erzielten Bein- 
erträgo, wie sie nach der entgegengesetzten Ansicht vorzunehmen ist, ent- 
spricht so sehr den gewöhnlichen, für die Steuereinschätzung zur Anwen- 
dung kommenden Grundsätzen, dass von vornherein eine starke Vermuthung 
dafür spricht, der Gesetzgeber habe auch hier bei derselben stehen bleiben 
wollen. Jedenfalls würde es, wenn eine davon abweichende, noch daza 
einigeimaassen verwickelte Kechnungsweise nach dem Durchsclmitte der in 
den Vorjahren steuerpHichtig gewesenen Beträge hätte vorgeschrieben wer- 
den sollen, kaum erklärlich sein, dass in (I<mi Verhaudlnngen der gesetz- 
gebenden Factoren sich keine Andeutung der Absicht, ein derartiges Prin- 
cip neu einzuführen, geschweige denn eine Motivirong dafür findet. In 
der Commission des Abgeordnetenhauses ist nach dem schi:iftUch erstat- 
teten Bericht (vergleiche das vorhin erwähnte Actenstück) über den Weg, 
welchen man einzuschlagen habe, eingehend berathen; es gelangt aber 
nicht bloss nicht zum Ausdrucke, dass die regelmässige Art der Berech- 
nung habe verlassen werden sollen, sondern die Aeusserung in dem Be- 
richte, welche zur Erläuterung der schliesslich von der Commission an- 
genommenen und demnächst in das Gesetz übergegangenen Fassung dient, 
kann im Gegcntheil nur dahin aufgefasst werden, dass man das übliche 
Verfahren hat beibehalten und bloss an die Stelle der dem jedesinaligen 
Steuerjahre vorangehenden die dem 1. April 1880 vorangehenden d;rei 
Steneijahre hat setzen wollen. £s heisst an der betreffenden Stelle :y 

i 
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Ffir den Fall einer Aenderang der Verwaltungsbezirke der 
verstaatlichten Eisenbahnen trifft Alinea 3 dahin Anordnung, dass, 
wenn die fOr die einzelnen Stationen festgestellten Antheüe an 
dem jReineitrage des nenen Bezirks in einem Jahre geringer sein 
sollten, als diejenigen des Durchschnitts der dem 1. April 1880 
vorangegangenen drei Steueijahre, die letzteren der Besteuerung 
zn Grande zn legen sind. 
ICag man hierin auch insofern eine präcise Ausdrucksweise vermissen, 
als die in dem Vordersätze gebrauchten Worte: »Antheüe an dem Rein- 
gewinne in einem Jahre** nicht bestimmt erkennen lassen, dass 

es sich hieri)ei nur um den Durchschnitt aus den drei vorangehenden 
Jahren handelt^ so kann doch unter dem im Nachsatze erwähnten „Durch- 
schnitte der dem 1. April 1880 vorangegangenen drei Steueijahre^ nach 
dem ganzen Znsammenhange ein Durchschnitt aus dem in den fraglichen 
drei Jahren steuerpflichtig gewesenen Einkonmien, dem Steuerobjecte dieser 
drei Jahre, nicht verstanden werden. Der Anffiissung der Commission 
mnss aber um so mehr eine ansschlaggebende Bedeutnng beigelegt werden, 
als die Bestimmung überhaupt von ihr ausgegangen ist und in den spä- 
teren Berathvngen der beiden Häuser des Landtages ohne Widerspruch 
Billigung gefonden hat. 



Vr* 43. Beschlus8 des liannuergerichts zu Berlin. 
Vom 17. September 1883. 

[Jalww a. K&u»7el. lahrb. d. Entsch. d. Kainnicrgor. Bd. 4. S. 159-161.] 

Abschreibung enteigneter Eisenbahnparzellen ohne Uebertragung auf ein 
HTi (leres Blatt. — Haben Personen, deren Grundbesitz nach § 2 G.B. 0. im 
Grundbuch nicht verzeichnet zn werden braucht, Parcellen eines im Grund- 
buchs eingetragenen Grundstücks im Wege der Enteignung erworben, so 
l{:önnen und müssen dieselben auf ihr Verlangen von dem Blatte des 
Stamingrnndstueks ohne Uebertraging auf ein anderes Blatt abgeschiieben 

werden. 

Die Bergisch-Märkische Eisenbahn hatte im Jahre 1860 im Enteig- 
nongswege eine Parcelie erworben. Im Jahre 1883 beautraRto da.s Kgl. 
Eisenbahn-Betriebsamt zn £.> dieselbe von dem Blatte des Stammgrnnd- 
Btficks ab-, jedoch nur einen näher bestimmten Theil anf ein neues Blatt 
zu beantragen. Die Vorinstanzeu beanstandeten den Antrag, weil Ab- 
sehreibongen ohne gleichzeitige Uebertragnng der abgeschriebenen Grund- 
stücke anf andere Folien nach § 59 6.B.O. und der Darlegungen der 
Commentare von Turnan und Bahlmann nur in Fällen der Auflassung 
statthaft seien. 
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Die weitere Beschwerde des Eisenbahn-Betnebsamts ist für begfründet 
erachtet. 

Aus den (i rü ii den: 

Die von der weiteren Beschwerde beiiauptete Verietzun^^ der §§ 49, 
143 G.B.O. ist nicht anzuerkennen, da Eii;euthumscr\verb nach Maass^abe 
der 1860 i^elti'udün Gesetze von den Vorinstanzen nicht in Alirede gestellt 
und nnr streitig ist, in welclier Weise diesem Erwerb im Grundbuche 
Ausdruck zu geben ist, wofür nach Aufhebunti; der älteren Gesetze durch 
§ 143 nur die Restimmnngen der (irundbuchordnung in Frage kommen 
können. Dagegen ist der weiteren Beschwerde darin beizupAichteo, dass 
die letzteren die getrotVene Entscheidnnir nicht rechtfertigen. 

Die die Eintragung des Eigenihümers regelnden §§ 48 ff. G.B.O. 
entludten nicht erschöpfende Bestimmungen betreffs der Falle des § 5 des 
Grunderwerbsgeset/es vom 5. Mai 1872, l)eriicköichtigen nur einzelne 
dahin gehörige Fälle in den §§ 50 — 53 und schweigen über den hier 
vorliegenden Fall der Enteignung: ins Einzelne gehende Vnr>chritten linden 
sieh nur für den Fall der Auflassung. Nur diesen betrifft auch § 59 
daselbst; derselbe hat den Zweck, die Bestimmungen der Alteren (lesetz- 
gebung aufrecht zu erhalten, wonach in bestimmten Fällen bei Abschrei- 
bung in das Grundbuch aufgenomuiener (Iriindstücke von der Zuschreibung 
derselben an den Erwerber abgefseheu wurden konnte. Gegenüber den 
Vorschrilten der §§ 1 und 2 des citirten Gesetzes, wonach in Fällen frei- 
williger Veränsserung Eigoj^thnm nur durch Auflassung und Eintragung 
erworben werden kann, nuidite jene Absicht die Aufnahme einer Aus- 
uahDiebestimmung eiiorderlich. wonach die Abschreibung zum F^igen- 
thumserwerb genügte: dieselbe betrilTt also letzteien, das materielle Recht, 
ergänzt die §§ 1, 2 cit. und hätte daher bei diesen ihre Stelle linden 
sollen. Im Uebrigen stellt sie nur ausser Zweifel, dass mau auf die Auf- 
rechterhaltnng des älteren Rechts soviel Gewicht legte, dass man die für 
die Auflassung angenomnieuen Grundsätze nach Maassgabe des letzteren 
modilicirte. »Schon hieraus ergiebt sich, dass für den vorliegenden Fall 
der Enteignung aus der Specialbestimmuug des § 59 unmittelbar nichts 
zu Gunsten des Ix anstandeten Antrages, ebenso aber, dass daraus auch 
nichts gegen denselben zu folgern ist, weil analoge Anwendung auf grund- 
sätzlich geschiedene Fälle nie un der Stelle ist. 

In den Fällen des § 5 cit, vollzieht sich der Eigcnthumsubergaug 
kraft des Gesetzes ohne F^intragung und ohne Rücksicht auf die Lace 
des Grundbuchs: in Fällen der Enteignung sah das ältere Recht sogar 
vielfach von einer nachträglichen Berichtigung des letzteren, von ent- 
sprechenden Ah?.chruibungen vollständig al). Hierbei ist es auch nach 
§ 44 des Euteiguuugsgesetzes vom 11. Juni 1874 verblieben; nur hat 
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§ 33 eine nachträgliche Berichtigung des Grundbnehs angeordnet dnrch 
instnictionelle Vorsehriften, von deren Beobachtung der Eigenthnmsübergang 
nicht abhängig gemacht ist. Hierana ergiebt sich, daas der dnrchgefflhrten 
Enteignung gleiche Pnblicitat beigemessen wird, wie dem Grundbuche, 
dasB das enteignete Grundstfick dem regelmässigen Grandbuchveikehr mit 
der Durchföhmng entzogen ist, gleichviel, ob und wie eine entsprechende 
Berichtigung des Grundbuchs erfolgt Die Abschreibung, welche nach 
§ 8S herbeigeführt werden soll, hat nur die Natur einer solchen, sie ver- 
mittelt nicht den Eigenthumserwerb, der nur nach § 5 cit. und § 44 dt. 
zn beurtheileu: die Darstellnng des Eigenthums des Erwerbers wird aber 
nach den Grundsätzen der Grundbucbordoung nach den Antrügen des 
letzteren erfolgen müssen. 

In § 2 G.B. 0. sind die Bestimmungen des älteren Rechts beibehalten, 
welche mit Bflcksicht auf die Person des Eigenthflmers die Anlegung von 
Folien in einzeben Fällen lediglich von dessen Antrag abhängig machten. 
Um diesen Bestimmungen fernere Anwendung selbst in Fällen freiwilliger 
Yeräusserung zn sichern, ist § 59 G.B.O. gegeben: hieraus ist nicht zu 
folgern, dass in Fällen des § 5 dt. und namentlich fär den Fall der Ent- 
eignung die gleidie Methode der Darstellnng bei dem Grundbuche ausge- 
schlossen sei. Aus den §§ 2 und 30 G.B.O. ist vielmehr zu folgern, 
dass bei der Abschreibung bezfiglich der Anlegung neuer Folien nach dem 
Antrage nach § 2 eximirter Personen verfahren werden kaan und hei 
Mangel besonderer Bedenlcen zu verfahren ist. 



Nr. 44. EntMh. des Bentsciien Beichsgeriehts. 

5. Givil-Senat Vom 19. September 1883. 

IPreitai. ArehlT L EiB«i1».WeaeD. 1688. S. e»-^. — Zdtadir. t Pnius.Redit. Bd. 4. S.224. — 

Prcn«. ,Tn't.Min.nL im. S. 44.] 

§ 8 Prenss. Enteignungsgesetz vom 11. Juni 1874. Grundsätze für die Er- 
mittelang und Bemessong der üntsohädigimg im flntelgnungsverfaliren. 

Von den gegen das Bemfnngsnrtel erhobenen drei AngrUFen sind zwei 
unbegrfindet. 

1. Der Sachverständige hat befanden, dass die dem Bevisionsklägcr 
darch die Durehsehneidung und die Wegekassirung zugefügten Schäden 
sich verringern lassen durch eine der neuen Sachlage entsprechende zweck- 
mässige Feldereinthdlung und Frnchtfolge, sowie dnrch eine geringfügige 
Corrigirung des Weges bei der Hofstelle nnd an der Unterführung. Und 
das Gutachten hat — unter Billigung des Bemfungsricliters — die hierfür 
nethwendigen unbedeutenden Aufwendungen dem Revisionskläger gut- 
gebncht Dies ist völlig correct. Denn, nm den durch die Enteignung 
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und die Zerschneidiuig des klägerischen Plans entstandenen Schaden rich- 
tig za bemessen, mass zwar einerseits der Vortheil and der £rtrag des 
früher znsammenb&ogenden Planes geschützt, andererseits aber davon aus- 
gegangen werden, dass der Revisionskläger iinch Art eines verständigen 
Landwirths die Eintbeiluig und Fruehtfolge, überhaupt die Bewirthschaftong 
der nunmehr getrennten Theile der neuen Sadilage anpassen, die jetzt 
hervortretenden Uebelstünde in der Ab- nnd Zufahrt beseitigen, nicht aber 
nnwirthlich und \villkürlic!i zur Abwendung des Schadens nichts unter- 
nehmen, vielmehr in der alten, niclit mehr passenden Weise verharren 
werde. Seinem berechtigten Ansprüche wird genägt, wenn ihm neben dem 
Ersatz der unwiederbringlichen Einbusse der Betrag gewährt wird, welcher 
zur möglichst vortheilhaften Ausnutzung der verbliebenen Theile erforder- 
lich ist. Daraus folgt aber keineswegs, dass, wie der Hevisionskläger 
unterstellt, er solchei^estait zum facere, nämlich zur verständigen Aende- 
rung und Correctur, gezwungen würde: es steht bei ihm, ob er letztere 
vornehmen oder ob er unter Gonservirung der Unzutr&glichkeiten die ge- 
währte Entschädliiiing anderweit verwenden will. 

2. Den in der Berufungsinstanz erhobenen Anspruch auf 200 M. für 
Entwerthung durch Abtrocknong der am Bahndamm liegenden Acicertläche 
hat der Berufungsrichter ans zwei Gründen zurückgewiesen, — zunächst, 
weil die Austrocknnng nicht im nnmittelbaren Zusammenhange mit der 
Enteignung selbst stehe, sich vielmehr als eine Folge der Benutzungssrt 
der enteigneten fläche, insbesondere der Ziehung von Grüben längs des 
Bahnkörpers darstelle — sodann, weil dem Anspruch die nothwendige 
thatsiichliche Begründung fehle. Zwar das erste Argument kann nicht ge- 
billigt werden. Ist die Austrocknung Folge der Bahnanlaiice, zwecks welcher 
die Enteignung und die Zerschneidung des klägerischen Planes geschehen 
ist, so muss die Beklagte als Expropriantin diesen Schaden ersetzen. 
Das Berufungsurtel stützt sich zwar auf die in dem Erkenntniss des 
Reichsgerichts vom 26. Mai 1880 (Band II S. 234 ff.) vertretenen Sätze: 
aber letzteren kommt nicht die absolute Geltung zu, welche das Be- 
rufnn^'srirtf 1 ihnen beilegt (vergl. Entscheidungen des Beichsgerichts Band 5 
Seite 248. Band 7 S. 285). 

Aber darin hat der Benifiuigsrii hter Ki'clit, dass der Revisionsklüger 
es an allen thatsiielilichen Angaben (früherer Zustand, Wasserverhültnisse. 
Lage, Läng<^ uud Breitf des angeblich ausgetrocknetrn Streitens) iiat felilen 
lassen, weh-ht^ feststellen müssten, um einen Sachverstandigen über die 
Thatsache, den (Jruml, Umfang und Schadensbetrag der Austmeknnng 
hören zu können. Ermangelt es aber jedes l)ün(ligen Anhalts zur l ow 
statirung nnd Arbitrirung des angeblich eingetretenen Schadens, so kann 
nicht behauptet werden, dass das Fragerecht (§ 130 Civllprocessordnung) 
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hfttte geübt werden müssen, um den Elfiger zur Erfulliuig seiner Pflicht 
gehöriger SabstaDtiinmg anzuregen (vergl. Eotscheidangen des Reichs- 
gerichts Band 7 Seite 368). 
Anders steht es 

3. um den Angriff wegen der Capitalisirang der j&hrliehen Verlast^ 
betrftge. Der Revisionsklftger hatte gegen die zwanzig&che Capitalisirang, 
also gegen die Zngrondelegnng eines innfprocentigen Zinsfnsses protestirt 
und ^fimdzwanzigfiiche Capitalisirang gefordert, weil in der Gegend von 
Annen der Zinsfnss anf 3Vf bis 4 Procent gesanken und es deshalh nicht 
möglich sei, dort Ackerland zn erwerben, welches sich zn 5 Procent ver- 
zinse. Dem entgegen hat der Berafbngsrichter den Sachverstfindlgen an- 
gewiesen, bei der Gapitalisiroog einen Zinsfnss zn 5 Ptocent za Grande 
zu legen, nnd, das dementsprechend erstattete Gntachten acceptirend, hat 
er ansgesprochen, nicht der Zinsfdss der Gegend sei maassgebend, sondern 
in Ermaagelnng abweichender positiver Bestimmungen die allgemeine Begel 
des § 841 Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 11, wonach der landes. 
fibliche Zinsfuss 5 Procent betrage. 

Dieser Entscheiduiiqsgnmd ist rechtsirrthömlkh. 
Es mi\^ richtig seiu, dass im preussisch-landrechtlicheii Rcchtsgebiet 
für die Fälle, ia denen fÖr Ermittelung eines bestimmten Warthes oder 
Schadens eine Ertragstaxe vorgeschrieben ist, in letzterer jährlich wieder- 
kehrende Ertrags- oder Verlnstbeträge, falls besondere (provinziale oder 
speciale) Vorschriften fehlen, mit dem zwanzig fachen Betrage zn capi- 
talisircn sind, insoweit also die Regel des § 841 Geltung haben mag. Aber 
das Enteignangsgesetz vom 11. .Juni 1874 (Gesetz-Sammlnog Seite 221) hat 
weder die Regierung noch den Richter behufs Bemessung der Entschädi' 
gnng an bestimmte Formen oder Arten von Taxen gewiesen. Es ist nur 
die Anhörung Ton Sachverständigen imd diesen die Begründung ihrer 
Gntachten vorgeschrieben, und wenn die Gutachter, um ihre Aussprüche 
gt hörig zu motiviren, sich in Fällen, wie der vorliegende, meist an die 
übiicbeti und ])e\vahrten Begeln von Ertragstaxen halten, .<<o hat doch das 
Gesetz den Richter keineswegs an die von jenen so gefundenen Resultate 
gebonden, vielmehr im § 40 (vei^l. § 15 Nr. 2 i. f. des Einführungs- 
gesetzes zur deutschen Civilprocessordnung) ausdrücklich bestimmt: „Ver- 
waltungsbehörde und Gerichte haben die Beweisfrage unter Berücksich- 
tigong aller Umstände nach freier Ueberzeugung zu beurtheilen.*^ 

Nicht darauf also kam es an, ob der iandüblicbe Zinsfuss auch für 
Westfalen fünf Procent beträgt und ob eine danach aufgestellte Ertrags- 
taxe an sich correct ist, sondern darauf, ob zwanzigfache Capitalisirung 
oder welche andere AnsetJtung der jährlichen Verluste und Mehrausgaben 
den Umständen des vorliegenden Falles, namentlich unter Beach- 
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taug der behaaptefen Örtlichen Zinslage, dergestalt gerecht wird, dass 
die danach ermittelte Gapitf^umme dem Kläger vollkommene nnd gehörige 
EntschädiguDg gewährt. Diese thatsicfaliche Prfifhng hat der Richter, weil 
er sich irrthümlich durch den § 841 Allgemeinen Landrechts Theil I 
Titel 11 gebunden glanbte, also mit Unrecht nnterlassen. Sie mnss nach- 
geholt nnd demnächst die dem Kläger gebührende Totalentschädignng 
anderweit festgestellt werden. 

Es war also das Bemfnngsnrtel anfznheben nnd die Sache in die 
Bemfnngsinstanz zaräekznverweisen. 



Nr. 45. Entseh. des DeufscJitüi Keiehs!,'ei iclits. 
5. Civil-Seuat. Vom 22. September 1883. 

[Urann n. Blutn, Aunalrri. B.l. S. S. i."'. I3a — Seuffert, Archiv, N'. F. HU. 'J. S. 100.] 

Unter einer „Aenderung" der Verhältnisse im Sinne de;? § 7 des Haftpflicht- 
gesetzes vom 7. Juni 1871 ist auch der zunehmende Mangel an Gelegenheit 
zur Arbeit zu verstehen. Wenn al)er der Berechtigte aus diesem Grunde 
eine Bentenerhöhung beansprucht, so muss er sich jeder seinen Eräftea 
und Verhältnissen angemessenen Arbeit unterziehen. 

Nach § 7 Abs. 2 tb > lliiftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 kann der 
Voilf tzte die Erhöhnng der ihm zuerkannten Rente fordern, wenn die 
Verliültnisse, welche für die Feststellung derselben maassgebend waren, 
wesentlich verändert sind. Ans den eigenen Anführungen des Klägers er- 
giebt sich, das.s die ihm zugesprochene Jahresrente auf 500 Mark beschränkt 
ist, weil er ab^n sehen von der Verstümmelung seiner linken Hand gesund 
nnd voraussichtlich auch künftig soviel zu verdienen im Stande war, dass 
sein Einkommen mit Hülfe jener 500 Mark den Betrag seines bisherigen 
Verdienstes erreichte. Kläger behauptet uuu auch eine Aenderung in An- 
sehung seines Gesundheitszustandes nicht, wohl aber iosofern, als er in- 
zwischen durch Entlassung ans der Arbeit des Beklagten don Lohn für 
dieselbe ein^c büsst und sich um den Erwerb eines gleichen Lohnes in 
anderen ifabriken vergeblich bemüht haben will. 

Die Annahme des Berufungsrichtors, dass hieraus noch keine Verän- 
derung der lorwerbsfähigkeit desselben hervorgehe, würde das gedachte 
Gesetz allerdings verletzen, wenn damit gesagt sein sollte, dass der An- 
spruch auf Erhöhung der Rente durch eine Aenderung der Arbeitsfähig- 
keit des Klägers bedingt sei. Denn als eine wesentliche Veränderung der 
betreffenden Verhältnisse im Sinne desselben kann den Umstünden nsich 
der Eintritt eines Mangels an Gelegenheit, die vorhandene Arbeitsfähig- 
keit zu verwertheu, ebenfalls angesehen werden. Allein nach dem Znsam- 
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menhange seiner AnsfühniDgeii verkennt dies audi der Bemfongsriehter 
nidit. Zutreifend aber erseheint es, wenn er die Anl&hnmgeu des Klägers 
nicht als ausreichend ansieht, um aus denselben den Mangel einer geeig- 
neten Gelegenheit zn Arbeitsverdienst zn folgern. Denn es ist unrichtig, 
wenn der ElBger in der ersten Instanz geltend gemacht hat, dass ihm als 
bisherigem Hetalldreher in einer Fabrik nicht znznmnthen sei, ausserhalb 
einer solchen Arbeit zn suchen, und daher ungenügend, wenn er nur be- 
hauptet, dass er in keiner Fabrik habe Arbeit finden können. Vielmehr 
ist er verpflichtet, sich auch jeder andern, seinen Kräften und Verhält- 
nissen entsprechenden Arbeit zu xmterziehen und den Verdienst, welchen 
er durch solche gewinnen kann, sieh bei der Berechnung der ihm von dem 
Beklagten zu gewährenden Entschädigung anrechnen zu lassen. Da von 
ihm der Hangel an Gelegenheit zu geeignetem sonstigen Arbeitsverdienst 
nicht behauptet, geschweige unter Beweis gestellt ist^ so erscheint die 
Annahme des Bemfungsrichters als gerechtfertigt 



Nr. 46. Entsch. des Deutscheu Reichsgerichts. 

2. Civil-Seiiat. Vona 26. September 1883. 

[Ztg. d. Vereiiu D«ut8cb. EUeub. Vcrw. 1884. S. 417-418.] 

Haftpflicht bei Gonourrens verschiedener Betriebsuntemehiner. 

Die Geleise der Berlin-Hamburger Bahn laufen zwischen Berlin und 
Spandau auf einer längeren Strecke mit dem Geleise der ehemaligen 
Magdeburg-Halberstätter (Berlin-Lehrter) Bahn in demselben Niveau pa- 
rallel neben einander. In der Nacht vom 11./13. Februar IBSl wurde der 
Streckenarbeiter M., welcher, im Dienste der Berlin -Hamburger Bahn 
stehend, die Berlin-Hamburger Strecke an dieser Stelle diensüieh zn 
begehen hatte, auf dem Berlin-Lehrter Geleise durch einen Berlin-Lehrter 
Zug aberfahren und hierdnrch getOdtet. Ueber den Hergang selbst hat 
etwas Näheres nicht ermittelt werden können. 

Die hinterbliebene Wittwe des H. war der Aneicht, dass als ,,6etriebs- 
unternehmer", welcher nach § 1 des HaftpAichtgesetzes die Entschädigung 
zu leisten habe, nicht nur Berlin -Lehrte, sondern auch Berlin -Hamburg 
auznsehen sei. Berlin-Hamburg dagegen erachtete lediglich die Berlin- 
Lehrter Verwaltung, diese aber lediglich die Berlin-Hamburger Verwaltung 
fDr haftpflichtig. 

Auf die Klage der Wittwe hat das Königliche Kammergericht in der 
Benifangsinstanz unterm 26. Januar 1883 dahin erkannt, dass beidt» 
Verwaltongen solidarisch zur Leistung der Entschädigung verpflichtet 'seien, 
^'aeh § 1 des Reichshaftpfiieht-Gesetzes vom 7. Juni 1871, so wird aus- 
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geführt, haftet der Betriebsanternebiaer, weDn beim Betriebe eiaer Eisen- 
bahn ein Mensch getödtet oder körperlich verletzt ivird, ffir den dadurch 
entstaodeim SdiadeD. Die Voranssetzuag der Haftpflicht ist der Umstand, 
dass der Eisenbahnbetrieb die Ursache der Yerletzang ist Eb ist hier- 
fir nicht erforderlich, dass der Eisenbahnbetrieb die nnmittelbare Veran- 
lassung der Verletzung ist; vielniehr genügt es, dass die Ursache, welche 
4en schMichen Erfolg bewirkte, vom Eisenbahnbetriebe ausging, wenn 
«nch der Erfolg ausserhalb des Eisenbahnterrains eintrat. 

Im vorliegenden Falle ist der GetOdtete, wie nicht streitig, durch 
einen Zug der Berlin-Lehrter Bahn fiberfiahren. Der Betrieb dieser Bahn 
ist also die nnmitteibarste Ursache des Todes gewesen. Der Betriebs- 
nntemehmer dieser Bahn ist deshalb haftpflichtig. 

Es ist aber auch anzunehmen, dass der Betrieb der Berlin-Hamburger 
Bahn den Tod des M. herbeigeführt habe. 

Derselbe ^befand sich in der Ausübung seiner' Obliegenheiten als 
Wftrter dieser Bahn auf dem Bahnkörper derselben; und zwar musste er 
nach der Angabe des Bahnmeisters jL. auf der Strecke auf und ab pa- 
trouilliren. Wie die Berlin-Hamburger Verwaltung zugiebt, haben sieh an 
•der Unglficksstelle oder in unmittelbarer Nähe derselben zwei ihrer Züge 
gekreuzt Dieser Umstand hat den H. genöthigt, entweder nach der 
Böschung oder nach dem Lehrter Bahnkörper zu auszuweichen. Er hat 
•das Letztere gethan, und ist dabei von dem Lehrter Zuge getOdtet 
worden. Da der Betrieb der Beriin-Hambuiger Bahn, welchen M. mit 
unterstfitzte, sonach auch die Todesursache desselben war, so ist die 
Berlin-Hamburger Verwaltung als Betriebsunternehmer haftpflichtig. 

Hiernach ist der gleichzeitige Betrieb beider Bahnen in seiner Gefahr 
bringenden Zusammenwirknng als die Ursache des UnglfickfeUes anzusehen. 
Wahrend der Betrieb der Hamburger Bahn die mittelbare Ursache war, 
war der der Lehrter Bahn die unmittelbare. Beide Betriebsuntemehmer 
haften deshalb dem Beschädigten resp. Entschädigungsberechtigten ohne 
Rücksicht darauf, w^elcher von ihnen den Unfall Terschuldet hat, für den 
gesammten zu ersetzenden Schaden solidarisch. Die Frage nach dem 
Verschulden des Einen oder Anderen ist dem Beschädigten gegenflber 
unwesentUch, weil sie blos auf die andere Frage von Einflnss ist, ob etwa 
der eine Unternehmer dem anderen regresspflichtig ist. 

Die gegen dieses Erkenntniss \on beiden Verwaltungen eingelegte 
Revision ist durch Urtheil des Reichsgmchts vom 26. September 1883 
zuräckgewiesen worden. Der Bernfnngsrichter, so wird dort ausgeführt, 
stellt thatsächlich fest, dass der Eisenbahnbetrieb der Berlin-Lehrter Bahn, 
bei welchem der klOgerische Ehemann überfahren wurde, die nnmittelbara, 
derjenige der Berlin-Hamburger Bahn, in deren Dienste er damals tbätig 
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war, die mittelbare Ursache seines Todes gewesen und dass dieser damadi 
durch den gefahrbringenden Znsammenhang des gleiehzeitigen Betriebes 
beider herbeigeffihrt worden ist flierdnreh sind die Yoranssetznogeu der 
Haftpflicht In GemSssheit des Gesetzes Tom 7. Jnni 1871 gegeu jede der 
beiden Verwaltungen gegeben. Insbesondere bezeichnet die Berlin- 
Hamburger Bahn mit Unrecht die gedachte Vorschrift als verletzt, weil 
der Umstand, dass der Vemnglfickte sich bei der fraglichen Gelegenheit 
m ihrem Dienste befand, znr Begrflndnng ihrer Haftpflicht nicht aas- 
reichend sei. Denn anch der erfordeiüche nrsachliche Znsammenhang des 
Eisenbahnbetriebes dieser Verwaltung mit dem Unfälle ist von dem Be- 
mfongsrichter genQgend festgestellt, da dieser sich daraas ergiebt, dass 
nach seinen Ansffihningen das Erenzen zweier Zfige der Berlin-Hambnrger 
Bahn den klSgerischen Ehemann zum Answeidien nOihigte, hierdurch aber 
eben der Unfall unmittelbar heibeigefflhrt wurde. — Ebensowenig ist die 
Rfige der Berlin-Lehrter Verwaltung gerechtfertigt, dass die An- 
nahme ihrer Haftpflicht mit derjenigen der Mitbeklagten unvereinbar sei. 
Vielmehr folgt aus der Feststellung, dass die Ursache des Unfalls in dem 
gleichzeitigen Betriebe, also in dem naehtbeiligen Zusammenwirken 
beider Betriebsverwaltnngen zu finden ist, ffir jede derselben die volle 
gesetzliche Haftpflicht, welche in deren solidarischer Vemrtheilnng ihren 
zutreflHsnden Ausdruck gefunden hat. (Vergl. die Entscheidungen des 
Beichsoberhandelsgerichts Bd. 21 S. 362 ff., Bd. 23 S. 1 ff.) 



Kr. 47. Entseli. des Prenss. Ober-Verwalt Geiiehts. 

2. Senat Vom 1. Oktober 1883. 

Umfang der Competenz der Verwaltungsgerichte gegenüber baupolizeilichen 
Anordnungen in Qemässheit des § 155 des Preuss. Zuständigkeitsgeseties 

vom 26. Juli 1876. 

Die Klägerin beabsichtigte, auf dem östlich von der Brüderetrasse 
belegenen Theile ihres RiilmlKtfcs /u Breslau, und zwar in der Nähe der 
Haben Strasse, zwei Retiraden mit Senkgruben, also ohne Änsehluss an 
die öffentlichen Strassencanälc , zu erbauen, ihr Antrag auf Ertbeilong der 
polizeilichen Bauerlaubniss wurde indess durch die Verfügungen Ho- 
klagten vom 80. November 1881 und 10. Mai 1882 auf Grund der Puli- 
zeiverordnnng vom 20. September 1880 mit dem Anheimgeben zurflckge^ 
wiesen, einen den Vorschriften des Ortsstatuts vom 7. Juli 1876 cntspre- 
'lienden Entwurf zum Bau einer Retiradenaulage mit unterirdischer Ent- 
wüssernag im Anscliliisse an die öffentlichen Strassencanftle Torzulegen, 
dabei wird in der Verfügung vom 10. Mai 1882 die Voraussetzung aus- 
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gesprochen, dass dieser Anscblues sieb ohne Schwierigkeiten an den Ganal 
in der Hnbenstrasse bewerksteUigen lassen werde. 

Die ihrem Eingänge, Inhalte und Sehlnssantrage nadi lediglieh die 
£rtheilnng der so versagten Banerlanbniss bezweckende, auf den $ 155 des 
Zusandigkeitsgesetzea vom 26. Juli 1876 gestützte Klage Ist dnrch das 
Endartheil des Königlichen Bezirksverwattangsgerichtes za Breslau vom 
27. April 1883 znrfLckgewicsen nnd gegen diese Entscheidung nunmehr 
die Berufung eingelegt werden, der indess nach Lage des Falles em Er- 
folg versagt werden musste. 

Die den angegriffenen Yerfugnngen zu Grunde liegende Poiizeiverord- 
nnng vom 20. September 1880 bestimmt: 

§ 1. An den Strassen nnd Plätzen, in welchen offo«t]ichc Canäle für 
die Öchwemmcanalisation sich befinden, ist jeder Eigentluinu r be- 
ziehungsweise Verwalter einos anliegenden bebauten Grundstückes 
verpÜichtet, eine vollständige llausentwässerungsanlage nach des 
Vorschriften der §§ 3 seq. des Ortsstatuts ffir die Durchführung 
der Schwemmcanalisation iu der Stadt Breslau vom 7. JuU und 
28. September 1876 iu seinem Grundstücke anzulegen. 

In denjenigen Grundstücken, in weli-lien diese Anlage vor> 
schriftsniässig erfolgt ist, sind nicht bloss das Kegenwasser, Ilans- 
und Wirthschaltswasser, sondern anch die menschlichen Auswurfs* 
Stoffe, letztere mittelst Wasserclosetü durch das Hausableitungs- 
rohr in den Strassencanal abzuführen. Jede Art der oberirdischen 
Entwfissemng ist verboten, die vorhandenen Senk- oder Abtritt''- 
gmben in diesen Ciniidstücken sind zu beseitigen; die Anlage 
neuer ist nicht gestattet. 
§ 2. In den gegenwärtig bereits bebauten Grundstücken ist die im 
§ 1 gedachte Anlage bis zum 1. November 1881, in allen Neu- 
bauten vor der baupolizeilichen Abnahme zur Ausführnng zu bringen. 
Die Klägerin verneint nun — unter Bestreiten von Seiten des Be- 
klagten — einmal die thatsriehliehen VoraTjs?;f>tzungen dieser Polizeiver- 
ordnung mit der Behauptung, dass der Bahnhof nicht als „bebautes" 
Grundstück anzusehen, auch nicht an solchen Strassen belegen sei, „in 
welchen öffentliche Canälo für die Schwemmcanalisation sich befinden," 
und wendet ausserdem ein, dass nach den bestehenden Gefälle- Verhält- 
nissen ein unterirdischer Anschlnss, wie ihn die darüber er^.in?enen Be- 
stimmungen verlangten, nicht niöi^lieh, jedenfalls aber die verlangte Anlage 
mit so unverhältuissmässigen Kosten verbunden sei, d;is>; das polizeiliche 
AiisiinieTi sich nh eine inigerechtfertiirte Härte darstelle, welcher der Ver- 
waltuiii,^>richlcr l>ci der ihm durch § 155 des Zuständigkeitsgesetzes ein- 
geräumten freieren Stellung eutgegcazutreteu in der Lage sei. 
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AUerdiogs ist der Verwaltnogsrichter gegenfiber der besooderen Arfc 
]>dUzei]icher Verfügungeti, welche dnroih § 155 des Znständigkeitsgesetses 
seiner Controle unterworfen sind, nicht allein znr Prüfung ihrer Gesets- 
nflssigkeit, sondern auch ihrer Nothwendigkeit oder Zweckmfissigkelt be- 
rufen, Voraassetamng dabei ist aber, dass die nacbznprflfende Verfügung 
einem Gebiete angehöre, auf welchem- die Regelung nach Maassgabe des 
coDcreten Fallee dem Ermessen der Banpolixei-BehOrde unterliegt. Brilngt 
dagegen die Behörde lediglieh anf Befolgung eines verbietenden oder ge> 
bietenden Gesetzes, ohne dass dieses selbst die Högticbkeit eröfinet^ unter 
UmstSnden yon seiner Anwendung abzusehen, so beschrftnkt sich die 
Tbätigkeit der Polizeibehörde und ebenmSssig diejenige des Verwaltunga- 
richters auf die Prfifhng, ob der Thatbestand des Gesetzes gegeben ist, 
bejahenden Falles muss dasselbe angewendet werden, auch wenn seine 
Anwendung mit Härten für den Binzeinen verbunden ist — Da die Po- 
lizeiverordnung vom 20. September 1880 ein unbedingtes Gebot, beziehungs- 
weise der Senkgmben ausspricht, so ist für das seitens der ElSgerin ange- 
rufene Ermessen des Terwaltongsrichters kein Ramn. 

Die Parteien streiten sodann in umüsssenden An- und AusfOhrongen 
darüber, ob der Anscfaluss der Retiraden nach Maassgabe des Ortsstatuts 
für Breslau und der dazu ergangenen AusfAhrungsbestimmungen oder auch 
in Abweichung von den letzteren technisch möglich sei, wobei die Klä- 
gerin hervoihebt, dass die Lage der Retiraden sich nicht beliebig bestimmen 
lasse, sondern zufolge des ZweckOs derselben ohne Weiteres gegeben sei. 
— Von einer näheren Erörterung der diesfälligen Behauptungen und Be- 
weismittel war iodess ans rechtlichen Gründen Abstand zu nehmen. 

Gesetzt, es wäre richtig, dass nach Lage der Bauplätze der Ans( hluss 
an die Straseencanäle zwar an sich erforderlich, aber nicht m^glii h wäre, 
so hätte, zumal wenn die Gründe dieser Unmöglichkeit anf Seiten der 
Bauuntemehmerin — d('r Klägerin — liegen, nirht der Anschluss, son- 
dern die AnsfOhrnng des Bauprojectes zu unterbleiben. — Die durch die 
Polizei Verordnung vom 20. September 1880 — im Wesentlichen jedenfalls 
aus ssnitätspolizeiiichen Gründen angeordnete Art der ETifwfissernnp: der 
GnindstScke stellt sich als eine gesetzliche Beschiftnkung des Eigeuthümers 
in der Benutzung seines Grundstückes durch Bebauung dar und steht mit 
zahlfpii lHni anderen polizeilichen Vorschriften dieser Gattung — Grösse 
der üöfe, Möglichkeit der Zufahrt, Abstand oder Aoeinanderbau der 
Hänser — auf einer und derselbe u Stufe. — Ergiebt es sieh, dass ein 
Project nur dann ausgeführt worden kann, wenn von einer unl)edingt vor- 
j^eschricbenen Beschränkung für den einzelnen Fall abgesehen wird, so 
tritt der Wille des Unternehmers in Widerspruch mit dem Gesetze und 
hat er darum keinen Anspruch auf Anerkennung. Das projectirte ünter- 

E(e r. jEÜMnbfttmrBChtltcbe jBntsctMidnngen. HL 8 
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nehmen der Anlegang zweier Betiiaden ohne Anechlnse an die öffent- 
Kohen Canäle ist rechtlich nnansfahrbar, sofern die thats&chlichen Yorane- 
setzongen ffir die ADSchlnsepflicht gegeben sind. 

In letzterer Beziehung bestreitet die ElSgerin mit Unrecht zavOr- 
derst, dass ihr BahnhofsgrundstOck nls »bebantes** zn gelten hsbe — auch 
wenn man dabä mir den Offentliehen Theil desselben als ein besonderes 
Grundstfick ins Auge fasst Entscheidend fftr die Beantwortung dieser 
Frage ist nicht die GrOsse und die Gestalt des GnindstQckes, auch dicht 
äee Umstand, dass dasselbe gewerblichen Zwecken gewidmet ist, senden 
die zugestandene Thatsache, dass der Bahnhof mit einer Reihe von Bau- 
lichkeiten besetzt ist, deren Existenz und Benutzang die Ansanmilang von 
Stoffen mit sich bringt, welche die öffentlichen Caiiüle abzuführen be- 
stimmt sind. — Die ElAgerln selbst behauptet nicht, dass das Grandstuck 
alsein nn bebautes anzusehen sei, ist letzteres aber zq verneinen, so bleibt 
eben nnr übrig, es als ein bebautes zu qualiiiciren — nach dem allge- 
meinen Sprachgebrauche sowohl wie im Sinne der Polizeiverordnung vom 
20. September 1880, welche letztere für eine besondere Begriffsbestim- 
mung des „ Bebautseins " keinen Anhalt bietet. Das bebaote Grundstück 
der Kliigerin liegt aber auch an Strassen, „in welchen öffentliche Canäle 
für die Schwemmcanalisation sich beönden." Fasst man in dieser Bezie- 
hung zunftchst nur die neben einem Theile des Bahnhofes sich hinziehende 
Unbenstrasse ins Auge, in deren Nähe die beiden Retiraden erbant wer- 
dmk soUra, und nach welcher hin der Anschluss der Retiraden sowohl in 
den angegriffenen Verfügungen als auch in den beiderseitigen Schriftsätzen 
in Betracht gezogen wird, so besteht darüber kein Streit, dass die Huben- 
strasse mit einem öffentlichen Ganale versehen ist, welcher thatsächlich 
der Schwemmcanalisation dient, wenn ancli zur Zeit unter Mitbenutzung 
des nach der Brüderstrasse führendeu Privatcanales der Ellägerln. Auch 
fehlt es an jeder Veranlassung, bei Beantwortung der hier allein entschei- 
denden Frage ob gegenwärtig in der Hubenstrasse ein öffentlicher Canal 
für die Schwemmcanalisation sich befindet, etwa bereits die Eventualität 
mit in Ansatz zu bringen, dass die fernere Mitbenutzung jenes Privat- 
canales demnächst thatsä^-ldich oder rechtlich unmöglich und damit zngleicli 
der öffentliche rann! der Hubenstrasse — sofern nicht inzwischen die 
Stadt^emoinde lür einen anderweiten Anschluss an das Canalnetz Sorge 
trägt — /n oinoni tndten worden könnte. Die Hubenstrasse befindet sich 
liieiiiach in derjenigen NCrtassung. welche nach § 1 der Polizei Verordnung: 
vom 20. September 1880 die Anschhissj^fliefit der Ei^ontlu'imor der adja- 
Hrondon bebauten Gründet ürke hon-rnndct iiiul die L'n/ulüssiyl<('it der Bei- 
Itciialtung oder gar der N( u:nili'<:iiiiL; vnii Sciikcrmhen zur Folge liat. — 
Da das Project der Klägerin gleichwohl auf Herstellung dieser auzuläs- 
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«igen Anlage gerichtet ist, miuBte, wie geschehen, demselben die Geneh- 
migimg versagt, und die auf EerbeifBhnuig derselben gerichtete Klage 
zurückgewiesen werden, in diesem Sinne war das angegriffene Urtheil zu 
I>e8t&tigen. 



Nr. 48. Entscb. des OesteiTeieb. Obersteu (ierichtshofes. 

Vom 5. Oktober 1883. 

LEpftailif Suainlailg v. Eiscnbalinrechtl. Entgeh. N. F. S. 145— ISO-J 

DeelAElnuig einer geringeren als der wirkUchen 6ewichtsmenge des Fracht- 
gutes im Frachtbriefe. — Der Versender mnss die Angaben des Fracht* 
hiiefea wider sich als vollen Beweis gelten lassen. — Der Gegenbeweis 

dnreh den Hanpteid ist nnzul&ssig. 

Die Znckerfetbriksfirma A. hatte an die Zncker&brik B. 36 Waggons 
Bflbenscfanitte per Bahn fibersendet nnd in den 36 Frachtbriefen war ein 
Oesammtgewicht von 3956 M.-Ctr. angegeben. Nach Abliefemog an B. 
•erklärte die Firma A., das Gesammtgewicht der versandten Znckerr&be 
lifttte nicht 3956 M.-Ctr., sondern 4935 M.-Ctr. betragen, da behnfs 
f rachtgebQhrerspamng anf den Frachtbriefen die in den einzelnen Wag- 
gons verladenen Qewichtsqnantitäten niedriger angegeben worden, nnd ver- 
langte die verweigerte Zahlung deis Kanfschillings ffir die Diflforenz von 
979 H.-Gtr. im Klagewege. In I. Instanz wurde die Klage unbedingt ab* 
^wiesen. 

Grunde: 

Der Geklagte hat in der That durch Vorlage von 36 Aafgabefracht- 
bri^en, deren Echtheit zu zweifeln sich kein Grund ergiebt, nachgewiesen, 
dass in diesen von der klägerischen Zuckerfabrik ausgestellten Fracht- 
briefen das Gewicht der 36 Waggonladungen Rübenschnitte mit 3956 M.- 
Ctr. declarirt war. Bei dieser Feststellung erscheint die Behauptung der 
Klage, dass die 36 zur Verfrachtung der Uübeuschnittc verwendeten 'Wag- 
gons behnfs Frachterrsparang nicht mit dem aus den einzelnen Frachtbriefen 
ersichtlichen, son'^leiii mit dem höheren, in der Consignation Beilage B ver- 
zeichneten Gewichtsquantum beladen wurden, zur Begründung des Klage- 
anspniches nicht jreeiirnet und muss demnach auch von dem uhfr diese 
Umstände angebotenen Bi weise Umgaii!; genommen werden. l)t'iin die 
Geltendmachung don klägerischen Anspruches setzt dio ordnuugsinässit^e 
L'ebergahc dorieniücu Menge von Vcrkaufsobjecten voraus, deron T5( zalilung 
von der Klägerin gefordert wird 1061 H.(}.B.). Dies«- \v;ir in d lu vor- 
liegenden Falle durch die Vt iladung der in der Klaue aimdiiiirten Ge- 
wiciitsnieugen auf der zu dem Transporte bcstiiiiiulcii l)alni riicksichtlich 
4l€ä behaapteten Mehrgewichten nicht erfolgt. Die Klägerin muääte dea 

8» 



Digitized by Google 



116 



Entaeh. das Oesterrdefa. Obent. OericbtohofM vom 5. Oktober 188$. 



Geklagten auch in die Lage setzen, das znr Beförderang aufgegebene 6e> 
ivichtsquantom von dem FiachtfOlirer in Empfang nelimen zu kennen, be- 
ziehungsweise von demselben für einen Abgang naeh Art. 408 H.6.B. Er- 
satz zu fordeni. Gernftss Art 405 H.G.B, kann der in dem Frachtbriefö 
bezeichnete Empföuger nur die durch den Frachtbrief begründeten Rechte 
gegen den Frachtführer geltend machen, woraus folgte dass der Inhalt des 
Frachtbriefes für den Umfang der dem Empfänger gegen den Frachtfahrer 
erwachsenden RecLte maassgebend ist. Da aber die vorliegenden Fracht- 
briefe über 36 Waggonladungea Rübenscfaoitte bloss die Gewiehtsmeng» 
ausweisen, welche der Geklagte erhalten zu haben angiebt, hatte derselbe 
gegen die frachtfQhrende Bahn nur das Recht znr Empfaognahme des iD 
den Frachtbriefen bezeichneten Schuittquantams erworben und war hier- 
mit auch der Umfang der gegenüber dem Absender bestehenden Verpflich- 
tung gegeben. Bei dem Umstände, eis der (leklagte naeh dem Inhalte 
der Frachtbriefe dafür halten miis^-te, dass die hier ersichtliche Gewichts- 
menge wirklich verladen worden sei, kam er auch nicht in die Lage, das^ 
Gut hiusidiüich der die Gewichtedeclaration übersteigenden Menge nach 
Zulass des Art. 408. H. G.B. gegen den Frachtführer zu beanstenden. So^ 
weit daher die von dem Absender verladene Gewichtsmeuge durch den 
Inhalt des Frachtbriefes nicht gedeckt erscheint, föllt dem Absender eine 
Vemaehh'lssigung der ihm als Verkäufer obliegenden Sorgfalt zur Last, so 
dasB bezüglich dieser Waarenmenge von einer Uebergabe nicht gesprocheD 
werden kann. Die Klägerin hat aber auch im Verlaafe des ganzen Ver. 
fahrens nieht behauptet, dass der Geklagte von dem wahren Gewichte der 
i' w Mligcn Sendung mittelst einer Factura oder auf eine andere Art in 
Keuntniss gesetzt worden wäre, so dass durch die unbeanstandete Ueber- 
nahme der nachfolgenden Frachtsendung seitens der Geklagten eine Be- 
rafung auf die in den Frachtbriefen enthaltene Gewichtsdeclaration ausge- 
schlossen sein würde. Kachdem die Klägerin selbst zugiebt, dass die 
Rübenschnitte vermöge ihrer naturlichen Beschaffenheit einen natürlichen 
Verlust an ihrem ursprünglichen Gewichte während des Transportes er- 
leiden konnten, muss angenommen werden, dass der Geklagte die einzel- 
nen Frachtsendungen im guten Glauben bezüglich der ans den Fracht- 
briefen ersichtlichen Gewichtsmengen in Empfang genommen habe und 
kann demnach die Uebergabe der Rübenschnitte nur als in dieser Menge 
erfolgt angesehen werden. Es geht daher nicht an. aus der behaupteten 
Ueberiadung, welche ohne Zustimmung und ohne Vorwisseu dc^ Geklagten 
gesciiehen sein soll und demselben nat h dem AngefiÜjrt» ii gar nicht zur 
Keuntniss gelangen mus^te, einen Anspruch auf Zaiilung des auf dr.s Mehr- 
gewicht entfallenden Kaufprei^^es niK-hträglieh geltend zu machen und muss 
vielmehr der Geklagte als berechtigt augeseheu werden, die von der KU- 
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^erin selbst in den Aufgabefrachtbriefen angegebene Gewichtsmenge der 
Berechnung des KanfBcbillings zu Grunde za legen. 

Das Ober-Landesgericbt erkannte unter Zulassung des von der Klag- 
«eite angebotenen Beweises dnreh den Hanpteid nach dem Elagebegehren. 

Gründe: 

Ana den allgemeinen Bestfanmungen der g§ t — 12 A.6.0. nnd aas 
zabkeiehen anderen Stellen ist zu entnehmen, dass unsere Geriehtsordnong 
«inen &npt- mid einen Gegenbeweis kennt, den ersten als Inbegriff der 
Ctrfinde für die Wahrheit proeessualiaoher Behauptungen, gleichviel von 
welclier Seite, ob von Seite des Klägers oder der Geklagten selbe 
vorgebracht werden, — den zweiten als Inbegrilf der Grfinde gegen 
<die Wahrhdt prfMiessnalischer Behauptungen. Dieser Gegenbeweia ersdieint 
in der Gerichtsordnung nirgends ausgeschlossen, als höchstens in den 
<§§ 200, 201 und 202, nftmlich beim gerichtlichen Augenacheme nnd bei 
dem Beweise durch KnnstverstAndige; und andererseits kann der Gegen- 
beweis mit allen gesetzlich znlfissigen Beweismitteln, also auch mit dem 
Eide gefDhrt werden, da das Gesetz diesbezfiglich eine Ausnahme nicht 
atatuirt Uebergehend nun auf den Toriiegenden Fall ist hervorzuheben, 
dass der allgemeinen Klagebehauptung, Klägerin habe dem Geklagten 
4935,30 M.-Gtr. Schnittlinge geliefert, die Einwendung entgegengesetzt 
und durch die allegirten Frachtbriefe zu erweisen versucht wird, dass dem 
Geklagten bloss 3956 H.-Ctr. flbersendet wurden, wogegen die Klägerin 
in der Replik eben den Gegenbeweis durch den Haupteid führt, dass trotz 
der von ihr zugestandenen Angaben der Frachtbriefe, deren Originellen 
aie wohl fllr bedenklich, aber nicht für unecht erklärte, und betreffs deren 
sonach der Streit bezfiglich ihrer Beweiskraft zwischen eben diesen Streit- 
theilen nicht weiter relevant erscheint, dem Geklagten dennoch mehr, und 
zwar im Ganzen die in der Klage behauptete Gesammtmenge von Schnitt- 
lingen geliefert worden sei. Wird nun erwogen, dass zugestandenermaassen 
die Räbenschnittlinge von der Klägerin an den Geklagten ,ab Fabrik ab- 
nehmbar* verkauft worden waren, so ist sowohl nach den Bestimmungen 
des Bfirgerlichen Gesetzbuches über den Kaufvertrag, als auch nach Art. 
324, 344 und 345 H.G.B. als feststehend anzusehen, dass von der Zelt 
der Uebergabe an den FrachtfBhrer die Gefahr den Geklagten traf, der- 
selbe nch sonach auf eine Gewichtsverminderung der Schnittlinge durch 
Austropfen und Ausfrieren des Wassers während des Transportes nicht zu 
aeinen Gunsten berufen kann; dass ferner § 207 A.G.O. ansdracklich als 
zulässig erklärt, dass Demjenigen, der im eigenen Namen Process führt, 
auch Aber fremde Handlungen Haupteide aufgetragen werden können; wird 
endlich erwogen, dass sich gerade in diesem spedellen Falle Geklagter 
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durch drei Personen, die ebeu bei dem Verladen der Schnittlinge zugegen 
gewesen, wie durch den Wagmeister und die übrigen Angestellten dor 
Fabrik, über die von ihm widersprochonen zu beschwörenden Tbatsachen 
Wissenschaft verschaffen kann, so ergiebt sich, dass der oben angeführte 
Haupteid nicht als ein eigener, sondern als ein gesetzlich zulässiger und 
entscheidender zuzulassen und demnach das erstinstanzliche Urtheil abzu- 
ändern war. Auf den Eid der Geklagten mnsate nach § 36 des Snmmar- 
patentes deshalb erkannt werden, weU -eine ausdrückliche Zarückscfaiebnng^ 
des Eides bei der Verhandlung der Hauptsache nicht erfolgt war nnd weil 
femer als eine soldie Znrfickschiebnng auch die Aensserong der Geklagten 
in der Gegenschlnssrede nicht an^eüust werden konnte, den Eid fftr den 
Fall anznnehmen, als er anf die erfolgte Üebemahme stilisirt werden 
wfiide, welche Umftndemog nach dem oben Gesagten nicht stattfinden 
konnte, indem ein etwaiges Manco von der Zeit der TTebeigabe an den 
Fraehtfllhrer bis znr Zeit der üebemahme dnrch den Geklagten nur anf 
Gefüir des letzteren erfolgen konnte. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte das erstrichterliche Ürtbeil. 

Gründe: 

W^enn der Geklagte die ihm gelieferten Schnittlinie nach den vuu der 
kl;ii;t'riscbcn Finna erhaltenen Frachtbriefen übernahm und darüber ohne 
neuerliche Ahwfis:nng weiter veilügte, so bat er im Verfrnuen in diu klage- 
rituellen Aulschreibuiigeu gehandelt, was die Fabrik nieht beaHstaudeu kann. 
T.et/.tere hat in den Fraihtlirief das Gewicht der Sendungen selbst auge- 
>i'\7.{ und mus.s diese Urkunden wider sieb als Beweis gelten lassen. 
Wenns^leich der (üei^eubeweis wider den Inhalt von Urkunden durch das 
Gesetz nicht ausgtM'hlossen wird, so ist derselbe mit dem Ilaupteide dann 
nicht zuzulassen, wenn einfach das Widerspiel des in der Urkunde Be- 
stimmten durch den Kid erwiesen werden soll, und wenn für den irrigen 
Inludt der Urkunde bestimmte Erklärungsgründe nicht angegeben werden 
können. Dies vermag die klagende Fabrik nicht und kann daher nicht 
begehren, dass der Geklagte beschwüre, er habe an (iewieht nicht mehr 
erhalten, als die Klägerin nach ihren eigenen Frachtbriefen geschickt habe. 
Die Abweisung der Klage ist daher aus diesen uud den erstrichterliclien 
Gründen gerechtfertigt. 



Kr. 49, Sntseh. des Deutsehen lleiehQgerielitB« 
1. Civil-Senat Vom 11. Oktober 1888. 

CBntaeb. d. Bslebagsr. In GIvllndMiL Bd. la 8. 188-1«.] 

Verlieren nach gemeinem dentsehem Staatneehte die ohne EHndiguigs- 
Torbehalt angestellten Staate- und Gemeindediener den Anspnidh anf da» 
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amen bei der AnsteUmig EogesiolieTU Dteüsteinkoiiuiien dnrolL eine Tom 
nieiistherni im DiselpUnanrege TeifBgte Entlaesimg ans dem Dienste? 

Gegen den vom Beklagten 1873 ohne Kündigungsvorbehalt auf Lebens- 
zeit als Secretair der Stadt G. angestellten und im August 1881 vom 
Dienste suspendirten Kläger ist auf Antrag des Beklagten im September 
1881 dorch einen vom Ministerium des Innern bestellten Commissarias 
eine Untersnchnng iwegen seines Gesehäflsbetriebes gef&hrt. Das ]|!ni- 
sterinm hat hierauf dem Beklagten bei Mittheilung der Ergebnisse der 
Untersachnng imter dem 18. Mftrz 1883 eröffnet, dass dem Kläger, wenn 
auch IcrimineUe Begaogenschaften wider denselben nicht erairt worden, 
doeh wegen der bewiesenen groben Naehlfissigkeiten, Versfinmnisse, Un- 
gehörigkeiten und Ordnungswidrigkeiten die Verrichtong der Stadt- 
seeretariatsgescbftfte nicht wieder zu gestatten sei; zugleich ist dem Be- 
klagten aufgegeben, den KUger zu AmtsgeschSften nicht weiter zu ver- 
wenden. Beklagter hat dem Kläger hierauf bei Mittheilmig dieses Rescripts 
nnter dem 31. M&rz 1882 eröffnet, dass er ihn zn amtUchen Fonctionen 
nicht weiter verwenden IcOnne, demnach anch nicht in der Lage sei, ihm 
feiner sein Grehalt auszuzahlen. Kläger hat hierauf noch vor Fälligkeit 
der nächsten Qnartalsrate seines Gehaltes vor dem Landgerichte zu 
Schwerin gegen Beklagten Klage auf Feststellnng seines Anspruches auf 
Fortbezng des ihm zugesicherten Gehaltes erhoben. 

Nachdem die Sache in der Berufungsinstanz anhängig geworden war, 
hat der beklagte Magistrat noch ein fOrmüches, vom 28. August 1882 da- 
tirtes, im November 1882 zugestelltes Urtheil gegen den Kläger erlassen 
und auf Gmnd beigegebener, um&nglicher Entscheidungsgrflnde, in wel- 
chen alle ermittelten Dienstwidrigkeiten besprochen werden, wieder den- 
selben in Disctplinarantersnchungssachen erkannt, dass er seiner Stellung 
als Stadtsecretair der Stadt G. enthoben und in die Kosten der Unter- 
suchung verurtheilt werde. Durch Urtheil des Oberlandesgerichtes ist dem 
Klageantrage im wesentlichen entsprochen und die gegen dieses Urtheil 
vom Beklagten eingelegte Revision ist zurückgewiesen aus folgenden 

Gründen: 

. . .„In der Sache selbst ist die Revision wesentlich diiraut' gestützt, 
dass der Hiciiter bei seiner Entscheidung: über die veriiiögensjrechtlichen 
Ansprüche aus der Antjtelliing Seehunden sei an den für ihn präjudiciellon 
Ausspruch der Verwaltungsbehörde über die Ünwürdigkeit des Beamten, 
wie denn auch die mecklenburgische Praxis in dem analogen Falle der 
eingetretenen DienstunfÄhigkeit die Vorentscheidung der Verwaltungs- 
behörde als maassgebend ansehe. Beklagter habe schlimmsten Falles zur 
Gewährung eines nach billigem Ermesseu zu gewährenden Kuhegehaltes 
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Ternrtheilt werden dürfen. Gegen die Würdigung der einzelnen Dienstr 
vergehen des Klägers ist geltend gemacht, dass sie den Grondsatz ver- 
kenne, welcher dem Staate ^egen seine Beamten den Ansprach aof die 
strengste Erfüllung der Dienstleistangen gewähre. 

. . . Auch die inaterielleu Rügen können nicht ffir begründet angesehen 
werden. Es ist unrichtig, diejenigen Grundsätze, welche sich über die 
Entlassung eines Beamten wegen eingetretener Dienstnnfähigixeit ausge- 
bildet habfn, auf die Entlassung wegen Dienstvergehen anzuwenden. Die 
Frage, ob die Erwägungen, aus welchen die Entlassung wegen Dienst- 
imfähigkeit für eine Administrativsaebe craohtet wird, wenigstens zum 
Theile auch für die Entlassung wegen Dienstvergehen zutreffen, ist müssig, 
weil sich für letztere im gemeinen deutscheu Staatsrechte eigene Grund- 
sätze festgestellt haben. Nacii diesen untersteht zwar der Beamte wegeu 
Dienstwidrigkeiten der Disziplinargewalt seines Constituenten. Letztere 
reicht aber nieht so weit, dass der Constituent nach seinem dienstherr- 
lichen Ermessen dem Beamten auch die aus der x\nstellung erworbenen 
Vermögensrechte durch Eutfernuug aus dem Amte entziehen könnte. Es 
ist vielmehr ein feststehender (Irandsatz des uenieinen deutschen Staats- 
rechtes, dass Staatsbeamte diese Hrclite wegeu Dienstvergehen nur durch 
gerichtliches Urtheii <'?!tzogen winiien köinien, soweit nicht partikularredit- 
lieli abvveielieudc Vorschriften bestehen. Die Anwendung desselben auf 
Geuuindediener, welche als Beamte anzusehen sind, ist ausser Frage. 
Jeuer Grundsatz ist auch bisher in klcnburg stets als zu Reclit be- 
stehend aneikannt worden. Der auf Lebeuszeit angestellte Beamte hat, 
vuu dem im ungetochtenen ürtheile erwähnten und besonders geordneten 
Falle der Entlassung ungetreuer öffentlicher Casseubeamten abgesehen, für 
die durch die Anstellung erworbenen Vermögensrechte stets Rechtsschutz 
gefunden; es ist immer anerkannt, dass ihm diese Kechte wegen Dienst- 
vergehen nicht vom Dienstberrn durch Entfernung aus dem Amte entzogen 
werden können. Richter über den Anspruch des aus dem Aiiife vom 
Dieustherru entfernten Beamten auf Fortbezug seiner Dienstmolumente ist 
der Civilrichter. Er hat im Civilprocesse zu entscheiden, ob der Con- 
stituent in dem Verhalten des Angestellten einen ausreichenden Grund zur 
einseitigeu Aufhebung des Dieustverhilitnisses hat finden dürfen. Wie der 
Augestellte auf Feststellung der Fortdauer seiner vermögensrechtlichen 
Ansprüche bezw. auf Erfüllung zu klagen berechtigt ist, so kauu der 
Constituent. wenn der Eutlassene den Anspruch auf Fortbezug seiner 
Dieustniülumente erhebt, die negulivu Feststellungsklage in der Richtung 
erheben, dass dem Eutlasseueu ein weiterer Gehaltsauspruch nicht zustehe. 
In beiden i allen entscheidet der Richter, ob der Constituent zur einseitigen 
Auflösung des Dienstverhältnisses berechtigt war. Mit vollem Rechte hat 
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dflJier der Berafongsricliter seiner EntBcheidang die Frage untersteUt, ob 
Elfiger darcli eein Yerbaltea dem Beklagten eine ausreichende Venmlassmig 
zur einseitigen LOsnng des DienstvertiftltnisBes gegeben habe. In den Er- 
wfignngeii aber, aas welchen er zu. dem Schlnsse gelangt, dass die Dienst- 
Widrigkeiten des ElSgers zwar erheblich, jedoch nicht so schwerwiegend 
sind, dass sie die Entlassung rechtfertigen konnten, ist ein Rechtsirrtiinm 
nicht ersichtlich. Es ist keine Thatsache ermittelt^ welche das Verbleiben 
des Klägers im Dienste nach der Natnr des von ihm verwalteten Amtes 
allgem«nen Gnmds&tzen gemäss als schlechtweg nnznlftssig erscheinen 
lassen mfisste. Es handelt sich nm eine Anzahl von ünregelmftssigkeiteti 
und Nachlfissigkeiten, sowie nm mehrfache AnsseFachtlassung der gebotenen 
Form gegen die voxgesetzte fiehftrde. Diese Verfehlnngen fallen wesentlich 
in die letzten Jahre, die Hehrzahl der Omissionen sogar in die der 
schweren Erkrankung des Elftgers zaDfichst voranfgegangenen Monate. 
Andererseits ist die Fohrang des Klägers bis zum Jahre 18S0 eine solche 
gewesen, dass Beklagter selbst ihm noch unter dem 12. Juni 1880 das 
Zengniss hat aasstellen können, dass er allen an einen Stadtseeretalr zu 
steUeoden Anfordnungen zu entsprechen im Stande sei, auch im Stadt- 
buche »and Guratelbetriebe eine ganz vorzflgliehe Geschäftskenntniss ge- 
zeigt habe*'. In einem Zeugnisse des Beklagten vom 24. Augnst 1878 
ist ausgesprochen, dass Klüger in seiner damaligen d^ojährigen TJbätigkeit 
als Stadtsecretair aUen Erwartungen vOlUg entsprochen habe. Ganz zu- 
treffend hat der Beruf ungsrichter der früheren Führung des Klägers clneu 
wesentlichen Einfluss auf die Entscheidung der Frage beigemessen, ob die 
jetzigen Pflichtwidrigkeiten die Entlassung rechtfertigen. Denn Verfeh- 
lungen, wie sie jetzt zur Frage stehen, gewinnen ihre Bedeutung erst im 
Zusammenhange mit der ganzen Ffihrang des Beamten und eine mildere 
Beurtheilung ist gerechtfertigt, wenn sich der Beamte frflher wesentlich 
vorwurfsfrei gefuhrt hat 

Die Ausführungen des Bemfungsrichters können daher nur für zu- 
treffend erachtet werden.** 



Nr. 50. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 20. Oktober 1883. 

[Braun a. Blum A m. . In Hd. 8. S. SO?, .'.m. '/tg;. <l. Vev l '^iit-; - ^ Elsenb.Verw. \m. S. 110.1 

Die Connivenz der Vorgesetzten gegenüber einer Verbotsvorschrift srhliesst 
den Einwand des eigenen Verschuldens gemäss § 1 des Haftpflicktgesetzes 

vom 7. Juni 1871 aus. 
Die Abweisung der Klage durch das Berufungsgericht beruht auf der 
Festsiellang, dass der Unfall, durch welchen der Tod des Vaters and £he- 
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maones der Kläger herbdgefOhrt ist, durch eigenes Verschulden des Oe- 
tddteten verursacht ist. 

,Diese von den RevisionskUgern mit Recht angefochtene Feststellung 
ist nicht eine rein tbatsftchliehe, sondern heruht auf einer Verietzung des 
§ 1 des Reicfas-Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871. Unstreitig ist der 
GetOdtete bei Uebertretung einer Yeifligung des Stationsvorstehers zu 0. 
über das Nichtbetreten der Geleise verunglückt^ und die Feststellnng, dass 
ihm diese Verfugung bekannt gewesen ist, erscheint unanfechtbar. Das 
Vorbringen, dass das durch jene Verfügung erlassene Verbot des Betretens 
der Geleise durch hSufige Uebertretung unter den Augen der Vorgesetzten 
seine Bedeutung verloren habe, erachtet das Berofongsgericht ffir uner- 
heblich. Dies verstdsst gegen § 1 a. a. 0. Em Verbot verliert durch 
die Zulassung der Uebertretung die Bedeutung und Kraft; dazu kann es 
auch schon ausieiehend sein, wenn von einem Theile der ausfahrenden 
Beamten die Nichtbeachtung nachgesehen oder nur theilweise gerfigt wird 
(vergl. Entsch. des R.O.H.G. Bd. 15 S. 167; Entsch. Bd. 1 S. 48 
und Bd. 4 S. 27}." 



Nr. 5t. Entsch. des Bentschen Beiehsgeriehts* 

5. Civil-Senat. Vom '11. Oktober 1883. 

tiiiaun u. liliuii. Annaleo. Dd. 8. S. 503. ü04. — Ztg. d. Vn!. Deutisch. EisenTj. V. iav. 1884. S. S".'.] 

Der Umstand, dass die Unterhaltsberechtigten eigenes Vermögen besitzen 
oder dasjenige Vermögen geerbt haben, ans welchen sie der Venmgliickte 
bei Lebzeiten alimentirte, schliesst ihre Ansprüche aas § 3 des Haftpflicht- 

gesetzes vom 7. Jimi 1871 nicht aus. 

Der Hüfiier K. ist bpim I^'triebc oiuer iMseiiltahii des Beklagton ge- 
tödtet nnd von den Kliigcni, sciru r Ehetrau uud Kiiuleru, welchen er aus 
seinem Hüfnergntc und I JOOO M. Kapitalvermögen Uiiterlialf gewährt hatte, 
beerbt. Der Berufungsrichter erkennt densolben nacli § ?> Xr. 1 des Reiclis- 
Haftpflicbtgopotzes vom 7. Jum 1871 den vollen Ei-^atz dieses ünterhaltes 
ohne Rücksicht auf das ererbte Vermögen zu, indem er ausführt: der (re- 
todt(!te sei auch ohne die Vnranssetznng ihrer Rfdürftigkeit verpflichtet 
gewesen, j^ie zu unterhalten, es erseheine dnfier ebensowenig von Belang, 
ob sie ihr Vermögen von ihm geerbt haben und ob dieses zu ihrem Unter- 
halt ansreiche. 

„Diese Erwägung verletzt nicht die bezeichnete Vorschrift, nach welcher 
der zum Unterhalt Berechtigte im Falle der Tödtung des Verpflichteten 
insoweit Ersatz fordern kann, als ihm in Folge des Todesfalles der Unter- 
halt entzogen ist Denn die Entziehung desselben liegt schon darin, dass 
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die Gewuhiurii? von Unterhalt seitens dos Getödteten we{?fällt. Wie da- 
her eigenes Vennögeu des Unterhalt imgsbL'icrhtigten den Ersalznnspnich 
desselben überhaupt nicht ausschliesst (Entsch. des R. 0. H.G. Bd. 13 
S. 224), so unerheblich ist es anch, dass er den Verpflichtet pti beerbt und 
dadurch grade das Veniiöi^en erworben hat, welches für diesen die einzige 
Einnahmequelle bildete, ans der von ihm der Unterhalt gewährt wurde. 
Es kann hierauf um so weuigur etwas ankommen, als der Berechtigte 
nicht für den thatsächlioh bezogenen, sondern für denjenigen Unterlialt 
Ersatz zu beanspruchen hat. welcher ihm gesetzlich gewährt werden musste 
(Entsch. des R.O.H.G. Bd. 22 S. 347).« 



Nr. b'i. Eutseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Civil-Senat. Vom 5. November 1883. 

(Knt*ch. <\f'< Reichsger. In Civilsarli. n. I5d. 10. S. 227 -230. - Preuss. Arrhiv f. Fi-^enb. Wesen. 8.483.] 

Erstreckt sich der § 3 Abs. 1 des preuss. Gesetzes vom 21. Juli 1872 
betr. die Discipliuarvergehen nichtrichterlicher Beamten auch auf Frei- 
Bpiechongen durch ein 8tra£riohterliches Urtheil? 

Nachdem gegen den EUger die gerichtliche Untersuchung wegen 
Erpressung eingeleitet worden war, verfÄgte die vorgesetzte Dienst- 
behörde die Saspension desselben unter Einbehaltung seines halben 
Diensteinkommens. EUger wurde durch gerichtliches Urtheil freigesprochen. 
8ofort nach eingetretener Rechtskraft dieser Entscheidung wurde von der 
Dienstbehörde des Klägers die Disciplinanintersachnng gegen ihn erl^et» 
unter Aufrechterhaltung der Suspension. 

Nachdem in diesem Verfsbren anf Dienstentlai^srins: gegen den Kiftger 
erlLannt war, klairte derselbe gegen den Fiscus auf Rückzahlung der ihm 
während der gerichtlichen Unteren* luing vorenthaltenen Gehaltähälfte 
nebst Zinsen seit den Fälligkeitstagen der einzelnen Raten unter Berufong 
auf seine Freisprechung. Durch die Urtheile beider Instanzen ist dem 
Klageantrage entsprechend erkannt worden. Die gegen di»>s<' Entscheidung 
seitens des Beitlagten eingelegte Bevision ist fftr begründet erachtet worden. 

Gründe: 

«Der Bemlnngsriditer erkennt zwar an, dass die wfthrend der straf- 
rechttichen ünterenchnng verhftngte Saspension eine Disctplinarmaass- 
regel gewesen und nicht als ein Theil des gerichtlichen Verfahrens 
zu betraefateo sei. Er nimmt aber an, dass dieselbe ihren Rechts grund 
in der Einleitung dieses Verfiahrens gehabt, mit der rechtskräftigen Frei- 
sprechung des Angeklagten anfgehOrt habe und mit der neuen, (Qr eich 
bestehenden Suspension bei Eröühung des Disciplinarverfabrens in keinem 
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Znaammenhange stehe. Nach § 53 Abs. 1 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 
müsse mithm dem Kiftger der wflbrend der geiiehtliehen üntersacfanng ein- 
behaltese Theil seines Gehaltes TolUtftadig nachgesaMt werden. 

Dieser Ansicht kann nieht beigetreten werden. Die bei Einleitung der 
gefjehüiehen üntersnchnng verbSngte Suspension beruht anf dem § 50 a.a.O. 
Derselbe berechtigt die DisciplinarbehOrde znr Suspension eines Beamten 
nicht nur in FAUen, wo die Einleitung der DisoiplinarunteFsuchnng Ter- 
fugt) sondern auch dann, wenn 

«gegen den Beamten ein gerichtliches Strafverfohren ein- 
geleitet wird«*. 

Daraus fblgt, dass in diesem Falle d\e Suspension iceine richterliehe, 
sondern eine Disciplinannaassregel ist Die Frage, ob die Bestimmnng 
des § 53 Abs. 1- a. a. 0., lautend: 

. «Wird der Beamte freigesproehenf so muss ihm der innebehaU 
toie Theil des Diensteinkommens vollstflndig nachgezahlt werden,'' 
sich auch anf eio strafriebterliches Urtheil erstreckt, ist nach der beson- 
deren Lage des einzelnen Falles zu beartheilen. Nach § 4 a. a. 0. darf 
im Laufe einer gerichtlichen Untersuchung gegen den Angeacholdigten ein 
Discipllnarverfabren wegen der nämlichen Thatsachen nicht ein- 
geleitet werden, und wenn im Laufe eines ÜisciplinarTerfahrens wegen 
der nämlichen Thatsachen eine gerichtliche Untersuchung gegen den 
Angeschuldigten eröffnet wird, so muss das Dlsctplinarverfahren bis zur 
rechtskräftigen Erlediumig des gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden. 
Wenn von dem Strafrichter auf Freisprechung erkannt wird, so findet nach 
§ 5 a. a. 0. wegen derjenigen Thatsachen, welche in der goriclitlichen 
ÜDtersuchunq: zur Erörterung gekommen sind, ein Disciplinarverfahren nur 
noch insofern statt, als diese Thatsachen an sich und ohne ihre Be- 
ziehung zu dem Thatbestande der Uebertretung, des Vergehens oder des 
Verbrechens, die den Gegenstand der Uiitersnchung bildeten, — oin Dienst- 
Tergehen enthalten. — Hieraus folgt in Fällen, wo das strafrichterlicbe 
Verfahren mit einer Freisprechung endigt, und die in demselben erörterten 
TIuitsachiMi im Sinne des § 5 a. a. 0. keinen Anhalt für ein noch einzu- 
leitendes Disciplinarverfahren ergeben, solches auch nicht eingeleitet wird, 
dass auf Grood der strafrichterlichen Freisprechung die vollstftndige 
Nachzahlung der cinbehaltenen Gehaltshftlfte an einen nach § 50 a. a. 0. 
suspendirten Beamten erfolgen muss. Wenn dagegen nach der erfolgten 
richterlichen Freisprechung auf Grand der in dem gerichtlichen Verfahren 
erörterten Thatsachen nach Maassgabe des § 5 a. a. 0. noch eine Disciplinar- 
nntersuchung verhängt wird, — und zwar mit dem Erfolge einer auf Ent- 
lassung aus dem Amte lautenden Verurtheilung, — so hat der entlassene 
und schon während den gerichtlichen Verfahreos suspendirt gewesene Beamte 
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auf Nadnahhuig des ^nbdudieiien TheOes seines BieBBteinkommeiia flber- 
haiipt keinen Anspnieh. Die durch den § 50 a. a. 0. der Disciplinar- 
behOrde elngerftnnite Befugniss, die Suspension nnter Einbehaltung des 
halben DiensAeinkonunenB schon bei der Einleitong des geriehtUohen Straf- 
veicfi^reoa anzuordnen, hat ihren berechtigten Qrond m den Bestimmnngen 
des § 4 a. a. 0., wodareh der Dienstbehörde die Einleitong eines Disdplinar- 
Verfahrens bezüglich ebenderselben Thatsachen flir die Daner der gerieht- 
liehen üntersnehnng unbedingt entzogen ist. Der § 50 a. a. 0. soll ihr 
eine Gewfthr dafAr bieten, dass • der schuldige Angeschuldigte nicht das 
volle Diensteinkommen für eine Zeit bezieht, wShrend welcher die Dienst- 
behörde an der Einleitung des Diseiplinarverfabrens durch das gericfafliche 
Strafvetfiihren behindert war. Haeht in einem solchen Falle die Dienst- 
behörde von dem ihr durch den § 50 a. a. 0. gegebenen Rechte Clebrauch, 
so beruht darin eine antidpirte Suspension für die nach beendigtem gericht- 
lichen Verfahreo bezw. noch zu erOfihende Diseiplinarontersuchong. Die 
alsdann eintretende Aufrechterbaltung der Suspension ist also in der That 
Dur die Fottsetzung der früheren, und allein der endliche Ausgang des' 
Disdplinarvertahreos bietet dann die entscheidenden Momente für die 
Fingen, ob der Angeschuldigte nach § 52 a. a. 0. die ganze einbehaltene 
Gehaltsfamile einbOsst, oder ob sie ihm nach § ^8 a. a. 0. ganz oder theil- 
weise nachbezahlt wird. Die voraofgegaogeue strafricbterliche Freisprechung 
kommt dabei nach keiner Richtung hin in Betracht. 

Hieraus ergiebt sich, dass der Bemfangsrichter durch die Begründung 
seiner Entscheidung die §§ 4, 5, 50, 53 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 
verletzt hat*^ 

Die weiteren Gründe betreffen die specielle Anwendung der erörterten 
Grandsatze auf den vorliegenden FaU. 



>'r. b'i. Klitsch, des Deutschen Ueichsgerich ti«. 

2. Civil-Seuat. Vom 6. November 1883. 

fKntsfli. (Iis Keil lisgcr. iu Civiisachcn. Rtl. 10. S. 64—66.] 

Darf der Richter den Causalzusammenhang zwisclien Verschulden und Unfall 
deshalb als gegeben erachten, weil bei Beobachtung der in Frage stehen- 
den Vorsichtsmaassregel, der Regel nach, der Unfall verhütet worden wäre? 

Am 15. September 1880 war K. im Steinbruche des 8. besch&ftigt, 
unter Beilülfe anderer Arbeiter einen grossen Stein aus seiner r.ago zu 
entfernen Infolge des Umstandes, dass der Stein wegen eines iu dem- 
selben befindlichen Stiches (Sprung) in vertiealer Richtung sich in zwei 
Ilieile spaltete, fiel ein schweres Stflek des Steines auf £. und verursachte 
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dessen Tod. Dessen Wittwe erhob Klage auf £nt8ehfidigujig, welche vom 
ersten Richter abgewiesen, vom zweiten für begründet erklärt wurde. Die 
eingelegte Revision wurde zurückgewiesen ans folgenden 

Gründen: 

Das Oberlaodesgericht stellt zan&chst thatsächlich fest, dass die Ver- 
säurmiTi^j: einer Untersuchung dis Steines ein Verschulden bilde, welches 
der Beklagte, sei es nach Art. 1383, sei es nach Art. 1384 Code civil zu 
vertreten habe und erklärt sodann, eine gehörige Untersuchung des Steinas 
Wörde der Regel nach zur EntdeckunLc des Stiches, welcher den Unfall 
Teranlaeste, geführt und somit den Unfall verhütet haben ^ weshalb der 
Causalznsammenfaang solange anzunehmen sei, bis im Wege des Gegen^ 
beweises ein Ausnahmefall dargethan sei. 

Gegen diese letztere Erklärung richten sich die Angrifte des Revisions- 
klägers, indem geltend gemacht wird, es bekunde sich darin eine Ver* 
kennung der Regeln der Beweishist. 

Diese Rüge erscheint nicht begründet. 

Zunächst ist es unrichtig, wenn behauptet wird, das Oberlandes- 
gencht habe eine die Kläger von der Beweislast entbindende V^errauthuDg 
aufgestellt, ähnlich derjenigen, welche in den §§ 25, 26 preuss. A.L.R. 
I. 6 ausgesprochen i.st, denn dasselbe verkennt keineswegs, dass die Kläger 
den Causalzusammenhang* zwischen Verschulden und Schaden zu enveisen 
hatten, es erachtet jedoch diesen Beweis für erbracht, weil feststehe, dass 
der Regel nach, d. h. nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, ohne das 
in Frage stehende Verschulden der Sehade nicht entstanden sein würde. 

Bei dieser Erwüjnmg bewegt sich das Oberland es p:e rieht auf dem Ge- 
biete thatsächlicher Würdigung. Wenn schon nacli 259 C.P.O. dem 
Richter volle Freiheit gesehen ist, unter Berücksichtigung des gesanmileu 
Inhaltes der Vorliaiidlung und des Krj^ehnisses einer etwaigen Reweis- 
autiialmic /u eiit.-i liriden, ob eine thatsiu hlielie f M'liaiiptung für wahr oder 
für nielit wahr /u i raehten sei, so tritt nach § 260 a. a. 0. die Freiheit 
richterlicher Würdigung iu noch erhöhtem Maasse ein, wenn es sich um 
die Frage handelt, ob ein Schade entstanden sei und wie hoch 
sich der Schade belaufe. Ueber diese beiden Fragen soll der Riehter 
nach freiestem Krmps^en. ohne jede liemmaug durch Beweisregeln uutl 
Beweiserbieten entseli<'i(leii diirfcn. 

Wie schon der Wortlaut ergiebt . iiliri-ins in den iMtitiven zu §250 
de?- lüitwnrfes (jetzt § 260) der ilproeessordnuns: ansdrüeklieh aus- 
gesproehen \<i . und zwar imtfr l>t /ui:nah!ne auf die iinr(id( nt>t lien Pro- 
tokolle S. 686, ertilreckt si( h (lii si'> tn ii' Krniesseii namentlirli aie ii auf 
die Frage des Causalzusammenliunges zwischen Sfhaden und Vrr-riiuld' U. 
Es kann demnach keine Rechtsverletzung darin gefunden werden, wenu 
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der Bidiier erkl&rt, er nehme zwar nur als erwiesen an, daes nach dem 
gewöhnlichen Gange der Dinge (der Regel nach) der Schade nicht ein- 
getreten sein wGrde, wenn das in Frage stehende Verschnlden nidit statt- 
gefunden, erachte aber danach den Cansalznsammenhang ffir 
gegeben, solange nicht ein Ansnahme&ll erwiesen sei. Er madit hier- 
mit nnr von dem ihm xnstehenden Ermessen Gebrauch in gleicher Weise 
wie im Falle, wo er anf blosse Wahrscheinlichkeitsgrflnde hin die Hohe 
des Schadens festsetzt. Em Rechtsgrnndsatz des Inhaltes, dass der 
Biehter den Gansatznsammenhang nur annehmen dnrfe, wenn er die Ueber- 
zengnng habe nnd feststelle, dass der S<^de die nothwendige, jede 
andere Möglichkeit ansschliessende Folge des Verschuldens gewesen sei, 
ist nicht anznerkennen, jedenfalls nicht dem § 260 a. a. 0. gegenüber. Ein 
solcher Bechtssatz wfirde zur Folge haben, dass bei Versäumnng Ton 
Yorsicbtsmaassregeln, die nnr relativen Schatz gewähren, die nicht 
geeignet sind, gewisse UnfiUle gfinzlich anszaschliessen, sondern nnr der 
Begel nach ihr Eintreten zn verhindern, es geradezn nnmOglich sein wOrde, 
den Beweis des Gonsalznsammenhanges zn führen, lu derartigen FSllen 
lässt sich naehtrftglieh nie mit voUer Sicherheit bestimmen, was ein- 
getreten sein wfirde, wenn die Yorsicbtsmaassregel befolgt worden wäre. 
Die Folge wftre, dass deijenige, welcher dnrcb sein Verschulden den 
BeschSdigten in die schlimme Lage versetzt hat, einen strengen Beweis 
des Gansalzasammenhanges nicht führen zu können, diese Lage zu seinem 
Vortheile ansbenien nnd die Verantwortlichkeit für seine widerrechtliche 
Handlung mit dem einfachen Hinweise auf die Möglichkeit« dass, trotz 
Beobachtung der Vorsichtsmaassregel, der üniaii sich dennoch hfttte er- 
eignen können, ablehnen könnte. 

Solche UebeUtflnde zn verhüten, ist eben der Zweck des $ 260 a. a. 0. 

Vgl. Entoch. des R.G. in Civils. Bd. 1 S. 274, 275. 



Nr. 54. Entsch. des Denfschen Beiehgerichts. 

3. Straf-Senat. Vom S.November 1883. 

(Entocb. .1..-S I!i.-irIisiC..T. im Str.ifs..-li..-ii. IM. *». S. 1C8-171. - Zt«. At-a Ver. 1 ». un, h. V.Ucnh. V.tw. im. S. 575.] 

Ist unter Vemögeusbescliädigung im Sinne cii s l! ti igsbegrittes auch die 

Vermögensgefährdung zu verstellen? 

Der Angeklagte ist von der Beschuldigung des versuchten Betruges 
freigesprochen und nur wegen Uebertretung aus § 367 Nr. 5 Str. G.B. ver- 
urtbeilt. Die gegen die Freispreehoug gerichtete Revision der Staatsau- 
waltachaft ist verworfen. 
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128 Butoeb. des Dentsebm Beldi^mditt y<m 8.NoT«iob6r 1863^ 

Aus den Grün den: 
Naeh der dem EröffintDgsbeBeUiiBse Tom 9. Jtili 1883 am Grande 
liegenden AnfiassoDg bestand der Thatbestaod des versncbton Betragee, 
dessen der Angeklagte für verdSditig erachtet wurde, darin, daas Ange- 
klagter eine Eiste, welche FenerwerkekOzper enthielt» unter der nnwahren 
Declaration ihres Inhaltes als Lnxnspapier der Gfiterezpedition der Leipzig- 
Magdeburger Eisenbahn in Leipzig znr Eisenbahnbefdrdemng angegeben, 
in der Absicht» an Stelle des för EeaerwerkskOrper tarifmSssig zn bezah- 
lenden höheren Frachtsatzes nur den niedrigeren für Lnxnspapier zu ent- 
richten und hierdurch dem Vermögen der Bahnverwaltung einen ihr recht- 
mässig znkonmienden Verdienst zu seinen Gunsten ohne Recht zu ent- 
ziehen. Der erstrebte rechtswidrige VermOgeusvortheil und die TermOgens- 
beschftdigang, welche bei AusfOhrnng des Transportes eingetreten sein 
würde, wurde hiernach dnerseits in der Ersparung, andererseits in der 
Einbusse des 0ißerenzbetrages zwischen den itOheren Fracbts&tzen fftr die 
zu befördernden Fenerwerkskftrper und der geringeren Fracht für das deda- 
rirte Luxnspapier gefunden, und es wQrde, wäre der im ErOibrangsbesehlusse 
vorausgesetzte Sachstand erwiesen worden, die Vemrtheilnng des Ange- 
klagte wegen Betmgsversuches einem rechtlichen Bedenken nicht unter- 
legen haben. 

Nach bihalt der Urtheilsgrfinde ist jedoch in der Hanptverhandlnng 
ein anderer Sachstand fsstgesteUt worden, als in dem ErOfinungsbeschlosse 
angenommen war. 

Das Betriebsreglement for die Eisenbahnen Deutschlands, in dessen 
neuester, auf dem von dem Bondesrathe auf Grand von Art. 45 der Reichs* 
Verfassung unter dem 2. Juli 1881 gefassten Beschlüsse beruhenden Redac^ 
tion (Centraiblatt für das Deutsche Reich vom Jahre 1881 S. 201), uoter- 
scbeidet in § 48 zwischen den unter A au%ef&hrten, von der Beförderung 
mittebt Eisenbahn Oberhaupt ausgeschlossenen Gegenständen, zu denen 
(vgl. A Nr. 3) alle der Selbstentzündung oder Explosion unterworfenen 
Gegenstände, soweit nicht die Bestimmungen in der Anlage D Anwendung, 
finden, gehören, und den unter B aufgeführten, bedingungsweise zur Beför- 
derung zugelassenen Gegenständen. Zu den letzteren gehören (vgl. B 1) 
die in der Anlage D verzeichneten Gegenstände, und unter diesen wer- 
den in Anlage DI u. a. Feuerworkskörper aufgefulirt, soweit sie nicht 
Stoffe enthalten, welche nach § 48 A 3 von der Beförderung ausgeschlos- 
sen sind. 

Das Instanzurtheil stellt fest, dass die Feuerwerkskörper, welche in 
der vom Angeklagten zur Beförderung aufgegebenen Kiste enthalten waren, 
solche gewesen seien, welche von der Beförderung überhaupt ausgeschlos- 
sen waren, i^em dasselbe im Uebrigeu das Vorliegen einer auf Irrthums- 
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erregung zielenden falschen Vorspiegelung und die auf Erlangung rechts- 
widrigen Yermögeusvoiiheiles gerichtete Absicht annimmt, verneint es das 
Torhaadensein einer Vennögensbeschädigung im Sinne des Gesetzes. Die 
Vormstanz erkennt ak unzweifelhaft all, dass die EisenbahnTerwaltnng bei 
Anifilhnmg des Transportes der vom Aogeklagten anfgegebenen Feuer- 
werlcsköiper gelUurdet gewesen sein würde, insofem die Möglichkeit nicht 
ausgeschlossen gewesen wftre, dass dieselben ezplodiren und so einen 
Schaden veranlassen konnten. Sie erachtet es aber als ansgeschlössen, in 
einer solchen ICftglichkeit einer ohne unvorherzusehende Umstände kaum 
annehmbaren Seh&digung eine Vermogensbeschädigung im Sinne des § 263 
Str. 6. 6. zu erblicken. 

Dies erscheint nicht rechtsirrthömlich. Gestattet auch der BegrilT der 
Vermdgensbeschädigung im Gebiete des Betruges eine weite Auslegung 
in dem Sinne, dass darunter nicht bloss dne effective und substandeUe 
Verminderung des Vermögens durch Ausscheiden bestimmter concreter 
Bestandtheile ans demselben, sondern jede Beeinträdktignng und Verschlim- 
merung der Vermögenslage, welche durch die Irrthumserregung herbei^ 
geführt ist, verstanden werden kann, so setzt sie doch immer eine nach- 
tbeilige Veränderung des actuellen VermOgenszustandes voraus. Als solche 
kann eine blosse Gefi&hrdnng, die blosse Möglichkeit künftigen Eintrittes 
einer VermOgensbenachtheiligung, nach dem WoriJaute, wie nach dem Sinne 
des Gesetzes, welches zum Thatiiestande des Betruges als eines VermOgens- 
delioies die Verletzung fremden Vermögens voraussetzt, nicht angesehen 
werden. Es sind hierbei wohl die F&lle zu unterscheiden, in denen die 
Gefährdung eines bestehenden oder zu erwerbenden concreten Vermögens- 
rechtes zugleich eine Verschlechterung des gegenwärtigen VermOgenszu- 
staades in sich fasst, wie beispielsweise in dem Falle des Erwerbes einer 
infolge der Unsicherheit des Sdiuldners in ihrer Einbringlichkeit gefthr. 
deten Forderang, während nach den gemachten Vorspiegelungen der Erwerb 
einer sicheren Forderung beansprucht werden konnte, oder wenn gegen 
den Erwerb der unsicheren, aber als sicher vorgespiegelten Forderung ein 
VermOgensstnck hingegeben wurde, für welches Jene infolge ibrer Unsicher- 
heit eine minderwertbige Gegenleistung repräsentirt Schon der Erwerb 
der unsicheren Forderung an Stelle einer sicheren oder an Stelle der mehr- 
werthigen Leistung enthält eine effective Beeinträchtigung des Vermögens- 
zustandes. Ebenso ist letzteres der Fall schon bei Belastung des Ver- 
mögens mit einer Schnldverbindlicbkeit, nicht erst, wenn es zur Erfüllung 
des letzteren kommt. Anders hier. Vorausgesetzt, der Transport wurde 
ansgefCIhrt, ohne dass eine Explosion eintrat, SO begrtuidete die von der 
Vorinstanz anerkannte Möglichkeit, dass dies geschah, für die Eisenbahn- 
verwaltung allerdings die Gefahr des möglichen Eintrittes eines VermOgens- 

Sger, HswiMimifcbtlkli« Entacheidaaseii. m. 9 
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Bchadens. Die actnelle VeimOgoDslage der BahnTerwaltnng wurde aber 
dnrcli den Traneport allein nicht berälirt Die Frage nach der Hohe der 
Fiadhtsfttze hat ansznscheiden, da bei liehtigerDeclarationdieBefitrdeniDg 
fiberhanpt unterblieben wftie. Von dem Entgehen eines Verdienstes, be- 
stehend in der Differenz zwischen den bezahlten FrachtLOhnen und höheren, 
welche die Bahn bei waJirheitsgeniftBser Deelaration m beaosprdchen ge- 
habt hfttte, kann keine Rede sein. Durch die IGtau&aiime der Eiste unter 
die zu transportirenden Guter würde aber weder der Bestand der Eigen- 
thumsrechte der Eisenbahn an ihrem zum Transporte verwendeten Uaterial, 
nodi der Rechtsbestand der ihr Vertrags- oder gesetzmftssig obliegenden 
Uaftpflicht für fremdes Transportmaterial oder fiir die sonstigen mitbefi>r- 
derten Gfiter gefindert worden sein. JMe von der Revision betonte Er- 
höhung des Risieo's bestand nnr in der Möglichkeit, dass durch vOUig 
ausaerhalb der falschen Vorspiegelung und Irrthumserregung liegendeMomente, 
Selbstentzündung oder Explosion durdi Äussere Einwirkung, ein Schaden an 
Transportmaterial oder Gfitem entstehen konnte. Die MOglidikeit des Bin- 
Mttes eines Schadens kann aber mit deasen wirklichem Eintritte, vne ahn 
das Gesetz zum Thatbestande des Betruges fordert^ nicht identifieirt werden. 

Es unterliegt allerdings nicht dem mindesten Zweifel, dass vom Stand- 
punkte der Moral, wie im Hinblicke auf die geßlbrdete Öffentliche Sicher- 
heit das Gebahren des Angeklagten deshalb, weil es sich um von der 
EisenbahnbelOrdemng ausgescblosseue Gegenstände handelte, in keiner 
Weise weniger verwerflich erscheint, als wenn ei\ wie der Eröfinungs- 
bescblüss annahm, Gfiter zum Transporte aufgegeben liätte, deren Beför- 
derung bedingungsweise zugelassen war. Die Möglichkeit, in der Hand- 
lungsweise des Angeklagten den Versuch des gegen fremdes Vermögen 
gerichteten Betnigsdelictes zu finden, ist aber nach dem Vorbemerkten 
ausgeschlossen. Die staatsanwaltschaftliche Revision musste deshalb ver- 
worfen werden. 



Nr« 55. Eutsch. des Eammergeriehts zu Berlin. 
Vom 8. November 188$. 

<1rs V.Tfin« DfTitsrh. IMsonh. V^rn-. 1R84. S. 204.] 

Bösliche HandluEgsweise. Art. 427 AI. 2 H.6.B. 
Durch das Obergiituchteu der Ronigl. technischen Deputation für das 
Veteriuärwcsen vom 15. Mai 1883 ist unangefochten festgestellt, dass das 
Absterben der Fische nicht eine Folge mangelhafter Verpackung war, son- 
dern durch den länger als 6 Stunden dauernden Aufenthalt der Fische/ auf 
dem Balmhofe iu Heppen bedingt worden ist. Es muss dem ersten K^^ichter 
darin beigetreten werden, dass dieser Aufenthalt in Heppen durc-lb Ver- 
schulden des Beamten, des beklagten Göterespeditions-Vorsteher S *^ herbei^ 
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geführt ist. Obwohl ihm der Transport der Fische mindestens 2 Tage 
vor der AbseDdong bekaimt gemacht war, hat er die Verladung auf einem 
Wageo (Lowry) ohne Bremse bewirken lassen, wenngleich ihm bekannt 
sein mneste, dass, wenn derselbe ala letzter Wagen an den Reppen-Breslaner 
Zag angehängt werden aoUte, derselbe reglementamSadg mit einer Bremse 
versehen sein mnsste und dass das Einraogiren dieses Wagens in den Zag 
se viel Zeit in Ansprach nehmen konnte, dass der Ansehlnss leidit zu 
verfehlen war. 

So hat anch der Stationsvorsteher Hentschel eidlich glanbwfirdig 
bekundet, dass er den qn. Wagen nach den Keglementsbestimmnngen 
lediglich deshalb nicht habe an den Zog anhängen können, weil er mit 
einer Bremse nicht Tersehen war nnd dass ein Einrangiren desselben 
nicht möglieh gewesen sei, weil der Frankfiirt-Beppener Zog etwas Ter* 
spfttnng gehabt nnd daher die Zeit nicht ausgereicht hätte. Unter diesen 
Umständen erabrigt sich der vom Benifongskläger dnrch Bezugnahme auf 
das Gutachten des Eisenbahninspectors Goetzebauch zu Cottbus^ angetretene 
Beweis, dass es in 8 Minuten möglich gewesen wäre, die Lowry als- vor- 
letzten Wagen einzurangiren, da nicht ein allgemeines theoretisches Gut- 
achten hier maassgebend sein kann, sondern auf die im spedellen Falle 
vorliegenden Verhältnisse Rfieksicht genommen werden muss. 

Unerheblich erscheint ferner, dass die Lowry mit der Fischladung 
von Frankfurt nach Beppen als vorletzter Wagen gegangen ist und eben 
so unerheblich, ob S. an den Vorstand zu Beppen ein Telegramm mit 
der Nachricht abgesandt hat^ dass die Lowry keine Bremse habe, vielmehr 
wärde in dem Brhiss dieses Telegramms nur der verfehlte Versuch er^ 
blickt werden können, die Folgen eines gemachten Versehens abzuwenden. 

Wenn der erste Richter noch darauf Gewicht legt, dass S. nach der 
eidlichen Bekundung des Buchhalters B. aufgefordert ist, an die Güter* 
expedition zu Beppen ein Schreiben zu richten, in dem darum ersucht 
wild, die Ladung sofort zurOckzusenden, falls der Anschluss verfehlt werde, 
so geschieht dies ersichtlich nur, um den Nachweis zu fahren, dass es 
dem S. nahe gelegt sei, von wie grosser Wichtigkeit der schleunige Trans- 
port der Fische und wie gefährlich für dieselben eine VerzOgemng sei. 
Es ist hierbei gleichgültig, ob die Rttcksendang der Fische ein gfinstiges 
Ergebniss gehabt hätte oder nicht 

Endlidi ist dem ersten Richter darin beizutreten, dass das Versehen 
des S. ein so grobes gewesen ist, dass es einer böslichen Handlungsweise 
hn Sinne des Art. 427 Abs. 2 gleich zu erachten ist. Die Materialien 
zuD H.G.B. ergeben, dass der Ausdruck bösliche Handlungsweise 
nicht nur die Fälle des eigentlichen Dolus, sondern auch 4en höchsten 
€lrad von Kachlässigkeit umfasst. 

9* 



L/iyiii^ü<j by Google 



132 



Entscb. des Deutseben Reichsgerichts vom 16. November 18B3. 



Kläger kann hiernach den vollen, nicht bloes den nach den Bestira* 
mnngen des Eieenbahn-Betriebs-Beglementa zn ermittehiden Sehadeneersals 
fi»rdem (§ 10, I. 6 Pr.A.L.R., Art. 400 H.G.B.) nnd ist vom Beruf nngs* 
kUger auch event die durch den ersten Richter sachgemftss getroffime 
Eimittelong desselben nnd der dem Klftger anTertnuite ErfBUnngseid nicht 
weiter angefochten worden. 



Nr* 56. Entsch. des Hentscheii Bdclisgeriehts. 

2. StraNSenat Vom 16. NoYember 1883. 

[EBtodL d. MbatK, 1& Stnftaclua. Bd.a 8. 189,190. - Zls;*di0 ▼•rdai l)MtMlkBlMia.Tflnr. IMi. 
& 3S}.m - PnoM. ArcbtT 1 EtMokWeMO. 1884 8.817.] 

Inwiewidt ist der Straftiehtor rar Mfkmg der Frage bwnfini, ob ein» 
AnstellQjig rar Iieltnng von Eisenbahnftikrten oder rar Anfdeht Uber die 
Bahn oder den BefOrdenugsbetrieb TorBohriltsrnftasig erfolgt ist? 

Es unterliegt keinem Bedenken nnd wird von der Revision anch nicht 
in Zweifel gezogen, dass das Betriebsamt Thom zn Anstellangen der hier 
in Frage kommoden Art (als interimistischer Stationsverwalter) im all- 
gemeinen nnd örtlich für die fragliche Stelle zuständig war. Weiter hinans 
unterliegt die Anstellung nicht der richterlichen Prüfnng, namentlich nicht 
nach der Richtung hin, ob in Betreff des Angesteliten die für die Anstellung 
vorgeschriebenen Befähigungsnachweise erbracht sind. Denn es exlstirt 
keine RechtsDorm, kraft welcher eine von der sachlich und Ortlich zor 
ständigen Behörde verfügte Anstellung als Anstellung im Sinne des § 316 
StG.B.'s aus dem Grunde nicht gelten dürfte, weil die Anstellongs- 
behörde bei der Auswahl der angestellten Person gegen Grundsätze des 
Verwaltnngsrechtes oder gegen DIenstanweisongen einer vorgesetzten Be- 
hörde gefehlt hätte. Es liegt somit ausserhalb des Bereiches der richtsr* 
liehen Prfifnng, ob nach den vom Bundesrathe erlassenen Bestimmungen 
über die Befähigang von Babnpolizeibeamten und LocomotivfQhrem 
(Centralbl. f. das Deotsche Reich 1878 S. 364, 1881 S. 172) oder nach 
dem in Auslährnng dieser Bestimmungen an die Eisenbahndirection zu 
Broniberg ergangenon, von dieser dem Betriehsamte Thom mitgetheitten 
Erlasse des preussischen Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 31. Oc- 
tobcr 1881 der Angeklagte, als Zugführer, bevor er eine Prüfung zum 
Statiousbeamten bestanden, mit der seiliststSndigen Wahrnehmung der 
Functionen eines Stationsbeamten, auch nicht vorübergehend in NothfUlen, 
betraut werden dnrft(^ 

Unerheblich ist anch die von (hm Vertheidiger in dem Verhandlungs- 
termine erörterte Frage, wie die Sachlage zu beurtheiien wäre, wenn der 
Angeklagte unter Hinweis auf Befähignngsmüngel den Auftrag abgelehnt 
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«md desBenangeftchtet den Befehl zar Uebernahme desselben erhalten hfttte; 
denn nach der Fesistellnng des ersten Richters bat der Angeklagte die 
AnsteUnng ohne Widerrede angenommen nnd damit die ans derselben er- 
mushaenden Flüchten freiwillig übernommen. 

Der Vertheidigong ist zwar zugegeben, dass eine PflichtvemaeUSasl- 
gang nnd damit der Thatbestand des $ 316 Abs. 2 $tO.B.^s ausge- 
aehlossen wftre, wenn der Angeldagte, ohne dass ihm eine Verschnldnng 
ZOT Last fiele, voUst&ndig ansser Stande gewesen wftre, diejenige Pflicht, 
um welche es sich handelt, zn erkennen oder zn erfüllen. Unzntreffend 
ist aber die AnsfOhrnng, dass der erste Bichter von einer entgegen- 
stehenden Anfibssung ausgegangen sei oder doch nnznlfissiger Weise 
nnterlassen habe, sich über diesen Punkt zn ftossern. Die Pflicht?emach- 
l&ssigong ist darin gefonden, dass Angeklagter vor AnsfBhmng der 
Kangirbewegnng von der richtigen WeichensteUnng sich nicht Übetzengt 
habe. Inhalts des angefochtenen Urtheiles hat der Angeklagte keineswegs 
behauptet, dass er diese Pflicht nicht gduuint habe, vielmehr den dnz^ 
die Beweisanfnahme widerlegten Einwand geltend gemacht, dass er die 
WeichensteUnng geprfift nnd richtig befunden habe. Auch hat er nicht 
^eingew^et, als Zngftthrer zweifellos aaeh nicht einwenden können, dass 
ihm die Befthigung gefehlt habe, die WeichcnsteUnDg zn prüfen. Dem 
Angeklagten konnte daher mit Recht eine Pflichtvemachlässignng zur Last 
gelegt werden. 



Nr. ö7. Kutsch, des Deutschen Reichsgerichts. 

1. Civil-Senat. Vom 24. November 1883. 

Die Körperverletzung eines Kindes bei einem Eisenbahnunfall mit 
dauernder Benachtlieiligung In der körperlichen Entwickelung, welche 
später nach dem Heranwachsen des Kindes dessen Erwerb sunffihii^knit znr 
Folge hat, berechtigt zur Schadensersatzforderung filr die küuHi^':r Er- 
■werbsunfähip:krit. Diese Forderung ist innerhalb . der zweijähi-jiron Ver- 
j&hnmgsMst im Pnncip behufs späterer Feststellung der Entsohädigungs- 

rente geltend zu machen. 

Die vierjährige Tochter drs Feuerwehrmannes K, in Hamburg wurde 
von einem Pferdebahnwagen überfahren und an dem einen Fusse so schwer 
Verletzt, dass derselbe amputirt werden mnssto. Der Vater des Kindes 
beantipruclile von der schadensersatzpllichtigen Pferdeeisenijahn-Geseüschaft 
340 M. Heilnngskosten , sowie bis auf Weiteres eine jährliche Rente von 
'200 M. zur Deckung der voraussichtlich dauernden Aufwendung für die 
kr&flagere Pflege sowie für die nothweudig bleibende ärztliche Behandlung 
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und grossere Sorget bei der HeranziehiiDg des krftnkljcfaeD Kindes, wo- 
bei der Vater seinem Kinde vorbehielt, nach zurückgelegter Schulzeit eine 
weitere Entschidignng für die in Folge der Verletzung emtretende £r- 
werbsnnffthigkeit zu beansprochen. Das Oberlandeegeriebt zn Hamburg 
yerortfaeilte die Pferdeeisenbahn-Gesellfidiaft naeh den Klageanträgen des 
Vaters und das Reichsgericht hat die yon der Beklagten eingelegte Seri- 
sion ans folgenden Gründen znr&ckge wiesen: «Die Annahme der beiden 
Torinstanzlidien Urtheile, dass sieh der Schaden, welcher darch eine 
KOrperrerletznng erwächst, nnd für den der Betriebsnnteniehiner nach 
den §§ 1 nnd 8 des Reichsgesetzes vom 7. Jani 1871 haftet, nicht auf 
die Beeintrftchtignng derjenigen Erwerbsfftfaigkeit beschrftnkt, welche dem 
Verletzten zur Zeit der Beschfldignng beiwohnt, ist begründet. Einem 
Kinde, welches in seiner natargemässen Entwickelnng erwerbsfähig ge» 
worden sein würde, warn es nicht begchädigt worden wäre und erwerbs» 
unfähig bleibt, weil es verletzt worden ist, mnss dieser Schaden nicht 
minder ersetzt werden, wie einem Erwachsenen der Schaden einer ihm 
entzogenen actuellen Erwerbsfähigkeit. Dies entspricht den allgemeinen 
Gmndsfttzen über den Schadensersatz, von denen das angezogene Gesetz 
nicht abgewichen ist. Endlich ist auch die Revision unbegründet, soweit 
sie die Vemrtbeilung zur Pränumerations/ahluiig beanstandet. Der Schsdeo, 
welcher dem Idftgerischen Kinde durch die ihm widerfahrene Körperver- 
letzung erwachsen ist, ist damit existent geworden, da^^s sich das BedQrl'* 
niss einer besseren Kost, ärztlicher ilüife, der Beschaflfnng eines knnst- 
lidien Beines eti . hcransgcstellt hat. Die Beklagte hat dafür aufzukommen, 
dass dieses Bedürfniss befriedigt wird; es erscheint durchaus angemessen, 
dass ihr die Verpflichtung auferlegt wird, die in dieser Beziehong erfor- 
derlichen Mittel pränumerando zu gew&bren. 



Nr* 58. Entseli. des DentsdiAn Belehsgerletats. 

1. Civil-Senat. Vom 1. December 1883. 

pOttDtoebe JnrteL Ztf . Bd. 9. 8. 577— SMll 

Der Betriebsül)eiiassunL,^svertrag zwischen der Kaisenn-Elisabeth-Bahu imd 
der österreiüiiischen Staatsverwaltmig vom 24. December IS SO und 28. Januar 
1881 ist kein Hindemiss gegen die Pfänduui; und Ueberweisuntr der An- 
sprüche der Erstertü gtsgen den inlundiscliea (deutschen) Ärrestdritteii 
auf Herausgabe der in dessen Besitze beflndliclien Eisenbainiwaijeii. 

Das ürtheil des II. Civilsenats des Oberlandesgerichts zu Frankfurt 
a. U. vom 2. Juni 1883 wird aufgehoben und das Urtheil der I. Civil- 
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kftimner des Laxidesgeiiehts daselbst von 16. Januar 1883 aof die Beiu- 
fnng des Klfigers dahin geändert, dass Beklagte schuldig ist: 

die in ihrem Besitze befindlichen Güterwagen der k. k. privile- 
girten Kaiserin - Elisabeth-Bahn Nr. 840 ond Nr. 1124 an einen 
erforderlichen Falls vom Kläger noch zu beauftragenden Gerichts- 
vollzieher heran szngeben. 
Die Kosten des Rechtsstreits werden der Beklagten auferlegt 

Thatbestand: 

Auf Gnind einer Cession des; Kaufmann-^ .T. C. F. zn Frankfurt a. M., 
welcher gegen die k. k. privilegirte Kaiserin-Elisabeth-BahngeseUschaft zn 
Wien die Vemrthalnng znr Zahlung von M. 7155 nebst Zinsen gegen 
Aushändigung von 271 Stuck Zinsconpons, die P&ndnng der Ansprüche 
derselben gegen die Königliche Eisenbahndirection zn Frankfurt a. M. auf 
Herausgabe der in den Bezirk derselben gelangten, der Ersteren gehören- 
den Güterwagen Nr. 840 und Nr. 1 1 24, und die Ueberweisung dieser An- 
sprüche znr Kinziehang erwirkt hatte, hat der Kaufmann L. M. zu Frank- 
furt a. M. gegen die Königliche Eisenbahndirection daselbst Klage mit dem 
Antokge erhoben: 

Die Beklagte znr Herausgabe der in ihrem Besitze befindlichen 
Güterwagen Nr. 840 und Nr. 1124 an den von dem VoUstreckungs- 
gericht ernannten Gerichtsvollzieher, event. nach regnlativmftssi- 
gcra Gebrauche, zu verurt heilen. 
Mit dieser Kiage ist Kläger durch ein am 16. Januar 1883 verkün- 
detes Urtheil der I. Civilkammer des Landgerichts zn Frankfurt a, M. ab- 
gewiesen und in die Kosten des Verfahrens vemi-theilt, und die von ihm 
hiergegen eingelegte Berufung durch ein am 2. .Juni 1883 verkündetes Ur- 
theil des II. Civilsenats des Oberlandesgerichts daselbst tnter Verurthei- 
iun^ des ßeriifungsklägers in die Kosten der Berufungsinstanz zurückge- 
wiesen worden. 

Gegen dieses Urtheil hat Kläger Revision eingelegt. 

Im Verhandlungstermin stellte Kevisionsklilgor den Antrag: 

Unter Anfhcbuntc des angefochtenen rrtheils der Berufung statt 
zu geben und der Rcvisionsbcklagten die gerammten Prozesskosten 
zur Last zu legen, event. die Sache zu anderweiter Verhandlung 
und Entscheidung in die Instanz zurückzuverweisen, 
wogegen Revisionsbeklagte beantragte: 

Die Revision als unbegründet zurückzuweisen. 
Das Such- und Streitverhältniss wurde in üebereinstimmnn? mit dem 
aneefochtenen Urtheil vorgetragen und der Revii^ionsanlrag hauptsächlich 
darauf geätützt, dass das Berufungsgericht unter Yerletzong von Ausle- 
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gnng.s;4;run(ls;ir/pn und in un?enn£render Bt^grüiidang (§ öl 3 Nr. 7 d»»r 
Civilproccss - Urdiiung) mit Uureclit angenommen hab»"' , Ha^^ ulk Ii dem 
Betriebs - Uebcrlassungsvertra^r vom 24. December 1880 und 28. Januar 
1881 der Kaiseriu-Elisabeth - Bahnijesellsehaft unter allen Umständen für 
die Bauer ibrer Concession kein Kecht zustehe, ihr Eigeathum vou der 
öäterreichisciiea Ötaatsverwaltmig zu viudiciren. 

E n t s c h e i (1 1 1 11 s -"^ g r ü n d e : 

Das Berufungsgericht erklärt die Pfäudung uud UeberNveisung der Au- 
sprüche der Kaiserin - Elisabeth - Bahiigesellschaft gegeu die Beklatrt*^ auf 
Herausgabe der in Kede stehenden Wagen für gegenstandslos und hdglich 
■wirkungslos. we,il das der Gesellschaft als Eigentliünierin der Wagen an 
si<-h zustehende Vindicatiousreclit wegen des Betriebs-Ueberlu.^sdiigsvertru- 
ges vom 24. December 1880 und 28. Januar 1881 gegen die Österrei- 
chische Staatsverwaltuug uud gegeu die Beklagte, welche von Letzerer 
ihren Besitz der Wagen ableite, nicht geltend gemacht werden könne. 

Zu dieser Kiitischeidung hätte das Berufungsgericht nicht gelangen 
kömien. wenn gemäss dem Grundsatze, dass bei Auslegung eines Veriiages 
alle Bestimmungen desselben in Betracht zu ziehen sind, auch die Bestim- 
mungen der 4. 6 Abs. 2 und 1 1 des gedachten Vertrags berücksichtigt 
worden wären, welche in den Entscheidungsgründen des angefochtenen 
Urtheils mit Stillschweigen übergangen worden sind. 

Nach § 4 Abs. 2 bleibt die Gesellschaft Besitzerin der Eisenbahnen 
und des zum Betrieb derselben gebörigen iVsten und lieweglichen Mate- 
rial,-, insoweit dasselbe als Bestandlhcil der bücherlichen Einheit den Frio- 
üLatsgläubigern zu haften hat, wie auch im bisherigen Umfange Selbst- 
und Alleinsehuldnerin für die PrioritMsanlehen, in deren rechtlichen Ver- 
hältnissen durch die Betriebsübergabe keinerlei Aeiidcruug herbeigeführt 
wird. Xach § 11 werden den Prioritätsglaiiliigern, insbesondere den Besitzern 
der vou der Bahugesellschaft ausgegebenen Prioritätsobligationen, sämmtliehe 
Ton denselben erworbenen Rechte in vollem Umfange ausdrücklich vorbehalten, 
die Gesellschaft bleibt iu dem bisherigen Umfange sowohl Personal- als 
Realschuldueriu für die von ihr aufgeuommenen Prioritutsanlehen. Die 
Vertretung der Gesellschaft iu ihren Rechtsverhältnissen gegenüber den 
Besitzern der von ihr ausgegebenen Prioritätsobligationen uud iu deu aus 
diesen Rechtsverhältnissen entspringenden schon anhängigen oder künftig 
anhängig werdenden Uechtsstreitigkeiteu gehört nach § 6 Abs. 2 zu den 
Angelegenheiten , welche nach dem Betriebs - Ueberlassungsvertrage dem 
Verwaltungsrathe der Gesellschaft zustehen. 

Den Prioritätsgläubigern steht mithin nach wie vor nach dem Vertrage 
das Recht zu, von der Gesellschaft Zahlung zu verlangen uud im NichtaEab^ 
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fnngtbUe Klage gegen de zu. erheben und im Wege der Zwangsvolbttreo- 
-knng Befriedigoog ans ihrem Vermögen za suchen; das Versprechen der Ge- 
sellschaft (§11 Abs. 4), die vom Staate in Gemftssheit des Verikrags zu zahlen- 
den Betrftge vor Allem zur Abstattong der Zinsen- ond Tllgongsschnldig- 
keit der PrioritUssnlehen zn verwenden, beschrftnkt die Prioritfttsgl&nbiger 
nicht in der Wahl der ZwangsvoUstfeekongsgegenstSnde: daher kann gegen- 
über Prioritfttsglftnbigera, welche eine reehtslcrfiftige Vemrtheilnng der 
Gesellschaft erwirkt nnd im Wege der ZwangsvoUstreeknng an VennOgens- 
stficken der Gesellschaft, sei es an kOiperlichen Sachen oder an Ansprüchen 
auf Herausgabe solcher Sachen, zom Zwecke ihrer Befriedigung ein Recht 
erworben haben, die österreichische Staatsverwaltang ein Recht ans dem 
Betriebs - üeberlassungsvertrage weder klageweise noch einredeweise gel- 
tend machen. 

£s konnte daher auch im gegenwi&itigen Rechtsstrelte, da es sich nn- 
bestritten um Forderungen ans Prioritfttsobligationen der Kaiserin - Elisa- 
beth - Bahngesellschaft handelt, gegenüber dem an sich begründeten nnd 
dem Cedenten des KlSgers zur Geltendmachnng überwiesenen Eigenthnms- 
anspnicfa der Gesellschaft an den in Rede stehenden Wagen die an! den 
Betriebs-UeberlaflBangsvertnig gegründete Einrede der Beklagten nicht zu- 
gelassen werden. 

Das angefochtene ürtheil war demnach wegen Verletzung des oben- 
. gedachten Aoslegungsgrundsatzes aufzuheben. 

In der Sache selbst konnte auf Grund des unbestrittenen Sachverhalts 
alsbald endlich erkannt werden. 

Das Eigenthum der Kaiserin-Elisabeth-BahngeseUschaft an den Wagen 
Nr. 840 und Nr. 1124 ist von der Beklagten anerkannt: auch bestreitet 
sie nicht, sich im Besitze derselben zu befinden. Die Eigenthumsklage ist 
daher begründet. Der § 367 des Osteneichischen bürgerlichen Gesetzbuchs 
steht dersilljen nicht entgegen, mag man annehmen, dass die auf beweg- 
liehe Sachen bezügliche Bestimmung desselben auf Eisenbahnwagen über- 
haupt keine Anwendung leidet, weil dieselben nach § 293 des österreichi- 
schen büigerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit § 5 des österreichischen 
Gesetzes vom 19. Mai 1874 (R.G.Bl. 1874 Nr. 70) im rechtlichen Sinne 
ab Zugehör unbeweglicher Sachen selbst für unbewc^^Iu-h zu halten sind, 
oder dass § 367, obschon auf die in Rede stehende Wagen anwendbar, 
doch der Beklagten deshalb nicht zu Statten kommt, weil sie dieselben 
nicht „ gegen Entgelt an sich gebracht", d. h. nicht als Eigentbum oder 
Pfand oder zu einem sonstigen dinglichen Kechte otiti^eltlich erworben, 
sondern nur zur Benutzung beim Eisenbahntransporte erhalten hat. 

Ist demnach Beklagte verpflichtet, die Wagen dem Kläger herauszu- 
geben, so kann sie die Herausgabe derselben auch nicht aus dem Grunde 
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verweigem, weil ihr aaf Grnnd des Regulatives für rüe gegenseitige Wagen- 

benntzung im Bereiche des Vereine deutscher Eisoni)ahnverwaltungen das 
Keclit zustehe, die Wagen beladen in den Bereich der österreichischen 
Eisenbahnverwaltang znr&ckznsenden. Das Vertragsverhältniss hinsicht- 
lich der Benutzung der Wagen auf Grund des gedachten Regulativs be- 
stand zwischen der B(!klagten und der k. k. Verwaltung des österreichi- 
schen Staatseisenbahnbetriebs, welche dasselbe, wenngleich die Wagen der 
Kaiserin-Elisabeth-Bahngesellschaft gehörten, doch nicht in Vertretung die- 
ser Oesellschaft Namens derselben, sondern im eigenen Namen des öster- 
reichischen Staates ahschloss, für dessen Rechnung der Bahnbetrieb nach 
§§ 1 und 2 des Betriebs-Üeberlassnnprsvertrages stattfindet. Das nach § 11 
des Regulativs sich als Miethrecht darstellende Recht der Beklagten, dit^ 
Wagen beladen nach Stationen der Heimathbahn zurückzuseTideti steht ihr 
mithin nicht gegenüber der der Kaiserin-Elisabeth - Bahngesellschaft , son- 
dern gegenüber dem österreichischen Staate zu und kann g^enfiber dem 
dem Klfiger überwiesenen Eigenthumsanspmche der Ersteren so wenig 
geltend gemacht werden, wie überhaupt nach gemeinem oder österreichi- 
schem Rechte der Miether einer Sache sieh der Vindication des Ei^enthü- 
mers um deswillen widersetzen kann, weil er dieselbe von einem Dritten 
gemiethet habe. 

Da sonstige Flinwcndongen von der Beklagten nicht, insbesondere 
auch nieht in Betreff eines von dem Kläger zu zahlenden Standgeldes, 
erhoben worden sind, so war dieselbe nach dem Klageanträge mit der 
Maassgabe za verartheilen, dass nicht die Herausgabe an einen vom Voll* 
Streckungsgericht ernannten Gerichtsvollzieher, über dessen Ernennui^^ der 
Thatbestand nichts ergiebt, sondern gemüss §§ 745, 746 der Civilprocess- 
ordnung die Ueransgabe an einen vom Kläger, soweit e? nicht etwa 
bereits geschehen, mit Auftrag zu versehenden Gerichtsvollzieher anzn* 
ordnen war. 

Die Kosten des Rechtsstreites fidlen nach §J 87, 92 der Civilprocesa- 
Ordnung der Beklagten zur Last, 
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Inwieweit ist ein Eiseiihalinuntenielmier in Ermangelung einer eutspreuheü- 
den landespolizeiliclieE Anordpiing- verpflichtet, die von ihm im öffentlichen 
Interesse neu hergestellten Anlagen (öffentliohen Wege etc.), wenn die- 
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wlboB Biolit an die Stelle berdts vorliaiideiittr Ebuiehtimgttii getreten 

sind, auch zu unterhalten? 
Bei der Darchführang der Halle-Sorau-Gnbener Eisenbahn dnrch die 
Stadt 0. ist dem landespolizeilich genehmigten ßauprojecte entsprechend 
im Interesse des offcntliclicii Verkehrs an der östlichen Seite des Bahnhofes 
eine Ueberbrückung der Geleise sowohl jener Bahn als der daselbst fast 
parallel laufenden Geleise der Berlin - Görlitzer Eisenbahn ausgeführt und 
von dieser Ueberbrückung aus dnieh die Halle-Soran-Gnbener Eisenbahn- 
gesellschaft in nördlicher Richtung eine Rampen Strasse, jetzt Bahnhofs- 
Strasse genannt, bis zu der in die Stadt G. hineinführenden Tiegelstrasse 
angelegt worden. 

Der mehrgedachten Eisenbi^gesellschaft ist jetzt durcli Verfügung 
der Ortspolizei ver\^altung zu C. vom 21. Juli t. J. die Beparator des 

schadhaft gewordenen Pflasters der Bahnhofsstrasse aufgegeben und diese 
Verfügung aach auf Einspruch der Gesellschaft dnrch Beschlnss Tom 
4. November v. J. aufrecht erhalten worden. 

Gegen den letzteren hat die betroffene Gesellschaft im gegenwärtigen 
Streitverfahren Klage cr!iob( n und. indem sie statt ihrer die Stadtgemeinde 
C. zur Unterhaltung der Strasse für Terpflichtet erachtet, gegen diese nnd 
die Polizeiverwaltuug beantragt, 

die Verfügungen yom 21. Juli nnd 4. November 1882 aufzuheben 
nnd zu erkennen, dass die Stadtgemeinde C. verpflichtet, die 
Rampenstrasse, welche von der Tiegelstrasse bezw. dem Tiegel- 
wege in C. bis zur ersten Eisenbahnüberbrückung führt, zu unter- 
halten und insbesondere die in der Zwangsverfügung der Polizei- 
venvaltiing vom 21. Juli 1882 bezeichneten Reparaturen bezw. 
rnipllasteriingen auszuführen. 
Dem Antrage der Beklagten entsprecjhend hat das Königliche Bezirks- 
verwaltnngsgeriehl zn Fr. am 2. Februar d. J. auf Abweisung der Klage 
erkannt, indem dasselbe die Khigerin für verpHiehtet erachtet, die fragliche 
Strasse nach Maassgabe des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses zu unterhalten. 

Gegen diese Entscheidung, auf df ren Begründung sowohl nach der 
thatsäch liehen jils rechtlichen Seite der flache deranSchst näher einzugehen 
ist, hat die Klägerin rechtzeitig die Berufung eingelegt. 

In thatsSchlieher Bezu Imiig ist dabei behauptet: in F\)lge des Baues 
der Halle-Sorau-Gubener Eisenbahn hätten die Geleise dieser Bahn sowie 
die der schon vorhandenen Berlin- Görlitzer Bahn durch eine massive 
Ueberführung überbrückt werden müssen, um die nn^tntthafte Kreuzung 
der Geleise im Niveau seitens der nach den südlich gelegenen Empfangs- 
und Güter- Rxpeditionsgebäuden der Berlin-Görlit/er und Cottbus-Grossen- 
hainer Eisenbahn verkehrenden Fahrwerke zu vermeiden. Durch den Bau 
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dieser üeberführnug sei die Aufschiittang von Zngangsnunpen bedingt 
worden. Es sei hiernach als thats&düieh feststehend anzasehen: 

1. dass die Anlage der Bampe auf Onind einer landespolizeilichen 
Anordnung stattgefunden habe, 

2. dass über die fernere L üterhaltung seiteus der Laudespolizeibehürde 
nichts festgesetzt sei. 

Die Annalinu' det» eiKten Richters, duss der Klageantrag eino reohts- 
widrigo Vermehnmg der Wegebaulast der Stadt C. in sich schlic^se, ti< iTe 
nicht zu. Der landespolizeilichen Anordmiug könne daher nur der Simi 
beigemessen werden, dass ihr durdi die einmalige Herstellung der Rampe 
klägerisiherseits (ienüge gt leistet sei. und dass der Natur der Sache nach 
die Entsehf'idnng, oi) die Kampe beim Betriebe der Eisenbahn als ein 
Zubehör des Bahiihoffs (»diT als eine stiidtiache Stiuö.se benutzt werden 
würde, der Zukunft vorbehalten isei. Zur Zeit lasse sich nicht wohl mehr 
feststellen, vuu weleiiem Zeitpunkte ab die Klägerin ferner nicht in der 
Lage gewesen sei, über die Rampe als Theil der Bahnanlage zu verfügen. 
Dem Vernehmen nai Ii habe die könii,diche Regiernng zu Fr. durch eine 
Verfü^niui; vom 10. April 1877 die Kampe zur öffentlichen Strasse erklärt. 
Wegen d< r Beleuchtung hätten die zwischen der Stadt und den betheiligten 
drei llis« ni)ithuge.st'llschaften c:epflof^enen Verhandlung«^n ihren Absehluss 
dahin gefunden, dass die vorhandenen Beleuehtungsvorrichtungen auf die 
Stadtgemeinde für immer übergingen und die letztere vom 1. Junuar 1884 
ab die Beleuchtung auf ihre Kosten übernehme. 

In einem ^iachtrasce ist noch angeführt, dass dem Kaufmann G. zu C. 
durch Vertrag vom 6. September 1873 von der klagenden Eisen!»ahn Ver- 
waltung die östliche Böschung der Rampe zweeks ßebaumii; gcLjen eine 
jährliehe Pacht von JiK-^o M. mit der Maassgabe pachtweise liherhissen 
sei, dass G. sieh verptlichte, die ?anze Breite des aufzu^ehütt enden 
Terrains als Trottoir des Weges den poli/.eilicJuMi Vorschriften entspreeheud 
herzustellen und nebst den Anpllanzungeu auf der ganzen Länge des 
Weges auf < wige Zeiten zu unterhalten, während das Terraiu selbst im 
Eigentlium der klagenden Eisenbahngesellschaft geblieben sei. Die Stadt 
0. werde nicht in Abrede stellen kiniuen, dass die fragliche Rampe als 
Fahrstrasse für den öffeutliehen ^'«rkehr noth wendig sei, und dass sie 
durch das Bestehen dieser in den Bebauungsplan einbezogenen Rampe von 
der Anlage einer neuen nach den Bahnhöfen führenden Strasse befreit 
geblieben sei, sowie dass die Tauben- und Fi ldstrasse vom Verkehr dadurch 
wesentlich entlastet werde. Es wird beantragt, 

die erstinstanzliche Eutscheiduiig aufzuhcbeu uud uach dam Klage- 
autrage zu erkeimeu. 
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Die Beklagten haben die Bestfttigang der angefochtenen Entseheidnsg 
beantragt. 

Im Termine znr mfindlichen Verhandlung der Saohe yor dem Gerichte» 
hofe inirde von dem klftgeriBchen Vertreter hervorgehoben, dass, wenn in 
der Beminngasohriit gesagt werde, die kOnigUche Regiernng zu Fr. habe 
dem Vernehmen nach die Rampe durch eine Verfägong Tom 10. April 1677 
ZQ einer Öffentlichen Strasse erklftrt, dies dahin zn berichtigen sei, das» 
die Rampe, wie auch schon in erster Instanz klftgerischerseits angegeben, 
von Anfang an als öffentliche Strasse angelegt sei. 

Bei dieser Sachlage war, >rie geschehen, zu erkennen. 

Der Vorderriehter hat zunächst unangefochten festgestellt, daas es 
sich hier um die TJnteihaltong eines Öffentlichen Weges handelt, ond 
es walten in dieser Beziehung auch nach jetziger Lage der Sache und 
bei der völligen TTebereinstimmung der Parteien in dieser Beziehung keine 
Bedenken ob. 

Hit Recht ist femer in dem erstinstanzlichen ürtheil davon ausge- 
gangen, dass die Frage nach dem Eigenthfimer des Fnndns, auf welchem 
der Öffentliche Weg angelegt ist, über die Pflicht zu seiner Unterhaltung 
durchaus nicht ohne Weiteree entscheidet, sowie dass die gegen die Klägerin 
erhobene Forderung so wenig auf den § 14 des Enteigoungsgesetzes vom 
11. Juni 1874 als den § 14 und den § 8 No. 5 des Eisenbahngesetzes 
vom* 3. NovembOT 1838 gestutzt werden kann. 

Dagegen ist allerdings in Uebereinstimmung mit den Ausfihrungen 
der Berufungsscbrift nicht zu verkennen, dass die weiteren, die ange- 
fochtene Entscheidung allein stQtzenden Argumente des Vorderrichters, 
welche sich auf den § 4 des letzteren Gesetzes und die diesem ent' 
sprechende landespolizeiliche Anordnung oder Genehmigung der von der 
KlSgerin ausgeführten Wegeanlage beziehen, keineswegs unbedenklich sind* 
Der erste Richter entnimmt aus dem diesseitigen Endurtheil vom 18. No> 
vember 1882 (Entscheidungen Bd. IX ISB IT.) die Reehtssätze, dass 
wenn die ans Anlass der Prüfung eines Eist iibahubauprojectes landes- 
polizeilich stattgehabte Forderang oder Genehmigung einer Wegeanlage 
durch den Eisenbahn- Banuntemehmer nichts über die künftige Unterhaltung 
dieser Anlage besonders bestimme, daraus nicht ohne Weiteres zu folgern 
sei, dass diese Unterhalt aij;? Tinn allein dem sonst nach gemeinem Recht 
zur Unterhaltung der Wege Verpflichteten obliegen solle, vielnn hi dies, 
dass die Unterhaltung des neu hergestellten Weges insoweit durcb jenen 
Unternehmer erfolgen mü^so. als erforderlich sei, um eine Er&nkung des 
Rechtes des ordcntlirhen Wegebaupflichtigen durch eine rechtswidrige 
Vermehrung seiner Baulast auszoschlicssen , dass mitfiin von dem Unter- 
nehmer das zu .leisten sei, was als eine Vermehrung der Unterhaltungslast 
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hinsichtlich der (seschaffenen Anlage gelteo m&sse, wahrend der Xrfiger 
der ordentlichen Wegebanlast die sonst noch entstehenden Kosten za über- 
nehmen habe. Da nun — so dednchi der Vordenichter weiter — die 
hier fragliche Wegeanlage eine ganz nene und nicht an die 
Stelle eines anderen Weges oder doch nicht eines solchen 
getreten sei, mit welchem eine ünterhaltungsiast für die 
Stadtgemeinde verbunden gewesen, letztere im Gegentheil noch 
neue Verbindungsstrassen nach dem Bahnhof hin angelegt und so ihre 
Wegelast erheblich erhöht habe, so würde jede Heranziehung derselben 
zu den Unterhaltungskosten der neuen Anlage als eine nene Last erscheinen 
und zur rechtswidrigen Entbfirdung der Eisenbahngesellschaft dienen, welche 
die neue Strasse geschaffen habe, ohne dass der Stadtgemeinde hierbei 
eine Mitwirkung zugestanden habe. 

Diesen Ausführungen gegenüber ist hervorzuheben, dass jene Ent- 
scheidung vom 18. November 1882 lediglich die Verlegung oder Umbaaang 
eines vorhandenen öffentlichen Weges durch den EtBenbahn-Baunnter- 
nehmer zum Gegenstände hatte und für diesen Fall erwogen werden 
musste, dass die Laodespolizeibehürde einen solchen Eingriff in den be- 
stehenden Rechtszustand, in die Rechtsverhfiltnisse des ordentlichen Weg^- 
banpflichtigen füglich nnr unter der selbstverständlichen Voraussetzung 
habe genehmigen oder anordnen können und wollen, dass auch die dadurch 
bedingte Mehrleistung zur Unterhaltung vom Unternehmer übernommen 
werden solle, da anderenfalls durch jenen Eingriff der Wegebaupflichtige 
rechtswidrig belastet sein würde. 

Wollte man diese ErwSgnog dagegen dahin ausdehnen, dass überall 
da, wo ein Eiseobahn-ßauunternehmer nach dem landespolizeilich festge- 
stellten Eisenbahobanproject einen neuen öffentlichen Weg angelegt habe, 
er denselben auch für alle Zeiten unterhalten müsse, weil anderenfalls der 
ordentliche WegebanpHichtige rechtswidrig neu belastet werde, x» würde es 
sich fragen, ob damit nicht namentlich für die zahlreichen Fälle der Neu- 
anlage zweckmässiger öffentlicher Zufuhrwege zu den Eisenbahnhöfen 
den land( s]Mtli/eilit hen Festsetzungen eine Bedeutnnq: beigelegt werden 
würde, die sie nach wiedcriiolten ausdrücklii Inn Kiklurungen des könig- 
lichen Ministeriums der öffentlichen Arbeiten nicht haben sollen, indem an 
dieser Stelle stets davon ausgegangen und bei den legislati\ « ii Verhand- 
lungen über den jetzigen § 14 des Enteignungsgesetzes von derselben mit 
Erfolg geltend gemacht word« i i-t, dass die Bescliüfiiiim der im öffent- 
lichen Interesse wurischunswerthen Zufuhrwege zu den jBahuhöfeu an sich 
nicht Sache der Eisenbahn- Bauunternehmer sondern der sonst Wegebau- 
pflichtigen sei, und, wenn gleichwohl in einzehien Fällen den Ersteren die 
erste Anlegaug solcher Wege aus Zweckm&ssigkeits- oder Billigkeitsgründen 
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aufgegeben sei, daraus keineswegs gefolgert werden knuue, dass solche 
Erleichterung der Wegebaupflichtigen auch deren Entbürdung von der 
Unterhaltungslast zur Folge haben solle (zu vet^l. die Noten li und 7 zu 
§14 des Enteignungsgesetzes in dem Commentar von Scydel). 

Für den vorliegenden Streitfall ist jedoch anzuerkennen, dass man, 
ohne mit den vorstehend erläuterten Rechtsgnmdsätzen in Widerspruch zu 
treten, zu dem Besoltat des Vorderrichters gelangen muss, sobald nur die 
thatofichlichen Verh&ltDiase genügend gewürdigt werden, welche zu der 
hier fraglichen huidespolizeiliehfln Featsetzung geführt haben. 

Ans den im Termine znr milndÜehen Verhandlung vor dem Gerichte- 
hofa voi^elegten und anerkannten Acten des Magistrats zn C, betreffend 
die Einricfatnng des Bahnhofsweges, geht hervor, dass vom Jahre 1865 ab 
zuerst die Berlin -GOrlitzer nnd sodann bald daianf die HaUe-Sorau- 
Onbener Eisenbahn dorch die Stadt G. durchgeführt Warden, nnd zwar 
von zusanmienhUngenden Bahnhofen aus in sfidlicher nnd Ostlieher Riditong 
derartig, dass sie eine Reihe stfidtisefaer Strassen dorchschnelden, zonftchst 
knrz nach dem Aastritt ans dem Bahnhof noch fast parallel neben ein- 
ander laufend, die Feld-Strasse, sodann sich mehr nnd mehr von einander 
trennend in wachsenden Zwischenräumen die Dresdener Strasse, die Oarten- 
Strasse, die Bellevne-Strasse n. s. w. ^ So lange die Berlin-GOrlitzer 
Bahn aliein im Betriebe war, wurde die UebeifQhrang ihrer Schienen im 
Kivean der nftchstgelegenen Feld-Strasse noch f&r statthaft erachtet So- 
bald dagegen die Schienen der Halle-Soran-Gubener Bahn hinzutraten, 
erschien die Niveanüberfiihrang nicht mehr znlfissig; es wnrde vielmehr 
die Feld-Strasse in der Breite der Bahnen gänzlich cassirt nnd gleich- 
zeitig eine ganz nene Wegeflberffihrang fiber sämmtliche Schienenstränge 
unmittelbar an der Östlichen Grenze der Bahnhofe angelegt. Die nördliche 
langgestreckte bis zum damaligen nächsten Wege, dem sogen. Tiegelwege aus- 
gedehnte Bampe dieser Wegeflberfilhning ist die jetzt streitige Strassenstrecke. 

Unter dem 10. Januar 1866 eröffnete der damalige königliche Com- 
missariuB fär den Bau der Berün-GOrlitzer Bisenbahn dem Magistrat zu G. 
bezfiglich dieser Wegeuberfohrung auf Anweisung des Handelsministers, 
dass nach dem Entwurf für die üeberfühmng auf Bahnhof B. diese durch 
Rampen zugänglich gemacht werden solle, welche einerseits einen schienen- 
freien Zugang von der Stadt ans nach den Länderden nnd dem Land- 
strich sfidlich und südwestlich der dort zusammentreffenden Bahnen, ande- 
rerseits einen schienenfreien Zugang zum inselperron zu gewähren bestimmt 
seien. Die Kosten der stadtseitigen Rampe Iiabe die Halle-Sorau-Gubener 
Eisenbahngesellschaft zu tragen. 

Es kann nach dem Inhalt dieses Schreibens nicht füglich einem Zweifel 
unterliegen, und ist auch von den Parteien in der mündlichen Verhandlung 
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vor dem Gerichtshöfe zogegeben, daes die nach demeelbeo der Halle- 
SoTan-Gnbener EisenbahngOBellsehaft zum Bau fibertragene Rainpe mit der 
hier fraglichen identisch sein mnss. 

Weiter erhellt aber anch ans jenem Schreiben sowie ans den Örtlichen 
VerhäKoissen klar, dass die fragliche Bampe keineswegs etwa nur als 
Zngangsweg zn den Bahnhufon und al^ Theil derselben angelegt wurde* 
am diese mit Öffentlichen Wegen in Verbindung zn ])riii^eii. Vielmehr 
sollte die ganze Wegefiberführnng namentlich auch (ia/u dienen, einen 
schienenfreien Zugang von der Stadt aus nach dem Landstricii sudlich und 
aftdwestlioh der dort zusammentreffenden Bahnen zn schaffen. Das Bau- 
werk, von welchem die hier fragliche Strasseuflucht, die nordseitige Rampe, 
einen Theil bildet, ist also bestimmt, im öffentlichen Interesse 
die Gefahren ausznschliesscn, welche eine Wegeüberführung 
im Niveau der Bahn mit sich gebracht haben wurde, und die 
Nachtbeile zu beseitigen, welche ohne dasselbe der Bahn bau 
durch die roupining von Strassen, wie namentlich der Feld- 
Strasse für das Verkeh rslel)en der Stadt C. haben musste. 
Dasselbe hat hiernach für das Öffentliche Interesse, für den 
öffentlichen Verkehr, genau dieselbe Bedeutung, wie Wege» 
Ueberfahrten etc., welche nach § 14 des Eisenbahngesetzes 
von Eisenbahnge seilst haften einzurichten und zu nnterbalten 
sind, um einzelne benachbarte Grundbesitzer gegen Gefahren 
und Nachtheile in Benut/iinir ihrer Grundstücke zu sichern, 
für Privatinteressen. Findet nun auch diese letzteie Bestimmung 
nicht direct Anwendung, so weist doch die völlig analoge Such- und 
Rechtslage darauf hin, dass der Klägerin landespolizeilich in Gemiissheit 
der Rechtsauffassung, welche demnächst noch ansdrücklich durch den § 14 
des späteren Enteignungsgesetzes legalisirt worden ist, die Wegeanlage 
nicht anders als sowohl zum Bau wie zur Unterhaltung anfgegeben 
werden konnte. Hier, wo es sicli um eine neue Anlage zur Beseitigung 
der ohnehin mit dem Bahnbau verbundenen Schädigung des öffentlichen 
Verkehrsinteresses handelt, also darum, die Na cht heile auszugleichen, 
welche mit dem Eingriff in die bestehenden auf Kosten (lc<5 AVegebau- 
jjflichtigen geordneten Verkehrsverhslltnisse durch den Balmhan verbunden 
waren, nicht darnm, den durcli die Bahnanlai?e natui^omriss 
wachsenden Verkehrsbedürfnissen dos Publikums gerecht zu 
werden, ist für «lie entsprechende lande^pnlizeilicbe Anfintre kein Anhalt 
zur l nterscheiduiig zwischen der Verpflichtung zur ersten Anlage und zur 
Unterhaltung u:egeben. — Beim Mangel einer ausdrückHehen abweichenden 
BestinHonncr Tnii-^s die Eisonbahnuescllschall Beides übernehmen, da <lie 
Anlage eben nur als eine dauernde ihren ursprünglichen Zweck erfüllen kann. 
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Hr» 60. fiefleblnss des Kammergerlclits sn BerUn. 
Vom 8. December 1888. 

tJolMw Q. Kttatm, Jüah. t BntMli. 4. KMUUiffulelitB. Bd. 4 8» 197, 156.] 

Anlegmig mm drondbuoliUattes fltr Snmdstftoke d«r Eirnnbahngesell- 
sehaftfin, welolie sie naoli firBlierem Beeht dnieli fixpropiiatlon enrorben 
haben. — CInmdsttteke, welehe EisenbaluigeBeUsehaften vor dem MraA- 
treten der Geeetie vom 5. Hai 1878 imd 11. Juni 1874 im Wege der 
Bzpropiiation erworben haben, verloren aneb ohne Absebreibiing die Zn- 
gebdiigkeit sa dem im Hniofliekenbiieb der StanungnmdBtttcke repriUen- 
flrten Besitie. Der Mangel der AbBebreibnng steht daher auoh gegen- 
wSrtlg der Erdfbmig eines Qmndbnehblattes für dieselben niekt entgegen. 

Die H.-H. Eisenbabn hat im Jahre 1869 mehrere bis dabin za den 
Grandetficken des Aekerbörgers L. gehörige Parcellen im yfege der Ex- 
propriation erworben und dieselben naeh Zahlung der dnrch die Rcgierimg 
festgesetzten Entsohadigmigsgelder in Besitz genommen. Eine Abschrei- 
bnng dieser Parcellen im Grandbache wurde damals nicht veranlasst; doch 
wurden dieselben bei der im Jahre 1878 und 1879 'erfolgten Znrtekftthmng 
der Gmndbnchbifttter der L.*8chen Gmndstdcke anf die Stenerbftcher 
anf den berichtigten Titeln weggelassen. Hiemftchst gelangten die L.'8ehen 
Grondstflcke zur Snbhastation und wurden im Jnli 1879 dem Restanratenr 
W. zugeschlagen. 

Im Jahre 1888 beantragte die M.-H. Eisenbahn Anlegung eines Grand- 
bnehblattes Ar die erwähnten Paroellen nnd Eintragnng ihres Eigenthnms. 
Die Yorinstanzen lehnten den Antrag ab, weil die Parcellen seiner Zeit 
nicht abgeschrieben seien, mithin nach wie vor zn den Stammgmndstficken 
gehörten nnd von dem Ersteher der letzteren in der Snbhastation mit 
erworben seieo. 

Die weitere Beschwerde ist für begründet erachtet 

Aus den Gründen; 
Mit Unrecht erblicken die Voriiislanzeii in der mangelnden Abschrei- 
bung eine für den EigenÜiumserwerb der Gesellschaft an den fraglichen 
Parcellen erhebliche Thatsache. Es handelt sich um Rechto Verhältnisse, 
welche vor dem Inkrafttreten der Grundbuchgesetze vom Jahre 1872 und 
des Enteignungsgesetzes vom 11. Jnni 1874 entstanden sind. Bis zum 
Erlass des letzteren regelten sich das Verfahren und die Wirkungen der 
Zwangsenteigiuing für die Zwecke der Eisenbahnen nach dem Gesetze 
vom 3. Nüvciuber lb38. Dieses verpflichtete (§§ 11 ff.) den Eigenthümer, 
dessen Grundstücke für die vorgedachten Zwecke durch Bescheid der Re- 
gierung in Anspruch genommen waren, dieselben an die Gesellschaft zu 
übergeben, sobald die im administrativen Abschätzungsverfahren festge- 

Eger, EisenbatmreclttUche £atsch«iduiigen. UL 10 
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setzten Entschädigiuigsgelder seitens der letzteren gezaUt oder deponirt 
waren. Mit der Erfüllung dieser Voranssetzongen vollzog sieh der Eigen- 
thnmeübergaog» ohne dass es einer Abschreibung der expropriirten Grund- 
stücke im Grondbüche bedurft hätte. (§ 15 des Gesetzes, Verordnung 
yom 8. Angast 1832 (G.S. S. 202 f.), Cab.O. vom 26. December 1833 
(G.S. 1834 S. 8), RestT. vom 2. Febmar, 6. August nnd 19. October 
1840, J.M.Bl. 1840 S. 46, 127, 352). Wenn also die Vorderrichter bei 
Prüfung der Frage, ob die M.-H. Eisenbahn Eigenthümerin der im Jahre 
1869 für sie enteigneten ParceUen ist, auf den Mangel dieser Abschreibung 
Gewicht legen und aus dem letzteren folgern, dass die enteigneten, zur 
Eisenbahn gehörigen ParceUen noch auf ihren bisherigen ParceUen reprft- 
seutii t seien and für die dort eingetragenen Schulden hafteten, so wenden 
siu die Vorschriften desjenigen Rechts unrichtig au, nach welchem sich der 
Erfc'erb jener ParceUen v üzogen hat. 

Die Frage, ob die in Rede steheudeu ParceUen trotz des daran be- 
steheuden Eigenthuras der Beschwerdeführerin von dem Restanratenr 
in der Sobhastatiou mit den anderen Loschen Grundstücken erworben 
werden Iconnton, ist hiernach eine mfissige, ültrigens auch von W. nicht 
aufgeworfen, der damit, dass er die nicht erforderUche Aufiassung und 
Exncxnation der Parccllen schliesslich abgelehnt^ noch nicht das Eigen- 
thum an Theilen der Eisenbahn für sich in AnafNiidi genommen hat. jßs 
handelt sich auch jetzt nicht um Alischreibung vom W.'schen Foliam, 
sondern um Eröffnung eines Foliums für die seit 1869 nicht mehr im 
Grandbuche repr&sentirten ParceUen. 



Nr. 61. Entsch. des Deutscheu Eeichs^^erichts. 
2. Straf-Senat. Vom 4. December 1883. 

IBitMli. dM Belchiger. In SiraltadwB. Bd. S. 233— 23fi. — Zty. d. V«r«liM Ovatach. EiMäk V«nr. ISN. 

S. 325.] 

Beginnt dtr durch §§ 315, 316 St.O.B.'s den Eisenbahnen gegebene Straf- 
schütz erst mit dem Zeitpunkte, iii welchem dieselben dem öffentlichen 

Verkehre übergeben werden? 

Die Revision des Staatsanwaltes, welche Verletzung der 315 und 
316 St. G.B. rügt, erscheint begründ t. 

Durch den Erütiüuugsbeschliiss ist den Ijeiden Angeklagten, Schaeht- 
meister P. und Vorarbeiter I.., unter Bezugnahme auf §§316, 47 Str. G. B. 
zur Last gelegi, da^s gemeinschaftlich am 30. November 1882 zwischen 
Garnsot.' u!)d Graudeuz in der Gemarkung Lissakowo den Transport auf 
der Eisenbahn Xhom-Manenburg fahrlEssigerweise dadurch in Gefahr ge- 
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«etzt haben, daas sie durch Einsetzang einer Lowiy auf der Fahrbahn 
Hindernisse fftr den entgegenfahrenden Arbeitszng bereitet haben, welche 
eum Znsammenstoss mit diesem vemnlaasten. Der Vorderrichter hat die 
beiden Angeklagten von der Anklage des Vergehens gegen § 816 SiG.B. 
freigesprochen, indem er erwogen: Es sei erwiesen, dass die Theüstrecke 
6randenz-Marienbnig der Thoni'Marienbnrger Eisenbahn, anf welcher der 
fragliche Znsammenstoss geschehen, am Tage desselben — am 30. Not. 
1882 — noch nicht dem öffentlicheD Verkehr übergeben gewesen, vielmehr 
erst am 15. Äügiist 1883 diesem Verkehr eiOi£net worden ist, nnd dass 
die Theilstrecke, insbesondere zwischen Gamsee nnd Grandenz, im Novem* 
ber 1882 erst soweit fertig gestellt war, dass sie von Arbeitszfigen be- 
fifthren werden konnte. Deshalb sei anzunehmen, dass die Strecke Garnsee- 
Grandenz am 30. November 1882 noch keine „Eisenbahn^ im Sinne 
der §§315 nnd 316 St. G.B. gewesen ist, wodurch der §816 nnanwend* 
bar werde. 

Der Rechtsansicht des ersten Trichters ist jedoch nicht beizustimmen. 
Derselbe legt bei deren näheren Begründung zu Unrecht wesentliches Ge- 
wicht auf den Umstand, dass die §§ 315, 316 a. a. 0. in dem „Gemein- 
gefährliche Verbrechen und Vergehen" überßchriebonon Absdinitte 27 des 
Strafgesetzbuches zweiten Theiles stehen. Allerdings fuhrt dieser Abschnitt 
solche strafbare Handinngen auf, „mit deren Begehung die Wahrsrhein- 
Uchkeit einer allgemeinen Gefahr für Meeschen oder Sachen gegeben ist^ 
(Motive S. 141). Trotzdem ist die Gemeingefährlichkeit kein Thatbestauds- 
merkmal fOr die sfimmtliohen in jenem Abschnitte enthaltenen Straf bestim- 
mnngen, wie daraus hervorgeht, dass einige (§§312, 313, 314 a. a. 0.) 
das Erfordemiss gemeiner Gefahr besonders aufstellen, andere (§§ 330, 
323 a. a. 0.) nur eine Gefahr „für andere" oder „für das Leben eines 
anderen" erfordern, andere (§ 320 Abs. 1, 2) von einer concreten Gi fulir 
gänzlich absehen. Es ist deshalb ohne Rücksicht auf die lediglich der 
Systematik dienende Ueberschrift des Abschnittes der Thatbestand jeder 
darin enthaltenen Strafthat aus dem Wortsinne, dem Grunde nnd Zwecke 
4er Gesetzesvorschrift zu ermitteln. 

Zweifellos setzen die §§315, 31 H St. G.B. eine zum Zweeke des 
Transportes in Benutzung genommene Eisenbahn voraus: denn es wird 
erfordert, dass der Transport auf einer Eisenbahn durch eine der bezeieii- 
neten Handlungen iu Gefahr gcset/.t wird. Datür aber, dass die Eisenhulin 
auch dem OtTentlirhen Verkehre übergeben — <lem Publikum zum Trans- 
porte von Personen oder Gütern erötTnet — sein nniss, enthalten die an- 
geführten Paragraphen kein?^ Andeutung. Eisenbahnen, welehe lediglich 
begrenzten — beispielsweise militariselien — Transportzweekeu dienen und 
ffir die Benutzung darch das Publikum überhaupt nicht bestimmt sind, 
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kann der Strafschutz dieser Paragraphen nicht versi^ sein. Vorliegend 
handelt es sich um eine Eisenbahn, welche für den allgemeinen Verkehr 
bestimmt, jedocli za der hier fraglichen Zeit auf der Strecke zwischen 
Grandenz und Garnsee erst für Arbeitszflge, d. h. zum Transporto von 
Arbeitspersonal und -material, in ßenntznng genommen war. Die Yoraus- 
setznngen der §§315, 316 a.a.O. liegen nach deren WorÜaote aneh bei 
einem solchen TranRpnrto anf der Eisenbahn vor. Aber auch der Grund 
iiml Zweck dieser Strafvorschriften, den dem AVirken mechanischer Kräfte 
überlas8L>nen Transport von Personen oder Sachen gegen solche vorsätzlicho 
oder fahrlässige Handinngen, welche die Geaammtheit desselben in Gefahr 
setzen, zn schützen, tritft in solchem Falle za. Dass die §§315, 316 
St. G.B. nicht eine Gefährdung des Publikums, sei es in Ansehung körper- 
licher Integrität oder des Vermögens, erfordern, hat das Reichsgericht be- 
reits in dem Urtheile vom 24. Februar 1881, 

Tgl. Entscheidong des Jieichsgerichtä in Straf.sachen Bd. 3 S. 415» 
angenommen, indem eine von einem Locomotivlührer geleitete, anf einem 
Bahnhofe sicli bewegende Locomotivo mit Tender als ein „Transport" be- 
nrtheilt und dessen Gefährdung unter die angegebenen Vorschiiflen fallend 
erachtet ist. Ist die Eisenbahn als solche zu Transporten von Personen 
oder Sachen in Benutznni:: L'onommen, so sind die Voraussetzungen, unter 
denen vorsätzliches oder fahrlässiges Gefährden des Transportes nach MaasB- 
gäbe der §§315, 316 a. a. 0. strafbar werden, gegeben. Dass auf einer 
Eisenbahn der Trausport sich noch auf einen durch Beruf begrenzten Kreia 
Ton Personen (Arbeiter, Beamte) oder auf Sachen bestimmter Gattung be- 
schränkt, schliesst die Anwendung der §§;>! ''- 316 St. G.B. nicht ans. 
"Wäre die Ansicht des ersten Richters zutreftend, so würden auch Probe- 
fahrten, welche auf fertiggestellten, aber dem allgemeinen Verkehre noch 
nicht überlasse?!! !i Eisenbahnen, sei es mit der blossen Locomotive oder 
n)it vollständig besetzten Zügen unternommen werden, vom Schutze der 
in Rede stehenden Strafbestimmungen ausgeschlossen sein, was bei der 
auch in solchem Falle begründeten erheblichen Gefahr für Menschen und 
Sachen der Absicht des Gesetzgebers offenbar widerstreiten wurde. Hat 
hiemach der Vorderrichter den gedachten § 31(5 aus einem nicht zutreffen- 
den Reehtsgrunde als unanwendbar beurtheilt, so war auch gemäss §§ 393, 
.'^94 St. P.O. das angefochti?ne Urtheil sammt den demselben zu Gründe 
liegenden thatsa<'hlichen Feststellungen aufznhehen und die Sache zur 
anderweiten Verhandiuii? und Entscheidung au das Gericht der ersten In- 
stanz zurückzaverweiöeu. 
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Nr. 62. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts« 

8. CWil-Senat. Vom 7. December 1883. 

tBisoo «. Blum, Annkii. Bd. 9. 8. 1S7, VS6. — Jnilit. WoelnniebiMt. 1884. & $7 f. — ZtK* i» Tercins 

Dnitack.Elsnib.Tsnr. 1664. 8.MT.] 

Die muflunMflsttolie Lebensdauer des QetÖdteten ist nicht nach L 88 ad leg; 
Mddl&m (S5,2Dlg.), sondern nach den Ergebnissen der allgemeinen 
Kortalit&tsstatistih in Anwendung anf den SinseUUl m, berechnen. 

Bei Lage der Sache kommt nur in Frage, ob die Beschränkung der 
in erster Instanz der Klägerin zuerkannten lebenslänglichen Rente auf eine 
Rente für die Daner von 16 Jahren auf der Verletzung des Gesetzes be- 
ruht Diese Frage ist zu bejahen. Der Berufungsricbter geht zwar mit 
Becht davon aus, dass nach §§ 2 und ä des Reichs -Haftpflichtgesetzes 
4en Personen, welchm der bei dem Betriebe einer Fabrik etc. GetOdtete 
vermöge des Gesetzes Unteriialt zu gevShren verpfiehtot war, ein Anepmch 
auf Entscbftdigung gegen den Fabriknnterndmier nur insoweit zusteht, als 
•der Getödtete, wenn der ün&U nicht eingetreten wäre, seiner Tetbind- 
lichkeit voranssichtlich wflrde genügt haben, und nimmt femer mit Recht 
an, dass dieser den gedachten Personen zugefügte Schaden nach riditer- 
lichem Ermesseo zu bestimmen sei. 

Wenn es sich, wie im vorliegenden Falle, um einen Anspruch der 
IVittwe des Getödteten handelt, so hat der Richtsr die muthmaassliche 
Lebensdauer des getödteten Bhemaones festzustellen und dabei namentlich 
das Lebensalter des Getödteten zur Zeit des UnÜalls, dessen Gesnndheits* 
Verhältnisse und seinen Beruf in Betracht zu ziehen. Es ist daher zu* 
treifend, wenn das Berufungsgericht die Berufung der Beklagten an sieh 
als begrfindet erachtete. Bei FeststeOung der mutfamaasslichen Lebens- 
dauer des Ehemannes der Elfigerin geht nun zwar der Berufungsriehter 
zunächst in üebereinstimmung mit dem von ihm angezogenen Urtheile des 
Reichsgerichts vom 22. November 1881 (Entscheidungen Bd. T Nr. 29) 
davon ans, dass der in L 68 Dig. ad leg. Falcidtam 35, 2 enthaltenen 
Bestimmimg Aber die Berechnung der mnthmaasslichen Lebensdauer eines 
Menschen eine völlig allgemeine, über den ursprünglichen Zweck der Bc' 
rechnung der quarta Fidcidia hinausgehende Bedeutung nicht bdzulegen 
sei. Er wendet aber dennoch bei Festsetzung der mnthmaasslichen 
Lebensdauer des Ehemannes der Klägerin und demgemäss bei Feststeilung 
der Dauer der der Klägerin zuzuerkennenden Rente die in 1. 68 cii ent« 
haltenen Bestimmungen analog an. Das kann für zulässig nicht erachtet 
werden. Wie bereits in dem angezogenen ürtheile des Reichsgerichts 
ausgeführt ist, lassen die in L 68 cit. nur für einen speci eilen Fall 
gegebenen Vorsdiriften, eine ausdebnende Anwendung anf sonstige Fälle, 



L/iyiii^ü<j by Google 



150 Entsch. des Deutscbeu Reichsgerichts vom 7. Deccmber 18Ö3. 

in welcben es auf die Bestimmung der wahrschemlicheii Lebensdauer eines 
Menschen ankommt, insbesondere auf die Ermittelnng des Betrages von 
Schadensan^rflehen nicht zn, nnd ist damit wie die directe, so auch die 
analoge Anwendung jeuer Yorsehriften, namentUeh in F&llen der vor- 
liegende Art, ausgeschlossen. Es ist vielmehr die Dauer der Zeit, weleho 
der yerstorbene Ehemann der ElSgerin ohne den Unüstll, welcher seinen 
Tod herbeiffihrte, muthmaasslieh noch gelebt haben würde, zu bestimmen 
auf Gmnd der nach den Ergebnissen der Statistilc einem Menschen seines 
Lebensalters durehschnittlich zuzuschreibenden Lebensdauer, unter Berück- 
sichtig uug der besonderen persönlichen Verfaftltnisae des GetOdteten, dureh 
welche eine Ifingere oder kürzere Lebensdauer, als die nach der ICortalitäts- 
Statistik sich ergebende durchschnittliche Lebensdauer wahrscheinlich ge- 
macht wird. 

War deiniiath das angefochtene Urtheil aufzuheben, so war, du alle 
in Betracht kümmeiideu Thatsaelieu teststeheii, in der Saehe seihst alsbald 
zu erkennen. Die neueren Mortalitätstabelleu weichen bezüglich der Zeit, 
welche ein Mensch von dem Alter des Ehemanes der Klägerin zur Zeit 
des eingetretenen Unfalls muthmaasslich noch leben wird, von einander ab. 
(Vergl. die von Karup „die Mortalitätsstatistik* mitgetheilten Mortalitäts- 
tabellen, auch B. G. B. für das Königreich Sachsen § 35). Unter Zu- 
grandelegung der aus ihnen sieh ergebenden durchschnittlichen Lebensdauer 
und unter Uitberücksichtigung des Umstandes, dass zwar fiber die Ge- 
snndheitsveriiültnisse des verstorbenen Ehemannes der Klägerin Angaben 
nicht gemacht sind, dass aber die Beschäftigung in einer Fabrik er&hrungs- 
mftssig einen frühzeitigen Tod herbeiführt, ist die muthmaassliehe Lebens- 
dauer des Ehemannes der Klägerin auf 21 Jahre anzunehmen und dem- 
gemüas der Klägerin für dieseii Zeitraum, angerechnet vom Tage dea 
Todes ihres Ehemannes, dem 19. Januar 1881, die Rente von 200 H. 
jährlich zuznbilligen, wobei es selbstverstfindUch ist, dass die Verpflichtung 
der Beldagten zur Zahlung dieser Rente wegfilllt, falls die Elfigerin vor 
AbUiuf dieser 21 Jahre versterben sollte. 



Nr. 68. Entsch. des Deutschen Reichsgericht«, 
2. Civil-Senat Vom 7. December 1883. 

[nimn u. Blum, Aanaleii. Bd. 9. S. 180. 19(K] 

Der § 20 Abs. 3 dos Prenss. Aus! Oes. zur R.O.P.O. vom 24. H&n 1879 
findet nur Anwendunfp, wenn in den Statuten oder Pilvflegien einer QmeU- 
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wbhiJX die Bekumtmaolnmg zum Zwecke des Aufböte in bestimmten, 
namentlieh bezeiebneten Bl&tfceni vorgeeobrieben ist 

Auf Antrag des EJ&gera wurde vom Amtsgericht Oöln das Anfgebot- 
verfiihren zum Zwecke der KrafÜoserkl&rang von 8 Stack Stammactien 
der Rhelniseben fiiseDbabngesenBchaffc eingeleitet nnd wurden diese Actien 
durch Aussehlussurtheil vom 19. December 1881 für kraftlos erklftrt 
Auf Grund dieses Urtheils erhob L. im Juli 1882 Klage gegen besagte 
Gesellschaft vor dem Landgericht Cöb, in welcher er beantragte, die Be- 
klagte för verpflichtet Tsa erklfireo, ihm an Stelle der kraftlos erklftrten 
Actien neue gleichwerthige Stficke auszufertigen und zu behfindigen. Die 
Beklagte wendete ein, dass dem § 20 des Preuss. Ausf. Ges. zur B.C. P.O. 
zuwider bei dem Aufgebotverfohren die dfientlichen Bekanntmachungen 
nicht in allen in den Statuten der Rheinischen EisenbabngeBellschaft 
namentlich bezeichneten Blättern stattgefunden haben. Das L.G. wies, 
diesen Einwand fQr begrOndet erachtend, die Klage ab. Das O.L.G. ver- 
urtheiite. Zur Begründung der Etevision ist nur die Rüge einer Verletzung 
von § 20 Abs. 3 des Preuss. Ausf. Ges. zur R.O.P.O. vom 24. Mftrz 1879 
erhoben. Besagtor § 20 Abs. 3 bestimmt: ^Betrifft das Aufgebot Urkunden, 
für deren Aufgebot die Bekanntmachung durch namentlich bezeichnete 
Bl&tter in Privilegien oder Statuten besonders vorgeschrieben ist, so er- 
folgt die Öffentliche Bekanntmachung des Aulgebote (§ 842 Abs. 1 der 
R.C.P.O.) auch durch einmalige Einrfickung in diesen Blättern.*' Das 
O.L.G. ist der Ansiebt, dass diese Bestimmung im vorliegenden Falle 
nicht zutreffe, da in den Statnteu der Rheinischen Eisenbahngesellschaft 
zwar vorgesdirieben sei, dass die bezfigliehen Bekanntmachungen in einer 
Berliner, einer Cölniscben, einer Aachener, einer Augsbui^r, einer Brüsseler 
nnd einer Zeitung in Frankfurt a. M. zu erfolgen hätten, nicht aber be- 
stimmte Zeitungen genannt seien. 

„Diese Ansi( iit erscheint völlig richtig. Sie entepricht zunächst dem 
natürlichen Wortsinne, gemäss dessen unter namentlich bezeichneten 
Blättern nnr bestimmte, mit ihrem Namen bezeichnete Blätter zu ver- 
stehen sind. Sie entspricht aber auch dem Zwecke des Gesetzes, ver^ 
trnp^smussi}; begründete Redite bezw. Interessen möglichst zu schonen. 
Wenn bei der Emission eines Inhaberpapieres angekündigt ist, dass die 
zum Zwecke der Amortisation nöthigen Bekanntmachungen nur in be- 
stimmten, mit Namen bezeichneten Blättern erfolgen worden, so liegt 
darin eine Zusicherung, zufolge deren der Inhat>er sich um hindere 
Blätter als die benannten nicht zu kümmern braucht. Anders ist es, 
^enn nur bestimmt ist, es h&tten die fraglichen Bekanntmachungen in 
Biftttem gewisser Orte zu erfolgen. Insofern au diesen Orten Blätter 
In grosser Zahl erscheinen, auch neue gegründet werden können, tritt 
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hier der Gesichtspiinkt einer vertragsmässigen Zusicherung ganz in den 
HiDtergrund und uar die Absiebt hervor, für eine möglichst zweck- 
mässige Art der Veröffentlichung Sorge zn tragen. Wenn nnn das 
Gesetz eine nene, ihm noch zweckmässiger erseheinende Art der Yer- 
Offentliehiing Torsehreibt, so durfte es davon ausgehen, dass dnrdi seine 
Vorschrift vertragsmäsaige Interessen nicht verletzt wfirden. 

Diese Anffossong stimmt andi ganz überein mit der Entstehungs- 
geschichte der in Frage stehenden Bestimmung. Im Gesetzentwnrfe fand 
skli dieselbe nicht; in der Landtagscoramission wnide jedoch angeregt, 
ob nicht der Inhaber ein Eecht habe, die Bekanntmaebnng in den 
Blattem zu veriangen, welcbe bei der Emission als diejenigen bezdehnet 
seien, in welchen das Aufgebot bekannt zn machen sei. Es wurde ent- 
gegnet, dass zwar von einem bezüglichen Bechte nicht die Rede sein 
könne, dass jedoch die Billigkeit dafür spreche, dem Wortlaute des 
Papieres zu genügeu, und wurde demgemäss ein Zusatz folgenden Inhalts 
vorgeschlagen: „Sind durch Statut für eine bestimmte Gattung von Werths 
papieren andere als die in § 187 G.P.O. bezeichneten Blätter für das 
Aufgebot bestimmt, so hat in diesen Blättern etc.* Bei zweiter Lesung 
erhoben sich Bedenken gegen diese Fassnng, weil sie in verschiedener 
Bichtnng zu weit gehe nnd einer Beschränkung bedfirfe. In Folge dessen 
wurde die jetzige Fassung, weiche von namentlich bezeichneten Blättern 
spricht, beschloBseo. Hiemach kann es keinem Zweifel unterliegen, dass 
^e Auslegung des O.L.G. die richtige und danach die obbezeichnete Rfige 
ungerechtfertigt sei." 



Nr. 64. Beschluss des Kamniergerichta zn Berlin. 

Vom 11. December 1883. 

[Johow n. Küutzel, Jahrb. t £iit««lL dM Kainmergerichtä. Bd. 4. S. 1G8-170.] 

Yoraussetzimg der Uebertragung von Servituten bei Abschreibung von 
Paieellen. — Serrituten belasten das dienende Grundstück local nicht 
weiter, als das Recht des herrschenden Onmdstücks reicht, und sind daher 
auf Trennstaoke, welche durch dieselben nioht berfihrt werden, nicht zn 

übertragen. 

Auf einem Grundstücke in Berlin waren zu Gunsten des einer Kirche 
gehörenden angrenzenden Kirchhofgrundstücks Beschränkungen des Inhalts 
eingetragen, dass die Kirche unmittelbar an der Grenze BaBtcn « inchten 
kann, das Traufrecht ihres unmittelbar an der Grenze stelieiideii Todten- 
grftberbauses anerkannt wird, die in diesem Hause vorhandenen Fenster 
femer geduldet werden mflssen, und Gebäude ihm gegenüber nur in einer 
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Entfernimg von 6 Fuss anfgefUiTt werdeD dflifeD; dass weiter die Traufe 
der auf der Grenze zn errichtenden Geb&ude nieiit aaf das Nachbargnmd- 
etück fallen darf, soweit dieses als Eirdihof benutzt wird, vielmehr 
blecherne Dachrinnen anzubringen sind, nnd dass solche Geb&ade endlich 
bestimmten bauliehen BeBchrftnkungen unterliegen sollen. 

Das dienende Grundstück ist parcelliit. Bei Eiotlnau- lui Grnnd- 
buchblätter für die Parcellen ist der obige Vermerk uur auf da?* iiebeu 
dem Kirchhof belegene Trennstück übertragen, Ton einer Uebertragung auf 
sieben andere Trennstücke ist abgesehen. 

Diü deswegen von dem Gemeinde-Kirchenrath erhobene Beschwerde 
und weitere Bescliwerdo sind zurückgewiesen, letztere durch Besclüuss vom 
11. December 1883 mit folgender 

Begründung: 

Die weitere Beschwerde, welche Yerletzong der §§ 27, 29 L 22, 
{ 150 1. 7 A.L.R., §§ 65 ff., 71^ 100 G.B.O. und § 12 des Gesetzes 
vom 5. Mai 1872 behauptet^ konnte nicht als begründet erachtet werden. 
Eingetragen sind nicht Servituten, die möglicher Weise auf verschiedenen 
Theilen des dienenden Grundstücks yon Bereditigten geübt werden konnten, 
sondern Emschrftnkungen, welche lediglich die beiderseitigen Bauten auf 
der Grenze betreffen. Der Vertrag nnd der Emtragongsvermerk stellen 
dies klar, geben also dem Berechtigten kein weiteres Recht, als das der 
eingetragenen Einschränkung entsprechende. Die Emtragung erfolgt in 
solchen Füllen nicht behufs Sicheziieitsbestellung, Belastung des gesammten 
Gnmdstückswerthes zur Deckung eines Anspruchs, sondern zur Kund- 
gebung der ihrem Inhalte nach auf einen bestimmten Theil des Grund- 
stücks allein bezüglichen Einschränkung. Deshalb sind auch die §§ 65 ff. 
G.B.O. nicht für Vermerke dieser Art schlechthin maassgebend, wie für 
eingetragene Schulden und Reallasten, betreffs deren, wenn die Entlassung 
einer Paroelle aus der Mithaft nicht nachgewiesen wird, eine Ueber- 
tragung von Amtswegen vom Gesetze gefordert wird. Der Grundbuch- 
ricbter hat vielmehr von Amtswegen darauf zu halten, dass neu anzu- 
legende Folien von darauf nicht bezüglichen und deshalb unverstSndlichen 
Vermerken frei gehalten werden. Thut er dies, so verfügt er aach keine 
Loschung im Sinne des § 100 ( it., sondern erhält unter veränderten Um- 
ständen den Buchbestand vollkommen aufrecht, wenn er Vermerke der 
fraglichen Art nur auf die davon betroffenen Grandbuchblätter überträgt 
Er hat allerdings keine Entscheidung über zwischen den Betheiligten etwa 
bestehende Streitfragen zu treffen, worüber den Anträgen des Gemeiode- 
Kirehenraths nicht das Mindeste zu entnehmen, hatte aber bei Erledigung 
der von den Eigenthümem gestellten Anträge über Bildung von ParceUar- 
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folien lediglich den Bachbestand nach Maassgabe der stattgebabteu Ein- 
tragangen za wahren. Anläse za einem Einspruch der berechtigten Kirche 
wäre nur aus einer Verletzung des Rechtes derselben herznleiteD, welche 
nach dem Gesagten nicht anzaerkennen ist 



Nr. 65. Entseh. des Prenss. Ober-TerwallOeriehts. 

1. Senat. Vom 22. December 1883. 

[Entsch. des Ober- Verw. Ger. B«l. 10. S. 192-198.] 

Die Befiigniss zum Gebrauche öffeutllclier Wpjie — beschränkt dnrch die 
gleiche Berechtigung aller Mitglieder des Publikums. — Dem Einzelnen 
steht ein Recht darauf, zur Eiulegung von Sehieuengelelseii in den Körper 
öffentlicher Strassen verstattet zu werden, nicht zur Seite. — Ist die 
Ortspolizeibehörde berechtigt, gegen den Widerspruch dessen, dem unbe- 
schadet des gemeinen Gebrauches die Verfö^ng über den Körper einer 
öffentlichen Strasse und dessen Nutzung zusteht (Strassenhorr . Eigen- 
thümer, Wegebaupflichtiger), die Aübrmgung von Schienengeleisen in dem- 
selben durch eine Privatperson anzuordnen, welche den Personentransport 
vermittelst einer Pferdebahn gewerbsmässig betreiben will? 

Die Zuckerfabrik zu R. liegt auf der einon Seite der von W. nach R. 
führenden öffentlichen Fahrstrasse und ist mit den die andere Seite der- 
selben einnehmenden Lagerplätzen für Rüben, Kohlen etc. durch zwei, den 
Weg in dessen Niveau überschreitende Schienengeleise verbunden. Zur 
leichteren Ueberführung der Kohlen nach der Fabrik suchte der Inhaber 
im Jahre 1883 bei dem zuständigen Amtsvorsteher die Erlaubniss zur 
Einiegung eines dritten Geleises in den Strassenkörper nach, wurde aber 
abschlä^ng be.schieden, weil bei dem zu erwartenden Umfange des Trans- 
portes und der Geschwindigkeit der auf dem abschüssigen Terrain hiu- 
rollenden Wagen unzulässige Störungen des Fuhrwerks- und Personen- 
verkehrs auf der freqnenten Strasse zu besorgen seien. Xachdein die 
zunächst angerufenen Beschwerdeinstanzou dieser Auflassung beigetreten 
waren , nalmi der Antragsteller zur Begründung der nunmehr erhobenen 
Klage unter dem Hinweis auf di^^ §§ 2, 8, 7 Tit. 15 Th. 11 A. L. R. für 
sich das Recht in Anspruch, den Strassenkörper zu Trausportzwecken mit 
Schienen /n versehen, sofern die Oidimng und Sicherheit des Verkehrs 
nicht darunter leide, was bei sachgemässer Beurtheilung der thatsächlichen 
VerhAltnisse zu verneinen sei. Eine übermässige Belastung des A\'egos 
stehe auch bei Herstellung des dritten Geleises nicht zu erwarten, was 
näher dargelegt und durch eine übei rei< iite Erkliining mehrerer benach- 
barter Amtsvorsteher anter Beweis gestellt wurde. Der fnigliche Weg sei 
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endlich keine Land- und Heerstrasse, Bondern ein uacb den proviucicUeo 
WegeordoQQgeu zu benrtheilender Gemeindeweg znr Yerbindong der Ort- 
ächaflen W. und R., dessen Unteriialtuug die Zaekei&brik fibemommen habe. 

Das Oberverwaltungsgericbt erkaonte indess auf ZnrQckweisaug der 
erhobenen Klage. 

Gründe: 

Der Klüger behauptet, dass ihm, soweit die beabsichtigte Anlage die 
Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs niebt beeintrfichtige, ge- 
setzlich ein Recht auf Zulassung derselben zustehe. £in solches Recht 
ist jedoch nicht nachgewiesen. 

Die §§ 2, S und 7 Tit 15 Th. II A.L.R., auf welche die Klage 
Bezug nunmt) sind zunftchst nur filr die Land- und Heerstrassen im Smne 
des § 1 daselbst gegeben, deren Nutzung und Unterhaltung dem Staate 
zusteht, bezw. obUegt (§11 daselbst). Klfigeriscberseits ist nachtraglich 
betont worden, dass die hier firaglidie Ton W. nach R. fahrende Strasse 
keine Land- und Heerstrasse im Sinne des § 1 a. a. 0. sei, und jedenfalls 
ist dies insoweit zutreffend, als sie nicht zu den Land- und Heerstrassen, 
welche der Staat nutzt und zu unterhalten hat, gehM, vielmehr unter 
das provinzielle Wegeiecfat von Schlesien, insbesondere das Reglement vom 
11. Januar 1767 fiült Immerhin ist jener Weg eine Öffentliche Strasse, 
und erscheint es daher allerdings zulässig, hier jene §§ 2, 3 und 7 in- 
soweit zu berücksichtigen, als dieselben RechtsgrundsStze klarstellen, 
welche sich aus der rechtliehen Natur der Öffentlichen Wege als solcher 
ergeben und deshalb nicht nur jenen Land- und Heerstrassen als einer 
besonderen Art der öffentlichen Wege eigenthQmlich sind, sondern fOr 
letztere allgemein zutreffen, fiüls nicht besondere Rechtsverhältnisse und 
die besondere Bestimmung einzelner Arten der Ofientliohen Wege Ab- 
weichungen und Einschränkungen statuiren. Aus jenen Reditsnonnen 
folgt aber keineswegs das vom Kläger behauptete Recht. 

Der Kläger will sich des hier fragliehen öffentlichen Weges nicht etwa 
gleich Jedem zum Fortbringen seiner Sachen bedienen und es handelt sich 
hier nicht um den gemeinen, jedem Gliede des Publikums gleicher- 
maassen zustehenden Gebrauch des Weges, den der § 7 a. a. 0. mit den 
Worten definirt: „Der freie Gebrauch der Land- und Heerstrassen ist 
einem Jeden zum Reisen und Fortbringen seiner Sachen gestattet** Viel- 
mehr will der Kläger den öffentiichen Weg zu einer besonderen, ihm 
allein gehörigen Transportanstalt durch Hineixdegen 7on ihm ausschliess- 
Hch dienenden Schienen benutzen. Es jiandelt sich also um den aus- 
schliesslichen privaten Gebrauch des Wegekörpers im Gegensatz zu dessen 
Bestimmung als öffentlicher Weg, im Gegensatze zu dem freien Gebrauch 
eines Jeden gemäss {7 a. a. 0. Die Benutzung des Weges zu der vom 
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Kläger projectirten Transportanstalt stellt eine Verlfiping über den Weg 
Im Sinne der §§ 2 nnd 3 a. a. 0. dar, wo es heisst: 

„Ohne besondere Eilaubniss des Staates darf sich Niemand 
eine Verfü^ng über solebe Strassen anmaassen.*' 

„Auch alsdann nicht, wenn die Verfügniii? an sieh dem 6e- 
branche der Strasse für die Reisenden uuschädlich wäre.'' 
Selbst dann also, wenn solche ausschliessliche Verfugunj^ über eine 
Strasse polizeilich ^unschädlich'' ist, soll sie gleichwohl bei Land- nnd 
Heerstrassen nicht ohne besondere Erlanbniss des Staates, der sie nutzt 
nnd unterhält, zulässig sein. Es ist völlig unerfindlich, inwiefern sich bei 
einer analogen Anwendung aller dieser zunächst für die Land- und Heer- 
strassen gegebenen Bestinunnngen auf den vorliegenden Fall aus denselben 
ein Recht des EUigers auf die Benntznug der Strasse zur Eiulegnng von 
Schienen und somit seine Legitimation zur Klage wegen Verletzung dieses 
Rechtes durch eine dessen Ansfibnng untersagende polizeiliche VerfOgnng 
ergeben soll. 

Allerdings ist, wie in der Praxis der Civilgerichte, so in der des 
Oberverwaltungsgerichtes anerkannt, dass der Beo^riff des öffentlichen Weges 
keineswegs die Möglichkeit ausschliesst, dass in Bezug auf denselben private 
Vermögensrechte bestehen. Dahin gehört namentlich das aus dem Eigen- 
thum oder der sonstigen Verfügungsgewalt des Wegebaupflichtigen oder 
aus besonderen das öffentliche Recht berührenden Rechtstiteln, wie z. B. 
dem sogenannten Auenrecht originironde Xntzungsrecht am Wegekörper, 
welches seine Grenze in dem unbedingt überwiegenden durch die Polizei- 
gewalt zu hestiinmenden Gebrauche des öffentlichen Wes<'^^ zu Zwecken 
des olVentliciieii Verkciirs findet. — Mit Rücksicht hierauf erscheint eine 
Klasse des Nutzungsberecliti^fcn im Verwaltiingsstreitverfahren gegen die 
Polizei statthaft, welche darauf gegründet wird, dass Letztere die Ver- 
fügung über den Wegekürper ohne jeden polizeilichen Anlass einschränke. 
Id dieser Weist* hat sich jedoch Kläger zu dem geltend gemachten An- 
spruclie nicht icgitiinirt. Hat derselbe auch, wie nach der vorgelegten 
Bescheinigung des Gemeindevorstandes von R. angenommen werden kaun, 
dieser Gemeinde die Unterhaltung des fraglichen Weges abgenommen, so 
folgt daraus doch noch keineswegs sein Recht anf Nutzung des Weges zu 
privaten Zwecken. Und selbst dann, wenn anzuerkenni-n wäre, dass die 
privatrechtlicheii Beziehungen des Klagers zum Eigeuthümer oder Nutzungs- 
berechtigten des Weges nicht der Cognition der Polizeibehörde unterstellt 
seien, dass diese daher auch die gefordert».' Entschliessuug über die poli- 
zeiliche Statthaftigkeit oder Unzulilssigkeit der fraglichen Benutzung des 
Weges nicht von dem Xaehweise des erworbenen Rechtes auf dieselbe ab- 
hängig zu macheu habe, und dcmgemäss dieser Nachweis auch nicht für 
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die Legitimation zu der angestrengten Klage zu führen sei, so mnssto 
letztere gleichwohl ala aach im Uebrigen sachlich nobegr&udet verworfen 
werden. 

Allerdings hat mh der Kichter im Verwaltungsstreitverfahren sjeratea 
der Pos. 2 des Abs. 3 des § 63 des Oiganisationsgesetzes nicht auf di& 
Prüfung zu beschränken, ob für eine angefochtene polizeiliche Verfügung 
tliatsächliche Voraussetzungen geltend gemacht werden, die gesetzlich zu- 
lässig, in abstracto rechtlich möglich sind. Vielmehr geht der vom Gesetz 
g^cwährta Rechtsschutz weiter, nämlich soweit, dass die Klage im Streit- 
verfahren auf die Behauptung gestützt werden kann, die rechtlich an sich 
zulässipfcn Voraussetzuiii^en der angefnchtenen Verfügung seien eben für 
diese, also in dem concreten von ilir betroffenen Falle, überall gar nicht 
vorhanden und es mag dem Kläger zugegeben werden, dass er eine ent- 
sprechende Begründung seines Anspruches versucht hat. Dieser Versuch 
ist aber durchaus misslungen. 

Auch bei ihm geht der Klager zunächst von einer rechtsirrüiümlicheu 
Ansicht aus, nämlich der, dass ihm ein nicht zu verkürzendes Recht darauf 
zustehe, jede beliebige Quantität seiner Materialien in der für das Publikum 
gebräuchlichen Weise, also namentlich durch Handkarren, über die öffent- 
liche »Strasse zu schatTen. Dem ist aber nicht so. Der Jedem zustehende 
freie Gebrauch der ötVcntlichen Wege zum Fortbringen seiner Sachen iindet 
seine Grenze in der Bestimmung der öfleutlicheu Wege für das Publikum 
und der dadurch bedingten Concurrenz aller Glieder des letzteren. Diese 
Conenrreitz zu regelu, ist recht eigentlich die Aufgabe der Polizei in der 
Ueberwachung der öffentlichen Ordnung auf den Wegen, und in tler Hand- 
habung dieser ihrer gesetzlichen JJefugniss ist sie berechtigt einzuschreiten, 
wenn ein Einzelner zum Schaden des öffentlichen Wesens einen öffent- 
lichen Weg derartig nutzt, dass er gewissermaas^cn den Betrieb seiner 
Fabrik theihveise auf Ii ii>elben wie auf einen Tl eil der Fabrikationsstätte, 
des Fabrikhofes, verlegt. Auch dieser Rechtsgrundsatz hat für die Land- 
nnd Heerstrassen ausdrückliche Anerkennung gefunden, nämlich in dem 
§25 a.a.O., wo es heisst: „Den nach §7 einem Jeden freistehenden Ge- 
brauch der Landstrasseu muss ein Jeder so ausüben, dass der Andere an 
(iem gleicbmässigen Gebrauche des Weges nicht gehindert, noch zu Zän- 
kereien oder gar Thütlichkeiten über das Ausweichen Anlass gegeben 
werde." Hiernach fehlt aber der gauzeu Schlussfolgerung, dass der Trans- 
port der Koiileu vom Lagerplätze nach dem Kesselhause in Kippwagen 
auf Schienen schon um deswillen den ülfenUicheu Verkehr nicht beein- 
trächtigen könne, weil nacli Angabe des Klägers die Zahl der Strasseu- 
überbchreitungen im Veriuiitniss zum Transport mit Handkarren nicht 
vermehrt, sondern erheblich vermindert werde, insofern die Grundlage,. 
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als keineswegs ausser Zweifel steht, ob nicht die gesammte Benutzung 
der Strasse als Verbindungsglied zwischen der Fabrik und den Lager- 
plätzen des Klägers, wie sie bisher angewachsen ist, schon das Maass des 
polizeilich Statthaften fibersteii^t. 

Jedenfalls ist die Annahme der betheil itrten j>olizeilichen Instanzen, 
dass dor Transport mit Kippwagen anf Schienen die Sichcrlieit des 
Verkehrs auf der Strasse gegen den bisherigen Znstand beeinträchtige, 
nicht widerlegt. Dieselbe beruht anf allgemein bekannten Naturgesetzen 
und CS bedarf daher auib iiiciit der Vernehmung von Sachverständigen 
über diese Frage. Alles, was der Klager in dieser Hinsicht betont und 
geltend machen kann, länft darauf hinaus, dass ein Kippwagen auf Schienen 
in jedem Moment zum Stehen gebracht werden kann. Keinesfalls ver- 
mag er aber eine solche Regelmässigkeit der Bewegung und der ganzen 
Bedienung der Wagen zu garantiren, dass die Gefahren ausgeschlossen 
wären, welche ohne diese für die Vecturanz auf der Strasse aus der beab- 
sichtigten Einrichtung entstehen. 

Aus dem Gesagten erhellt zugleich, dass das vorgelegte gemeinsame 
Gutachten dreier Amtsvorsteher für die zu trelfeude Entscheidung be- 
deutungslos ist. Abgesehen davon, dass die Abgabe des Gutachtens 
ausserhalb des amtlichcFi l^emfcs der Gutachter liegt, und dasselbe nur 
als eine private Meinnn^säus>t'rniig angesehen werden kann, entbehrt das- 
selbe jeder näiieren Begründung äw Ansicht, dass der in Aussiebt ge- 
nommeiie Transport die Sicherheit des Verkehrs auf der Strasse un- 
geschmälert lasse. 

Die Klage ist nach alledem auch insofern unbegründet, als der Mangel 
jeder thatsächlichen l'nterlage der angefochtenen Verfügung — eine poli- 
zeilich in allen Beziehungen völlig unbedenkliche Collision der vom Klücrr 
beabsichtigten Sonderanlage mit dem Gemeingebrauch der Strasse — keiues- 
wegB dargethan ist 



Nr. BesehliMS des Kamnergerfehts ni BwUn. 

Vom 22. Deeember 1883. 

fTohow a. KSntzel, J*Mf. t Entoch. d«8 KunmerKeriditi. B& 4 Ufr. 64. S. 14S f.] 

Vertiütiiag des Fiscus bei (irunderwerb für Staatseisenbahücn. — Durch 
den AUerL Erlass vom 24. Novbr. 1879 (Min.Bl. d. i. V. 1880. S. 8-t) sind 
ältere Bestimmungen, welche die Vertretung des Fiscus im Verkehre und 
den Gnindbnchbehörden gegenüber betreffen, nicht abgeändert Die letz- 
teren verletzen daher, wenn sie die Legitimation der Königl. Eisenbalin- 
BetiiAbsämter zum selbstständigen Erwerb von Omndbesitz für eine Staats- 
«iBenbi^ nicht anerkennen, vielmehr in Gemässheit der Allerh. Gabiuets- 
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Ordre vom 21. Februar 1845 (J.1I.B1. S. 70) ministerielle GenelnBigang 

erfordein, keine BeelitsnoniL 
Das Amtsgericht Hirsehbeig hat die vom EOniglicheii Eisenbalm- 
Betriebsamt in Görlitz beantragte Entgegemiahme der Auflassung einer 
zur Geleiae-Erweitenmg auf dem Bahnhofe Hirschbetg erworbenen Parcelle 
bis zur Vorlegung einer ministeriellen Genehmigong des Erwerbes abge- 
lehnt. Die von dem gedachten Amt erhobene Beschwerde nnd weitere 
Beschwerde sind znrficlcgewlesen, letztere durch Beschlnss vom 22. Decem- 
her 1883 ans folgenden 

Gründen: 

Der Allerh. Erlass vom 24. November 1879 hat ältere BestimmnngeD, 
welche die Vertretung des EiVnigl. Fiscns im Veikehr nnd den Grondbueh- 
behftrden gegenüber betreffen, nicht abgeändert, scbliesst sich nach § 1 
vielmehr an das best^ende Recht an. Die weitere Beschwerde behauptet 
aneh selbst nur, dass die Legitimation zum Erwerb von Gnindstfldcen 
gegeben sei, welche für höheren Orts genehmigte Anlagen erworben wer« 
den mOssten. Die Gnmdbuchbebörden können derartige thatsäcbliche Vor- 
anssetznngen ihrerseits nicht feststelleu, können daher auch anf dem durch 
das filtere Re(?ht geforderten Nachweise auch fernerhin bestehen, verletzen 
also keine ßechtsnorm (§ 52 if. des Gesetzes vom 24. April 1878), wenn 
sie demgemfiss v^rMren. 



Nr. 67. Entsch. des Prengs. Ober- Verwalt. Gerichts, 
I.Senat. Vom 29. December 3883. 

{BntMh. dM Ober-VMTW.G«. Bd-lU. S. 198 - 202 ZtR des Vereins Dwticb. EUeolkyenr. 1664. 8.fi2a.— 

Preuss. Venv. Bl. Bd. 5. S. 2-1j.] 

Ohne Zustimmung der Stadtgemeinde dürfen städtische Strassen zur Aülage 
voü Pferdebaliüen uacli Preuss. Keclite niclit benutzt werdeiL 

Die Grosse Berliner Pferdebahn -Aetiengesellschaft war conccssioii-^- 
mässig verpflichtet, ihrem Betriebe und Schicnennetzo auf Verlaugeu des 
Polizeipräsidiums zu Bcrliu eine Ausdehnung zu geben, welehe die Her- 
stellung gewisser Schieuenaulagen in dem Körper der zum Gemeiudebezirke 
Charlottenburg gehörenden Ilardenbergstrasse uothweudig machte. Die 
Actiengesellschaft, im Jahre 1882 zur Voroahme der ins Ange gefns«ten 
Erueiteningen polizeilich aufgefordert, veimochte nicht, die Genehmigung 
des Magistrates zu Charlottenburg zur Ausfuhrung der erforderlichen Ar- 
beiten in der Hardenbergstrasse zu erlangen, wurde aber gleichwohl durch 
eine Verfügung der dortijreiii Polizeiverwaltung vom 7. Juni 1883 veranlasst, 
mit den nöthigen Schieneuaniagen vorzugehen. — Die Stadt^emeinde schritt 
mnnmehr zur Beschwerde gegen diese Verfügung, demnächst aber, als flrstere 
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erfolglos blieb, zur Anstdlting der Klage und erkannte denn anch das 
OberverwaltoDgsgericht in dem Sinne, dass die an die Actiengesellschaft 
erlassene Verfügung vom 7. Juni 1883 der Klägerin gegenüber ineoweit 
aufzuheben, als darin der Gesellschaft aufgegeben worden, die zan 
Pferdebabnbetriebe erforderlichen Anlagen in der üardenbergstrasse anB- 
znfübren. 

Die Entscheidung gelangt zuvörderst von hier nicht interessirenden 
Gesichtspunkten aus zur Feststellung der im Laufe der Verhandlung streitig 
gewordenen Thatsaehe, dass der Actiengesellschaft durch die polizeiliche 
Verfügung vom 7, Juni aufgegeben worden war, den Betrieb der Pferde- 
bahn in den Strassen der Stadt Charlottenbiir!^^ einzurichten und in diesen 
die dazu erforderlichen Anlassen iierznstellen ohne Küeksicht anf die Zu- 
jitimnmng der städtischen Verwaltung und auch gegen deren Willen, g^ielit 
aber sodauu für die Bejahung der Frage, ob der Stadt Cliarlottenburg das 
behauptete WiderspruL-hsrecht gegen die von der Polizeibehörde augeord- 
nete Pfcrdebahnanlage zustehe, und in ihrem Eingange zugleich bezüglich 
der Saclüegitimatiou der Kiügerin die nachstehenden 

0 r ü n d e : 

Das Ober - Verwaltungsgerielit hat in rnnstanter Praxis daran fest- 
gehalten, dass die Klage gegen eine poHzeiliehe Verfnirung nicht nur Dem- 
jenigen zusteht, an den sie ergangen ist und dein in derselben ein be- 
stimmtes Thun und Unterlassen aufgegeben wird, sondern auch Dem, 
dessen Rechte die Ausführuntr der Verfügung durch Denjenigen, an den 
sie ergeht, verletzt. Ob die Polizeibehörde durch ihre eigenen Organe, 
in Ausübung unmittelltaren Zwanges in subjectivo Rechte eingreift, oder 
durch die einem Dritten genKuhte Auflage, zu deren Erfüllung sie ver- 
anlasst und nöthigt, dazwis« hen ist für die Frage des Eeehtssehutzes 
gegen den Eingriff nicht zu uuterseheideu. Dass hier der Rerlitssatz gilt: 
quod per nVmm fecimus, ipsi fecisöe videmur — ist bereits in dem Bericht 
der Couimi.^siou des Abgeordnetenhauses vom 16. Alai 1876 zum § .^0 
des spateren Zuständigkeitsgesetzes vom 26. Juli 187ß mit den Worten 
hervorgehoben: „wird Jemandem eine persönliche oder veimögensreehtliehc 
Einschränkung auferlegt, so steht ihm die Beschwerde zu, gleit ü viel, ob 
die Verfügung unmittelbar an ihn selbst oder ob sie an einen Dritten 
ergangen ist und der Nachtheil für den Beschwerdeführer in dem Ver- 
lialteu besteht, welches die Verfügung dem Dritten gegen ihn auferlegt." 
Dasselbe gilt unzweifelhaft auch für den § G3 des Organisationsgesetzes. 
Es fehlt jeder Anhalt dafür, dass etwa das spätere Gesetz in dieser Hin- 
sicht den Rechtsschutz beschränkt hätte. 

Andererseits unterliegt es keinem Bedenken, dass ein der Verfügung 
vom 7. Juni entsprechendes Verfahren der Empfängerin die Rechte dor 
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Stadtgemeiiido verletzt, falls ohne deren Zustimmung städtische Strasseu 
znr Anlage tod Pferdebahnen nicht verwendet werden dürfen. In dieser 
Beziehung kommt folgendes in Betracht: 

Die öffentlichen Strassen und Plätze in den Städten nnd DOrfem sind 
nidit herrenloses Gnt, dessen sich Jeder nach Belieben bedienen konnte, 
soweit es etwa mit ihrer Bestimmung für Öffentliche Zwecke vertrfiglich 
erscheint und daher von der Polizei gestattet wird (za Tergl. für das ver- 
wandte Gebiet der Land- und Heerstrassen §§ 2 nod 3 Tit. 10 Tb. II A.L.R.). 
Dieselben stehen der Regel nach im Eigeuthum bestimmter Rechts- 
snbjecte» meist derjenigen, welchen die Pflicht za ihrer Beschaffung nnd 
Unterhaltong — die Wegebaulast — obliegt und die daher den Öffent- 
lichen Gebrauch des StrassenkOrpers rechtlich za ermöglichen haben. In 
den Städten sind dies — von localen Aasnahmen abgesehen — die Stadt- 
gemeinden als Corporation. Das privatrechtliche Eigenthnm oder das son- 
stige privatrechtliche Verföguiigsrecht, aof Grand dessen die Strasse dem 
OffentÜcheii Verkehr gewidmet wird, treten in ihren rechtlichen Wirkungen 
ao lange and so weit zurück, als die Strasse ihrer principalen Bestimmung, 
dem Öffentlichen Verkehr, dem gemeünen Gebrauch, wie ihn für eine Art 
der Öffentlichen Wege, die Land- und Heeratrassen, der § 7 Tit. 15 Th. U 
A.L.R. definirt, nach dem Ermessen der Polizeigewalt zu dienen hat. 
Soweit diese principale Bestimmung reicht, entzieht sie die Strasse dem 
bflrgerlichen Verkehr weiter nicht. Mit dem thatsächlichen Wegfallen dieser 
Bestimmung, mit der Erklärung oder Gestattung ihres AofhOrens durch 
die zuständige Polizeibehörde, der Cassation der Öffentlichen Wege, treten 
die privatroehtlichen Reehtsverhältnisse am WegekOrper in vollem Umfange 
in Wirksamkeit, während der Daner jener Bestimmung aber insoweit, als 
es mit derselben verträglieh ist, so regelmässig in dem aus dem Eigenthuro 
der dem sonstigen VerfGgungsrecht fliessenden Rechte zur Nutzung, das, 
soweit diee neben dem gemeinen Gebrauch mOglich ist, in den mannig- 
fachaten Formen des privatrechtlichen Verkehrs ausgeübt wird. 

Der Betrieb der Transportgewerbe, welcher gemäss § 87 der Reichs- 
gewerbeordnong durch die OrtspolizeibehOrde zu regehi ist, gehOrt zu dem 
gemeinen Gebranch der Strasseo. Hiervon machen aber die Pferdeeisen- 
bahnen jedenfalls insoweit eine Ausnahme, als ihr Betrieb eine besondere 
Anlage im StrassenkOrper und so eine Verfügung Aber denselben erfordert, 
welche ausschliesslich für den privaten Gewerbebetrieb eines einzelnen 
Bechtaaubjects getroffen wird. Mag letzterer gemeinnQtzig sein oder nicht, 
immer fällt die Benutzung des StrassenkOrpers zu Pferdebahnanlagen durch 
Gewerbetreibende nicht unter den gemeinen Gebrauch der Strasse 
<§§ 2 und 3 Tit. Id Th. II A.L.R. im Gegensatz zu § 7 daselbst), und 
darf daher nicht ohne ^ nOthigenfalls im Wege der Zwangsenteignung zn. 

Bf «r, Bliwil»liBwditlich< EnltdMldaiigva. m. 11 
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tiganzende — Zustimiimng des Stmssenherrri erfolgen, d. Ii. dessen, dein 
privatrcchtlidi die Verfü^nng über den Strassenkürper und dessen Nutzung 
unbeschadet des gemeinen Gebrauches zusteht, regelmässig des Eigen- 
thümers. Es kommt endlich in Betracht, dass die Anlage der Pferdebahn 
in den Strassenkörpem nothwendig die Strassennnterhaltungslast alterirt 
nnd so in die Rechte des Wegebaupflichtigen eingreift. Die Polizeibehörde 
mag im öffentlichen Interesse Anlass haben, bei der Ck»ncessionining von 
Pferdeeisenbahnen in öffentlichen Strassen auch darüber zu wachen, dass 
die öffentlich rechtliche Wegebaulast nicht erschwert werde. Es fehlt ihr 
aber die Legitimation, hierbei den Wegebaupflichtigeu in der Wahrung 
seiner Reefate mit der Wirkung zu vertreten, dass die Goncessionsbedin- 
gnngen dessen Widerspruch gegen die Aenderung seiner Rechte gegen- 
standslos machten und beseitigten. 

Dass die bisherige Ptaxis der Verwaltungsbehörden auf diesem Gebiete 
von den vorstäi^ dargelegten Reebtsgninds&tzen beherrscht ist, ergiebt 
schon § 1 der allgemeinen von dem Polizeiprftsidium in Berlin zur An« 
Wendung gebrachten Bedingungen.*) Auch die bisherigen Versuche, dem 
praktischen Bedürfiiiss durch eine gesetzliche Aenderung des bestehenden 
RechtBzustaodes gerecht zu werden, haben ihn zur Voraussetzung (zu 
vergl. die Entwfiife einer Wegeordnung vom 27. Januar 1875 [§ 20] und 
vom 17« October 1877 [$ 10] nebst Motiven, Drucksachen des Abgeord- 
netenhauses von 1875 Nr. 24 und von 1877 Kr. 14). Ebenso kehrt der- 
selbe, weil in der Natur der Sache liegend, in den fremdlftndisdien die 
Materie regelnden Gesetzgebungen wieder, so in der englischen Tramways 
Act von 1870. 

Im vorliegenden Falle ist unstreitig, dass die Stadt Charlottenbuig 
das Eigenthum an dem StrassenkOrper der Hardenbergstrasse vom Fiscus 
erworben bat, bevor die Verfügung vom 7. Juni 1883 erging. Auch fBr 
die Nutzung und Unterhaltung dieser Strasse sind andere RechtsveriiSlt- 
nisse als die f&t die st&dtischen Strassen allgemein geltenden, weldie 
Beides den Stadtgemeinden zuweisen, nicht ersichtlich. Hiernach durfte 
zunftcbst nicht die Herstellung der Pferdebahnanlage in der Hardenberg- 
strasse gegen den Willen der Stadtgemeinde polizeilich angeordnet werden. 
Nur dann Hesse sich eui solcher Eingriff in städtisches Eigenthum recht- 
fertigen, wenn die unerlfisslich schleunige Beseitigung eines dringenden 
Nothstandes durch polizeiliches Einschreiten in Frage stände und ein 

*) Derselbe lautet: 

Mit der Ausftihninir der Bahnanlage darf erst dann begonnen werden» 
nachdem dem Unternehmer die Erlaubuiss zur Eiolegung der Schienen in deu 
Strasseudamm seitens des Eigcnthamera d«r Stranen oder des tu ihrer Unter- 
baltai^ Verpfliehtet«!! ertheilt worden ist 
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ÄDderes Mittel nicht gegeben wÄre. Diese Voraasaetznng ist hier, wo es 
sich lediglich um die Förderung der allgemeinen Wohlfahrt handelt, über* 
hanpt nicht in Frage. Soweit ist also die erhobene Klage wohl be- 
gründet * . . . 



Nr. 68. Beschlnss des Kaiumergerieht^ zu Berlin. 

Vom Sl.Dcccinber 18S3. 

[Johow u. KAnUeU Jahrb. f. EnUcli. de» Kammergerichts. Bi\. 4. S. 161 — 163.] 

Eintraguag der Enteignung von Parcellen. — Der ürandbuchrichter ist 
nicht berechtigt, die Erledigimg des in Gemässheit des § 33 des Ent- 
eignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874 von der Regierung gleichzeitig mit 
der Enteigiiungserklärnng an ihn gerichteten Ersuchens um Eintragung 
der Enteignung von Beschaffung eines Auszuges aus dem vorläufigen Fort- 
schreibungs-ProtokoUe und einer bei:l;iul>igten Karte der enteigneten Par- 
cellen abhängig zu machen. Ist dk Abschreibung der enteigneten Par- 
cellen noch niciit tliuulicli, so muss die erfolgte Enteignung in Abth. II. 
entweder definitiv oder in Form einer Vormerkung eingetragen werden. 

Von mehreren im Bezirke des Ksrl. Amt.sgci it hts zu H. belegenen 
Grundstücken sind Farcellen für die Sccundärbiihn Creuzthal-Hilcheubach 
ent-eignet. Die Kgl. Regierung zu Arnsberg übersandte dem Amtsgericht 
Ausfertigungen der Euteignungsbeschlüsse mit dem Ei*sucheu um Eintra- 
gung der stattgehabten Enteignungen. Das Amtsgericht verlangte auf 
Grund des § 58 G.B.O. Beifügung eines Auszugs aus den vorläufigen 
Fortschreibungs-ProtokoUen nebst einer vom Fortschreibungsbeamten be- 
glaubigten Karte und entsprechende Bezeichnung der enteigneten Farcellen 
in den Enteignungsbeschlüssen und erklärte auf Remonstration der Re- 
gierung die Eintragung einer Vormerkung der Enteignung fBr unstatthaft, 
behufs Beurkundung des schon definitiv erfolgten Eigenthumsüber^anges 
vielmehr nur die definitive Abschreibung der enteigneten Parcellen bei 
Uebeiüaguug derselben auf ein anderes Gmndbuchblatt naeh Beschaffung 
der erwähnten Nachweise für lliuiilich. — Das Landgericht wies die Be- 
schwerde der Regierung zurück. Betreffs der Abschreibung trat es der 
Ansicht des Amtsgericht« bei, betreffs der Vormerkung bemängelte es das 
Ersuchen der Regierung, weil dasselbe nicht alle wesentlichen Funkte des 
einzutragenden Vermerkes enthalte. 

Auf die weitere Beschwerde der Kgl. Regierung sind die Vorentschei- 
dimgen aufgehoben. 

Aus den Gründen: 
Die weitere Beschwerde rügt mit Recht Verletzung der Vorschriften 
des Enteignungsgesetzes. Die Vorinstanzen erkennen an, dass der Eigen- 

11* 
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timmsfibergang der Paroellen staittgefundea hat und erwiesen ist. Nach 
§ 33 des Enteignnngsgesetzes hatte die RegieroDg gleichzeitig nm Bevir- 
knng der Eintragung m ersuchen. In welcher Weise dieselbe erfolgen 
soll, iSsst das Gesetz dahingestellt. Ansser Zweifel lag es aber in seiner 
Absicht, der Tbatsache des Eigentbunsüberganges ohne Verzug aach bei 
dem Graodbnche Pnblicitftt zu geben, wie daians herroigeht, dass das 
Ersuchen gleichzeitig mit der Enteignnngserklftning erlassen werden 
soll* Es ist dies eine nothwendige Cooseqnenz der weiteren Ansbildnog 
des Specialit&tsprincips durch üebemahme der speciellen Angaben der 
Steuerbücher fiber die einzelnen Grundstücke resp. deren Um&ng, und der 
SAtze des Enteignnngsgesetzes, wonach sich ein diese Darstellung des 
Grundbuchs in Frage stellender Eigenthumsflbergang auch ohne Eintragung 
im Gnmdbuche vollzieht. Wenn diese Ausnahme im Öffentlichen Interesse 
Ar den Fall der Enteignung zugelassen wurde, so musste das Gesetz im 
Interesse der Führung des Grundbuches nnd der Zuverlässigkeit seiner 
Angaben darauf bedacht sein, wenigstens eine thunlichst baldige Eintra- 
gung der eingetretenen Aenderung des Eigenthumsverhältnisses herbeizu- 
führen. Die Regierung hat dieser ihr obliegenden Verpflichtung durch 
ErhKs des Ersuchens genüi^t. Die ßemfingelung des letzteren auf Grund 
des § 41 6.B.O. ist nicht als ix gründet anzuerkennen: das Gesetz schliesst 
nicht aus, bezüglich des Inhalts des einzutragenden Vermerks auf den 
Enteignungsbeschluss Bezug zu nehmen. 

Das Amtsgericht hat das Ersuchen in dieser Beziehung nicht be- 
mängelt, sondern vollständig verständlich befanden, das Landgericht in 
keiner Weise dargelegt, wiefern über den Inhalt der betriebenen Eintra- 
gung ein Zweifel bestohen könnte. Dem Ersuchen war daher nach 
$41, da die Zuständigkeit der Regierung ausser Frage steht, zu ge- 
nügen. 

Von einer entsprechenden Berichtigung der Steuerbücher und Be- 
schaffung einer Karte für jede einzelne Paroelle raacrht das Enteignungs- 
gesetz den Erlass des Ent^ignungsbeschlusses nicht abhängig, es befasst 
die Enteignungsbehörde mit dem Betriebe der Eintragung, aber nicht mit 
der Reschaßung derartiger Nachweise. Ans dem Mangel derselben kann 
schon deshalb nicht ein Anstand gegen des auf Grund des § 33 cit. er- 
lassene Ersuchen hergeleitet werden. Der von den Vorinstanzen hierfür 
angezogene § 58 G.B.O. handelt von Fällen freiwilliger Veränsserong, die 
nur durch Auflassung erfolgen kann, und macht die letztere von Be- 
schaffung von Nachweisen abhängig, welche das lediglich durch den Ver_ 
trngswilloii der Betheiligtcn hestimmto Object der Veräussernng nach ob- 
jnctivcu Merkmalen erkennbar machen, eine correcte Abschreibung und die 
Eröffnung eines neuen Gnmdbachblatte^ in Uebereinstimmung mit den 
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Stenerb&ebeni ennOglichen, naebtrfiglieh aber nur mit Sehwierigkeiten za 
erlangen sein würden. Das Gesetz bat fftr Fälle dieser Art dnreh Yer- 
sagnng eines Eigenthamswecbsels vor Bescbaffong solcher Unterlagen die 
Betbeiligten nOtbigen wollen, das Ergebniss der Parcellinmg amtlich fixiren 
zu lassen, und solchen Zwang für statthaft erklären kOnnen, weil die Ver- 
sagang nnr die Betbeiligten berührt. Diejenigen, welche mit den Yor- 
Instanzen eine analoge Anweudong dieser Vorschriften auf den Fall der 
Enteignong fQr geboten erklären, im Interesse der Grandbuchfähnmg, 
verkennen, dass in diesem Interesse nur für Fälle der freiwilligen Ver- 
änsserung — also auch in Fällen des § 17 des Enteiguungsgesctzes — 
(las Verfügangsrecht der Betheiligten eingeschränivt ist, und dass das £nt- 
eignnngsgesetz umgekehrt grundsätzlich davon abgesehen hat, im uiTent- 
licheu Interesse gebotenen Eigenthams Wechsel in gleicherweise au irgend 
welche formale Voranssetzungen, namentlich an eine Eintragung zu binden. 
8ie lassen ebenso ausser Acht, dass das Interesse, welches § 58 waliren 
soll, in Fällen der Enteignnnp: durch das vorgeschriebene Verfahren, die 
Feststellung des Planes nach §§17 fif., die genaue Bezeichnung im Anti age 
(§ 24) und im Enteignungsbeschlusse, endlich dorch die Frkennbariveit 
der Anlagen, für welche die Enteignung erfolgt, genügend gewahrt, und 
dass eine demnächst erfolgende Berichtigung der Stenerbächer vollkonunen 
sicher gestellt ist. Es fehlt also an den Voraussetzungen einer analogen 
Anwendung der Ausnahmebestimmung des § 58 cit. 

lieber die Art der Eintragung bestimmt, wie erwähnt, das Enteignungs- 
gesetz Nichts. Die weitere Beschwerde hebt mit Eeclit hervor, dass für 
die Abschreibung und Uebertragung abgetrennter Parcellen auf andere 
Folien die Anträge des neuen Enverbers in Betracht kommen, welcher 
auf Grund des § 2 G. B. 0. es unter Umständen aneh bei der Abschrei- 
buDg bewenden lassen kann, wie ihm für Fälle der Auflassung durcli § 59 
G.B.O. ansdrücklieh gestattet ist, woraus für Fälle der Enteignung das 
Gegeutheii nicht zu folgern ist. Die Regierung hn\ deshalb erklärt, dass, 
soweit solche Anträgt- nicht vorliegen, ihrem Ersuchen durch Eiutragung 
einer die Enteignung kundgcbendeu Vormerkung d. h. durch eine Ein- 
tragung in Abth. II genügt werde. Aus der — iui vorliegiMiden Falle 
nicht beobaf^hteten — Specialbestimmung des § 24 für ein früheres Sta- 
dium des Verfahrens ist hiergegen nichts herzuleiten. § '.V.] eit. will, dass 
die stattgehabte Enteignung, welcher in Folge der stattgehabten Hinter- 
legung nach § 45 auch die Befreiung der Parcellen von privatrechtliehen 
Verbiudlichkeiteu gefolgt ist, ohne Verzug bei dem Grundbuche durch 
Eintragung kund gegeben werde, welche, wenn Abschreibung nicht thun- 
lich, nur in Abth. II, nach Erlass de> Enteignungsl)eschlusses deüuitiv 
oder zur Vorbereitung der Abschreibung in Form einer Vormerkung er- 
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folgen kann. Dem Ersuckeu bat der Grinulbai lirichter aus den dar- 
gelegten Gründen Folge zu leisten; es bleibt ihm überlassen, zwischen 
deu erwähiitcu Pürmcu der Kintraguiig, welche dem Zwecke des Gesetzes 
beide genügen, bei Mangel einer Bestimmung des letzteren die AVaiii zu 
treffen. 



Kr. €9. Entach. des Deutseheii Beichsgeriehfs. 
4. Givil-Senat. Vom 3. Januar 1884. 

CPzvms. Jastii-Hiii.BL 1881. - Zdtaehr. t Pnoa&lteeht Bd. 4 8.2M.] 

Stempelreeht (A.L.R. 1, 16 §§ 189. 194, 207, 208.) Imilewelt unteiUtgt 
das iaierkeimtBiss einea OootooonmitfiilleB dflm Stoapel Ar MmUlw 

selireibnngen? 

lu dem Urtheil des l-{eiebsü;erichts vom 15. Jannar 1883 in Sachen 
des Fiscuö wider die Dircetion der Berlin-Auhaltiscben Eisenbahn-Gesell- 
schaft ist für eine stempelpHiebtige Sdiuldversdireibung das Erforderniss 
aufgestellt, dass in der betreffenden Urkunde das Anerkenntniss und die 
Uebemahme der Verpflichtung zur Entrichtung der in einer Geldsumme 
bestehenden Schnld zum Ausdruck gelangt ist. An diesem Erforderniss 
ist hier festzobalten, und es ist nur darauf als auf etwas SelbstTerständ- 
lidies hioznweisen, dass die Schuld, zu deren Entrichtung die Verpflichtung 
anerkannt und Übernommen mrd, sich als eine gegenwärtig, d. i. im Zeit- 
punkt der Anerkennung bestehende, im Gegensatz zu einer in einem 
froheren Zeitpunkt bestandenen Sehnld darsteUai muss, weil sonst eine 
Schnld überhaupt nicht vorhanden wäre. 

Klägerin hat mit dem Schreiben vom 6. l£ai 1882 der Zuckerfabrik 
zu T. einen Auszug aus deren Conto unter dem Bemerken zugesandt, 
dass derselbe mit einem Saldo Ton 33 922 H. 49 Pf., val. per 81. März 
er., zu Gunsten der Klägerin abschliesst^ und sie bittet, den Auszug zu 
prüfen und dessen Richtigkeit event zu bestätigen. Sie beschrftnkt also 
die im Auszug enthaltene Berechnung auf den bis zum 31. MSrz 1882 
reichenden Geschfiftsverkehr, sie erklärt die Feststellung des gezogenen 
Saldo allein für den Zeitpunkt des 31. Mftrz 1882, und schliesst hiermit 
ausdrücklich die Giltigkeit des Saldo f&r einen späteren Zeitpunkt, nament- 
lich den der fibersandten Zuschrift aus. Sie hat in dem Schreiben vom 
6. Mai 1882 daher nicht das damalige Bestehen einer Schuld in Hohe 
des angegebenen Saldo behauptet, noch die AnerkennuDg dner solchen 
Schuld als einer damals bestehenden oder gar die Erkläroug der Ver- 
pflichtnng zur Zahlnng derselben verlangt, sondern den Stand des Bechts- 
verhältnisses zwischen ihr und der Zuckerfobrik zu T., wie er sich nach 
ihren Büchern am 31. Härz 1882 herausstellte, angegeben, und nur in 
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Bezng auf diesen frühereu Zeitpimkt um Prüfung und Bestätigung ihrer 

Angabe gebeten. 

Das Schreiben d t Znckerfabrik zu T. correspondirt dnrchweg mit 
<lem voigedacliteu iSclireibeu uud kommt dem in letzterem gestellten Ver- 
laii?*'n nach. Weiter reicht sein Inhalt nicht. Es bestätigt die Richtigkeit 
•des cmplaugcuen Aui^znges mit der ausdrücklichen Erwähnung, dass der 
angegebene Saldo für den 31. Milrz 1882 berechnet ist und Geltung hat, 
und erkennt hiermit den früheren Stand des Rechtsverhältnisses, nicht 
aber eine gegenwärtig bestehende Schuldverbiudlichkeit an, nnd entliiilt 
noch woniger die gar nicht verlangte Erklärung der Uebernahme der Ver- 
ptli ItUiiig zur Zahlung des allein für den 31. Miirz 1882 anerkannten 
t^chuidsaldos. Hiernach mangelt es an dem oben aufge.-Jtellten Erfordemiss 
für eine stempelpflichtige Schuldverschreibung, und kann dieser Charakter 
dem Schreiben vom 12. Mai 1882 nicht beigelegt werden, ohne dass noch 
die unstreitige Thatsachc berücksichtigt zu werden braucht, dass zwischen 
der Klägerin und der Zuckerfabrik zu T. ein Contocorrent-Verkehr be- 
standen hat. 

Beklagter hat, wie thatsächlich festgestellt ist. von der Klägerin den 
Schuldverschreibungsstempel gefordert, nnd wenn Klägerin darauf, um der 
drolienden Zwangsbeitreibung zu entgehen, den geforderten Stempel unter 
Vorbehalt entrichtet hat, obwohl sie rechtlich nicht dazu verpflichtet war, 
üu liegt der Fall einer v.iderrechtlich abgenöthigten /alihing vor, weshalb 
Beklagter nach §§ 189, 194, 207, 208 I, 16 A.L.ii. den empfangenen 
5tempelbetrag seit dem la^e des Lnii*laiigcs landesüblich verzinsen muss. 

Hiernach ist die Vorentscheidung gerechtfertigt. 



Nr. 70. Entseh. des DeDtsehen Belehsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 4. Januar 1884. 

{Padkdt, ZeiUchr. f. franzö!«. Civilrecbt Bd. 16. S. 416 f. ~ Zt«. de» Vereins Deutsch. Eiseab. Verv. ISSi. 

S. S71,872.] 

Susage d«r nnentgeltUohen Temingew&linuig zmn Bau einer Eisenb&lm. 
Untendiled zwlsolieB einem doppelseitigen Vertrage nnd der Zusage nnter 
BeBolntiTbedingimg naeli Französiscliem Reolite. 

Am 16. Mai 1876 erhob die Hessische Ludwigsbahn Klage gegen die 
Stadt Alzey vor dem Bezirksrichter allda, in welcher sie auf Gnind eines 
Gesetzes vom 14. August 1867 Zahlung von HO 195 K als Beitrag znr 
Eibanung der Bahnen von Mainz über Alzey an die Landesgrenze nnd 
t<»i Bingen nach Alzey verlangte. — Hit Antrag vom 11. November 1876 
erhob Beklagte Widerklage anf Zahlung vod 27512 M. 44 Pf. mit Zinsen 
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vom 1. Dereniber 1864 bez. 1. Januar 18f55, welche sieh auf folt^ende 
Ihatsachen gründete: „Arn 31. M;ir/ IHiVS liesehloss der Gemeiinleiath 
von Alzey, dnss znm Bau einer EiseDbaliii vou Worms über Mosheini na< li 
Alzey 111 der (Teniarkiing von Alzey nöUnc:e Gelände zu 21 Morgen anf 
Rechnung der Stadt zu erwerben und der Hessischen Ludwigsbaliu um 
den Preis von 500 Gulden den Morgen unter der BediuLfun? zur Ver- 
fügung zu Pfeilen, dass 1. die Stadt Alzey von ihren früher iii»eriiommeneu 
Verbindliehkeiten, falls di^se hei der verilnderten Sachlage noch rechtliche 
Wirksamkeit hatten, entlastet werde und 2. diese Bahn bis Ende 1864 in 
Betriel) gesetzt sei. — In einem weiteren Gemeinderathsl)esehlusse vom 
14- Oetoher 18G4 \^\ hemeikt, dass die Stadt, insofern die iiu frühereu 
Beschlüsse gestellte Bedingung voraussichtlich nicht erfüllt werde, keinerlei 
Vcrptlii-litung mehr habe und daher befugt sei, die Bewilligung des ver- 
langten weiteren Terrains an Bedingungen zu knüpfen und wurde dem- 
gemäss beschlossen, den im Beschlüsse vom 31. ^lärz 1863 bestimmten 
Termin bis Ende 1865 unter der ausdrücklichen Bedingung zu erweitern, 
duss die Bahn bis 1. Januar 18(56 vollständig in Betrieb gesetzt sei. 
Beide Beschlüsse erhalten die Genehmigung der Curatelbehörde sowie des 
Verwaltungsrathes der Hessischen Ludvvigsbaim. — Die fragliche Bahn 
wurde aber erst im April 1867 in Betrieb gesetzt. — Die Stadt Alzey 
machte nun in der Widerklage geltend, dass sie bei Nichteintritt der Be- 
dingung, unter der sie ihr Versprechen gegeben, dasjenige, was sie der 
Ludwigsbahn auf Grund desselben gewährt habe, zuriickverlangen könne; 
sie habe für Erwerbung de.-. fiagUchen Geländes 27 512 M. 44 l'f. mehr, 
•als der stipulirte Preis von 500 Gulden pro Morgen betrage, aufwenden 
und hierfür Durlehen aufnehmen müssen und diese Summe bilde den der 
Bahn gewährten Vortheil bez. den Betrag, um den sie bereichert sei. — 
Nachdem die Hauptklage durch Vergleieli ihre Erledigung gefunden, wurde 
über die Widerklage verhandelt und erging am 5. Juni 1879 ein Urtheil. 
welches die Einreden des Verzichtes und Vergleichs zurückwies und betreft's 
der weitereu Einrede, dass die Fertigstellung der Bahn durch höhere 
Gewalt verhindert worden sei, sowie betreffs der Thatsache, dass der 
Mehraufwand die besagte Summe betragen habe, Beweis zuliess. — 
Xachdem die gegen die Beweisauflaeje dieses ürtheils gerichtete Berufung 
als unzulässig verworfen und der Autrag, von Erhebung des Beweises 
Uniutiig zu nehmen, durch Urtheil des Landgerichts zu Mainz vom 
Jti. Juli 1882 zurückgewiesen war, wurde der zugelassene Beweis erhobt 
und erging am 4. Januar 1883 Endurtheil des besagten Gerichts, dareh. 
welches dem Antrage der Widerklfigerin gemäss erkannt wnide. Das^ 
Gericht erachtete zwar den zugelassenen Einredebeweis für gefuhrt, erklSri» 
ihn jedoch für unerheblich. — Gegen dieses Ürtheil legte die Lndwigsbaha 
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Berafang eio. — Das Ober-Landesgericht zu Bannstadt wies durch ürtheU 
vom 5. Hai 1883 die Widerklage ab, unter Temrtbeihng der Wider- 
Uägerin in sftmmtliclie Kosten. — In den Gr finden ist erOrtert: ,^Sjt 
Rucksicbt auf die dem Beschlnsse Yom 31. März 1861 Toransgehenden 
Vorg&nge» sowie anf das spätere Verhalten der Stadtgemeinde sei anzn- 
nehmen, dass die Stadt das verb&ltoissmfissig geringe Opfer nicht mit 
Rfieksicht anf den festgesetzten Termip, sondern auf die Herstellung der 
Bahnlinie fiberfaanpt, gebracht habe, dies aber habe sie, da es anf einige 
Monate früher oder später nicht ankommen kOnne, anch erreicht — So 
sehr hiermit die gegebene Entscheidung gerechtfertigt erscheine, müsse 
dieselbs doch auch anf die vis major begrändel werden, als anf das primäre 
snd eigentliche Vertheidigungsmittel der Beklagten. — Mit Recht habe 
der erste Richter angenommen, dass die YerzOgemng des Bahnbancs durdi 
snrorhersehbare Umstände herbeigefährt worden sei. Es frage sieh, ob 
bei dieser zufälligen Unmöglichkeit der Leistung Artikel 1148 Code civil 
Anwendung finde, was Klägerin verneint, weil sie ja nicht Schadensersatz, 
sondern ROckgewähr einer Leistung verlange (condictio causa data, causa 
non secuta). Code civil spreche nur von der condictio indebiti nnd der 
Fall einer solchen liege nicht vor. Nicht der von der Stadt gewährte 
Grand und Boden werde zurückverlangt, sondern man fordet*' Dasjenige^ 
was die Stadt über den Botrap: von 10 500 Gulden verausgabt habe, also 
etwas Anderes als das Hingegebene; hieraus aber erhelle, dass ein wahrer 
und eigentlicher Schadensersatz begehrt werde. Die Klägerin hätte die 
Resolntionsklage ans Artikel 1184 ende civil zugestanden, um das 6e> 
cebene -/iirilckzuverlangen. — Zur Begründung jeder Schadensersatzklage 
gehöre übrigens der Nachweis eines Schadens, ein solcher sei aber nicht 
behauptet« noch weniger erwiesen." 

Gegen dieses Urtbeil legte die Klägerin die Revision ein, welche 
mdess vom Reichsgericht verworfen ist aus folgenden Gründen: „Die 
Orönde des angefochtenen ürtheils enthalten verschiedene unrichtige 
Kechtsanschauungen. Unrichtig ist zunächst, wenn das Ober-Limdesgericht 
meint, die Widerklägerin hätte die Klage aus Artikel 1184 code civil an- 
stellen müssen; denn es handelt sich in vorliegender Sache nicht um 
einen zu gegenseitigen Leistungen verpflichtenden Vertrag, sondern um ein 
einseitiges unter einer Resolutivbedingung im Sinne des Artikel 1180 
(nicht 1184) code civil gegebenes Versprechen. Hier bedurfte es keiner 
Resolutionsklage, vielmehr war nur zu prüfen, wie diese Bedingung zu 
verstehen (Art. 1175 das.) und ob sie in diesem (*!inne erfüllt sei oder 
nicht. Unrichtig ist ferner, wenn angenommen wird, tlie erhobene Klage 
sei ihrer Natur nach eine Schadcnsersntzklacre; denn es handelt sich im 
vorliegenden Falle keineswegs nm Ersatz eines durch rechtswidrige, bezl. 
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vertragswidrige Haudliiiigen zugefügten Schadens, sondern um Rückgewäbr 
dessen, was die Widerbeklagte in Folge einer Leistung der Widerklägerin 
augelilich olme Rechtsgrnnd in Häudeu liat. Es ist das eine den Con- 
dictioneii dos Römischen Rechts entsprechende Klage, welche überall 
statthalt ist, wo sich ergiebt, dass eine stattgefundenu Leistung des Rechts- 
grandes entbehrt, sei es, weil ein solcher irrigerweise als vorhanden an- 
genommen wurde (coudictici indebiti), sei es, weil die bezügliche Ver- 
pflichtung aus irgend einem Grunde (Nichtigkeit, Resolution etc.) später 
wegfiel (condictio cauÄa data, causa non secuta oder condictio sine causa). 
Mit Unrecht glaubt das Ober-Laudesgericht, diese Klage gehe immer nur 
auf Rückgabe der hingegebenen Sache, vielmehr erstreckt sie sich, falls 
diese Rückgabe wegen W rkuui?^, Incorporatinn der Sache oder aus einem 
anderen Grunde unmofrlich ist, sowohl nach Römischem als nach Fran- 
zösischem Rechte nui aal Rückgowahr dessen, was an die Stelle trat, 
bezl. auf Herausgabe der in den Händen des Empfängers befindliciien 
ungerechtfertigten Bereicherung, Ein Irrthuni ist es endlich, wenn auf 
die durch höhere Gewalt herbeigeführte Unmöglichkeit der Erfüllung 
Gewicht gelegt wird; denn, wer sich nur unter einer gewissen Bedingung 
verpilichten will, ist (abgesehen von dem Falle des Art. 1178 code civil) 
nicht verpflichtet, wenn diese Bedingung nicht eintritt, mag der Grund 
sein, welcher er wolle. 

Nichtsdestoweniger erscheint die angefochtene EDtscheidang haltbar; 
denn das Ober -Landesgericht giebt einen weiteren Entscheidungsgmnd 
dahin, dass die Bedingung, xmter welcher die Widerklägeriu verpflichtet 
sein wollte, in dem Siune, wie sie gemeint gewesen, eingetreten sei. 
Das Ober-Landesg^^t prüft nfimlich gemäss Artikel 1175 code civil, 
welches der eigentliche Sinn, der fraglichen Bedingung gewesen sei, und 
folgert in ansfllhrlidier BegrOndung, im HinbHek anf die ümstAnde, unter 
welchen die Stadtgemeinde das fragliche Versprechen gab, sowie auf ihr 
späteres Verhalten, es kftnne nic^t der WorÜant der Erklftmng maass- 
gebend sein (Art 1156 das.), vielmehr habe die Bedingung im Wesent» 
liehen nur darin bestehen sollen, dass die Bahn selbst so schnell als 
möglich fertig gestellt werde, wfihrend die Beifügung eines genau be- 
stimmten Zeitpunkts der Fertigstellung nur d^ Zweck gehabt habe, auf 
möglichste Beschleunigung des Bahnbanes hinzuwirken. War dies in der 
That der Sinn der Bedingung, unter welcher sich die Stadt verpflichten 
wollte, so ist diese Bedingung offenbar eingetreten; denn das Ober-Landes- 
gericht stellt weiter fest, dass der Bahubau mit möglichster Beschleunigung 
gefordert und die Bahn im Laufe des Jahres 1867 in Betrieb gesetzt 
worden sei." 
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Nr. 71. Eiitsdi. Dentsehen Bei«ksserlehte. 

3. Givil-Sonat. Vom 11. Januar 1884. 

[Entodk 4m BalehsKtr. In OMiMdMo. Bd. m S. lOS-llQ. — Zt«. d. Ter. Dinteeh.EimBb.Terw. 18M. 

S. 52?, 5?3. - Preuss. Eis-^iil). ArdlW. 1884. S. -ISl ] 

Haftnng der Eisenbalm für den beim Transporte auf nnbedeckten Wagm 
entstehenden Schaden. Was ist nnter ebem „unbedeckten Wagen" zn Te^ 
stehen? Gegenbeweis gegen die in Art 4M H.Q.B. aof gestellte Ve^ 
mathong, dass ein eingetretener Sckade, wenn er ans der nicht über- 
nommenen GeiSfthr entstehen konnte, ans derselben wirkUch entstanden ist 

Am 14. NoTomber 1881 worden von dem Spediteur N. zn Bremer* 
haven bei der dortigen Eisenbabn-Güterexpedition mittels Frachtbriefes 
Ton demselben Tage 101 Ballen Baumwolle zur Beförderung an das Fabrik- 
etablissement der klagenden Finna in Zawiercie aufgegeben. In dem 
Frachtbriefe war eine Verladung der Baumwolle in bedeckten Wagen nicht 
Terlangt. Die Baumwolle wurde auf zwei oflfenen Eisenbahnwaggons von 
Arbeiteni der EisenbahnTorwaltung Terladen und mit von dieser herge- 
gebenen Regendecken bedeckt Die Baumwolle auf einem der Wagen ist 
während des Transportes in Brand gerathen; das Feuer wurde am 18. No- 
vember 1881 auf der Station Sosnowiee entdeckt. Der Inhalt von 39 Ballen 
ist durch das Feuer zerstört. Die Klägerin, als Geesionarin des Spedi- 
teurs N., fordert Entschädigung im Betrage von 10000 M: Die Eisen- 
behnverwaltnng hat die Zahlung einer Entschädigung verweigert, indem 
sie ihre Haftpflicht auf Grund der Bestimmungen in Art. 424 Ziff. 1, 2, 4, 
H.&B. und § 67 Ziff. 1, 2, 3 des Betriebsreglements fär die Eisenbahnen 
bestreitet. 

Das Landgeridit hat die aus Art 424 Ziff. 2 und 4 entnommenen 
Einwendungen verworfen, dagegen Art. 424 Ziff. 1 für zutreffend erachtet 
und die Klage abgewiesen. Das Benifungsgericht bat diese letztere An- 
nahm« gebilligt nnd nber die anderen Punkte nicht erkannt. Auf Revision 
der Klägerin ist das Urteil des Oberlandesgericbtes aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Bemfongs- 
gorieht zurückverwiesen aus folgenden 

Gründen: 

. . . «Das Berufungsgericht hat den von der Klägerin wegen Beschä- 
%urg d« von dem Spediteur N. zu Bremerhaven am 14. November 1881 
iwi der Fasenbahn- Güterezpedition zn Bremerhaven zur Beförderung an 
^ Fsbriketablissement der klagenden Firma zu Zawiercie au^gebenen 
Dttunvolle erhobenen Entschädigungsanspruch abgewiesen, weil es die 
Haftbarkeit des Beklagten auf Grund der Bestimmungen in Art. 424 Ziff. 1 
H.G.B. ffir ausgeschlossen erachtet, und ist daher auf die Frage, ob die 
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Haftbarkeit des Beklagten auch in Gemfissheiten der Vorschrifteu iu Art. 
424 Ziflf. 2, 4 H.G.ß., auf welche der Beklagte sich ebenfalls berufen hat, 
ausgeschlossen werde, nicht eingegangen. Mit Recht hat zunächst der Be- 
rufungsrichter in Uebereinstimmung mit dem Landgerichte aDgeuommen, 
dass, da in dem Frachtbriefe vom 14. November 1881 eine Beförderung 
der zur Versendung aufgegebenen Baumwolle in bedeckten Wagen uicht 
verlangt worden, in Gemässheit der Bestimmungen in § 67 Ziff. 2 des 
Betriebsreglements für die Eisenba.hncn Dcntschlands vom 11. Mai 1874 
und der allgemeinen Tarifvorschriften 8. 53 III, die in Art. 424 Ziff. 1 
H.G.B, enthaltene Beschränkung der Haft der Eisenbahn für den hier in 
Rede stehenden Transport als bedungen galt. Es ist auch den Ausfüh- 
niiigen des Bt'rufm)ü;srichters beizustimmen, dass unter einem „unbe- 
deckten Wagen*" im Sinne des Gesetzes ein snlcher zu vorstehen sei, 
welcher seiner Constrnetion und dauernden Einrichtuni^ naeh mit einer 
Bedeckung von oben nieht versehen ist, und dass ein solelier „unbedeckter" 
(offener) Wagen dadurch nieht zu einem „bedeckten" wird, dass derselbe 
mit Regendeeken ete. überdeckt wird, sowie darin, dass die ZulHJ'si£!i:keit 
der Berufung auf die Bestimmung iu Art. 424 Ziff. 1 H.G.B, dadurch 
nicht ausgest'hh)S8en, die Haftbarkeit der EisenbahnverwaltuuL,^ für den nn 
dem beforderten Frachtgute eingetretenen Schaden dadureli uicht veraudert 
und erweitert wird, dass sie einen unbedeckten Wagen, auf weleliem nach 
La£:e der Saehe der Transport vereinbarungsmäösig erfolgen durfte, frei- 
willig mit einer Wagendeeke üherdeekt hat. 

Wenn sodann das Berufungsgericht den Einwand der Klägerin , der 
Beklagte könne auf die Vorschrift in § 424 Ziff. 1 H.G.B, im vorliegeuden 
Falle sich nicht berufen, weil durch die Bestimmung in den allgemeinen 
Tarifvorschriften, S. 53 III, die Eisenbahuvcrwaltuug die verbindliche 
Zusage gemacht habe, Baumwolle ohne Erhöhung der Fracht in bedeckten 
Wagen zu befördern, sofern solche auf der Absendeslaiiou verfügbar seieu, 
diese Voraussetzung im vorliegenden Falle gegeben und die Eisenbahnver- 
waltung in Bremerhaven daher nicht befugt gewesen sei, die hier fragliche 
Baumwolle in unbedeckten Wagen zu befördern, vorwirft, weil sieh an- 
nehmen lasse, dass durch diese Bestimmung eine von dem Vorrathe ge- 
deckter Waicen abhängige Pflicht seitens der Eisenbahn habe über- 
nonimeu werden sollen, so beruht diese Entscheidung auf einer Auslegung 
der betrefTenden Bestimmung der Tarifvorschriften, bei welcher die Ver- 
letzung emer Rechtsnorm, insbesondere der von der Revisionskliigerin her- 
vorgehobenen, nicht erkennbar ist. Die Auslegung würde aber nur tlanu 
mit der Revision anfechtbar sein, wenn hei derselben eine Rechtsnorm 
verletzt wäre, da es sieh nieht um die Auslegung eines Gesetzes, sondern 
einer Vertragsbestimmung handelt. Dass der Berulungsrichter bei seiner 
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Auslegung der fraglichen Bestimmung einen Theil des Vertrugsinlialtes 
fibersehen habe, insbesondere, dass die BefürderunK' der l>ezeichneten 
Waareu in bedeckten Wagen ^dlinc Erhöhung der rraehtpreise" zuge- 
sichert sei. ist nicht anzunehmen, um so weniger, da der lieruiung.srichter 
die Worte „ohne Erhöhung des Tarifs" ausdrücklieh erwähnt Ebenso- 
^veni^^ liegt ein Verstoss gegen die Bestimmung in An. 278 1 1. G. H.'s vor. 
Der Berufungsrichter haftet bei seiner Auslegung Ivcineswegs an drin buch- 
stäblichen Sinne des gebrauchten Ausdruckes, legt auch nicht einseitig 
Gewicht darauf, was die Eisenbabnverwaltung bei der liuglicheu Vertrags- 
clausel «i^ewollt habe, sondeni gelangt zu der gedachten Auffassung durch 
die Erwägung, dass der Zusammenhang dieser Bestini iiniug mit den vor- 
hergehenden in Abs. 1 und 2, sowie die eine fesli* Zusicherung keines- 
wegs ausdrückende Wortfassung selbst und der sonstige Sprachgebrauch 
des Reglements und der Tarifvorschrifton iü Fällen, wo bindende Ver- 
pflichtungen haben übernommen werdeu sollen, deutlich erkennen lasse, 
dass das bedingungsweise Erl)ieten zur Stelluug gedeckter Wagen uur als 
eine dem freien Willen der Bahn auheimgegebene, ausserhalb des Vertrags- 
nexus liegende Inaussichtstellung zu betrachten sei. 

Dagegen erscheint die Beschwerde der Revisionsklägerin über die Ab- 
lehnung der Aufnahme des von ihr in zweiter Instanz angebotenen Gegen- 
beweises begründet. Die Entscheidung des Berufungsgerichtes beruht auf 
einer unrichtigen Auffassung der Vorschriften des vorletzten Absatzes des 
Art. 424 H.G.B., insbesondere der Voraussetzungen des dem Absender 
gegen die hier aufgestellte Präsamtion, dass ein eingetretener Schade, wenn 
er ans der nicht übernommenen Gefahr entstehen konnte, aus derselben 
wtdich entstanden sei, nachgelassenen Nachweises des Gegeniheiles. 
Kach Inhalt der bei der mündlichen Vechandlong vorgetragenen Bemfongs- 
anträge hat die Klägerin in der Berofoi^instanz, unter Bezugnahme anf 
die von ihr vorgelegten ürkandeik und unter Baienmuig von Zeugen nnd 
SachTerstfindigen, behauptet, dass das Feuer, durch welches die frai^elie 
Baomwolle beschädigt worden, nicht durch Tiwisportart, abo nicht 
durch den Transport auf unbedeckten Wagen entstanden sei, dass die Be- 
deckung mit Regendecken, wie sie im vorliegenden Falle stattgefunden 
habe, die Feuersgefahr von aussen her ebensogut abhalte, wie feste Decken 
der Wagen, nnd dass der Schade nidit auf ^e hier stattgehabte Transport^ 
art und die damit verbundene Gefahr zurückgefOhrt werden kOnne. Es 
muss dabei davon ausgegangen werden, dass die in den Uricunden Iber 
den stattgehabten Brand, die Art der Bedeckung und der Beschaffenheit 
des Wagens, sowie der beschftdigten Baumwolle enthaltenen Tfaatsachen 
vorgetragen und unter Beweis der als Zeugen benannten Peisonen gestellt 
sind, weiche bei der Entdednmg des Feuers gegenwärtig, bei der Ab« 
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räumung des Wagens und dem Löschen des Feuers thätis gewesen sind. 
Wenn der Bemfnngsricliter diese Beweisaiitretung zmiächst deshall) für 
unerheblich erachtet, weil dieselbe viel zn allgenuin «^ehfilten und /u wenig 
substanziirt sei, so beruht diese Erwäguug offenbar auf tlor rcchtlirhen 
Auffassung über die Voraussetzungen und den Gegenstand des narli der 
angeführten Gesetzesvorschrift nachgelassenen Gegenbeweises, da die unter 
Beweis gestellten Thatsachen nicht von vornherein für unerheblich und die 
Beweisantretung für ungenügend substanziirt angesehen werden können, 
wenn man von der für richtig zu erachtenden Auffassung jener Gesetzes- 
vorschrift ausgeht. Die weiteren Erwägungen des Berufungsgerichtes er- 
geben, dasH da.S8elbe znr Beseitigung der in Art. 124 H.G.B, aufgestellten 
Vermuthung den Xachweis einer bestimmten anderen Entsteliuiigs- 
ursache des eingetretenen Schadens, hier also den positiven Nachweis, 
dureli welche Ursache das Feuer in dem Wagen, auf welchem die Baum- 
wolle verladen gewesen, entstanden ist, für erforderlich erachtet. Diese 
Auffassung des Gesetzes kann aber nicht für zutreffend erkannt werden. 
Das Gesetz sieht, indem es die mclirerwähnte Bestimmuni; tiitft, von 
dem Nachweise des Causalzusammenhauges zwischen dem einu,» tretenen 
Schaden und der von der Eisenbahn nicht überiiommeueu Gefahr ab, nimmt 
vielmehr, sofern nur der eingetretene Schaden aus der betreffenden Gefahr 
entstehen konnte, diesen Causalzusammenhang bis zum Beweise des Gegen- 
theiles als gegeben an. Diese Annahme wird aber nicht allein dadurch 
beseitigt, dass der positive Beweis geführt wird, der Schaden sei durch 
eine bestimmte andere Ursache herbeigeführt, sondern auch durch den 
Nachweis von Thatsachen, aus denen sich ergicbt, dass der gefährliehe 
Umstand, für welchen die Haft ausgeschlossen ist, nach den concreten 
Verhältnissen, die Ursache des ÜnfaHes nicht gewesen sein 
kann. Denn auch in diesem Falle ist, ohne dass es möglich ist, positiv 
die Ursache des Schadens darznthnn, bewiesen, dass nach Lage des con- 
creten Falles, die Vermuthung, dass die Wirklichkeit der Möglichkeit ent- 
spreche, nicht zutrifft. Die Vermuthung, dass ein Schaden, welcher beim 
Transporte von Waaren auf ungedeckten Wagen eingetreten ist, ana dieser 
Art des Transportes wirklich entstanden sei, sofern er ans derselben ent- 
stehen konnte, kann daher nicht bloss durch den Nachweis widerlegt werden, 
dass der Schade ans einer bestimmten anderen Ursache entstanden seit 
sondern bei einem durch Feuer entstandenen Sehaden auch durch den 
Nachweis, dass durch die conereten Umstände die Feuergefihriichkeit des 
Transportes auf unbedeckten Wagen in der Art ausgeschlossen sei, dass 
das eingetretene Feuer ans dieser Art des Transportes nicht habe ent- 
stehen können, wenn es aach nicht möglich ist, positiv festzustellen, 
auf welche Weise das Feuer entstanden ist Geht man hiervon aus, so 
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können die von der Klägerin unter Beweis gestellten Thatsachen nicht al?* 
völlig unerheblich bezeichnet werden. Ist dieses aber nicht der Fall, so 
kann die Beweisaufnahme nicht deshalb abgelehnt werden, weil das Beweis- 
ergebuiss nur zu einem hrdieren oder gerinfroren Grade von Wahrschein- 
lichkeit führen werde. Wenn auch, wie bereits oben bemerkt, dem Be- 
rufnngst iihler darin beizupfliehten war, dass dem Umstände, dass die 
unbedeckten Wagen, auf denen der Transport der fraglichen Baumwolle 
erfolgte, vou der Eisenbalmverwaltung mit Decken vergehen waren, für 
den Umfang ihrer Haftpflicht Bedeutung nicht beizulegen sei, so folgt 
(1ann}5 lor h nicht, dass die Frage, ob die Gefahr in concreto bei der 
Lraiisporiart in mit iJuvken versehenen Wagen ausgesclilossen war, von 
vornherein unerheblich sei; dieselbe ist vielmehr für den der Klägeria 
nachgelassenen Gegenbeweis nicht ohne Bedeutung." . . . 



Kr. 72. Sntscli. des Dentsehen Belehsgeriehts. 

2. Civil-Senat. Vom 22. Januar 1884. 

[Zt«. des Verdus Deutsch. Eiseub. Venr. 1684. S. 410, 411. — Hand. o. Gewerb. Ztg. 1884. Nr. 14. — Hrami 

«. Blam, Aniia]«!!. W.9. B.SM.S44.] 

01e Ldstimg, welche der Verletste aus einer der im § 4 bezdclmeteii 
Caeaen erhUt, soll auf die von dem Haitpfiolitigen ze gew&lireBde Snt- 
seliSdigimg nur dann eingeieclmet veiden, wenn der Haftpfliolitige m 
den Frilmlen oder Mtrftgen mindestens ein Drittel leistete; bei Ermaoge* 
Imig dieser Yoranssetsiing Undet eine Einreelunmg tberlianpt nicht statt 

Die Atislegung, welche der Bernfun s^srichter dem § 4 des Keichs- 
Gesetzes vom 7. Juui 1871 giebt, kann nicht für richtig erachtet werden. 
Die I^eistnng, welche der Verletzte aus einer der in § 4 bezeichneten 
Gassen erhält, soll nach der Bestimmung dieses Paragraphen auf die von 
dem Haftpflichtis:en zu gewährende Eut.seliädiirung dann eingerechnet 
werden, wenn die Mitleistung des letzteren an Prämien oder Beiträgen 
nicht unter einem Drittel der Gesammtleistung beträgt. Hiermit ist un- 
zweideutig ausgesprochen, dass eine Einreehuung nur unter dieser letzteren 
Voraussetzung stattfinden soll, und es folgt hieraus, dass bei Ermangelung 
dieser Voraussetzung eine Einrechnung überhaupt nicht stattfindet. Dass, 
wie der Berufungsrichter annimmt, der § 4 in den Verhandlungen des 
Reichstags, aus dessen Initiative derselbe hervorgegangen ist, in einem 
andern, als diesem aus seinem Wortlaut sich ergebenden, Sinn verstanden 
worden wäre, kann nicht anerkannt werden. Zweck der Aufnahme des 
§ 4 in das Gesetz war die Hebung und Beförderung gemeinschaftliclier 
Versicherungscassen. 
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£s vnrde bei der Berathnnif im Reichstag augenommen, dass Ver- 
eicheniiigen insoweit, als sie aaf eigenen Leistungen des Verletzten 
beruhen, ein erworbenes YennOgensobjeet des Verletzten bilden, wekbeis 
neben dem im Gesetz begrfindeten Ansprach auf Schadensersatz bestehe 
nnd daher an sich in diesen Sehadensersatz nicht einzurechnen wftre. Ob 
diese Recbtsanschauung gerechtfertigt sei, kann dahingestellt bleiben. 
Jedenfalls kann aber nicht wohl angenommen werden, dass der Gesetzgeber 
zu Erreichung jenes Zwecks lediglich zum Nachtheil des Verletzten habe 
bestimmen wollen, dass, wenn der Betriebsnnteraehmer em Drittel za 
einer der fraglichen Gassen beitrage, die ganze Leistung dieser Gasse, also 
auch soweit sie an sich als ein selbsterworbenes VermOgensobject des 
Verletzten zu betrachten wfire, auf die Entschädigung einzurechnen sei; 
vielmehr kann gerade darin, dass jene Rechtsanschauung in den Verhand- 
lungen des Reichstags zum Ausdruck gekommen ist, nur eine BestfttiguDg 
dalür gefunden werden, dass der Gesetzgeber einen Durchschnittsmittelweg 
einschlagen und jede Einreehnung von der fraglichen Voraussetzung ab- 
hftngig machen wollte. Da nun die Anwendbarkeit des § 4 auf die iu 
Rede stehende Gasse nicht streitig und da festgestellt Ist, dass die Ifit- 
leistung 'der Beklagten weniger als ein Drittel der Gesammtleistung beträgt, 
so musste das angefochtene Urtheil, soweit es bestimmt, dass eine Ein- 
rechnung der Leistung der Gasse auf die dem Kläger gebfihrende Ent- 
\ Schädigung stattfinde, aufgehoben und unter weiterer Abänderung des ersten 
ürtheils wie geschehen erkannt werden. 



Nr. 73. Entsch. des DeuUclien Reichssrerichts. 
5. Civil-öeiiat Vom 26. Januar 1884. 

[Hand. u. Gfcwerb. Zt«. ISM. S. 239. — Ztg. <1. Wr. I V uI.m h. Ki^pnb. Vcrw. 1884. $.442,443.] 

Der Betciebsunternehiner der Eisenbahn haftet für die Tödtnng eines 
Menschen bei dem Betriebe, auch wenn der Oetödtete im Dienst einer 

anderen Verwaltung (Post) steht 

Die Wittwe des Postschaffners R., welcher beim Eisenbahnbetriebe 
und im Postdienste Temnglfickt war, hatte gegen den preussischeu 
Eisenbahnfiscns auf Zahlung einer Entschädignngsrente geklagt Der 
Fiscus machte ihr gegeafiber aber geltend, dass die Reichs -Postver- 
waltung fQr den dem Verstorbenen im P<MStdienste zugestossenen Unfall 
zu haften habe, und dadurch seine eigene Haftung ausgeschlossen sei. 
Dieser Einwand ist jedoch f&r hinfällig erachtet worden, wie das Reichs- 
gericht begründend dahin ausführte: »Der preussische Fiscus als Bensioos- 
kläger sucht geltend zu machen, dass, weil der Postschaflner im Posl- 
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(lienste verunglückt sei, höchstens die rostverwaltung fftr den Todesfall 
zu haften habe. Nacli § 1 des Reiclis-liaftpflichtgesetzes haftet aber für 
die Tüdtnuf; eines Meuschen beim Betriebe einer Eisen Ijulm der Betriebs- 
iiuternehmer der Eisenbahn ohne Rücksicht darauf, ob der Gelödtete 
im Dienste einer anderen Verwaltung oder Person oder im eigenen 
Interesse thätig war, als er verunglückte." 



Nr. 74. Beschluss des Kaiitmergeriehts za Berlin. 
Vom 28. Januar 1884. . 

• [J«iiow q. Kftulid, Jabfb. f. Entsch. d. Kimmeigwicbts. B. 4 Hr. 64. 8. 14B-1!KIL] ' 

TirtMtiDig des nsons bei Clnudenrerb- lir Staatseleenbalmeii. — Smh 
don AUerh. Erlftss vom 24. November 1879 (1Ü11.B1. 1 1 V. 1880. S. 84) sind 
fitere Bestümanngen, welebe die Yertretmig des Fiseds im Verkebre imd 
dm Qnmdbuobbebdideu gegenftber betreffen, niebt abgeändert, Die lefe^ 
tnvn veiletses daher, venn sie die Legitimation der .K5nlgt Eisenbahn- 
Betdebsftmter im selbststSndigen Erwerb yon GrnndbesitB für dne Staats- 
elaenbahn niebt anerkennen, viebnehr in Oemlssheit der AUerh. Gabinets^ 
(Mre vom 21. Februar 1845 (J.1I.B1.S.70) ministerielle Qenebmigimg' 

erfordern, keine Beehtsnorm. 

Bei dnlieher Sachlage, wie bei dem BescblnsRe yom 22. December 
1883 (s. obeo Nr. 66 S. 158) ist durch Beschluss vom 28. Januar 1884 
eine wettere Beschwerde des Konigl. Eisenbshn-Betrlebsamts Berlin ans 
{leieben Grfinden znr&ckgewiesen, mit folgendem Znsatz: 

Der Hinweis des Beschwerdeführers auf das Gesetz vom 3. November 
1838 (G.S. S. 505) ist unzutreffend, da dieses sich nur auf Eiseubahu- 
gesellschaften bezieht, und ebensowenif? tritt der oben entwickelten An- 
schauung der AUerh. Erlass vom 19. März 185n (G.S. Ö. 152) entgegen, 
durch welchen für den Bau der Kreuz-Cüstriu-Frankfurter Eisenbahn eine 
bestindere, mit siogulären Befugnisscü ausgestattete Baucommission einge^ 
setzt war. 

So lans^e nicht der })ositive Beweis geliefert wird, dass sich der Herr 
tiessortminister der ihm nach der Allerhöchsten Cabinets - Ordre vom 
21. Februar 1845 überwiesenen Prüfnnir und Entscheidung mit Allerh. 
rTcoehmigung entäussert hat, muss die Gi uuiibuchbehOrde an dieser Bestim- 
moQg festhalten. 
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Nr. 75. Bntseb. des PeaMien Bdehsgerlehts. 

2. Civü-Senat Vom 1. Febrnar 1884. 

[Bnma u. BliiiB, Amnlsn. Bd. ft 8. 419-, 4M.] 

Die Beftnftragung des § 2 des Betebs-HaftpfliditgesetzeB kann aneli stüt 

flehweigend gesehelieii. 

Das angefochtene Urtheil lässt uneutschicden, ob Kläger zu der 
Arbeit, bei welcher er verunglückt ist, durch Ch. H. (den Bruder des 
Beklagten) beauftragt worden ist, und lehnt die Eikcbuiig de.> erbetenen 
Beweises darüber, ob Cb. II. in der von dem Kläger behaupteten Weise 
in dem Steinbruch des Beklagten tlutti^ "gewesen sei, deshalb ab, weil 
dadurch nicht constatirt würde, dass Cii. Ii. vuii dem Beklagten mit Zu- 
weisung von Arbeiten an die Steinbrecher beauftragt gewesen sei. 

Diese Begründung kann nicht lar genügend erachtet werden. Es ist 
nämlich dubei nicht geprüft, ob nicht eine thatsüchlich ausgesprochene 
Beauftragung anzunehmen wäre, wenn Beklagter es zugelassen hätte, dass 
sein Bruder sich in dem Steinbruch so, wie behauptet wird, gerirte. 
Allerdings hat der Kläger nicht ausdrücklich behauptet, dass letzteres mit 
Wissen und AVillen des Beklagten geschehen sei. Die Willensmeinung 
des Klägers ging aber offenbar dahin, dies zu behaupten. Es kann hieran 
nm 80 weniger gezweifelt werden, als Kläger schon in erster Instanz 
geltend gemacht hat, es fehle in dem Steinbruch ein tüchtiger Bnidi- 
meister, diese Stelle werde von dem Bruder des Beklagten versehen. 
Uebrigens wäre es, falls in dieser Richtung ein Zweifel bestanden hätte, 
Aufgabe des Gerichts gewesen, in Gemässheit des § 130 der R.C.P.O. 
TOn dem Fragerecht Gebrauch zu machen.*^ 



Nr. 76. Entsch. des Dentschen Reichsgerichts. 

1. Civil-Senat. Vom 2. Februar 1884. 

[Brauu u. Blum, Annalen, Rd. f». ?. 42^. 427. lAx. d. Ver. Ücutech. Eiseub. Verw. lbS4. S. 6.^7.] 

Die Verwendung sog. „Hunde * oder „Hunte" (auf Eisenschienen laufender, 
von Menschen geschobener Kippwagen zum Transport der Erde u. dergl.) 
hildet unter gewöhnlichen Verhältnissen keinen Eisenbahnbetrieb im Sinne 
des § 1 des Reichs-Haftpflichtgesetzes (wohl aber dann, wenn durch An- 
wendung einer die Bewegung der Wagen aussererewöhnüch beschleuni- 
genden Triebkraft Gefahren hervorgerufen werden, z. B. beiDraktseUbahnen). 

Der Kläger war bei dem Beklagten mit dem Fortschaffen ausgeschach- 
teter Erde auf dem Frankfurter Gentralbahnhof beschäftigt. Auf dem neu 
angelegten Eisenbahndamme war eine Strecke provisorisch mit Gruben- 
achieDOD belegt*, auf weichen die beladenen kleinen Wagen, sog. Hönde 
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«der Hvnte (Dicht Hnndewagen), einzeln, jeder toü zwei Arbeiteni lang- 
sam DMk einer AbladeBtelle fortgeschoben worden. Die Wagen beatehen 
«na dnem anf Rftdem gehenden Gestell und einem in dem Gestell hfin- 
genden und drehbaren Kasten. Der Kasten ist wAhrend des Transportes 
mittelet eines heninsznnefanienden Pflockes an dem Gestell befestigt. Der 
Heek wird au der Abladestelle herausgezogen, der Kasten stfirzt ver- 
möge der Drehung um, entleert ideh so und wird dann leer zurftehgeftüi- 
ren. Hinter einander Ishren mehrere Wagen, jeder einzelne wird entleert, 
sie fthren dann sftmmtüch, aber eüizdn, hinter einander wieder nach der 
Beladestelie znrfick. DemKlftger ist bei der Entladung seinea Hnndes die 
Hand gequetscht. Er hat deahalb Entach&diguQg gefordert, lat aber mit 
«einem Anspruch in beiden Vorinstanzen abgewiesen. 

»Dem Bemfiingsnrtheil ist darin beizustimmen, dass ein nnter das 
Haftpflichtgesetz zu snbsnmirender Unfall nicht vorliegt. Denn der Be^ 
klagte hat nicht im Sinne von § 1 des Boichs -Haftpflichtgesetzes eine 
Eisenbahn betrieben. Es kann dahingestellt bleiben, ob nicht auch bei 
eolchen Wagen, wie sie von dem Klftger und seinen Genossen geschoben 
sind, ein Eisenbahnbetrieb dann vorliegt, wenn durch Anwendung einer 
die Bewegung der Wagen aussergewöhnlich beschleunigenden Triebkraft 
Geiabren hervorgerufen werden, wie sie bei dem gewöhnlichen Eisenbahn- 
betrieb, welchen das Gesetz im Sinne hat, vorkommen, also etwa beiDraht- 
sdlbahnen, bei welchen die Wagen mittelst Schwerkraft oder mittelst 
Dampf kraft auf einer sehr geneigten Ebene hlnau%ezogen werden oder 
hinabgleiten. Von solchen Anlagen ist hier gar keine Bede. Vielmehr 
besteht in diesem Falle der gewöhnliche Betrieb darin, dass der einzelne 
Wagen langsam durch Ari)eiter fortgeschoben wird, welche den Wagen 
völlig in ihrer Gewalt haben. Der Umstand aber, dass zur Verminderung 
der Beibung eiserne Schienen gelegt sind, eine Eisenbahn in diesem Sinne 
aagdegt ist und dass in Folge davon anf dieser Unterlage grössere Lasten 
fortbewegt werden, als sie bei dem Hangel derAnhige mit denselben Kräf- 
ten fortbewegt werden könnten, genfigt ffir sich allein nicht, um einen 
ßsenbahnbetrieb im Sinne des Gesetzes herzustellen. 



Kr. 77. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
3. Straf-Senat. Vom 7. Februar 1884. 

[TU. ']. Ver. I>eili»dL ElMDb.V«nr. 1884. S.421. - Braun o. Blum, Annalcu. Bd. 9. S. 316-319.] 

Begriff der „OelUu*', des „IngeftUvsetzens»* in den §§ 315, 316 des R.Str.G.B. 

Das angefochtene Urtheil hat den Angeklagten K. von der aus $ BIO 
Abs. 2 B. St G.B. erhobenen Anschuldigung freigesprochen, indem es zwar 

12* 
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fftr erwiesen erachtet» dass der Angeklagte durch eein eigeDm&ditigeB, olme 
ertheiltes Abfahrfcseignal des Stationsbeamten bewirktes Abiahren des von 
ihm gefUhrfen Vieh^Eztraznges von der Station Yinzelberg eine ihm al» 
Eisenbahn^Betriebsbeamten obliegende Pflicht Temacfalftseigt bat, dagegen 
nicht als festgestellt ansieht, dass Angeklagter durch diese Pflichtvernach- 
lAwigang einen Transport in Gefohr gesetzt hat Die Yorlnstanz ist dabei 
von folgender ErwSgung geleitet worden: Im Allgemeinen sei allerdittgs 
die Möglichkeit vorhanden gewesen, dass Angeklagter mit dem von ihm 
gefuhrtoi Znge anf den, anf demselben Geleise voransge&breneh nnd nnter^ 
wegs zwischen den Stationen Yinzelberg nnd Jfivenitz liegengebliebenen 
Oonrierzng h&tte anfstossen nnd solchergestalt den letzteren hätte gefilhr» 
den können; tiiats&ehlich sei dies um deshalb nicht wahrscheinlidi ge> 
wesen, weil die Haltesignale sowohl eines von derselben Richtong anf dem 
Nebengeleise entgegenkommenden Zuges, wie diejenigen- des Courierzoges 
«selbst und mehrerer voiher zu passirender W&rterbuden den Angeklagten 
rechtzeitig hätten warneu mfissen, die ersteren in Wirklichkeit auch den 
Angeklagten znm alsbaldigen Stillstehen 'veranlasst hätten; nun sei aber 
,,die blosse Möglichkeit eines ünglGekes nicht ansreichend, um den That- 
bestand de» § 316 R. St G.B. zu erCQUen; erforderlich sei vielmehr, das» 
durch die Pflichtvemachlfissigang des Beamten ein Ünglfick wahrschein- 
lich gemacht worden ist in dem Sinne, dass dasselbe ohne Hinzutreten von 
ZufiUigkeiten hätte entstehen mfissen. 

„Ein Rechtsirrthum ist in dem Entseheidnngsgninde der Vorinstanz 
nicht zu erkennen. Das Begriflsmerkmal der „Gefahr^* nnd des „Ingefabr* 
Setzens" im Shine der §§315, 316 R. St G.B. ist flberwiegend thatsäch- 
lieber und nicht rechtlicher Natnr. Der Ausdruck „Gefahr** vrird in der 
Sprache des gewöhnlichen Lebens als ein dnrehaus relativer augewendet; 
man spricht ebenso von einer „nahen*' oder «dringenden*', wie anderer* 
seits von einer „entfernten^ Gefahr fßr Personen öder Sadien, um damit 
verschiedene Grade von Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit eines den 
letzteren drohenden Schadens aDzudeuten. Dass die blosse abstracte Mög- 
lichkeit einer Lebens- oder Sachbeschädigung keinesfalls genfigt, um den 
Zustand einer Geföhrduog herzustellen, siheint aurh die Revision anerken- 
nen zu wollen. Wenn die beschwerdeführende Staatsbehörde aber den 
Unterschied zwischen ^Möglichkeit** und „Wahrscheinlichkeit** für die vor- 
liegende Frage ganz verwerfen zu können vermeint nnd statt' dessen „die 
begründete Besorgniss** des Eintrittes eines Unghlcks znm entscheidenden 
Kriterium erhoben wissen will, so ist damit lediglieh ein immerhin un- 
sicheres objectives Moment mit einem ebenso nnsioheren subjectiven ver- 
taosdit Schliesslit Ii wird man von der Existenz einer „begründeten 
Besorgniss** auch wiedenim nur dann zu reden befugt sein, wenn in einedi 
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«Dgisknfipflen Cansalverhiiif die anf ein schAdiKeDdes EreigniBs hinwirken»' 
den F«ctoren über die entgegenwirkenden Krftfte, auch wenn rein znftUige 
Hindentngemomente ansser Betracht bleiben, das Uebergewiebt zn haben 
echeinen, daa heisst wenn der konftige Eintritt des sßh&digenden Ereig- 
ntaaes wahrscheinlieher ist» ala sein Niehteintritt' Je nach den relap 
tiven zeitlichen und räumlichen EntfemungBrerhältnisaen zwischen dem 
Anfang einer Bewegung nnd dner durch sie Ternrsachten Katastrophe, je 
nach der Zahl der cansalen Zwischenglieder, welche ein gewisser Mecba- 
nismus zn dnrehlanfen hat, wird man geneigt sein, die Gefahr als schon 
vorhanden, als unmittelbar imminent und .über dem bedrohten Object hftn- 
gend, oder aber als noch garnicht existent oder doch ganz entfernt vor- 
liegend anxQsefaen. Hierfür lassen sich schlechterdings keine Normen anf- 
. stellen: die eoncrete Beschaffenheit des Einzelfalles nnd seine sachliche 
fienrtheilnng entscheiden allein. 

Diese Gesichtspunkte treffen mit besonderer Schärfe anf den hier vor- 
Hegenden concreteo Fall zu. Die Gefiihr, um die es sich handelt, besteht 
in der Gollision zweier Eisenbahnzfige, von denen der eine still steht, der 
andere auf demselben Geleise auf jenen zn^rt Die Möglichkeit einer 
€olli8ion war zweifellos mit dem Augenblicke gegeben, in welchem der 
Zug des Angeklagten sich auf der Station Vinzelberg in Bewegong setzte* 
Ob aber damit auch schon dem vorangefahrenen Courierzuge ebne nicht 
bloss in abstracto denkbare, sondern eine actuell vorhandene „Gefahr** 
bereitet war, hing zweifellos so sehr von den Distancen, der Fahrgeschwin- 
digkeit, den Wittemngsverhältnissen , dem Signalwesen und zahlreichen 
anderen höchst concreten Umständen ab, dass nnr der Thatrichter darüber 
ein ürtheil abzugeben vermag. Und wenn die Vorinstanz hiemach zu der 
thatsächlichen AuiTassnng gelangt ist, das Uebcrgewicht der einer Collision 
entgegenwirkenden Momente sei ein so ( i heimliches gewesen, dass der Ein- 
tritt einer Collision für unwahrscheinlich, deshalb eine „Gefahr*^ nicht als 
«xistent angesehen werden müsse, so vermag hiergegen der Bevisionsangriff 
nicht anfisukommen.*' 



Nr. 78. Eutscli. des Deutsclien Reichsgerichts. 

1. Civil-Se nat. Vom H. Februar 1884. 

[Rrauu u. Blum, Annalen. Bd. 10. S. 160-172.] 

Der Tag des Unfalls ist iu die zweijährige Verjährungsfrist des § 8 des 
Beichs-Haltpflichtgesetzes niclit einzurechnen. 

Der § 8 des Haftpflichtgesetzes schreibt Tor: „Die Forderungen auf 
^hadensersatz Yeglluren in zwei Jahren Tom Tage des Unfalls ian« 
Gegen diejenigen, welchen der Getödtete Unterhalt zu gew&hren hatte, 
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beginnt die Verjährung mit dem Todestage." Dafls durch diese Yor- 
schrift auch die Frage, ob der hiemach für den Beginn der Veijfilining: 
maassgebende Tag in die VerjftbrangBfidet einzurechnen sei oder mtkt, 
znm Gegenstande der Rcichsgesetzgebnng gemacht worden ist, kann 
nieht zweifelhaft sein. Im übrigen kann aber die Anffoeanng des Bern*- 
fimg8n:prifhts Dicht gebilli^ werden. 

Während für das Gemeine Recht aof Gmnd der Quellen überwiegend 
angenommen wird, dass der Tag, an welchem das eine Frist in Laut 
setzende Ereigniss stattgefanden bat, in die Frist einzurechnen liabeo 
die neueren Gesetzgebungen das entgegengesetzte Prineip befolgt (vergl. 
Savigy, System IV S. 420; Dernburg, Preuss. Privatr. I § 70 N. 2; 
Becius in Försters Prrnss. Privatr, 4* Aufl. I § 45 N. 7; Zacharift^ 
Franz. Privatr. 6. Auü. I § 146 N. 3.a; Sächsisches B.G.B. § 87),. 
und dasselbe bat sieb auch im Gemeinen Recht als Gewohulieitsrecht für 
die Berechnong ptocessualer Fristen and als präsumtive Norm für die- 
Anslogung vertragsmässiger Fristbestimmungen Geltung verschafft. Dieser 
modernen Rechtsansehannng hat sich die Reiclisgcsetzgebung in den 
Vorschriften der A.D. W.O. (Art. 32) und des H.G.B. (Art. 328) über 
die Berechnung der Erfüllungsfristen und in den Verjährungs Vor- 
schriften der Art 386, 408, 908, 90{), 910 des H.G.B., sowie späterhin in 
ihren Processgesetzen (§ 199 der R.C.P.O.; auch § 42 der R.Str.P.O.> 
angeschlossen. Dass die Reichsgcsetzgebung in anderen civilrechtlicbeik 
Verjährungsvorsobriften dieses Prineip habe verlassen und statt dessen die 
.Binreehnung des maassgebenden Tages Torschreiben wollen, kann ohne 
genügenden Grund nicht angenommen werden. Dazu kommt noch, dass^ 
durch diese Einrechnung die Frist um einen Theil ihrer darcb die Ge- 
setzesworte bezeichneten Dauer, nfimlich um die Zeit von dem Beginn 
ihres ersten Tages bis zu dem Momente des maassgebenden Ereignisses- 
verkürzt werden würde nnd dass eine solche, die Fristbestimmung zu Un- 
gonsten desjenigen, welchem die Verjährung seines Rechtes angedroht ist,, 
einschränkende Auslegung überhaupt im Zweifel als unstatthaft erscheint» 
Der Hinweis der Revisionsbeklagten auf die Verjährungsvorschriften der 
§§ 61, 67, 69 des R. Str. G.B. katin, da aus dem strafrechtlichen Principe 
eine Folgerung auf die Absicht civilrechtlicher Bestimmungen nicht zu 
begrflnden hi, nur in Bezog auf die Terminologie der Reichsgesetz- 
gebnng Beachtung beanspruchen, insofern nämlich, als das R. Str.G.B., 
wie in den Motiven zu seinem § 67 bemerkt ist, die Frage, ob der 
Tag des maassgebenden Ereignisses in die Frist einzurechnen sei, als 
durch seinen Ausdruck: „die Frist beginnt mit dem Tage*^ von selbst 
m 1>'\iahendem Sinne entschieden ansieht; allein durch die dortige absieht- 
Üche Anwendung dieses Ausdmckes in seinem prftcisen Wortsinn ist niebi 
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ansgeschlosaen, dass andere, zumal civilrechtliche Rekbsgesetze denselben 

in einer laxeren Bedeutung gebraucht haben können. 

Die Worte des § 8 des Beiehe-Haß^tlieht^esetzes: „die Forderangea 
— Teij&hren in zwei Jahren vom Tage des Unfalls an'' lassen nicht 
erkennen, ob das Gesetz diesen Tag in die Frist eingerechnet haben will 
oder nicht Nun ist zwar einerseits nicht zu bezweifeln, dass dieser Aus- 
drack und derjenige des folgenden Satzes: „die Verjährung beginnt mit 
dem Todestage'' in der fraglichen Hinsicht als gleichbedeutend ge- 
braucht worden sind; allein andererseits ergiebt sich auch gerade aus 
diesem Wechsel des Ausdruckes iu Verbindung mit der Beschaffenheit des 
ersten Ausdruckes, dass der Gesetzgeber hier seine Aufmerksamkeit nicht 
auf die Entscheidung der gedachten Frage gerichtet hat Dieselbe ist 
auch bei lAngeren Fristen für die Dauer derselben von so minimaler Be- 
dentnng und praktisch in so ftosserst seltenen Fällen von Erheblichkeit, 
cbsa es nicht auffällig sein kann, wenn sie bei der Gesetzesredaction 
manchmal unbeachtet bleibt. Auch das H.G.B, bedient sich im Art. 146 
Abs. 2 des Ausdruckes: „die Verjähraug beginnt mit dem Tage"; da 
dasselbe aber, neben einigen anderen vereinzelten Bezeichnungs weisen 
(Art. 146 Abs. 3; Art. 349), in den schon angeführten Artikeln den un- 
zweideutigen Ausdruck „die Verjährung beginnt mit dem Ablaufe des 
Tages" anwendet, und da auch dem H.G.B, die Absicht nicht zugetraut 
werden kann, dass es in dieser unwesentlichen Hinsicht für seine ver- 
schiedenen Verjährungsfristen verschiedene Vorschriften tretl'eu wolle, so 
ist hiermit ein Fall gegeben, in welchem die Reichsgesetzgebung den ersteren 
Ausdruck erweislich im Sinne der Nichteinrechnong des betreffenden Tages 
gebraucht hat. 

Endlieh wird auch durch die Entstehungsgeschichte des § 8 des 

Reiehs-Hat'tptlichtgesetzes bestätigt, dass bei der schliessliclieu Fassung 
desselben die hier in Rede stellende Frage unbeachtet gekissen worden ist. 
In dem dem Bnndesrathe vorgelegten Kntwurfe lautete derselbe: ^die (ein- 
jährige) Verjährungsfrist beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an 
welchem der Betheiligte von doni Schaden Kenntniss erhalten hat." 
Der hiermit ausgesprochene Grundsatz der Nichteinrechuung des maass- 
gebenden Tages wurde in den Verhandlungen des Buudesraths von keiner 
Seite berührt. Dieselben beschäi'tigten sich lediglich mit der Dauer der 
Ver);i!iniTiir und dem für den Beginn derselben maassgehendeu Umbtande. 
Der Bün<l( Prath gab dem Paragraphen die für die Berechnungsmethode 
indifferente Fassung: „Die Yerjährnng beginnt mit der Entstehung der 
Forderung'^. Auch die Verhandlungen des Keich^t-iges betrafen nur die 
beiden im Bundesrath erwogenen Fragen, und uamcutlich wurde auch der 
vom Reichstage angenommene Abänderungsautrag, welcher dem Paragraphen 
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seine jetzige Fassaufr fft geben hat, nur in diesen beiden Richtungen be- 
gründet und erörtet (vergl. Drucksachen des Bundesraths 1871 Xr. 5, 
13, 18, 29; Protokoll desselben v. 21. März 1871 §92: Reichstags- 
verhandluiigen 1871, I. Legislatur-Periode, Stenogr. Ber. I S. 503 ff., 
S. 620, Anl. III Nr. 16). Kann nach allem diesen die Ansicht des Be- 
rufuui^.sgeriehts aus der Fassung des § 8 nicht begründet werdeu, so muss 
üiau aus den schon angctukrteu Gründen annehmen, duss die Koichsgesetz- 
gebung auch hier deu Grundsatz der Isicliteiurechnuug des maassgebenden 
Tages zur Anwendung gebracht haben wiU. 

Ebenso ist auch schon in BetreiV der Berechnung der Verjährungs- 
fristen der Wechselordiiuug, welche gleichfalls abwechselnd die Aus- 
drücke „vom Tuiie an** (Art. 77, 79, 100) und „mit dorn Tage" an- 
wendet, sowohl vom K.O.ll.G. (dessen Entsch. Bd. III Nr. 2H S. 130; 
Nr. 86 S. 417). als auch von anderou obersten Gcrichtihofeu [Seuffert, 
Archiv Bd. XV Nr. •243 (Berlin); Bd. XIX Nr. (53 (Dresden); 
Centraiorgan für Wechsclrecht. N. F. Bd. IX S. 347 (Wien)] erkannt 
worden, liieruach erscheint die vorgeschüti^te Yerjährungseiurcde als un- 
begründet. 



Nr. 79. Entgeh* des Deutschen Reiehsgerichts. 
2. Givil-Senat. Tom 12. Februar 1884. 

(FxwDW. Ardilv C Bfiaabi. Wen». 18M. 8. ti8-876.] 

Veipfliclitiuii; des GewerbeimtenieluiieTs zur Herstellimg und Untexhaltiing 
von zur Sielienm^ der Arbeiter nothwendigen SehutabriUen. 

Am 12. Mfirz 1881 ist der Kläger bei der Beklagten in den der 
letzteren gehörigen Steinbrüchen als Bossirer von Pflastersteinen in Dienst 
getreten. In Folge des Umstandes, dass ihm bei seiner Arbeit am 21. April 
1881 ein Steinsplitter von einem entweder von ihm selbst oder von einem 
seiner Mitarbeiter bearbeiteten Pflasterstein^ in das rechte Auge gesprun- 
gen, ist Kläger der Sehkraft dieses Auges verlustig geworden. Er hat bei 
dem Landgericht Fr. Klage auf Schadensersatz erhoben und geltend ge- 
macht, der Unfall sei dnrch ein Verscbnlden des zur Leitung und Beauf- 
sichtigung des Betriebes nod der Arbeiter in dem betreiFenden Steinbruch, 
in welchem Kläger gearbeitet, angestellten Vorarbeiters E. In Aasffihmng 
seiner Dienstverrichtungen insofern herbeigeführt worden, als £. unterlassen 
habe, ihm und seinen Mitarbeitern Schutzbrillen als das geeignetste Schutz- 
mittel gegen derartige UnMe zu verschaffen oder wenigstens das Anschaffen 
und Tragen solcher SehnkzbriUen aufzugeben. 

Das Landgericht hat die Verhandlung auf den Grand der Klage be- 
schränkt und diese am 11. März 1882 abgewiesen. 
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Attf die TOD dem Kläger eingelegte Benifimg hat das Ober-Limdea- 
geridit D. Uber die in seinem Beweisbeschluss vom 5. December 1883 
augefülirten BeluniptiiDgen der Parteien Bew^ erlioben imd sodash am 
8. Juni 1883 erkannt: 

«Würde iiet Yertreter der Beklagten annoeli folgenden riekter- 
liohen Eid schwören: 

Zeh habe nach sorgfältiger Prttfong und Erkimdigang die 
üeberzengnDg erlangt, dass der Vorarbeiter £. in derjenigen 
Arbeitsbnde, in welcher er die Anfideht geführt, kniz naeh dem 
18. März 1881 und jedeniklls noch mehrere Tage Tor dem 
Sil, April 1881 den daselbst gegen wArtigen Arbeitern, nnter 
welchen sich anch der Kläger befunden, Mittheilnng von der 
Anordnung des Directorinms der verklagten ActiengesellBehalt 
gemacht habe: die Arbeiter soÜten sieh Schntzbrillen anschalTen, 
sonst werde die Gesellschaft bei etwaigen UogiacksfiUlen fftr 
Schaden nidit anficommen, 
so soll die Klage znrftckgewiesen nnd der ElAger znr Tragang 
der Kosten beider Instanzen verartbeilt werden. 

Schwort der Vertreter der Beklagten diesen Eid nicht, so soll 
der wider die Beklagte erhobene Ansprach seinem Grande nach 
festgestellt erachtet and die Sache zar Verhandlnng nnd Entscheid 
dang aber die H5he des Anspracfas sowie wegen der Kosten des 
Rechtsstreits, einsehliesslieh der Kosten des Rechtsmittels an die 
erste Instanz zazflckverwiesen werden.** 
Das Landgericht hatte in seinen Grfinden unter Anderem erwogen: 
Da die Ansdiafiang von Schatzbrillea mit geringen Hfihen and 
Aaslagen verbanden and die Aafbewahrang nnd firhaltang der- 
selben in F&Uen, in denen ein anausgesetzter Gebraach wfthrend 
der Aibeit nnd die nahe Verwandtschaft derartiger Schatzmittel 
mit dem vom Arbeiter za beschalTenden Arbeitszeog in Frage 
stehe, angleich gesidierter sei, wenn sie dem Arbeiter selbst ge- 
* hßren, so mfisse angenommen werden, dass die Anschaffong von 
Schatzbrillen in Fallen wie der vorliegende, nicht der Beklagten, 
sondern dem Klftger selbst obgelegen habe. 
Das Dber-Landesgeridit billigt diese Ansicht der ersten Instanz mit 
dem Bemerken, es daifte anch die Erwägung Berficksicbtigang finden, dass 
§ 120 der Reiehs-Gewerbeordnnng wenigstens in erster Linie aaf solche 
Bmrichtongen za beziehen sei, welche mit der ganzen Anlage des Gewerbe- 
iintemehmens inVerbindnng gebracht werden mfissen, nnd ffir welche die 
Arbeiter, welchen eine VerfQgang fiber die Gewerbeanlage and deren 
simseine Theile nicht zustehe, selbst zu sorgen nicht in der Lage seien 
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und dasa, wenn man anch den Begriff der «EinrichtiuigeB* etwas weiter 
aasdebnen wollte, hieraus doch nicht gefolgert werden dürfe, die Bestim- 
nrang des § 120 gelte auch ffir Gerftthschaften, deren der Arbeiter nack 
seiner speciellen Bernfstbätigkeit za seinem Schatz in jedem anderen 
Gdwerbennteroehmen bedfirfen würde, deren Ansehaffang aber einen be- 
sonderen Kostenaufwand nicht erheische. 

Des Weiteren wird in den Gründen des Ober-Landesgerichts ausge- 
führt, es wftre als ein Yerschnlden des E. in Ansfübrong seiner Dienst- 
verricbtnngen anzusehen, wenn er, obgleich er gewnsst, dass Kläger wie 
die Mehrzahl der übrigen Arbeiter sich einer Schutzbrille nicht bediente, 
die rechtzeitige Belehrung des Klägers über die X tlivvendigkeit des Ge- 
brauchs einer Schutzbrille un<l die Anordnung zur Tragong einer solrlien 
unterlassen hätte, und die Entscheidung des Streites hftnge von dem £r- 
gebnisB des hier&ber gefOhrten Beweises ab. 

Entscheidungsgründe. 

Die rechtzeitig eingelegte Revision erscheint begründet. 

Unter den Einrichtungen, deren Herstellung und Unterhaltung der 
§120 der Reichs-Gewerbeordnung dem Gewerbeunteraehmer zur PHicht 
macht, sind, wie von dem Reichsgericht wiederholt ausgesprochen worden 
ist, nicht bloss dauernde Anlagen, auch nicht bloss solche Einrichtungen, 
welche mit der Gewerbeanlage in Verbindung gebracht werden mfissen, 
zu verstehen, und es gehören dazu insbesondere auch Schutübrillen, wenn 
nach der Art des Gewerbebetriebes deren Benutzung zu thunlichster 
Sicherheit gegen Gefahr für Leben und Gesundheit nothwendif^ ist. (Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts in CiTÜsachen Band 5 Seite 102.) 

Im vorliegenden Falle ist nun ausser Streit, dass eine Schutz!) riU« 
ein geeignetes Mittel gewesen wäre, den Unfall, von welchem der Kläger 
betroffen worden ist^ zu verhüten, dass also die Benutzung einer Schutz- 
brille zu thnnlichster Sicherheit des Klägers nothwendig gewesen wäre. 
Es iät ferner unbestritten, dass dem Kläger eine Schntzbrillo nicht zur 
Verfügung gestellt war, das^ ribt"rh:iu{)t in dem betrefteuden Steinbruch 
Schutzbrillen von Seiten der Betriebsleitung nicht angeschafft waren. 

Bei einer früheren Entscheidung des Reichsgerichts vom 1. Jupi 1880 
(Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsacben Band 1 Seite 275 — 276} 
ist nun allerdings angenommen worden, es könne unter Umst&nden dem 
Arbeiter überlassen werden, für seinen Schutz selbst zu sorgen, und sich 
das erforderliche Schutzmittel aus eigenen Mitteln anzuschaffen. An dieser 
Ansicht kann jedoch nicht festgehalten werden. Der § 120 verpflichtet 
den Gewerbeunternehmer, alle diejenigen Einrichtungen, welche zu dem 
angefahrten Zweck nothwendig sind, herzustellen und 2U unterhalten. 
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Hiermit kann mir gemeint sein, dass der Gewerbemiteriiebmer diese Her- 
BtelliiDg und Unteilialtaiig dnreh eigene Liefemng und «nf seine Kosten 
zu besorgen habe. Bei lüeser aUgemeinen Passnng des Gesetzes erscheint 
ee nicht gerechtfertigt, IIBr einzelne solcher Einriehtnngen eine Ausnahme 
eintreten zn lassen nnd den Gewerbenntemehmer von der ihm daroh daa 
Gesetz ausnahmslos auferlegten VerpflichtiiDg zur Herstellung und Üntei^ 
baltong fOr entbunden zu erachten. 

Hubs hiernach diese Terpilichtnng des Geweibeunternehmers auch 
bezftglich der hier in Bede stehenden Einrichtung anerkannt werden, so 
folgt hieraus, dase es nicht die Aufgabe des Arbeiters sem kann, sich das 
Schutzmittel anzusdiaffen, und dass der Gewerbeuntemehmer, welcher sich 
damit begnfigt, den Arbeiter zu dieser Anschaffung an&ufordem, die Vor- 
schrift des § 120 nicht erfüllt Indem der Berufongsrichter dies Yerkennt^ 
verletzt er die Bestimmung des § 120. 

Das angefochtene ürtheil musete daher aufgehoben werden. 

Nach Angabe der Beklagten ist übrigens der ElSger bei seinem 
Arbeitsantritt mit der Anordnung, dass die Arbeiter sich mit Schutzbrillen 
zu versiahen haben, bekannt gemacht worden, und wird von der Beklagten 
geltend gemacht^ ElSger habe diese Anordnung absichtlieh nicht beldgt^ 
vielmehr erklärt, er kOnne eine solche Brille nicht ertragen, mit einer 
solchen nicht arbeiten. 

Da es sich fragen kann, ob nicht diese Xhstsache, fiber welche das 
ürtheil eine Feststellung nicht enthfilt, von rechtlicher Bedeutung f&r 
die Frage der Ersatzpflidit der Beklagten wftre, so musste die Sache zur 
aoderweiten Verhandlung und Entscheidung zurfickverwiesen werden. 



Kr. 80« Entoeh. des JDeatsehen Selchageriehts. 
2. Civil-Senat. Vom 27. Februar 1884. 

toVer. Deoteeb. Bbenb. Verw. IWl 8. Ma ~ Pw±ell, ZdtMhr. t teu. CMIceoU. Ud. &4l8t] 

Eigenes Verschulden Im Sinne des § 1 des Relchs-HaftpfliehtgeBetEes. 

„In der festgestellten Thatsache, dass der Verlfitzte von dein Eisen- 
bahnzii^e überfalireu wurde, während er sich unl)efugter Weise und im 
angetrunkenen Zustande, viele Schritte von dem Bahnübergänge entfernt, 
auf dem Bahiikürper betand, liegt der Beweis des eigenen Verschuldens, 
^velcber nach § 1 des KeichS'Uaftpflichtgesetzes die Kutschädigangöpflicht 
ausschUesst" 
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Nr. 81. Entsch. des Deutseben Reich sprerichts. 
2. Civil-Senat. Vom 29. Februar lö84. 

[Braun u. Dlum, Annalen. Bd. 9. S. ^24-527.] 

1. Die gnadenweise Zuwendung einer Eente an die Hinterbliebenen eines 
im Eisenbabndienst Oetödteten ist keine Anerkennung ihres Haftpflickt- 
«nspmchs ans § 1 des Reichs-Haftpflicktgesetzes. 2. Burok die Anerken- 
nung wird nur die Verjäkrung des § 8 unterbrocken; die neue Veij&hnmg 
ist jedock abermals die zweijäkrige des § 8, nickt die des gemeinen 
(bürgerlichen) Becktes, ausser wenn durck die Anerkennung der nrspr&ng- 

liehe Verpfliohtongsgrand noTirt wird. 

Der Rangirmeieter F. H. wurde am Abende des 18. Januar 1B77 bei 
•dem Bahnhofe Hontigoy, wo er die anszuraugirenden Wagen anfzazeichr 
nen hatte, durch einen herankommenden Zug getödtet. Seine Wittwe 
wandte eidk darauf an die General-Direction der Eisenbahnen Yon Elsase- 
Lothringen mit der Bitte um Pension oder Entechftdignng, wurde aber ab- 
flchlSgig beschieden, weil kerne Yeipdichtong vorlTege. Nachdem dieselbe 
ein Geeucli beim Reidiakanzleramte und eine Immediatvorstellnng mit der 
Bitte mn Unterstfitznng oder Veranlassung emer Entschädigungszahlnng 
eingereicht hatte, wurde ihr durch Schreiben der Gcneral-Direction yom 
6. Angast 1877 eröffnet, dass ihr auf deren durch das Reichslcanzleramt 
an Allerhöchster Stelle vorgelegten Antrag eine jährliche Unterstützung von 
IdOlik. bewilligt werde nnd hierdun li die Eingabe an das Heichskanzler- 
amt sowie die Immediatvorstellnng ilire Erledigung föndt'ii. Der bewilligte 
Betrag wurde seither in monatlichen Baten regelmässig bezahlt. Am 
22. November 1882 klagte daraiif die Wittwe H. beim Landgericht Metz 
wider die General-Direction anf Grund des Haftpflichtgesetzes aufZalilung 
einer monatlichen AlimcntatioD von 60 Mk. Beklagte bestritt die Klage 
gemäss § 8 des Reichs-Haftpflichtgesetzt s als verjährt und, weil eigenes 
Verschulden des Getodteten vorliege (auf letzteren Einwand kommt es hier 
nicht an), als unbegründet. Das Landgericht verurtheilte durch Entschei- 
dung vom 16. Mai 1883 die Beklagte, der Klägerin persönlich vom Klage- 
tage ab anf die Dauer von zwanzig Jalir"n bezw. bis xxir Wiedervcr- 
lieirathung jährlich 400 Mk. nnd für jedes der beiden Kinder jährlich 
100 Mk. zu bezahlen nnd zwar für die Tochter Maria bis zum vollendeten 
eechszehnten, für die schwächliche Toibter Charlotte bis zum vollendeten 
zwanzigsten Lebensjahre. In den Gründen wird, nach Zurückweisung der 
Einrede des eigenen Verschuldens, ausgeführt; Die Verjährung sei durch 
das Schreiben vom 6. August 1877 und die seither erfolgten Ratenzah- 
lungen unterbrochen. Die zugebilligte Entschädigung rechtfertige sich 
durch das Ton dem Verunglückten bezogene Gehalt von 1125 Mk. und 



Digitized by Google 



Eatsch. des DeuUchen Reichsgerichts vom 29. Februar 1884. 



189 



desaen vorawiehtlicbe Lebensdauer. Die kränkliclie Charlotte H. werde 
▼oranssichtlich -erst mit dem voUendeten zwanzigsten Lebensjahre erwerbe« 
Abig werden. 

Beklagte appeUirte mit dem Antrage anf Abweisung der Klage. Unter 
Bezagnabme anf die AllerfaOehste Cabinetsordre von 23. Juli 1S77 illbrtfr 
sie ans, das eigene Yerschnlden des Veronglilckten sei festgestellt, sie 
habe daher die Rente nnr als GnadennnterstQtzong, nicht in BifttUnng 
einer Verpflichtung bewilligt, auch Elftgerin habe nach ihrem Schieiben 
vom 8. October 18BQ die Bewilligung nnr in diesem Sinne an^eftssL 
Eventnell behauptete de, die Yeijfthmng sei nur bis zur Höhe der bewil- 
ligten ünterstütning unterbrochen, jedeniUls sei die zugesprochene Eot- 
Schädigung herabzusetzen. Elfigerin beantragte Verwerfung der Berufung 
und erhob Anschlusaberiifung bezfiglich des Beginnes und der Dauer der 
Rente sowie der Verzinsiing der er&llenen Baten. — Das Ober-Landes* 
gericht Colmar verwarf am 7. November 1883 die Berufiug mit der Maass* 
gäbe, das8 die gezahlten Bettftge auf die Entschftdigung anzurechnen seien. 
Auf Anschlussberufung wurde die Dauer der der Elfigerin persönlich bet 
willigten Rente bis zu deren Lebensende ausgedehnt und die Verzinsung 
der er&Uenen Baten verordnet Die Mehrforderang wurde abgewiesen und 
Beklagte zu den Kosten verurtheilt. In den Gründen wird ausgeführt: In 
Betreff der Hauptberufung sei den Gründen des ersten Richters beizutreten. 
Elfigerin habe ihr Gesuch an das Reichskanzlenunt und ihre Immediatvor'r 
Stellung theils ansdriicklich, theils dem Sinne nach auf dasHaftpffichtgesetz 
gestOtzt. Durch die ErklSrung, dass jene Gesuche durch die Zusicherung 
der aus der Eisenbahncasse zu zahlenden Rente ihre Erledigung gefohden 
lifttten, habe Bekhigte diesen Geldern die Bestimmung beigelegt, zur Be* 
friedigung der Elfigerin wegen ihrer in jenen Gesuchen erhobenen gesetz- 
lichen Ansprüche verwendet zu werden, und damit habe sie das Recht der 
Klfigerin auf Entschfidigung anerkannt Die etwaige abweichende Auflas- 
suDg der Klfigerin sei, wenn überhaupt ersichtlich, durch die vorgelegten 
Schriftstücke nicht erwiesen, insbesondere sei die letzte Eingabe nnr als 
Versuch einer gütlichen Einigung au&ufassen. Durch die Anerkennung 
sei daher die Verjfihrung unterbrochen und nur die Möglichkeit der dreisstg- 
jfihrigen Veijfthrung eröffnet Für die Frage, ob eine Anerkennung des- 
Rechtes stattgefunden habe, komme die Höhe des bewilligten Betrages 
nicht in Betracht, eine Beschränkung des Anerkenntnisses auf diesen Be-; 
trag habe nicht stattgefimden und würde auch den gesetzlichen Bestim- 
orangen über Ermittelung und Festsetzung der Entschfidigung gegenüber 
ohne Wirkung gewesen sein. Der Beweis des eigenen Verschuldens sei, 
wie der erste Richter zntreffend ausführe, nicht erbracht 

„Das Berufnngsgericht verwirft die Einrede der Veijfihmng,. weil' daä 
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Becht der Elftgerin, gemftss $ 1 des Reichs-HaftpffielitgeBetzeB Entsehft* 
digoDg zu verlangen, dareh das Schreiben der GeniBral - Direetien ' Tom 
6. August 1877 anerkannt Tind mit dieser Anerkennang an Stette der 
zweyshrigenYeijShnuig des § 8 des Reichs-Haftpffichtgesetzes die dreissig- 
jfthrige Veijfihniog des Art 2262 des Bflrgerlichen Gesetzbuches erOfliiet 
worden sei. Diese Grfinde erscheinen nicht geeignet, die Entscheidung za 
rechtfertigen. 

Znnftcbst entbehrt die Annahme, dass das angeffihrte Schreiben eine 
Anerkennung enthalte, der genfigenden Begründung. Allerdings nntei^ 
liegt die Anerkennung im Sinne des Art. 2248 des Bürgerlichen Gesetz- 
buehes nicht den Vorschriften des Art. 1887 L c, sie kann vielmehr so- 
wohl mfindiich als schriftlich, ausdrücklich oder stillschweigend erfolgen, 
unter allen UmstAnden aber mnss sie dne unzweideutige Willenserklftrang 
des Verpflichteten enthalten. In dem bezogenen Schreiben erscheint aber 
die mitgetheüte Bewilligung einer Beute weder als das Ergebniss der 
«igenen Entschliessung der General-Direction, noch etwa als eine im Anf- 
sichtswege ergangene und darum für diese Behörde |>indende Entscheidung 
des Beichsfcanzleramtes, Bondem lediglidi als die Folge des an AUerhOeh- 
ater Stelle vorgelegten Antrages. Ob nun der AlleihOchsten Entschliessung ' 
die Absicht zu Grunde gelegen habe, die Klägerin für ihre aus dem Ralehs- 
Haftpfliehtgesetze hervoigehenden Ansprüche durch die Bentenbewilltgung 
zu befriedigen, oder ob dieselbe lediglich als ein Gnadenact anfsu- 
fassen sei, wird vom Berufungsrichter nicht geprüft; eine Anerkennung 
würde aber offenbar nicht angenommen werden dürfen, wenn — was nahe 
zu liegen scheint — das Schreiben der Beklagten nur die Mittheilung einer 
Gnadenbewilligung darstellte. 

Mit Unrecht nimmt femer der Berufnngsrichter an, dass die mit einer 
Anerkennung etOffnete neue Verjfthmng die gewöhnliche dreissigj&hrige 
ElagenveijShrung sei. Das Gesetz legt in Art 2248 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches der Anerkennung wie den übrigen Unterbrechungsgrfinden 
der Verjührung nur die ^rkung bei, dass die bis dahin ahgehiufone Zeit 
auf die Veijührungsfrist nicht in Anrechnung kommt An der Natur des 
fiechts wird aber nicht» geftndert, dasselbe bleibt nach wie vor ein An- 
spruch aus $ 1 des Reichs-Haftpflichtgesetzes und behftlt den besonderen 
<äiarakter, durch welchen der Gesetzgeber zur Festsetzung der kurzen Ver- 
Jührnngsfrist des § 8 bestimmt worden ist Allerdings wird mit der An- 
erkennu^ die Eröffnung der gewöhnlichen Elagenveijührung dann ebtreten, 
wenn die ursprüngliche Schuld im Wege einer Novation gemfiss Art. 1271 
des Bürgeriidien Gesetzbaches durch eine neue Schuld ersetzt wird. Von 
einer solchen kann aber hier, wenigstens soweit es sich um mehr als die 
bewilligte Rente von 150 Mk. jfthrlich handelt, nicht die Rede sein. Auch 
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kann dahingestellt bleiben, wie eB sieh in dem besonderen Falle des 
Art 189 des Code de commerce Terhaite. 

Ob, wie der erste Richter meint, in den seitherigen monatiiehen 
Zahlnngen der bewilligten Bente stets wieder nene Unterbrecfanngen der 
YeijAhniDg geftmden werden Ictanten, hat die zweite Instanz nieht ge- 
prflft. Die £ntscheidQDg hierflber hftngt ■ aber von der Yorfhige ab, 
ob die erwShnte Rentenbewilliguug äbeitanpt als eine principieUe An- 
erfcennnng der Entsehfldigangspllicht oder nur als ein Gnadenact anfzn- 
fusen sei.* 



Hr. 82. Entaeh. des DentadiAii Beliiliageriehta* 
2. Straf-Senat Vom 11. Uftrz 1884. 

tBBiMb. dw Brid M t ik Mi la Slntecfe«^ Bd.10. & iTS-m - Sti; dtt Vcralat DcatKb. BlMiih.Tenr. 

1884. 6.761,762.] 

Für die Annahme, dass ein EisenbalintraDsport in Gefahr gesetzt sei, ge- 
nügt nicht die blosse Mögliehkeit eines Schadens. Darf bei Benrtheilnng 
der Frage, ob eine Qefthr Tenirsaeht sei, die Mögliehkeit eines hemmenden 
BiBgreifena anderer Pemonen in Betracht gesogen werden? 

Dem in der Bichtang von Königsberg nach Berlin Mrenden Con- 
lierzng Kr. 1 soll MiplanmAssig der Güterzug Kr. 315 von der Station 
Sönitz ans folgen, sobald jener die anf der Streeke Konitz-Blttel liegende 
Btoekatation 240 pasairt hat Von der stattgehabten Darcfafahrt soll die 
Blocicstation 249 nach Könitz telegraphisch Kachricht geben, woran! erst 
der Güterzug 815 das Abfahrtssigoal erfasli Der Conrierzng Kr. 1 legt 
die Streclce Tom Bahnhof Könitz bis znr Blockstation 249 regelrecht in 
fünf Minuten zurflclc, der Güterzug geht regelm&sng sechs Minuten später 
als der Oourierzug ab. Am 16. October 1882 hatte der Oourierzng Kr. 1 
Kffliils 4 Uhr 14 Minnten Kachmittags Terlassen. Er blieb aber dicht vor 
Station 248 (etwa zwei Kilometer Tor der Blockstation Kr. 249) liegen, 
weil die Maschine defect geworden war. Als 15 Minnten nach Abgang 
des Coniieiznges das Abfahrtssignal für den Zug 815 noch nicht gegeben 
war, machte der Angekhigte D., welcher in Vertretung des erkrankten 
StatlouBTorstehets als Stationsvorsteher anf dem Bahnhofe in Könitz fnn- 
girte, dem anf dem Telegraphenburean im Dienste befindlichen Angeklag- 
ten A. VorwfirfiB^ dass dieser noch nicht die Blockstation über den Ver- 
bleib des CSonrierzuges Kr. 1 gerufen bfttte. A. entschuldigte sich damit, 
dass er sich mit der Station nicht Terst&ndigen könnte. In diesem Augen- 
Uiek schlug aber der Apparat wieder an und A., der an demselben stand, 
erklSrte; .^^tzt kommt eine Depesche, der Zug ist jetzt dnrch, jefast werde 
ich lüuteoi'' D. erklärte sein Binverständniss. Das Abfahrtssignal wurde 
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gegeben. Zug Nr. 315 seUtd sich in Bewegung. Die erwftlmte Depesche 
war nleht von der Bloekstation 2i9 abgegangen, viebnehr auf der Zwiseheni- 
Station (Wftrterbtide) Kr. 248 von dem ZogfÜhrer des Gonrierznges abge- 
geben. Sie sollte melden, dass der Gourierzog auf der Strecke liegeü 
geblieben war, war aber in der Hanptsache nnleserlidi» nnr die Worte 
„Zng Nr. 1** waren zn lesen. Als sich Zng Nr. 315 in Bewegung setzte^ 
erhielt A. TOn der Blockstation die telegraphische Nachricht von dem 
Liegenbleiben des Conrieiznges. Sofort liess D. durch A. das Alannsignal 
geben,, das Zeichen för alle Beamten der Strecke, den Zug Niu 315 tatt 
zuhalten. Der Bahnwärter B. aus Wftrterbude 247 bemerkte das Halten 
des Zuges Nr. 1 und hörte auch das Fahrsignal für den Zug Nr. 315. 
Er lief mit der rothen Fahne in der Hand dem Znge Nr.- 315 entgegen. 
Der ZngfOhrer dieses Zuges, durch das lange Ausbleiben des Aus£ahrt8- 
Signals besorgt gemacht, hatte dem LocomotiTfOhrer des Zuges den Beiahl 
erthejlt, vorsichtig zu fahren. Nachdem der Zug kaum mit der Spitze 
den Bahnhof Terlassen hatte, sahen die Beamten des Zuges schon den 
Bahnwärter W. mit der rothen Fahne. Der Zug Nr. 315 wurde noch 
Yor Station 247, mehr als 2 km Tor der Stelle, wo der Gourierzug lag, 
zum Stehen gebracht und dann auf den Bahnhof Könitz zurQckgedrfiekt* 
— Auf .Grund dieses ffir erwiesen erachteten Sachverbalts hat der erste 
Richter zwar eine Pflichtvetnachlftssigung des Angeklagten A. festgestellt^ 
weil er pflichtwidrig versäumt habe, nach £mpfang der ersten nnleeer» 
liehen Depesche bei der Blockstation Nr. 249 anzufragen. Gleidiwohl 
hat er den genannten Beamten von der Anklage aus $ 316 Abs. 2 des 
Beichs-Stra^etzbuchs freigesprochen, weil er eine Gefährdung des einen 
wie des anderen Zuges nicht fär erwiesen erachtete. Dieser Nachwei» 
wird venuisst, „weil einmal der Zug Nr. 315 bei hellem Xageeliehi ab» 
ihhr und schon vor völligem Verlassen des Bahnhofes Könitz zum Stehen 
gebracht wurde, weil er nach Brtheilung des Alarmsignals von den Sahn* 
beamten voraussichtlich rechtzeitig angehalten worden wäre und schlies»* 
lieh jedenfalls der Zug- und der Locomotivföhrer des Zuges Nr. 315, 
welche schon besorgt waren und deshalb vorsichtig fahren, den Zug Nr. 1 
sehen mussten und deshalb rechtzeitig ohne Gefahr für den Zog Nr. 1 
ihren Zug halten konnten.'* — Diese Begründong wird von der Revision 
der Staatsanwaltschaft als. rechtsirrthfimlieh angegriffen, indem ausgefBhrt 
wird: „Es scheine fast, dass der erste Bichter eine Gefährdung nur .in 
solchen Thatsachen finden wolle, die unter allen Umständen geeignet seien, 
einen wirklichen Schaden herbeizuführen. Im vorliegenden Falle seien, die 
Zuge Nr. 1 und 315 schon iu dem Augenblicke gefährdet gewesen, als 
letzterer Zug auf dem Bahnhof Könitz sich in Bewegung gesetzt habe und 
hiermit die Ge&hr entstanden sei, dass er bei weiterer .Fortsetzung der 
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Fabrt auf den Zug Nr. 1 sioBsen mfisse; die mehr oder müder grosse 
Wahrscheuilicbkeit, dass dieser Zneammenstose gehindert und so ein wirk- 
lieher Schaden vermieden werde and das« die bereits eingetretene Ge- 
fthrdmig durch ausserordentliche Mittel, dnrch Alannslgnale tind dergi. 
vieder aufgehoben nnd beseitigt werden kOonto, sei nicht geeignet, die 
Annahme zn begrftndeD, dass eine Geffthrdnng überhaupt nicht Torgelegeu 
liabe'*.- — Der Revision konnte keine Folge gegeben werden. Das Be- 
gnflfsmerkmal der „Gefahr** nnd des „Ingefahrsetzens" in den §§315 
und 816 R. St G.B. entzieht sich einer seharüBn Abgrenzung. Die Be- 
griffe sind dem aUgemeinen Sprachgebrauehe entnommen. Man bezeich- 
net damit einen Znstand, in welchem nach den znr Zeit bekannten Yer- 
hftltmssen der Eintritt eines Schadens als wahrscheinlich zn gelten hat, 
oder, was dasselbe sagen will, eine naheliegende Möglichkeit, eine be- 
grfindete Besorgniss eines Schadens vorliegt. Das Gesetz hat sieh einer 
Definition enthalten. Dass eine Abweichnng von dem gemeinen Sprach- 
xebranche nicht beabsichtigt worden ist, ergeben sowohl die Motive znm 
Pceossiseben wie znm Reichs - Strafgesetzbuch. Erstere sprechen davon, 
ob „derXod eines Menschen als wahrscheinlich vorausgesehen 
werden konnte*', letztere bezeichnen die gemeingefährlichen Verbrechen 
und Vergehen als diejenigen, „mit deren Begehung die Wahrschein- 
lichkeit einer allgemeinen Gefahr ffir Menschen und Sachen 
gegeben ist**. Darnach genügt znr Annahme einer Gefahr nicht die 
blosse, vielleicht noch so entfernte Möglichkeit, dass in Folge einer Hand- 
lang ein Schaden eintrete. Hfttte der Gesetzgeber die blosse Möglichkeit 
eines Schadens für ansreichend erachtet, so h&tte er in § 316 Abs. 2 
R. St G.B. von dem Begriffsmerkmal der Gefahr absehen können; denn 
es iSsst sich kaum eine Pflichtvemachlftssignng der dort bezeichneten Beam- 
ten denken, welche bei der Leitung von Eisenbahnfahrten oder bei der 
Aufsicht über die Bahn und den Befiirdemngsbetrieb vorkommt nnd nicht 
hl abstracto die Möglichkeit eines Schadens mit sich bringt. — Anderer- 
seits verlangt das Gesetz nicht einen hohen oder überhaupt einen bestimm- 
ten Grad von Wahrscheinlichkeit ehies Sehadens. — Eine feste, fftr die 
onendliche Zahl aller denkbaren F&lle durchgreifende Abgrenzung zwischen 
der Möglichkeit und der Wahrscheinlichkeit eines Schadens Ifisst sich nicht 
ziehen; es mnss daher im Allgemeinen dem Thatrichter fiberlassen wer- 
den, unter ErwSgung aller ümstfinde des Einzelfalles zu entscheiden, ob 
eine Gefahr als vorhanden anzunehmen ist. Das hat der erste Richter 
im vorliegenden Falle gethan, indem er die Distanz, die Fahrgeschwindig-- 
keit, die Helligkeit» das Signalwesen etc. in Betnusht gezogen hat, nnd es 
bkibt nur zn prüfen, ob der erste Richter von unrichtigen rechtlichen 
Gnmdlagen ausgegangen ist • — Die Behauptung der Revision, es scheine 

E(cr, EtsenbahancbUlche BatacbeiduDgeii. m. 18 
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fast, dass der erste Richter eine Gefahrdang nur in solchen Thatsachen 
finden wolle, die unter allen Umständen geeignet seien, einen wirklichen 
Schaden herbeizuführen, lässt schon in ihrer Unbestimmtheit erkennen, 
dass auch nach AnfTassong der Revision die unterstellte Auffassung aus 
dem Urtheile nicht nachweisbar sei. Und in der That giebt das Urtheil 
zu einer solchen Auslegung keinen Anhalt. — Zuzugeben ist der Revision, 
dass diQ Möglichkeit eines Schadens schon in dem Angenblicke gege- 
ben war, als sich der Zug Nr. 315 auf dem Bahnhofe Könitz in Bewegung 

• setzte. Wenn aber die Revision ans den concreten Umständen eine Wahr- 
scheinlichkeit des Sdiadens begründen will, begiebt sie sich auf das 
ihr Tersddotoene Crehiet der thatsSchüchen Benrtlieilnng. — Anscheinend 
geht die fievision von der Ansicht ans, dass die Möglichkeit einer recht- 
zeitigen Abwendung des Schadens dordi ein pflichtgemässes Eingreifen 
anderer Beamten oder durch sonstige Ereignisse die Wabncheinlii^keit 
eines Sehadens, wenn sie sonst gegeben sei, nicht bowitige und deshalb 
jene Möglichkeit völlig ausser Betracht gelassen werden müsse. Dieser 
Ansicht kann jedodi nicht im Tollen üm&nge beigetreten worden. Die 
Ei&hrQDg zeigt, dass die Mehrzahl oder doch eine grosse Zahl Ton Eisen- 
bfduuuiilUen In einem ZnsammeniririE^ von PflichtvemadiUtosigungen 
mehrerer Beamten ihren Grnnd hat, weil Seitens der obersten Anfiaicbts- 

' behörden tfaonliohst Yoikehrangeu getroffen sind, welebe den sehftd^end«! 
Einflnss einer einzehuen PflichtTomachlftssigung zu beseitigen bezwecken. 
Darans folgt, dass der Regel nadi ^e criminelle Stnifbarkelt der Pliefat- 
Tomachlassigung eines der im { 816 Abs. 2 R St 6. B. bezeichneten 
Beamten dadnreb nidit aufgehoben wird, dass «r auf ein hemmendes Ein- 
greifen anderer Beamten rechnen konnte. Dagegen Iftsst sich als Kechts- 
gmndsatz nicht aufstellen, dass die grossere oder mindere Wahrseheinllefa- 
keit einer derartigen hemmenden Einwirkung för die Frage, ob ein Zug 
in Gefahr gesetzt sei, nothwendig unberücksichtigt bleiben mflsse. Im 
vorliegenden Falle hat der erste Richter das entscheidende Gewidit auf 
die rtumfiche Entfernung der beiden Zfige, deren Zusammenstoss möglich 
war, gelegt. Wenn er dabei zugleich die dem Eintritte des Unfalls ent> 
gegenwirkende Thfttigkeit Torschiedener Personen berftcksichtigt hat, so 
f|Ult ihm ein rechtägi uudsätzlicher Verstoss nicht zur Last; d^ er gebt 
davon aus, dass durcii diese Tlditigkeit die Entstdiung einer Grefahr, nicht 
der schädliche Erfolg einer schon entstandenen Gefahr abgewendet wor- 
den ist 
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Nr. 83. Eutscli. des Deutschen Keichsgerlehts* 
2. OiTil-Seoat. Vom 18. M&rz 1884... 

[Bnan n. Blum, Ann&len. Bd. 10. 8. (7— TOl] 

1. Aueh die Trafelüiiiig des BetrlebsimtemelinieTs gegen die VorschrifteE 
der §§ 128, 129 der B.Gew.0. von 1869 (§§ 135, 136 der B.eev.0. 
Novelle von 1878) begründet dessen Haftpflieht ans § 2 des Reidis-tiaflr 
pfliolitgeMtKOS. 2. Die zweijährige Veijähmng (§§ 8, 9 des Beicfas-Haft- 
pUohtgosetEes) bei erst ep&ter hervortretenden Leiden. 

Der am 5. April 1862 geborene Kläger ist am 17. November 1878 
in die Fabrik der beklagten ActiengeBeUsehaft als Arbeiter eingetreten 
nnd bat daselbst bis zn seiner am 26. November 1881 erfolgten Entlassnng 
mit Unterbrechungen gearbeitet In Folge Erkranknng war er nftmlich im 
■Jahre 1879 86 Tage lang aneser Arbeit» im .Jahre- 1880 vom 3. Jnli bis 

22. September im Lndwigs-Hospital in Behandlang nnd vom 28. Septem- 
ber bis 6. November zur Erholung zu Hause. Am 25. März 1882 hat 
Kläger bei dem Landgericht Stuttgart Klage erhoben auf Zahlung 1. von 
150 M. als Entschädigung für enigaogenen Arbeiteverdlenst m den eben 
angefährten Zeiträumen, 2. einer Beute von jährlich 200 M. vom 26. No- 
vember 1881 ab, oder nach Wahl der Beklagten, der Summe von 2000 U. 
Kläger war sowohl vor zuräckgelegtem 14. Leben^ahre, d. i. vor dem , 
5. April 1876, als auch von da an bis zum zurückgelegten 16. Jahre, 
d. 1 bis zum 5. April 1878, in der Fabrik der Beklagten mehr&eh länger, 
«1s dies nach der in Wflrttembeig am 1. Januar 1872 in Kraft getretenen 
Beichs-Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (K.6ew.O. vom 21. Juni 1869 
i§ 128, 129; vergl. Gesetz vom 17. Juli 1878 §§ 185, 136) zulässig ge- 
wesen wäre, beschäftigt. Er behauptet, es sei hierdurch die nnbestrittener- 
maassen vorhandene Krümmung seiner Beine verursacht worden, nnd hat, 
wie das Urtheil erster Instanz besagt, seine Klage auf § 2 des Beichs- 
Haftpflichtgesetzes, indem ein specielles Yeischulden des Directors G. be- 
hauptet werde, eventuell darauf gestfitzt, dass Letzterer die mit den Yor- 
«chriAen der Beichs-Gewerbeordnung in Widerspruch stehende Art der 
Beschäftigung des Klägers geduldet habe. Das Landgericht hat am 

23. Februar 1888 die Beklagte fär schuldig erkannt, an den Kläger 
1. 150 M. nnd 2. eine vom 26. November 1881 an laufende jährliche 
Beute von 150 M. oder, nach Wahl der Beklagten, die Summe von 1500 M. 
nebst 5 pGt. Zinsen vom 25. März 1882 an zu bezahlen. Die Beteiligte 
hat Berufung eingelegt und nunmehr zur Begründung ihres Gesuches 'um 
Abweisung der Klage in erster Linie die Einrede der Klageverjährung 
geltend gemacht Der Kläger hat im Wege der Ansehlussberufung Er- 
höhung der zuerkannten Aversalsumme von 1500 M. auf 2000 M. bean- 

13* 
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tiagt Dtndi Urtiieil Tom 15. Juni 1883 hat das Ober-LaDdesgericht 
Stattgart den ElSger mit seiner Klage und Ansehliessnngsbeschwerde 
abgewiesen. 

in den Grfinden dieses TTrtheils ist ansgeführt: Wäre die Yerkrfimmnng 
der Beine des Klägers durch dessen vorsdiriftswidrige Beschäftigong ent- 
standen nnd wftre dadurch seine Arbeltsfilhigkeit vermindert, so würde 
der Torliegende Fall nnter § 2 des Beiehsgesetzes Tom 7. Jnni 1871 folleo. 
Die beklagte Actiengesellsctiaft betreibe eine Fabrik, ihr Beprfisentant sei 
der Director G. gewesen; dessen Sache sei es gewesen, die Einbaitang 
der betreifenden Yorscbriften der Reicfas-Gewerbeordnnng zn fiberwachen^ 
dafür za sorgen, dass jugendliche Arbeiter gemäss dieser Vorschriften und 
nicht Uinger täglich besdiäftigt werden; sei dies nicht beobachtet worden, 
so liege hierin ein Yerschnlden des Bepräsentanten im Sinne des § 2» 
Es läge anch eine Körperverletzung im Sinne dieses Gesetzes vor. Nach 
§ 9 des Gesetzes vom 7. Jnni 1871 finde dessen Bestimmung in § 8 auch 
Anwendung, wenn nach den Lsndesgesetzen ausser den im Gesetz vorge- 
sehenen Fällen der Unternehmer einer der in §§ 1 und 2 bezeichneten 
Anlagen für den bei deren Betrieb durch Körperverletzung eines Menschen 
entstandenen Schad^i hafte. Hiemach beginne die Verjährung, möge sieh 
^die Klage auf §§ 1 oder 2 des Gesetzes vom 7. Jnni oder auf das Landes- 
gesetz — in Wflrttembei^ das Aquilische Gesetz — in den Fällen der 
§§ 1 und 2 stfitzen,*' nach §§ 8 und 9 Satz 2 des Gesetzes mit dem Tage 
des Unfalles. Unfall sei die erlittene Körperverietzung. Davon, dass und 
wem der Verletzte die Körperverletzung und seine Beschädigung sowie 
sein Fordemngsrecht erkannt habe, könne die Klageveijährong nicht ab- 
hängig sein. Vorliegend könne die Körperverletzung, die Verkrümmung 
der Beine, nur nach und nach durch die vorsdiriftswidrige Ueberbfirdung 
des Klägers entstanden sein. Die Beklagte sei nur für die Ueberbfirdung 
des Klägers bis zu dessen 16. Lebensjahr verantwortlich. Die beschädi- 
genden Acte, ffir welche Beklagte allein verantwortlich sein könnte, seien 
daher am 5. April 1878 geschlossen gewesen und die Klage sei verjährt, 
möge die Verkrflmmung innerhalb der nächsten zwei Jahre nach dem 
5. April 1878 oder erst später eingetreten sein. Za prfifen sei noch der 
Einwand des Klägers, dass sich die Klage auf die Reicbs-Gewerbeordnung 
oder den zwischen den Parteien bestandenen Dienstvertrag stötzc. 1. Aus 
der Reichs-Gewerbeordnung ergebe sich iinr, dass den Gewerbetreibenden 
oder dessen Stellvertreter ein Verschulden treffe; was die civilrechtliche 
Folge hiervon sei, werde nicht dnrch sie, sondern in den im Reichsgesetz 
vom 7. Juni 1871 vorgesehenen Fällen durch dieses oder in Württemberg 
durdi das Aquilische Gesetz bestimmt; es liege also nicht ein Klagerecht 
aus der Gewerbeordnung vor. 2. Der Dienstvertrag ^Urde an sich die 
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Kiage nicht l)e^nündt.'u; die Vorsciirift «ItT Gewerbeordüiiiig, welche ein 
Verschnklen Ijegrüiide, sei etwas aussei halb dieses Vertrages Liegendes, 
eine polizeilich öffeutliclie Vorschrift, die, wenn sie vorletzt werde, nichts 
Iiis das Vorhandensein einer Verschuldung begründe, während alle civil- 
rerhtliehen Beziehungen sich nach dem Reichsgesetz vom 7. Juni 1871 
oder nach Umständen nach dem Aquilischen Gesetze bestimmen. 

„Die Klage i<?t in erster Linie auf § 2 des Reichs llaftplliehtgesetzef? 
gestützt worden, und die geltend gemachten Thatsachen sind an sich ge- 
eignet, einen Ersat/anspriieh des Klägers nach diesem Gesetz zu )>f'.rrrm- 
<leü. Mit Unrecht wird dies von der Kevisionsbeklagtcn und nunmehr 
auch von dem Revisionsklfiger bestritten. Aufgabe des Directors der 
Beivlagteu war es, wie der Berufungsrichter ausführt, die Einhaltung der 
in §§ 128 und 129 der R.Gew.O. vom 21. Juni 1869 enthaltenen Vor- 
schriften zu überwachen. Weil er dies unterlassen hat, trifft ihn ein Ver- 
schulden, und wenn, wie der Kläger behauptet, die Krüninmng seiner 
Beine die Folge davon ist, dass er vor zurückgelegtem 14. heziehungsweise 
16. Lebensjahre in einer den gedachten Vorschriften zuwiderlaufenden 
Weise in der Fabrik der Beklagten beschäftigt worden ist, ßo ist durch 
Verschulden des Repräsentanten der Beklagten eine Kihporverletznng des 
Klägers und zwar bei dem Betriebe der Fabrik herbeigeliihrt worden. 
Hiermit sind die Voraussetzungen, unter welchen § 2 einen Schadens- 
er.-jitzanspruch gegen den GewerbeunternehiiK r gewährt, gegeben. Der 
erhobene Ersatzanspruch ist jedoch, wie der Berufungsrichter annimmt, 
nach §§ 8 und 9 des Reichs-Haftpllichtgesetzes verjnhrt. Der „Tag des 
Unfalls" (§ 8) ist der Tag, au welchem das beschädigende Ereigniss sich 
zugetragen hat; \t<u diesem Tage an beginnt die zweijährige Verjährung 
<ies § 8, auch wenn die schädlichen Folgen erst spfiter benierkljar gewor- 
den sind. Als das bescliädigendc Ereigniss erscheint im vorliegenden 
Falle jene vorschriftswidrige Verwendung des Klägers zu der Arbeit in 
•der Fabrik, und die zweijährige Verjährungsfrist war daher spätestens 
von dem Tage au eröffnet, au welchem der Kläger das 16. Lebensjahr 
zurückgelegt hat, und war demnach zur Zeit der Klageerhebong bereits 
abgelaufen. 

Mit Unrecht glaubt die Hevision, die zweijidingo Verjährung greife 
hier nicht Platz. Es wird zunächst geltend gemacht, dem Kläger stehe 
auf Grund der angeführten Bestiinniungen der Keichs-Gewerbeurduung ein 
„selbst ständiger Klageauspruch** auf Schadensersatz zu; dies ist jedoch 
nicht der Fall. Wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, bestimmen 
sich die civilrechtlichen Folgen des Versclinldens, welches durch ein Zu- 
widerhandeln s-CLTen die Reichs-Gewerbeordnung bogrüadet wird, nicht nach 
diesem Gesetz, sondern nach anderen Rechtsquelleu. Sofern nun der 
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klägerische ADspruch auf das Aqnilisclie Gesetz gefjtützt ^^t^den könnte, 
stände demselben die zweijährige Verjiihrung nach § 9 Satz 2 deü Reichs- 
Haftpflichtgesetzcs entgegen. Dies wird ane!i von der Revision nicht be- 
zweifelt. Dahingp-^tellt kann sodann bleiben, ob, wie geltend gemacht 
wird, die Vorschrilten der Reichs-Gewerbeordnuug über die Besehäftignng 
jugendlicher Arbeiter einen gesetzlichen Theil deB Dienstmiethevertrags 
bilden. "Wäre dies der Fall und wäre deshalb der erhobene Ersatzanspruch 
au sich wegen Vertragsverletzung begründet, so würde die Klaa:^ gleich- 
wohl von der gedachten Voririhrnncr ^ftroft'en; der § 9 des Keichs-IIaft- 
pflichtgeset/.eB, indem er dio Bestimmung des § 8 auf die dem Verletzten 
nach Landesrecht zustehende Klage für anwendbar erklärt, unterscheidet 
nicht, ob diese Klage wegen eines contractlichcn oder wegen eines ausser- 
contractlichen Verschnldens begründet ist, und es muss daher die Bestim- 
mung des § 8 auch dann Anwendung finden, wenn derjenia:^ thatsächliche 
Vorgang, welcher die Haftbarkeit des GewerbennteriHdmiti» nach § 2 des 
Reichs-Haftptlichtgesetzes begründet, deshalb, weil derselbe zugleich eine 
Verletzung der dem Gewerbeuntemehmer aus dem Dienstmiethvertrag ob- 
liegenden Vei-pflichtnngen entliält, nach Landesgesetz eine Ersatzkiage^ 
auch auf Grund dieses Vertrages rechtfertigt 



Nr. 84. Entsch. des Deutschen U^ichsgcrichts, 
2. CivU-Senat Vom 18.M&rz 1SS4. 

[Hand. n. Ge«eik.2(i: IflM. Nr.«L ^ Zti; A. Tw. DmlNLElNBlk Venr. 1884. & 808.] 

Der fBr einen IJnfiiU 1>elni Süsenbahn-, Fabriks- ete. Betriebe aehadensersats- 
pfliebtige BetriebBnnternebmer bat aaeb tai die mittelbaren Folgen dea 
UnftUes an&Qfcomnien. Hat beiepielsweise ein Yerletster Handarbeiter Ja 
Folge der Terletmng seines leebten Armes anfbOren mtssen, sieb wio 
frflber dieses reebten Armes zur Arbeit zu bedienen und ist in Folge dieser 
Emtwöbnnng die Gebranebsfiibigkeit des inxwiseben ToUstandig gebeüten 
Armes Tennindert worden, so bat der betreitende Üntemebmer aneb fSr 
den dadnreb dem Arbeiter erwaobsenen Sebaden zn baften. 

Der in der Drechslerwerkstatt des Bahnhofes zu Saarbrücken beschäf- 
tigte W. gerieth im Mai des Jahres 1879 unter einen Treibriemen und 
■wurde am rechten Ann beschädigt. Nachdem er aus der ärztlichen Be- 
handluDg entlassen war, wurde er von der Bahnverwaltung als Botengänger 
angestellt. Im April des Jahres 1881 klagte W. wider das Eisenbahu- 
betriebsamt Saarbrücken bei dem dortigen Landgerichte auf Zahlung der 
Differenz zwischen seinem jetzigen Monatslohne als Botengänger und seinem 
ehemaligen Lohne als Drechsler im Betrage von 15 M. monatlich, indem 
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er geltend machte, dass sein rechter Arm in Folge der Verletzung in 
seiner Gebraachsfähigkeit dauernd vermindert worden wäre. Das Land- 
gericht Saarbrücken wies die Klage ab, nachdem sich aus dem ärztlichen 
Gutachten ergeben hatte, dass die festgestellte Minderung der Gebrauchs- 
Dähigkeit des rechten Annes um etwa 10 pCt. ebensowohl durch die 
mehrjährige, dnrch die Verletzong nicht bedingte Entwöhnung des Armes 
von der Arbeit, als dnrch die Verletzung selbst entstanden sein könne. 
Die von W. eingelegte Berufung wurde verworfen; auf die von W. aber 
eingelegte Revision hob das Reichsgericht das Bemfdngsurtheil auf und 
wies die Sa^he stur anderweitigen Behandlung und Entscheidong in die 
BemfiuigsinBtanz ans folgenden Grfinden znrfick: »Da nach der Ansicht 
der Saßbverstftndigen die geringere liOistungsföhigkeit des rechten Armes 
sich auch auf die mehrjährige Entwöhnung desselben seitens des Klägers 
znrackfBhien l&sst, so hSlt das Benifangsgericht den dem Kläger oblie- 
gend«! Beweis fttr nidit erbracht, dass die jetzige Beschaffenheit des Ar 
mes Folge der erUttenen Verletzung gewesen sei. Dieser Ausf&hrong kann 
nicht ohne Weiteres beigetreten werden, da es für die Haftpflicht nner- 
heblich erscheint, ob die Mindemng der Gehranchsfthigkeit eine anmittelbare 
oder mittelbare Folge des Unfalles darstelle. Letzteres aber wfirde anzu- 
nehmen sein, wenn Kläger in Folge der Verletzung aufgehört h&tte 
sidi wie früher dee Armes zur Arbeit zu. bedienen, nnd wenn diese Ent- 
wöhnung ohne Verschnlden des Klägers znr Mindemng der Gebranchs- 
fihigkeit geffihrt hfttte. In dieser Richtung hat Kläger in der Bernfiuigs- 
instanz die Elagebegrundung dnreh das Beweiserbieten ergänzt, dass ein 
Unfall wie der voiliegende er&hrmigsmftssig schmerzhafte Naehwirknngen 
znrfieklasse, dnreh welehe der Gebranch eines verletzt gewesenen Gliedes 
be^ntrftehtigt und der Verletacto naturgemfiss bestimmt werde, dieses Glied 
zn schonen. Hit Rflckslcht anf den Umstand, dass Kläger erst nach zwei 
Jahren mit seiner Behauptung hervorgetreten sei, glaubt das Bemfdngs- 
gericht nicht annehmen zn sollen, dass demselben nach erfolgter Heilang 
solche schmerzhafte Naehwirknngen znrfickgeblieben seien, in Folge deren 
er den Arm habe schonen mflssen, es lehnt daher das Beweiserbieten ab, 
weil von demselben ein Ergebniss nicht zu erwarten sei. Dnrch diesen 
Entscheidangsgrund giebt der Richter nur zu erkennen,- dass er die Föh- 
rung des erbetenen Beweises fdr unwahrscheinlich halte, während er zur 
Ablehnung des an sich erheblichen Beweises nur dann berechtigt war, 
wenn er das Gegentheil der behaupteten Thatsache für bereits unwider- 
leglich festgestellt erachtete.*' 
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Nr. 85. Eiitscb. den Bentscheii Iteiciisgerichts. 
2. CiTÜ-Seoat Vom 21. März 1884. 

[Deut.*cho Jurist. Ztg. DJ. 9. S. 377, 378.] 

Haftpflioliligesets yom 7. Juni 1871 § 1« «^eim Betriebe einer Eiaenbahn.'^ 

Nacb der tbatsächlichen Feststellimg des BemfiingsiirtbenB bat Elftger 
die Verletzimg zn einer Zeit erlitten, während er als Rottenfttbrer mit der 
ihm fibertragenen Ausbeaseraog des SchienengeleiseB bescbäftigt war und 
die Ankanft eines Znges in Anasicht stand, es also nach sacbverstftndigem 
Ermessen geboten erschien, die Arbeit Tor dem Eintreffen des Zuges zn 
beendigen, wenn nieht die Sicherheit dieses Znges gefährdet nnd eine Stö- 
mng des Betriebes herbeigeführt werden sollte. Wenn Kläger, dnreh die 
Erkenntniss dieser Sachlage veranlaset, die Arbeiter znr Eile antrieb und 
die durch die Unerfahrenheit eines Arbeiters entstehende VerzOgemng zu 
beseitigen suchte, indem er selbst die Hadce ergriff und diren richtige 
Handhabung zeigen wollte, so bildete diese Handlung eine nnmittelbare 
Vorbereitung des Betriebes, nnd der dabei eingetretene Unfall war nicht 
ohne Beziehung zu der dem Bahnbetriebe eigenthümliehen Gefährlichkeit. 
Den Bemfungsrichter triüt daher nicht der Vorwurf eines Rechtsirrtbums, 
wenn er annimmt, dass sich der Unfall bei dem Betriebe ereignet habe, 
und folgeweise der § 1 des Haftpfliehtgesetzes Anwendung finde. Hit 
Unrecht behauptet ferner der Bevisionskläger, dass die Haftpflicht des 
Unternehmers den bestimmten Nachweis eines ursächlichen Zusammen- 
hanges zwischen dem Unfälle und einer der eigenthflmlichen Geihhren des 
Betriebes als wirkende Ursache voraussetze. Das Gesetz hat ^en wegen 
der eigenthflmlichen Gefährlichkeit des Eisenbabnbetriebes die besondere 
Haftpflicht der Betriebsuntemehmer eingeführt, ohne von dem Beschädig- 
ten im einzeben Falle den Beweis eines solchen ursächlichen Zusammen- 
hanges zu verlangen. Sofern nur anzunehmen ist, dass sich der Unfall 
bei dem Betriebe ereignet hat, wird vielmehr dieser Zusammenbang gesetz- 
lich präsumirt und der Unternehmer kann sich nnr durch den Nachweis 
der höheren Gewalt oder des eigenen Verschuldens des Verletzten von der 
Hal^flidit befreien. 

Die Revision war daher znrflckznweisen. 



14r. 86. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
2. Givil-Senat. Vom 21. März 1884. 

[Braun n. Kam, Aanalen. Bd. lOi. S. 68— 6Sl] 

1. Bei Prflfimg der Frage des Veiachnldens eines im Dienste Tsrnngluokten 
Bahnbeamten Ist auf die Gewohnheit der mensehlichen Natnr Rüeksicht su 
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nehmen, die Gefahr bei stetem Umgang mit derselben weniger zn achten. 
2. Jede Vernachlässigimg der zum Schlitze von Personen gebotenen Vor- 
sichtsmaassregeln seitens der Bahn ist streng aufzufassen. 
Der Trausitpackergehilfe A. St. war am 31. März 1882 Nachts 72IO 
TThr auftragsgemäss bei der Entladung eiiios auf dpr Transitrampe des 
Augsbnrger Bahnhofes stehenden Güterwageus und /war mit der Verbrin- 
gung der Ladnngsstücke in die Kinsteighalle beschäftigt. Im Begriffe, 
eine Anzahl leerer Säcke an dia^eu Ort zu tragen, und zu diesem Zwecke 
die zwischen der Transitrampe und der Einsteigballe befindlichen Geleise 
üherschreitend, wurde er, auf dem ersten Geleise angekommeu, vun der 
l.ocnnintivc des auf demselben einfalireuden Regousburger Zuges erfasst 
und dabei derart verletzt, dass er am 2. Apiil 1882 starb. Wie unbe- 
stritten, fuhr zur nämlichen Zeit, als besagter Zug auf dem ersten Geleise 
einfuhr, ein Ulm-Munchener Zug aut tlem zweiten Geleise aus und konnte 
St. deshalb den eiiilahienden Zug uiebt sehen. Unmittelbar hinter dem 
ausfahrenden Zuge hatte St. das zweite Geleis überschritten und das erste 
^eleis betreten, wo er von der Locomotive des einfahrenden Zuges erfasst 
wurde. Das Landgericht München I. verurtheilte, das Oberlandesgericht 
wies ab. 

.„Die Entst heidungsgrunde des angefochtenen Unheils geben zn erheb- 
lichen Zweifeln Aulass, ob das Oberlandesgericht bei seinen Erwägungen 
die maassgebenden Rechtsgrundsätze, insbesondere den Rechtsbegriff des 
Verschuldens richtii? erkannt habe. Zunächst ist auf die Erklärung hin- 
zuweisen: „dass bchon die gewöhnliche, jedermann obliegende Sorg- 
falt erfordere, sich vor lleberschreiten eines Bahugelcises zu überzeugen, 
<jb dasselbe frei sei." Hieraus erhellt, dass das Oberlandesgericht der 
Ansicht ist, es müsse bei Vorfällen fraglicher Art von einem Bahu- 
bediensteten unbedingt ein höheres Maass von Surgfult verlangt wer- 
den, als von anderen Personen, eine Ansicht, in welcher sich eine mangel- 
hafte Anffassnng und Würdigung der für den Begriff des Vers( liuldcns 
iii;i.t»gebenden Momente bekundet. Das Oberlandesgerielit begnügt sich, 
<lie eine Seite der Sache in.^ Auge zu fassen, nämlich zu erwägen, dass 
Personen, die ständig einer Gefahr ausgesetzt sind, vermutlibar am besten 
verstehen, sie zu würdigen und zu vermeiden; allein es nnterlässt. an- 
dererseits zu würdigen, dass gerade der beständige Umgang mit der 
Gefuhr und die iu Vermeidung detaclben erworbene Gewandtheit zur Ge- 
wohnheit führt, die (lefahr weniger zu achten, als andere Personen, 
und Vorsiclitsmaassregeln, welche für diese geboten wären, zu unterlassen. 
Dieser Gewohnheit, welche aus der menschlichen Natur entspringt und 
nicht an sich schon als ein Verschulden zu betrachten ist, muss Rechnung 
getragen werden, wenn es sieh fragt, ob einem Bahubedieusteten ein Ver- 
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fldmlden zur Last ialle (vgl. Entsch. des B.O.H.6. Bd. XIX. S. 295). 
Eioe Handlniig, welche, von einer gewöhnliehen Person ausgehend, als eine 
grobe UnvoreiGhtigkeit erscheinen mQaste, kann bei einem Bahnbediensteten 
mOgUeherweise nnr als znfölUge ünaalmerksamkeit zn gelten haben. Yoa 
diesem Standpunkte ans war der in Frage stehende Vorfall zn wUrdigea 
und dabei femer nicht ausser Acht zu lassen, dass im Sinne des § 1 des 
Haftpflichtgesetzes jeder Zweifel zu Gunsten des vom Un&lle Betroffenen 
zu lösen ist 

Ein ähnlicher Mangel an Begrfindnng, wie er soeben gerflgt wurde, 
zeigt sich femer bei Verwerfung der klägerischen Behauptungen, dass die 
fragliche Stelle des Bahnhofe schlecht beleuchtet und das Einfiihrtssignsl 
nicht gegeben gewesen sei, Behauptungen, wegen deren in erster Instanz 
Beweis erboten war und ohne Zweifel auch in zweiter Instanz auf Be- 
fragen (§ 180 der B.G.P.O.) erboten worden sein würde. Auch hier ist 
unbeachtet gelassen, dass gerade die Senntniss, welche St von der Ein- 
richtung des Bahnbetriebes hatte, Grund sein konnte, sein Yerhalten als 
entschuldbar erscheinen zu lassen. Wenn St, wahrnehmend, dass das 
vorschriftsmSssige Einfahrtssignal noch nicht gegeben sei, voraussetzte, 
der in Aussicht stehende Personenzug sei noch nicht eingetroffen und er 
könne also ohne jede Gefahr das zweite Geleise überschreiten, ohne an 
die Möglichkeit zu denken, es könne das Signalgeben pflichtwidrig unter* 
lassen worden sein, so wflrde ihm allenfalls eine kleine ünanfinerksamkeit, 
schwerlieh aber eine als Verschalden anzurechnende Nachlässigkeit zur 
Last zu legen sein; jedenfalls aber wäre Anlass zur Prfifimg der Frage 
gewesen, ob nicht das Verschulden der Bahn bezw. ihrer mit Abgabe des 
Signals beauftragten Bediensteten fiberwiege and als die eigentliche Urssdte 
des Unfalls zu betrachten sei. Es wfirde dabei zn beachten sein, dass es 
dem Sinne von § 1 des Haftpflichtgesetzes, welcher den Unternehmer einer 
Eisenbahn sogar für den gewöhnlichen Zufall haftbar macht, entspricht, 
ein wirkliches Verschulden desselben, insbesondere eine Vemachlftssigang 
der zum Schutze von Personen gebotenen Vorsichtsmaassregeln strenge 
anfzn&ssen, und gerade im vorliegenden Falle wflrde hierzu um so mehr 
Anlass vorliegen, da die Bahnverwaltung es anordnete, wenigstens duldete, 
dass die Transitpacker, statt des gefahrlosen Weges durch den Tunnel, 
den namentlich zur Nachtzeit mit Cu fulir verbundenen Weg über die Ge- 
leise einschlagen, also, indem sie ihre Bediensteten dieser Gefahr aussetzte, 
auch verpflichtet war, entsprechende Maassregeln zur Verhütung von Un- 
fiülen zu troffen und für deren strenge Bnrohfohrung zu sorgen.** 
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Nr. 87. Entseh. des Beoisohen HelehsgeriehtB« 

3. Straf-Scuat. Vom 24. März 1884. 

[SntocL des Beiduser. in Straftiacbea. Bd.ia S. 3^-930. — Preius. Verwalt.BL Jikhrg. V. &309. — 

ZI«, d. Ten Dvatadk ElMab. Yanr. 1681. & 716, 717.] 

Du iUfiriiiflten von Gesohenken aa einen Soludher einer FrivateiseniMJin, 
nm diesen m bewegen, daes er das Miren anf der Eiaenbalin als Passa- 
gier olme das sonst eiforderlidhe Fahrbület gestatte, ist als Amts- 
iMsteelning ans § 33$ des KStr.ft.E's zu bestrafen. 

Der § S59 des Reicbs-StralgesetzbiiGlis bestimnit idi Allgemeinen die 
Grenzen, innerhalb deren das BegrifCsmerkmal der Amtsqnalit&t strafgesetz- 
lieh anerkannt werden soll, normirt aber in keiner Weise die Bedingun- 
gen, unter welchen, sei es das Reich, sei es der einzelne Bundesstaat, die 
Anstellnng seiner mittelbaren oder nnmittelbaren Beamten nnd die Rege- 
lung ihrer Amtebefugnisse ordnen will. Ob eine Person als Beamter im 
mittelbaren oder nnmittelbaren Staatsdienste angestellt Ist, ob diese oder 
jene Amtsverricbtongen m den Amtspflicbtea gehören, kann daher nicht 
ans dem $ 359 R.-St.-6.-B., sondern immer nur ans der für den einzelnen 
Fall maassgebenden reichsgeeetzlichen oder partienlargesetzliehen Dienst- 
pragmatik entschieden werden. Im vorliegenden Falle entscheidet ans- 
sehliesslich das veriksenngsmassig Tom Bnndesrafh mit Gesetzeskraft er- 
lassene Eisenbahn-Polizeireglement darfiber, in welchem Ümfiuige gewisse 
Classen Ton Eisenbahnbedienateten als TrSger der staatlichen Bahnpolizei- 
gewalt anerloumt werden sollen. ... Ob die Oontrole der Fahr- 
scheine schlechthin der Bahnpolizei zosteht, kann dahin gestellt bleiben, 
denn nach der thatsAcfalichen Annahme der Yorinstanz ging die Absicht 
des Angeklagten beim wiederholten Anbieten Ton Geldgeschenken an Aea 
Schaffiier 0. nicht lediglich dabin, sich der fraglichen Controle zn ent* 
ziehen, sondern sein Thun zielte weiter darauf ab, den 0. zum Abstehen 
von der pflichtgemässen Ausschliessung eines nicht mit dem Fahrschein 
versehenen Passagiers von der Weiterfiüirt zn bestimmen. Schon § 67 des 
Eisenbahn-Polizeireglements vom 3. Juni 1870 enthielt bot Regelung der 
Controle der Fahrscheine die mit § 14 Abs. 8 des Eisenbahn - Betriebs- 
reglements für die Eisenbahnen Deutschlands vom 10. Juni 1870 flberein- 
stimmende Vorschrift, dass der keinen Fahrschein besitzende und die 
Nach- oder Straizahlung verweigernde Passagier von der WeitertUirt aus- 
geschlossen werden kOnne. Diese Vorschrift hat zwar im Eisenbahn- 
Polizeireglement vom 4. Januar 1875 nicht wieder Aufiiahme gefunden, 
befindet sich aber, weil im § 14 des Betriebsreglements vom 11. Mai 1874 
wiederholt, in fortdauernder gesetzlicher Geltung. Unbedenklich gehören 
aber mit begrifilicher Nothwendigkeit zum Wesen der Eisenbahnpolizei 
alle Maassregeln und Anordnungen, welche zur Sicherung des Verkehrs 
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und zur AiifrechterludtiiDs der Ordonog beim Transport Ton Personen nnd 
Ofitem bestimmt sind. £& ist nicht abznsehen, wie auch nur die äussere 
Transportordnnng des Personenverkehrs anfrecht erhalten werden sollte, 
wenn die Eisenbabnscbaffner event dnrcfa Anwendung von Zwangsmaass- 
regeln nicht Sorge dafür trügen, dass zur Bef5rdemng unberechtigte oder 
ungeeignete Personen aach Tom Transporte aasgeschlossen werden. Nach 
§ 53 des Bahnpolizeireglements Tom 4. Januar 1875 mflssen die Eisen- 
babnreisenden nicht allein „den allgemeinen Anordnungen nach- 
kommen, welche Yon der Bahnverwaltnng behufs Aufrecht- 
haltung der Ordnung beim Transport der Personen und Effec- 
ten getroffen werden", sondern auch „allen dienstlichen Auf- 
forderungen der Bahnpolizeibeamten unweigerlich Folge lei- 
ste n.** Demnach kann es nicht zweifelhaft sein, dass, sobald die Befbgniss 
des SchalFners in Frage kam, den unbefugter Weise im Eisenbahnwagen 
verweilenden Angeklagten aus demselben zu entfemen, der bahnpolizeiliche 
Amtscharakter des Sdiaffners actuell wurde, und dass, sobald die Abncht 
des Angeklagten darauf abzielte, den Sehaflner durch Geldgeschenke zu 
einer pflichtwidrigen Unterlassung dieses bahnpolizeütchen Einschreitens 
zu bestimmen, die Handlung des Angeklagten die gesetzlichen Merkmale 
der im $ 388 des Reichs - Strafgesetzbuchs vorgesehenen AmtsbesteehuDg 
erfüllte. Ob der Vorsatz des Angeklagten unmittelbar oder in weiterer 
' EventuaUt&t auch derartige Handlungen bezw. Unterlassungen des SchaflheiB 
' einsehloss, ist Thatfrage, welche die Yorinstanz bejahend gegen den An- 
geklagten festgestellt hat und deren Richtigkeit der Nachprüfung der Re- 
vieionsinstanz entzogen bleibt. Ob femer damals, als Angeklagter znm 
ersten und zu wiederholtem Uale dem Schaffner Geld anbot, ein bahn- 
- polizeiliches Einschreitoi des Letzteren schon nnmitt^bar in Frage kom* 
men musste, ist gleidigfiltig. Worauf es ankommt, ist allein, ob diejenige 
znkflnftige Handlang des Sdiailhers, welche der Angeklagte im Auge hatte 
und fttr deren Herbdffihrung die Geldgeschenke als Bestimmnngsmittel 
dienen sollten, wenn verwirklicht eine Verletzung der polizeilichen Amts- 
pflichten objectiv und im Sinne des Angeklagten enthalten haben wflrde. 



Kr« 8$. Kntsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
1. Straf-Senat. Vom 27. März 1884. 

[ZoiUcUr. f. Pfxinas. Recht Bd. 4 S. 2^ 07!.] 

Strafbestimmungen für das Abhalten von Bietern bei öffenüiohen Ver- 
steigerungen. Gültigkeit der Landesgesetze. 
Bei einer OiTentlicheii VerstoigeruDg der Fa^onnimngsarbeiten von 
Holzschligen im Golmarer Gemeindewald zu Colmar wurden diese Arbei- 
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ten dem ünteniehmer ü. zugeschlagen, nachdem dieser mehrere Mitbieter 
doFcli Geldgeschenke Ton dem Mitbieten bei der Versteigentng abgehalten 
hatte. Ans Art. 412 Abs. 2 des €k>de ptoal deshalb angeklagt» wnrde 
er von der Strafkammer fieigesprochen, weil sie annahm, Art. 412 des 
Code p^oal habe seit dem 1. Oetober 1871 in Folge der Binführnng de» 
deutschen Strafgesetzbuchs in Blsass - Lothringen seine Geltung verloren. 
Inf die Revision der Staatsanwaltschaft hob das Reichsgericht das ürtheil. 
der Strafkammer auf, indem es begründend ansfOhrte: 

„Nach Art II des Gesetzes vom 80. Angnst 1871, betreffend die 
Einführnng des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich in Elsass-Lothrin-' 
gen, welcher im Wesentlichen fibereinstimmt mit § 2 des EinfÜhrungs- 
gesetzes ffir den norddeutschen Bund, sind mit dem 1, Oetober 1871 alle 
in Elsass- Lothringen geltenden Strafbestimmungen ausser Kraft getreten, 
insoweit sie Materien betreffen, welche Gegenstand des Strafjgresetzbucha 
für das Deutsche Reich sind. Dagegen sind in Kraft geblieben die be- 
sonderen Vorschriften Über die durch das Strafgesetzbueh nicht berfihrten 
Materien. Die Ansicht, dass Art 412 Abs. 2 des Code pönal, der vor 
dem ]. Oetober 1871 in Blsass - Lothringen unzweifelhaft Geltung hatte, 
diese durch Einffihmng des deutschen Strafgesetzbuchs verloren habe, er-* 
scheint sonach nur dann als begründet, wenn derselbe eine Materie betrifft, 
welche durch dieses Gesetzbuch geregelt wird. Fflr diese Annahme liegen 
aber genfigende Grfinde nicht vor. Als rechtsirrthlimlich erscheint die 
Auflassung der Strafkammer, dass eine Materie auch dann als Gegenstand 
des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich anzusehen sei, wenn ein Fac- 
tor der Beich^^esetzgebung dieselben in den Rahmen des Strafgesetzbuchs 
einfSgen wollte, der andere Factor dagegen die Materie unzweifelhaft für 
eine nicht unter das Strafgesetz fallende erklärte, d. h. überhaupt nicht 
f&r strafbar hielt Das Beich kann zwar der Landesgesetzgebung die Be- 
fngniss znm Erlass von Stra%esetzen bezBglidi einer bestimmten Materie 
nicht blos dadurch entziehen, dass es selbst gewisse Handlungen mit Strafe 
bedroht und in dieser Weise die Materie in positiver Weise regelt Viel- 
mehr ist die Reichsgesetzgebung in der Lage, dass der Landesgesetzgebung 
tberlassene Gebiet dadurch einzuschränken, dass sie gewisse Handlungen 
fSr straflos erklftrt Aber diese Beschränkung tritt nicht schon dann ein, 
wenn ein Factor der Reichsgesetzgebung der Ansicht ist, dass eine be- 
stimmte Handlung nicht als strafbar erscheine, sondern nur dann, wenn 
diese Auffassung von dem anderen gesetzgebenden Factor getheilt wird 
und in gesetzlicher Weise Ausdruck gefunden hat Binem Reichsgesetze 
mos8 auf diesem Gebiete jedes Landesgesetz weichen. Der Umstand, dasa 
sich unzweideutig erkennen Iftsst ein Factor der Reichsgesetzgebung habe 
eine bestimmte Handlungsweise nidit ffir strafbar. gehalten, kann aber der 
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LaDdesgesetzgebimg die ihr nach den Beichsgesetzen ssostehenden fiefbg- 
niBse nicht entzieheD. Ebensowenig wird ein in Kraft stehendes Landes- 
gesetz in seiner Geltiuig durch den Naehweis beeintrfichtigt, dass ein Fac- 
tor der Reiehsgesetzgebnng dessen Aiudebnnng auf das Gebiet des ganzen 
Reichs oder fiberbanpt dessen Bestehen nicht als gerechtfertigt angesehen 
habe. Eine reiehsgesetzliche Yoischrift, nach welcher die durch Art 412 
Abs. 2 des Code pönal mit Strafe bedrohten HandinDgen als straflos er- 
scheinen, besteht nicht 

Der Abschnitt 85 des Strafjsesetzbnchs enthalt nicht die Regelung 
«iner einheitlichen» in begrifflichem Znsammenhang stehenden Materie. 
Durch denselben sollte nicht die Bestralnng aller ans strafbarem Eigen- 
nutz entspringenden oder die Yerietzong fremder Geheimnisse enthaltender 
Handlungen in erschöpfender Weise geregelt werden. Vielmehr sind darin 
ganz verschiedenartige Stralbestimmungen zusammengestellt, welche zu 
Icemer der einheitlich und erschöpfend geregelten Materien passten. Die 
Ueberschrift „Strafbarer Eigennutz und Verletzung fremder Greheimnisse* 
bezeichnet nur ganz im Allgemeinen die Natur der einzelnen In dem Abschnitt 
mit Strafe bedrohten Vergehen. Es darf aber aus derselben nicht gefolgert 
werden, dass alle in dem Abschnitt nicht erwähnten Handlungen, weldie 
unter den Gesichtspunkt des strafbaren Eigennutzes oder der Verletzung 
fremder Geheimnisse gebracht werden können, nun straflos sind, also auch 
von der Landesgeset^bung nicht mit Strafe bedroht werden dürfen. 

Es wird nun dalQr, dass Art 412 Abs. 2 des Code pönal durch die 
Einfahrung des deutschen Stralgesetzbuchs in Weg&ll gekommen sein, 
noch weiter geltend gemacht, wie sich aus den VerluiDdlungen des Reidis- 
tages ergebe, sei § 283 des Entwurfs . nicht aus dem Grunde abgelehnt 
worden, weil man die Regelung der Materie der Landesgesetzgebung habe 
Überlaasen wollen, sondern es sei für die Mehrlieit des Reichstages bei 
der Ablehnung die Auffassung bestimmend gewesen, das vorgeschlagene 
Verbot erscheine als ungerechtfertigt und unwirksam und es sei zweck- 
mässig, dass die „veraltete*' Strafbestimmnng beseitigt werde. Aber durch 
diese Verweisung auf die Bntstehungsgescliichte des Strafgesetzbuchs, 
welche auch für die Ansicht des früheren Preuasischen Obertribunals, die 
Bestimmung des § 270 des Preussischen Strafgesetzbuchs sei als aufge- 
hoben anzusehen, mitbestimmend war, kann die Anwendung des Art. II 
Abs. 2 des Gesetzes vom 30. August 1871 nicht ausgeschlossen werden, 
nach welcher die besonderen Vorschriften Uber die duidi das Strafgesetz- 
buch nicht berührten Materien in Kraft gebfieben rind. Es kommt viel- 
mehr lediglich darauf an, ob Art 412 Code p^al eine Materie betriflt, 
welche Gegenstand des Stra^etzbuchs ist und auf diese Frage beziehen 
sich die angezogenen Reichstagsverhandlungen nicht. Richtig ist zwar, 
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dass die Redner, welche sich an den der Ablehnnng des § '2So vorans- 
li< [ideu Erörterungen betheiligten und die Ablehnung dieses Paragraphen 
in lüi werteten, geltend machten, durch denselben würden Haudiungeii mit 
Strafe bedroht, welche nicht als strafwürdig erschienen. Auch scheint bei 
dieser Verhandlung die Anffassnng vorgeherrscht zu. haben, in Folge einer 
Ablehnung der erwähnten Vorschrift des Entwurfs würden die durch die- 
selbe mit Strafe bedrohten Handljingen im ganzen Reich straflos sein. 
Aber abgesehen davon, dass bezüglich der Gründe, welche bei der Ab- 
stimmung der einzelnen Reichstags - Mitglieder maassgebend waren, volle 
Gewissheit nicht zn erlangen ist, weil die Motive nicht Gegenstand der 
Abstimmung siud, \vuide anch die ausdrücklich ausgesprochene Meinnng 
einer Mehrheit des Reichstages, dass eine bestimmte Vorschrift über eine 
von dem Strafgesetzbuch nicht berührte Materie durch einen Beschluss 
dieser Körperschaft ihre Geltung verliere oder der Laudesgesetzgebung 
deren Regelung entzogen sei, gegenüber der positiven Gesetzesvorschrift in 
Art. II des Einführungsgesetzes für Elsass -Lothringen nicht entscheidend 
sein. Vielmehr würden die auf eine solche Materie bezüglichen landes- 
gesetzlichen Bestimmungen nur dann ihre Geltung verloren haben, wenn 
bei beiden Factoren der Reichsgesetzgebung die Absicht bestanden hätte, 
die in Frage stehenden Handinngen für straflos zu erklären und wenn die- 
ser Wille auch zu einem gesetzlichen Ausdruck gelangt wäre. Eine solche 
■Willenserklärung liegt nicht vor. Da dieselbe fehlt, sind die Gerichte, 
welche durch Auslegung des Gesetzes zu ermitteln haben, ob die Materie, 
auf welche sich die Vorschrift bezieht, Gegenstand des Strafgesetzbuchs 
ist, nicht bereciiUgt, die Anwendung des Einführungsgesetzes, welches die 
landesgesetzlicheu Vorschriften anfreclit erhalt, aus dem Grunde zu unter- 
lassen, weil die Absicht, gewisse Bestinimuugen des Landesstrafrechts zn 
beseitigen, bei den gesetzgebenden Factoren bestanden habe und nur in 
Folge eines Verschens oder eines auf Irrthum beruhenden Beweggrundes 
nicht zu einem gesetzlichen Ausdruck gelangt sei. 

Für die Annahme, dass der Hundesrath von der AultasMiiig ausge- 
gangen sei, falls die in § 283 des Entwurfs vorgeschlagene Vorschrift ab- 
gelehnt werde, müsse die in Frage stehende That, welche die Mehrheit der 
verbündeten Regierangen mit Strafe i)edroht wissen wollte, im ganzen 
Reich straflos bleiben, also auch den darauf bezüglichen Bestimmungen des 
Landesstrafrechts die Geltung und der Landesgesetzgebung die Befngniss 
entzogen sein, die in Frage stehende Materie zu regeln, liegen übrigens 
auch genügende Anhaltspunkte nicht vor. In den Motiven zu dem Gesetz 
vom 26. Februar 187G, betreflfend die Abändenmg von Bestimmungen des 
Strafgesetzbuchs, auf welche in dem angefochtenen Urtheil Bezug genom- 
men wird, wurde zwar Seite ü5 zur Begründung von § 287 a des Entwurfs, 
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der mit { 283 des Entwarfs zu einom Strafgesetzbiiche für den norddeut- 
schen Bond übereinstimmte, bemerkt, die in diesem Paragiaph im An- 
schlusB an die Strafgesetzbücher TOn Preussen (§ 370) und von Bayern 
(Art 385) Torgesehlagene Yorschriffc sei vom Reichstag gestrichen worden, 
weil die betreffenden Handinngen sittlich nicht als strafbar erachtet wor- 
den seien nnd weil die Bestimmnng bei den heutigen YerkehrsverhiUt' 
nissen als entbehrlich, ansserdem als ^nwirlcsam ersdüenen; dieser An- 
nahme entgegen habe sich aber heransgesteUt, dass der Hangel jener 
Strafbeätimmnng sowohl private als staatliche Interessen in empfindlicher 
Weise schfidige. Femer wurde hervorgehoben, die vorgeschlsgene Vor- 
schrift biete, wie die* in Preussen nod Bayern seit der Beseitigung der 
IrQher geltenden Strafvorschrift gemachten Erfahrungen bestfttigten, einen 
entsprechenden Schutz gegen die Machinationen, welche auf die Vereite- 
lung des Zwecks der Öffentlichen Versteigerungen abzielten. 

Auch bei den Verhandlungen Aber § 287a des in Frage stehendeo 
Entwurfs gingen sämmtliche Redner von der Auffassoog ans, dass die 
früher in Preussen und Bayern bestehenden gegen die BeeintrSchtignng 
des Zwecks der Öffentlichen VersteigeruDgen gerichteten Vorschriften ihre 
Kraft verloren h&tten. Diese Annahme war zutreffend, soweit es sieh um 
die bayerische Gesetzgebung handelt, da Art. 335 des bayerischen Straf- 
gesetzbuchs durch Art. 1 des bayerischen Gesetzes vom 26. December 
1871, betreffend die Einführung des deutschen Strafgesetzbuchs ange- 
hoben worden ist. Im Ucbrigen ergiebt sich ans den Verhsndlungen nur, 
dass man damals der Ansicht war, es hätte auch § 270 des preussischeu 
Strafgesetzbuchs in Folge der Einführung des deatschen Strafgesetzbuchs 
seine Geltung verloren, sei es weil man annahm, Abschnitt 25 des Straf- 
gesetzbuchs regele die „Materie des strafbaren Eigennutzes'^ in erschöpfen- 
der Weise, sei es weil man sich nicht klar machte, dass nur, wenn eine 
derartige Regelung vorliege, noch § 2 dos Einführungsgesetzes zum Straf- 
;;esotzbuch die auf den Schutz der Offentli ii Versteigerungen bezüglidien 
iandesgesetzlichen Vorschriften dnrch die Keichsgesetzgebnng beseitigt wor- 
den seien. Dagegen berechtigen die Mate i i'i n zum Gesetz vom 26. Fe- 
bruar 1876 nicht zu der Anoabme, es sei die Absicht des Bundesraths 
gewesen, die erwähnten landesgesetzlichen Bestimmungen auch in dem 
Falle zu beseitigen, dass bei richtiger Auffassung des Begriffs „Materien, 
welche Gegenstand des Strafgesi t/l»ii( hs sind", diese Vorschriften nach 
§ 2 des Einffthmngsgesctzes in Kraft geblieben seien. Ganz abgesehen 
davon, dass man aus den im Jahre 187B geraachten Aenssenmgen nicht 
ohne Weiteres auf die im Jahre 1809 bestehenden Absichten zuruciv- 
schliessen darf, erklärt sich nämlich die Ai i I ine, § 270 sei dnrch die 
EinfGhnmg des deutschen Strafgesetzbuchs hcBeitigt worden, dadurch, 
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dAS8 dAB Mhere prensaiBdie Obwtnbniial sich in einer Beihe too Eni- 
seheidnngen für die Anffassnng ausgesprochen hatte, § 270 habe seine 
Gettnng verlorai, die Anwendung desselben also fhatslehlidi ansgescMos- 
aen war.*^ 



Nr. 89. Eutsch. des Deutschen Reichs^richts. 

3. Civil-Senat. Vom 28. März 1884. 

[Zt?. d. Vcr. Dentach. Elscnb. Verw. 1884. S. 717.J 

Im Falle des Vorhandenseins einer Schadensersatzpfiicht ans dem Reichs- 
haftpiSielLtgeBeUe vom 7. Jnnl 1871 kann niemals die Zahlung eines 

Schmerzensgeldes beansprucht werden. 

Das als ein Specialgesetz sich darstellende Reichs - Haftpflichtgesetz 
hat im § .3 die Art und den Umfang des Schadens bestimmt, dessen Gr« 
satz im Falle des Vorhandenseins der VoranssetznnE^on in den §§ 1 und 2 
verlangt wefden kann. Es wird nicht vollständiger Schadensersatz, nicht 
Ersatz des gesammten Interessen, sondern nur theüweiser Schadensersatz 
in den im § 3 hervoi^ehobenen Richtungen gewährt, und es fol^t daraus, 
daes andere Entsch&digungsfordcrangon nicht zul&ssig sind. Der Betriebs- 
untemehmer ist nur für die im § 3 speciell hervorgehobenen Schadens- 
folgen auf Grund des Reichs-Haftpflichtgesetzes verantwortlich. Es ergiebt 
sich dies aus der Fassung des § 3 wie aus den Motiven des Gesetzes. 
Das dem Richter in Betreff der Bestimmung der Uöhe des Schadens vom. 
Gesetze gewährte freie Ermessen kann nur innerhalb der im § 3 gegebe- 
iien Grenzen Platz greifen. Der Richter darf aber nicht in anderen Rich- 
tungen auf Schadensersatz erkennen, als in den im § S l)ezeichneten. Zu 
den für den Beschädigen c^e währten Schadensersatzansprücben gehört aber 
das Schmerzensgeld nicht. 



Nr. 90. Entsch. des Preuss. Ober- Vcrwa It. Gerichts. 

I.Senat. Vom 16. April lb84. 

fPreuss. Archiv f. Eisenb. Wesen. 1884. 8.470-475.] 

Unterhaltung ölfpntlicher, durch Eisenbahnanlagen veränderter Wege. Klage 
des von der Wegepolizeihehörde zum Wegebau in Anspruch Genommenen 
gegen einen anderen, zu der ihm angesonnenen Leistung Verpflichteten; 
(Art. IV § 2 Abs. 3 der Kreisordnungs-Novelle vom 18. Marz 1881). 

Es ist dahin erkannt: 

dass auf die Revision des Klägers die Entscheidung des König- 
lichen Rözirksverwaltungsgerichts zu K. vom 27. October 1888, 
soweit der gegen die beklagte Polizeiverwaltnng gerichtete Klage- , 

Ev*r, munlMlaiccIifUdw SnticlicItlaoKcn. in. 14 
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antrag abgewiesen worden, anfreelit sa eibalten, im Uebrigen anf- 
zohebea und die Entscheidimg des KieisansscslmBees des Ereiaee H. 
Tom 15. December 1863 dahin abznSadem, dasa die mitbeklagte 
Stadtgemeinde Bchnldig, denjenigen Theil dea von H. nachR, fahren- 
den Öffentlichen Weges, weldier zwischen dem Scharfrichtereigraben 
und deijenigen Stelle li^ wo der Znfohrweg nach dem Statlons- 
geb&nde abzweigt, zu nnterhalten, nnd der klagende Fiscos nur 
verbunden, an dieser Unteihaltnng soweit Theil zn nehmen, als 
deren Last durch die infolge des Eisenbahnbanes nOthig gewordene 
Verlegung des Weges und Aufschüttung von Rampen anf demselben 
vennehrt worden ist. 

Grfinde: 

Von der stftdtischen Polizei-Yerwaltuag zu H. wurde das EOnis^che 
Eisenbohn-Betriebsamt zn D. fftr den Königlichen Fiscus durch Verfügung 
vom 10* August 1881 auffordert, auf deiyenigen Theil des von H. nach 
R. führenden Weges, weldier — anf der südlichen Seite der KOni^ichen 
Ostbahn — zwischen dem Scharfrichtereigraben und deijenigen Stelle liegt^ 
wo der Znfohrweg nach dem Stationsgebäude abzweigt, den Steindamm 
nebst Ftassweg ordnungsmftssig auszubessern, und auf den Einspruch des 
Betroffenen diese Verfügung auch mittelst Beschlusses vom 7. Juni 1882 
aufrecht erhalten. Während die Reparatur inzwischen im Zwangswege mit 
einem Eostenaufwande von 264 M. 80 Pf. ausgeführt wurde, ist Fiscus mit 
dem Antrage klagbar geworden, 

a) die genannte Polizeiverwaltung zu verurtheilen, den Bescbluss vom 
7. Juni 1882 aufzuheben und den Betrag von 264 H. 80 Pt dem 
Elftger zurückzuzahlen, 

b) die Stadtgemeinde H. zn verurtheiloi, anzuerkennen, dass sie zur 
Unterhaltung des vorbezeichneten Wegeiheiles verpflichtet sei. 

Das beide Antrüge abweisende ürtel des Ereisausschusses des Ereises 
H. vom 15. December 1882 ist auf die Berufung des ElSgers vom 
königlichen Bezirksverwaltungsgerichte zu E. mittelst Entscheidung vom 
27. October 1883 dahin bestätigt bezw. abgeändert, 

dass ElSger mit dem Antrage, den Beschluss der PoHzeiver- 
waltnng zu H. vom 7. Juni 1882 aufzuheben und dieselbe zur 
Zahlung von 264 M. 80 Pf. zu verurtheilen, abzuweisen, 

Elftger dagegen mit dem ferneren Antrage, die Stadtgemeinde H. 
zn verortheiien, anznerkennen, dass sie zar Unterhaltung de^enigen 
Theils des von H. nach fi. führenden öffentliches Weges verpflich- 
tet sei, weMer zwischen dem Scharfrichtereigraben nnd derjenigen 
Stelle liegt, wo der Znfahrweg nach dem Stationsgeb&ude ab- 
zweigt, nur in der angebrachten Art abzuweisen. 
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und du8 die Eoaten des Ter&iireDB beider Instanzen, unter 
abftnderader Featsetzung des Werthes des Streitgegenstandes auf 
800 H. ausser Ansatz zu kssen, die baaren Auslagen jedoch dein 
Elfiger aufnierlegeii. 
Dieses BrlceDatniss, welehem eine vt^istSiidige — hiermit In Bezopr 
genommene — Darstellnng des Sftchveihftltnisses Toranfgesehiclct ist, hat 
Kläger fristzeitig noch mit der Revision angefoehten nnd beantragt, die 
YorentBeheidnng an&nheben nnd dem Klageanträge entsprechend zn er- 
kennen. 

Znr Rechtfertigung wird Verletzung des bestehenden Rechts, insonder- 
lieit des { 0 des Ostprenssisehen Wegereglements vom 24. Jnnl 1704, 
iiehanptet nnd ausgeführt: 

da es sich anerkannter Maassen am die ünteriialtoog eines öffisnl- 
llchen Weges handle, so sei der Verpflichtete in der Person der 
beldagten Stadtgemeinde proTinziahrechtlich aosser Zweifel. 

Hangels eines nachweisbaren Recbtstitels sei daher die Polizei mit 
ihrer Anforderung lediglich an letztere gewiesen gewesen. Ein öffentlich 
rechtlicher Act, durch welchen die Eisenbahnverwaltnng in den Kreis der 
Bauverpflichteten gezogen wäre, liege, wie auch der Yorderrichtaraohehme> 
fiberaU nicht vor, daraus folge, dass die Stadt die Ansbeeserongsarbeiten 
hätte übernehmen nnd. die Kosten für die gegen früher erwachsenden Mehr- 
leistongen liqnidiren müssen. In thatsächlieher Beziehung werde, obschon 
für die Verpfliehtongsfrage gleichgültig, schliesslich bestritten, dass die 
Kisenbahnverwaltung im Jahre 1869 die Rampen habe chanssiren lassen. 

Dem gegenüber halten die Beklagten, indem sie die Oeffentlichkeit des 
Weges sowie das frühere Bestehen der Unterhaltongspflicht filr die Stadt- 
gemeinde bezfiglidi der fraglichen Strecke anbedmgt anerkennen, die Ab- 
weisung der Klage ans dem Gmnde für gerechtfertigt, weil bei dem Bau 
der Eisenbahn im Jahre 1852 diese Strecke von der Bahnverwaitong olme 
Weiteres in Besitz genommen, auf derselben ein Damm hergestellt, letzterer 
mit einer Steinbahn versehen nnd last drüsig Jahre hindurch auch unter- 
halten worden sei. Es wird darauf Gewicht gelegt, dass weder die Ueber- 
gabe des Dammes an die Stadtgememde znr ferneren Unterhaltung noch 
irgend ein Abkommen wegen üebernahme eines Theiles der Unterhaltungs- 
kosten mit der Stadtgememde getroffen sei, nnd Beweis dafür angetreten, 
<Uis8 die Bisenbahnverwaltung auch die Chanssimng im Jahre 1869 bewirkt 
habe. Bekhigte bestreiten, dass aus der Verbindlichkeit znr Unterhaltung 
«nes gewühnlichen Feldweges die Pflicht folge, den au Stelle desselben 
von einem Unternehmer errichteten, in des letzteren Eigenthum über- 
gegangenen, mit einer Steinbahn versehenen Damm zu unterhalten, zumal 
«8 sich hier nicht um gewühnliche Besserung des ganzen Weges, sondern 

14* 
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allein nm die Instandsetznng gerade dieser Steinbaha handle, und die 
PoUzeiverwaltiuig behauptet, dase sie sieh Mangels eines die ünterlialtangs- 
last regelnden Uebereinkommens nur an denjenigen habe halten Icdnnen^ 
welcher diese Last bis dahin getragen habe. Der Antrag geht beiderseits 
anf ZnrficlEweisniig der Revision. 

Kläger bestreitet die Riehtigkeit der gegnerisehen An- und AosfBhrongen» 

Die Revision erschien begröndet 

Der zuerst gestellte Antrag vrird in der Vorentschddnng ans dem 
-Gmnde abgewiesen, weil Dach der Aasaage des als Zeuge vemommeneii 

Kreisbaameisters Gr. ffiir festgestellt anznoehmen sei, dass es sidi nm 
Kosten der Emenenmg der Steinbahn anf der fraglichen Wegestrecke 
handle, nnd dass diese Kosten nnter allen Umständen zu denjenigen ge- 
hören, welche bei der von den Parteien antheilig zn leistenden Unter- 
haltung den Kläger treffen wurden. 

Diese Erwägung ist insofern rechtsirrthümlich, als dabei offenbar ver- 
kannt wird, dass es bei Beurtheiluug dieses Antrages auf eine materielle 
Prfifong der Biuipflicht überhaupt nicht ankommt Der Antrag ist, sowie 
er gegen die Polizeiverwaltung gerichtet wird, von vornherein unstatthaft. 
Da die fragliche Strei kc Theil eines öffentlichen Weges ist, so handelte 
die Ortspolizeibehörde innerhalb ihrer Zuständigkeit, wenn sie dem nadi 
ihrer Meinung anf Grund öffentlichen Rechts Verpflichteten die Besserung 
aa%ab und bei eintretender Weigening, falls der Bau keinen Aufschub 
vertrug, auf dessen Rosten im Zwangswege ausfährte. Glaubt sich der 
Betroffene zu Unrecht in Ansprach genommen, so kann er gemäss Abs. 3 
§ 2 Art. IV der Kreisordnungj*novelle, da die Nothweodigkeit der Repa- 
ratur nicht bestritten wird, Erstattung nur von dem vcrmf^intlich anstatt 
seiner Öffentlich-rechtlich Verpflichteten verlangen. Ein desfaileiger Anspruch 
an die verfügende Polizeibehörde ist unbedingt ausgeschlossen. 

Danach war betreffs dieses Punktes die Vorentscheidung aufrecht 
zu erhalten . iiulom damit dem Kläger der Erstattungsanspruch der Stadt- 
gemeinde gegenüber often bleibt. 

Anlangend den zweiten Klageantrag, so geht zunächst der Vorder- 
lichter völlig zutreffend von der Annahme ans, dass nach den thatsächlich 
gegebenen Verhältnissen der § 14 des Gesetzes über die Eisenbahn- 
Unternehmungen auf den Streitfall keine Anwendung leidet, — ans Gründen, 
die in dem diesseitigen Endurtheile vom 18. November 1882 (Entschei- 
dungen Band IX Seite 186 tT. iiälicr entwickelt sind, denn es handelt 
eich um keinen in Folge der Bahuanlage erst neu geschaffenen Zufohrweg, 
sondern lediglich um einen Theil eines derzeit schon vorhanden gewesoien 
Weges, dessen V.'rl'''j,img die Bahnanlagc notluvendig gemacht hat, und 
die bei dieser Gelegenheit nach Maassgabe des § 4 jenes Gesetzes Landes- 
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polizeilich genehmigt worden ist. Der Umstand, dass der so verlegte Weg 
der Von H. nach B. fahrende alte Gommuoicationsweg, auch als „Laad- 
«trame* bezeiehnet, — an der beregten Stelle unstreitig von der Stadt- 
gemeinde zn unterhalten ist, bereehtigt den 'Yorderriehter weiter zu der 
Fcklgening, dass an und ffir sich die letztere auch banverpflieht^ bleibt 
Die Kinwendnngen der Beklagteu, dass Kläger an der fraglichen 
Streeke — ztun Zweck der Wegeverlegang — das Bigenthnm erworben 
liabe» sowie, dass eine Uebemabme der letzterian Seitens der Stadtoommnne 
flicht «rfolgt sei, ändern nach bskannten Rechtsgrundsfttzeo an der be- 
stehenden Banlast als einer (öffentlich rechtlichen Verpflichtong nibhts (zu 
vergl. a. ai 0. S. 189.) Bedentnngslos ist auch der von der Polizei- 
Terwaltnng geltend gemachte Umstand, daas die Bahnverwaltnng bislang 
•die Instandhaltong besorgt hat, insofern, ab damit eine Aenderong der 
Banlast zn Gnnsten der beklagten Gemeinde so wenig auf Gmad einer 
Observanz wie der Verjühraug nachgewiesen werden kann. Diese dem 
eigentlichen Wegebanpflichtigen verbliebene Last erfährt^ nnr eine selbst- 
verstftndliche Einschrftnkong insoweit als sie durch die Neuanlage Termehrt 
und erschwert worden ist. Auch letzterer in der Bechtspiechong des 
Oberverwaltungsgerichts anerkannte Grandsatz ist in der Yoreiitscheidang 
zutreffend zum Ausdruck gelangt . 

Nach diesen völlig ananfechtbaren Sfttzen, welche einen anderen 
Schlnsa erwarten lassen, gelangt der Vorderrii^ter zur Abweisung ahge- 
braehteimaassen. Es wird dieses mit folgender Brw&gung gerechtfertigt: 
„Kläger erscheint daher nicht berechtigt, mit seinem Elage- 
. antrage zu b für die Zukunft die vermehrte Unterhaltnngspflicht 
bezilglich der streitigen 'Wegestrecke von der beklagten Stadt- 
gemeinde allein zu beanspruchen* — Bs wäre vielmehr seine 
Sache gewesen, das BeitragsverhAltniss näher zu bezeichnen , mit 
welchem er nach seiner Ansicht bei der durch die Eisenbahn- 
Anlage erschwerten ünterhaltang dieser Strecke nach denjenigen 
Gesichtspunkten ooncurrirt, die in den oben bezeichneten Er- 
kenntnissen des Königlichen Oberverwaltungsgerichts angestellt 
werden." 

Damit verletzt aber der Yorderrichter das bestehende Bedit Denn 
es beruht auf einer Verkennung der Begeln von der Beweislast, wenn es 
„Sache des Klägers'' sein soll, das Beitragsverhältniss anzugeben^ mit 
welchem er nadi Haassgabe der durch die Neuanlage herbeigeführten 
Erschwerung an der Wegebaulast partidpirt Kach örtUch bestehendem 
Bechte ist unbestritten die Gemeinde für den von H. nach R. führenden 
Communicationsweg baupflichtig. Ihr fällt damit auch von selbst der 
Kachweis zu, soweit sie aus besonderen Umatänden Entbfirdung von dieser 
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Last TerUmgt; sie hat darmthun, in welchem ümfaDge die ihr obliegend» 
ünterhAltangspflicht durch die Weg^denmg erschwert wird (za ^ergL. 
a. a. 0. S. 200). 

Demzufolge mvsste die Botscheidiiiig betreffs des cweiten Pimktea- 
aufgehoben werdoi. Bei der hieranf eintretenden freien Benrtheilnng er- 
schien indees die Sache spruchreif (§$ 64 Nr. 1 und 68 des VerwaltungB*- 
gerichtsgesetzes). 

Klftger bestreitet Oberhaupt, dass durch die Eisenbahnaiilage eine 
ErschweruDg der Wegebanlast für die Stadtgemeinde herbeigeführt worden 
sei, er behauptet im Gegentheil, dass dieselbe eine Erleichterung erfshren 
habe — auf der fraglichen Strecke selbst durch deren Verkflrzung in 
Folge der rechtwinkligen üeberfahrung Aber den Bahnkörper, und auf der- 
ganzen Strasse dadurch, dass ein etwa 58 m langer Theil dersdben aus 
Rücksichten der Sicherheit des Betriebes in die Unterhaltung der Bahn- 
Tcrwaltung habe Übernommen werden müssen. Die Gemeinde wendet ein, 
dass Tor der Bahnanlage* an der fraglichen Strecke nur ein gewöhnlicher 
schmaler Landweg vorbanden gewesen sei, dass dagegen jetzt die Strecke 
aus einem breitem, mit einem Nebenfussgange versehenen Steindamm be- 
stehe, während Klüger hinwiederum die vermeintliche yerbnnterung in 
der uothwendigen Anlage der Böschungen erblicken will; erstere führt 
ferner an, dass, da früher die Strecke nur für den geringen Verkehr nach 
B. bestimmt gewesen sei, sie gegenwürtig die lebhafte Frequenz nach dem 
Bahnhofe zu au&unehmen haben, was KlSger für gleichgültig erachtet 

Nach der Meinung der Stadtgemeinde betragen die Kosten der Cnteiv 
haltung des Steindammes das Fünfiache eines gewöhnlichen Weges. 

Dieses bestreitet Elfiger mit dem Bemerken, dasa die Abnutzung des- 
nnbefestigten Weges bei dem von Jahr zu Jahr gestiegenen, speziell durch 
den Bau der Gliaussee nach R. gehobenen Verkehr eine viel bedeutendere 
hätte sein müssen, als diejenige des chanssirten Weges, und dass dem- 
gemfiss anch die Reparatnrlcosten für eiucn unbefestigten Weg sich hoher 
behiufen haben wurden als für die Stoindecklage. 

Derselbe behauptet endlich, dass spätestens beim Bau der Kreis- 
chaussee H.-R. aucli an die baubelastete Gemeinde die Verpflichtung her- 
angetreten sein würde, diese Strecke zu chaussiren. 

Die endliche Entscheidung aller dieser Streitpunkte ist von der Be- 
antwortung der Vorfrage abhängig, ob und inwieweit di I i i ch das Bau* 
unternehmen veranlasste Verlegung und Aenderung des Weges eine Er- 
schwerung der Baulast für den ordentlichen Unterhaltiingspflichtigeu 
herbeigeführt hat. Hierbei ist davon auszugehen, dass Alles, was an 
Mehraufwendung dnrcli die Bedürfnisse des gemeinen Verkehrs, gleichviel 
woher derselbe originirt, bedingt wird, dem eigentlichen Wegebaupflichtigen 
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nur Last bleibt, dass ilabin also anch diejenigen and erweiten filnrichtongen 
gehören, welche in Aussicht auf die von der Bahnhofsanlage erst zu er- 
wartende Verkehrssteigernng bei der Veriegiuig der Strasse landespolizeilich 
für geboten erachtet sind; dass dagegen unter allen Umständen die bau- 
liche Erhaltung solcher Anlagen, welche die fiahnfiberführnng nothwendig 
gemacht hat, wie augenscheinlich die aogeschüttete fiampe mit ihren 
Böschungen dem Bahnunternehmer zufällt. 

Cm über die hiernach oifen bleibenden Strei^unkto im Einzelnen ein 
absciüiessendes Urtheil zu fällen, würde es der Anhörung von Sachver- 
Btftndigen nach Inaugenscheinnahme an Ort nnd Stelle bedürfen. Eine 
Beweiserhebung nach dieser Richtung er5;chien indess entbehrlich, da die 
Klage nnr die Anerkennung der Verpfiichtong im Princip verfolgt und es 
ebendeshalb hier dabei bewenden durfte, grundsätzlich den Umfang za 
bestimmen, in welchem der Kläger an der Unterhaltungslast Theü za 
nehmen hat, sowie dies in der Entscheidung geschehen ist. 



Nr. 91. Entsch. des Dent8chen Beichsi?cnchtfi. 
4. Civil-Senat. Vom 17. April 1884. 

[Pronss. Ver» alt. Hl. J&hrg. V. S. 2-»^^ 1 

Die vertragliehe Verpflichtung des Pferdebahuuntemehmers zur Unter- 
haltung des Strassenkörpers involvlrt keine Verpflichtung zur Unterhal- 
tung der Brücken. 

Die Unternehmer einer Pferdebahn haben sieh verpflichtet» den Körper 
der Strasse, über welche die Bahn gelegt ist, innerhalb einer gewisse 
Breite zu unterhidten. Der Ansprach der Stadt, dass die Unternehmer 
auch die zur Strasse gehörenden Bracken, über welche die Bahn läuft, 
unterhalten, war verworfen; die hiergegen eingelegte Revision ist zurück- 
gewiesen, weil die Yertragsauslegung des Berufungsurtheils einen Rechts* 
irrthnm nicht erkennen läset und somit der Revision entzogen ist 



1fr. U2. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 18. April 1884. 

rPnrhfU r\. \>ny. Jurist. Zeitschr. f. Klsass-I.-^hrini'pt!. H'). a S. •.>4fi f.^ 

Auslegung des ^ 4 des Keiclis-Haftpfllchtgesetzes. Preussisches Gesetz 

vom 20. Mai 1882. 

Der im Dienste der preussischen Staatsbahu stehende Bremser H. Bl. 
wurde am 18. October 1882 zu Saargemünd auf dem in Benutzung der 
Generaldirection der Reichseisenbahnen befindlichen Thoile des Bahnhofes 
dnrch eine Rangirmaschine fiberfahren nnd getödtet. Die Wittwe klagte 
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darauf far sich und ihre fünf unmündigen Kinder beim Landgericht zu 
Strassbnig wider die Generaldirection auf Gnund des § 1 des Reichs-Haft- 
pflichtgesetzes auf Zahlung einer Rente von 460 M. jährlich für sich und 
einer Rente von 100 M. für jedes ihrer Kinder bis zum vollendeten 
15. Lebensjahr Beklagte erkannte zwar die Haftpflicht an, bestritt aber 
die Höhe der i^'orderung, indem sie aofstellte, das Gesammteinkommen 
des Verunglückten habe 1196 M. betrafen, da er davon mindestens 496 M. 
verbraucht habe, so seien der Familie höchstens 700 II. zugoflossen. Hier^ 
TOn seien 315 M. abzuziehen, da iiuch dem preussischen Gesetze vom 
20. Mai 1882 die Wittwo eine lebenslängliche Pension von 157 M. 50 Pf. 
und jedes der Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 31. M. 50 Pf. 
zu beziehen habe; ansnerdom müssten 300 M. in Abzog kommen» weil 
der Klägerin von der Saarbrücker Beamteu-Peusions- und Wittwencasse 
für jedes Kind bis zum vollendeten 1 5. Lebensjahre durchschnittlich 60 M. 
jährlich bezahlt würden. Obwohl sich hiemach der Ausfall der Klägerin 
nur auf 85 M. berechne, erkl&rte Beklagte sich bereit, vom 1. Februar 
1883 ab der Wittwe eine lebenslÄngliche Jahresrente von 200 M. und 
jedem der 5 Kinder jalirlich bis zum vollendeten 15. X«eben8jahrc 30 M., 
znsammen also 315 M. zu zahlen. Klägerin gab zu, dass sie die ange- 
gebenen Bezflge erhalte, bestritt aber ihre Verpflicbtun;:]^, sicii dieselben 
anrechnen zu lassen, da es an den Vomussetznngen des § 4 des Reichs- 
Ilaftpflichtgesetzes fehle. — Durch Entscheidong vom 3. Juli 1883, ergänzt 
durch die auf beiderseitigen Antrag ergangene Entscheidung vom 24. Sep- 
tember 1883, verortheilte das Landgericht die Angeklagte, an die Klftg^n 
in ihren angegebenen Eigenschaften jährlich 486 M. zu zahlen, von denen 
jedesmal, wenn eins der Kinder das 16. Lebensjahr erreichen oder vorher 
sterben sollte, bevor die Kinder das angegebene Alter erreicht hätten, die 
Rente für jedes Kind bis zu diesem Alter auf 80 M. jährlich bestimmt 
nnd der Beginn der Rentenzahlungen auf den 1. Februar 1883 festge- 
setzt wurde. 

In den Gründen wird das der Familie zu Gute kommende Einkommen 
auf 800 M. berechnet; in Betreff der Frage der Anrechnimg aber geht 

das Gericht davon aus, dass § 4 des Haftpflichtgesetzes nur von solchen 
Bezügen handelt, zu deren Erlangung der Verunglückte oder dessen Familie 
etwas geleistet habe, dalier keine Anwendung finde auf Bezüge, welche 
den Entschädigungsberechtigten ohne eine solche Leistung lediglich aus 
Veranlassung des Unfalls zufielen. Durch letztere werde der nach § 3 
des Reichs-Haftpflichtgesetzes zu ersetzende Schaden vennindert, dieselben 
seien daher in die Entschädigung einzurechnen. Solche Bezüge seien nun 
diejenigen, welche auf Grund des preussis^dien Gesetzes vom 20. Mai 1882 
gezahlt würden; dieselben seien daher einzurechnen, da die Pension der 
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Wittwe lebenslSiiglich, den Eiiidem aber bis zu einer Altersgrenze gezahlt 
irilide, iro die ünterMtimg^flieht des Vaters längst aufgebort habe. 
Anders stdie es mn die Emehaogsgelder ans der Beemtencasse za Saar- 
brücken, da dieselben dureh die den Beamten gemachten Abzöge erworben 
würden und Beklagte nichts dazu beigetragen habe. In Betreff dieser 
Bezöge ans der Hfil&casse Ton Saarbrftcken hat sich fibrigens nachträglich 
«rgeben, dass dieselben znröckgezahlt werden mössen, wenn eine £nt- 
fldddigangsTerpflichtang anf Grand des Reichs-Haftpflichtgesetzes festge* 
stellt wird. — Wider diese Entscfaeidnng des Landgerichts erhob Klägerin 
Benifang vnter Wiederfaolnng ihres Klageantrages, während Bekkgte die 
Verwerfbng der Bemfong beantragte. Dnrch Entsciieidong des Ober- 
Jandesgeriehts za Kolmar Yom 26. November 1888 wurde die Bemfiing 
kostenpflichtig verworfen, weil insbesondere das Einkommen des Veron- 
glflckten znr Zeit seines Todes ffir die Höhe der Entscbädigong maass- 
gebend sei, da er eine GehaltserhOhnng nicht zu erwarten gehabt habe. 
Die Beredmnng des ersten Richters sei zutreffend, nach welcher der den 
Klägern durch den Todesfall entzogene ünterhaltungsbetrag anf durch- 
schnittlieh 800 M. angenommen wurde. — Klägerin legte gegen diese 
Entscheidung mit dem Antrage Revision ein, nach dem In der Berufungs- 
instanz gestellten Antrage neu zu erkennen, während Beklagte die kosten- 
pflichtige Zurückweisung der Revision beantragte. Die Revision ist aus 
folgenden Gr&nden nicht für begrändet erachtet worden: „Das Berufungs- 
gericht geht mit Recht davon ans, dass nach § 3 des Reiche-Haftpflicht- 
gesetzes den Hinterbliebenen nur insofern ein Ersatzanspruch zusteht, als 
ihnen durch den Tod ihres Ehegatten und Vaters der Unterhalt entzogen 
worden ist; eine solche Unterhaitsentziehnng aber nur in Betreff desjenigen 
Betrages stattgeAinden bat, welcher nicht durch die an denselben Todesfall 
kralt Gesetzes geknöpfte Erdflhung einer Wittwen- und Waisenpension 
gedeckt wird. Es verkennt auch keineswegs, dass diese in dem Wesen 
der Schadensforderong begrfindete Berechnung nach § 4 desselben Gesetzes 
ausnahmsweise nicht stattfinden soll, wenn der Getödtete seinen Hinter- 
bliebenen durch eigene Leistungen den Pensionsanspruch erworben^hat 
Es war aber unter den Parteien kein Streit darüber, dass der Anspruch 
auf die den Wittwen und Waisen in dem prenssischen Gesetze vom 
30. Mai 1882 zugesicherte Pension nicht durch solche Leistungen des 
Vemnglfickten erworben worden sei und es ist nicht einmal behauptet 
worden, dass der Pensionsleistuug ein Versichemogsvertrag zu Grunde 
liege, wie ihn § 4 des Gesetzes unterstelle. Die hiemach getroffene that- 
sächüche Feststellung, dass die Pension nicht durch eigene Leistungen 
des Verunglflckten erworben sei, rechtfertigt deren Einrechnung auf die 
der Beklagten aufzuerlegende Entschädigung. — Allerdings hat das Be- 
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mfungsgericht dabei nicht erwogen, dass nach dem angezogenen prenssi- 
schen Gesetze alle Staatsbeamten verpflichtet sind, 3 pCt» ihreB Emkommens 
als Wittwen- und Waisengeldbcträge an die Staatscasse za entrichteD^ 
wogegen diese verpflichtet ist, die im Gesetze festgestellten Pensionen 
an die Wittwen und Waisen za bezahlen. Es kann aber dahin gestellt 
bleiben, ob das hiemach zwischen dem Staate und den Beamten begründete 
Bechtsverhältniss den Charakter einer Yersichernng im Sinne des § 4 
a. a. 0. habe; denn wenn auch das Bernfongsgericht durch die gegen- 
theilige Annahme das preussische Gesetz verletzt haben sollte, so kOnnte 
(lies die Aufhebung der Entscheidung nicht zur Folge haben. Dieses 
Gesetz hat nämlich im Bezirk des Berufungsgerichts keine Geltung; die 
Verletzung desselben kann daher nach § 511 R.G.P.O. die Bevision nicht 
rechtfertigen.*' 



Nr. 9^. Entsch. dea Dentscheu Keieh8gerieht8. 
5. Civil-Senat. Vom 19. April 1884. 

[Pr«U88. Verwaltni. Jahrg. V. :nr..37fl.] 

Zeitpunkt der Verzinsujig der Entschädigangssmiiiue bei der Enteignung, 
§ 36 Prenss. Enteiguungsgesetz vom 11. Juii 1874. 

Die Revision rügt, dass der Berufungsrichter die §§ 221 n. 227 1, 11. 
A. L. R. verletzt habe, weil dieselben mit Eficksicht auf die Vorschrift des 
Eigenthumserwerbsges. v. 5. Mai 1872, wonach das Eigenthum an Im- 
mobilien nicht mehr durch Tradition, sondern nur noch durch Auflassung 
übertragen werden könne, auf Immobilien überhau]if keine Anwendung 
mehr finden könnten, und weil jedenfalls für Fälle der Enteignung ihre 
Andwendbarkeit durch die positiven Vorschriften des § 36 EnteignoBgages. 
V. 11. Juni 1874 und des § 14 Ges. v. 2. Juni 1875 ausgeschlossen sei, 
wonach die Verzinsung erst vom Tage der Enteignung beginne. Dieser 
Angriff kann für begründet nicht erachtet werden. Die fraglichen für den 
Kaufvertrag gegebenen Bestimmungen, wonach der Kaufpreis bei der üeber- 
gabe zu zahlen oder landesüblich zu verzinsen ist, beruhen auf dem all- 
gemeinen Grundsatz des § 109 I, 11. A.L.R. (vgl. §§ 291,292, 260, 297, 
das.), dass Niemand die verkaufte Sache und den Kaufpreis zugleich 
nutzen darf, und seine Anwendbiirkeit ist daher von dem Eigenthnm?- 
übergang auf den Käufer ganz unabhängig. Dieser Grundsatz hat auch 
im Enteignuijgsges. v. 11. Juni 1874 Anerkennung gefunden, indem im 
§ 29 angeordnet ist. dass in dem Enteignungsbeschlusse zu bestimmeu 
sei, die Enteignung eriolge nur uaeli erfolgter Zahlung oder Hinterlegung 
der Entschädigungssumme. Da der rnternehmcr sieh selbstvorstandlieh 
erät nach ausgesprochener Enteignung gegen den Willen des Espropriaten 
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m den Besitz vnd GennsB des enteigneten Grondstficks setacen daif, so 
steht die Bestimmung des § 86 Enteignongsges. mit dem Grundsatz des 
$ 109 I, 11. A.L.R. im Einklang. Gebt der Besitz des za enteignenden 
Gnmdst&ekee vor dem Tage der Enteignung anf den Unternehmer über, so 
liegt eine Vereinignng der Interessenten vor, nnd der $ 36 Enteiguunges. 
steht in diesem Fall der Anwendbarkeit des Grandsatzes des § 109 I, 11. 
A.L.*R. nicht entgegen, vie dies bereits in dem Erk. des 5. CiTilsenats 
des Beichsgeiichts 8. November 1880 (Gmchot, fieitr. Bd. 25 S. 969) 
angenommen und nfther begründet ist 



Nr. 94« Entseh. des Preum. Ober-Tenralt. Gerichts. 

1. Senat. Vom 8. Mai 1884. 

[Entech. dei Ob.Verw.Ger. Bd. 10. S. 2l.^-*?l.l 

Siml die "Wege auf den Ei^enbaliüiiöfen zur Verbindaug der Persouen- 
Empfangbgebäude und Giiterscliuppen mit der näclisten öffentlichen Strasse 
Privat- oder öffentliclie We^e im Sinne des bestehenden Wegerechts? 

Beim Bau der Ostltahii ist auf dem Bahnhofe der Stadt S. in Fahr- 
UD(1 Fu9swt'i( angelegt worden, der das Personen -Empfangsgebäude mit 
der liächbteu stildtischcn Stiasst' verbindet. Von diesem Gebäude aus 
führt auf dem Bahnhofe in eiiti(et;eii^^esetzter Rirhtun;; ein Fussweg gleich- 
falls in die Stadt. — Neuerdiüis versali dio Eisenbahnverwaltung jenen 
Fahrweg mit einer Tafel, auf wehiher derselbe als ein dem Eisenbahri- 
verkehr dienender Privatweg bezeichnet wurde. Die Ortapolizeiverwaltung 
trat dem mit dem Ansprüche, dass der Weg ein ötTeutlicher sei, entgegen, 
und (lieber Auffassung entsprechend wurde die vom Fiscus gegen den 
pcdizeiliehen Besfhlnss erhobene Khv^o sowohl vom Kreisausschasa als dem 
Bczirk{ivevwaltiiiuj:>^U''riihte abgewiesen. 

Dagegen eraditeto das Ober -Verwaltungsgericht unter der Voraus- 
setzung, dass der We^^ nieht bei der landespolizeilichen Feststellung des 
Projet tes zum Bau des Bahnhofs ausdrücklich als ülVeiitlicher vorgesehen 
sei, die Klage des Fiscus für wdlilljcgnuulL't. nnd wies die Sache zur 
anderweiteu Instruction iu die zweite Instanz zurück. 

Grfinde: 

Der Elfiger batte der Inanspmehnahme des streitigen Weges für den 
Offentlicben Verlcehr seitens der beklagten Behörde entgegenstellt, dass 
der Weg nnr ffir den Bahnhofs verkehr und nicht f&r den Offent- 
licben Verkehr bestimmt sei und dass letzterer mit dem ersteren nieht 
identisch sei. Der Berufnngsrichter verwirft diesen Einwand mit den 
Worten; ^wenn die Eisenbahn selbst für den Öffentlichen Verkehr angelegt 
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iflt, Bo mnss auch nothwendig der alleinige Znfuhrweg za einem Bahnhofe 
für den öffeDÜichen Verkehr beetimmt, also als Öffentlicher Weg angelegt 
8ein^ Bie Bevislonebeschw^e erklärt diese Argamentation zutreffend 
als rechtsirrtfimlich. 

Das Eisenbahngesetz vom 8. November bezeichnet aUerdings an 
einer Stelle die Bahnen als öffentliche Strassen, die znr allgemeinen Be- 
nutzung dienen sollen, nftmlich im § 8 Kr. 5, wo das Ezpiopriationsrecht 
ansgedefant wird: «überhaupt auf den Grand und Boden far alle sonstigen 
Anlagen, welche zn dem Behnfe, damit die Bahn als eine Öffentliche 
Strasse znr allgemeinen Benntznng dienen kOnne, nOthig .... sind''. Diese 
Bahnen stehen aber als Öffentliche Strassen znr allgemeinen Benutzung 
nicht unter dem gemeinen Wegerecht. Es ist fftr sie ein besonderes Recht 
geschaffen, mannigfach analog dem Wegerecht, wo der Gesichtspunkt der 
Bestimmung der Bahnen als gemeinnütziger, dem Publicum dienender 
Transportanstalten Qberwiegt, in wesentlichen Beziehungen aber weit vei^ 
schieden von demselben, da sich der Bahnbau geschichtlich nicht wie der 
Baa der öftentlicheu Wege und Knuststrassen in Erfüllung der dem Staate 
und den Öffentlichen Corporatioucn (Provinzen, Kreise, Gemeinden) ob- 
liegenden Sorge für das polizeilich NOthigc nnd fOr die öffentliche Wohl- 
fahrt entwickelt hat, sondern als Gegenstand L-Inos auf Erwerb gerichteten 
Gewerbebetriebes. Eisenbahnen und öffentliche Wef^e ergänzen sich gegen- 
seitig; sie fähren einander den Verkehr zu. Der Bau der Bahnen kann 
eine Umgestaltung nnd Efgänzong des benachbarten Netzes öffentlicher 
Wege zur Folge haben und so die amtliche Wirksamkeit der Wegepolizei 
in Anspruch uehmeu: ist weiter rechtlich nioglidi und thatsächlich in 
grossem Umfange praktisch geworden, dass die Unternehmer der Bahn- 
bauten angehalten worden sind, öffentliche Wege, namentlich öffent- 
liche Zufuhrwege zu den Bahnhöfen zu bauen, und diese öffentlichen 
Wege unterstehen, wenn sie geschaffen sind, als solche der Wegepolizei. 
Endlich ist kein Bahnhof denkbar, welcher nicht dem Fnblikum für immer 
oder zeitweise geOffnete Käume bietet, insbesondere auch ini Perron und 
in den Plätzen zum Auf- und Abladen der Güter, sowie in den Wegen, 
%velelie das Bahnhofsgebäude und die Güterschuppen mit ihren Vorplätzen, 
die Viehhöfe und deigleichen mit der nächsten öffentlichen Strasse als 
Zugang8\YPsc verbinden. — Diese Wege und Plätze sind in gewissem 
Sinne öffentliche Strassen und öffontliche Plätze, nämlich insofern sie das 
Bedürfniss des Verkehrs des Publikums auf der Eisenbahn als öffentlicher 
Verkehrsstrasse erfordert. (Zu verirl. das Ministerialrescript vom 17. August 
1843, H.Bl. d. i. V. S. 250.) Gleichwohl sind sie so wenig öffentliche 
Wege und Plätze im Sinne des Wegerechtes wie der Bahnkörper selbst, 
dessen Bestimmung sie theiien. Das für ihre rechtliche Beurtheilung 
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EDischeidendfl ist lediglich dies, dass sie Theüe der Etsenbahnanlage selbst 
sind. Als solehe unterstehen sie dem für diese geltenden Rechte, nicht 
dem wesentlich verschiedenen Rechte der öffentlichen Wege! Es madit 
sich dies in mannigfiichen Beziehnogen geltend. Von dem Eisenbahnban- 
nnd Betriebsnnteinehraer ansschliesslich ftr den Verkehr mit nnd anf dem 
Bahnhofe, f&r den Betrieb des lyansportgewerbes anf der Bahn, angelegt, 
sind sie von ihm nnd nicht von dem Wegebaupflichtigen oder dem Trfiger 
der sonstigen polizeilichen Lasten zn nnterhalteD, zu entvSssem, zn rei- 
nigen, zn belenohten nnd dergleichen mehr (§ 24 des Eisenbahngesetzes). 
Sie stehen znr Verffigung des Untemehmers i&r das Transportgewerbe der 
Bahn nach Maassgabe der Anforderongen, welche die Elsenbahnanfnchts«» 
behOrde stellt, nicht zar Verffigung der die Wegepolizei bandhabenden 
OrtspoIizeibehOrde. Sie werden mit jeder ümgestaltang oder Verlegnog 
eines Bahnhofes verSndert nnd eingezogen, ohne dass hierüber die Wege- 
{Holizeibehörde zn bestimmen h&tte. Sie sind in dem Sinne nnd unter 
den Modalitäten Privatwege, wie das Bahnnntemehmen ein Privatanter- 
nehmen ist. Jeden&lls ist die Znstftndigkeit der Ortspolizei in ihrer üeber- 
wachnng anf die Handhabung der Sicherheitspolizei beschränkt. Die 
weitergehende Ffirsorge ffir die Bedfirfiiisse nnd Anfordemngen des Ver^ 
kehrs äben die BahnaofsichtsbehOrden. (Zu vergL fiber das Alles die End* 
urtheile des Geriditshofes vom 16. Jnni 1880, Eisenbahn- Verordnungsblatt 
Ton 1880 S. 478, und vom 31. März 1888, Entscfa. Bd. IX. S. 283 ff.} 
Der Bemfnngsrichter irrt hiemach recfatsgrundsätzlich in jener De- 
dnction, der Weg müsse ein öffentlicher sein, weil er als alleiniger Zu- 
fnhrweg zum Bahnhof angelegt sei. Der Weg ist vielmehr nach Obigem 
kein öffentlicher im Sinne des Art IV. § 1 der Novelle zur Kreisordnung, 
sondern mt Privatweg des Eisenbahnnntemehmers, wenn er Theil der 
Eisenbabnanlage selbst, des Bahnhofs ist und nur die Bestimmung hat, 
als Zugangsweg zn den Bahngebänden zn dienen, also nicht hierüber hinaus 
für einen Durchgangsverkehr oder für sonstige Adjacenten des Wegekdrpersr 
Diese Auffassung steht auch nicht mit dem im Bd. V. S. 229 ff. der 
Entscheidungen veröffentlichten Endurtheile des Gerichtshofes vom 17. Sep- 
tember 1879 im Widerspruch. Es ist schon oben hervoigehoben, das» 
vielfach auch Znfnhrwege zu Eisenbahnhöfen als öffentliche Wege von den 
Unternehmern des Bahnbanes nach Maassgabe der landespolizeilicb g^ 
nehmigten oder vorgeschrtei>enen Bauprojecte angelegt sind. Es kommt 
also darauf an,, in jedem einzelnen Falle nach dessen concreter Lage zu. 
prüfen, ob ein Znfnhrweg als öffenüicher Weg angelegt oder Theil der 
Bahnanlage selbst und so Privatweg ist. Jenes Endurtheil vom 17. Sep- 
tember 1879 weist zunächst die Aufiiassung zurück, dass em Znfnhrweg 
um deswillen kein öffentlicher sein könne, weil sich der Fundns dessel' 
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ben ün Frivatdgentbnm einer Bahngewllschaft befinde und den nach 
öffentlichem Bechte Wegebanpflichtigen nicht besondere fibeigeben und von 
diesen nicht als Öffentlicher übenionimen sei. — Im üebrigen iet in jenem 
XTrthefl anf einen Miniaterialerlaae vom 24. Jannar 1877 Bezug genommen, 
in welchem hervorgehoben war, daes die Speeialbauprojecte nicht nur An- 
lagen enthielten, welche durch die Interessen der benachbarten Gmnd- 
besitzer Teranlasst seien, sondern auch solche, die lediglich in den Be- 
dfiifidsaen dea Bahnbetcidvea ihren Gnmd haben, ja zuweilen sogar Wege, 
welche, wie z. B. die Zuftihrwege zq den Bahnhöfen, dem öffentlichen 
Verkehr überhaupt dienten, und ist hieran anschliessend bemerkt, dass 
der zuständige Minister den damals in Frage stdioiden Zngangaweg znm 
Bahnhofe £. mehrfach als einen dem öffentlichen Verkehre dienenden Weg 
bezeichnet habe. 

Im gegenwärtigen Falle handelt es sieb, wie die Torliegendea Pläne 
«rsichtlich machen, nicht um einen Zufohrweg nach einem Bahnhofe hin, 
sondern um einen Weg auf dem Bahnhofe selbst, dazu bestimmt, die ein- 
zelnen Theile desselben, namentlich das Empfangsgebäude mit der öffent- 
lichen Strasse, an welcher der Bahnhof liegt, zu verbinden. Dass dieser 
Weg mit einer weitergehenden Bestimmung als Durcbgaugsweg Qber den 
Bahnhof hinweg, oder für Adjacenten als öffentlicher Weg angelegt wäre, 
dafär fehlt nach Lage der Acten em genügender Anlialt, da ausweislich 
der Situationspläne fast parallel mit jenem Wege in Folge des Bahnbaues 
die Bahnhofsstrasse augelegt ist, und zwar derartig, dass durch dieselbe 
und nicht durch den Zufuhrweg auf dem Bahnhofe derjenige öffentliche 
Verkehr Aber den Bahnkörper hinweg geleitet wird, welcher vor dem 
Bahnbau anscheinend in gerader Verlängerung der MüKlenstrasse über das 
Terrain des jetzigen Bahnhofes nach P. stattfand. — Für die abweichende 
Auffassung der beklagten Behörde hat diese nichts weiter beizubringen 
Termocht, ah die Thatsachc, dass das Publikum den Weg auch als Durch- 
gang nach dem Judenkirchhof und dem Hühlenthor benutzt habe. Ein 
solcher thatsächlicher Gebrauch des Weges allein, wie er seitens des 
Publikums ähnlich auf zahlreichen Bahnhöfen vorkommt, weil die Passanten 
schwer von den Besuchern des Bahnhofs zu unterscheiden sind, kanu jedoch 
unter den obwaltenden Umständen die Bestimmung des Weges als eines 
öffentlichen oder die entsprechende Aenderung seiner ursprünglichen recht- 
lichen Natur nicht erweisen. Die beklagte Behörde hat selbst in ihrem 
angefochtenen Beschlüsse vom 6. Juni 1882 ausgeführt: „eine andere 
öffentliche Fahrstrasse föhrt nach dem hiesigen Bahnhofs-Kmpfangsgebäude 
nicht. Der an der Synagoge vom Mühlentlior ans vorbeiführeude Weg 
gehört zum Terrain der Bahn und darf nur als Fnssweg benutzt werden." 
Ist nun hiemach auch ein zweiter Zugangsfossweg znm £mpiang8gebände 
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des Baimhofs auf der entgegengesetzten Ostlichen oder nordöstlichen Seite 
des letzteren vom Hfihlenthor und der Synagoge her angelegt und ist der- 
selbe etwa avcih auf den Fahr- und Reitverkehr aasgedehnt worden, so 
folgt doch daraus nichti dass der streitige Weg unter Zostimmang der 
beiheiligten Betritrden, Insbesondere der PoMzeib^Arde, ans einer ffir den 
Bahnhofsverkebr bestimmten Bahuhofsanlage in. einen dem öffentlichen 
Yefkehre dienenden Weg über den Bahnhof hhnweg nnd so in einen Öffent- 
lichen Weg verwandelt wftre. 

Ee wÄre hiernach nnbedenklich dem Antrage der Klage entsprechend 
auf Anihebnng des angefochtenen polizeilichen Beschlnsses zu erkennen 
gewesen, wenn es nicht in EUlen der vorliegendeii Art angezeigt eredilene, 
Tor Allem festzustellen, ob etwa behn Bahnban besondere landespolizeilicfae 
Bestimmnngea Uber die ursprüngliche Anlage und den rechtlichen Cbap 
rakter des Weges getroffen sind, da diese an erster Stelle maassgebend 
sem wfirden. Bs wird daher auch hier darauf ankommen, die Acten der 
Regiemng zu Gumbinnen fiber die Anlage des Babnhoüs zu S., insbeson- 
dere die Protocolle Aber die landespolizeiliehe Pirflfimg und Abnahme des 
Bahnhoftbanes, einzusehen. Ergeben dieselben gegen die Torstehend an- 
gedeutete Aui&Bsung der Sachlage keine Bedenken, so wird der Ansprach 
des EUlgers als begrfindet anzuerkennen sein. 



Nr. 95. Entsdi. des Frenss. Gonpetens-Coiifllels-fitorlelitshoflB« 

Vom 10. Hai isa4. 

CPnoM. AicUt lElstdkWcsMk 1881 8. m-4»L - Fmos«. ]fln.BL d. LT. 1881 9.19t] 

Ist der Becktsweg bei Entseheiduiig lUtor die Fnge, ob ein Beamter wegen 
einer wihxend t^er Dienstseit entstandenen dauemden BienstonfUiifl^elt 
ia den Bnkestand su venetien ist, nOissig? 
Der ehemalige Vollziehungsbeamte £. zu Pr. E. ist nach neunjähriger 
MüitSrdienstzeit seit dem 1. Oetober 1860 bis zum 1. October 1882 in 
Terechiedenen Stellungen als GivUbeamter angestellt gewesen. Zuletzt in 
der Zeit ?om 1. Hai 1880 bis 1. October 1882 war er bei dem Steuer- 
amte zu Pr. £. gegen eine vierwOehentliche Eflndignng als Steueiamts- 
bote angestellt Die von ihm bekleidete Stelle war eine etatsm&ssige, mit 
Pensionsbeiecht^^g versehene. Durch Verffigong des Provinzial- Steuer^ 
directors zu E. vom 14. August 1882, bekannt gemacht am 27. August 
1882, wurde ihm diese Stellung wegen wiederholter Pflichtwidrigkeiten bei 
Ausführung seiner dienstlichen Verrichtungen zum 1. October 1882 ge- 
kfindigt. Nach seiner am 1. October 1882 erfolgten Entlassung wurde er 
-wiederholt um Gewährung einer Givilpension vorstellig, indessen mit seinen 
^Sesuchen durch VerfOgungen der Provinzial-Steuerdirection vom 11., 16., 
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21. Oetober 1882, endlich durch Beseheid des FSnanzministers vom 20. Fe- 
bruar 1888 zurückgewiesen, weil er nicht wegen dauernder Dienstonfllhig* 
keit in den ßnhestand Tenetzt, sondern ihm der Dienst wegen seinen 
pflichtwidrigen Verhaltens gekündigt worden sei. 

Der pp. £. beschritt nunmehr den Rechtsweg; er behauptet, dnss er 
schon während seiner Dienstzeit durch den anstrengenden Dienst sidi ein 
Fnssleiden zugezogen habe, und dass er in Folge dessen znr £rf8Uan|f 
seiner Amtspflichten dauernd unfähig geworden sei. Er bestritt, sich eines 
dienstwidrigen Verhaltens schuldig gemacht zu haben, wie er denn auch 
in der gegen ihn an? §§ 350, 853 8t. G. B. anhängig gemachten üntef^ 
suchung vom Gericht freigesprochen worden sei. Er ist hiemach der An- 
sicht, dass ihm eine Civilpension zustehe, berechnet dieselbe unter Zu- 
p:rnndelegung eines Gehaltes von 1112M. 80 Pf. und einer 27 jährigen 
Dienstzeit auf 514 M. 67 Pf. und hat l>eim Königlichen Landgericht zuK. 
gegen den Fiscus, vertreten durch den ProYinzial-Steuerdirector daselbst^ 
Klage erhoben, mit dem Antrage: 

den Beklagten zu verartheilen, dem Kläger eine jährliche Pm^io» 
von 514 M. 67 Pf. vom 1. October 1882 ab in den gesetzlichen 
Modalitüten zu zahlen. 

Der Beklagte hnt Abweisung der Klage verlangt und eventuell, fails- 
dem Klüger doch ein Pensionsanspruch zugesprochen werden sollte, bean- 
tragt, dem Beklagten das Krcht vorzubphalten. die Zahlung der Pension 
einstellen zu dfirfou, falls dem Klüger durch ein im förmlichen Disciplinar- 
verfahren ergehendes Urtheil das Recht auf Pension aberkannt werden sollte. 

Beklagter hat geltend gemacht, 1. dass Kläger wegen dienstlichen 
Verhaltens auf Grund des Kündigungsrechts seines Dienstes entlassen sei, 
und deshalb nach §§ 83 und 16 des Disciplinargesetzes vom 21. Juli 185^ 
einen Anspruch auf eine Civilpension auch ohne Einleitung eines förm- 
lichen Disciplinarvorfahrens verwirkt habe, 2. dass dem Kläger auch nach 
§§ 1 nnd 2 des Gesetzes vom 27. März 1872 ein Anspruch auf Civil- 
pension nicht zustehe, well er während seiner Dienstzeit zur Erfüllung 
seiner Amtspflichten nicht dauernd unföhig gewesen, und deshalb in den 
Buhestand versetzt sei. Kläger sei, wie weiter hervorgehoben wird, erst 
nach seiner Entlassung mit Anträgen auf Verleihung einer Civilpension 
hervoigetreten , und sei während seiner Dienstzeit nicht dauernd unfähig 
gewesen, sein Amt zu versehen, so dass keine Veranlassung vorgelegen 
habe, das im § 20 des Gesetzes vom 27. Marz 1872 gegebene Verfahren 
in Betracht zu ziehen. Eventuell könne dem Kläger, indem die Dauer 
seiner pensionsfähigen Dienstzeit anderweitig berechnet wird, nur ein 
Pensionsanspruch von 393 M. zugebilligt und diese Zubilligung nur unter 
dem Vorbehalt, dass sie in einem förmlichen Disciplinarverfahren nicht 
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abtrkanot werde, ausgesprochen werden, weil die Sinleltang dieses Ver- 
fahrens dnrch die allerdings im StrafverMren erfolgte FmsprechuDg des 
ElSgers von dem ibm nach §^ 350, 853 St G.B. zur Last gelegte Ver- 
gehen, nidit ausgeschlossen werde. 

Das Landgericht zu E. hat Beweis darfiber erhoben, ob Elftger bereits 
im Anliuig Angnst 1882 an einem Fnssleiden erkrankt war, ob diese Er- 
krankung ihn zur Erfüllung seiner Amtspflichten als VoUziehnngsbeamter 
danemd nnfShig gemacht habe, und ob diese DienstonfiUiigkeit, wenn sie 
anch in ihrer Wirkung erst nach dem 1. Oetober 1882 erkennbar wurde, 
in ihrer Ursache jedenfalls vor diesem Zeitpunkte voitanden gewesen sei. 

' Nach dem Ausfall dieser Beweisaufnahme ist, ungeachtet Beklagter 
noch geltend machte, dass mit Bfteksicht auf § 23 des Gesetzes vom 
27. Härz 1872 nnd § 5 des Gesetzes vom 24. Hai 1861 die Verfolgung 
des Anspruchs im Rechtswege unstatthaft erscheine, dahin erkannt^ dass 
Beldagter fUr schuldig erklftrt ist, dem Elftger eine jährlidie Pension von 
393 H. vom I. Oetober 1882 zu zahlen, nnbeschadet des Rechts des Be- 
klagten die Zahlnng der Pension einzustellen, oder die gezahlte znr&ck- 
zufordem, falls der Elfiger in Folge eines fbnnlichen Disciplinarverfalirens 
jeden Pensionsanspmch verliere. 

Bezuglich der Zulftssigkeit des Rechtsweges ist bemerkt, dass darüber 
unter den Parteien kein Streit sei, auch füglich nicht sem kDnne, weil 
der Finanzminister unterm 20. Februar 1883 den Ansprach des Elägers 
auf Pension abgelehnt habe und Elftger daher nach {§ 22, 23 des Gesetzes 
vom 27. Mftilz 1872 und nach §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 
auf Feststellung seiner Pensionsberechtigung und die Hohe seiner Pension 
den Rechtsweg beschreiten kOnne, dass dem aueh nicht die Bestimmung 
des § 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 entgegenstehe, weil im vorliegen- 
den FaUe die Berechtigung des Beldagten zur Efindignng nicht in Frage 
stehe, sondern es sieh darum handle, welche Rechte dem Elftger trotz der 
Kündigung zur Seite ständen. 

Gegen diese Entscheidung hat der Beklagte Berufung eingelegt. Vor 
Verhandlung Aber dieselbe hat der Provinzial - Steuerdirector unter dem 
20. Januar 1884 den Gompetenzconfiict erhoben und den Rechtsweg in 
dieser Sache insoweit für nnznlfisaig erachtet, als das Gericht die Frage, 
ob ein Beamter in den dauernden Ruhestand zu versetzen sei, dem Elage- 
begehren entsprechend, zur Eri^rterung gezogen und dem Elfiger unter der 
selbststftndigen Feststellung, dass derselbe wfihrend seiner Dienstzeit dauemd 
zur Erfüllung seiner Amtspflichten unfUdg gewesen sei, ein Recht zuge- 
sprochen habe. Ii der Begründung ist hervorgehoben, dass nur die Ver- 
waltungsbehörden nach §§ 20 und 1 des Pensionsgeselzes darfiber zu ent- 
scheiden hfttten, ob ein Beamter dauemd dienstunffihig und deshalb in den 
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Ruhestand zu versetzen sei, dass es hier an einer eolehen Entscheidnof 
fehle, indem der Kl iger gar nicht in den Rahestand versetzt, vielmehr 
auf Gmod der Kündigung nach §§ 83 und 16 des Gesetzes vom 21. Juli 
1852 seines Amtes entlassen sei. und dass der Richter, wenn er bei seiiier 
Entscheidung die Frage, ob der Kläger während seiner DienststeUnng zur 
AasHlrnng seiner Amtspflichten daaernd anföhig war, selbstständig pr&fto, 
die Bestimmangea §§21, 30 des Pensionsgesetzes und § 5 des Gesetzes 
vom 24. Hai 1861 ausser Acht gelassen habe. 

Der Erhebung des OonflictsbeseUusses entsprechend ist demnSehst das 
Ptocessverfshren sistirt und den Parteien von der Erhebung des Gompe- 
tenzconilictes Nachricht gegeben. Von den Parteien ist em formgerechier 
Sclirifisatz über den Competenzoonflict nicht eingegangen. 

Das Landgericht zu E. ecachtet in dem gutachtlichen Beridit unter 
ffinweis auf die Gründe seines ürtfaeüs den Competenzconflict ftr uobe- 
grOndet und das Oberiandesgericht za K. ist dieser Ansicht beigetreten, 
weQ auis den vom Beklagten geltend gemachten Gründen nur die Zurftck- 
welsnng des eriioben«i Anspruchs, nicJit aber die Unzulftsdgkeit des Redits- 
weges gefolgert werden könne. 

Den Ausführungen der begutachtenden Gerichte konnte nicht zuge- 
stimmt werden, es war vielmehr wie geschehen zu erkennen. 

Weil der Kläger einen Anspruch auf Pension erhebt und ihm' als 
einem auf Kündigung angestellten Beamten einer etatsmftssigen Stelle ein 

solcher nach § 2 des Gesetzes vom Iflf auch zustehen würde, ist 

.iL Marz I8o2 

der Rechtsweg über diesen Anspruch nach dem Gesetze vom 24. Mai 1861 
zwar, an und für sich zulässig, er ist aber nur in den in §§ 1 — 7 a. a. 0. 
gezogenen Grenzen gestattet Diese Grenzen sind weiter durch die Be- 
stimmungen des Pensionsgesetzes vom 27. März 1873 prüdsirt Nach % l 
dieses Gesetzes ist überhaupt nur ein Pensionsansprnch gegeben, wenn der 
Beamte nach einer zehnjiihrigen Dienstzeit in Folge körperlicher oder 
geistiger Gebrech ^Ti zur Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig 
ist, und wenn er deshalb in den Ruhestand versetzt wird. Für das bei 
der Pensionirun^ « iiizulialt^ude Verfahren sind die §§ 20 — 23 a. a. O. 
maassgebend. Danach ist zum Erweise der Dienstimffthigkeit eines seine 
Pensiouirung nachsuchenden Beamten allein die Erklärung der vorgesetzten 
Dienstbehörde, dass sie nach pfiichtmässigem Ermessen den Beamten für 
unfiUiig halte, seine Amtspfliciiton zu erfüllen, erforderlich und im Zweifel 
über den Nachweis der Dienstunfähigkeit das Ermessen der über die Ver- 
"^ntznng in deuRuhestand entscheidenden Behörde endgültig bestimmend. Nach 
§ -21 n. a. 0. ist die Bestimmung darüber, ob dem Antrage des Beamten 
auf Versetzung in den Ruhestand stattzugeben ist, von dem DepaftemeiiitB> 
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«h6f ztt troffen, und nach § 22 erfolgt die Entadieidnng darüber, ob und 
-welefae Pension einem Beamten bei seiner Yersetzimg in den Rohestand za- 
steht, dnreh den Departementschef in Gemelnsehafik mit dem Finanzminister. 

Lediglich gegen diese Bntscfaeidnng, die im § 22 vorgesehen ist^ steht 
dem Beamten die Besehreitnng des Rechtsweges nach Ifaassgabe des Ge- 
setzes Tom 24. Hai 1861 offen (§-23 a. a. 0.). Ans der Anfeiaanderfolge 
•dieser Bestimmingen ergiebt sieh, dass die Entscheidung der Frage, ob 
ein Beamter dienstonfftbig und deshalb in den Rohestand zn versetzen, 
«ine nnerlisaliche Voranssetznng fBr den Pensionsanspnich bildet, und di|ss 
die Gerichte nnr erst dann, wenn diese Vorfrage von den Ywwaltongs* 
behOrden entschieden ist, ober die fernere Frage, ob demgemftss dem 
Beamten efai Pensionsansprach überhaupt und in welcher Höhe zusteht, 
zar Entscheidnng angeroÄn werden können. Ans diesen Vorschriften £»lgt 
«her weiter, dass jene Vorfrage nur von den VerwaltongsbehOiden anter 
Ansschlnss der Gerichte zn entscheiden ist, und dass diese Entscheidnog 
•der VerwaltangsbehOiden, wie es im § 5 des Gesetzes vom 24. Hai 1861 
heisst, fBr die Bntscheidnng im Rechtswege maassgebend ist An der Ent- 
scheidung dieser Vorfrage gebricht es iiier, und es kann dem erkennenden 
Häerichte nicht zugegeben werden, dass der Bescheid des Finanzministers 
vom 20. Februar 1888 eine Entscheidung darilber, ob 'der Elftger wegen 
danemder Dienstonfähigkeit in den Ruhestand zu versetzen ist, getroffen 
hat. Der Inhalt des Bescheides ergiebt vielmehr das Gegentheil, indem 
•dem EUger vorgebalten wird, dass er wegen Verletzong seiner Dienst- 
pflichten entlassen, nicht aber wegen daueinder Unfibigkeit in den Ruhe- 
stand versetzt sei. Das erkennende Gericht hat diese Vorfrage selbststftn- 
in den Beieieh seines ürtheils gezogen, indem es eine Beweisanfhahme 
Aber die danemde DienstunfiÜiigkeit des Eligers wShrend seiner Dienst- 
zeit veranlasste und selbstständig darüber befand. Damit sind aber die 
im § 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 gezogenen Schranken flberschrit- 
ten, wdl die Entscheidung der Verwaltungsbehörden darüber, ob der Klft- 
■ger definitiv oder einstweilen m den Ruhestand zu versetzen ist, für die 
Beurtheilung der Gerichte maassgebend sein soll. Mit Unrecht beruft sich 
•das Landgericiit zu K. auf eine Entscheidung des Obertribunals vom 
^. Juli 1869 (Bd. 62, S. 232), nach welcher der §5 a. a. 0. in einem 
solchen Falle nicht für maassgebend zu erachten sei, weil in dem damals 
•entschiedenen Falle die Versetzn^p: des Beamten in den einstweiligen Ruhe- 
stand von der ressortmässigen BehOide erfolgt war, während es hier an 
•einer solchen Entscheidung fehlt. 

Die Ausführung des Oberlandesgerichts zu K. in dem gutachtlichen 
Bericht, dass der § b des Gesetzes vom 24. Mai 1861 hier um deshalb 
nicht maassgebend sei, weil der EUger seine Entfernung aus dem Amte 

16* 
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gar nicht aogegriffoD, vielmehr nur den Nachweis, daas ihm ein Anspruch 
anf Pension in Folge seiner Dienstentlassnng wegen der schon vorher ein* 
getretenen Dienstonfthigkeit zustehe, versucht habe, flbersieht, dass dieser 
Nachweis nur durch das Ermessen der die Versetzung in den Ruhestand 
bestimmenden Behörde nach §§ 20, 21 des Gesetzes vom 27. März 1872 
zu fahren ist, aber niemals durch eine selbstständige Feststellung im 
Rechtswege geführt werden kanu. Die in dem Bericht niedergelegte Hin- 
weisung auf das Urtheil des Reichsgerichts (Bd. 3, S, 91) erscheint nicht 
treffend, weil dieses Urtheil über die ^ulässigkeit des Rechtsweges nicht 
entschieden hat, gleichwohl aber den Anspruch eines Beamten anf Pension, 
wenn er auf Grund der Kfindigung seines Amtes entlassen ist, als unbe- 
gründet zurückgewiesen hat Es ist vielmehr auf die Bfl. 1 , S. 34 der 
Beichsgerichtsentscheidungeh abgedruckte Entscheidung des Reichsgerichts 
vom 9. Januar 1880 für die oben vertretene Ansicht hinzuweisen. 

Wenn auf Ii dies Urtheil nur das Reichsgesetz, betreffend die Rechts- 
verhftltnisse der Reichsbeamten vom 31.M&rz 1873, einer Interpretation 
unterzieht, so sind dennoch seine Ausführungen auch hier zutreffend, weil 
die Bestimmungen in §§ 34, 37, 53—54 des Reiclisgesetzes wörtlich mit 
den Bestimmungen der §§ 12, 20 und 22 des Gesetzes vom 27. Härz 1872 
und der § 155 mit den Bestimmungen im § 23 des Gesetzes vom 27. März 
1872 und § 5 des (Tcsetzes vom 24. Mai 1861 übereinstimmen. In den 
Gründen dieses Urtheils ist hervorgehoben, dass die Bestimmung des § 155, 
die wörtlich dem § 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 entnommen sei, nur 
den Sinn habe, dass die Vorfrage, ob ein Beamter dienstunfähig und deshalh 
in den Ruhestand zu versetzen ist, nur durch die Verwaltung entschieden 
werden und der richterlichen Beurtheilung entz(^n s m<i solle, dass auch 
bei dieser Gesetzesauifassung die Bestimmung des § 37 1. c, der dem § 2 
des prenssischen Gesetzes gleichsteht, für die auf Kündigung angestellten 
Beamten von grosser Bedeutung sei, indem ihnen, abgeselien von der Fest-- 
steUnng der Dienstnni&higkeit, ein klagbares Recht verliehen i^ei. 

Hiernach war, wenn schon an sich der Pensionsanspmch des Klägers 
dem Hechtswege nicht entzogen ist, auszusprechen, dass vom Rechtswege 
die Feststellung der Tbatsache, ob der Kläger zur ErfäUung seiner Amts- 
pflichten dauernd unfähig war, auszuschliessen ist 

Nr. 96. Entsch. des J>eiitsehen Reichsgeriehts. 
1. Oivil-Senat. Vom 7. Juni 1884. 

'r>. TiLsche Jurist. Ztg. Bd. 9. P. 561. 562.] 

Vertragsauslegung in Bezug anf Goncesslonsertheilung. 
Die von der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. der Frankfurter Trambahn- 
OeseUschaft gestellten Concessionsbedingungen enthalten im § 7 die Be- 
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stimmiuig, dass die Trambalm-Uateniehmer verpllielitet Bolleu, auf 
gepflasterten Strassen zu pflastern und das Pflaster in gutem Stande zn 
«rlialten, nnd, wedn eine dumssirte Strasse von der Stadt gepflast^ wird, 
den Bahnkörper ete. zn pflastern. Ans Anlass der ersten Kenpflastening 
«ner Ms dahin weder gepflasterten noch efaanssirten Strasse, dnrch welche 
•die Pferdebahn gelegt war, entstand zwischen dem Magistrat zn Frank- 
furt a..H. und der Trambahn- Gesellschaft eine Streitfrage, ob anf Gmnd 
des erwfibnten § 7 die Pflastemngspflicht der Gesellschaft sich auch anf 
die erste Nenpflastemng von bisher noch nicht gepflasterten nnd nicht 
chanssirten Strassen erstrecke. Die Gesellschaft lehnte die von dem Ibp 
gistrat beanspruchte Pflasternngspflicht ab und klagte gegen den Hagistrat 
auf Anerkennung ihrer Befreiung tou der Pflasterungspflicht derartiger 
neuer Strassen. In erster Instanz erstritt die Gesellschaft ein obsiegendes 
ürtheil, dagegen wurde sie in zweiter Instanz mit ihrer Klage abgewiesen, 
nnd auf die von der Gesellschaft eingelegte Bevision hob das R.G. das 
ürtiieil des O.L.G. auf und stellte das zu Gunsten der Gesellschaft er- 
gangene Urtheil des L.G. wieder her, indem es begründend ausführte: 
«Das Berufungsgericht nimmt einen unrichtigen Standpunkt dn, wenn es 
von der Annahme ausgeht, dass durch die Cbncessionsbedingungen die in 
Folge. der Anlegung der Trambahn zwischen den Parteien entetehenden 
rechtlichen Beziehungen erschöpfend geregelt werden sollten. £s ist er- 
sichtlich keineswegs die Absidit gewesen, die Pflasterungspflicht erschöpfend 
zu regeb; es war nur darflber Bestimmung zn treffen, ob und inwieweit 
der Unternehmer eine Yerpflichtung zur Herstellung resp. Unterhaltung 
des Pflasters ttbemehmen sollte; soweit dies nicht geschah, blieb es eben 
bei der Pflasternngspflicht der Stadt Wird eine solche Pflicht nach den 
Bedingungen von dem Unternehmer nur in einem begrenzten Umfange nnd 
nur fttr gewisse bestinmtte FftUe flbernommen, so kann ihm eine weiter- 
gehende Verpflichtung nicht unter dem Yorwande aufgebürdet werden, dass 
jeder nidit vorgesehene Fall dem vorgesehenen ganz analog sei, oder dass 
in dem einen Falle das Pflastern nicht mehr koste, als in dem anderen. 
Im vorliegenden Falle flbersteigt schon Das, was der Sl. in Nr. 7 der 
Ooncessions-Bedingungen unbestritten au%eb1lrdet ist, bei Weitem Das, ^ 
was sich nach der Natur der Sache ergiebt oder auch nur aus Billigkeits- 
rfickaichten verlangt werden kann. Es verbietet sich daher, der EL die 
Pflasternngspflicht in anderen, in den Concessionsbedingungen nicht speciell 
vorgesehenen, vermeintlich analogen Füllen au&nbfirden.* 
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Nr. 97. Entsch. des Bentochen Beichsgeridits. 

5. Civil-Senat Vom 7. Juni 1884. 

tZettschr. L l^ren»». Recbt Bd. 4. S. 3ü0. — Freuss. Verwalt.Bl. Jabrg. V. S. 875. — Ztg. des Verein» 

Omta^ XlMBb.V«nr. 1881. 8. 9U.] 

§ 8 Pmsft. SntfilgnongsgeMts Tom 11. Juil 1874. EntsoUdlguigB- 

Ermlttoliuig. 

L&88t sieh der Sehaden, welchen der GnmdeigenthUmer durch die' 
Enteignung erleidet, nach verschiedenen eidi gegenseitig ansscliliessen' 
den Bichtnngen berechnen, so darf derselbe nnr nach einer Blchtang, 
aber nach der Richtung berechnet werden, welche die höchste Summe er«- 
giebt Als Ton einem QnmdstOck, welches der Eigenthfimer als Schlacken- 
platz bemitzte, ein Theü durch Enteignung herausgesclmitten wurde, legte 
man zwei Bereelmungen an. Nach den fiblicfaen Kaufpreisen berechnete 
sich der Werth des enteigneten Stdckes auf 20 341,63 M. Ah Schlacken- 
platz hatte das ganze Grundstock noch 75 Jahre benutzt werden können,, 
die verbleibenden Reststttcke noch 47 und 13 Jahre. Danach wurden 
zugesprochen 12 000 M. (fftr welche sich der Enteignete jetzt ein 15 Jahre 
lang als Schlackenplatz zu -benutzendes Ersatzstflck kaufen könne) -t- 
2 428,95 M. (Kosten der erschwerten Zuftihr zu dem zweiten Terbliebenen 
Trennatfiek nach 47 Jahren) + 24 729,37 M. (Kosten der erschwerten 
Znfiihr zu dem zu kaufenden Ersatzstfick nach 60 Jahren) «as 89 158,9s H. 



Nr. ^S, Kntsch. des Dentscheu B^ichsgerichts. 

1. Civil-Senat. Vom 7. Jnni 1884. 

[Prenss. Verivr.U. ni. .Tnhr- V, S, 374.] 

Vertragilclie Verpfliohtimg des Pferdel ahTiuutenielmiers zur Neupflastenmg 

von Strassen. 

Einer Pferdebahngesellschaft war in der Konzessionsurkunde u. 
die Verpflichtung auferlegt, die von ilir befahrenen gepflasterten und die 
von ihr befahrenen chaussirten Strassen, wenn solches gefordert würde,, 
neu zu pflastern. Als eine von der Pferdebahn zu benutzende Strasse, 
welche bis dahin weder gepflastert noch ehaussirt war, neu hergerichtet 
wurde, erhob die Stadt den Anspruch, dass die Pferdebahngesellschaft 
diese Strasse neu pflastern, namentlich das Pflasterungsmaterial beschaffen 
sollte. Abweichend vom Berufungsrichter wies sie das Revisionsgericht 
mit diesem Anspruch ab, weil die in den Konzessionsbedingungen ge- 
nannten F&ile nicht auf andere ungenannte auszudehnen seien. 
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Nr. 99* Bntseli. des Deutschen Relelisgeriebfs. 

3. Civil-Senat Vom 10. Juni 1884. 

[PraaM.Y6rwilLB|. Jahf»T. 8.401.] 

Tagsgeldor md Bfilseentseliidigimif Ar Offentliolie Beamte als Zeugen oder 

SaehTerstftndige. 

Ein Beamter kann, wenn er als Zeuge oder SaebverstSadiger ver- 
nommen vird, nach Haassgabe der ftr Dienstreisen geltenden Yorscfariften 
Gebflhren nur fordern, wenn er über Verbaltnisse veniommen wird, welehe 
zn seinem amtUeben Wirkungskreise gehSren. »Wie der als Zeuge fiin- 
girende Beamte ans § 14 der Gebübrenordnong für Zengen nnd Sach- 
TorstSodige vom SO. Jnni 1878 Tagegelder nnd Erstattnng Ton Reise- 
kosten naeh Maasagabe der fQr Dienstreisen geltenden Vorschriften mir 
erhält, wenn er über Umstände vernommen wird, von weldien er in Ans- 
Qbnng seines Amtes Kenntniss erhalten hat, so kann aneh der als Saoh- 
verständiger Inngirende Offentlidie Beamte nach Maassgabe der für Dienst- 
reisen geltenden Vorschriften nicht anders liqnidiren, als wenn er über 
Verhältnisse vernommen wird» welche zn seinem amtlichen Wirkungskreise 
gehören. Hit der Znziehnng ;an8 Veranlassmig des Amtes'', welche in 
§ 14 snb 2 eit als erste Voranssetznng für eine solche Liquidation hin- 
gestellt ist, hat darauf hingewiesen werden sollen, dass die Verhältnisse, 
fiber welche die Begutachtung gefordert wird, in den amtlichen Wirkungs- 
kreis des Sachverständigen fallen, so dass die geforderte Begutachtung als 
eine amtlidie Auskunft erscheint. Zu dieser Auslegung nöthigt die Zu- 
sammenstellung des Sachverständigen mit dem Zeugen, welcher über amt- 
liehe Wahrnehmungen aussagen soll und die weitere Hervorhcbuiig in § 14 
snb 2^ dass die Ausflbnng der zur Frage stehenden Wissenschaft u. s. w. 
zu den Pflichten des von dem Sachverständigen versehenen Amtes cjehören 
mnss. Die Motive des Gesetzes lasseii n n h keinen Zweifel darüber, dass 
der Sachverständige nur dann als öffentlicher Beamter liquidiren darf^ 
wenn er, gleich dem Zeugen, welcher kraft ir s Amtes die Verpflichtung 
gehabt hat, von dem fraglichen Vorgange Konntniss zn nehmen, mit den 
in Frage stehencLm Verhältnissen amtlich befasst ist, das geforderte Gut- 
achten mithin als eine ihm als Beamter obliegende Leistung erscheint*' 



Kr. 100. Entgeh, des Deutschen Beiehsgeridita. 

1. Civil-Senat. Vom 11. Juni 1884. 

[Deot«<'!je Jurist. Ztg. B. 9, S. 571] 

Beweis des Krankseins. 
Ein Arbeiter, welcher Krankengeld aus einer hierfür errichteten Casse 
fordert, muss, wenn es bestritten wird, beweisen, dass er während des 
ganzen Zeitraums krank gewesen sei, für welchen er das Krankengeld 
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fordert. Eine Vermuthiin?, dass die für dea Aufaug zugestaudeue Krank- 
heit fortgedauert habe, steht ihm nicht zur Seite. 



Nr« 101. Entsch. des Dentschen Beiclisgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 13. Juni 1884. 

[PiaiiN.YennkIt.BI. Jdirs. T. S.40a] 

SchadensenatsanspTnoh des Fiseiis gegen den Beamten. 
Der FiskoB kann seinen Seliadensersatzanspruch gegen den Beamten, 
welchem er die Anazablung nicht geschnldeter Betrfige zur Last legt, nicht 
mehr verfolgen, wenn er im Vorprozess gegen den Empfänger zn Unrecht 
mit der RQckforderangsklage abgewiesen ist nnd iknterlassen hat, ein 
Rechtsmittel einzulegen, welches seine Befriedigung znr Folge gehabt 
haben wfirde. 



Nr. 102. Entscb. des Deutschen Beiehsgeridits. 

3. Civil-Senat. Vom 17. Jnni 1884. 

IZeltodir. rPrean.BMllt B1.4 S.m - Zt«. des Vti. in^ i>> ut . h. EbenlkTenr. £884. aU9.— Pno». 

VerwaltBl. Jahr«. V. S. 

§ 8 Preuss. Enteignimgsgesetz vom 11. Juni 1871 N^uhtheile für das 
Restgnmdstück durch schwerere Bewirthsckaftung. 
Wird dem Eigenthümer aus einem zusammenhängenden Grundstück 
ein Theil behufs Anlage einer Eisenbnhn herausgeschnitten, so gebüliit 
ihm die zufolge der Enteiguuiii^ zu zahlende l^^ntschadigiing auch dafür, 
dass das verbleibende Restgrumlstiick in Voitze der Eisenbahuaulane 
schwerer zu bewirthschafton ist, ohne dass die l^rwüLCuiitj; entgegensteht, 
dass die Nachharen bezüglich ihrer nicht zusammenhängenden, durch die 
Enteignung nicht berührten Grundstücke, welche diesseits und jenseits 
der anzTilegenden Eisenbahn liegen, zufolge dieser Anlage ähnliche Nach- 
thelle erleiden. 



Nr. 103. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Seiiat. Vom 20. Juni 1884. 

[PreuaÄ. Vcrwilt.B!. Jalirg. V. 8.400.] 

§120 Reichs-Gewerbeordnong. Pflicht des Unternehmers zur Sicherung 

der Arbeiter. 

Der Gewerbeuuternehmer ist durcli R.Gw.O. § 120 zur Herstellung 
und Unterhaltung der zur thunlichsten Sicherheit gegeu Gefahr für Leben 
und Gesundheit der Arbeiter uothwcndigeu Einrichtungen verpÜiclitet. Als 
nothweudig sind alle durch iliu Yorsicht gebotenen Einrichtungen anzu- 
sehen. Der Arbeitgeber mu.ss dabei in Eiuksicht ziehen, das« die Ar- 
l>eiter bei ihren Functionen bisweilen Fehler und MissgriiVe begehen. 
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Nr. 104. Entsdi. des Prenss. Ober-Yerwmlt. Gerichts. 

I.Senat. Vom 21.Juui 1884. 

[PreuM. Verwalt. Bl. Jahrg. V. S. 843.] 

Eeranzieliimg der Staatsdiener, insonderheit der Militäi invaliden, mit iliren 

Pensionen zu den Gemeinde abgaben. 

Der Militärinvalide M. zu Br. war auf Grund des § 9a. Gesetz vom 
'25. Mai 1873 nach einem Einkoininen unter 420 M. und einem fingirten 
Klassensteuersat/e tou l M. 50 Pi". von dem dortigen Gemeindevorsteher 
zn den Oemeiudeabgabeu pro 1882/88 veranlagt worden. M., dessen P.in- 
kommen nur in einer MilitärinvaÜd'^np'^nsion von 54 M. monatlich besteht, 
war mit seiner im April 1883 mündiieh bei dem Gemeindevorsteher an- 
gebrachten Keelamation abgewiesen und khigte im August 1883 gegen 
denselben auf Befreiung von den veranlagten Gemeindeabgaben, weil er 
als Militarinvalide von diesen uesetzlieh befreit sei. Der ivreisaussehuss 
wies die ivlage jedoeh als verspätet angebracht zurück, da M, nicht binnen 
2 Weichen uni'h Ertlieilung des mündlichen Bescheides auf seine Reela- 
mation die Klage augestellt habe. Auf die Berufung des M. bestätigte 
das Bezirksvcrwaltungsgericht die Vorentscheidung wegen verspäteter Klage- 
anstelluug und weil der Anspruch des M. auf Befreiung von den Gemeinde- 
abgaben im Uebrigen nicht gerechtfertigt sei. Auf die hiergegen von dem 
M. noch eingelegte Revision bestätigte das Oberverwaltuugsge rieht, 
L Senat, am 21. Juni 1884 die angefochtene Entscheidung, aus folgenden 

Grfloden: 

Der Elfiger M. mnsste gegen den Ihm von dem Gemeindevorateher 
auf Beine mfindliche Beclamation im April 1883 mfindlich erfheilten Be- 
sdheid bimsen 2 Wochen die Klage beim EreisaaBschnsae anstellen. Er 
habe dies aber erst im Angost 1883 gethan. Mithin sei die Elage mit 
Becht als verspfitet znr&ckgewiesen worden. — Dagegen sei der zweite 
Abweisnngsgmnd des Berofangsriehters, anf den es jedoch hier wegen 
der Elageabweianng nicht mehr ankomme, nSmlich der, daas die InValideii' 
Pension dea Elftgers der Yeianlagang zn Gemeindeabgaben onierliege, 
leehtsiirthQmlich. Denn nach dem Gesetze vom. 11. Jnli 1822 § 10b. 
blieben von allen directen BeitrSgen zu den Gememdelaaten die aua Staats- 
kaaaen zahlbaren Pensionen def Staatadiener, sofern deren jährlicher Be- 
trag die Snmme von 250 Thalem nicht erreiche, befreit nnd finde nach 
{ 14 der Landgemeindeordnnng vom 14. April 1856 dieae Bestimmung 
auf die Heranziehung der Staatadiener zu den Ifindlichen Gemeindelasten 
Anwendung, Diese Beatimmungen fibiden aber auch Anwendung auf die 
£mpfilnger von Hilitärinvalidenpenaiooen, was aua der Allerh. Verordnung 
vom 23. September 1867, betreifend die Heranziehung der Staatadiener 
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ZU den GomnmiialBiiflagen in den nen erworbenen Laadestheilen, folge, 
denn dieselbe bestimmt im $ 1, dass von allen direkten Gommnnal- 
anf lagen befreit sind: Nr. 3. die auf InaktiiitfttBgehalt gesetzten oder mit 
Pension znr Disposition gestellten Offidere binsiebtlieb ihrer Gebalta- nnd 
sonstigen dienstlichen Bezfige etc., und Nr. 4. die verabechiedeten Beamten 
nnd nieht zu der Categorie unter Nr. 2. gehörigen Hilitärpeiaonen bin- 
sichtlieh ihrer ans Staatsfonds oder sonst ölFentlichen Gassen zahlbaren 
Pensionen und laufenden ünterstfltzmigen etc., sofern der j&brliche Betrag 
solcher Bezöge fQr einen Empfönger die Summe Ton 250 Thalera nicht 
erreieht. Zn den letztgedachten MiUtftrpersoDen gehöre unzweifelhaft der 
ElSger U., dessen Jahrespension nnr 216 Thaler (648 M.) betrage. — 
Nach der Jndicatnr des Oberrerwaltnngsgenchts sei eine mündliche Be- 
damation nnd em hieranf ergangener mfindlicher Bescheid des Gemeinde- 
vorstehers znr Anatellnng der Klage ansreichend. Es empfehle sich je- 
doch, dass Klfiger gegen seine etwaige fernere Yeranlagong zu den Gc- 
meindeabgabeu binnen 3 Monaten nach der Bekanntmachnng der Heberolle 
oder der Benaehrichtignng von dem Betrage der Abgaben schriftlich bei 
dem Gemeindevorsteher rerkmirc und gegen den schriftlichen Bescheid 
t des Letzteren binnen 2 Wochen die Klage beim Kreisansschnsse anstelle. 



Nr. 105* Entseh. des Deatsdieii Beiehsgerlehts. 

8. Straf-Senat. Vom 23. Jnni 1884. 

[PraaM. V«nrAltfiL Jahr» V. S.89S.3 

Reiehsstempelpilicht der Haadelseomspondenz. 

In Bezug auf dio Frage der Stempelpflicht der Handelscorrespondenz, 
in welcher der I. Civilsenat des Reichsgerichts durch Urtheil vom 
2. Februar 1884 die Handelsbriefti überhaupt, auch wenn sie die Her- 
stellung eines urkimdlichen Beweises für ein geschlossenes Geschäft be- 
zwecken, von dem Stempel befreit erachtet, liat der III. Strafsenat des 
Reichsgerichts neuerdings durch Urtheil vom 23. Juni 1884 — unter 
Aufrechterhaltung seiner bisherigen Rechtsprechung, dass Handelsbriefe, 
■welche die Schaffung eines urkundlichen Beweises für ein geschlossenes 
Geschäft bezwecken, stempelpHichtig sind, — die Auffassung des 1. Civil- 
senats ausdrücklich un«! unter ausführlicher Begründung reprobirt, und iu 
Bezug auf den gerade vorliegendeu Fall ausgesprochen, dass ein llandels- 
brief, iu welchem die Annahme einer GeschäftsolYerte ausgesprochen ist, 
nnd welcher daneben auch bezweckt, eine Beweisurkuude über das ab- 
geschlossene Geschäft zu schafien, stempelp tüchtig ist. 
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Nr« 106. Entgeh, des Dentschen Reiehsgericht«. 

3. Civil-Senat. Vom 25. Juni 1884. 

[Prr-iiss. Venvr.lt.Hl. .Jahrg. V. S. 373.] 

§120 Keichs-Gewerbeordnang. Pflicht des Unternelimers zur SiclLenmg 

der Arbeiter. 

Die Anwciulniio; des § 120 Reieiis-Gewerbeordnuiig kann unmöglicli 
dadurch all»' in besoiti|jjt werden, dass der GewerheuTitf^nu^limer deu im 
Güwei i t'trieb beschäftigten AiLm itriu Vorschriften über ilir Verhalten 
bei gelaliflichen Arbeiten erlheilt. Wollte man zulassen, dass sich der 
(iewerbetreibeiide, anstatt d'irrh Scbatzeinrichtungen die gesetzlich gebot in" 
Sorgfalt objectiv zu beth 'tiat u, durch ein uu die Arbeiter erlassenes Verbot 
die Vornahme gefahrdrohender Manipulationen an der Maschine, zu deren 
Bedienung oder Handhabung jene Arbeiter angestellt sind, ausser Verant- 
wortung setzt, so würde es stets in der Hand <1v< Gewerbeunternehmers 
liegen, das zum Schutze der Arbeiter erlassene Gesetz zu umgehen. 



Mr, 109« Entsdi« des Deiitsdien Reiehsgeriehts. 

1. CiTil-Sesat. Vom 28. Juni 1884. 

[Ztf. di Yer. DratadL BfMnt». Verw. 1881. 8^ 986.] 

OMtendoliiMhe ZtaiBooupoiw-FmeBM. Dw Umfang und Inhalt des OUnblger' 
leelits ans dsn SelnildTenehreibnngen kenn nieht dadnreh eine Terlndening 
erleiden, dass sp&ter Zinseonpons beseliriakterai Inbalts ausgegeben und 

genommen worden sind. - 

Die Zinsconpons-ProcesBe Deutscher lohilRier von Oesterreiehischen 
Elsenbahnobligationen, welche aaf Thaler- bezw. Stddentsche 
Gnldenwährnng lautend, nach der Einf&hrong der Reichsgoldwahnmg 
von den Eieenbahngesellschaften in minderwerthiger Oesterreichi- 
8 eh er WShmng ausgezahlt wurden, auf weitere Anszahlnngen in Dentp 
scher Eeichawlihmug, sind zn Gunsten der Obligationeninhaber entschieden 
worden und haben eine Fortsetzung in den Processen auf Zahlung des 
Nominalbetrages f&r ansgelooste Obligationen in der Reichsgold- 
w ah rang erhalten. Ein derartiger Process der Firma F. Baschwitz zu 
Berlin wider die Kaiser Ferdinands - Nordbabn zn-^V^en, iu welchem es 
sich um Zahlung des Nominalbetrages fiSr ansgelooste 72 Schnldverschrei- 
bnngen der Ferdinands-Kordbahn nach dem Nominalbetrage der auf dem 
Mantel der Schuldverschreibungen angegebenen ThalerwlLhrung bezw. Deut- 
schen Reichs-Goldwflhrung handelt, wfthrend die Bahn den Nominalbetrag 
nur in Oesterreichischer Wahrung zahlen wollte, ist zu Gunsten der Idäge- 
risehen Handlung Baschwitz kSrzlich entschieden worden. Die Ferdioands- 
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Nordbahn hatte unter Anderem geltend gemacht, dass auf die firagliehen 
SehnldTerschreibimgen vor ihrer Aneloosong die neue Zinsconpon - Serie 
mit verftndertem Inhalte, wonach deren Betrag nur anf 0 eater rei- 
ch i sehe Silberwfthrnng lautete, ausgegeben und vom Erhebnngaberech- 
tigten genommen worden war, und es Elftgerin selbst gewesen sein sollte, 
welche anf diese nenen Zinsconpons am 1. Hai 1883 die fftUigen Zinsen 
erhoben hfttte. Dieser Einwand ist jedoch ffir unerheblich erachtet wor- 
den. „Selbst wenn der Inhalt der nrsprQnglich ansgegebenen Zinsconpons 
und das in Betreff ihrer Bezahlnng in dem Text der Schnldverschreihnngen 
Gesagte fAr die Auslegung des för die Einlösung der Schuldverschreibun- 
gen Geltenden wesentlich wAre, so wArde doch das im Wege der Ausle- 
gung gewonnene Eigebniss in Betreff des Umfangs und Inhalts des Gläu- 
bigenechts aus den Schuldversebreibungen selbst nicht dadurch eine Yer- 
inderung erleiden können, dass spüter Zinscoupons beschrankteren Inhalts 
ausgegeben und genommen worden sind. Ebensowenig haben die Gläubi- 
ger auf die in Betreff des Capitals erworbenen Rechte dadurch verziehtet, 
dass sie sich eine Einschcfinkung derselben in Bezug auf die Zinsen, falls 
solche in der Annahme von Zinscoupons beschrftnkteren Inhalts zu finden 
wftre, ge&Ilen Hessen, selbst wenn anzunehmen wäre, dass die Verbriefung 
jener Rechte wesentlich mit auf dem Inhalte der alten Zinscoupons beruhte. 
Die alten Zinsconpons mnsste der Gläubiger in jedem Falle, sobald er 
Zinsen erhob, herausgeben. Die Thatsache, dass die ursprOngliche Zins- 
coupon-Serie einen bestunmten Inhalt gehabt habe, Hess sich aber^ wenn 
es fQr den Gläubiger wegen des Urafifings der Capitalfordemng darauf an- 
kam, auch in anderer Weise klarstellen. Wie bereits ausgeffihrt, enthalten 
aber die alten Zinsconpons nichts Anderes , als was sich für die Schuld- 
verschreibungen selbst aus deren liantel und Text etgiebt.^ 



Pioee887ertretimg des Bisenbahnflseus besfigUeh der Bauptvrerkstätten. 

Die unmittelbare Verwaltung der llauiit Werkstätten steht uach dt iu 
Krlass vom 24. November 1879 nicht den ßetriebsämtern, suuderii den 
Könidicheu Directioiicn der Prenssiseheu Eisenbahnen /u. Diese vertreten 



Nr« lOS, Entsoh. des Dentsehen Belchagerichts. 

5. CiviUSenat. Vom 28. Juni 1884. 



[Praus. TcrwalLBl. Jaluy. T. 8. 400.] 




/ 
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Nr. 109. Entsch. des Dentschen Reichsgerichts. 

1. Civil-Senat. Vom 28. Juni 1884. 

Eingriff in das NaehbarreclLt in l'olge von Erdaafsohüttnng. 

Vom Standpimlste des gemeinen Rechtes ans wurde die Vornahme 
einer das Nacfabargnindstfick mit vermehrter Feuchtigkeit bedrohenden 
Erdaiifsrhrittong gewiss zum Verlangen einer caatio damni infecti genfi- 
gende Veranlassung geben. Aber ganz anders steht es mit der Frage, 
ob der Nachbiir, der eine solche Caution sich bestellen zn lassen versäumt 
hat, sich über einen Eingriff in sein Recht zu beschweren berechtigt ist, 
wenn ihn eine fertig gestellte Erdaufschüttung durch Znfahning von 
Feuchtigkeit benachtheiligt. Dies ist unbedenklich zu verneinen, weil ein 
Jeder auf seinem Grand nnd Boden nach seinem Belieben schalten und 
walten kann, so lange er nicht Etwas nntemimmt, was seiner wesentlichen 
Beschaffenheit zufolge eine Rinwirknng anf das Nachbargrondstäck mit 
sich bringt. Letzteres kann man von einer an der Grenze gemachten Erd- 
anfschfittung gewiss nicht ai^n, da die Erzengong von Feuchtigkeit durch- 
aus nicht für eine nothvendige und besonders hervortretende Folge der- 
selben gelten kann, sondeni nur nebenbei und in verbältnissmässig ge- 
ringem Umfange stattfindet. Hierin li^ eben der Unterschied zwischen 
einer solchen Vornahme und der Anlegung und fortdauernden Benutzung 
eines Bades unmittelbar an der nachbarlichen Hauer, von welcher 1. 19 
pr. D. de S. P. U. 8» 2 redet 



Nr* llO. Entseb. des Bentseheii Beiehsgerlehts. 

1. Civil-Senat. Vom 5. Jnli 1884. 

tZ«iticIir. i PrciQH.B«dit Bd. 4. 8.aMi — Ztg. d. V«r«Int Deatieh.>Blsml>.Verw. 188^ S.M9. — Pivocs- 

VwwaltBL Jabnc V. 8. 87&] 

§ 8 Prenra. EnteignnngsgeBetE vom 11. Juni 1874. Gnuidfltäok«>Bnt8o1i&- 

digang. BanplatieigenBdhflft. 

Ein bisher als Ackerland benutztes GmndstAck darf bei der Ent- 
eignung als Baustelle geschfttzt werden, wenn dessen Verwerthbarkeit 
als solche in naher und bestimmter Aussicht stand. Die Schätzung nach 
diesem Grundsätze wurde bei einer Parzelle tun deswillen gerechtfertigt 
erachtet, weil sie in der Nfthe der Stadt liegt, ein von den stftdtischen 
Behörden genehmigtes Alignement In Geltung war, welches das betreffende 
Terrain mit um&sste und schon in dem der Enteignung vorhergehenden 
Jahre in jener Gegend nnd in weiterer Entfernung von der Stadt Bauten 
errichtet waren. 
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Nr* III« Entsch. des Deatsehen Beiehsgerielits. 
4.CiTiUSenat Vom 7. Jali 1884. 

(PfMT«nntt.BL Jahiv.V. 8.406^ «ff.] 

Mlefkwtrag an ölBniflkher Strasse; BamtEang derselben zm Betriebe 

▼OB PferdeelsenbabneiL 

Die Klägerin fordert einen Stempel von 1 458,5o M. zurück, welcher 
von ihr für einen Vertrag vom 31. Mai 1881 auf Grund der Tarifposition 
„Schuldverschreibungen"- erhoben ist, und welchen sie mit Vorlichith ge- 
zahlt hat. Sic ist indessen durch landgerichtliches ürtheil mit diesem 
Klageanspnich abgewiesen, und dieses ürtheil ist auf ihre litrufuiiL; vüin 
Kammergericht bestätigt. Ihre Revission ist vom Reichsgericht zurück- 
gewiesen. 

„Nach §§ 229, 258 I 21 A.L.R. i«;t der Miethsvertrag ein solcher, 
<iurf"li welchen Jemandem eine Sache /um Gebrauch unter der Bodineung, 
das-^ eben dieselbe Sache zurückgegeben werde, und gegen einen bedua- 
geueu, bestimmten Preis eingeräumt wird. 

Diese Kriterien finden sich in dem in Frage stehenden Vertrage vom 
31. Mai 1881 vor. Nach § 1 verpflichtet sich die Klägerin, für die Be- 
nntznng der Strassen, Plätze, Chausseen, Wege und Brücken der Stadt 
zum Betriebe von Pfcrdeeiseubahnen eine Entschädigung in einer alljähr- 
lichen von der Bruttoeinnahme zu zahlenden Abgabe an die Stadt Berlin 
zu entrichten, und nacli § 2 beträgt diese Abgabe bei eiaer jährlicbieu 
Bruttoeinnahme bis zu einer Million Mark vier Procent. 

£s wird also dadurch, dass dieser Vertrag Tom Magistrat mit voll- 
zogen ist, der Klägerin der Gebrauch der Strassen, Plätze iL 8. w. gc^n 
einen bedungenen bestimmten Preis eingeräumL Dass der überlassene 
Gebrauch nicht ein den Gebrauch der Strassen durch andere Personen 
ansschliessender ist, widerspricht dem Miethsvertrage nicht, da derselbe 
nach der oben angegebenen Definition das Kriterium der Au88chliessli«-h- 
keit des Gebrauchs nicht aufstellt Ebensowenig schliesst die Eigenschaft 
der städtischen Strassen als res publicae dies aus. Darin liegt nur die 
Mentlich-rechtliche Vtrptliehtung, die Strassen dem öffentlichen Verkehr, 
aber nicht die Verpflichtung, dieselben ffir jede Art des öffentlichen Ver- 
kehrs freizulassen. Auch ist davon, dass durch den der Klägerin ein- 
geräumten Gebrauch die Benutzung für den sonstigen dffentlicbeu Verkehr 
gehindert wird, überall nicht die Rede. 

Eme solche Einrftnmnng des Gebraoclis von Strassen zum Betriebe 
einer Pferdeeiseiibiha nnteischeidet sich wesentlich nicht von der Ein- 
Tänmung des Gebranchs emes Strassentheils zum Feilbieten von Waaren 
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gegen Entgeld (UarktBtaadsgeld). Das Gesetz vom 26. April 1872 (6.S. 
S. 513) bezeichnet ein solches Marktstaadsgeld ansdrficklich als die Ab- 
gabe, wekhe 'für den Gebrauch Offmilicher Plfttze und Strassen zum 
FeObieten von Waaren gegeben wizd« und ähnlich spricht der § 68 der 
Gewerbeordnung (B.G.B1. 1883 S. 204) von der Vergütung für den 
Üb erlassenen Baum. Das Obertribunal hat daher geradezu aus- 
gesprochen, dass das ICarktstandsgeld kein Zoll, sondern eine Yergütong 
fir die den Feilhabenden flberlassenen Bftume, ein Kietkszins ist; dass 
daher das Recht zor Erhebung der Abgabe zu den nutzbaren Privat- 
rechten gehört (Striethorst Bd. 25 8. 158, Bd. 99 S. 333; Entscb. 
Bd. 81 S. 18). 

Hiernach ist eine öffentliche städtische Strasse ;m sich nicht untaug- 
lich, Gegenstand eines Miethsvertrages zu sein, und sie wird zu einem 
solchen dadurch gemacht, dass einer Gesellschaft der Gebrauch denselben 
zum Betriebe einer Pferdebahn gegen Entgeld eingeräumt wird. Es ^st 
dies eine Nutzung der Strasse und die Nutzung eines solchen Gemeinde- 
we^es steht nach Demburg (Bd. I S. 257) dem Eigenthümer (der Ge- 
meinde) zu. 

Dies rechtfertigt es, von dem in den §§ 1, 2 des Vertrages ent- 
haltenen Miethsvertrage den für Pacht un 1 Miethe bestimmten Stempel 
von Vs Procent zu erheben, und da schtm dieser Stempel den zurück- 
geforderten Stempel weit ubersteigt, so kami dahingestellt bleiben, ob auch 
die in § 5 des Vertrags stipulirte Geldrente von 20 000 M. mit dem Be- 
mfungsrichter dieser Steuer zu unterwerfen ist. 

Der Umstand, dass der zurückgeforderte Stempel vom Bekl^ten als 
Schuldverschreibungsstempel erhoben ist, ent/i^^ht ihm nicht den Einwand, 
dass die Erhcbuno: desselben event. auf Grund der Positifin „Pacht- und 
Miethsvertrage" begründet sei. Da aber ferner die gedachtt^ Kinrede der 
alleinige Abweisungsgrund des Bemfungsurtheils ist und da nach dem 
Obigen in dieser Begründung die Verletzung einer Rechtsnorm nicht zu 
rrk( TiTien ist, so bedarf es nicht der Prüfung desjenigen Theils der Be- 
gründung des angefochtenen Urtheils, durch welchen das Nichtvorhanden- 
sein der VoraossetzuDgen für den SchaldverschreibaDgsstempel dar- 
gelegt wird. 

Hiernach ist die Bevision zurückzuweisen.*' 
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240 Entoeb. des Deutschen Baklisgvriehto vom 8. u. 9. Juli 1884. 

Nr. 112. Entsch. dee BentselLeii Beiehsgtriehts. 

3. CiTil-Senai Vom 8. Juli 1884. 

IZcUsehr. t Pwaaa.BM]it Bd. 4. S.80a - Praus. TenriltBL Jähi» t. B. 81S.] 

$ 8 Fmss. Bntoignnngsgefldti Tom 11. Juni 1874. Emitteliuig der Eat^ 

floliftdigimg. 

Als eine Wiese enteignet wurde, welche den Sehiflfera zu Neckar- 
Steinach als Bergeplatz diente, wurden bei der den Schiffern gebühren- 
den Entschädigung die Kosten der Anlage eines Winterhafens in Rech- 
nung gezogen. 



Kr. 113. £ut8ch. des Deutschen Keichsi^erichts« 
5. Civil-Senat Vom 9. Juli 1884. 

[Zeitschr. f. Prenss. Recht Bd. 4. S. 305.] 

Unterhaltsreoht der Hinterbliebenen. Mutlunaassliehe Lebensdauer. 

(§ 3 HaftpflichtgesetK.) 

Wer einen Menschen vnrsätzlieh oder aus grobem Versehen tödtet, 
bat der Wittwe nnd den Kindern des Getodtetcn standesmässigen Unter* 
halt 80 lange zu gewähren, als die Familie des Getödteten von diesem, 
wenn er noch am Leben wftre, den Unterhalt fordern konnte. — A.L.R. 
I, 6 § 106. — Es ist nicht rechtsirrthümlu h, wenn diese Bestimmung in 
Verbindung mit der sonstigen rnnthmaasslichen Lebensdauer des Getddteten 
gebracht, und diese auf 70 Jahre (A.L.R. l § 38) angenommen wird. 
Ist thats&chlich festgestellt, dass die Kinder dem Vater von ihrem vollen- 
deten 16. Lebensjahre ab keine Unterhaltungskosten verursacht haben 
wfirdrn, so durfte anch die UnterhaUnngspflicht des Beklagten, welcher 
den Tod des Vaters verschuldet hat, bis dahin eingeschränkt werden. 



Nr. 114. £Df.<>ch. des Dentscheii Reichsgerichts. 
2. Civil-Senat. Vom 9. Juli 1884. ' 

[Preuss.Verwnlt.B1. .T.ihrK. V. 8.400.] 

§ 120 Beiohs^Gewerbeordniuig. Pflicht des Unternehmers zur Siehenug^ 

der Arbeiter. 

Ein Verstoss gegen R.6w.O. § 120 liegt dann vor, wenn der Ge- 
werbenntemehmer — im gegebenen Fall die Stadt bei dem Betriebe der 
Gasanstalt — Einrichtungen unterlassen hat, welche, wie er wnsste oder 
bei Anwendung der ihm obliegenden Sorgfalt wissen mnsstc, zur thun- 
lichsten Sicherheit der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesnodhedt 
nothwendig waren. 
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Nr. 115. £iitseh. des Deutschen Beiehsgeriehts. 
3. CiviUSenat Vom 24. Januar 18S2. 

[8«iiir«(t, Arebiv. N. P. Btf. 7. 8. SIEL.] 

§ 8. Sflftpfliclitgesete. Die zweijährige Verjährungsfrist fftr AasprÜelio ans 
der Verletsmig tmd Tödtnng beim Fabrikbetriebe ftndet aueb bei AxispTftolifin 
Anwendung, welebe auf die Landesgesetse (§ 9) gestfttrt werden (z. B. 

bei Yersebnlden des ITntemebmers). 

Das Ktielishaftpllirlitgesetz vom 7. Juni 1871 verorduet in § 9: 

Die Bestimmungen der Laii(l( si((>s(>tze, nach welohen ausser 
den in diesem Gesetz vorgesehenen Fällen der Unternehmer einer 
iu den §§ 1 und 2 bezeichneten Anlage — insbesondere wegen 
eines eigenen Verschuldens — für den bei dem Betrieb der Anlage 
durch Tüdtung oder Körperverletzung eines Mensehen entstandenen 
Schaden haftet, bleiben unberührt. Die Vorschriften der §§ 3, 
4, 6 bis 8 üüdm auch in diesen Fällen Anwendung, jedoch un- 
beschadet derjenigen Bestimmungen der r.andesgesetze, welche 
dem Beschädigten einen höheren Ersatzans|)rnoli gewähren. 
Der in Bezug genommene § 8 führt eine zweijährige Verjährung vom 
Tage des Unfalls ein. 

Der klare Wortlaut des Gesetzes lässt über dessen Sinn keinen 
Zweifel. Nach § 2 soll derjenige, welcher eine Fabrik betreibt, für das 
Verschuldeu des Anfsi<*htspersonals haften, wenn dunli dasselbe der Tod 
eines Menschen herbeigeführt wird. Daneben bleiben zufolge § 9 die Be- 
stininiuugen der Landesgesetze, nach welchen der Unternehmer wegen 
eigenen Verschuldens für den entstandenen Schaden haftet, in Kraft. Aber 
auch in diesem Fall ist die Verjährungszeit auf den im § 8 geda^ liten 
Zeitraum festgesetzt. Hiemach will das Reichsgesetz die Entschädigung 
für Schadensansprüchc der fraglichen xYrt, mögen sie auf Grund des Reichs- 
rechts oder des Landesrechts entstanden sein, hinsichtlich der Verjalinmgs- 
fri.st gleichstellen. Dasselbe geschieht im § 10 des Gesetzes in Betroff 
der daselbst gedachten prozessualen Vorschriften. Daraus folgt, dass der 
Anspruch auf Schadensersatz wegen Tödtung eines Menschen beim Betrieb 
einer Fabrik, wenn er auch gemäss dem aquilischen Gesetze auf eigenes 
Verschulden des Unternehmers gestützt wird, in 2 Jahren verjährt. Mit 
Recht hebt der Appeilationsrichter hervor, dass die Entstehungsgeschichte 
des Gesetzes für die erwähnte Auslegung des § 9 spricht, und dass auch 
die Judicatur ihn in diesem Sinne constant angewendet hat. 



Eger, Eisenbatmrechtlicbe Enti^cheldunKeo. lU. 



16 



242 



Entsch. des Deutacbm R«icb<g«richt8 vom 35. Janoar 1882. 



Nr, 116. Entseh. des Deutschen lU)i€b8gericht8.*) 

1. Civil-Senat. Vom 25. Januar 1882. 

Vom Inhalte des ünfallversioheruiigs-VerlrageH hängt es ab, ob der ver- 
letste Albeiter gegen die Versichernngsgeseiisohaft direct zu klagen be- 

reciitigt ist. 

Nach (lern Thatbestande des Oberlandesgerichts ist dem Kläg:er, ah 
er im DieEste des H. an einem Nenban beschäftigt war, ein Hammer auf 
den Kopf gefallen and hat ihm die Hirnschale durchges' hl;ic:'^n \)n 
Arbeitseifer H. hatte sich gegen die Folgen der seine Ailnjiter in dem 
Gewf i hebetriebe treffenden UnföUe, welche dem Haftptiiebtgesetz nicht 
uüUtrliegen, hei der Beklagten versichert. Nach den in den ürtheilen der 
Vorinstanzen angezogenen, dem Versieh eruiigsveil rage zu Grunde gelegten 
allgemeinen Versieherungsbediui^uiigen vergütet die Beklagte die je nach 
der Verschiedenheit des Falles um^ehriebeuen Versicherun gösunimeii naeli 
der Anforderung des Versicherongsueiimers (§ 18). Alle der Geseiiscbau 
obliegenden Zahlungen werden von der (Tesellschaft entweder an den Ver- 
sicherungsnehmer oder in dessen Auftrag direct an den Verletzten oder 
dessen Iliuterbliebeus geleistet (§ 20). 

Nach dem Tiiatbestande des OberlaDdesgerichts ist der Schaden 
zwischen der Beklagten und H. regnlirt. H. hat einen Betrag gezahlt 
erhalten und sich für alle ans dem Unfall des Klägers erwachsenen An- 
sprüclie lief riedigt erklärt. Was H. von der Gesellschaft erhalten hat, hat 
er an den Kläger ausgezahlt. 

Dieser, damit nicht zufrieden, klagt gegen die Versicherungsgesellschaft, 
ist jedueh in beiden Instanzen, schliesslich auch mit der Revision abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Es kann dahin gestellt bleiben, ob und welche Ansprüche dem Kläger 
in Beziehung auf die von seinem Arbeitgeber geschlossene Versicherung 
gegen diesen etwa zustehen. In diesem Prozesse handelt es sich lediglich 
darum, ob der Kläger Ansprüche gegen die Versicherungsgesellschaft hat. 
Nun ist es allerdings rechtsiiTthümlich, wenn in dem Berufungsurtheil 
erwogen wird, Kläger könne solche Rechte aus dem Versicherungs vertrage 
nur ableiten, wenn ihm solche in dem Versicherungsvertrage ausdrücklich 
zugestanden seien. Aus dem Fortgange der Erwägungen ist aber ersicht- 
lich, dass das 2. Uitlieil auf diesem Entscheidungsgrunde nicht beruht. 
Das 2. Urtheil gelangt vielmehr durch Auslegung der dem Vertrage zu 
Grunde gelegten Versicherungsbedingungen zu dem Resultate, dass lediglich 
dem Versicherungsnehmer habe ein Anspruch gegen die Versicherungs- 
gesellschaft gewährt werden sollen, so dass ein directer Ansprach des 

*) S. über UnfiUTeraichening Bd. I, Ht. 53. Bd. U, Nr. 48. 
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Verletzten gegen die Yursicheraugsgesellschaft dorch den Vertrag aus- 
geschlossen sei. Hierin ist aber dem 2. Urtheile beizutreten. 

Zwar macht der Revisionsicläger geltend, es sei aus § 1 B. der Ver- 
sichenrngsbediugangen abgeleitet, dass der Betiiebsuuternchnier seine bei 
dem Geschäftsbetriebe vemiij^liiekten Arbeiter habe versorgeu wollen. 
Allein, dass der Uutemehmer dou Versicherungsvertrag in dieser Absicht 
abgeschlossen hat, schliesst niclit aus, dass in der Weise contrahirL wurde, 
dass der Anspruch auf die Versicheranf^ssuinme lediglieh durch den Arbeit- 
geber erhoben wcrdeu sollto, dass die Versicheningsgesellsehaft nichts mit 
den beschädigten Arbeitern zu thun haben, dass sie nicht von diesen 
verklagt werden wollte, dass sie deu Schaden ausscbliesslicli mit dem 
Arl)eitg:eber reguliren und dass sie gegen Erhebung weiterer Ansprüche 
sicher sein wollte, wenn sie sicii mit dem Arbeitgeber abgefunden hätte. 

Mit Recht hat der Berufungsrichter aber diesen Vertragswilleu in dem 
Vertrage, soweit er auf (irund der §§ 18 und 20 abgeschlossen ist, ausge- 
sproeiicn ^;L'fuuden. Denn wenn die Versicherungssumme nach Anforderung 
des Versicherungsnelimers, wenn sie an den Verletzten oder dessen Hinter- 
bliebenen nur im Auftrage des Versicherungsnehmers gezahlt werden soll, 
so ergiebt sich daraus mit Sicherheit, dass der Versicherungsnehmer uud 
ar allein gegenüber der Gesellschaft forderungsberechtigt sein soll. 

Die Gültigkeit eines solchen, ein selbständiges Forderungsrecht des 
verletzten Arbeiters aussprechenden Abkommens hat aber der Revisions- 
kliiger vergeblich durch Bezugnahme auf 1. 6 § 3 D. de negotiis gestis 
und durch Bezeichnung desselben als eines pactum turpe in Zweifel zu 
ziehen gesucht. Dass der Arbeitgeber und dass die Verklagte den 
Versicherungsvertrag in der Absicht geschlossen hätten, einen unrecht- 
mässigen Gewinn zu machen , dass ein solcher Gewinn auf Kosten des 
Klägers auch nur thatsädüich gemacht worden wäre, dafür fehlt es 
an jeder Angabe. Die Möglichkeit aber, dass etwa der Arbeitgeber die 
Versicherungssumme erhebt, ohne sie an den verletzten Arbeiter abzu- 
führen, oder dass er es nnterlässt, den Anspruch ans dem Versicherungs- 
verträge zu erheben, wenn eine den Anspruch begründende Verletzung 
des Arbeiters vorliegt, besEW., dass er in solchem Falle sich mit der Ver- 
sicherungsgesellschaft abfindet, ohne den vollen Schadensersatz za erlangen, 
kann es nicht rechtfertigen, dem Wiü«i der EontnhoiteD entgegen, dem 
verletzten Arbeiter einen unmittelbareB Anspruch gegen die Vergicherongs- 
gesellschaft zu gewähren, welche sich dem Arbeiter nicht hat verpflichten 
wollen, die auch von diesem eine Pzftmie nicht eriialten hat Vielmehr 
ist für diese Fälle die in diesem PtmECfls nicht m beantwortende Frage 
sofznwerfen, ob nnd welche Ansprüche dem verletzten Arbeiter gegen den 
Arbeitgeber zustehe 

16* 
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244 Batsch. des Deutachen Reicbsgericbts vom 10. Februar 1882. 

Nr. 117. finteeh. des DeotsdieB Reiehs^ertchts. 

2. CiviUSenat. Vom 10. Februar 1882. 

[] • ♦ H des Refchsgcr. iu Civüsachen. BA 7, S. 8, 9. — Braun u. Bloni, AddaIod. Bd. 5. S. 2C8. 261».] 

§ 2. Haftpflichtgesetz. Der Belxiebsnnternehiner (Bergwerksbesitzer) haftet 
für das Versehen auch eines gewöhnlichen Arbeiters, der mit der AnfiBieht 
Über andere Arbeiter betrant war. War der Auftrag zur Beaufsichtigung 
dem Arbeiter vom Vertreter des Betriebsnntemehmers (Obersteiger) ertheüt, 
so haftet der Betriebsontemehmer hierfür wie für einen selbst ertheüten 

Auftrag. 

Der Entscheidung des Oberlandesgerichts liegt der Satz zu Grande, 
der Oberarbeiter E. habe bei der den Unfall des Elägers herbeiführenden 
Gelegenheit den Dienst einer gemftss § 2 des Reichshaftpflicfatgesetzes den 
Betriebsontemehmer zn Schadensersatz verpflichtenden Person nicht zu 
versehen gehabt. 

„Dass K. die Leitung der in Rede stehenden Schachtarbeit von 
seinem Hinzutritt ab nicht zu übernehmen hatte nnd nicht übemommeii 
hat, schliesst die Anwendung der Vorgehriften des Reichsfaaftpllichtgesetzes 
noch keineswegs aus. Die Beklagten sind vielmehr nach Befinden auch 
schon dann ersatzpflichtig» wenn £, lediglich zur Beaufsichtigung der 
Arbeit angewiesen war und ' diese Pflicht nicht gehörig erfOllte. Der 
Obersteiger P., welchem die Beklagten, wie fesigestellt ist, die Aufsicht 
über den Scbachtbetrieb aufgetragen hatten, konnte sich dabei hinsichtlich 
einzelner Arbeiten der Hilfe Anderer bedienen. Hierzu konnte er unter 
Umstünden sogar einen gewöhnlichen Arbeiter, unzweifelhaft also auch 
einen erfahrenen, mit derartiger Oberaufsicht schon öfter betrauten Ober- 
arbeiter w&hlen; und zwar ohne Böcksicht darauf, ob der Beaufsichtigte 
in der gleichen Dienststellung war oder nicht. Hatte P. einen solchen 
Beaufsichtigungsanftrag ertheilt, so trat der Beauftragte ganz an dessen 
Stelle. Die Beklagten mQssen für den Beauftragten des Obersteigers auf- 
kommen, wie für letsteren selbst. Dass das Gesetz die Haftbarkeit der 
Betriebsuntemebmer so weit ausdehnen wollte, hat das Reichsgericht 
bereits wiederholt ausgesprochen und nachgewiesen^ (vergl. Annalen 
Bd. I. 'S. 332; Bd. HL S. 75; Entsch. Bd. L S. 28; Bd. HI. S. 4 ff.). 
„Demnach kann das Bangverhültniss, in welchem K. zu dem Kl&ger stand 
(Nr. 1 des Thatbestaudes der Vorinstanz), femer die Thatsache, dass dem 
Klager die alleinige Besorgung und Leitung der betreffenden Arbeit über- 
tragen war (Nr. 3), so wenig den Ausschlag geben, wie die für solche 
Falle bestehende Uebung im Bergwerksbetriebe (Nr. 2, 3) und das üusser* 
liehe Verhalten £.*8 (Nr. 5). Vielmehr kommt es darauf an, ob dem- 
selben Obersteiger die Aufsichtsfohmng überlassen war.** 
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Nr. US* Entsdi. des Hentsehen Bdduigerldits.*) 

3. CiTÜ-Senat Vom 24. Februar 1882. 

pPMuier v. H«eke« AralilT. Bd. )L fi. 90Sb] 

§ 1. Hafl^fliehtgesetK. KanaalMammeTiliaTig swiaclifln ebLem Venchvlden 

des Verklagteii und dem ün&U. 
Die Vorinstanz bat ansgesprocben, dass das Verfabren des Klägers 
,weiin auch nicbt die einzige und unmittelbare, so docb eine mitwirlLende» 
wiewobl eine entfernte Ursache seines StuizeB** gebildet hat. Hiermit 
ist der znr Begrfindnng der Einrede der eigenen Versehnldung erforder- 
liche Eanaalznsanunenbang anerkannt, denn der Kansalzosammenbang ist 
gegeben dnrch jede in irgend einer Weise den Eintritt des Unfalls be- 
dmgende Wirlcsamkelt der in Rede stehenden Handlung, nnd dieser Ean- 
aalznsammenhang vird dadurab nicht ansgeschlossen, dass daneben anch 
noch andere Umst&nde znr Herbeifuhrang des Unfalls mitwirksam ge- 
wesen sind. 



Mr. 119. Entach. des Deutschen Beiehageriehta.**) 
5. Civil-Senat Vom 25. Febrnar 1882. 

[SoulTcrt, Archiv. N. 1'. Bd. 7. S. 306. - Gruchot. Boitr. Bd. 26. 142.] 

§ 1. Haftpfliclitgesetz. Bei concurrirendem Verschulden der Eisenbahn und 
des Verletzten kommt es darauf an, wessen Verschulden als das vorwie- 
gende den Unfall verursacht hat. 
Wenn auch der § 1 des Haftpflichtgesetzes nicht dahin ausgelegt 
werden darf, dass, insofern ein eigenes Verschulden drs fMödteten oder • 
Verletzten in Beziehung auf den Unfall vorliegt, der Betriebsuntemehmer 
der Eisenbahn auch dann niemals für den Schaden haftpflichtig sei, wenn 
ein Verschulden der Bahn Verwaltung concurrire, so würde es doch anderor- 
seit.s nicht geret^htfertigt sein, den Betricbsunteruchmcr unbedingt und 
ohne Kufksicht auf das eigene Verschulden des (letödteten oder Verletzten 
für haftpflichtig zu erklären, falls der Bahuverwaltung ein Verschulden in 
Beziehung auf deu Unfall zur Uast fällt. Vielmehr kommt es im Falle 
eines ronrnrrirondeji V^erschuldeus der Bahnverwaltuug und des Getödteteu 
oder Verletzten darauf au, ob die Schuld auf Seiten des Letzteren in einer 
solchen Weise vorwiegend gewesen ist, dass man sagen kann, der Unfall 
sei hierdurch verursacht. Nur dann ist der ßetriebsunternohmcr nach § 1 
des Gesetzes vom V.Juni 1871 mit Rücksicht auf das eigene Verschulden 
des Getödten oder Verletzten von der Entachädignugsverpflichtung. freL 

" — - * 

♦) Eger, Köiuiü. z. HaftpHichtges. 2. Aufl. S. 138 ff. ' . 

So auch das ehem. R.O.n.G. £rk. v. 9. Febr. 1875 Entsch. Bd. 16. S: III ond 
V. 12. Jtn. 1877 Ztg;. dratscb. Eisenb. Venr. 1877. S. 806. — Im Zweifel Ist stete zu 
Gunsten des Yerletsten zu entselieiden s. Bd. II, Nr. 189. Bd. III, Nr. 18, Nr. 86. 
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246 Eatach. dw Deutschen RmshBgerichto Tom 88. Felmiar 1882. 

Nr« 120. Entsch« des BeatschOE BetdisgerielitB« 

3. GiTil-Senat Yom 28. Februar 1882. 

^enlltrt, ArchiVt N. F. Bd. 1. S. SB9^] 

Privatredite an öffeEflielien Wegen sind, soweit sie mit deren Bestdnummg 

Tertrilgllftli, nlelLt aisgeseliloflsen. 
Oeffentliche Wege sind jedenfalle nach hantigem Recht niclit scUecht- 
hin und in dem Sinn als res e^tra commerdam zn betrachten, daea Privat- 
reehte daran reehtlich vOlüg undenkbar wären. Viehnehr kann das Terrain 
derselben ebensowohl im Privateigeiithnm, wie in dem Eigenthnm des 
Staats oder der Gemeinde sich befinden, nnd der Erwerb servitatiscber 
Rechte daran ist deshalb eben&lls nicht gfinzlich ansffeschlossen, sondem 
nur Insoweit gehindert, als der gemeine Oebraneh derselben dadurch auf- 
gehoben oder beschrftnkt werden wflrde. ^ie ZnlAssigkeit des Erwerbes 
der streitigen WasserleitnDgsgerechtigkeit könnte hiemach zwar dann, wenn 
die ROhrenleitnng sich fiber der öffentlichen Strasse beftnde, wegen des 
in derselben zn erblickenden Hindernisses des Verkehrs in Zweifel ge- 
zogen werden. Dass aber die nach der Feststellung des Appellations* 
richters nur unter der Strasse durchgeführte Leitang den Verkehr hindere, 
ist um so weniger anzunehmen, als sie seit 40 Jahren nnangefochten be- 
standen hat, und von dem Beklagten auch nicht einmal darzulegen ver- 
sucht. Der Erwerb der streitigen Gerechtigkeit durch Ersitzung war 
daher mit der Bestimmung der öffentlichen Strasse vertrfiglich and eben 
deshalb auch rechtlich zulässig, selbst wenn der Ortsvorstand die fragliche 
Anlage nicht besonders erlaubt hätte. 



Nr. 121. Eutsch. des Obersten Oesterniclüscheu Gerichtshofes. 

Vom 19. April 1882. 

[[■p.>t(.!n. Snmmlniisr ••i.-!.-ub;ihtir<johll. i:iit>rh, N.K. lSg4. S. 91)- l^ttll 

Die Declarirung eines Mehrworthes auf dpm Frachtbriefe begründet noch, 
keinen Versicheninfrsvi'rtrag. - Der Ersatzanspruch bei einem solchen 
Fr;icbtepite veriährt binnen JaliresMst — Durch blosse Reklamationen 
wird die Verjährung nicht nnlerlj rochen.*) — Die Einleitung vuu l{o( hcrchen 
seitens einer Bahnverwaltunt; bei der Anschlussbahn involvlrt noch keine 

Anerkennung einer ErsatzpUlcht 
Mit Klage vom 20. Februar 1881 belangte die Firma R. Ditmar in Wien, 
durch Dr. C. Pann, die C. L. Bahn, durch Dr. Gl. Raczynsky, beim Wiener 
H. 6. auf Zahlung einer bi hadenersatzfordernng von 1090 fl. 87 kr., weil 

*) S. Kger, deutsch. Fraclitrecht II, S. 501; Erk. d. R.O.H.G. vom 11. Notbr. 1871 
Qud 15. Septamber 1874 (Bd. 4 & 15 resp. Bd. 15 S. 29) und fintsch. des Eiaenbabn- 
Sebicdager. Wien Tom 7. Juli 1879; Epstein» Samml. S. 511. 



i 

Digitized by Google 



Eatsch. des Obersten Oesterr. Gerichtshofes vom 19. April 1882. 



247 



sie laut Frachtbrief A .uu 27. Angnst 1879 IB Kisten Lampen unter De- 
klarining des WertJies von 800 Rubel in Lemberg aii die Adresse Hermann 
Molfreich nach Charkow aulgegeben, dieselben aber am 20. September 1879 
beim Bahnhofbrande in Woloczyska verbrannten. 

Diese Klage wurde in allen Instanzen abgewiesen. 

Gründe L Instanz: Der vorliegenden Klage setzt die geklagte 
Eisenbahn vor allem die Einwendung der Verjährung entgegen. Die ein- 
jährige Frist des Art. 408, beziehungsw. 386 H.G.B, ist am 13. Dezember 
1880 abgelaufen, die Klage aber erst am 20. Februar 1881, also nach 
Ablauf dieser Frist überreicht. Der Klüger beruft sich aber einerseits aaf 
eine erfolgte Unterbrechung der Verjährung, anderseits darauf, dass die 
Schadenersatzklage aas dem von ihm laut Frachtbrief A gleichzeitig mit 
der Geklagten geschlossenen Versicherungsvertrage nach § 1489 b. G.B. 
erst nach Ablauf von 3 Jahren verjährt. Dieser Berufung anf § 1489 b. 
6.B. cit. steht jedoch entgegen, dass sich aus dem Frachtbriefe A ein 
Versieherangsvertrag im Sinne des § 1-288 b. G.B. nicht ergiebt (vielmehr 
nnr eine Werthsdeclaration gemftss § 88, Z. 3 E.B.R.), dann aber UMsh, 
dass der Elfiger znfolge seiner ausdrücklichen Erklärung in der Klage mit 
derselben nur die ihm auf Grand des Frachtvertrages zustehende Forderung 
geltend macht. 

Gegen die Berücksichtigung der vom Kläger behauptetai Unter- 
brechung der Verjährung in Gemässheit des § 1497 des b.G.B. verwahrt 
sieh die geklagte Eisenbahn, indem sie die Unanwendbarkeit der Bestim- 
mungen des § 1497 cit. anf die Verjährungsfrist des Artikels 386 H.G.B. 
behauptet. Dem gegenüber muss bemerkt werden: Das H.G.B, enthält 
keine Vorschriften fiber den Lauf und die Hemmung und die Unterbrechung 
der Verjährang. Hierauf bezügliche Handelsgebräucbe hat die Geklagte 
nicht behauptet, daher kommen nach Art. 1 des H.G.B, in dieser Beziehung 
die oben im § 1497 b.G.B. enthaltenen Bestimmungen des bfirgerl. Rechtes 
zur Anwendui^. 

Die Unterbrechung der Verjährung soll nach der Behauptung des 
Klägers erfolgt sein, einerseits durch seine mehrfachen Reklamationen, 
deren erste sehon am 16. Dezember 1879 eingebradit worden ist, ander- 
seits durch die Anerkennung seiner Forderung von Seite der geklagten 
Eiaenbalm. Durch eine Reelamation bei der betrelTenden Bisenbahn wird 
aber die Veijährung nicht unterbrochen, denn das b.G.B. enthält keine 
solche Bestimmung und ebenso sagt das E.B.R. im § 64, Abs. 12, nur, 
dass Bedamationen binnen der gesetzlichen Verjährungsfrist einzubringen 
sind, woraus nun folgt, das entgegengesetztenfalls die Eisenbahn die ihr 
aufgetragenen Erhebungen gar nicht zu pflegen braucht; überdies konnte 
das E.B.R., als blosse Vorordnung erlassen, auf Grund eines Gesetzes, in 
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welchem der Regierang die Maeht, ein Gesetz abzuftndeni, nicht em- 
gei&nmt ist, den § 1497 b.G.B., wonach die Veij&hnuig nur dmeh Einbrin- 
gung der Klage oder Anerkennung unterbrochen wird, gar nicht abändern. 

Die Anerlcennung des Rechtes des Klfigers soll nach dessen Behaup- 
tung in den Briefen, Beilagen E und L, enthalten sein. Diese Schreiben 
zeigen aber nur, dass die Gelclagte infolge des vom Klfiger an sie gerich- 
teten Begehrens, ihm Schadenersatz zu leisten, eine andere Eisenbahn zur 
Leistung dieses Ersatzes aufforderte und dann den Kläger verständigte, 
dass diese ihre BemOhong vergeblich war. Die Geklagte erkennt also 
darin allerdings an, dass dem Klager Schadenersatz gebfihrt, sie erkennt 
aber keineswegs an, dass sie diesen Schaden zn vergfiten hat, sie erkennt 
also nicht jenes Recht gegen sie an, welches der Kläger mit der voriie- 
genden Klage gerichtlich geltend macht 

Hierdurch ist also auch die Vegfthrung die ser Klage nicht unterbrochen. 

Gründe II. Instanz: Die von der klagenden Firma verfochtene 
Meinung, dass mit dem Frachtenvertrage zugleich ein Versicherungsvertrag 
geschlossen worden sei, kann nicht als haltbar erkannt werden. Mittelst 
des zwischen den Streittheilen geschlossenen Vertrages, welcher seine 
Beurkundung in dem Frachtbriefe A gefunden hat, wurden von der kla- 
genden Firma der geklagten Eisenbahn die daselbst verzeichneten Fracht- 
güter zur Verfrachtung nach Charkow fibergeben, wobei der Werth der 
Frachtgüter mit 800 Rubel deklarirt wurde. Diese deklarirte Gesammt- 
werthsumme bildet zufolge $ 68, Abs. 3 des E.B.R. vom 10. Juni 1874, 
Kr. 75 R.G.B., den Maximalsatz der von der Eisenbahn im Falle der 
Wirksamkeit ihrer Haftpflicht ans dem Frachtvertrage gemSss dem E.B.R. 
zn gewahrenden Entschädigung. Der Zuschlag, welcher der deklarirten 
höheren Werthsumme wegen neben der tarifmässigen Frachtgebuhr von 
der Klägerin geleistet wurde, diente nur zur Sicherung einer höheren Ent- 
schädigungssumme, als weldie sonst aus dem Frachtvertrage mit Zugrunde- 
legung des gemeinen Handeiswerthes innerhalb der im Absatz 2 des oben 
citirten § 68 gezogenen Höchstgrenze beanspracht werden konnte. Nur 
diese und keine andere Wirkung kann der im Frachtbriefe enthaltenen 
Werthsdeklaration beigemessen werden, insbesonders nicht die Wirkung 
eines Versicherangsvertragos gemäss § 1288—1*292 b.G.B., da der dem 
vorbezeichneten Zwecke dienenden Werthsdeklaration nicht ein anderer in 
dem E.B.R., welches doch die Grundlage des Frachtvertrages bildet, nicht 
vorhergesehener Zweck subintelligirt werden darf, und da die Gefahr, 
gegen welche die vermeintliche Versicherang dienen soll, nicht einmal 
bezeichnet ist. 

Die von der Klägerin aus dem letzten Alin. des .§ 64 E.B.{^^>^ 
geleitete Folgerung, dass eine binnen der gesetzlichen Verjährangsfri^^t bei 
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der Eisenbahn wegen Verlustes des Frachtgates eingebraebte Reklamation 
die Veijfthning unterbreche, kann nicht als zutreffend erkannt werden, 
und wird diesfalls den erstrichterlichen Grfinden * beigefügt, dass die von 
der Elfigeiin vorausgesetzte, den Versender begflnstigende Rechtswirkaog, 
wenn solche einer derartigen Reklamation hätte beigemessen werden wollen, 
zur Klarstellung der Verpflichtung der Eisenbahnen entweder ausdrücklich 
als eine Art der Unterbrechung der Verjfihrong hätte festgestellt, oder bei 
der der in alin. 5 dessdben § enthaltenen Bestimmung des Beginnes der 
Verjährungsfrist hätte Torgesehen werden mfisseo. 

Dem § 1497 b.G.B. wird die richtige Anslegaog nur in dem Sinne 
zutheil, dass das Recht wider die Veijährung durch deren Unterbrechung 
dann geschützt werde, wenn der zu Belangende eine Verpflichtung aus- 
drücklich oder stillschweigend anerkennt, da nicht abzusehen ist, inwie- 
feme eine ausdrückliche oder stillschweigende Anerkennung, dass dem 
Rechtsansprecher wider einen Dritten ein Recht zustehe, dem Anerken- 
nenden nachtheilig sein solle. Wenn die Geklagte infolge der Beschwerde 
der Klägerin gegen die Ersatzverweigerung von Seite der Gentral-Betriebs- 
leitung der russischen Süd-Westbahnen den Rekurs an den Verwaltungsratti 
dieser Eisenbahnen ergriff, so lässt sich dieser Schritt schon aus der 
Eisenbahnyerwaltung im § 64, alin. 6, der citirten Verordnung auferlegten 
Verpflichtung, in Verlustfällen die eingehendsten Becherehen anzustellen, 
sowie aus dem geschäftlicfaen Interesse der Eisenbahnverwaltung, ihre 
Kommittenten mit Beziehung auf die ihr übertragene Versendung gegen 
Schaden möglichst zu schützen, erklären, ohne dass ein solcher Schritt die 
Auslegung im Sinne der Anerkennung der eigenen Ersatzpflicht zwingend 
herausfordert. 



Nr. 1S2. Entsch. des Ober-Landes -Gerichts zu Jena. 

Vom 25. Hai 1882. 

[Scnffart, Archiv. N.F. Bd. 9. S.40a,41QL] 

Der Kreis der aus der sehuldhaften Tödtong eines Hensdhen entsehädlgnngs- 
bereehtjgten Personen ist gemeinreehtlloh nicht auf die Wittwe und die 

unversorgten Kinder besohr&nkt 

Anlässlich , einer Entschädigongsklage der Mutter des GetOdteten gegen 
den sehuldhaften Urheber der Tödtung wurde in 2. Instanz ausgesprochen: 

Wir halten die von der 1. Instanz ihrer Entscheidung zu Grunde ge- 
legte Ansicht, dass das hier in FragQ kommende gemeine Recht den Kreis 
der bei schuldhafter TOdtung eines Menschen entschädignngsberechtigten 
Angehörigen des Getftdteten auf dessen unTorsorgte Kinder und seine 
Wittwe beschränke, nicht für richtig. Denn es feUt für eine solche Be- 
schränkung nicht nur jeder positiTo Anhalt, sondern auch jeder innere 
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Gnmd. Bas in der angefochtenen Entscheidung angezogene Beichsgerichts- 
nrtheil vom 5. Jannar 1881 (Entscb. des B.6. Bd. 8 S. 319 nnd Senffert 
Archiv Bd. 36 No. 198) hat in dem Passus, welcher za jener Annahme 
Veranlassnng gegeben za haben scheint: „Nach der vorherrsehenden An» 
sieht hat aber der Gerichtsgebranch den Kreis der entsehsdignngsberecb- 
tigten Angehörigen nicht weiter, als oben angegeben (d. h. anf die nn- 
versorgten Kinder nnd die Wittwe des GetOdteten) ausgedehnt% ganz 
ebenso wie das in diesem ürtheil citirte Ericenntniss des O.G. za Wolfen- 
bflttel in Senffert^s Archiv Bd. 31 No. 36 blora den dort behandelten 
Fall im Ange, wo bei TOdtnng einer Ehefrau von dem dieser gegenfiber 
nicht alimentationsberechtigten Ehemann Schadensersatacansprfiehe wegen 
der ihm entzogenen Dienste der Fran gegen den Urheber der TOdtnng 
erhoben waren, und es erkennt im Verlauf seiner AnsfDhnmgen die Aus- 
dehnung der gemeinrechtlichen Praxis auf alle gegen den Get5dteten 
AKmentationBbereehtigten ausdracklich an, versagt aber dem Ehemann als 
solchem einen Ansprach anf Ersatz des ihm durch die TOdtung seiner 
Frau entstandenen Schadens. Aber auch die von jenen beiden Erkennt- 
nissen zahlreich citirten Gerichtsentscheidungen und Schriftsteller bezeugen 
die angeblich bestehende beschränkende Praxis nicht, indem sie für den 
Kreis der alimentationsberechtigten Angehörigen eines Getödteten die Aus- 
drucke „aus gesetzlicher Yerbindlichkeit Alimentirte*', „alimentations- 
berechtigte Hinterbliebene*' und Ähnliche gebrauchen, während da, wo, wie 
bei Glfick, Holzschuher, Seuffert's Pandekten, Gdschen und 
Windscheid, an den citirten Stellen nur gesagt wird, der Gericbts- 
gebrauch gebe der Wittwe und den Kindera eines GetOdteten Anspruch 
auf Alimente, offenbar die beiden in den meisten Fällen in Frage kom- 
menden Klassen von Alimentationsberechtigten beispielsweise fiir alle ge- 
setzlich zur Alimentation Berechtigten aufgeführt werden. Auch die neuere 
Doctrin und Gesetzgebung kennen die Beschränkung nicht (Stobbe 
deutsch. Privatr. Bd. 3 S. 412; sächs. bflrgerl. G.B. § 1492; K.H.Pfl.G6s. 
§ 3 Abs. 1) und nur der Unterschied zwischen der gesetzlichen Alimen- 
taüonsberechtignng der Wittwe und Kinder und deijenigen anderer Per- 
sonen ist anzuerkennen nnd zu berücksichtigen, dass die Berechtigung der 
Letzteren an die Voraussetzung ihrer Armuth nnd Erwerbsunfähigkeit, 
dagegen die Berechtigung der Wittwe und Kinder an diese Voraussetzung 
nicht geknüpft ist, indem der Frau und den Kindern gegen den Ehemann 
und Vater nicht bloss der Anspruch auf die nothdflrftigste, sondern auf 
standesmässige Versorgung zusteht, ein Gesichtspunkt, welcher namentlich 
auch dem Reiehsgcriehtsurtheil in den Eutsch. Bd. 5 No. 29 S. 110 (in 
Seuffert's Archiv Bd. 35 No. 119) mit zu Grunde liegt 
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Nr. 1]23. Eintscb. des Obersten Lmdes-Gerlebts in Mllnciieii. 

Vom 7. Jnni 1882. 

[Zt«. des Tmlu DtntMct. Elseub. Verv. 1884. S. 165. - Sammlong der Eutecb. Dd. lOi & IMft] 

Für den von einem Aufseher bei Ausrichtung der ihm übertragenen Oe- 
sohäfte vemiBachten Schaden ist der Eisenbahnbau-Üntemehmer nur dann 
liaftbar, wenn ilin bei der AoBwabl ein grobes oder mftssiges Versebnl- 

den trillti 

Nach § 56, L 6 Prenss. A.-L.-R8. haftet der Auftraggeber nieht für 
den vom Beauftragten bei Anerichteng des diesem erfheUten, in den Ge- 
setzen nicht missbilligten Auftrags vemreacbten Sehaden, wfthrend § 53 
die besondere Bestimmung enthSlt, dass, wenn der Hachtgeber bei der 
Auswahl eines unt&chtigen BeTollmfichtigten eich ein grobes oder mSssiges 
Versehen hat zu Schulden kommen lassen « er für den von diesem auch 
bei der Ausrichtung eines erlaubten Auftrags durch seine ITnttehtigkeit 
verursachten Schaden soweit zn haften habe, als der Bescbädiger selbst 
zum £rsatz unvermOgend sei. — Nach dieser letzteren Bestimmung könne 
demnach der Beklagte fQr eine seinem Aufseher C. zur Last gelegte Nach- 
lässigkeit, durch welche ein Schaden hervorgerufen wurde, nur dann fQr 
haftbar erachtet werden, wenn er selbst bei Auswahl seines Aufsehers 
sich eines Versehens, einer culpa in eligendo, schuldig gemacht hat. — 
Zwar behauptet Kläger dem entgegen, dass Beklagter (&r jeden durch 
Verschulden seines Aufsebers verursachten Schaden zn haften habe und 
beruft sich hierbei auf § 68, 1. 6 Prenss. Alig. Landn ehts, wonach der 
Meister oder Hauswirth für den von seinem Gesinde, Handwerksgesellen 
oder LehijuDgen oder durch die Bewohner seines Hins s verursachten 
Schaden zu haften hat, wenn derselbe die Person des Beschädigers nicht 
nachweisen kann. — Allein die also festgesetzte Haftung beschränkt sich 
auf die hier bestimmt bezeichneten Personen und es ist unzulässig, die 
einschlägige Haftpflicht, wie Klüger will, auf Personen, die einer ganz 
anderen Stellung und Kategorie angehören, auszudehnen. — Beklagter war 
zur Zeit der Verletzung des Klägers Eisenbahn-Bauunternehmer, Letzterer 
selbst aber dessen beim Eisenbahnbau beschäftigter Arbeiter, beide kfmnen 
daher in dieser Eigenschaft nicht unter die in jenem § 68 aufgeführten 
Personen gerechnet we rden. — Die UnzulAssigkeit der Ausdehnung dieser 
Bestimmung auf Eiseubahnarbeiter und gewöhnliche Tagelöhner ergiebt 
sich nicht allein aus ihrer Natur, als einer Ausnahmebestimmung, sondern 
auch aus dem Umstände, dass der Gesetzgeber die Vertretung des Ver- 
schuldens eines Dritten durch den Meister oder Hauswirth oilcnbar deshalb 
angeordnet hat, weil es diesen Personen auch möglich ist, ihre Angehörigen 
in einem verhältnissraässig engbegrenzten Kreis zu überwachen und zu 
controlireo. — RevisionsklAger hat aber auch geltend gemacht, dass der 
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Berufungsrichter trotz der Feststellung, nach welcher der Erdbrocken, 
durch dessen Herabstürzen die Körperverletzung des KISgers \erar8acht 
wurde, schon wfibrend des ganzen Tages in gefihrlicher Weise fiber- 
gehangen und dennoch dessen Wegputzen vom Aufseher nicht angeordnet 
worden sei, sich dahin ausgesprochen habe, diese eine Tliatsache kOnne 
nicht ausreichen, die Anstellung des L. darch den Beklagten als eine 
schuldhaite erscheinen zu lassen und dass diese Annahme auf rechts- 
irrthflmlicher Auflassung der Verschuldung in der Auswahl beruhe, da der 
Begriff derselben dahin zu fassen sei, dass solche als eine ipso facto und 
und ex post erwiesene zu gelten habe, sobald ein Verschulden des 6e- 
hiilfen erwiesen sei. — Diese Rechtsanschauung ist jedoch irrig — danach 
hätte, wie Revisionskifiger weiter ausfährt, die Verschuldung der Gehilfen 
und Stellvertreter principiell als eigenes Verschulden des Vertretenen zu 
gelten. Allein eine derartige unbedingte Haftung ist keineswegs im § 53 
ausgesprochen, vielmehr ist nach der daselbst niedergelegten Bestimmung 
eine Haftung des Machtgebers nur dann gegeben, wenn sich derselbe bei 
der Auswahl eines untfichtigen Bevollmächtigten ein grobes oder massiges 
Versehen hat zu Schulden kommen lassen. Ob ein solches Versehen vor- 
handen, ist in jedem einzeben Falle zu prüfen und festzustellen. — Dass 
aber von vom herein bei einem Verschulden des Dritten ein Verschulden 
in der Auswahl auf Seiten des Machtgebers angenommen werden mfisse, 
lässt sich aus dem Sinn und der Fassung der mehrerwShnten Bestimmung 
keineswegs folgern. 

Nn 124. Eiitsch. des Deutsehen Reiehsi^eriehtfl.*) 
2. Hälfs-Senat Vom Id. Juni 1882. 

(■(>, j;.>=rh"^ Art; 1 «•'■•>. 1 

EntschädigUDg;splliclit der Eisenbahn für Beschädigung benachbarter Wiesen 
durch Errichtung eines Wehrs. Pflicht zur Wiederherstellung des früheren 

Zustaudes. 

in einem Vorjtrozessc Ui die Verklagte verurtheilt, dem Ivläger den> 
jenigen Schaden zu ersetzen, der den Wieden seine.« Kittorq:utos Kowalewo 
dadureii entstanden ist, dass Verklagte im November IS75 in dem Dureh- 
iass des die Wiesen durehsebneidcnden Eisenhnhndammes ein das von 
oberhalb kommende Wasser aufhaltendes W( In errichtet hat. Nachdem 
Verklagte am 27. Juli 1878 dieses Wehr iM si iiiut, handelt es sich im 
jetzigen Prozesse einmal um den dem Kläger in den Jahren 187 0, 1877, 
1878 entstandonon Ausfall an der Henerntf. äuuu um Br>eilii;inu^ der in 
ihrer Wirkuim noch fortdauernden- ►Schädigung der Wiesen. Klüger hut 
deshalb beantragt: 

*) S. Eiitsch. des Reidisgcricbts vom 39. Deatbr. 1882. Bd. II, 8. 432. 
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die Verklagte zd YerortheileD, 

1. ihm M. 3071,25 nebst 5 pCt ZiDsen seit Rechtskralt des Ur- 
theile zu zahlen, 

2. die Wiesen in den frfiheren Koltar- nnd Erfcragsznstand wieder 
zu versetzen. 

Der erste Richter hat den Kläger mit dem zweiten Antrage ganz, 
mit dem ersten in Hdhe von H. 1469,50 abgewiesen, nnd die Entseheidnng 
beziiglich des Rechtes von M. 1601,75 von einem dem Elfiger aufgelegten 
Eide abhSngig gemacht 

Anf die Appellation des letztem hat der zweite Richter die Ver^ 
klagte nach dem Klageantrage za 2 vemrtheüt, bezi^eh des Elage^ 
antrages za 1 aber dem Klfiger für den SchwOningsfaU M. 2180 zu- 
gesprochen« 

Die von der Verklagten gegen diese Abfinderong des I. Erkenntnisses 
mit dem Antrage anf Wiederherstellong desselben Angelegte Revision ist 
znlSssig, da Elfiger den Werth des zweiten Klageantrages allein in der 
AppellationsrechtfertigQDg selbst anf 1500 Mark angegeben hat nnd anch 
jetzt die Zalässigkeit der Revision anerkannt. 

Dieselbe kann aber nnr bei dem ersten Elageantrage fQr theilweise 
begründet erachtet werden. 

Was nämlich den zweiten Antrag betritft, so ranss dem Appellatious- 
ricbter darin beigetreten werden, dass derselbe durch § 79 Titel 6 Theil 1. 
des Allgemeinen Landrechts gerechtfertigt wird. Die Wiederherstellung 
des früheren Zu Standes konnte nnr dann abgelehnt werden, wenn dieselbe 
nicht möglich wäre. Wollte Verklagte sich von ihrer an sich fest- 
stehenden Verbindlichkeit dnrch die Behanptang der Unmöglichkeit be- 
freien, so hätte sie diesen Einwand in den Vorinstanzen substantüren nnd 
nnter Beweis stellen müssen. Dem Appellationsrichter ist aber anch that- 
sächlich darin beizatreten, dkss der frühere Znstand der Wiesen, hinsieht^ 
lieh ihrer Kultur und Ertragsfähigkeit der Menge und des Werths des za 
gewinnenden Henes, dnrch die Beweisaufnahme hinreichend klar gestellt 
ist. Dass verschiedene Arten, die Wiese wieder herzustellen, mdglich 
sind, erleichtert der Verklagten die Erfüllung, giebt aber dem Kläger 
weder (las Recht, noch die Pflicht, seinen Aiitrati anf eine bestiinnit»' Art 
zu richten. Das zweite Erkenntniss ist deshalb bei diesem Punkt zn 
bestätigen. 

Dagegen kann bei dem ersten Klac:pantrage die Ansicht des Appeilations- 
richters, dass bei vorliegender üebereinstimmnng der Zeugen- nnd Sach- 
verständigen-Anssagen mit den Parteiangaben im Gesammtresultate eg 
anf eine gesonderte Betrachtung und Vergleichung der einzelnen Positionen 
nicht ankomme, nicht gebilligt werden. Bei einer Schätzung durch Sach- 
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verständige mag dieser Satz richtig sein, soweit die einzehieii Angaben 
Dur zur Information für die Sachversttodigen gemacht sind. Hier handelt 
es sich aber wesentlich um vom Kläger behauptete, durch Zeugcu zn be- 
weisende Thatsaehen, nicht um die Ertragsfähigkeit der Wiesen, sondern ihre 
%virklichca Erträge in den Jahren 1S66 hie 1875. Da Klüger fünf Wiesen 
unterschieden und deren Ertrage speziell nnter Beweis gestellt hat, so 
mm» der Ertrag jeder einzelnen Wiese als ein besonderer Anspruch an- 
gesehen werden, ffir welchen nicht mehr als behauptet zugesprochen werden 
kauü. Eine Ausgleichung bei den mehreren Schuitten einzelner Wiesen 
erscheint dagegen zolässig, weil es sich nm einen lOjfthrigen Durchschnitt 
handelt und erfahnmgsmissig die Zeit des 1. und 2., beziehungsweise 
3. Schnittes in verschiedenen Jahren verschteden ist und sich nach dieser 
Zeitverschiedenheit' der Ertrag des einen Schnittes zu Gunsten oder zum 
Kachtheil des andern verminderfc oder vermehrt. Es ist deshalb geboten, 
den Ertrag jeder Wiese ohne Bficksicht auf die Abweichung im Ertrage 
der einzelnen Schnitte derart zusammenzufassen, dass dem Elftger unter 
Innehaltang seiner Gesammtforderung bei jeder Wiese nicht mehr als 
gefordert zuzusprechen ist. 



Nr. 125. Entsch. des Freuss. Ober -Verwaltungs- Gerichts. 
1. Senat. Vom 21. Juni 1882. 

(Entidi. Ot.T«nr.G«r. Bd. 9. 6.191 - Pmas. AvcUt liür Ei«enb.WeMn. 1884. 8.44,40,] 

Klage jm VerwaltimgBstroitTeifSüiTeii gemäss Art IV der Ereisordnnngs- 
KoTsUe vom 19. Hftn 1881. Zulftssighelt nachträglicher VervoHstfadlgang 

derselben. 

Kach der Bestimmung im Art. IV. § 2 Abs. 5 des Gesetzes vom 
19. M&rz 1881, betreffend die Abänderung von Bestimmungen der Kreis- 
ordnung u. s. w., wonach die gegen den Beschluss der WegepolizeibehOrde 
stattfindende Klage des wegen Instandsetzung u. s.' w. eines Öffentlichen 
W^es in Anspruch Genommenen innerhalb zwei Wochen seit Zustellung 
des Beschlusses anzubringen ist^ dagegen zur Vervollständigung der- 
selben eine angemessene Nachfrist gewährt werden kann, ist es zulässig 
die Klage zunächst nur gegen die betreffende Anordnung der 
Wegepolizeibehörde zu richten, zur Ermittelung des mitzuver- 
klagenden wirklich Verpflichteten hingegen noch eine Kachfrist 
zu erbitten. Es kann nicht angenommen werden, da^ die Person des 
letzteren stets schon innerhalb zwei Wochen nach Bfllnändigung des an- 
gefochtenen Beschlusses bei Vermeidung der PritÜciusion mitbezeichnet 
werden muss. Vielmehr gehört die Ermittelun^fj^desselben zur „Vervoli- 

\ 
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stftodiguug'' der Klage. Diese ist daher nidit als verspätet anzasefaen, 
wenn der betreffende Beklagte erst innerhalb der Nachfrist namhaft 
gemacht wird. 



Nr. 126. Entsch. des Ober-Landes-dIcriclits zu M&ncheu. 

Vom 4. Jnli 1882. 

[ZtK. d«6T«(«ia«D«aticlL£i9eiib.Vonr. 1889. S.933. - i^ummlniic der Entoch. Bd. II. .S. I.'l (T.] 

Ein von einer ihm unbekannten Person wälirend seiner Dienstveiriohtang 
beleidigter StatlonsYorsteher ist, wenn die deshalb sofort acprclialtene 
Person sich weigert, dnreh Nennung ihres Namens über ihre Persönlich- 
keit Auskiinft m geben, nach § 127 Abs. 1 der Relchs StrafproseBS-Ord- 
nnng m ▼orl&nAgen Festnahme derselben beftigt 

Nach § 127 Abs. 1 nsd 2 der B.-Str.>Pr.-0. ist, iaUs Jemand auf 
Meoher That betroffen wird, wenn seine Persönlichkeit nicht sofort fest- 
gestellt werden kann, Jedermann befagt^ ihn auch obne richterlichen Befehl 
und ohne dass der die Veifolgong der betreffenden That bedingende Straf- 
antrag vorher gestellt wnrde, vorlänfig festznnehmen. Wozu hiemach aber 
Jedermann befiigt ist, dazn sind selbstverstftndlich auch Polizeibeamte 
dienstlich berechtigt, wie dies das Gesetz seihst im Absatz 2 des § 127 
dadurch ausspricht, dass es die Polizeibeamten „auch dann* — also 
ansser dem Falle des Abs. 1 — znr vorlänfigen Festnahme filr befngt 
erklftrt, wenn die Voranssetznngen emes Haftbefehls vorliegen nnd Geiahr 
im Verzage obwaltet, ünd ist ein Polizeibeamter als solcher berechtigt, 
wenn die Voranssetznngen des § 127 Abs. 1 nnd 2 gegeben sind, Jeman- 
den vorl&nfig festzunehmen, so handelt er, fidls er von dieser Befngniss 
bei seiner I)ienst?errichtnng Gebranch macht, in rechtmSssiger Ansflbnng 
seines Amtes, nnd zwar anch dann, wenn der Beat, wegen dessen die 
Festnahme erfolgte, an dem Beamten selbst verfibt wnrde, da das Gesetz 
hierin nicht nnterseheidet und die Festnahme, mag die strafbare That an 
dem Festnehmenden oder an einer anderen Person begangen worden sein, 
in dem einen wie in dem anderen Falle die Sicherung der Veifolgnng der 
That bezielt — Die Voraussetzung des § 127 Abs. 1 der R.-Str.-Pr.-Ordn. 
liegt aber vor, wenn ein Unbekannter, bei Verftbung des Vergehens der 
Beleidigung angehalten, über seine Persönltchkeit durch Angabe seines 
Namens Auskunft zu geben sich weigert. Bs war daher der Bxpeditor S. 
.in wSmr Eigenschaft als Bahn-Polizeibeamter zor vorlftufigen Festnahme 
des ihn wfthrend seiner Dienstrerrichtuag im Bahnhofe zu B. beschimpfen- 
den Angeklagten J., dessen Persönlichkeit, weil er seben Namen zu nennen 
sich weigerte, nicht festgestellt werden konnte, umsomehr befogt, als auch 
die Voraussetzong des § 127 Abs. 2 a. a. 0. gegeben war, da bei dem 
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tfangol des Aasweises Aber die Person des Angeklagten gegen diesen 
wegen des Veigehens der Belddigang nach § 112 Abs. 1 nnd Abs. 2 
No. 2 der R.<-Str.-Pr.-Ordn. ein Haftbefehl erlassen werden konnte nnd 
bei dem nach den thatsfichlicfaen Feststellnngen damals alsbald zn erwar- 
tenden Eintreffen des Bahnznges, dessen Benntzong dnieb J. in Anssicht 
stand, Gefahr im Yersnge obwaltete. Die Bestimmung des § 63 des 
(Bay«rischen} Eisenbahnpolizei-Reglements vom 20. Hai 1880, dass die 
Bahnpolizei-Beamten ermächtigt sind, nnter den daselbst bezeichneten Vor- 
anssetznngen Jeden wegen Zuwiderhandlung g^n die Vorschriften der 
§§ 54 — 62 des Reglements vorlänfig festzonehmen, entzieht diesen Polizei' 
beamten nicht die ihnen dnrch § 127 der R.-Str.-Pr.-Ordn. vom Gesetze 
einger&nmte Befiigniss, und bezweckt anch nicht, diese letztere einzn- 
schrSnken, da Abs. 2 des erwähnten § 68 bezQglich der Sicherhdtsleistong 
eine Vorschrift enthält, welche zar Voranssetznng hat, dass Ton einem 
Eisenbahnpolizei-Beamten Jemand wegen eines Vergehens vorlänflg fest- 
genommen worden ist — Ob der Bahnexpeditor S. bei dem hier in Frage 
stehenden Einschreiten gegen den Angeklagten sich des Grundes seiner 
Berechtigung hierzu klar bewnsst war, oder nicht, ist völlig gleichgültig. 
In der vorliegenden Sache kommt es nnr daranf an, ob ihm zur vorläoiigen 
Feslaiahme desselben eine dienstliche Befagniss znstand, nnd dies ist, wie 
dargelegt, zn bejahen. — Hiemach hat aber Georg J. dadurch, dass er in 
der Weise, wie festgestellt ist, dem Bahnexpeditor S. anf die Ankfindignng 
der Festnahme für den Fall der fortgesetzten Verweigemng der Namens- 
angabe Gewalt androhte nnd bei dem Vollzüge der Festnahme mit Gewalt 
Widerstand leistete, sich eines Vergehens ans § IIB R.-Str.-G.-B.'s schul- 
dig gemacht. Das Berofongsgericht hat mithin, indem es nnter der An- 
nahme, der genannte Beamte habe nicht in rechtmässiger Ausübung seines 
Amtes gehandelt, den Angeklagten von der hierwegen eihobenen Anklage 
freispradi, die obenbezeichnete Gesetzbestimmuug durch Nichtanwendung 
verletzt. 



Kr. 127. Eutseh. des Deutlichen Reichsgerichts. 

2. Straf-Senat. Vom 19. September 1882. 

[Uruuu u. Blum, Annrdrn. Dd. C. S. 20^-270.] 

Bei Znerkamung (und Znlassnng) mildernder Umstände bildet die solchen- 
falls TorgeBehene Strafe (nach Haass uad Art) auch die Onmdlage für 

die Bemessung der Versnchsstrafe. 

Nach den Urtheilsgrunden nimmt die Strafkammer als erwiesen an, 
dass der Angeklagte am 8. März 1882 Abends zwischen 9 nnd 9V2 ^ 
auf frischer That betroffen wurde, als er einen verschlossenen, beladenen 

/ 

Digitized by Google 



Entscb. des Deutachen Reichsgerichts vom lU. öeptember 1^2, 



257 



Güterwagen, welcher auf dem Geleise in dem Baiinhofe zu Fniiikfurt a. 0. 
stand, durch Abschneiden des Plomben -Verselilusses geöffnet hatte, in den- 
selben eingestiegen war und an zwei Colli mit Tuch und ßaumwoUenzeug 
die Nähte der Umhüllung theilweise aufgetrennt hatte. Auf Grund dieses 
Sachverhaltes hat der erste Ilithter eine Schlussleststellung getroffen, 
welche den Thatbestand des Versuches eines schweren Diebstahls (§§ 
242, 243 No. 4 Hes K. Str. O.B.) erfüllt, und <lem Angeklagten wegen 
seiner lusherigen rnhescholtenlieit mildernde Umstände znsrebilligt, gleich- 
wühi aln r die Gruudstrafo auf 4 Monate Zuchthaus arbitrirt und diese 
gemäss i{§ 44, 21 des R. Str. G.B. in 6 Monate Gefäugniss ums^ewandelt. 

Die Bemessung der erkannten Strafe beruht auf einer Gesetzes- 
verletzung. Denn der § 213 Abs. 2 des R.Str.G.ß. bestimmt: „Sind 
mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefangnissstrafe nicht anter SMonaten 
ein.*' In diesem Fall kann also auf Zuchthausstrafe nicht erkannt werden. 
Gemto § 44 Abs. 1 des R.Str (l.B. ist das venuchte Verbrechen oder 
Vergehen milder zu bestrafen ais das vollendete, und daraus folgt, dasB 
bei Annahme mildernder Umstände die für diesen Fall im Gesetze an- 
gedrohte Strafe die Grundlage für die Bemessung der Versuchsstrafe bildet, 
denn nioht die ordentliche Strafe des betreffenden Verbrechens oder V t 
gehens, sondern die für den Fall mildernder Umstände im Gesetze gedachte 
Strafe ist die Grundstrafe, welche für den Versuch maassgebend ist, um 
die in § 44 des R.Str.G.B. vorgeschriebene Milderung der Strafe zu be- 
wirken. Es ist dies um so zweifelloser, als im Entwurf i § 38 Abs. 6 
ausdrücklich vorgeschrieben war: „Insoweit bei dem vollendeten Verbrechen 
unter Umständen eine der Art oder dem Maasse nach mildere Strafe ein- 
tritt, so soll dieselbe auch bei dem Versuche zur Anwendung kommen^ 
nnd diese Bestimmung nur deslialb gestrichen worden ist, weil sie selbst- 
verst&ndlich sei; und es ist auch in der That selbstverstftndlich , dass, 
wenn der vollendete schwere Diebstahl bei Annahme mildernder Um- 
stände nicht mit Zuchthaus bestraft werden kann, das versuchte Delikt 
aber nach § 44 Abs. 1 des R. Str. G.B. milder zu bestrafen ist als das 
vollendete, der versuchte schwere Diebstahl bei Annahme mildernder Um- 
stände nicht mit Zuchthaus bestraft, mithin auch die Zuchthausstrafe in 
solchem Falle nicht als die Strafe angeschen werden kann, welche nack 
den Gnmdsätzen des § 44 des R. Str. G.B. zu ermässigen ist. 
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>r. Entgeh, des Deutsehen Beichsgerichts. *) 
2. lIülfB-Senat. Vom 25. September 1882. 

[Pram. VerwiltBL Salug- V. 8. 141] 

1. LandstnuaeBBtreoke als stftdtiaolie Strasra. —.2. PiivatrocliUieker An- 
Bprnoli der Eigantliiliiier der an eine stftdtisclLe Stnase greuBeBden Wolui- 
li&Dfler auf die FortgewShr der darek diese Lage bediagiten Vorfheile. - 

Der App.-Kichter erachtet thatsftehlich die Wer Strasse iu D., an 
welcher die Hauptfront des klSgerisehen HaasgnmdstQcks iiegt, für eise 
Btädtisebe, rechtlich den Ansprach des Klfigers anf Erstattung des ihm 
durch die Tieferlegnng dieser Strasse entstandenen Schadens aber auch 
danu für begründet, wenn die Strasse kerne st&dtische wäre. 

Nach dem von ihm erhobenen und zutreffend gewürdigten Beweise 
mnss dem App.-Richter zunächst darin beigetreten werden, dass die M'er 
Strasse eine städtische ist. Die neuen Anführungen der Revisionssehrift 
sind auch nicht geeignet, diese Annahme zu widerlegen. Selbst wenn die 
Provinzialverwaltung der Rheinprovinz bestätigen sollte, dass die firagUche 
Strassenstrecke, welche zugleich einen Thetl der von M. nach D. führenden 
Chaussee bildet, von der Stadt D. nicht „flbemoBmien*<, und dass dieselbe 
bisher TOm Staate bezw. der Provinz nnterhalten sei, so würde diese iür 
das Eigenthnm des StrassenkOipers allerdings wesentliche Tbatsache doch 
nicht ausschliessen, dass diese Strassenstrecke neben ihrer Zweckbestim- 
muog als Landstrasse zugleich als stadtische Strasse dient. 

Ist die M*er Strasse eine städtische, so kann es femer keinem Be- 
denken unterliegen, dass das klägerische Grundstück als städtisches Wohn- 
haus anzusehen ist 

Bei diesem der Entscheidung zu Grunde liegenden Sachverhalt kann 
die Richtigkeit der weitergehenden Rechtsanschauung des App. -Richters 
dahingestellt bleiben und die rechtliehe Erörterung auf die Frage beschränkt 
werden, ob den EigenthOmem der an eine städtische Strasse grenzenden 
städtisdien Wohnhäuser ein privatrechtlicher Anspruch auf die Fort- 
gewähr der durch diese Lage bedingten Vortheile zusteht 

JDiese Frage ist sowohl von dem vormaligen Preuss. Obertribunal, 
nachdem dasselbe anftnglich gleich anderen höchsten Gerichtshofen Deut- 
scher Staaten geschwankt hatte, durch die Erk. v. 10. April 1866 (Stiieth. 
Arch. Bd. 62 S. 273) und 22. Dezember 1873 (Entsch. Bd. 72 S. 1), als 
auch schon von dem Reidisgericht in dem Erk. des L Hülfssenats vom 
7. März 1882 (J.M.B1. S. 149) für das landrechtliche Rechts- 
gebiet zu Gunsten der Anlieger entschieden worden. Von dieser neuesten 
Rechtsprechung abzuweichen, liegt weder an sich ein Grund, noch in den 
besonderen Umständen des jetzigen Falles eine Veranlassung vor. 

*) S. oben Bd. I, S. 92, 177, 295, 425; Bd. II, S. 17S, 229; Bd. UI, S, S46. 
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Nr. 129« Entseh. des Prenss. Ober-Yerwalt. Gerichts. 
2. Senat. Vom 28. September 1882. 

fRntfch. det 01».y«rw.Gcr. Bd. 9. 9. SIS. — Prean. Arebiv t Efmib. Wcmh. 1884. S. 4fL] 

Erriciituiig üeuer Wohngebäude an noch nicht fertig hergestellten Strassen. 

Dem gemäss § 12 (Ks (Icsotzcs vom 2. Juli 1845 ergangenen orts- 
btatutarisschen Verbote, an noch nicht fertig hergestellten Strassen „Wohn- 
gebäude zu errichten", welche Tiach diesen Strassen einen Ausgang 
^haben". unterliegt anch der Anbau an ein bestehendes ältems 
AVohuge bände (Erweiterungsbau), und zwar auch dann, wenn 
solfher nicht mit einem eigenen Ausgange dorthin versehen, vielmehr 
lediglich auf die Mitbenutzung eines derartigen Ausganges aus dem älteren 
Gebäadetheil angewiesen werden soll. 



Nr. 13(h Futsch, des Deutschen Reichsgerichts. 
5. Civil-Senat. Vom 18./23. Oktober 1882. 

[.InrisL Wochenschr. 1882. Nr. 43.] 

§ 1. Haftpfliehtgesete vom 7. Jnnl 1871. Beweis des Einwandes des 

eigenen Versohuldens. 

Das BemfDngsnrtheil stellt fest, daas der Elfiger bei dem Rangiren 
TOD Wagen auf der Bahn der Beklagten einen Stoss und Fall erlitten hat, 
welcher seine ErwerbsunfiUiigkeit znr Folge gehabt hat, und verwirft den 
Einwand des eigenen VerscHnldens. 

Rficksichtlich dieses Einwandes hatte Beklagte auf die Aussage der 
Zangen Schrodt nnd Dos in der üntersuchungssache wider Podlaiski 
und Genossen Bezug genommen, wo sie beknndet haben sollen, dasa 
ElSger anf seiner Hat habe sein müssen, es aber nicht gewesen sei. Das 
Benilnngsnrtheil hSlt diesen Beweisantritt ffir unerheblich mit der Aus- 
ffihmng, es sei nicht ersichtlich, worauf das angeblich in der Strafsache 
abgegebene ürtheil, dass Elfiger nicht anf seiner Hut gewesen sei, bemhte. 

Der hiergegen erhobene Angriff wegen Gesetzesverletznng, gestützt 
anf die Ansföhmiig, dass derjenige, welcher Beweis antrete, nicht den 
Grand anzugeben brauche, auf welcher die Wissenschaft der Zeugen be- 
ruhe, diesen vielmehr der Richter zu erforschen habe, ist nicht begründet. 

Die Aussage des Schrodt und Dos, auf welche Beklagte sich be- 
rufen hat, ist lediglich ein ürtheil darüber, ob der Kläger die nöthige 
Vorsicht angewendet hat, wie das Berofangsgericht richtig ausführt. Hier- 
fiber stand dem Gericht das Ürtheil zu; die dazu erforderlichen thatsfich- 
lidien Unterlagen hatte die Beklagte unter Beweis zu stellen, über solche 
aber sind Schrodt und Dos nicht als Zeugen benannt. 

11* 
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Die Beklagte hat ia der Berofangsinstanz den Einwand des eigenen 
VendinIdenB des Kl&gers viederbolt, ist bei der Behanpinng stehen ge- 
blieben, daas Kläger die Brwerbsnnföhigkeit aimnlire nnd bat im üebrigen 
erklflrt» dass sie gegen die Höbe der dem KUlger zogebilligton Entsebä- 
dignog keine Einwendung erheben wolle. 

Bas Bemfangsnrtheil findet in dieser Erklftmng ancb die Zorfick* 
nähme der frllheren Bebanptaug, dass ElSger nach einer gewissen Zeit 
ohnebin pensionirt sein wfirde nnd dass deshalb der Schade nicht för 
seine ganze Lebensdauer nach der Hohe seines Diensteinkommens, welches 
er im aktifen Dienst bezog nnd beziehungsweise bezieben wfirde, berechnet 
werden könne. Der hieigegen erhobene Angriff ist unbegründet 

Die Entscheidung beruht hier auf der Auslegung einer Erklärung der 
Beklagten, bei welcher ein Rechteirrthum nicht ersichtlich, die vielmehr 
doiehans sachgemftss ist. 

Hiemach sind die erhobenen Angriffe nicht begründet 



Nr. 131. Eutscii. den Deutschen Reichsgerichts.*) 
6. Civil-Senat. Vom 18./25. Oktober 1882. 

[Hand. n. Gewerb. Ztg. 1882.] 

§ 1. Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871. Einwand des eigenen Verscholdens. 
Der Kansalznsammeiüiang zwischen der unerlaubten Handlung nnd dem 
Unfälle ist zn erweisen. Liegt in dem Betreten der Trittbretter des Zuges 
während der Fahrt seitens eines Eisenbahnbediensteten eigenes Verschuldenf 

Der Ehemann und Vater der KUger war als GepAckscbaffner bei der 
Beklagten angestellt 

Am 18. August 1 880 gerieth er anf der Station Sausenberg aus dem 
Packwagen anter die Räder des Zuges. In Folge der Verletzungen, die 

er dabei erlitt, verstarb er. 

Dem Entschftdignngsanspmch der Kläger hat die Beklagte den Ein- 
wand entgegengesetzt, dass der Verunglfickto gelegentlich seiner Fahrt als 
Packmeister mu\ seines hierbei erlittenen Unfalls sich in Ausübung einer 
unerlaubteu Handlung befunden habe, und dass der % 1 des Reichsgesetzes 
vom 7. Juni 1871 daher keine Anwendung leide. 

Der Unfall hat sich zugetragen, als der Verunglückte anf der Station 
Sausenberg eine Fnssbauk, eine sogeniumte Ritsche, liat absetzen wollen. 
Er ist dabei unter den wieder in Bewegung gesetzten Zug gcrathen. Die 
Ritsche war nicht deklarirt, auch war keine Fracht dafür gezahlt. Beklagte 
behauptet nun; der Verungläckte sei als Packmeister veipflichtet gewesen, 

*) S. Bger, Komm. i. Haftpfl. Oea. i, Aufl. S. 154, 155 u. die dort aUog. BrkeantiiiM«. 
Femor oben Bd. I, S. 68^ 114, 115^ 175, 417; Bd. K, 1S9, 202; Bd. III, S. 8v 89, 80, 121. 
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sowohl das Paseagiergepück, als alle ihm anvertrauten GGter ttnd Gegen- 
stitaide von dem dazu beauftragten Beamten zu fibernehmen und an den- 
selben abzdiefeni, sowie sich davon zn flberzeugen, dass die ihm über- 
gebenen Gepftckstücke mit dem Begleitaettel stimmten. Derselbe hat aber 
die naeh Sansenberg bestimmte Ritsche von einem Anderen ohne Be^eit- 
scfaeio, ans Gefölligkeit und zn dem Zwecke znr Beförderong übemommeu, 
um dieselbe ohne FFaehtzablimg au ihre Adresse gelangen zn lassen. Als 
der Zng sich in Sansenberg schon znr Weiterfahrt wieder in Bewegung 
gesetzt, habe der Verunglückte diese Fnssbank beransgegeben ; lediglich 
hierbei sei er ans dem Wagen ge&llen nnd veranglilekt Nachdem in 
der ersten Instanz hierftber eine Bewelsanfiiahme stattgefnnden hatte, hat 
die Beklagte sich daf&r, dass nach dem vorliegenden Sachverhalt der 
Venmglackte die Fnssbank nnerlanbter Weise ndtgeDommeii, sowie dass 
er dieses gewnsst habe nnd liabe wissen mflsscn, auf Gutachten berufen. 

Der Beruftugsrichter stellt nun zunfichst fest: der Zugführer Schneider, 
und nicht der Yemnglückte, habe auf dem Bahnhof Krenzbnrg die Fuss- 
bank zum Transport übernommen, mid später auf der Station Sansenberg 
dem VernnglückteD den Auftrag zur Aushidung der Fussbank ertheilt 
Weiter tritt der Berafungsrichter der Beklagten zwar insofern bei, als er 
anninmit, dass der Yemnglückte, wenn er Eenntniss davon gehabt hätte, 
dass Schneider durch Uebemabme des Transports der Ritsche eines Dienst- 
vergehens sich schuldig gemacht, und trotzdem die Fussbank befördert 
habe, Theilnehmer an einer unerlaubten Handlung des Schneider geworden 
sein und ihn deshalb der Vorwurf eigenen Verschuldens treffen werde. 

£s wird aber erwogen; es sei nicht erwiesen, dass der Verunglückte ge- 
sehen, wer die Ritsche in den Packwagen eingestellt habe, auch habe der 
Vemnglückte während der Fahrt nach Sausenberg keine Eenntniss von 
dem Sachverhalt erhalten; es sei sogar anzunehmen, dass der Verauglückte 
bis zur Abfahrt des Zuges von der Station Sausenberg keine Eenntniss 
von dem Vorhandensein der Ritsche in dem Packwagen gehabt habe; aber 
auch die Thatsache allein, dass die Fussbank sick oHne reglementsmftsugen 
Begleitschein im Packwagen befunden, habe den Verunglückten nicht zu 
dem Schlüsse zwingen könne, dass dieses Gepäckstück unerlaubter Weise 
befördert werde; es sei häufig vorgekommen und gestattet gewesen, dass 
Handgepäck von Reisenden auf Anordnung des Zugführers ohne Begleit- 
schein im Packwagen untergebracht werde; der Verunglückte sei berechtigt 
gewesen, in der fraglichen Ritsche ein solches Gepäckstück zu sehen, und 
es sei anzunehmen, dass er dieses gethan habe; hiemach sei als erwiesen 
anzunehmen, dass der Verunglückte von der unerlaubten Handlung des 
Schneider oder davon, dass die Ritsche überhaupt unrechtmässiger Weise 
befordert werde, Eenntniss nicht gehabt habe, gegenüber dieser Feststellung 
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erübrige sich die von der Beklagten beantragte Einholung eines Gutachtens 
darüber, dass nach dem vorliegenden Sachverhalt der Verunglückte die 
Fussbank unerlaubter Weise mitgenommen, sowie dass er dieses gewusst 
habe und habe wissen müssen. Die Revisionsklägerin greift diese Aus- 
führung in folgender Weise an: der Verunglückte habe sich auch dann 
eines Dienstvergehens schuldig gemacht, wenn er bei gehöriger Aufmerk- 
samkeit habe wissen müssen, dass die Fussbank unerlaubter W^eise mit- 
genommen sei; der Berufungsrichter habe daher den beantragten Gutachter- 
beweis hierüber deshalb nicht ablehnen dürfen, weil er für erwiesen erachte, 
dass der Verunglfickte von der unerlaubten Handlung des Schneider oder von 
der nnrechtmftssiger Weise erfolgten Beförderung der Fussbauk keine 
Eenntniss gehabt habe. 

Die Frage, ob, wenn dem Verongiackten eine Nachlässigkeit seiner 
Dienstvcrricbtungen deshalb zur Last fällt, weil er es unterlassen hat, sich 
von der unrechtmässigen Beförderung der Kitsche Eenntniss zu verschaffen, 
hierin ein Verschulden desselben in Betreff des fraglichen Unfedls im Sinne 
des § l des Reiehsgesetzes vom 7. Jnni 1871 zu finden sei, ist eine im 
Wesentlichen thatsächliche. Der Berufuogsrichter hat sich hierüber nidit 
geftassert Er hatte hierzu aber anch keine Yeranla^^suiig , da die Be- 
klagte nach dieser Richtung hin einen Einwand gegen die Anspräche der 
Eläger nicht begründet hatte. 

Sic hatte vielmehr nnr behauptet, dass der Verunglückte die Fuss- 
bauk unerlaubter W^eise iu den Packwagen aufgenommen und dass er 
gewusst habe und habe wissen müssen, dass er die Fnssbank unerlaubter 
Weise mitgenommen habe. Die Revisionklägerin will in dem Ausdraek: 
der Verunglückte habe dieses wissen müssen zwar die Behauptung 
finden: es wäre Pflicht des Verunglückten gewesen, sich davon zu über- 
zeugen, ob die Beförderung der Fussbank ordoungsmässig sei; wenn er 
von der Unerlanbtheit der Beförderung der Fussbauk keine Eenntniss ge- 
habt habe, so liege hierin ein Verschulden. Allein wenn die Beklagte unter 
einen Gutachterbeweis stellt, der Verunglückte habe gewusst, und wissen 
müssen, dass er selbst die Fussbank unerlaubter Weise mitgenommen 
habe, so kann dieses jedenfalls nur so verstanden werden; es sei nach 
den Um Stauden die Aunalime ausgeschlossen, dass er von der ünerlaubt- 
heit einer derartigen Handlungsweise keine Eenntniss gehabt haben soUe. 
Die Behauptung, dass der Verunglückte gewusst habe, oder habe wissen 
müssen, dass die Ritsche auf Yeranlassung eines anderen Eisenbahn- 
bcdieusteten unerlaubter Weise in den Wagen gestellt, ist an sich in jenem 
Ausdruck nicht zu finden; sie wäre auch in keiner Weise substantiiit 
gewesen. Es war namentlich nicht geltend gemacht, dass der Verunglückte 
verpflichtet gewesen sei, sieh sofort von der Anzahl der im Packwagen 
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vorhandenen Gepäckstücke zu überzeugen niul die Ordnuncsmüssigkeit dos 
Transports derselben zu kontrolliren: auch war ein Kuusal/iisamraenhang 
zwischen einer Vernachlässigung dieser Pflicht und dem rnfall in keiner 
Weise dargelegt. So wie aber der Beweisantrag gestellt war. wurde er 
durch die Feststellung des Benifungsrichters gegenstandslos. Die (iut- 
achter !*ind darüber vorgeschlagen, dass nach dem ynrliec^enden Sachverhalt 
Glattki (der Verunglückte) die Fnssbank unorhiuhtor Woisn mitgenommen, 
sowie dass er dieses gewusst habe und habe wissen müssen. Nun stellt 
aber der Berufungsrichter fest, dass das nicht der Verunglückte gewesen 
ist, welcher die Fussbauk raitgrnriTnmen hat; es konnte also nicht mehr in 
Frage kommen, ob er gewusst habe oder habe wissen müssen, dass er 
unerlaubter Weise die Fussbank niitgniommen habe. 

Die Beklagte hatte dem Verunglückten ferner deshalb ein eigenes 
Verschulden vorgeworfen, weil er die Ausladung der Fus?b;ink zn cintM- Zeit 
vorgenommen habe, als der Zug sich bereits in Bew«'gunt; ii^esct/t, nnd 
weil er sich bei Absetzung derselben zu tief au^ dem Packwagen hinaiis- 
gebeugt habe. In dieser Hinsicht wird von dem Beratungsri<!hter aus- 
geführt: Bezüglich der Vorsicht znr Vermeidung der Gefahren des Eisen- 
bahnbetriebes sei hei einem Bahnbediensteteu nicht der für einen Laien 
übliche Maassstab anzulegen; die Bahnbediensteten hfitten nicht die Sorgfalt 
solcher Personen, die mit dem Betriebe nicht vertraut seien, anzuwenden. 
Einem Bahnbodiensteten könne wegen des Betretens der Trittbretter 
während der Fahrt ohne Weitere^ d^^r Vorwurf eines leichtsiiuiigen Ver- 
falinns nieht gemacht werden: im vorliegenden Falle habe überdies der 
Zug, als der Vernngliickte dass Trittbrett betreten, nur eine äussert geringe 
Fahrgeschwindigkeit gehabt; der Veriinglnekte habe sich bei dem Hinaus- 
biegen aus dem Wagen gleichzeitig an der Thürklinke festgehalten . und 
dieses aneh noch, als seine Füsse sich bereits anf dem Perron befunden 
hatten, und er von dem Zuge fortirosi-hleift worden ; die angewandte Vor- 
sichtsmaassregel de*^ Anhaltens an der Thürklinke sei vollständig aus- 
reichend gewesen, und der Ehemann und Vater der Klüver nirht in Folge 
eines unvorsichtigen Hinausbiegens, sondern in Folue eines anderen nicht 
anfgeklärten Umstandes verunglückt. Die Revisionskiägerin ureitt insoweit 
die Entscheidung mit der Ausführung an: Es sei nicht zu entschuldigen, 
dass der Verunglückte die Möglichkeit dei- Beschädigung eines so gering- 
fügigen Gegenstandes, wie die Rit^che, der Gefährdung seines eigenen 
Lebens durch das an sieh hei der eingetretenen Bewegung des Zuges 
keinenfalls gelahrlnse Hinaustreten auf das Trittbrett und Niederbeugen 
des Körpers .'tc. vori^ezoi^cn habe, noeh wenigf^r könne darin, wie im 
zweiten Urtheil geschehen, ein besonders ludier Grad von Sorgfalt bei der 
Ansübnug seines Dienstes gefunden werden. 
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Die erwfthnton Ansffilirungeii des Berafongsricliters beziehen eich, 
ohne einen atigemeinen Grandsatz darfiber anfinistellen, wieweit ein EiMii- 
babnbeamter sein Leben nnd seine Gesnndbeit zur fiöwabning von Gepfick- 
stAcken Tor Beschfidigungen in Gefiüir briDgen dürfe, auf das Veibalten 
des Veranglückten in dem speziellen Fall nnd sind als tbatsfieblich anzn- 
sehen. Die Ansfilhrungeu der Revisionsklfigerin kommen nnr darauf hinaus, 
dass die Benrtheilnng des Verhaltens des Verunglückten in dem Yor- 
liegenden Falle eine unrichtige sei, dass bierdurch ein Rechtssatz verletzt 
sei, ist nicht dargelegt. 

Die Angriffe der Bevisionsklägeiin erseheinen hiemach nleht gerecht- 
fertigt. 

Nr« 183. Entseh. des Prensa. Ober*Verwalt.Oeiiclits. 

2. Senat. Vom 6. November 1882. 

tKatseh. des OI>.Verw.O«r. Bd. 9. S. S18. - Pmom. AfchiT t EiMub-WaMa. 1884. S.49.] 

Siriehtung neuer WohngehAnde an noeh nieht fertig hergestellten Strassen« 

Dem gemäss § 12 a.a.O. < rt;aua('iieu ortsstatutariseheu Verbote, an 
Strassen, welche uocli nicht geinäs» den baupolizeilichen Bestimmungen des 
Orts fertig hergestellt sind, Wohngebäude zu errichten, die nach diesen 
Strassen einen Ausgang haben, unterliegen die älteren, srhon vur 
Krlass des betreffenden Ortsstatuts vorhanden gewesenen sog. 
„historischen" Strassen nicht. Als „historische** Strassen sind nur 
solche anzusehen, welche entweder bereits früher in die Verwaltung der 
betreffenden Stadtgemeinde übergegangen sind oder in denen wenigstens 
schon vorher ein öffentlicher strassenmässiger Verkehr stattgefunden hat. 
Privatstrassen, die nur als Zugang zu drn nn demselben oder dahinter 
belegenen Grundstücken gedient haben, gehören hierher nicht. 



Kr. IdS. Entseh. des Prensa. Oher-VerwaltOeriehts. 

2. Senat. Vom 13. November 1882. 

[BntBcIl. das OlkT«rw.Qw. Bd. ». 8. 98-83. - FniM.An:taiT t EtaeDl».We8«ti. 1884. 8. 42. 48.] 

Kielshesteuening der Staats- und Belehsheamten. 
Die Bestimmung im § 8 des Gesetzes vom 11. Juli 1822, die Heran- 
siehung der Staatsdiener zu den Gemeindelasten betreffend, wonach jeder 
Staatsbeamte, welcher einer Behörde angehört und bei derselben seinen 
beständigen Wohnsitz haben muss, unter allen Umständen als ein Ein- 
wohner derjenigen Stadt zu betrachten ist, in welcher diese Behörde ihren 
Sitz hat^ findet auch auf die Kreisbesteuerung des IHensteinkommens 
der Beamten Anwendung. Ein Beamter, welcher einer ausserhalb des 
Kreises domizilirten Behörde angehört, ist daher, wenngleich er thatsSch- 
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lieh in dem Kreise wohut, doch iu Beziehung auf sein DienstamkomineD 
überhaupt nicht als ein Angehöriger des Kreises im Sinne des § 6 der 
Kreisordnang anzusehen und unterliegt folgeweise auch bezftglich seines 
Diensteinkommens nieht der Vorschrift des § 9 daselbst 



Nr. 134. Entsch. des Deutschen Reiehscrerichts. 
5. Givil-Senat. Vom 22./30. November 1S82. 

§§ 3 und 8. Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871. Feststellung der Rente 
für Erwerbsunfäliigkelt und Kurkosten. Einwand der Yeijähnuig. 

Der Berufungsrlchter hat die Bemessung der Rente auf jahrlieh 
5400 M. folgendermaassen begründet: Kr niniiut au, dass der dorch die 
Erwerbsunfähigkeit des Klägers eingetretene Verlust dos aus seiner per- 
sönlichen Thätigkeit ihm erwachsenen Einkommens auf jährlich 4561,71 H. 
zu bestimmen sei; dann wird ausixeführt, die zuzusprechende Rente müsse 
aber auch die durch die Krankiicit des Klägers erforderliehen Kur- und 
Pflegekosten einschliesslich der Badereisen umfassen, welche Kosten vom 
Kläger auf jährlich 900 M., von der Beklagten offenbar viel zu niedrig 
auf 400 M. angegeben worden seien; hiernach erscheine eine Beute von 
5400 M. angemessen. 

Die.se Ausführung wird von dem Revisionskläger iu prozessualischer 
Hinsicht mit Hinweis darauf angegriffen, dass der Bemfungsrichter in Be- 
treif des Thatbestandes anf den Thatbestand des Endurtheils erster Instanz 
verweise, dass nach diesem der Kläger selbst den durch seinen Krankheits- 
zostand erforderlichen Mehraufwand nur auf 600 M., nicht :)nf 900 M. an- 
gegeben habe, da«s eine spätere Berichtigung dieser Angabe nicht festgestellt 
sei. Mit Rücksicht hierauf, meint die Revisionsklägerin, mfisse jedenfalls 
eine Ermässigong der Rente eintreten. Richtig ist es nun, dass der Be- 
rufungsrichter auf den Thatbestand des Enderkenntnisses erster Instanz ver- 
weist, und dass der Kläger hiemach den ihm in Folge seiner Krankheit 
entstehenden Aufwand an Kur-, Pflege-, Badereisekosten etc. uur auf 600 M. 
jährlich angegeben hat. Indessen ist es mit der aiigemeinen Verweisung 
auf den Thaibestaud des ersten Erkenotnisses nicht zu vereinigen, dass 
in einzelnen Punkten eine Berichtigung oder Abänderung desselben in der 
Berufungsinstanz stattgefunden hat. Wenn daher in dem angefochtenen 
Erkenntnisse bemerkt ist, Kläger habe die Kur- und Pflegekosten ein- 
schliesslich der Kosten der Badereisen auf 900 M. und Beklagte dieselben 
„oflfenbar viel zu niedric:^ ;\iif 400M. augegeben, so muss man annehmen, 
dass insofern der Thatbestand des ersten Richters hat abgeändert, beziehungs- 
weise vervollständigt werden sollen. Es fehlt an einem Grunde für die 
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Aunahme, dass der Berufuiig.srichter solche Behauptungen berücksichtigt 
habe, obgleich sie in der mündlichen Verhandlung nicht vorgetragen seien. 
Dass diese Angaben nicht im Thatbestande, sondern in den Entscheidungs- 
gründen aufgeführt sind, ist an sich unerheblich; es kann auch dieser 
Umstand nicht die Annahme rechtfertigen, dass selbige in der mündlichen 
Verhandlung nidit vorgetragen seien. Der Ängriflf ist hiernach nicht 
begründet. Die Revisionsklägerin bemängelt die erwähnte Ausfühning 
des Berafungsrichters weiter in sofern, als sie in Frage stellt, ob das Er- 
kenntniss, soweit es auf den Ersatz für die Kur- und Pflegekosten ein- 
schliesslich der Kosten der Badereisen ankomme, genügend motivirt sei. 
Es handelt sich hier um einen Punkt, in Betreff dessen das Grericht unter 
Würdigung aller Umstände nach freier Uebcrzeugung zu entscheiden hatte 
(Civilprozessordnung § 2G0). Die thatsächlichen Momente, welche liierbei 
in Betracht kommen, sind in den Erkenntnissen angeführt; und im Uebrigen 
(»rgiebt es sich von selbst, dass über den Botrag des für die erwähnten 
Kosten zu leistenden Ersatzes und nach den, den Richtern beiwohnenden 
allgemeinen Erkenntnissen und Krfahrniitreii entschieden werden rausste. 
Wenn solches nicht ausdrücklich ausgeführt ist, so kann hierin ein, die 
Revision rechtfertigender Mangel der Begründung nicht gefunden werden, 
zumal ein Zweifel darüber nicht obwalten kann, dass es sich um eine rein 
thatsächliche Würdigung Iiamlolt. 

Die Revisionsklagerin hat ferner dass Erkenntniss angegriffen, %vci! 
der Einwand der Verjährung verworfen worden ist. In dieser Hinsicht 
kann auf das diesseitige Erkenntni.ss \m 13. Mai 1882, welches in einem 
andern, ebenfalls aiil die Entschädigung wegen des fraglichen Eisenbahu- 
unfalls bezüglichen Rechtsstreit der Parteien ergangen ist, verwiesen 
werden. Ml Mflings wendet dif Revisionsklägerin ein, die Entscheidung 
in diesem Erkenntnisse benili<* darauf, dass der Berufungsrichter die Er- 
kenntnisse in dem Vorpro/e^c vom 15. April und "2"2. November 1878 
dahin ausgelegt habe, dass die Beklagte durch dieselben zum Ersatz all' n 
Schadens vernrtheilt worden, welches in seinen GrüiKleu auf die durch 
den Eisenbahnunfall entstandene körperli» he Verletzung des Kliigers zurück- 
zufüliren sei. das jetzt angefochtene Erkenntniss enthalte aber eine solche 
Ansleguiig nicht. Dieser Einwand ist nicht begründet. Der Bernfungs- 
richter verweist auf die in dem Erkenntnisse vom 20. Oktober ISbl ent- 
haltene Begründung, wonach die Einrede der Verjährung im Wesentliclien 
deshalb verworfen sei, weil die kurze Verjährung des § 8 des Heichs- 
gesetzes vorn 7. Juni 1871, nachdem der Sehadensansprueh im Prinzip recht- 
zeitig geltend gemacht und der Schade seiner Existenz und Besehaffenhcit 
nach damals festgestellt worden, die blosse Ausmittelung des Betrages des 
Schadens in einem neuen Prozesse niuht entgegenstehe« auch die Zolüssig- 
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keit einer prftpaTatorisclieD EDtseheidiiDg über den Schadeneansprach unter 
Yerweisang der Ansmittelnng der Hohe des Schadens znm besonderen 
Prozesse im Prenssischen Rechte nie bezweifelt worden sei. Der Bemfimgs- 
riehter T&umt also auch hiernach ein, dass über die Verpflichtnng znm 
Ersätze des gesammten, dem Klftger dnrch den Eisenbahnnn&ll ent- 
standenen nnd entstehenden Schadens „präparatorisch* entschieden sei ; er 
prflft dann anch nicht weiter, ob die Beklagte dem Elfiger schadensersatz- 
pflichtig sei, vielmehr sieht er dieses auf Gmnd der Erkenntnisse vom 
15. April nnd 22. November 1878 als feststehend an; nnd er erörtert daher 
nnr die Frage, was der Rl&ger znr Begrfindnng dieses Schadens nach dem 
Inhalt der Erkenntnisse noch darznthnn habe. In der That lassen sich 
anch die Erkenntnisse vom 15. April nnd 22. November 1878 nicht wohl 
anders anffassen. 

Auch im Üebrigen ist nicht ersichtlich, dass das angefoditene Erkennt- 
niss anf einem Rechtsirrthnm bemht. 



». 135. Kutsch, des Dentscheii Keichsij^ericlit«, 

5. Civil-Senat. Vom 25. November 1882. 

[tinnhot. Ikiträgf. Jahrg. i?. S.m — Pren.«s. VfirwaltBI. Jahrg. V. S. llJ.in] 

Beruht die Immission von Rauch nnd Russ in ein Grundstück nicht auf 
einer Berechtigung (Servitut), so involvirt sie nach A.L.R. einen körper- 
lichen Eingriff in das Eigenthum, ebenso ein dröhnendes Geräusch, welches 
dieLnftsaule des Nachbargmndstiicks in eine stark vibrirende Bewegung setzt. 

Der Ber.-Richter hat durch die stattgehabte Beweisaufnahme für tbat- 
sik-hlicii erwieseu erachtet: dass durch den Fabrikscliornstein des Bekl. 
eine Rauch- und Russeinführung in einem ungewöhnlichen Maasso in die 
an das Grundstück des Bekl. angrenzenden Grundstücke der Kläger be- 
wirkt werde^ nnd dass, wenn auch ähnliche Immissionen ans den Schorn- 
steinen anderer benachbarter Eigenthümer stattfinden, das Maass des Zu- 
Iftssigen schon allein dnrch die Immissionen des Bekl. überschritten werde. 

Er hat es fSr nnerheblich erachtet, ob die Fabrikanlage des Bekl. 
filter sei, als die Hansanlagen der Elftger, da, wenn Bekl. eine Berechti- 
gang zu solchen Immissionen für die ftltere Anlage erworben haben sollte, 
dieselbe mit der Beseitignng dieser filteren Anlage nnd deren Um- und 
Nenban nntergegangen sein wurde, übrigens aber anch die Begrändong 
einer solchen Berechtignng nicht zuzugeben sei, da dnrch die Priorität 
der Fabrikanlage eine solche die Naehbaigmndstfleke beschränkende Be- 
rechtignng, die znm Betriebe der Fabrik nicht notbwendig erforderlich sei, 
nicht erworben werde. 
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Dass die thatsAcblicbeB FeststeUnogeii des Ber.-Biobters auf Yer- 
letznoKen von Gesetzen berahen, Ifisst sich nirgends erkennen. Dieselben 
bleiben daher gemäss § 524 O.P.O. für das Bevisionsgericht maassgebend. 

Der Behanptnng des Bekl«, dass der Ber.-Richter durch die daran 
geknflpften rechtlichen Fclgemngen die §§ 1. 9. 25-— 28 I. 8 A.L.R. ver- 
letzt habe, kann nicht beigesümmt werden. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob es richtig ist, dass eine wohlerworbene Berechtigung zur Immission 
Ton Rauch und Russ in die Nachbargmndstftcke durch den blossen Umbau 
der Fabrikanlage des Bekl. untergegangen sein wflrde. Denn es ist dem 
Ber.-Richter jedenfalls darin beizustimmen, dass durch die blosse Priorit&t 
der Fabrikanlage ein solches Servitntrecht noch keineswegs f3r die ältere 
Anlage erworben wurde, wobei es auch gleichgültig erscheint, ob der Ge- 
werbebetrieb ohne solche Immissionen unmöglidi gewesen sein würde oder 
nicht Aus dem Umstände, dass Eiliger sich in der Nachbarschaft der 
schon bestehenden Fabrikanlage mit ihren H&usem anbauten, ist in keiner 
Weise zu folgern, dass sie freiwillig dorch ihre eigenen Handlungen ihre 
Geb&ude den beschädigenden Russ- und Raucheinwurlcungen unterworfen 
haben. Kläger besassen ihre Gmndstfieke servitntfrei, und Bekl. kann 
daher eine Servitut für seine Anlage nicht in Anspruch nehmen, wenn er 
nicht den rechtlichen Erwerb nachweist Durch die blosse Herstellung 
der nachtheiligen AnUge wurde aber ein solcher ebensowenig bewirkt, wie 
dadurch, dass die Kläger dieser Anlage und ihren Wirkungen so lange 
nicht widersprachen, als sie ihre Grundstücke in einer Weise benutzten, 
dass die Immissionen denselben unschädlich waren. In welcher Weise 
Kläger ihre Grundstäcke benutzten, stand in ihrem Belieben und war eine 
res meiae facultatis; durch die blosse Unterlassung der Bebauung derselben 
ging ihr Recht, diese Bebauung jederzeit in beliebiger Weise zu bewirken, 
nicht verloren, mithin auch nicht ihre Befngniss, Immissionen zu wider- 
sprechen, welche dieser Benutzungsart nachtheilig waren. Bekl. konnte 
nach A.L.R. I 8 § 82 den Besitz des Rechta, von den Nachbarn die 
Duldung der schädlichen Immissionen zu fordern, nur dadurch erlangen, 
dass er diese Duldung als ein ihm zustehendes Recht forderte und Kläger 
dem nicht widersprachen. Durch die Aufßlhrung von Gebäuden an eioer 
Stelle, an welcher dieselben den schädlichen Immissionen ausgesetzt waren, 
gaben Kläger ihr Widerspruchsreeht gegen diese keineswegs auf. 

In Betreff des durch den Fabrikbetrieb bewirkten Geräusches iat der 
Ber.-RIchter davon ausgegangen, dass zwar eine leigentilche körperliche 
Immission dadnrch nicht bewirkt werde, dass aber^ie Nachbarn gleichwohl 
demselben widersprechen konnten, wenn es das Maaas des Gewöhnlichen 
und Erträglichen Qberschreite, weil es dann nichf^ weniger belästigend, die 
freie Eigentfaumsnutzung hindernd und mithin /werthmindernd wirke, als 

f 
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wirkliebe körperliche Immissionen. Dass dies der Fall, sei dnrck die 
BeweisanliMÜmie festgestellt, da naeli den fibereinstimmenden Zengenans- 
sagen das darch den Maschinenbetrieb in die Gnindstficke der EUkger 
eindringende dröhnende Ger&nsch fSr die Bewohner der klfigerischen 
Hftoser im höchsten Grade belfistigend, schlafranbend nnd iast nnertrSglich 
sei. Mit Unrecht findet Bekl. hierin eine Verletznng des A.L.R. I 8 
§§ 1, 9, 25—38, weil in der vom Gesetz nicht gemissbilligten Iftrmenden 
Uantinmg anf dem eigenen Grnndstflck weder ein körperlicher Eingriff in 
die Eigenthnmssphfire des Nachbars, noch ein Missbraneh des Kgentfanms 
zu finden sei. Dass das Gesetz eine lärmende Hantimng nicht aosdrfiek- 
lich verbietet, macht dieselbe an sieh noch nicht zn einer anderen dadurch 
bceintr&chtigten Privateigenthftmem gegenüber unbedingt erlaubten, da 
durch polizeiliche Gesetze nur das Öffentliche Interesse gesiehert wird, 
wftiirend es dem einzelnen Privateigenthümer flberlassen bleibt, Eingriffe 
in sein Privateigenthum mit der eivilrechtlichen Eigenthumsklage abzu- 
wehren. Wenn daher der § 27 der Gewerbeordnung die ErtheUung der 
Erlanbniss zu Anlagen, welche mit ungewöhnlichem Geiftusch verbunden 
sind, davon abhängig macht, dass in der Nshe keine Kirchen, Schulen 
oder Heilanstalten vorhanden sind, so ist daraus nicht zu folgern, dass 
damit allem Privateigenthum die Beschrfinkong habe aufgelegt weiden 
sollen, dass benachtheiligendes Gerftuseh von solchen Anlage, welche die 
Polizei gestattet hat, ohne Weiteres ge'duldet werden müsse. Es kommt 
viefanehr lediglich darauf an, ob darin ein rechtswidriger Eingriff in das 
Privateigenthum zu finden sei, und wenn dies bejaht werden muss, so 
erscheint der Eigenthfimer auch zur Abwehr desselben mit der negatorischen 
Eigenthumsklage berechtigt Entscheidend dafür ist allerdings nicht, ob 
ein solches Ger&usch für den Nachbarn bdftstigend ist und der Werth 
seines Grundstücks dadurdi vermindert wird, auch nicht, ob eine Immission 
fremder Stoffe dadurch bewirkt wird, sondern nur, ob eine wirkliche 
körperliche Einwirkung auf das benachbarte Gmudstilck oder die 
über demselben befindliche Luftsäule stattfindet Dass dies bei der Ver- 
ursachung eines dröhnenden Geräusches der Fall ist, kann aber nicht in 
Zweifel gezogen werden, selbst wenn durch dasselbe nicht der Erdboden 
oder die auf demselben befindlichen Gebäude, sondern nur die zu dem 
Grundstack gehörige Luftsäule in eine flbermässig stark vibrirende Bewe- 
gung gesetzt wird. 
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Nr. 1S6. Entsch. des Beatsehen Beiebsgerichtä. 

2. Ilülfs-Senat. Vom 28. November 188-2. 

fiigentlmmS' oder örenzstreit einer Eisf^ubalm mit ilirem Adjacenten. Beweis 

des Elgeuthams. 

Bei gegeDwftrtiger Lage der Sache kann es dahin gestellt 1>I(Üh n. 
ob ein Eigenthams streit oder Grenzstreii vorliegt. Nach dem Ergeb- 
nisse der Beweisaufnahrae ist für festgestellt anzuuehmeii, dass die klagende 
Eiaenbahngesellschaft durch den Vertrag vom 20. Mäi-z 1854 ans dem 
Grandstücke No. 21 R. . . von dessen damaligen Eigenthümern, den 
Mathias Zawierucka'schen Erben, die auf dem Hart mann 'scheu 
Sitnationsplane mit den Buchstaben a. b. m. n. o bezeielmete Parzelle, 
einschliesslich der streitigen Fläche a. n. o, gekauft und übergeben er- 
halten hat. E< i t deshalb der Be\v(?is des Eigcuthums der Klfigorin 
nii der streitigen f Ifiche a. n. o. gefühlt, und darnach stellt sich der 
Klageansprach, sowohl was die Festsetzung der Grenze zwischen den 
Grundstficken der Parteien anf die Linie a. o, als die Verpflichtung des 
Beklagten zur Herausgabe der Fläche a. n. n an die Klägerin anlangt 
als begründet dar. — Diesem Beweise gegenüber kann die Thatsache, 
dass der Beklagte sein Gmndstück in den Grenzen, wie er p> jetzt benutzt, 
also mit der Linie a. u. als Grenze gegen das Grundstück der Klägerin, 
▼on seinen Vorbesitzem, den Lukosch'schen Erben gekauft und übergeben 
erlialten hat, nicht ins Gewicht fallen, ünstreitiii ist das Grundstück des 
Beklagten ebenfalls ans dem Grundstücke No. 21 ß. . aber erst viele 
Jahre später, als das Grundstück der Klägerin abgezweigt worden. Der 
Klägerin steht daher der ältere Titel und die auf Grund desselben sofort 
bewirkte üebergabe zur Seite. Ausserdem ist, was gleichfalls als un- 
streitig feststeht, der Rechtstitel der Klägerin bezüglich der durch den 
Vertrag vom 20- März 1854 erkaufton Parzelle am 2. September 1854 
im Grundbuche No. 21 R. . . protestativisch eingetragen worden. Vom 
Gesichtspunkte der Konkurrenz mehrerer Eigenthumsprätendenteu hat des- 
halb die Klägerin den Vorzug vor dem Beklagten. (§§ 19 If. Theil 1 
Titel 10 Allgemeinen Landrechts). 

Wie d*M Appellationsrichter, auf dessen erschöpfende Ausführungen 
in dieser Beziehung verwiesen wird, zutreffend dargelc i l at, ist für fest- 
stehend anzunehmen, dass die £v mann "sehe Kurte der Errichtung des 
Vertrages vom 20. März 1854 zum Grunde gelegen hat. Alle Einwendungen 
des Beklagten gegen die Beweisfähigkeit der producirten Urkunden, ins- 
besondere der Fnnktation vom 29. Oclober 1853 der Ev mann "sehen 
Karte tmd des Vermessungsregisters entbehren der Begründung. Wenn 
aber der Vertrag vom 20. März 1854 die Evmann'sche Karte zur Unter- 



Digitized by Google 



Entsch. des Deutschen Reiehsgeriebts Tom 89. November 1882. 271 

läge gehabt, die Klägerin mithin durch den Vertrag die aof dieser Karte 
mit No. 65 bezeiehnete Parzelle gekauft hat, so steht nach dem Gutachten 
der Sachverständigen Ben t er, Anst, Zacher und Hart mann fest, dass 
die ElSgerin anch die streitige Fläche a. n. o. mitgekauft hat. — Nach 
dem in dem Vertrage enthaltenen Anerkenntnisse der Kontrahenten hat 
sodann die Uebeigabe der verkauften Parzelle an die Klägerin stattge- 
funden. Die Richtigkeit dieses Anerkenntnisses, insbesondere auch inso- 
fern, als die Parzelle im vollen Umfange, also einschliesslich der streitigen 
Fläche a. n. o, der Klägerin abergeben ist, wird durch die Thatsaohe be- 
stätigt, dass nach der Svm an naschen und der Aus tischen Karte damals 
bei dem Punkte o ein Grenzstein errichtet und gegenwärtig — bei der 
Beweisaufiaahme — an demselben Punkte gleichfalls ein Grenzstein vor- 
gefunden worden ist. 

Kauf und Uebergabe der streitigen Fläzen stehen sonach fest, und 
daher rechtfertigt sich die getroffene verurtheilende Entscheidung. 



Nr. 137. Entsdi. des Deatsehen RefehsgerfDhfa. 

5. Civil-Senat. Vom 29. Novcniber 1882. 

[r.ruchot, Bcitr.. Jahrg. 27, S. tO!7. - Prenüs. Verwalt. Bl. Jahrg. V. S. 131. Puchelt o. Duy. ZciUcUr. 

1882. S. 234.] 

Aus § 120 R.öew.Ord. folgt nicht die unbedingte Pflicht df s TTuternehmers, 
jede neue, den Arbeitern grösseren Schutz gewährende Einrichtung ein- 
zufQhren. Dies hängt vielmehr von der Beortheilung des consreten Falles ab. 

„Der Bemfongs-Richter verneint, dass Beklagter nach dem § 120 der 
Gewerbeordnungs-Novelle v. 17. Juli 1878 verpflichtet gewesen sei, die 
Tummelbaumwinde durch eine den Arbeitern grössere Sicherheit gewährende 
TVinde neuer Constmktion zu ersetzen. £r fuhrt aus, es sei eine nach 
den konkreten Umständen des Falls zu beantwortende Thatfrage, was zur 
Sicherheit gegeu Gefahr für Leben und Gesundheit der Arbeiter thnnlichst 
erforderliche Anstalten seien; es sei mit dem § 120 a. a. 0. nicht der 
Sinn verbunden, als ob von dem Geweriwunternehmer jede neue Erfindung, 
die sich praktisch bewährt, zum Schutze der Arbeiter in seiner Betriebs- 
stätte eingeführt werden müsse; von einer solchen Verpflichtung könne 
fäglich nur dann die Rede sein, wenn die alten bestehenden Einrichtungen 
eioen objektiv unzureichenden Schutz gewährten. Indem der Berufungs- 
Richter hiervon ans^'cht, und bei iickslt htigt, dass die Tummelbaumwinde 
Jahre lang, ohne dass ein Unfall dabei vorgekommen, in Gebrauch gewesen, 
dass sie bei ordnungsmässiger Bedionnng ohne (ielahr für die Arbeiter 
geweseu; dass derart ige Winden auch uoch sonst in dortiger Gogend, und 
sogar im städtischen Packhofe in Magdeburg in Gebrauch seien, dass 
somit der Unfall, von welchem Kläger betroffen, nicht sowohl der Be- 
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sdu^enheit der Winde, als anderen ümstSnden zozuMfareibejs sei, kommt 
er zu dem fieenltat^ dass ein Verecbnlden des Beklagten darin, dasa er 
die in Bede stehende Winde benutzt Iiabe, nicht gefimden weiden kOnne. 

Der Bevisionskläger greift diesen Enfscheidangsgnmd mit der Ans- 
ffihmng an, da der Bemfnngs-Bichter anerkenne, dass gegenwärtig besser 
konstrmHe Winden im Gebrauch seien, so könnten die Grfinde, ans denen 
er den weiteren Gebraneh der Tunmelbanmwinde abseiten des Bekiagten 
fiSr zulässig erklare, nicht als richtig angesehen werden. - 

Dieser Angriff ist nicht begründet Man muss dem Bemfangs-Riehter 
darin beiticeten, dass ans dem § 120 a. a. 0. nicht die unbedingte Ver- 
pflichtung für den Gewerbeuntemehmer hergeleitet werden kann, jede neue 
Einrichtung, welche den Arbeitern einen grosseren Schutz gewährt, einzn- 
fOhien. Vielmehr ist „mit Bucksicht auf die besondere Beschaffenheit des 
Gewerbebetriebs und der Betriebsstätte*^ im einzelnen Fall zu entscheiden, 
welche Einrichtungen „zu thunlichster Sicherheit gegen Gefahr für Leben 
und Gesundheit nothwendig sind*^. 



138. Entach. des Prenss. Ober-Terwalt Gerichts. 
2. Senat Vom 30. November 1882. 

(EatMlU dM 01>.T«ni.6«v B4. Ül S* m — Pranas. Arcblv. t Elaeab.WctM. 1884. 8. «0 

Dispensation von baupolizeilichen Bestimmungen. 

Der Bezirköiath — in höherer Instanz der Provinzialrath — durf 
Dispensation von baupolizeiliehen Bestimmungen nur in denjenigen Fällen 
ertheilen, in denen ihm — au Stelle der Bezirk sregiernng — iiarh Vor- 
Bchrift der bestehenden BaupolizeiordüUDgen ausdrücklich die £rmächtigTmg 
hierza ertheiit ist 



Kr. 189. Entsch. des Obersten Oesterreich. Gerichtshofes. 

Vom 10. Januar 1883. 

[Epat«iii, Samml. dtubalmnelrtL Sntaeb. N. F. USU. 8. 10».] 

Zu § 85 c. Oesterr. SiQ-.B. Aueh Warnungstalbln dienen zum Betriebe 

von Eisenbahnen. 

Die von J. ü. erhobene Nichtigkeitsbeschwerde gegeu das Urtheil des 
K.G. iii B. Leipa vom 25. September 1882, Z. 5678, womit derselbe de^ 
im § 85 c.StG. bezeichneten Verbrechens der Offentlidien Gewaltthätigkeit 
verurtheilt wurde, ward vom O.G.H. als Eassatiooshoib verwoiftn. 
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Grfind«: 

NiUib § 85 cSt.G. ist die boshafte Bescbfidignng von filsenbahnen, 
diese mOgen mit oder ohne Dampfkraft betrieben werden, oder an den 
dazn gehörigen Anlagen, Beförderungsmitteln, Maschinen oder Gerfttfa- 

srhafteii oder anderen znm Betriebe dersflben dienenden OegenstAndeo als 
Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit anziii^ohen. Nun wird in der 
mit der Ic, Vdg. vom 16. November 1851 (R.G.Bl. 1 v. J. 1852) kund- 
gemachten Eisenbahn-Betriebsordnung, nänilicl) im § 98 derselben, bestimmt, 
dass jede Beschädigung, jede Verrfiekung oder Veränderung an der Bahn 
nnd ihrem Zngehöre, folglich nidit bloss an dem Geleise, sondern auch 
an den Dilmmen, Bennen, Gräben und an den Bauobjekten, Einfriedungen, 
Verschliesschraaben, Warnungstafeln, Gcfalissäulen, Meilenzeigern, Signal- 
vorrichtungen u. 8. f. verboten sei. Hieraus tuAit unzweifelhaft hervor, 
dass bei Eisenbahnen angebrachte Warnungstatelu, als Zugehör der Bahn, 
Gegenstande sind, welche zum Betriebe der Eisenbahn dienen, daher die 
boshafte Beschädigung solcher Warnungstafeln sich allerdings als das im * 
§ 85 c.St.G. bezeit'hncto Vcrbrerlien der öffentlichen Gewaltthätigkeit dar- 
stellt, sohin nicht nach ji '^19 St.G. bestraft werden kann, wobei es 
keinen T'^fprschied macht, ob diese Warnungstafeln innerhalb der Einfrie- 
dung der Bahn oder unsserhalb derselben angebraclit waren, da die Ab- 
sicht des Gesetzes dahin gerichtet ist, Unshickstülle zu verhüten nnd den 
Bahnverkehr möglifhst zu sichetn, zur Erreiclinnc: dieses Zweckes aber 
auch die Aufstellung von Warnungstafelu an den geeigneten Orteu dienen 
soll. 



Nr. liO. EDtseh. des Obersten Oesterreleh. QerlehtshofBS. 

Vom 15. Januar 1883. 

(EpBtda, 9«wad. dsnlMluiraeML EateelL N.R IWi S 110,111.1 

Als Öffentliche Beamte im Sinne des § 153 Str.O. können nur die im 
§ 102, Abs. 2 Str.G. beseiohneten Personen angesehen werden; daher z. B. 
nicht die AngesteUten einer Privateisenbahn. 

Der von U.W und S.K. erhobenen Nichtigkeitsbeschwerde gegen das 
ürtheil des K.G. in S. vom 24. Juli 1882, /:ihl 6201, womit dieselben 
des Verbrechens der schweren körperlichen Beschädigung nach § 153 
St.G. schuldij? erkannt wunli n, \vnr(h' vom O.G H. als Cassat.-Hote in 
Uebereinstiimuiaig mit den Au.slü.hrungi-ii der Gencralprokuratur statt- 
gegeben, das Urtheil behoben und zu Recht erkannt: Die beiden Angeklagten 
werden von der Anklage wegen Verbrechens der schweren körperlichen 
Beschädigung nach § 153 St.G. gemäss § 259, Abs. 3 St.P.O., freige- 
sprochen, dagegen der Uebertretuug gegen Öffentliche Anstalten nnd Vor- 
Kff«r, Wiwlwtiiieditltete BntiehaMugvii. m. 18 
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kflhriiDgea oadi § 812 StG. seholdig erklärt, begaogen dadurch» das« sie 
am 35. November 1881 in B. auf der Eieenbahnstatioii den im Dienste 
eines Portiers begiiffepen O.M., welcher gleichzeitig anch zur Dekonpining 
der Fahrl^aiten Yerpfliehtet war, in feindseliger Absicht mit Stocken anf 
den. Kopf geschlagen und ilmi hiednrcb am Kopfe eine leichte Verletzung 
verursacht haben, deren Folge eine 48stündige Gesandheitsstdrnog nnd 
Bern&nnt&higkelt gewesen ist. 

■ ' ■ 

GrAnde: 

0ie Besehwerde der Angeklagten stützt sich anf die Nicbtigkeits- 
t grfinde des $ 281/9 a nnd 10 St.P.0., welche dahin geltend gemacht 
' werden, dass die den. Angeklagten angesdinldete That in Ansübnng ge- 
rechter Nothwefar gesc^, daher &berhanpt eine strafbare Handlung nicht 
begründen könne; nnd dass dem beschädigten Thiirsteher die Eigenschaft 
eines OffentlicÄien Beamte im Sinne des f 153 St6. mit Unrecht bei- 
gemessen wurde, da diese Eigenschaft keineswegs allen unter den Schutz- 
bereich des § 68 SiG. gestellten Personen, sondern nur denjenigen von 
ihnen zugestanden werden kann, welche, wie dies der § 101 StG. vor- 
schreibt, vermöge unmittelbaren Öffentlichen Auftrages zur Besorgung von 
Begiernngsgeschftften verpflichtet sind, von welcher VerpflichtuDg gegen- 
über den auf Privateisenbabnen bediensteten Persooen nicht die Rede sein 
könne. Diese Beschwerde kann nur insoferne als begründet angesehen 
werden, als mit derselben der Thatbestand des Vi rbrechens nach § 153 
8t.G. ob Abgang der Eigenschaft eines öffentlichen Beamten auf Seite des 
v(M letzten Eisenbahn-Thürhuters bestritten ^vi^d, da die Bechtsansicht, von 
welcher der erste Richter bei seiner Eiitscliciduuff nnsfjcgangoc ist, als 
wenn der BegrilT der öffentli(then Beamten im § 153 St.G. sämmtliche 
Kategorien der im § 68 StG. aufgezählten obrigkeitlichen nnd densselben 
gleichgestellten Personen umfasst, offenbar anf eitjem Rechtsirrthura be- 
ruht. Wie an8 der Vergleichung der §§ 68, 70, 81, 153, 279, 312, 33U 
333 iind anderer des Strafgesetzes zu entnehmen ist, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, dass das Gesetz die im § 68 St.G. genannten Personen 
mit „öffentlichen Beamten", wo von solchen die Rede ist. durchaus nicht 
identifizirt hat, und dass beide Begriffe sieh keineswegs decken. Für den 
Begriff eine?; öffentlichen Beamten iiii rmfuiige des Strafgesetzes und 
daher im Sinne des § 153 ist ein/ig und allein die im § 101 St.G. aut- 
gestellte Definition, wonach als öffentlielio Beamte nur jene Personen an- 
zusehen bind, die vermöge einer öffentlichen, sei es unmittelbaren oder 
mittelbaren Aultragung zur Besorgung von ]u'L;ierungsgcschäften berufen 
.sind. Dass jedoch der Beiun!" oder Di"n<'r uiiier Privateisenbahn als fin«» 
zur Besorgaug von Kegiüruugsgeschütteu berufeuc Pcrsou, somit als Beamter 
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im obigen Sinne nicht angesehen werden kann, braucht füglich nicht näher 
ausgeführt zu werden. Insoferue nun die der EntfJchei'InTis zucrrnnfle ge- 
legte That ah da« im § 153 StG. normirte Verbreclien den Angeklagten 
S.K. und M.P. zugerechnet wurde, erscheint das Gesetz jedenfalls verletzt. 



Kr. 141. Entsch. des Ober-Landes-Ocvlelits Bramisehireig. 

Vom 26. Januar 1883. 

{Bofdi. Ardllv. Bd-fSt. 8L 81D. - BcuDidlw. Zdta^. J«]|ib;«l 8. SLJ 

Enats des Talons dnnh die Obligattoneii. 
£ili Satz des Inhalts, dass bei derjenigen Function, tür welche der 
auf Inkaber lautende Talon speciell bestimmt ist, nämlich die Erhebung • 
neoer Zinscouponsraihen zu vermitteln, diese Urkunde dureh die Obligation, 
deren ZnbehOr der Talon ist, ersetzt werden kOnne, ist nicht der Art zu 
allgemeiner Anerkennung gelaugt, dass er als ein Satz des Gewohnheits- 
rechts bezw. als selbstverständliche lex contractos bei Emission solcher 
Papiere anzusehen wftre. 



Kr. 14S. Entseh« des Ober-IiandM^riehts . Karlsruhe. 

Vom 17. Februar 1883. 

rnaMli, AnMr. Bd. 4S. S. 867, — Badtsche Anmltn. Bd. 49. 8. UM, 9W.] 

Art. 395, 427. Handels-Ges.Buch. IJuabweudbarkeit als Eriurderniss der 

vis major. Bösliche Handlungsweise. 

Ein wesentliches Erfordemiss der höheren (rt walt im Sinne dieses 
Artikels, welches der in Anspruch geuouiuiene Frachtführer zu beweisen 
hat, ist die rnniiii^lichkeit, bei der nach den Umstünden des Falles ge- 
botenen Vorsicht, das schädigende Kreigniss oder den durch dasselbe ver- 
ursachten Schaden abzuwenden*). 

Eine bösliche Handlungsweise ira Sinne den Art. 427 Abs. 2 II.G.B. 
liegt auch dann vor, wenn der pflichtwidrig Handelnde sieh der uiit seiner 
Handlungsweise verbundenen Gef;ilii iiewusst gewesen ist, den eingetretenen 
Schaden aber nicht beabsichtigt iiai. *) 



•) d. h. mit rationellen Mitteln: s. T.Hahn, II. S. 433 f.: Kntsch. des R.O.II.G. 
Bd. 2 S. -217, Bd. 8 S. 2Fk 151», Bd 1-2 S. 107 und des Reichsgerichts, EisenbahnrecliÜ. 
Kutsch. Bd. 1, S. 12a, 14S, 149, 250, Bd. 2 S. Sat>. 

**) Anscb&tx mid v. Völderndorff, Hl. S. 4S8,4S9; Endemaan § 155 S.7Si; 
llftkow«r 8. 395, 896; v. Hahn, IL S. 447; Eger, Deutscbe« Ftaehtraelit I. 8. S35 f. 
und BisenbahnnchtL Bnlaeh. I. S. 21» 40, 84, 0. 136» 354. 

18* 
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Nr. 143. Entseh. des Obcr-Landes-Gerichts Köln. 

Vom iJ4. i^ obruar 1883. 

[Bosch, AkUv. Bi. 4«. 8. »8l - Bbtbi. Axdi. Bd. TS. Abth. 1. 8. tOt.] 

Art 114, 116, 230, 231. H&ii1668.Biio1l Yeipfllolitimg der Qesellfloliaft 
dueh Ihre Organe, ünerlanbte Handlmigeii. 
£iiie Gesellschaft wird durch ihre Organe nur insofern vertreten, als 
diese innerhalb der Sphäre des ihnen staintenmAssig oder geBetzlich zu- 
gewiesenen Wirkungskreises handeln nnd hierbei Handinngen oder Unter- 
lassungen sich zu Schulden kommen lassen. Für aosserhalb dieses Wir* 
knngskieises liegende unerlaubte Handlungen ihrer Vertreter ist die Ge- 
sellschaft nnr dann verajitwortlich, wenn ihr durch solche Handlungen ein 
Vortheil erwachsen ist.*) 

Nr. 144. fintseh. des Dentselieii Beiehsgerlelits. 

6. GiTil-Senat Vom 3. Hftrz 1883. 

(GrucUot. Heitr. Jabrg. 28. S. WU ] 

§ 1. Haftpflichtgesetz. Die Nichtbeobachtung eines dem Publikam gegebenen 
Verbots involvirt nicht ohne Weiteres ein Verschulden der fiahnbeamten. 
(Aufsteigen auf den schon gehenden Zug.) 

Der Ehemann und Vater der Kläger ist bei dem Eisenbabubetriebe 
des Beklagten getödtet. Den Einwand des eigenen Verschuldens des 
Getödteten gegen den aus § 1 des Haftpflithtgesetzes vom 7. Juni 1871 
erhobenen Anspruch hat das Berufungsgericht verworfen. 

Das Verschulden des flrtödteten soll darin bestehen, dass er gegen 
das bestehende Verbot auf den schon gehenden Zug aufgestiegen ist, und 
darin, dass er gegen ein Verbot sich ohne Vorwissen des Zugführers vom 
Zuge oiitfcrnt und oliiio Krlanhniss des 8t.atiousbeauiten die Restauration 
auf dem Bahnhofe lleidekrug betreten hat. 

I)a*5 Verbot, auf den schon im Oanq^e hefindlielien Zug zu steigen, 
soll in § 28 der allc^eiuoiiion Vors* hi iften für den Fahrdien.st zu finden 
sein. Dort ist in dcni in Fraise kMimiienden Absatz 2 lediglich dio Be- 
stimmung des >j Gl des Bahupulizei-liegleiiicnts wiedergeuchen. welcher i'in 
Verbot für das Pablikuni enthält. Diese Bestimmung kann iiicht . wieKevisions- 
kläi(t"r auszuführen sncht, ohne Weiteres auch auf die Bahnbeamten an?»»- 
wendet werden. Das Berufungsgericht hat dadurch, dassesdiese Anwi ndbarki il 
auf Bahnbeamte als solche verneint hat. nicht das Bahnpoli/oiroiili incnt o<ler 
äonst ein Gesetz, dessen Verletzung die lievision begründen konnte, verletzt.**) 

*) Vi;l. ßatseb. d. R.O.H.O. Bd. 19 S. 'AHy M. 25 S. 364 fr.; EiienbabDr. Ent.^;ii. 

I. S. 162, II. S. 381. ' 

**; Bei Huhnbeamtcu ist ein milderer Uaassstab Anzuwendeti: BnUcta. det« !> > U.O. 
B«l 10 .S 291. ,e 
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Kr. 145. JBntseh. des ObeivLaudes-Clerielits Dresden. 
Vom 31. Kärz 1888. 

[Basdi, ArditT. Bd. 4& & Mi; 808. - SldHlMh« AniMlen. B4. 4. 8. 465.] 

Art 402, 408. Hand. Oes. Bneh. Oowahrsain der BahiiTerwaltiuig f8r den 

Defltinatftr des FraehliKats. 

Ist nach Ankunft des nnbezablten, dnrcfa die Bisenbahn gesandten 
Gutes am Abliefenugsert der Frachtbrief dem Käufer aosgdiftndigt und 
die Fracht an die Bahn gezaUt, so fibt jedenfalls die Bahnverwaltong von 
Debergabe des Frachtbriefs ao — da nach Zahlnng der Ftacht für sie 
selbst ein Rückhaltnngsreeht nicht mehr besteht — den ihr an dem Gate 
verbliebenen iaictisehen Gewahrsam nunmehr lediglich im Namen des 
Käufers, also für Letzteren aas. 



Mr. 148. Bntseh. des 01)«r»L«idefl-€lerielLt8 zu Hamburg. 

Vom 22. Hai 1888. 

(^«idhrt, AnbfT. N.T. Bd. 9i S. 410-dl&] 

Ist die Klage aus §§ 1, 2 des Haftpfliehtgesetzes zugleieli aueh nach dei 
Landesgesetzen begründet, so kfimen aaeh die hflifirai EntsoULdigangs» 
normen der LandesgeBetze Anwendimg finden (§ 0 Abs. 2 1. o.) und dalier z. B. 
Sehmeizensgelder zuerkaimt werden, wenn nach landesrechtUehen Vor- 
sehriften eine derartige Forderung statthaft ist 
Wenn das ehemalige O.A.G. zu Lfibeek (Seuffert's Archiv Bd. 32 
No. 289) den Aussprach gethan hat, dass seit Einfilhning des deutschen 
St. G.B. in keinem deutschen Staate, sei es von den Oivilgerichten, sei es 
von den Strafgerichten, auf Schmeizengeld erkannt werden dürfe, so ist 
es zu diesem Satz wesentlich auf Grund der Auffassung gelangt, dass das 
Schmerzengeld eine „Prival^ftoalfolge des an dem Verletzten begangenen 
Delicts^ sei. Seitdem hat indessen die Ansieht die Oberbsnd gewonnen, 
dass das Sehmerzengeld nicht eine Privatstrafe im technischen Sinn, sondern 
ein clvUrechtlicher Krsatzansprueh sei. Dass das gemeine deatscbe Ge- 
wohnheitsrecht, welchem der Schmerzengeldanspruch seine Entstehung ver- 
dankt, sich in dieser Richtung entwickelt, bat namentlich Wächter in 
seiner Schrift über die Busse bei Beleidnngen und Körperverletzungen, 
auszofOhren versucht, und Wind scheid hat sich durch diese Schrift be- 
stimmen lassen, in der 4. Aufl. seines Pandektenrechts von seiner früheren 
entgegengesetzten Ansicht zurückzutreten (§ 455 No. 7). Derfeoll)on xMeinung 
ist n. A. Stobbe deutsch. Privatr. Bd. 3 S. 418, und auch das R.G. hat 

*) Entscb. de» 11.0. H.G. Bd. 19 S. 396, Bd. 34 8. 811 (T. uwl R«fclttg«Tioht«, 
Eis«nbabu«ebtl. Eoiseh. I. 9. 149, 429. 
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in einer Entscheidung vom 17. November 1882 (Seuffert Archiv Bd. 38 
No. 121) das Schmerzengeld als einen civilrechtlichen Ersat/aiisprnch be- 
handelt. AU solches blieb er aber unberührt durch § 2 des E.O. zum 
St. G.B, ; seine Goltendmaclmng ist nur im Fall einer nach § 2.^1 des 
St. G.B. erkannten Bosse zufolge ansdrücklicher gesetzlicher Vorschrift aus- 
geschlossen. 

Die weiter zu eiitsrhoidende Frage, ob ein nach Landesrecht be- 
gründeter Ansprncli auf Sclmierzengeld auch in den Fällen der 1 und 2 
des H.Pfl.Ges. na* Ii § 9 daselbst geltend zu machen ist, war von dem 
1, Senat des ß.O.lLG. (Fntseh. Bd. 19 S. 397 ff. und Seuffert Archiv 
Bd. 32 No. 68) verneinend beantwortet, durch einen späteren Plenar- 
beschluss desselben Gerichts (Entöch. Htl 24 S. 311 ff. und Seuffert 
Archiv Bd. 35 Nn. 29) jedoch im entL'< ngesetzten Sinne entschieden 
worden, und das R.G. folgt in seinem Ürtheil Bd. 1 S. 277 die^^er letzteren 
Ansicht, welcher auch das O.L.G. sich anschliessen zu niü<<i n frlaubt 
(vgl. auch Eger H.Pti.Ges. 2. Aufl. S. (109). Es dürfte zwar schwerlich 
der durch Aufnahme des § 9 verfulgten Absicht des H, Pfl.(Jes. ent^ 
sprechen, wenu. wie hier, zunächst auf Grund der §§ 1 und 3 des Haft- 
gesetzes Schadensersatz gefordert und später in Bezug auf denselben 
Unfall noch eine gesonderte Klage auf Schmerzengeld erhoben v,ird. 
Für die zu treffende Entscheidung ist indess dieser Punkt von keiner Be- 
deutung, weil ohnehin der Klaganspruch für unbegründet zu erachten war. 

Bei der hier vorliegenden Frage, ob die beklagte Pferdebahngesellschaft 
aus der durch ihren Kutscher B. dem klägerischen, von ihm übergefahrenen 
Kinde augeursachten Verletzung auf Schnierzengeld hafte, kommt es zu- 
nächst darauf an, ob ein VerHchuUlen des H.. wenn es erweislich wäre, 
der Beklagten zuzurechnen sein würde. Und das ist zu verneineu. Aus 
dem vom R.O. H.G. für die gemeinrechtlichen Gebiete Deutschlands als 
ansser Zweifel bestehend bezeugten Gewohnheitsreclit, wonach die grossen 
TranspOrtailBtalteil f3r den durch ihre Bediensteten angerichteten Schaden, 
insbesondere auch Üir deren aquilische Culpa verantwoillich sind (Entsch. 
des B.O.U.G. Bd. 13 S. 79 ff., Bd. 21 S. 286 ff. in Seuffert Archiv 
Bd. 30 No. 145 nnd Bd. 34 No. 212), und daraus, dass die Klage auf 
Schmerzeogeld von der Doctiin als aedo atiÜs es lege aquilia im System 
notergebracht wird, Iftsst sich nicht ohne Weiteres schliessen, dass Alles, 
was von der actio legis aqniliae gilt, also aneh ihre Znl&ssigkeit gegen 
Transportgesellschaften wegen Yerschnldens ihrer Leute, anch von der 
Klage anf Schmensengeld zu gelten habe. Der Ansprach anf Sehmerzen- 
geld ist dn eigeothfimliches Bechtsgebilde, welches trotz des in der Praxis 
ihm gegebenen Charakters eines civilrechtlichen Ersatzanspracbs seinen 
Vrsprang als eine Art Bnsse (W&chter die Bnsse S. 81 §22) nicht 
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völlig verleugnen kann. Das wird auch von der Doctrin anerkannt, es 
wird namentlich der Anspruch für nicht activ vererbiich betrachtet, denn, 
wie Windscheid 4. An6. N. 33 sagt» ^es stirbt mit dem Verletzten auch 
der von ihm erduldete Schmerz, während der Vermögensschaden dauert 
und auf die Erben übergeht" und Stobbe a. a. 0. S. 418, 419 giebt 
demselben Gedanken unter Berufung auf die Praxis Ausdruck, indem er 
die Klage als actio vindictam spirans bezeichnet nnd damit der ästima- 
torischen Injiirienklagc wieder nähert. Unter diesen Umständen ist der 
Nachweis eines besonders uucii darauf gerichteten (Tewohnhcitsrechts un- 
entbehrlich . dass dem diireh den Bediensteten einer grossen Transport- 
geselisehaft Verletzten dioso auch für seinen Anspruch anf Sehmerzeugeld 
hafte. Von den in den niaassgehenden beiden reichsoberhandeisgerieht- 
licbeu Entscheidungen eitirten Sehriftstellern stellt Goldschmidt in 
seiner Zeitschr. f. Haiulelsr. Bd. 4 S. 578 imr für Ki m htgüter uu<l Per- 
sonen der Reispiiden den Satz auf, dass d' i ruternehnnT des Eisenbahn- 
betriebs unbedingt für diin li s. iii.' Bf ili Miii -ii ii entstandenen Schaden und 
Verlust hafte, und bei Bespreebniig iler bezüglichen deutschen Praxis in 
Bd. 16 8. 37.3 führt er nnr wenige Falle au, in denen „sogar" die Haftung 
auf Vertietung an ^ercoutraetlichen Verschuldens ausgedehnt worden. Von 
den Citateu aus Kuch, Deutschlands Eisenbahnen Bd. 2, bezieht sich da» 
erste, S. 133 ff., nur auf die Verhältnisse aus dem Transportvertrage, für 
welchen Fall auch des Anspruchs auf Schmerzengeld Erwähnung geschieht; 
das zweite S. 476 ff., zusammengehalten mit Bd. 1 ^ij 64 und 65. spricht 
sich allerdings hinsichtlich der aussorcoutractlichen EntschädigungspHicht 
für vollen Schadensersatz nach den Grundsätzen der lex aquilia aus, ohne 
jedoch des Seimii fzengcdd« ,-, au.-di ücklich zu gedenken. Nur m einigen 
augezogencu l^ulst heidungen, welche im Anhang abgedrockt sind, wird die 
Frage erörtert, ob bei Verletzungen in Folge aquilischer Culpa die Eiscn- 
bahngesellschafteu auch Scbmerzengeld zu zahlen haben. In ihrer Mehr- 
zahl behandeln diese Entscheidungen indessen den Fall der Verletzung 
von Reisenden and sprechen selbst dann nicht einmal fibereinstimmend 
Schmerzengeld za. In einem holsteinischen Fall anssercontractUchw Haf- 
tung (Anhang S. 358) war dem Verletzten Schmerzengeld abgesprodieD, 
dagegen anf Entaehftdigung wegen VerstllniiDelung erkannt, dies Erkenntniss 
jedoch ans andern Gründen in höchster Instanz aufgehoben. Die CState 
ans Senffert's' Archiv beziehen sich nnr anf den naehzuweissnden 
Rechtssatz im jUlgemeinen, nicht anf den üm&ng des Schadensersatzes. 
Hienach kann nicht bezweifelt werden, dass das R.O.Ii.6. nnr den von 
ihm ansgesprochenen iSatz der Haftnng der grossen Tiansportanstalten auch 
filr eine dnrch aquilische Culpa ihrer Lente ▼emrsachte Beschlldiguig als 
gewohnheitsrechtlich feststehend nachweisen, keineswegs aber zugleich aus- 
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schliessen wollte, dass gewisse Kategorieen von Ersatzausprüchen bei 
Körperverletzungen ihrem Wesen nach nur als Jjegeu den unmittelbaren 
Verletzer gerichtet zu verstehen sind. Unter diesen Umständen kann die 
nach § 9 des K.ll.PlI.Oef. erforderliche besondere Klagbegründun^ des 
Anspruchs auf Öchmerzcngeld gegen die Beklagte mit der Behaujttuni: einer 
durch Verschulden des Kutschers B. der klägerischeu Tochter zugefögteii 
Verletzung und in Folge derselben ihr vernrfacbten Sehmerzen nicht für 
auf?reicheü(J zur bubstantiirung eines Anspruchs gegen die Beklagte erachtet 
werden. 

Nr. 147. Entsch. des Preuss. Ober- Verwalt. Gerichts. 

Flenarentseheidung. Vom 26. Mai 1883. 

lP:nUch. dnn Obor Vet wali. (;cr. Bd. lü. S. 370. - I'r,.,i.. An liiv f. Ki.ionb. We.^iu. üssj. S. 570.J 

Freiwillige Amtsmederlegoog während eines DisciplinarverfahreBS. 
Wenn vor Beendigung eines anhängig gemachten Disziplinarverfahrens 
eine solche freiwillige Nicderlegung des Amtes stattgefunden hat, welche 
nach den maassgebenden gesetzlichen Bestimmungen das Aufhören des 
Amtsverhältnisses, die Erledigung des fraglichen Amtes, zur Folge gehabt 
hat, so kann der betreffende Beamte seiner Steile im Wege des Di»zL> 
plinarverfahrens nicht mehr enthoben werden. 

Die Nicderlegung des Amtes wird indessen nicht schon durch ein- 
seitige l^rklarnng des Beamten bewirkt; vielmehr muss jedes Mal bei 
derjenigen Instanz, von welcher die Besetzung des Amtes abhängt, zuvor 
die Entlassung davon nachgesucht werden. Ebendiese Instanz hat even- 
tuell auch darüber zu betiuden, ob die freiwillige Amtsniederlegnnt: als 
eine gerechtfertigt*» anzusehen ist. In keinom Falle darf der abgehende 
Beanite seinen Posten eher verlassen, aU bis wegen Wiederbesetzung oder 
einstweiliger Verwaltung desselben Verfügung getroffen ist (^^ 94 — 97 
A.L.ß. U 10). 

Nr. 148. Entseh. des Prensn. Ober- Verwalt. Gerichts. 

2. Senat. Vom 7. Juni 1883. 

(Krifä^rh. rlrs ( >bi i - Verwalt, Oer. Hil. 10. s. 298. — Preuss. Archiv f. Kiscnb. Wc«f>ii. \ S. 578.] 

Auslegung des § 11 des Banflnchtengesetzes vom 2. Juli 1875.*) 

Die an sich im Eigenthum liegende Befugniss, von dem Be sitze und 
der Nutzung desselben jeden Anderen auszuschliessen, geht dadarch nicht 
verloren, das? ein (rrundstück als für eine künftige Strasse oder einen 
ötVentliehen Platz bestimmt in einem Bebauungsplan verzeichnet wird. 
Auch in der W^abl der Mittel, durch welche der Eigenthümer das Poblikum 

*) EiMnlMUmmbtl. Entaeb. 1. S. 87, H. S. 326. 
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fern halten will, ist er dnreh das Gesetz vom 2. Jali 1875 nur insoweit 
beschrflakt, als Üun Nenbauten, Um- und Ausbauten fiber die Flnehtlinie 
hinaus versagt werden können ; der Einrichtang sonstiger, nicht unter den 
Begriff solcher Bauten fEkllender Schutzwehren gegen das unbefugte Be- 
treten des Gnmdeigenthums steht das angezogene Gesetz nicht entgegen. 
Ob derartige Schutzwehren unter den Begriff eines ^tBaues** oder ,Neu- 
banes* zu bringen und demzufolge als gesetzlich nicht zulfissig zu be- 
zeichnen sind, unterliegt in jedem Falle niich Lage der konkreten Ver- 
hftltaisse der besonderen Beortheilung. Das blosse Einbringen von PflÜen 
ist jedenfiüls als ein solcher Bau nicht anzusehen, (Vgl. dagegen End- 
urtheil vom 14. Juni 1881, Bntsch. Bd. 7 S. 321, worin ein zwei Meter 
hoher gehobelter Lattenzann als Neubau im Sinne des Gesetzes bezeichnet 
worden ist) 

Nr. U9« Entscfa* dm Ober-Landes-Oerichts s» Kolmar/) 

Vom 10. Juli 1883. 

§§ 24. 149, 155 Reicisbeaintengesetz vom 31. März 1873. Die Ziiläasigkeit 
des Rechtsweges ist bezüg-lich der vermögensrechtlicheD Anspriiclie der 
Beamten aus ihrem Dleustverhäituisse. iü^^beRondere der Besoldoflgsansprilohe 

ganz allgemein ausgesprochen. 
„Was die aul den § gestützte Einrede der ünzuläsf»igkeit des 
Hei ht.swegos aülanu^t, s') kann der gedachte Paragraph nicht losgelöst vun 
den übrigen Bei^tininmnireii des Gesetze?^ für sich allein betrachtet werden. 
§ i:>:» steht im Zusamtueiihang mit § 149. Letztere Vorschrift enthält 
den Ünmdsatz. Darnach ist die Zulässigkeit des Keeiitsweges bezüglich 
der vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten aus ihrem Dienstver- 
hältnis.-,'.', insbesondere bezüglich der Ansprüche auf Besoldung ganz allge- 
meiü ausgesprochen. Nicht einmal die Entscheidung der obersten Keichs- 
behörde ist nach § 150 für die Gerichte bindend. Zur üntersnchang, ob 
ein vermögensrechtlicher Anspruch begründet ist, gehiirt auch die Frage, 
oh derselbe auf einer rechtlichen Grundlage beruht. § 155 hebt diesen 
Grundsatz nicht auf. Soweit § 24 in Betracht kommt, beschränkt er ihn 
in denjenigen dem Verwaltnnpgebiet angehörigen Fnigen, welche nicht 
sowohl die allgemeine gesetzliche Vuraussetzuug des AiKspruches, als viel- 
mehr die Anwendung einer gesetzlich begründeten Maassregel aul" eine 
bestimmte Person betreffen. Ob die gesetzlichen Bedingungen vorliegen, 
unter welchen die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nach § 24 
überhaupt statthaft ist, haben die Gerichte zu prüfen. Dagegen «nd sie 
an die Entscheidung der Verwaltungsbehörde insoweit gebunden, als die- 

*) EisenbabnrecbU. Bntecb. 1. S. 79, 83, 313, 315, U. 245. 
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gelbe von ilircm Rechte, den Beamten, welcher durch das Aufhören des 
von ihm bekleideten Amtes infolge der Umbildung der Behörde überflüssig 
geworden ist, in einem anderen Amte zu verwenden (§ 23) keinen Ge- 
brauch macht sondern den Beamten einstweilig in den Ruhestand versetzt . 
Wäre durch § 155 den Gerichten die Bpfosfüiss entzogen zu prüfen, ob 
das Amt anftj^ehdrt hat und ob solches infolge der Umbildung feiner Behörde 
gesdiehen ist, so wären dieselben in Bezug auf den Fall des § 24 fast 
nur auf eine rechnerische Thätigkeit beschränkt und würde damit der dem 
Beamten durch § 149 ganz allgemein gewährte Rechtsschutz seiner durch 
die Anstellung erworbenen vermögensrechtlichen Ansprüche nuhezii aufge- 
hoben. Für eine solche Annahme bietet weder das Gesetz noch die Vor- 
geschichte desselben einen Anhalt 



Nr. 150. Eutsch. des Dentschen Reichsgerichü}. 
3. Civil-Scnat. Vom 18. September 1883. 

Bei Bemessung der auf dif^ WitiwH und diu Kinder dns Gelodteteu lallend^'n 
Rente ist nicht der (iesiclitspiinki der Alimentationspflicht, sondern der 

Schadensersalzpflicht maassgebend. 

Bekiaj;ter war wegen schnklhafter Todtiinc; de« Ehemanns bezw. Vjiters 
der Kläger auf Schadenersaf ,c n)it der afiuilischen Klage belangt wurUeu. 
Ueber den Umfang der den Klägern zuzubilligenden Rente ist höchstrichter- 
lich ausgeführt worden: 

Was die Höhe der zuerkannten Rente betrifft, so hat der Her.-Ki<'hter 
die Möglichkeit eigenen Erwerbs seitens der Klägerin bei ßestimniung des 
Betrags ausser Betracht gelassen, weil sie einen Anspruch darauf habe, 
dass ihr der zu Lebzeiten ihres Mannes tliatsächlich l)i'zf)geüe Unterhalt 
ersetzt und sie in der trühercu Lage erhalten werde, in welcher sie nicht 
genöthigt war. ihren eigenen Unterhalt dnrvh den Verdienst von Lohn- 
arbeit zu bestreiten. Diese Annahme ist nicht rechtsirrig. Ks handelt 
sich nicht um Bestimmung der Höhe einer Alimentation, wo fnilieh das 
Bedürfniss und folgeweise die Erwerbsfähigkeit des zu Alimentirenden 
von Bedeutung wird, sondern um Vergütung des zugefügten Schadens. 
Das zu vergütende Interesse besteht aber in Oew&hrung dessen, was 
ElSgerin bei Lebzeiten des Hannes gehabt hat und voraussetzlich auch 
weiter gehabt haben wflide. Ihr eigener Yerdlrast kommt hidifBr nicht in 
Betracht. Von diesem Gesiefatspnnkt aus ist auf der Grundlage des Haft- 
pflichtgesetzes an<^ bereits TomR.6. entschieden worden (Entscb. d. RO. 
Bd. 5 S. 110, Bd. 7 S. 144\ Entscb. des R.O.fl.G. Bd. 13 S. 24). 

Bndlich verkennt der Ber.-Ricbter auch keineswegs, dass fQr die Be> 
Stimmung der Dauer der Rente, die muthmaassliche Lebensdauer des 
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Erufihrers in Betracht zu ziehen ist und er hat dies nur im varliegenden 
Fall nicht gethan, weil er bei der nngelfthren Oleichalterigkeit beider Khe- 
leate annehmen zu dürfen geglaubt bat, daes die klagende Ehefran ihren 
Ehemann im Fall aeines natflrlicfaen Todes vennnthlich nicht oder nicht 
betiftchtlieh fiberlebt haben wflrde. Diese Erwfignngen sind thatefiehlicher 
Natnr, der darans gezogene Schloss aber der Art, dass er Bechtsgnind- 
sätze, znmal die fiber FeststeUong des Interesses nicht verletzt, anch mit 
Entscbeidangen des R.O.H.G. nnd K.Q, (Entsch. de» R.O.H.6. Bd. U 
S. 410 snb Entsch. des R.6. Bd. 7 S. 50 ff.) im Einklang steht.*) 

Es liegt auch keine Verletzung 7on Keebtsgrandsätzen darin, dass die 
der klagenden Wittwe zu ihrer nnd ihrer Kinder Unterhalt zugesprochene 
Rente nicht, insoweit sie zu letzterem Zwcc k zugesprochen ist, ausdrücklich 
auf die Zeit der Erwerbsunfähigkeit der Kinder beschränkt und die Er^ 
reichuug eines bestimmten Lebensalters derselben als Endtermin derselben 
bezeichnet worden ist. Denn wie gegenüber der Wittwo, so ist anch 
gegenfiber den Kindern des Getödteten nicht der GeBichtspunkt der Alimeii- 
tationspflicht maassgebend, bei welcher allerdings das Bedürfniss des zu 
Ernährenden für die Alimentationspflicht direkt bestimmend ist, sondern 
es handelt sich um Entschädigung der Wittwe dafür, was ihr der Mann 
von seinem Verdienst zum Haushalt überlassen haben würde, wenn er am 
T.eben geblieben wäre. Wenn nun auch hierfflr die Minderung der für die 
Kinder n^thigen Ausgaben nicht ohne Bedeutung ist, so ist sie doch dafür 
nicht nnniittelbar entscheidend, und darum unzulässig, unter Annahme 
einer Quote für jedes Kind dieselbe zeitlich durch einen bestimmten Termin 
der KrwerbsfiUiigkeit des Kindes zu begrenzen. Vielmehr kann nur der 
Beurtbeilung im concreten Fall üherlas>en bleiben, ob und welcher Einfluss 
dem Eintritt jenes Termins auf die Höhe des der Wittwe für den Wegfall 
des Verdienstes des Mannes zukommenden Ersatzes zu verstatten sein \\ird, 
und war deshalb die Würdigung der etwa in Zukunft in den YeriiältiMsson 
der Kinder etulretenden Veründeniugeu künftiger Entscheidung vorzubehalten. 



Nr. 151. Entsch. dM Prevss. Ober-VerwaltOerlefats. 

1. Senat Vom 22. September 1883. 

[EalttOL 4» OWTerwalLGw. Bd.ia S.174. - PrwBS. AtcIiIt f. füMab. Wegen, im. 8. 8T4.j 

Vefpflitthtnng zur Unterlialtiuig einer Brfteke, welehe dieVerbindimgawlsehen 
iwoi, an teiden Seiton bis an dieselbe herangebavten Chausseen bildet 

Derjenige, welchem die Unterhaltung emer Brfleke obliegt, kann, 
wenn die zu beiden Seiten an die Brücke heranfflhrenden 5flent1ichen 

•) S anrh Krjtsi h. des Keirhsgerirhts vom 10. Mai lÖÖO, Freusa. EisQub.V.ÜL lööO, 
6. 461— Eisenbahnrechtl. Kntsch. 1. S. liiS— 171. 
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Wege von den zu deren Unterhaltung Verpflichteten oaehtrfiglich ohne 
rechtliche VerpfUehtang hierzu chaiwseeinfissig ansgebant worden 
sind und in Folge dessen die Brücke dem ihr so zngeffthrten Verkehre 
nicht mehr genügt, nicht beaospmchen, dass die betreflfenden Wegeban- 
pflichtigen die Kosten ganz oder theilweise übernehmen, welche dnrch die 
in Folge dessen nothwendig gewordene Verstärkung der Brücke entstehen. 
Der von den Wegebanpflichtigett ohne rechtliche VerpHichtnng l)escb1ossene 
Chansseeban konnte, wenn er dnrch den Attsscliluss der Brücke Unzu- 
trnglichkeiten mit sich brachte, wohl laudespolizeili* Ii untersagt werden; 
ist dies aber nicht gcschclien, so folgt ans der Dnin liführung des Chaussee- 
banes nicht auch die Verpflichtung zu seiner Weiterfühmng bis zu der 
anderen Seite der Brücke. Ans der Bestimmung im § 54 II 15 A.L.R. 
kann das Gegentheil nicht gefolgert werden, da die darin enthaltene p;e- 
srtzliche Regel keineswegs die Möglichkeit ausschliesst, dass durch die 
Dispositionen der Betheüigten abweichende Rechtsverhältnisse entstehen. 



Nr« Entseh. des Prem* 0ber-Yerwalt.0eric]it8. 

I.Senat. Vom 22. September 1883. 

[KnUcb. des obcr-Verwalt.Gtr. Bd. 10. 5«. 251-254. — Pmis«. ArcLiv f. Eiseub Wesen. IHM. .S. 579-1 

Es ist zwar rechtlich znlässii?, eine Schankkonzession aui' einen bestimmt 
begrenzten Theil des Publikums (z. B. bei Bahnhofsrestaui'ationeu auf 
Passagiere) zu beschräiiken. Aber der Kreis der betroffenen Personen 
inuss so begrenzt sein, dass sowohl die Bedürfnissirage, als auch die Zu- 
länglichkeit des Lokals mit Sicherheit geprüft werden kann luul dem- 
gemüss die polizeiliche Koutmle der Ausübung der Konzession überall 

möglich, ist. 

Der Antrag de» Klagers auf Ertheilnnst der Krlaubiii>s /um Betriebe 
der S( bankwirthschaft in dem Bahnhofsgebäude zu F. wunle in erster 
lustauz dem übereinstimmenden Antrage der Ortspolizei- und di^r Gemeinde- 
behörde entsprechend abt?e\viesen. weil die für die Schankwirt lisrbaft in 
Aussicht genommenen Häuiuliclikcitcn sich weder nnrh ihnn- Lat;e noch 
nach ihrer Grösse zu dersclhen eit^ueteu. Duj^egen (.'rkannte das Bezirks- 
verwaltuDgsgericbt aul die Bt i uiuag (b's Klägers dahin, das;« demselbeu die 
Erlaubniss zum Betriebe tler Restauration (Speise- und Schankwirthsehatt) 
auf dem Babiihofc F. ausschliesslich für dat* mit der Eisenbahn reisende 
l*ubUlvUui zu ertheilen. 

Gegen diese Entscheidung letzten beide Parteien die Revision ein, der 
Kläger wegen der der Ertheilung der Konzession gegen seinen Antrag 
hinzugefugten Beschränkung, die Beklagten mit dem Antrage anf Wkder- 
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heretellong der erstinMiaiizlieheii EntscfaeidnnG:. Diesem lelxteren Antrage 
entsprechend wurde vom Oberverwaltangsgeridit erkannt. 

Grrande: 

Die Ansführnng der Reviaionskläger) dasa es reditlich noznISssig sei, 
eine Schankkonzession für einen bestinunt begrenzten Theil des Pnblikams 
m gewähren, vielmehr nnr Eonzessionen für das Pablikom im Allgemeinen 
ohne irgend welche BeschrSsknng statthaft seien, kann zwar als zutreffend 
nicht anerkannt werden. Weder ans dem Begriffe des Gewerbes noch ans 
irgend einer positiven gesetzlichen Bestimmung lässt sich eine soldie Auf- 
fassung herleiten. Auch ist stets das Gegentheil bei der rechtlichen Be- 
urtheilung der sowohl als konzessions- wie «Is gewerbesteuerpflichtig er- 
achteten Marketendereien und Schankwirthschaften in Kasernen angenommen 
worden. Gleichwohl erscheint die Revision von einem andern Gesichts- 
punkte aus begründet Will Jemand seinen Gewerbebetrieb als SchSnker etc. 
auf einen bestimmten Kreis von Personen beschränken, so muss derselbe 
thatsächlich ffir die praktische Ausübung des Gewerbes derartig unter- ' 
scheidbar und zu begrenzen sein, dass sowohl die Beurtheilung der Be- 
d&rfiiiBsfirage als auch die der Zulfinglichkeit des Lokals mit Sicherheit 
erfolgen kann und demgemäss auch die polizeiliche Kontrole der Ausabung 
der Konzession überall möglich ist. Ob diese Voraussetzung im einzelnen 
Falle vorhanden ist, unterliegt allerdings der thatsächlichen Beurtheilung, 
iiiuss aber von der konzessionirenden Behörde eingehend untersncht werden. 
Dirsp Prüfung war im vorliegenden Falle um so mehr erforderlich, als 
die Ertheilung der Konzession zum Betriebe (^ii)er 8jieise- iiiul Schank- 
wirthscbaft, „für das mit der Eisenbahn reisende Publikum'' in hohem 
Grade unbestimmt ist und abgesehen voü andern praktischen Unzuträglich- 
keiten es unentschieden lässt, zu welchem Zeitpunkte die Eigenschaft des 
Keisenden eintritt und ^vann sie wieder aufhört. Der Bemfungsrichter hat 
nun die gedachte Prüfung eicht nur unterlassen, sondern er hat dieselbe 
sogar in recht8irrthrimli<;her Weise abgelehnt Es geht dies namentlich 
aus der Schlnssausführung hervor, dass, wenn sich bei der polizeilichen 
Kontrole des durch die Berufungsentscheidung gestatteten beschränkten 
(4eworbebctriebe8 unüberwindliche Schwierigkeiten herausstellen sollten, 
„nur die Besehwerde an diejenige Kontrolstelle erübrige, welcher sowohl 
die Allgemeine als die Eisenbahnverwaltnng untergeordnet ist". Diese 
Auffassung' ist irrii;. Der Verwaltnngsrichtcr selbst hut /n untersuchen, 
ob für die Beschränkung des Ge\verbel)etriebes sichere Grenzen vorhanden 
sind: er darf keine Grenzen eines Gewerbebetriebes konzessidiiireu, welche 
(i [ Si luuikwirth nicM handhaben kann und welche in ihrer Haudhabung 
von der l*oli/ei nicht kontrolirt werden können. 

Masste hiernach die angelochteue Eutscüeidimg aufgeiiobeu werden, 
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SO war bei freier BeartheUnng nicht weiter zn erörtern, ob nicht möglicher- 
weise Grenzen zn finden sind, innerhalb welcher der Betrieb der Schank- 
wirüiechaft ausschlieBsMcfa für das mit der Eisenbahn reisende Pnbliknm 
znlftBsig erscheint: der zu treffenden Entscheidung war vielmehr der auf 
onbeachrUnkte Eonzessionsertheilong gerichtete Klageantrag zum Grande 
zu legen. Dabei kommen folgende Erwftgnngen in Betracht: 

An sich ist es denkbar, dass das Bedürfiuss des reisenden Pabliknms 
nach Erfirischnngen ein so dringendes ist, dass die gegen die Ertheünng 
einer mibeschzttnkten Eonzession obwaltenden sonstigen Bedenken hintan- 
gesetzt werden dürfen. Diese Voranssetzong trifft indessen hier nicht zn; 
vielmehr ergiebt sich sogar das Gegentheil ans der eigenthfimlichen Lage 
des Falles. Anf der Station F. war nrsprfinglich nur ein Güterbahnhof, 
welcher sp&ter zur Haltestelle fttr das Pnbliknm eingerichtet wnrde. In 
Folge dessen bieten die für den Aafenthalt der Personen bestimmten 
Zimmer dnen zum Schankbetrieb nngenfigenden Raum dar, indem nach 
der nnbestrittenen Angabc der Beklagten das Wartezimmer für die zweite 
Klasse nur 14 Fuss 9 Zoll lang und 11 Fnss 9 Zoll breit, sowie das- 
jenige fOr die dritte Klasse 17 Fuss 9 Zoll lang und 21 Fuss 9 Zoll breit 
ist. Im Zasammenhange hiermit steht es, dass bei einem früheren Betriebe 
der Sehankwirthschaft nach dem übereinstimmenden Urtheile der Beklagten 
nnd des Kreisansschnsses sieh erhebliche ünzuträgUchkeiten in polizeilicher 
Beziehung herausgestellt haben nnd sogar die Reisenden aus den Warte- 
zimmern durch die dort anwesenden, allerlei Unfug treibenden, trunkenen 
Bewohner der nächsten Umgegend verdrängt worden sind. Die Schwierig- 
keiten der polizeilichen Ueberwachung haben auch dahin geführt, dass der 
Gewerbebetrieb einige Zeit hindurch geruht hat. Mit Recht ist zn be- 
fürchten, dass bei Ertbeilung der beantragten Eonzession sich die geschil- 
derten Uebelstände wiederholen werden, während auch für das^ reisende 
Publikum ein dringendes Bedürfiiiss nach einer Sehankwirthschaft nicht 
anzuerkennen ist. Denn die die Eisenbahnzüge benutzenden Personell 
können bei der Nähe der Städte und K. einer Erfrisrimni? leielit ent- 
behren, wogegen diejenigen, wehhe auf dem Bahnhofe F. ihre Reise an- 
treten odt-r beenden wollen, in dem nalie gelegenen Dürfe gleieiien Namens 
eiiiu iSchunkstätte finden. Die Erlaubuiss zum Betriebe der Srhankwirtii- 
schaft war daher mit Rücksicht einerseits auf die ungenügende Beschaffen- 
heit wie auf die — für eine nach den früheren Erfahrungen gebotene 
strenge polizeiliche Beaufsichtigung — ungünstige Lage des /nm Ret riebe 
des Gewerbes be»tiüiniteu Lukals und (hi andrerseits ein dringendes Be- 
dürfniss für das reisende Publikum nicht dargethan ht. zu versagen und 
demgemääs die erstinstanzliche Entscheidung zu bestätigen. 



• 
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Nr. 153. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts.*) 

4. Civil-Seiiat vom 24. September 1883. 

fEnfsfh. des Reirh.-iKn. in i'ivilMichtn. Bd. 10. S. 2W ■.><t^. ' 

Zum Begriffp rlnes Workverdiu^aingsvertrages gelnirt iHfliii;!!^]! die Ver- 
dingiiüg eines ganzen Werkes in Bauscli und Bop^en. dadurch imterscheldet 
derselbe sich von dem mit einem Werkmeister oder Kuustler zur Verrich- 
tung einer gewissen Arbeit geschlossenen Vertrage. 

. . . Der Anspruch beruht auf der Thatsache, dass Klägerin im Mai 
und Juni 1 880 auf BesteUuDg der Beklagten einen dieser gehörigen Dampf- 
kessel dureli Anbringung zweier nenen Eesselplattcn reparirt hat Klägerin 
stellt über die Vergütung für die hierzn gelieferten Materialien und von 
ihr beauftragten Arbeiter eine detaillirte, von der Beklagten nicht be- 
fiiängelte Rechnung auf und fordert als Restbetrae: noch 915 M. Beklagte 
verweifTPft die Zalilnng weg^Mi Unbrauclibarkcit des Kessels infolge der 
Manirelhaftigkeit der Kejjaratur und liält sich hierzu berechtigt, weil es 
sich um einen Werkverdingnngsvcrtrag handele und sie auf Grund des 
§ 947 A.L.R. I. 11 voQ) Vertrage zurücktreten dürfe. Klägerin bestreitet 
das Recht zum Rücktritte unter der Behauptung, dass bei ihr nur die 
gelieferten Materialien und Arbeiten speziell bestellt seien. 

Der Berufungsriehter geht znnüchst von der rechtlichen Anschauung 
ans. dass der Werkverdingangsvcrtrag die Korabination der Arbeit und 
der verarbeiteten Materialien zu <Mnem neneii Produkte, sowie eine für 
das fertige Werk als ein Ganzes bedungene Vergütung in Bausch und 
Bogen erfordeid. und von diesem Standpunkte aus können allerdings die 
Merkmaie des ijenannten Vertrages nicht als vorliegend angenommen werden. 
Der Werkverdingnngsvertrag kommt meistentheils unter solchen Umständen 
vor. widclie jene Merkmale aufweisen; aber darum sind diese noch nicht 
schlechterdings im vollen Umfange erforderlich, und es ist nicht über die 
Begriffsbestimmung des § 925 a.a.O. hinauszugehen, welche nur verlangt, 
dass im Gegensatze zur Dingung eines Werkmeisters oder Künstlers zu 
einer Arbeit denselben ein ganzes Werk in Bausch und Bo<jen angedungen 
worden ist. Innerhalb di's Haiimens dieser Begriffsbestimiuuiig liegt nicht 
die Nothwendigkeit der Herstellung eines neuen Produktes, einer beson- 
deren neuen Spezies, sowie einer für das Ganze einheitlich bedungenen 
Vergütung; sondern es genügt die Verdingung eines ganzen Werkes iu 
Bausch und Bogen, und zwar überhaupt gegen Vergütung, und es ist nur 
m unterscheiden, ob ein ganzes Werk in Bausch und Bogen, oder ob eine 
gewisse Arbeit übertragen worden ist Diese Unterscheidung lässt sich 
im allgemeinen dahin machen, dass das im § 925 a.a.O. bezeichnete Werk 

*; EiMnbthiireditl. BntMsh. I. 8. 19, 316; U. S. 66,316. 
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nicht eine Arbeit flr aieh, sondern die ans derselben hervorgebeade Saebe 
in Yerbindnng mit der ihr znlcommenden Bestimmung und der Erreichong 
ihres Zweckes ist AUmn eine ffir alle FSUe erschöpfende Feststellung 
dieses üntorschiedes als eine Rechtsregel Iftsst sich nicht geben, nnd sie 
scheitert daran, dass hftu6g genng in den Yerbfiltoissen des Lebens die 
tbatsficUlchen Elemente beider Vertragsarti^n zuBammenfsUen, nnd nur die 
in eine Regel sich nicht fDgenden Absichten der Kontrahenten in den 
emzelnen FSllen einen thatsftdiliehea Anhalt daför bieten, ob die Ueber- 
tragung einer Arbeit oder eines ganzen Werkes stattgefunden hat. Diese 
Frage kann daher nur unter Berfieksicbtigung der konkreten Umstände 
des einzehien Falles beantwortet werden, und ihre Beantwortung enthftlt 
mehr oder minder eine thatsächliche Feststellung. Auch diesem Stand- 
punkte entspricht aber der Berufungsrichter. Er Ix' merkt, dass Theorie 
nnd Praxis auf eine Erweiterung des Begriffes der Wcrkverdingnng ein- 
gegangen sind; er sieht deshalb von seiner engeren Auffassung ab nnd 
lässt den Maassstal) <>hies weitergehenden Begriffes /u, namentlich dahin, 
dass derselbe sich auch auf Fälle erstrecivt. wo es sicli lediglich nra Be- 
ari)eitung einer Sache handelt, durch welche dieselbe ungeändert oder ver- 
bessert wird; hierbei hält er jedorh an dem nnerlässlichen Erfordernisse 
fest, dass immer die Vollfuhruug eines Werkes im Ganzen Tersprochen 
sdn muss. Indem er auch von dieser rechUiehen Grundlsge aus den 
Thatbestand pnift, ist ihm ein Rechtsirrthum, namentlich ein Verstoss 
gegen den § 925 a.a.O. nicht zum Vorwurfe zu machen. Er entnimmt 
darauf aus der Korrespondenz und den Telegrammen der Parteien. dasrJ 
Gegenstanrl dos Vertrage» die Beseitigmijr des von der Beklagten wahr- 
genommenen Mangel?!, nämlich der Undiditlieit des Kessels, gewesen ist: 
er herucksichtigt das Autwort*»ehreibon der Klägerin vom 1. Mai 1880 
auf (las Begehren der Beklagten, dass ein Kesselschmied der erstereu die 
Arbeit ausführen solle, und er zieht hieraus den Öciiiuss, dass nicht die 
Volhührung eines Werke? im Ganzen versprochen sei, dass e? sich he- 
zfiglich der zu bewirkenden Reparatur des Kessels um eine n7icredunLi;ene 
Arbeit im Sinuc des § 920 a.a.O. gehandelt habe, dass die Klägerin mir 
zur Verrichtung einer gewissen Arbeit gedungen, ihr nicht ein gan/.o 
Werk in Bansoh und Bogen angeduugen worden sei. Diese thatsächliche 
Feststellung ent/i^ht sicii der Nachprfifnng in der Revisionsinslaii/ und 
hat zur Folge, dass der ßeklaülen ein Rücktriltsrecht nach § 947 a.a.U. 
nicht zugestanden werden kann, und sie die übertragene Arbeit, welche 
ausgefüiirt ist, zu vergüten hat. 
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Nr. 164. Entseh. des OtoivLuita-Ctortelits za fiArlsnilie.*) 

1. Senat. Vom 10. Oktober 1888. 

[■^.-itr- rt A-rt-M N' K Hd.9. S.S-i."), 326. Ztsr. dfs Wr.'ins Dcnt?.-b. Elsenh Verw. ISSl. S. 1010.1 

§50 des Betriebsreglements der Deutschen Eisenbahneu. Der Mispuder 
haftet aus unrichtiger Deklaration und darf aus § 50 Nr. 4 nicht einwenden, 
dass die Eisenbahn ihre Prütnngspflicht vernachlässigt habe. 
Beklagter hatte eine Kiste per Eiseuhahii versandt und dieselbe al? 
„photographische Artikel" cnthaltond deklarirt, obwohl sie Salpeter- 
säure und Collndium in frn'tssercr Menge enthielt. Durch Entzüiidunp; dieser 
Stoffe entstand ein erhebliclier Sehaden an der ültrigen Ladnuf,^ des Waggons, 
zu dessen Ersatz der Eiseiibahntiskus im Vnrpro/ess verurtheilt worden war. 
Derselbe nahm nnii Re^rcss gejjen den Beklagten, wobei vom /weiten Rechts- 
zuge ausgeführt wurde: .«Die Einrede der Mitverschnldnng des Eisenhahn- 
fiskus, welche darin bestehen soll, dass er sich mit der von der beklagten 
Firma gegebenen ungenauen Deklaration begnügt und die Kiste unbean- 
standet angenommen habe, stellt sich als unbegründet dar. Nach § 50 des 
Eisenbahnbetriebs-Reglenients ist die Eisenbahn Verwaltung dem Aufgeber von 
Erachtstücken gegenüber nicht verpilichtet eine Untersuchung derselben vor- 
zunehmen und sich zuverlässigen, ob darin uicht Gegenstünde, welche vom 
Eisenbahuiiausport gänzlich oder bedingt ausgeschlossen sind, sich belinden, 
weil sie annehmen kann, dass jeder Kaufmann die Bestimmungen des Be- 
triebsreglemcüts kennt und auch l)eob:n htet. Nur wegen ihrer Haftbarkeit 
Dritten gegenüber nach Art. 3ü5 11. O.B. giebt§50No.4 des Betriebsreglements 
den Angestellten der Eisenbahnverwaltung die dort bezeichnete Befugniss, da- 
mit sie, falls sie einen Verdacht hegen und dieser sich bestätigt, diese Fracht- 
stücke zurückweisen können. Machen sie davon keinen Gebrauch, so haftet 
eben die Eisenbahn Verw altung den dritten Aufgebern von Gütern für allen 
Schaden, welcher diesen etwa durch NichtUntersuchung bezl. Nichtzurückwei- 
suDg der fraglichen Frachtstücke erwächst Die Haftbarkeit der Absender 
der letzteren ist dadurch nicht aufgehoben und bleiben dieselbea für allen 
durch ihr Verschulden entstandenen Schaden der EiBenbahnTerwaltimg 
g^enüber verantwortlich. 

Nr. 1&5. Entseh. des Dentsehen Beiehsgerlelits. 

5. Civil-Senat Vom 10. Oktober 1883. 

[Pn.,,--: Vr-wsl« MI .Tnhrs;. V. S. 131.) 

Die Verpflichtung der üewerhbuiiterutiliuier ans § 120 R.G.O. ist nicht auf 
blosse Vorsichtsmaassregeln beschränkt, sondern erstreckt sich auf Her- 
stellung und Unterhaltung aller, die Arbeiter schützender Einrichtungen. 

Wenn die Keichsgewerbeordnung die Gewerbeuntcrnehmer verpflichtet, 
alle Einrichtungen herzustellen und zu unterhalten, welche mit Rücksicht 

*) Eger, Deutsches Kiachtreolit J. S. 107— 103j Ul. S. 195. 
£g«r, £Utiub«bar«clitUclia £uUctt«ldtui^ii. OL 19 
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auf die besondere Beächaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebs- 
stätte zui Sicherheit gegen Gefahr für Leben und Gesundheit erforderlich 
sind, 80 können daninter nicht blosse Vorsichtsmaassregeln, welche bei 
bestimmten Arbeiten beobachtet und nach Lage des einzelnen Falles in 
verseil iedener Weise angewendet werden muBsen, sondern eben nur bleibende 
Einrichtungen verstanden werden, deren Herstellung und Unterhaltung 
für eine Gattung gleich massig wiedericehrender Arbeiten noth wendig ist, 
wie dieses nucii frühere Erkeinitnisse des Reichsgerichts (Entsch. d. B.G. 
in Civüs, Bd. V. S. 73 9S ff.) vocanssetKen. 



Hr. 156. Entseta. des Prenss. Ober-Terwfllt.Oerieiit8. 

2. Senat. Vom 11. Oktober 1883. 

tBnlidi. d« OI»«r-T«mlkOcr. Bd. la 8. 62. - 'Pnom. ArcUv t Btoub^Wasen. Jthrf. T. S. 572.] 

Bestenonmg der zu einem öfflantliclieii Dienste oder Gehraaolio bestlnunten 

Liogensclialten und Gebftnde. 
Der § 17 der Kreisordnnng statniit, indem er die dem Staate ge- 
hörigen, zu einem Gifentlidien Dienste oder Gebrauche bei^mmten Liegen- 
schaften mid Gebände, sowie die im § 4 za c und d des Grandstener- 
gesetzes vom 21. Hai 1861 (im Art. t des Gesetzes vom 12. März 1877) 
und im § 3 zn 2 bis 6 des Gebändestenergesetzes vom 21. Hai 1861 
bezeichneten Grandstüoke nnd Gebftnde von den Kreislasten fftr befreit 
erklärt, lediglich eine dingliche Befreiung von der Abgabenpflieht, 
scUiesst mithin eine Bestenemng der Besitzer von dem Einkommen ans 
dem anf jenen Gnmdstflcken betriebenen Gewerbe nnd von dem Gewerbe 
selbst nicht ans. 



Nr. 157. EntMh. des Ober^Iandefl-Gerldits in Kid.*) 

Vom 15. Oktober 1883. 

iSMftrt, ArUt. N.F. Bd. 9. 8. 414-41& - ZI«. dM V«nliisD«at»cli.£iMDli.V«rw. 1884. 8.1113.] 

Relohshaf^chligeBetB § 1. Zorn BegzilT des Eisenbahnbetriebes gehört die 

Bepantnr der Sehienen nicht 
Kläger, welcher als Bahnarbeiter im Dienst der Attona-Eieler Eisen- 
bahngesellschaft am 11. März 1881 beim Dnrchireiben eines Schienennageli« 
durch eine Schienenschwelle dnrch Znrflckspringen des Nagels am Auge 
zertetzt worden nnd in weiterer Folge ganz erblindet ist, hat anf Graud 
des § 1 des R.H.Pfl.Ges. die Gesellschaft wegen Schadensersatzes in An- 
sprach genommen. Er ist der Ansicht, dass der Unfall im Eisenbalmbetrieb 
eingetreten sei, weil es sich nm eme Reparatur an dem im Betrieb befind- 
lichen EisenbahnkOrper gehandelt habe, bei welchem von Zeit zn Zeit ein 

*) Bnteeb. des R.O.H.G. Bd. 16 S. 878. 
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Nacbtrdben der gelösten Sehieoennftgel, und, wenn deren Kopf abgeqmingen 
sei, ein Darcbtreiben neuer Nfigel erforderlich werde. Solle die letztere 
VorkebmDg, wie von der Beklagten angeordnet worden, in der Weise 
erfolgen, daas mittels des neuen Nagels der alte durch die Schwelle hin- 
durdi ins Erdreich getrieben werde, so sd dies eine schon an sich geMr- 
liehe Arbeit^ insofern beim Anfstossen des alten Nagels anf einen harten 
Gegenstand, z. B. einen Stein, Idcht ein Znrfickfliegen des anfgesetzton 
netten Nagels verorsacht werde. — Dem gegenüber hat die Beklagte be- 
atritten, dass die Terietsni^ des El&gers mit den eigenthümlichen Gefahren 
des Bahnbetriebs in Verbindung stehe und dass fiberhanpt das Bm- and 
Durchtreiben von Schienennfigeln eine geifthrliche Arbeit sei. 

Die Klage wurde in 1. Instanz abgewiesen und die Bemfimg ans 
folgenden Gründen verworfen: 

„Nicht alle Unfälle, welche Jemanden im Dieni^t einer £.B.-6eseU- 
Schaft treffen, zählen zu denjenigen, für welche der § 1 eine ausserordent- 
lich^ Haftung der E.-B.-Geseilschali eingef&hrt hat, — dies wurde vielmebr 
m nnannehmbaren Conseqnenzen führen; sondern aus der Veranlassung 
des Gesetzes und seiner sonstigen Entstehungsgeschichte ergiebt sich, dass 
nur für diejenigen Gefahren eine verstärkte Haftpflicht der Eisenbahnen 
eingeführt werden sollte, welche eben den Eisenbahnen als solchen eigen- 
thömlich sind. Dies hat der Gesetzgeber dadnrch zum Ausdruck gebracht, 
dasB er die Haftung verfügte für die im „Betrieb" der Eisenbahnen 
erfolgenden Verletzungen, und dieser Ansdmdc, welcher in einer all- 
gemeineren Bedeutung auf alle Vorkommnisse gedeutet werden könnte, 
welche nach der Betriebseröffniinp: in den zn Eisenhahnzwecken dienenden 
Räumlichkeiten, also z. B. nieht bloss auf dem Bahnkörper, sondern auch 
in den Bureaus, sich erejf^nen, ist in einem nach jener nnmissverständlielien 
Ah'^irht des Gesetzgebers einzuengenden Sinn aufzufassen. Ks kann nun 
aber u^vht zweifelhaft sein, dass das Durr};^f|ilagen von Sehiene?niri<;eln 
an nnd für sich mit der Gefährlichkeit dos E,-B. -Betriebs nichts zu schafleu 
hat. Auf der fraglichen Strecke fand in jenem Augenblick kein Betrieb 
statt, auch ist nicht behauptet, dass das Herankommen einfs Zuges so 
nahe bevorgestanden ]i;itt<^. dass deshalb besondere Kilc ^clxiten tiewesen 
oder dass, um den Sehieiietistran;; für den nächsten Znt; fahrbar zu maehen, 
die in Kede stehende Arbeit erforderlich f;ewordeii wäre. Es handelte sich 
vielmehr bloss um eine Keparaturarbeit an dem Hahnkörper, die für den 
ferneren künftigeu Betrieb mehr oder weniger nützlich oder auch selbst 
nothwendig sein mochte, die aber mit denjenigen Gefahren, welche das 
Befahren des Bahnkörpers mit sich führt, nicht verbunden war und auch, 
wie gegenüber den entgegenstehenden Behauptungen des Klägers betont 
werden muss, nicht an sich mit einer eigenthümlichen Gefahr verknüpft 

19* 
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war. Dass sie gefährlich werden konnte, hat zwar dieser Fall gezeigt, 
aber Gefahren irgendweicher Art sind fast mit jeder Arbeit verbunden. 

£« hat daher, übrigens in Uebereiustimmung mit Kntj<cheidungen 
anderer Cerichte in ähnlichen Fällen, vgl, Entsch. des R.G. Bd. 3 S. 20, 
auch Bd. 6 S. 38 (Sonffert Archiv Bd. 38 No. 28), f.-nier Seuffert 
Archiv Bd. 33 No. 133, Bd. 34 No. 124, 125, 120, die Arbeit, bei welcher 
der Kläger die Verletzung seines Auges davongetragen hat, nicht ab unter 
den § 1 des R.H.?fl.GeB. fallend anerkannt werden können. 



Nr. 158. Entgeh, des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 2. November 1883. 

rPrpn«*. Vcnvalt.Bl. JaUrk'. V. >. 

Haftung der Beamten für geringes Versehen uacli Allgem. Preuss. Landrecht. 

Sinn und Wortlaut der §§ 88, 89 II 10 A.L.K, la^^seii keiueu 
Zweifel darüber, dass der lit amte (aba:eseheii vom Spruciirichter) für jedes 
Verstehen hatten soll. Darauf deutet mit Sicherheit der Ausdruok ^ge- 
naueste Aulmerksauikeit" im § 88 hin. Der § 89 enthält nichts Ab- 
weichendes. Nach A.L.R. 1 .S § 22 ist ein geringes Verstehen dasjeuige, 
welches mir bei vorzüglichen Fähigkeiten oder bei besonderer Kenntnis» 
der Suche oder des Geschäfts vermieden werden konnte. Eine .solche be- 
sondere Kennt uiss setzt der § 89 cit. bei den Beamten in Betreff der 
Erledigung ihrer Amtsgeschäfte voraus, und bezeichnet demgeniass die 
Aufmerksamkeit, welche der Beamte vermöge seiner besonderen Geschäfts- 
ken ntniss anwenden soll, als die „gehörige Autiuerksunikcit'*. Mit dieser 
Auslegung des Gesetzes, wonach die Beamten für geringes Versehen haften, 
stimmt auch die Entstehungsgeschichte desselben überein. 



Nr« 159. Entseb. des Prtnm. Ober-TerwiltOerlehts.*) 

2. Senat. Vom 12. November 1883. 

(BntadLdw Obar-Yerwilt.GM'. Bd. 10. B. 78,71. — Pnoai. Ardüv t BiMab.W«Mn. 1B8A. & 572, 5n.l 

Bei Absobroibiuigeii fttr jährllebo ^bmitnuig; dar Qob&nde, üte&sfllti i. a w. 
snr Fefltatellimg des stenerbaran Bainainlcommaiu ei&as üntarnabmeit darf 
nicht ladig^oh anf den Buehwerth oder Kaofpraia als maaaagebend nirilck- 

gegangen werden. 
.... £6 herrBcht nur darfiber Streit, welche Summe an AbscJireibnngen 
ffir jährliche Abnutzung der Gebäude, Utensilien etc. von dem Bmtto- 
gewinne in Abzog za bringen ist. Die Klägerin verlangt, dass hierbei 
der Bnchwertb, welcher dem früher gezahlten Kaufpreise entspreche, in 

*f EweDbahnrecbtl. Katäch. II. ä. 106. 
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Redumog geetellt werde. Der Vordemcbter hSlt dagegen den Bnehwerth 
nieht für onbedingt maassgebend, erachtet vielmehr eine Ennitteliuig für 
erforderlich, wieviel jShrlich behufs dereinstiger Enieaening der betreffen- 
den Gegenst&nde zn einem Beeerveibnds znr&ckznlegen sein würde, and 
erblickt er diesen Betrag in de^enigen Summe, welche sich ans einer 
gleichmfissigen Vertheilnng der Emenenmgskosten anf die einzelnen Jahre 
der Abontznngsperiode ergiebt Zu dem Ende hat er eine Beweiserhebnng 
dnreh Sachverstiüidige veranlasst, nnd zwar sind diese anfj^efoniert woiden, 
den Nenanschaffongswerth der in Betracht kommenden Veimftgensstfleke 
und den Zeitraum, in welchem eine vollständige Emenernng derselben 
pintroten mfisse, anzugeben. Dem Vorderrichter ist nun ohne Weiteres 
darin beizutreten, dass nicht einfach auf den Buchwerth odoi den Eanf- 
preis zurückgegangen werden darf; Beides stellt möglicherweise einen rein 
fiktiven Werth dar, welcher ffir eine Berechnung der Abnutzung in Gemftss- 
heit der gesetzlichen Bestimmungen (§ 30 des Einkommensteuergesetzes 
vom 1. Mai 1851; § 19 der Ausführungs-Instruktion vom 3. Januar 1877) 
ohne alle Bedeutung ist. Der Buchwerth hangt bei einem Unternehmen, 
welclies bereits eine Reihe von Jahren bestanden hat, mehr oder weniger 
von der Willkür des Unternehmers ab; er wird grösser oder geringer sdn, 
je nachdem der Unternehmer es in seinem Interesse gefunden hat, geringere 
oder grössere Abschreibungen vorzunehmen. Der Kaufpreis abor kann unter 
Umständen, wie sie in der Zeit, da die klagende Aktiengesellschaft (1872), 
nicht gerade zu den Ausnahmen gehörten, den wirklichen Werth um ein 
sehr Beträchtliches übersteigen und ebonso unter ontgegengosetztcii Ver- 
hältnisjjeii vielleicht hinter dem eigentlichen Werthe erheblich zurückbleiben. 
Nur der ^v;lh^e Werth gewährt aber einen sicheren Anhaltspunkt für die 
Berechnung der Abschreibnngen an jährlicher Abnutzung. Diese haben 
in der That den vom Vorderricliter bezeichneten Zweck; sie sollen eine 
Rücklage bilden, aus welcher die im Gewerbebetriebe verbrauchten Oegen- 
stande (leninäehst wieder angeschafft werden können, ohne dass es der 
Aufnahme eines nenen Betriebskapitals bedarf. Wie hieraus; von selbst 
hervorgeht, dürfen .sie insi)esondere nicht dazu benutzt werden, um einen 
exorbitanten, den wirklichen Werth weit hinter sich lassienden Kiiiifprei» 
im T.aufc der Jahre theilwei>e /u amortisiren. Dazu mögen sie bei 
kaufmäuDi>cl! geleiteten UuLeruehuiungen mid namcntlieh auch bei den 
zu gleicher Zeit mit der Klägerin gegründeten x\ktiengesellscliaften viel- 
fach dienen, um denselben alhnählich eine Anfangs nicht vorhandene reelle 
Basis /.n verschaffen; der dem Gesetze vorschwebende Zweck ist aber ein 
wesentlich verschiedener, und nur auf ihn kommt es bei Bemessung der 
für die Abschreibungen zulässigen Höhe behufs Feststellung des steuer- 
pflichtigen Einkommens an. — Ob im Uebrigcn die Höhe der Abschrei- 
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tmogen stets auf dem vom Vorderriehter eingesdilageneo Wege zu ermitteln 
ist, erscheint nicht ohne Bedenken, da hei grosseren üntemehmongen und 
langen AhnutzuQgsperioden der Zinsesrins nicht fflglioh ausser Acht ge- 
lassen werden konnte. Indess braucht auf eine ErOrterong hierüber nicht 
elDgegangea zu werden; denn die Beweisanfhahme hat jedenfidls eine 
genfigende Unterlage ffir die abzugebende Bntscheidnog gdiefert 



Nr. 160* EntBch. des lleiitsclieii Beiehsgerichts. 

4. Givil-Senat. Vom 15. November 1883. 

tPreuss. VenraltBl. Jahrg. V. 8. JM.] 

Die Vertretungsverbiiidlitlikeit der Beamten für ihre Amtshandliingen 
tritt erst ein, weiui die anderen Mittel, den Schaden zu ersetzen, er- 

sohöpft sind. 

"Die Vertretungsverbiudliclikeit in Austiinuig der vorlic^eiKlen Amt — 
handluug ist nach den für die Staatsbeamten im Allgeraeiuen geltendtii 
Grundsätzen (§§ 68. 85 ff. II 10 A.L.R.), insbesondere nach § 91 a. a. 0. 
zn beartheilen, welcher bestimmt: Jedoch findet die Vertretung nur als- 
dann statt, wenn kein anderes gesetzliehes Mittel, wodurch den 
nachtheiligeii Folgen eines solchen Versehens abgeholfen werden könnte, 
mehr übrig bleibt 



ür. 161. Entsch. des Prenss. Ober-Terwalt.Qerieht8.*) 
3. Senat. Tom 19. November 1888. 

[EatMli. OberwVerw.Oer. Bd. la 8. 809. - Praa». AicUt t BlMa1>.WM«k 18M. S. 

Aufllegmig des § 12 des Baufluehtengesetzes Yom 2. Juli 1875. 

Das Bauverbot im § 12 des Gesetzes vom 2. Jnli 1875 hat nur 
prujektirte oder doch solche Strassen zur Voraussetzung, deren Hinein- 
Ziehung in das städtische Strassennetz und dereinstige Verwendung als 
städtische Strasse bereits in Aussicht genommen, welche aber zu 
der Zeit, da der Anbau vorgenommen werden soll, noch nicht fertiggestellt 
sind. Dagegen erscheint es mit dem Zwecke 'und der Fassung des Ge- 
setzes unvereinbar, in Fällen, in welchen feststeht, dass die Umwand- 
lung oder Verwendung eines vorhandenen Kommunikationsmittels (Feld- 
weges) zu einer Strasse überhaupt nicht bewirkt werden soll, die bau- 
lustigen Adjazenten onter Verweisung auf das Gesetz am Anbau zn ver- 
hindern, weil die Strasse noch nicht „fertiggestellt«* sei. 



*) fiisenbaliiureciiU. Eutavh. Ii. 326, 327. 
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2. Senat. Vom lO.November 1883. 

[Entaclj. de» Üb.Vcrw.Ger. Bd lo. «. 7r)-78. - Preuii. Archiv f. Ei?cnb. Wesfn. 18M. S, 578.) 

In Betreff der Beitragspflioht zu den Kreisabgaben siad „die drei letztei^ 
Jahre", nach deren Dnrchaclmitt der Reinertrag aus nicht verpachteten 
Besitzungen oder der Gewinn aus Handel etc. zu berechnen ist, die (Etats-) 
Jahre, welche mit demjenigen Jahre, für welches die Veranlagung statt- 
findet, einen dnrch kf ine Lücko nnterbrochenen vierjährigen Zeitraum 
bilden. — Eine hiervon ri]iwf'i( liende, der Veranlagung vorangehende Ein- 
kommtiüs-Dükiaratiün des Abgabenpflichtigen selbst bindet diesen nicht. 

Bei der Heranziehnncr des dem Fürsten H. aus seinen Besitzungen 
im Kreise K. zuÜiessenden I -inkommens zu den Kreisabfjabeo für das Jahr 
vom 1. April 1881 bis zum 31. März 1882 hatte der Krcisansschuss den 
Durchschnitt der drei Jahre vom 1. April 1877 bis zum 30. März 1880 
zu C! i n [n ie j^elegt. weil ihm vor und bebnfs der Einschätzung der Fürst H. 
.selbst eme nacli eben diesem Durchschnitte aufgemachte [Berechnung seines 
Einkommen» vorgelegt hatte. Auch gegenüber der Reklamation und der 
Klage de« Fürsten, welchen beiden eine demselben gunstigere Berechnung 
nach dem Durchschnitte der drei Jahre vom 1. April 1878 bis 31. März 1881 
zu Grunde lag, wurde beklagterseits Jn erster Reihe daran festgehalten, 
dass dem Kläger ein Wiederabgeheu von seiner eigenen ersten Berechnungs- 
weise nicht mehr zustehe, event. aber die Ansicht vertreten, dass der 
Durchschnitt aus den drei Kalenderjahren 1878, 1879, 1880 zu entneh- 
men sei. 

Dem ent£(egen erkannte indess schon der erste Richter, dass der 
Klilger aui in Ilöh«^ desjenigen (Minder-) Betrages, welcher sich aus der 
in der Kluge vertretenen Berechnungsweise ergab, für abgabcnpflichtig zu 
erachten sei, und das Oberverwaltungsgericht bestätigte auf die Berufung 
des Beklagten diese Entscheidung. 

Gründe: 

Verfehlt erscheint zunächst die Annahme des Beklagten, dass der 
KIftger von denjeiiif,^en Jahren nicht wieder abgehen dürfe, auf welche die 
erste, dem Kreisausschusse vor der Veranlagung gemachte Mittheilung 
über die Ergebnisse der Steucrobjcktc gebaut war. Diese Milthcilung, zu 
welcher der KJa^cr. wie er mit lACcht betont, gar nicht verpflichtet war, 
bindet \iin lur die Begründung seines Kckiamations- und Klageanspruchs 
iu keiner Weise. Beide Theile, sowohl der Kreisausschuss wie der Pflich- 
tige, haben einen Anspruch darauf, dass bei Ermittelung des steuerpflich- 
tigen Einkommens von denjenigen Jahren ausgegangen werde, welche das 

*) £i8eiibalinr«chtl. Entseb. I. S. 97. 
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Gesetz für die maassgebenden erklärt. (Entscheidungen des Ober\'erwal- 
tangsgerichts Bd. II. S. 45, Bd. V. S. 19 bis 20). Von diesem bei dem 
unterzeichneten Gerichtshofe stets festgehaltenen Onindaatze aus ist dem 
Pfliehtigen, welcher in der Reklamation»- und Klageschrift nach aodereD 
Jahren gerechnet hatte, sogar die Befugniss zugesprochen worden, noch in 
der Berufungsinstanz die Feststellung des steuerpflichtigen Einkommras 
nach den im Gesetze vorgesehenen Jahren zu verlangen. Um so weniger 
kann in dem hier vom Kläger vor seiner Veranlagung beobachteten Ver- 
halten etwa ein Verzicht auf das ihm gesetzlich zur Seite stehende Becht 
gefunden werden. 

Aber auch die Aii^cbauniin; dos Beklagten, da*<s für den vorliegenden 
Fall der Durchschnitt nach dem Gesetze ans den Kalenderjähren 1878, 
1879 und 1880 zu entnehmen sei. ist iiTig. Gemäss §§ 28 und 30 des 
Einknmmenstenergesetzes vom 1. Mai 1S.51 (G.-8. S. 193) solider „Dnreh- 
schnitt der drei letzten Jahre** ermittelt worden. Dies sind, wie die zur 
Ansführiing des Gesetzes erlassene Ministerial-lii^itruktion vom 3. Januar 
1877 (M.-Bl. d. i. V. S. 44) sich ausdrückt, diejenigen Jahre, auf welche 
das Jahr, wofür die Veranlagung stattfindet, numittelbar folct. Die drei 
Durchschnittsjalire soUuii also mit dem Steuerjahre zusammen einen un- 
unterhrricli I 1! /' itraum vuu vier hinter einander liegenden Jalireu bilden; 
ein Verlaliren, vvtmach das Steueijahr von den drei Durchsehnittsiahren 
durch einen längeren oder kürzeren, für die Berechnung ausgeschl - nen 
Zeitabsehnitt getrennt werden würde, stünde deshalb mit dem ausge^pruclie- 
nen Willen des Gesetzgebers im Widerspruche. Der Beklagte hält freilich 
einen derartigen freien Zwischenraum, weh her bei dem von ihm angeblich 
im ganzen Kreise beobachteten Verfahren drei Monate beträgt, für ent^ 
schieden zweckmässig im Interesse einer geordneten Steuerverwaltung, weil 
beim Anfange des neuen Steuerjahres das Ergebnis« der unmittelbar 
vorhergehenden Jahre noch nicht voliege und daher von der veranlagenden 
Behörde auch noch nicht in Betracht gezogen werden könne. Dem tuag 
in praktischer Beziehung eine gewisse l■>erechli^ullg nicht abzus[)rechen 
sein: dai5 (jesetz hat aber auf die hieraus vielleicht hie und da .sich er- 
gebenden Schwierigkeiten keine Kficksicht genommen, sondern eine positive 
Anordnung getroffen, welche jeden solchen Zwischenraum unstatthaft er- 
scheinen lässt. Für die Zeit, als das Gesetz vom 1. Mai 1851 erlassen 
wurde, kann dies einem Zweifel überhaupt nicht unterliegen ; man mfisste 
sonst sdion annehmen, der Gesetzgeber habe um ein volles Jahr znrtick- 
greifen und die letaeten drei Jahre nklit von dem Beginne desjenigen 
Jahres ab rechnen woUen, fSr welches die Steuer festgestellt werden soll, 
Sondern von dem Beguine des Jahres, in welchem sich die Veranlagaog 
zu vollziehen hat Dem steht Indess, wie bereite in der Entseheidnog 
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des Obemrwaltnngägcrichts Bd. II. 8. 45 nlher dargelegt worden ist, der 
Zssammeiihang der in den $§ 27 bis 30 a. a. 0. enthattenen Vorschriften 
vnverkeBnbar entgegen« Mnss nnn daran festgehalten werden, das» das 
Steneijabr sich stets den drei Dniebsehnittsjahren nnmittelbar, oline Lfieke 
aozasdüiessen hat, so folgt von selbst, dass nach Einfilhmng des neuen 
Etatjahres in dem Staatshanshalte anch fikr die Veranlagung der Staats- 
Steuer die drei letzten Jahre der $$ 28 nnd 30 des Gesetzes vom 1. Mai 
1851 nicht mehr die Kalender-, sondern die Etatigahre vom 1. April bis 
31. Mäiz sind. Das hat noch eine ansdrückUche Bestfttigang im § 1 
Abs. 1 des Gesetzes vom 12. Jnli 1876 (6.-S. S. 288) gefonden, wodurch 
alle Gesetze, welche die FeststeUnng, Veranlagong und Erhebung der 
direkten Staatsstenem betreffen, dahin abgeändert worden sind, dass an 
die Stelle des Ealendeijabres das Etatsjahr tritt. Was hiemach im Ge- 
biete der Staaissteuerverwaltang gilt, mnss aber zu Folge des im § 15 
der Ereisordnnng vom 13. Dezember 1872 niedergelegten Grundsatzes 
ohne Weiteres auch fRr solche Kreise Anwendung linden, welche von der 
ihnen gesetzlich ertheilten Ermftchtigung Gebrauch gemacht haben und 
ihre Verwaltung ebenfalls nach dem neuen Etatjahre führen. Nur in 
deiQeBigen Kreisen, deren Haushalt sich noch nach den Kalendeijahren 
richtet^ werden im Anschluss an die oben gegebene Deutung der §§ 38 
und 30 unter den drei letzten Jahren auch gegenwärtig noch die dem 
Steneijahre unmittelbar vorhergehenden drei Jahre zu verstehen sein; es 
erscheint das um so zweifelloser, als man bei der entgegengesetzten An- 
schauung zu dem vom Gesetzgeber sicher nicht gewollten Ergebnisse ge- 
langen würde, dass die drei letzten Jahre von dem Steuerjahre durch 
einen neun Monate langen Zeitraum geschieden wären. — Wenn der Klftger 
und ihm folgend anch der Vorderrichter Worth darauf 1^, dass der Elftger 
Heine Geschäftsbücher nach dem Etatsjahre f&hre, so lässt sich dieser 
Thatsache eine besondere Bedentnng nicht beimessen. Von der Art und 
Weise, wie die einzelnen Pflichtigen ihre Geschäftsverwaltnng einrichten, 
kann es nicht abhängen, ob das Kalender- oder das Etatsjahr die Norm 
bildet, dafür fehlt es im (resetze an jedem Anhalt und damit würde au(;h 
dem Kreisausschusse, welcher keine znverlSssifr*' Ki-nutniss von der Ge- 
schäftsführung aller einzelnen Pflichtigen besitzen kann, von vornherein 
die Möglichkeit einer zutreffenden Veranlagvmp; in vielen Fällen entzogen 
werden. Maasj^gebcnd bleibt lediglich, oK der Kreis seinen Haushalt nach 
dem Etats- oder nach dem Kalenderjahre führt. Hier sind demnach die 
Jahre vom 1. April 1878/81 zu Grunde zu legen. 
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Nr. 168* EnAMh. des Dentsdieii Aetduvgerichtg. 

2. GiYil-SoDat Vom 27. NoTomber 1883. 

[Pnoai. Tcfwaltn. AhicT. & 407.MB.] 

Nadh rheinisoh-fraiuitaifloliem BocUta liaben di« Adjaionten dm» all8M^ 
lialb bttwolmtor Orte bttflndliohen Koinntiuialw8g;es m der Verindennig 
deeBelben gegen den WegeelgenthUmer (die BieenbflJm) keinen SnteelüUli- 

gongMoupnudL 

in ErwSgnng, dass die Regel des Art 544 Bheiii. B.G.B., nach 
weleher das Eigenthnm an einer Sache das onbeschränkteete BeDutziuig&- 
und Verfugongsrecht in sich BcUiesst, in Betreff des Eigenthoms an öffent- 
liehen Wegra nnd Plfitsen keine unbedingte Anwendiing findet, indem die- 
selben bestimmnngsgemäss dem Gcmcingebrancho dienen nnd schon dorcb 
deren Anlegong einem Jeden das Benutzungsrecht eingoräamt wird, 

dasB in Bezug auf die in Städten und Dörfern gelegenen Strassen 
nnd Plätze ?ogar die Annahme gerechtfertigt erseheint, dass der Träger 
dieses öflfentlicben Eigenihnnis sidi des Rechtes begeben habe, dasselbe 
seiner Zweckbestimmuns: zn entzielieu, indem die Besitzer der anstossen- 
den Gjmndstücke schon in der Anlage der Stmssen nnd Plätze die Auf- 
fordernng znr Errichtung von Gebäuden erblicken müssen und dieser Auf- 
forderung nur im Vertrauen auf den nngestOrten Fortbestand der Zweck- 
bestimmung entsprechen können, 

dass das hierdurch begründete stillschweigende VertragsverhäJtnisB 
einen Anspruch der Gebäudebesitzer auf iSclmdloshaltang begründet, wenn 
aus Gründen des Öffentlichen Wohles eine dieselben benachtheiligende Ver- 
änderung vorgenommen wird, indem dieselbe als eine theilwdse Entziehung 
des Eigenthums bezw. als Beeinträchtigung in Ausübung servitntaitiger 
Rechte aufzufassen ist (Art. 545 u. 701 B.G.B.), 

dass es sich aber vorliegenden Falle um die theii weise Unter- 
drückung eines ausserhalb bewohnter Orte betindlichen Communalweges 
handelt, durch welche die Verbindung eines von der Enteignung nicht be- 
troffenen Theiles des der Cassationsverklagten zugehörigen Hofgutes mit 
der Betriebsstätte erschwert wird, und weder eine !?psetzliche Bestimmansr 
besteht, noch ein stillschweigendes Vertragsverhältniss angenoinnieii werden 
kann, welches für diesen Fall dt-n "Wegeeigentliümer he/\v. die iu dessen 
Pflichten eingetretene Eisenbahngesellbchaft zu einer Eutscbädigong ver- 
pflichten würde, 

daiss die Prüfnim dt!r l'iage dahingestellt bleiben kann, ob, wie der 
Berufiings-Richter annimmt, nach IJörnisehem Keclit" oder rrenssischem 
Landrecbte die Verändening oder Unterdrückung eines Weges ciiifn Entschä- 
digungsanspruch der anstossenden Grundcigenthünier zu begründen geeignet 
wäre, da hier allein die Französische Gesetzgebung iu Betracht kommt, 
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welche nach der übereinstimmenden Doctrin und Rechtsprechung einen 
Ersatzanspruch der Anlieger eines blossen Gommanalweges nicht auerkennt, 

dass das BemfüngR-Gericht unter Bezugnahme auf verschiedene gesetz- 
liche BestimuiuLigcii auszuführen versurlit, dass dem Anlieger eines Com- 
nmnalweges ein privatrechtlichor, auf einer Servitut beruheuder Anspruch 
auf die Fortdauer des Weges zustehe, die bezogenen Orosetzesstellon aber 
nur eine Regelung der Rechte und Pflichten der Anlieger lur die Zeit 
enthalten, während welcher die Wege nh öffentliche bestehen, dagegen 
keineswegs dem Träger des. öffentlichen Ei^enthums das Recht entziehen, 
den bisher dem öffentlichen Gebrauche dienenden Wegen eine andere Be- 
stimmiing zu geben, 

dass insbesondere die angeführten Artikel 678 u. 681 B.G.B. Mar 
antser Betradit bleiben müssen, weU sie sich nur auf Gebftade bezi^en, 
die Tonchrift des Artikels 682 aber, welche von dem Nothwege handelt, 
sehon deshalb keine Anvendnng findet, weil nnbestrittener Maassen durch 
die vorgenommene Yerftndening die Verbindung zwischen Ackerhofe mid 
den emzelnen Ornndstflcken nicht anfgehoben wird, 

dass das angeführte Decret y. 22. Nov. resp. 1. Dez. 1790 der Anf* 
fassung des Bemfangs-Gerichtes geradezu widerspricht, indem es das 
Nationaleigentbam als das denkbar vollkommenste Eigenthnm bezeichnet 
und der Nation ausdrficklich das Recht der Yer&assemng, also auch der 
Yerftadening der Zweckbestimmung beilegt, 

dass das Rnralgesetz v. 28. Sept req>. 6. Oet. 1791 die vorliegende 
Frage nicht berührt, sondern nur in Betreff der Unterhaltung Öffentlicher 
Wege Anordnungen trifft^ dasselbe aber nach der Aufhssung des Fran- 
zftsischen Gesetzgebers um so weniger für die Annahme des Berufnngs- 
Gerichtes verwerthet werden kann, als auf Grund desselben das Voll- 
ziehungsdirektorium in dem Arrftt^ v. 23. Hessidor V die Unterdrückung 
aller überflfissigen Yicinalwege, selbstverstftndlich ohne Entschädigung, im 
allgemeinen Interesse angeoidnet hat, 

dass im vorliegenden Falle die Entschftdigungspflicht ebensowenig aus 
Artikel 30 u. 54 Ges. v. 16. Sept. 1807 hergeleitet werden kann, weil 
Cassationsverklagte niemals behauptet hat, dass ihr durch Leistungen für 
die Anlage des unterdrückten Weges ein privatrechtlieher Anspruch auf 
dessen Fortdauer erwachsen sei; 

In Erwägung, dass auch der fernere Versuch des Berufungs-Gerichtes, 
die Entschftdigungspflicht vom Standpunkte des Öffentlichen Rechtes aus 
zu begründen, als verfehlt erscheint, 

dass nftmlich bei Entziehung öffentlich-rechtlicher Befugnisse in Er- 
mangelung besonderer einen Entschädigungsanspruch gewahrender Gesetzes- 
vorschriften ein solcher grundsfttzlich nicht anzuerkennen ist. 
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dasB auch ein EntschädigungsaDsprach nicht etwa auf das Vorhanden- 
sein einer unrechten That (Artikel 1S82 B.G.B.) gestatzt werden kann, 

dass zwar den Verwaltungsbehörden die Verpflicbtong obliegt, im 
allgemeinen Interesse genügende Verbindungswege herzustellen und zu 
unterhalten, ein klagbarer Anspruch des Einzelnen auf Erffillung dieser 
Verpflichtung jedoeh nicht besteht, und hieraus folgt, dass die Unter- 
drfickung des öffentlichen Weges ans Gründen des allgemeinen Wohles 
ebensowenig dem Einzelnen ein Klagerecht verleihen kann, wie die Unter- 
lassung der Anlage eines Weges, 

dass das Bemfungs-Geridit einen Anspruch der betheiligten Anlieger 
auf Entschädigung in dem Falle nicht anerkennt, wenn die Verfinderung 
oder Unterdrficknng eines einzelnen Weges im Interesse des W^esystems 
innerhalb eines abgegrenzten Bezirkes vorgenommen wird, wfthrend es den 
TrSger des öffentlichen Eigenthums ffir entscbftdigungspflichtig erklärt, 
fsUs die dem Anlieger nachtheilige Veränderung ans dem Grunde geschieht, 
um emem anderen BedQrftaisse des öffentlichen W(^es zu genflgen, ins- 
besondere ein anderes die Staatszwecke förderndes Unternehmen ins Werk 
zu setzen, 

dass aber diese Uutcrschcidaug jedes iunereD Grundes entbehrt, indem 
in dem einen wie in dem andern Falle die nnft'ntliche Behörde unr in 
Ausfibung des Eigenthnm.^i i htrs an den öffentlichen Wegen handelt und« 
sofern sie in die Privatrecht^ der Anlieger nicht eingreift, zor Leistung 
einer Entschädigung nicht ver])nit htet erscheint, überdies auch dem Richter 
nicht die Befugniss znsteht. die Beweggründe für die von der Verwaltungs- 
behörde getroffenen Anordnungen zu untersuchen, 

dass demnach auch vom Standpunkte des öffentlichen Rechtes aus 
der Entschfldigunganspruch nicht begründet werden kann und ein solcher 
ebensowenig ans den Enteignungsgesetzen v. 3. Nov. 1838 und 11. Juli 
1874 im vorliegenden Falle herzuleiten ist^ weil unbestrittener Maassen die 
Grundstücke, deren Werthvermindemng behauptet wird, durch die £ot. 
eignnng nicht berührt worden sind. 

In Erwägung, dass das Berufungs-Gericht endlich noch besonders 
hervorhebt, es handle sich im vorliegenden Falle um die Unterdrückung 
eines Eisend ahnfiberganges, „also** eine bei der früheren AnInge der Rhein. 
Elsenbahn /u Gunsten des K.-H. er Weges und des an diesen We^r an- 
stossenden Grnndeisfenthnm« eonstituirtc civilreclitlichc Servitut, auf welche 
die Gemeinde weder verzichli-t halte nneh verzieht cn künii(\ 

dass jedoch die Isintsfitninins t-incr >olrheu Servitut dureh einen 
privatreehtliclicn Titel nacii ilaassgabe des Artikels 690 B.G.B, gar nicht 
behauptet worden und in dem Beweiserbieten zweiter Instanz nicht zu 
finden ist, und die aat> dem Gebrauche des Wortes „also" zu schliessende 
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Ann a hm e des Bernfongs-Gericiits, dass die HersteUnng eiDes Bisenbalm- 
Überganges an sich die Gonstitnihing einer solchen Servitat enthalte, als 
rechtointhnmlich erscheint^ 

dass daher die Entseheidnng wegen Verletzung der angefOhrten Ge- 
setze der Ctosation unterliegt ond zugleich, da die Sache spruchreif er- 
scheint und die erbotenen Beweise unerheblich sind, zur Sadie selbst zu 
erkennen ist 



Nr. 164. Entsdi* des Dentsdieii Beiehsgwlehts.*) 

5. GlTil-Senai Vom 28. NoTember 1883. 

[PTwai. Tanralt.«. J«hr» T. B. 1».] 

Fiskns haiftflt für Tenolnilden seiner Beamten dnrcli Nichtbeachtung straf- 
reelifUeher SfeherlieltsTonoliTiften. — Verwahrang von Gmben. 
Nach § 367 Nr. 12 des 8trafgosetzbiichs ist strafbar, wer au Orten, 
an welchen Menschen verkehren. Gruben dergestalt unverdeckt oder nn- 
verwalirt lii>ht, dus.s daraus Gefahr fnr Andere entstehen kann. Aus 
dieser Straf bestimraung ergiebt sich als nothwendiffe Grundlage und 
Voraussetzung derselben die Reehtsnorm. lass drüben unter den be- 
zeichneten Umständen verwahrt werden sollen. Geschieht Letzteres 
nicht, so ist daher dem Eigenthümer des betreffenden Grundstücks jeden- 
falls dann ein Verschulden beizumessen, wenn er die Nothwendigkeit 
der Verwahrung kennen musste und diese vornehmen konnte, auch den 
Umstanden nacli nidit darauf rechnen durfte, dass solches von einer 
anderen (wenn schon ebenfalls dazu verpflichteten) Person geschehen 
werde. Was aber in dieser Beziehung von dem Elgentlitaier selbst gilt, 
findet nach anerkannten RechtsgrundsStzen auf die Beamten d«s Fiscus 
in der Weise Anwendung, dass der letztere flir deren Verschulden Zu- 
stehen muss. 



Nr. 165. Entsch. des Peutschen ReichsgeHchts. 

1. Straf-Sciiat. Vom f). Dezember 1883. 

(KntRch. des Reichsgerichts in Strafisai hcn. Hd. 10. 8. 6—8.] 

Unter welchen Voraussetzungen ist dem Verwalter eines Sägewerkes der 
intül^'f' der Unterlassung}^ von Schntzvorrichtungen bei dessen Betrieb ein- 
getretene Tod emes Mcnsoiien zur Fahrlässigkeit zuzurechnen? — Wird 
die Zurechnung zur Fahrlässi2;keit dann ausgeschlossen, wenn die An- 
bringung von Schutzvorriclitun^^en nicht ohne Störung des Betriebes mög- 
lich ist? — Wird der Verwalter von der strafrechtlichen Verantwortung 

*) Entsch. des Keichsgerichts vom 5. Mai 1880. 2I>. 01^tob«r und 12. Dezember 1882; 
KiiH»ubftüfire4:UU. EaUcü. 1. S. 162, II. S. 381 u. 420. 
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dvieli ein Verbot des Eigenthümers snr Herstellimg der erforderliehon 

SelmtsTorrichtimgeB betreit? 

Die Revision ist nicht begründet. 

1. Zunächst hat das nrtheilende Gericht keineswegs angenommen, daes 
sehon in der Nichtbeobachtnng des § 120 G.O. an sich eine Fahrlässigkeit 
im Sinne des § 222 StG.B.'s liege; vielmehr hat es unter näherer Be- 
gründung angenommen, dass die von Seiten des Angeklagten J. erfolgte 
Unterlassung der Anbringung von Schutzvorrichtungen an der Cirkuiarsäi;e 
und der emstlichen Betreibung der Anbringung solcher bei dem Eigen- 
thümer des Sägewerkes den Tod des Sägers L. L. verursacht habe, und 
dass J. bei Anwendung auch nur gewöhnlicher Umsicht hfitte voraussehen 
können, es könne der Mnngel jeder Schutzvorkehrung neben der un- 
genügenden Höhe (l(<r Sti t/cn an den ßoUen als mögliche Folge den Tod 
eines Men^^cbeu herbeifühi ' n. 

Die Kütscheidungsgründe lassen ferner erkennen, das Gericht sei da- 
von ausgegangen, dass es Schutzvorrichtnngen , und zwar ganz bestimmte 
Einrichtungen, gebe, durch welche ein Erfolg, wie der eingetretene Tod 
L."s. hätte vermieden werden können, und dass dies auch dem Angeklagten 
J. bekannt gewesen bei. Die Entscheidungsgrundc besagen nämlich: _Ihm 
J. wurden auch, als Grossh. Bezirksamt B. auf Veranlassung des Grossii. 
Fabrikinspektors die Besitzer von Cirkularöägewerkeu auf geeignete Schutz- 
vorkehruugen aufmerksam machte, die bezüglichen Eröffnungen gemacht, 
so insbesondere im Dezember 1882 durch Gendarm L. unter Uebergabe 
einer Skizze über die bewährtesten Schutzvorrichtungen." Es war nicht 
geboten, im Urtheile näher darzustellen, worin diese „bewährtesten Schutz- 
vorriiliLungen-' bestehen. Insbesondere umfasst der Satz des § 266 St. P.O.: 
„Wird der Angeklagte verurtheilt, so müssen die Urtheilsgründe die für 
erwiesen erachteten Thatsachen angeben, in welchen die gesetzlichen Merk- 
male der strafbaren Handlung gefunden werden", kein derartiges Gebot. 

2. Unzutreffend ist die llinwcisung der Revision darauf, es gebe über- 
haupt keine solche Schutzvorkeliiuijgeu, deren Anbriui^uug ohne Störung 
des Betriebes möglich sei; sollte letzteres auch der Fall sein, so befreite 
dies doch nicht von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit dafür, dass bei 
Nichtanbringung einer Schutzvorrichtung der Tod eines Menschen eintreten 
und dies als mögliche Folge der Unterlassung der Anbringung einer Schutz- 
vomditnng Torausgesehen werden konnte. Die Art des Betriebes ebes 
Gewerbes mass sieh der Rfieksicht auf Menschenleben unterordnen und 
darf nicht in einer Wdee geschehen, dass sie mit dem Strafgesetie in 
Kollision lEommt. 

B. Das nrtheilende Gericht bat weiter rechtlich nicht geirrt, wenn es 
von einer Verpflichtung des Augeiclagten «f. ausging, selbst geciguete 
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Schatzvorkehningen anzubringen oder deren Anbringung bei dnm Elgen^ 
thQmer emstUch zn betreiben. Inhaltlich der thatsäehlichen FeststdliuiK 
war der Angeklagte J. bezüglich des in Rede stehenden Sägewerkes von 
dem auswärts wohnhaften Eigenthfimer als Verwalter und Leiter bestellt, 
welcher an Stelle des Eigenthümcrs die nüthigen Arbeiten anzuordnen und, 
der Eigenthümer nicht gerade selbst anwesend, das Dienstpersonal 
selbststäiidig iuizustellcii und nach Gutfindon wieder zu entlassen hatte. 
Damit hatte .1. ganz uinfa.ssende I}et"ugui>s bezüglich der Verwaltung des 
Anwesens und des Betriebes des Sägewerkes nnd in Folge dessen auch 
die ihr entsprechenden Pflichten, hiernach aueli die Verpflichtung, den Be- 
trieb nur in einer solchen Weise vorzunehinen , dass Menschenleben nicht 
geföhrdet wfirden, sonach, sofern durch Mangel an Schutzvorkehrungen 
Mensehnnleben gei'ähnlct winden, solche Vorkehrungen anzubringen oder 
deren Anbringung bei dcFii l'üigenthümer ernstlich zu betreiben, und falls 
und 6ü laüge solche Vorkelirungeii nicht getroffen wurden, den Betrieb 
einzustellen. Es kommt hiernach gar nicht darauf an, ob ihn der Eigen- 
thümer nur in bedingter Weise zur Anbringung von Sicherheitsvorkehruugeu 
angewiesen, und ob die bezügliche Bedingung eingetreten odei- nicht; 
selbst ein Verbot des Eigenthümers zur Herstellung hätte ihn nicht von 
der strafrechtlichen Verantwortung für di? aus dem Betriebe des seiner 
Leitung unterstellten SSgewerkes ohne Schutzvorrichtungen erwachsende, 
von ihm voraussehbare (ictahrdong von Menschenlebeu entbinden können. 



Nr. 166. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom ü. Dezember 1883. 

[Grudiot Beitrüge. S. lllG-lliai 

Hat das eipropriirte Terrain erst durcli die Anlegung neuer Strassen, 
für welche dasselbe expropmrt wurden, die Qualität eines Bauplatzes 
erlangt, oder als solcher in seinem Werthe eine Steigerung erfahren, so 
darf gemäss § 10 Alin. 2 des Prenss. Enteignnngsgesetzes v. 11. Jnni 1874 
diese Wertherhöhnng nlcM in Ansehlag gebracht werden. 

Der Berafungsricliter ist in Uebereiustimmnng mit der in dem Er- 
kenntniss des Reicjjbgeriehts vom 18. Angust 18^2 — Entscheidungen 
Bd. 8 S. 239 ™ entwickelten Ansicht davon uusgcgangeii, dass bei der 
Schätzuti^ des vollen Werthes des abgetretenen Grundstücks auf solche 
Beschränkungen, welche gerade durch die neue Anlage veranlasst sind, 
deren Ausführung die Enteignung ermöglichen soll, nicht gerücksichtigt 
werden darf, dass also namentlich das Grundstück nicht lediglich deshalb 
nur als unbebauter Platz zu schätzen ist, weil es in Folge des Bebauungs- 
plans nicht bebaut werden durfte. £r ffiJurt dann ferner aus: 
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Die Aufgabe, wie nie dem Sachverständigen gestellt worden, 

hat aber die Notliweudigkeit für ihn enthalten , auf der einen 
Seite keine Behindenmg des £igenthüniers in der Bebauung des 
Grnndstficks darch dessen planmfissige Bestimmtheit zum Strassen" 
terrain an/nuehmen, und docil auf der anderen Seite die offenbar 
vortheilhafte Lage desselben an der Ecke der erst in Folge des 
BebaunngsplaDs entstandenen Steglitzer und Genthiner Strasse mit 
in Betracht zu ziehen. Hierin liegt kein Widerspruch, vielmehr 
ist die Heranziehung der darch die Gunst der Lage an den beiden 
Strassen geschaffenen Mehrwerthigkeit oder etwa erst überhaupt 
hervorgerufenen baulichen Verwerthbarkeit eine nnabweisliche 
Folge des grundlegenden Satzes, dasä die Bemessung der Ent- 
schädigung nach den zur Zeit der Enteignung vorhandenen Zu- 
ständen erfolgen muss. 
Es wird dann ferner ausgeführt, dass der Grundsatz des § 10 Abs. 2 
des Enteigimngsgesetzes hier nicht Platz greife, weil das Unternehmen, 
zu dessen Behuf die hier vorliegende Enteignung bewirkt und vollzogen 
worden, lediglich in der Frcilcgnng der Steglitzer Strasse an der Ecke 
der Genthiner Strasse bestanden habe , wobei denn die sonstige wesent- 
liche VolIeDdung beider Strassen offenbar als damals schon erfolgt vor- 
ausgesetzt werde. Möge jene Freileguug auch im Verfolg und Absehluss 
der Herst ellnng beider Strassen gesell ehe a sein, so reiche doch dieser 
thatsächliehe Zusammenhang zwischen ihr und den bisherigen Strassen- 
anlagen nicht aus, die von der Identität des Untemehmens bedingte Vor- 
aussetzung des § 10 des Enteignungsgesetzes zu begründen, dass dem 
enteigneten Ciruudstück diireli das Enteignungsuntemehmen selbst eine 
\1 rtiisteig<'ning erwacliseu sei, und es müsse vielmehr die eben durch 
die Existenz der beiden Strassen geschadene h- her*' Bauwürdii^keit der 
enteigneten Parzelle als schon vor der Entscheiduni; ^iri ljon bei Üemes- 
sung der zu gewährenden Entschädigung m Ansatz koimueu. 

Dieser Ausführung würde nur dann beizutreten sein, wenn die Frei- 
legung der Steglitzer Strasse au der Ecke dor (Jfiitliiner Strasse auf einer 
erst durch die Allerhöchste Kabinet »ordre voni 16. Juni 1880 genehmigten 
Abänderung oder Erweiterung des durch die Allerhöchste Kabinetsordre 
vom Jahre 1802 genehmigten Bebauungsplans beruhete. Dies hat aber 
der Berufuugsrichter nicht nur nicht festgestellt, sondeni es geht sogar 
aus bcinem Thatbestaud hervor, dass bereits in dem durch die Kabinets- 
ordre ^ora 26. Juli 1862 genehmigten Bebauungsplans das enteignete 
Tt l i iiii als zu öffentlichen Strassen bestimmt vorgesehen und dadurch der 
Beschränkung unterworfen war, dass die Beli;iiiuiig untersagt werden und 
seiner Zeil, d. h. weuu der Plan zui Ausluhrung kam, seine Abltetuug 
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gtitoidert werden konnte. Durch' die Kabinetsordre von 1880 ist also nicht 
eine neue Anlage, durch welche das streitige Terrain t i.st ziu öffentlichen 
Strasse bestimmt wurde, genehmigt, sondern nur bestimmt, das.s nunmehr 
der bisher unausgeführte Theil des Bebauungsplans von 1862 ausgo führt, 
werden kdnne. Die neue Anlage, zu deren Ausführung die Enteignung 
nothwendig geworden, ist also der im Jahre 1862 festgestellte und ^e- 
nelmiigte BelMuningspIan, und w«iui der Bemfungsriohter die im Jahre 1880 
genehmigte weitere AusfÜhroDg dieses Bebauungsplans Ar eine neue An- 
lage im Sinne dea § 10 Abs. 2 des Bnteignuugsgesetzes erachtet, so ver- 
letzt er diese gesetadiohe Vorsehrift. Nach derselben darf eine Wertii" 
erhOhnng, welche das abzutretende GrandstUck erst in Folge der nenen 
Anlage erbfilt» bei Bemessmig der Bntsehftdigmig nicht in Anschlag kommen. 
Hat also das streitige Terrain nicht schon vor der Anlegung der Steglitzer 
und Genthiner Strasse die Qualität als Baustelle gehabt, worfiber die 
Parteien streiten, sondern ist es erst in. Folge der Anlegung dieser Strassen 
Bantemin geworden ^oder ist es in seinem Werth als solches gesteigert 
worden, so darf diese WertherhAhnng nicht in Anschlag gebracht werden. 

Das Bemfiingsnrtlieä war daher au&oheben und mit Rücksicht daian^ 
dass die SaehTersi&ndigen darfiber noch gar nicht gehört sind, welchen 
Werth das Grundstück haben würde, wenn die Steglitzer mid Genthiner 
Stiasse ftbexhaupt gar nicht angelegt wftren, die Sache zur anderweitigen 
Verhandlung und Entsdieidung in die Berufungsinstanz znrfiekzuweisen. 



IHr, 167. Entsch. des Deutschen Keichs^erichts. 
5. Civil-Senat. Vom 12. Dezember 1883. 

rPren«». Vpr»*ll.ni. Jjiltre-. V S. m] 

Die Zuständig'keit der im § 53 des Preuss. Enteignung^sgesetzes v. 11. Juni 
1874 bezeiclmeten Be"hörden ist von dem Vorangelien (Ihr in den §§ 50 ff. 1. c. 
vorgescliriebenen Vert'alirens, bptr. die Entnahme von Wegebaumaterialien, 
abhängig. Fehlt es an diesen Voraussetzungen, so unterliegt der Ent- 
schädignngsanspmoh der Kognition des ordentlichen Gericlits. 
Die Beschwerde ist auf die Ausführung gestützt worden, dass (11 »er 
die Entschädigungsfordernng des KläGrers vai! d^n im § 53 Kntoignnngs- 
gesetzes v. 11. Juni 1874 (§ 56} bezeit-huettu Behörden zn entscheiden 
gewesen sei, und der Kläger jedcnfnllH dr\s daselbst vurgeschri ebene Ver- 
fahren habe in Gancr bringen müssen. Dies Verfahren setzt aber eine 
Anordnung der betretieuden Verwaltungsbehörde zur Hergabe von Wege- 
bau-Materialien — § 50 ib. — und den Mangel eiüer Einigung der Be- 
tUeiligten über Gegenstand nnd Entschädigung — § 53 ib. — voraus» 

Eger, EiMttlMitmrechtlicIie Eatscbeidunsen. ID. 30 
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und erfordert eine gehörige^ Erörterung und Entseheidung des obwalteDden 
Streits. Diese Massnahmen sind der Natmr der Sache nach nicht von 
Demjenigen xn veranlssaeD, dessen Eigentinim beaospmoht wird. Ausser- 
dem ist aber anoh vom Vordeniehter mit Recht erwogeu, dass die Ana- 
ftbnng der der Beklagten wirldich zustehenden Rechte anf die Materialien 
Yon einer Binweisnng in dieselben, und letstore von Zahlung oder Sicher- 
stellnng der Entschädigung bedingt waren — f 53 ib. — . Da es an allen 
diesen Yoranssetznngen eines berechtigten Eingreifens in das Eigenthom 
des KlSgers fehlt, so ist die Zuständigkeit des ordentlichen Gerichts fiir 
den Entschftdignngsansprach anf Grand des { 58 a. a. 0. ohne rechtlichen 
Anlass in Abrede gestellt, nnd war die Eevidon znrückznweisen. 



Nr. 168. Entgeh, des Deutscheu ßeichsgeriehta. 
5. Civil-Senat. Vom 12. Dezember 1883. 

[Gnichot, Beitr. Bd. 28. & Ul&j 

§ 8 Alin. 2 §§ 16, 17, 26. Prenss. Enteignimgsgesetz vom 11. Juni 187^ 
Der vereinbarte Kaufpreis bei freiwilliger Abtretung eines der EnteignnBg 
nntefwoifenen Grundstücktheils umfasst präsumtiv aucli die Entsehidigug 
für die dem Bestbesitze entstehenden Nachtheüe. 

Wenn narh eröffnetem Enteiguungsverfahren die freiwillige Ab- 
tretung nnter Vereinbarung nnd Zahlung eines bestunmten Preises er- 
folgt, muss mangels ansschliessendor Umstände aDgenommen werden, dieser 
Preis umfasse die ganze Entsdi&diguncr, welche dem Abtretenden nach 
Maassgabe des Enteignungsgesetzes gebührt, namentlidi also auch die Ver- 
gQtnng der Nachtheile, welche durch den Betrieb der Anlage, zwecks 
deren Herstellung expropriirt resp. abgetreten worden, für deu Restbesitz 
entstanden sind oder voraussichtlich entstehen können. Denn die Rechts- 
ansicht, welche zu der im Tit. II Enteignungsgesetz v. 11. Juni 1874 
nornrirten Eiitschridiguni^ auch die Vergütung jener Nachtheile rechnet und 
dem Expropriaiiten auflegt beruht gerade auf der Erwägung, dass, wenn 
Grund und Bod^^n nicht zwangsweise, sondern freiwillig zu einer beab- 
sichtigten und kund bar gemachten Anlage verkauft wird, der Verkäufer 
deu Preis verständiger Weise aueh in Vera]ischlaj}:nng jener Nachtheile 
bestimmt, dass er, wenn dieser Preis nicht hewiüigt wird, li*^ freiwillige 
Veräusserung weigert, dass also rechtlich die zwangsweise Enteignung 
selbst auch betreffs jener Nachtheile als zur Entschädigung verpflichtend 
angesehen werden muss. Will also der Abtretende der Annahme, da.s» 
der von ihm gi rordrrte und ihm bewilligte Preis die ganze, iliin im Falle 
zwangsweiser Enteignung gebührende Entschädigung enthalte, entgehen, so 
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nniss er in Gemasabeit des $ 16 des EateigDaQgsgesctzes „die EntBchädi- 
gang'', d. h. die iiadi Ibassgftbe des IE. Titels zu bemessendc, besoadeicr 
FestflteUnng vorbehalten. 



Nr. 169. Entflcfi. des Deutschen lieichsgerichts. 
2. Civil- Senat. Vom la. Dezember 1883. 

fKüts-ifi. des Reichster, in rivilsacheii. Hd. 11. S. 345, 346.] 

Der Besitzer einer das Naclibargnindstiick schädigenden gewerblichen 
Anlage kann nlolit olme Weiteres zum Ersatz des erst künftig entstellenden 

Schadens vemrtheilt werden. 

Das fiemfnngs-GeriGiit geht von dem allerdini^s nicht bloss für das 
gemeine, sondern ebenso auch für das frauzösiscbe Recht als richtig an- 
zuerkennenden Rechtssatze aas, dass die aus dem Eigenthumc an einem 
Gnmdstücke fliessende Verfügungsgewalt über die Sache (Art. 544 Cod. 
civ.) immerhin beschränkt ist durch das gleiche Recht der Nachbarn, und 
dass diese na( htlieiligc Einwirkungen auf ihre Grundstücke einschliesslich 
des Luitraumes über denselben (Alt. 552 Cnd. civ.) nicht zu dulden 
brauchen (arg. Art. 674 Cnd civ.), wenn diese Einwirkungcu das aus 
dem gf'w'ihn liehen Zusammenleben der Menschen sich ergehende Maass 
überseil re iten (vgl 1. 8 5 u. 6 Dig. 8, 3). Ferner ist ohne ersicht- 
lichen Rechtsirrthura thatsächlich festgestellt, dass im vorliegenden Falle 
ein solcher unstiitthafter iMngriff in das Naehbarrecht stattfinde. llieran.s 
erj^ebt sicli aber für den Beeinträchtigten nur die Befugniss zur Abwehr 
desselben mittelst einer actio negatr>ria auf Beseitigung der Einrichtung 
und Untersagong fernerer Einwirkung (imniissio). Allerdings kann auch 
Schadenersatz gefordert werden, aber zunächst für die Vergangenheit, 
soweit eine für diesen Anspruch erforderliche subjective Verschuldung 
des (Gegners vorliegt (vgl. Entsch. des Reichsger. Bd. VI S. 217); für die 
Zukunft dagegen besteht ein solcher Ans|mieh nicht ohne Weiteres. 
Vertragsmässig können freilieh die Betheiligten verciaban li. dass statt der 
Beseitigung der störenden Eiiirjehtung eine Entschädigung des Isachbars 
in vorübergehender oder dauernder Weise eintreten solle; dagegen kann 
der Beeinträchtigte nicht einseitig eine solche Abfindung beliebig ver- 
langen, vielmehr erscheint er hierzu nur dann berechtigt^ wenn der von 
ihm in erster Reihe zu erhebende Beseitigaugsansprneh ans thai- 
sftehlieheii oder reehtiüehen Gründen nicht dnrehfülhrbar ist, nnd sieh daher 
die m demselben entsprechende Verpflichtmig des Beklagten in eine solch« 
auf Schadloshai tnng verwandelt (vgl. Art. 1142 Cod. civ.), wie dies in^ 
besondere auch in § 2ö der Beichsgewerbeordnnng anerkannt ist. 
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Nr. 170. Sniscli. des Beafschen Betefasgerichts. 

2. Civil-Senat Vom 13. Dezember 1883. 

LRelebs-ABi. UM. Nc8Sl - Batadk im Betchacsr. ClfÜMeheit. Bd. tt 8. SIL] 

Anoh fBr das franiSsiselie OiTflreelit gelten lUe Gnmdaätse des gemein- 
reehtlieliai Hao]il)arreo]itB^ Daniaeh haftet aber der Eigenthllmer dem 
Naehbar für die Immission von Wasser bezügllcli der NegatoitenUage nieiit 
elmue nnbedingt, wie bineiohtlich des Sobadensersatssee, well fllr lettteren 
das Moment der subjektiven Sebnld nnentbehrlieh ist 
£ine Immission (von Wasser) ans dem einen in das andere Gnind- 
stAek sich gefallen za lassen, ist der Nachbar nicht verpflichtet, nnd er 
kann mit der n^torisoben Klage vom Anderen fordern, dass dieser die 
Immission von Wasser unterlasse und beseitige, schon ans dem Grande, 
weil die Immission objectiv widerrechtlich ist. In dieser Bcziehnn«:^ 
ist es also nnerheblicli, ob der Eigenthfimer die Immission gewollt hat 
oder nicht, ob sie auf einer an sich berechtigten oder auf einer unbe- 
rechtigten Benutzung des Eigenthnms beniht, und ob sie als Folge einer 
Handlung vorhergesehen werden, also mindestens zar Verschuldung zugce- 
rechnet werden kann. Allein, wie ohori hemerkt, liefet hier die Nega- 
torienklage nicht vor, indem der Kläger nur Schadensersatz für die 
Fnlf^en der Immission fordert. Als Consequenz des Naehbarrfehts kann 
»Tterkiiiiiit werden, dass auch für die Entscliadiwungsfordorung es einer 
Friitiuii^ mrht bedarf, ob die Handlung, welche als Ursache einer schfid- 
liehen Immission von Wasser erscheint, den Charakter eines Vergehens 
oder Veröehcii-^ hat, denn eine solche Immisöiün ist schon an sicii rechts- 
widrig. — Alter in anderer Kichtung ist für die Schadensersatzfordermig 
das Moment der subjektiven Versclin Idung unentbehrlich (Kntsch. 
des Reichsger. Bd. VI. 8. 221). Wie namlich im diesseitigen ürtheile 
V. 6. Nov. 1883 i S. Schifferdeeker xi. Sohne gegen Fath, Rep. II. 319/83. 
dargelegt ist, beruht die civilrechtlichc und die strafrechtliche Verantwor- 
tung für Culpa auf der Voraussetzung, dass der Erfolg bei Anwendung 
der Sorgfalt eiues ordentlichen Mannes vorhergesehen werden konnte, 
weil ohne die Möglichkeit der Voranssicht nur Zufall oder höhere Gewalt 
vorliegt, für welche ohne besonderen ßechtsgruad Niemand haftet. 

Mr. 171. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 4. Januar 1884. 

[l'r«-iiss. V- rwalt, Bl. J.ihri,'. V. S. 37.1, — Zt«. d. V. r. H.Mitsch. Kiwit). Vcrw. issi. S. '.U'.».] 

§ 30. Preuss. Enteig.Ges v. 11. Juni 1874. Die sechsmonatliche Frist zur Be- 
schreitung des Reclitsweges findet aucli im Falle der Widerklage Anwendung. 

Die im ^ ijO I^nteignungsgcsetz für die I^psrhrpitnng des Rechtswegs 
hestimmie i ri.^l von 6 Monaten hndet auch dann Auxsendung, wenn die- 
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selbe im Wege einer Widerklage erfolgt, — diese Frist ISoft erst toh 
einer nach Yorsdirift des § 39 bewirkten Zustellmig an. Eine gesetxliche 
Yermathiuig ftr das Bewirktsein dieser ZnsteUang besteht nicht; die tof- 
gftngige Züstelliing ist nicht etwa eine Voranssetnuig für die Beschreitnng 
ties Rechtswegs, sondern vielmehr nur für den Beginn der Frist, mit deren 
Ablanf die Befngniss znr Klage erloschen wäre. 



Nr 172. £nt8ch. des Deatacken Beiclisgeriehta. 
1. Straf -Senat. Vom T.Januar 1884. 

[Dcatsch«^ Jurist Zt«. Bd. 9. S. 407, 408.] 

Die Jagdausübimg auf Eiseiibalindämmen kann für straflos erachtet werden, 
wenn thatsacUich festgestellt ist, dass dem Kontravenienten das Bewusst- 
sein gefehlt, er sei dort zn jagen nicht berechtigt. R. Str. Ges. B. § 59, §2 92. 

Bahnpolizeireglement § 56, § 64. 
Soweit die Revision die Freisprechung des Angeklagten K. zum 
(iogenstaiid hat, wird dieselbe in erster Linie auf die Verletzung der §§ 59 
nnd 292 Str. G, 13., sowie der §§ 56 und 64 des Eisenbahnpolizeireglements 
gestützt. Diese VeHotziint? wird darin gefnndcn, dass die Strafkammer 
von der Anff;issiniti ausgcirünfreii sei, der Angeklagte liabe sieh in einem 
that^«äehlielien Irrtlium über die ihm zustehenden Befugnisse bezieliungs- 
Nvei^o über die Ausdehnung seines Jagdgebietes befunden Die in dieser 
B '/n linnp; erhobenen Besehwerden sind unbegruDdet. In dem angefochtenen 
1 rtheil ist festgcstoljt . dn^s der Angeklagte von dem die Staatswaldnng 
(lurehBchneidendeu Kist'iili:iliii(!;inini der j^inie Freiburs:- Colmar aus zwei 
SrliüssL- auf ein den Bsiliiidamm quer überschreitendes Wildschwein ab- 
gegeben habe und da^s dei selbe an dieser Stelle zu jagen nicht bereehtigt 
gewesen sei. Die .Strafkammer hat auf (4rund dieser Feststellung an- 
genommen , dass eine objektiv unberechtigte Jagdliandluiig vorliege, aber 
freigesprochen, weil sie der Versicherung des Angeklagten Glauben schenkte, 
er sei der Meinung gewesen, der Eisenbahndamm wie jede andere öffent- 
liche Strasse sei als „terrain nentre" seiner .Jagdausübung auf sehiidliehes 
AVüd ni<ht verschlossen und es habe ihm die Absicht, in fremde Keehte 
einzugreifen, ferngelegen. Wenn das Gericht auf (Jrund thatsiichlieher 
Erwägungen, dercu Naehprüfuug dem Revisionsgericht nicht zusteht, zu 
der Annahme gelangte, es habe dem Angeklagten das Bewusstsein gefehlt, 
dass er an dem in Frage stehenden Orte zu jagen nicht berechtigt, sein 
Verhalten sonach kein rechtswidriges sei, so mnsste es die Anwendbarkeit 
des § 392 Str.G.B., wie gesdiehen, -verneinen. Bine Gesetzesverietzong 
würde in der Nichtanwendnng diesw gesetzlichen Bestimmnng auch dann 
nicht sen finden sein, wenn, wie die Staatsanwaltschaft ausführt, der An- 
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geklagte nur iu Folge eines Rcchtsirrthums zn dem Glauben gelangt wäre, 
«^r sei zur Ausübung der Jagd berechtigt. Die Kenntniss des StrafgesetzeB 
wird allerdings bei Jedermann vorausgesetzt. Deshalb achiiosst ein Irr- 
thnm des Thüters über das Bestellen oder den Sinn des Strafgesetzes 
dessen Strat'barkeit nicht aus uud darf der l'iiiwaiid des Angeklagten, er 
habe nicht gewusst, dass die That verboten sei, nicht berfieksiehtigt 
werden (?x G.-Entsch. III. S. 300, IV. 8. 233, V. S. 159.) Wenn aber 
der Irrüium des Thütors nicht das Dasein oder den iSinn des Strafgesetzes, 
sondern einen thatsaehliehen Umstand betriÜ't, welcher zum Tliatbestand 
einer strafbareo Handlung gehört, so schliesst dieser Irrthuni die Straf- 
barkeit unter allen Umstäudeu dann aus, weini eine vorsatzlich verübte 
Handlung in Frage steht. Dies ergiebt sich seiion aus dem Begriff des 
Vorsatzes, der in dem Wissen und Wollen einer strafbaren Handlung iu 
allen ihren Thatbestauds-Mei kmalcu besteht, ist aber auch in § 59 Abs. 1 
Str. G.B. ausdrücklieh anerkannt. Ob der irrtlaim bezüglieh des zum 
Thatbestand gehörenden L'mstandes dureh Unkenntnis^ eiuer civilrcclitlichen 
oder sonstigen Vor.sehrift verursacht wurde, ist ebensowenig entscheidend 
als der Umstand, ob der Irrthum als entsehuldbar erseheint. Ks genügt 
vielmehr, um die Strafbarkeit auszuschliesseu, dass der Thätcr nicht mit 
EeDDtniss aller zum gesetzlichen Thatbestand gehörenden Thatumstände 
gehandelt, also die strafbare Handlung nicht vorsätzlich verübt hat 
(Entsdi. lY. S. 233 uud VI. S. 85 und 375). Da hiernach der durch 
das angefochtene Üfibeil in für das Bevisionsgerieht bindender Weise lest- 
gestellte Irrilrain des Angeklagten auch daon die Strafbariceit ansschhMs, 
wenn derselbe in einer Unlcenntniss oder in irriger Auslegung des Artikels 1 
des Gesetzes vom 3. Hai 1844 oder der §§ 54 und 62 des Bahnpolizei- 
reglements seinen Gmnd hatte, so konnte dnreh die Ansf&hrungea der 
StaatsanwAltsdian; die Revision nicht gerechtfertigt werden. Noch weniger 
erscheinen dieselben aber als sntreflfeod, soweit darch dieselben daigethan 
werden soll, dass die frfihere französische Rechtsprechnng, welche nach 
der Annahme der Strafkammer dazu beigetragen hat, den Angeklagten in 
seinen Irrthnm zn versetzen oder darin za bestftrken» nicht in der von 
der Strafkammer angenommenen Weise bestanden habe. Die Entscheidung 
dass der Angeklagte sich im Glanben befanden habe, er sei berechtigt» 
anf dem Eisenbahndamm die Jagd auszanben, Ist thatsachlicher Nator. 
Die Anfeditong derselben kann deshalb in der BoTisionsinstaaz einen Er- 
folg nicht haben. 
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Nr. 173. Enisch. des Denteehen Keichsgerieht«. *) 
5. Civil-Sensit. Vom 1G./21. Januar 1884. 

[Jurb-t. Wochenschrift. iH^v^l. Nr. 7.] 

Die Pflicht zur Unterhaltung eines von der Eisenbahnverwaltang ange- 
legten Bahnhofszufuhrweges liegt dieser jedenfalls dann nicht ob. weim 
der Weg rechtskräftig für den öffentlichen Verkekr in Anspruch genom- 
men und ihrer unbeöCliränkieii Disposition entzogen ist. 
Isach der Feststoll iinc: des Berufiingsrichters hat die klagende Eisenbahn- 
Gesellschiift das Terrain zu deiu streitigen Wege gekauft und denselben unter 
Beiiiulfe der Stadt P. angelegt, um den Bahnhof von P. mit der P.-M. Chaussee 
in Verbindung zu setzen. Es kann dahingeöttiUt bleiben, welches Rechtsver- 
hältniss in Betreff dieses Weges ursprünglich geschaffen wurde, ob er nicht 
namentlich als eine Anlagt' anzusehen war, welche zu dem Bclmfe, damit die 
Bahn alseine öffentliche Strasse zur allgemeinen Benutzung dienen konnte, 
nothwendig war — § 8 No. 5 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838. 
Er würde damals nothwendiges Zubehör des Bahnhofes und wie dieser selbst 
Eigenthum der Klägerin gewesen sein, und der Umstand, dass sie im 
eigenen Interesse Jedennann desfiOn freie Benntzuiig als Communications- 
weg nach und von dem Bahnhofe gestattete, würde ihr freies Dispositions- 
reeht iher denedben nicht besefartnkt haben. Es könnte kein Zweifel 
darAber obwalten, dass Klägerin damals als Eigenthiimerin zur Unterhaltung 
des Weges Terpflichtet gewesen sein würde. Durch die Entscheidungen 
des Kreiaansschnsses vom 24. Jnni 1879 und resp. des Bezirksverwaltongs- 
gerichtes hi B. vom 24. November 1879 ist der Weg aber fftr den 
(öffentlichen Verkehr rechtskrftftig in Anspruch genommen nnd mit Recht 
hat der Bemfongsrichter angenommen, dass dio ElSgerin dadurch Qire 
nnbescbrinkte Üispoaition Aber den Weg bat anigeben müssen» aas ihrem 
Eigenthomsreeht daher anch ihre Yerpflichtimg zu dessen ünteihaltnng 
nicht mehr abgeleitet werden kann. Wenn die Revisionsklflger hiergegen 
ansfühzen, dass das RecbtsverhSitniss in Betreff des Weges durch die 
gedachten Entscheidungen nicht geändert sei, weil der Weg von An&ng 
an für den Öffentlichen Verkehr bestimmt und als (öffentlicher Weg auch 
fiactisoh benutst sei, so übersehen sie^ dass dies auf fireier Willkflr der 
Elflgerin beruhte, während diese, nachdem jene Entscheidungen ergangen 
sind, den Weg der allgemeinen öffentlichen Benutzung nicht mehr entziehen 
kamn. Hiernach lässt sich ein Bechtslrrthum in der Annahme des Be- 
mfiingsrichters nieht erkennen, dass der Weg weder eine Eisenbahn noch 
ein Theü der Eisenbalmaidage , sondern ein Verbindungsweg ist, der den 
grossen Personen- und Handelsverkehr mit den an der Bahn liegend«i 
Städten und Handelsplätzen vermittelt, und dass daher die Pflicht, ihn zu 
•) Bisenbalnrechtl. Entoeb. I. S.888, II. S. 86, 208. 
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DüterlialteD, sich nicht nach dem Eisenbahn-Gesetz vom 3. November 1888, 
sondern nach den in Schlesien in Betreif der öifeDtlicfaen Laudstrasseii 
bestehenden Vorschriften regelt. Namentlich kann die Unterhaltungspflicht 
der Eisenbahngesellschaft auch nicht aus § 14 des gedachten Gesetzes her» 
geleitet vrH n v «il es sich nicht um eine von der Regierung ffir notb^ 
wradig eraclitele Anlage handelt, damit die benachbarten Gmodbesitzer gegen 
die Gefahren und Nachtheile in der Benutzung ihrer Ginndstficke gesichert 
werden. Eine Verletzung des Gesetzes vom 3. November 1838 liegt also 
nicht vor, und die Frage, ob der Berafnnp^srichter das schlesische Wege- 
reglemeut auf dea von ihm festgestellten 'Iliatbestand I•ieliti^^ au|?ewendet 
hat, entzieht sich nach den §^ 511 und 524 der Civil-Prozessordnung der 
Prüfaog des Eevisiousrichters. 



Nr. 174« SntBch. des Bentsehen B«ldi8gericlitB. 
1. Givil-Senat. Vom 28. Januar 1884. 

[DeatKlie fiirictZt«. Bd. 9. 8. m] 

§ 2. HaftpfliehtgesetE. Einrede des eigenen VenelnadeiiB. 

Der Satz, dass der Beschftdigte einen Ansprach nicht erheben kann, 
wenn der eingetretene Erfolg auf sebe Yerschuldimg zorfieicziifShren ist, 
bezieht sich nicht blos auf den Cansalzosammenbang zwischen Sebald and 
EntschSdignng. Es ist za fragen, ob Jemand mit Beeht die Verantwort- 
lichlceit dem Anderen auflegen darf, welchem der Vorwarf der VerscbaldaDg 
znrficlEgegeben werden kann. Ans diesem Gnmde Ifiast sich dem Ein- 
wände, El&ger habe bei einiger Vorsicht den Unfall vermeiden können, 
für welchen der Arbeitgeber wegen Verschnldens eines Aoftefaers Tcrant- 
wortlich gemacht wird, nicht allgemein mit der Erwftgnng begegnen, Be- 
klagter habe darzulegen nnterhissen, dass der Unfall darch ein Verschnldeo 
des Kl&gers, nicht des Aafsehers heibelgefAhrt sei. 



Nr. 175. Entsch. des Deuisehen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 26. Januar 1884. 

LPniu«. VerwaltBl. Jahr«. V. S. 875. — Zt«. d. Ter. Deatscb. Elsenb. Verw. 1864. S. dvx ~ Grucbot, 

Battr. Bd. SS. 8. Ull-llia] 

AnweBdang des § 10 des Prenss. EaiteigiLGee. v. 11. Jaul 1874 anf Chrond- 
Btltolce, die einen Sonderertrag schwer konstatlren lassen oder, wie kouwb 
nale KrankenliiiTifler, Schulen etc., überhanpt nicht Ertngssweoken dienen. 

Der § 10 des Prenss. Enteignangsgesetzes vom 11. Jon! 1874 be- 
stimmt, dass die bisheiige Benntznngsart bei der Abschätzung nur bis zu 
demjenigen Geldbetrage Beiücksichtigang finden kOnne, welcher erforderlich, 
damit der Eigenthflmer ein anderes Gnmdstftck in derselben Weise und 
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mit gleichem Ertrage beoutseii kaoD. Dabd ist iodess — was die Be- 
schränkung angebt — vorausgesetzt, dass es sich um ein Ertragsgnmd- 

stück handelt, und dass der Ersatz des gemeinen Werths den Eigenthflmer 
(leshalb Dicht vollständig entschäiligen würde, weil aus der besonderen bis- 
herigen Beuutzuijgsart. ciu höherer Ertragswerth des Grandstüeks resultirt. 
Selbstverständlich muss, wenn letzterer beansprucht wird, der Ertrag an- 
gegeben und erwiesen werden. Aber es giebt eine Kateiror)*^ von Fällen, in 
welchen ein gegen den gemeinen Werth höherer Ertrag entweder kanm 
nachweisbar oder überhaupt nicht vorhanden, gleichwohl aber die bisherige 
Benutzungsart für die Entschädigung raaassgebend ist. Dies sind die 
Fälle, in denen es sieh nm Grundstücke handelt, die entwedf^r vermöge 
ihrer wirthsehaft liehen /ugeiKuigkeit zu anderen Grundstfieiien des Espro- 
priateu einefi Sonderertrag »chwer constatireu lassen oder aber — wie 
z. B. ein städtisches Krankenhaus, eine Schule etc. — überhaupt niclit 
Ertragszwecken, sondern znr Geniigung der dem Enteigneten vermöge 
seiner individuellen Lage obliegeiideu Aufgaben dienen. Für diese Fälle 
besteht das Entschädigungsprinzip gleichfalls durin, dass dem Enteigneten 
derjenige, den gemeinen Werth des Grundstücks übersteigende (ieldbeLiag 
zn gewähren ist, welcher ihn in den Stand setzt, ein anderes Grundstück 
zu erwerben und so einzurichten, das« dasselbe in derselben Weise wie 
das enteignete benutzt werden kann.*) 

Nr. 176« EntBch. de§ Dentsehen Kef ehsgeiidits. 
CiTil-Senat Vom 8. Februar 1884. 

(RatMh. Bddusw. in CtvllMfllleo. Bd. IL S. 

Der Qewerbeiuitenielimer ist YerpflioMet, goxoiss § 120 ROew.O. Sekute- 
tnüleai aimuehaffeE, wena flolehe saoli iLit des QewerMetriebee ni 
thmiUehster Sielierli^t gegen QelUir flr Leben und Genmdlieit der Ar- 
beiter notbwendJg sind. 

Unter den Einriehtuigen, deren Herstellmig nnd Unterhaltang § 120 
G.O. dem Gewerbeuitemehmer zor Pflieht maeht, sind, wie Ton dem 
Reiehsgeriehte wiederholt ausgesprochen worden ist, nicht bloss danemde 
Anlagen, aneh nicht bloss soldie EinrichtongeD, welche mit der Gewerbe- 
anlage in Terbindnng gebracht werden müssen, zn verstehen, nnd es ge- 
hören dazu insbesondere anch Sehntzbrillen, wenn nach der Art des Ge- 
werbebetriebes deren Benntzong zu thuntichster Sicherheit gegen Gefiüir 
för Leben und Gesundheit nothwendig ist. 

Vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 5 S. 102. 

Im vo rliegenden Falle ist nnn anseer Streit, dass eine Schntzbrille 

*) EiaenbiOinr. Sntech. I. S. 801, 229, 266; II. 8. 42, 46, 178, 189, 217,887, 873, 379. 
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ein geeijjnetes Mittel gewesen wäre, den Unfall, von w(>lcheni der Kläger 
betroffen uoirlcn ist, zu verhüten, dass also die Benutzung einer Schatz- 
brille zu tLanlichster Sicherheit des Klägers nothwendig gewesen wäre. 
Es ist ferner unbestritten, dass dem Kläger eine Schutzbrille nicht zur 
Veriüguiig p^estellt war, dass überhaupt in dem betrefteudcn Steinbruche 
Schutzbrillen von Seiten der Betriebsleitang nicht angeschafft waren. 

Bei einer früheren Entscheidung des Reichsgerichtes vom I.Juni 1880, 
Entsch. des R.G.'8 in Civilö. Bd. 1 S. 273. 276*), 
ist nun allerdings angenommen worden, es könne unter ümstiiudcu d>.:m 
Arbeiter überlassen werden, für seinen Schutz selbst zu sorgen und sich 
das erforderliche Schutzmittel aus eigenen Mitteln anzuschaffen. Au dieser 
Ansicht kann jedoch nicht festgehalten werden. Der § 120 a. a. 0. ver- 
pflichtet den Geweiheonterndimer, alle diejenigeu Binrichtuugeu, welche 
zn dem aogeflihrtea Zwecke nothwendig sind, herzastellen und zu 
nnter halten. Hiermit kann nnr gemeiot sein, dass der Gewerbennter- 
nehmer diese Berstellong nnd Unterhaitang durch eigene Ueferong nnd 
anf seiDc Kosten zu besorgen habe. Bei dieser allgemeinen Fassung des 
Gesetzes erscheint es nicht gerechtfertigt, für einzebe solcher Einrichtongen 
eine Ansnahme eintreten zu lassen nnd den Gewerbenntemehmer von der 
ihm durch das Gesetz ausnahmslos auferlegten Verpflichtung zur Her- 
stellang und Unteihaltnng ffir entbunden zu erachten. 

MusB hiemach diese Verpflichtung des Gewerbeunternehmers aach 
bezflglich der hier in Rede stehenden Einrichtung anerkannt werden, so 
folgt hieraus, dass es nicht die Aufgabe des Arbeiters sein kann, sich 
das Sdiutzmittel anznschafien, und dass der Gewerbeuntemehmer, welcher 
sich damit begnügt, den Arbeiter zu dieser Anschafliing auizufoidem, die 
Vorschrift des § 120 G.O. nicht erfüllt. Indem der Benifangsrichter dies 
verkennt, verletzt er die Bestimmnng des § 120 a. a. 0. 



Nr. 177. Entsch. des Preuss. 0ber-\erwait.G6rickl8. 

1. Senat. Vom 13. Februar 1884. 

[KnticU- '1' - Ob.Yfiw r.rr. l!d. 10. S. 203. - l'renss. Archiv f. Kia.i-h Wfspn. 18M. S. 576.] 

Herstellung und Unterhaltung der Biirgersteige. 
Dnreh die BestinimnnK im § 81 A.L.R. 1 8, wnnach jeder llau.^- 
eigcntlifuner den sogenannten Bürgersteig, soweit er das Steinpflaster zu 
unterhalten hat, mit der Einschrilnkung nutzen kann, das» die Strassen 
und öflVntlichcn Plät/o »Infimdi nicht verengt werden dürl'en, wird nicht 
zugleich eine Vcrpllichtnng der TTanseigenthfimer au.sgesprochen, den Bürger- 
steig herzustellen und zu unterhalten. Die abweichende Auffassung des 

*) Btseiibahiir. Eatseh. I. 8.198, 199, s. weh I. 8.68,841; IL 6. III, 184,84^452. 
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früheren Königlichen Ober-Tribunals (vgl. Erkenntniss vom 11. November 
1869 (l^ntBch. Bd. 62 S. 36] und vom 3. Jnli 1877 [StrieÜL Arch. Bd. 87 

S. 299J) findet in den Gesetzen keine Begründung. 

Eine derartige Verpflichtung kann daher, weun sie nicht etwa nach 
Lokalrecht besteht, auch nicht etwa im Wege der Polizeiverordnung 
begründet werden, da in die anf Gruiid des Gesetzes vom 11. M;irz 1850 
erlassenen polizeilichen Vorschriften keine Bestimmungen aufgenommen 
werden dürfen, welche mit den Gesetzen oder den Verordnangen einer 
höheren Instanz im Widerspruche stehen. 

Wird das Bestehen eines jene Verpflichtunt? begründeten Lo kal- 
te cht s behau |)tut, so mass dies von der betreffenden Ötadtgemeinde be- 
wiesen werden. 

Eine diesen Gegenstand — unter der Voraussetzung einer für die 
Hanseigenthömer nach Lokal recht oder sonst bestehenden rechtlichen Ver- 
pllichtung — regelnde Polizei Verordnung, welche zur Bestimmung darüber, 
was zum Zwecke der Herstellung und Unterhaltung geschehen muss, eine 
andere Behörde (Magistrat) statt der Polizeiverwaltung ruft, entbehrt 
der Rechtsgüliigkeit. 



Nr. 178. Eiitseh, des Landgerichts I. B«rlln. 

3. CiYll-Kammer. Vom 14. Februar 1884. 

[DcbImIl GMr.Zlf. 18811 

§ 1 des HaA^elitgttsetees iliidet auf einen UnlUl, der dadnreh entstanden 
ist, daas der Beseliädigte dnreli einen Lastvagen an einen atiUstelienden 
Pferdebalinwagen herangedrftekt wurde, keine Anwendung. 

Durch die Bewefsanfhalime erster lostaoz ist filr festgestellt erachtet, 
daas der Pferdebahn wagen still stand, als der Klftger von dem sich fort* 
bewegenden Lastwagen gegen das Perrongitter des Pfsrdebahnwagens ge* 
drncl(t wurde and so die Verletzung davon trug. 

Wenn nnn anch zweifellos and auch von der Jodicatnr wiederholt 
angenommen ist, dasa anch Unfälle an stehenden Eisenbahnwagen, z. B. 
beim Entladen derselben, beim Betriebe der Eisenbahn im Sinne des § l 
des Gesetzes vom 7. Jnni 1871 geschehen icOnnen, so ist dies doch nur 
dann anzunehmen, wenn noch besonders ümstftnde, z. B. erforderliche 
grosse Eile und deigleichen, hinzukommen, die den Unüill als im Betriebe 
der Eisenbahn vorgefallen kennzeichnen. 

bn vorliegenden Falle unterscheidet dcb der Pferdeeisenbahnwagen 
in nichts von irgend einem anderen unbeweglichen Gegenstande. Ebenso 
leicht hAtte der Elftger von dem Transportwagen gegen einen anderen 
stehenden Wagen oder einen Latemenpfahl gedrückt werden und verletzt 
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werden können, derünfall steht daher durchaus nicht mit den dem Eisen- 
bahnbetriebe eigGDthümlichen Gefabi*eu im Zusammenhang, und da der 
Theil des Eiseubabnbetriebes , bei dem solche Gefahren vOUig mangeln, 
überiiaiipt iiidit zum Betriebe im engeren Sinne des § 1 I. c. za rechnen 
ist (cfr. Entscheidung des Reichsgerichts VI. p. 38), so erschien das Urtheil 
erster Instanz gerechtfertigt, nlme dnss es nöthig war zu uitersncben, ob 
den Klfiger etwa die Schuld an dem Unfall trelFe. 

Nr- 179. Entseh. des i»eutsehen Reichsgerichts.*) 
2. Straf-Seuat. Vom 15. Fetn aar 1884. 

[Eutech. fJ Ki-ichsger. in Strafsachen. Bd..lO, S. 123-131. — Brauu u. Blaui, Anii.ilcu. Bd. 'j. >. 40.'. "' 

1. Die 350, 351 Str.G.B.'s beziehen sich nicht nur auf Eassenbeamtp 
sondern auf alle Beamten. 2. § 351 Str.G.B.'s setzt nicht voraus, dass 
der ungetreue Beamte die „Verwaltung*' von Geldern oder Sachen habe, 
zu deren Eontrolle er Rechnungen, Register oder Bücher aufzustellen, besw. 

zu führen verpiiiclitet ist. 

Die Revision der Staatsanwaltjichaft, welche Verletzung einerseitii der 
§§ 153, 262 St. P.O. und andererseits des § 351 StG.B.'s und des § 270 
St.P.0. rügt, ist begründet. 

Durch das angefochtone Urtlieil ist der Angeklagte aus § 350 St.G.B. 
wegen Unterschlagung im Amte in fünf Fidlen zu einer Gesaramtstrafe von 
neun Monat Gefängniss und einem .Jahre Ehrverlu.st verurtheilt. — — — 
Die Rüge der Verletzung des § 351 St. G.B/s, bez. des § 270 St. P.O. 
greift dureil. 

Bezüglich der Amtsunterschiat;ungen nimmt der Vorderrichler für er- 
wiesen an, dass der Augeklagte als Lundbriefträger im August uud Septem- 
ber 1883 in seinem Landbestellbezirke Tremessen: 

1. 0,75 Erlös von Postwerthzeichen, die ihm zum Verkaufe amtlich 
ftbergeben waren, 

2. 6,<» M. und 

3. 1,45 ^'t 

beide Beträge dem Gutsbesitzer Kellner gehörig, welcher ihm 
dieselben mit den bezfiglichen Postanweisungen zur amtlichen 
Weitergabe an das Postamt Tremessen fibeigeben hatte, 

4. 0,05 U., dem Gutsbesitzer Finck gehörig, welcher ihm dieselben 
als Nebengebflbr ffir Aufgabe eines Packetes übergeben hatte, 

5. 2 H., demselben etc. Finck gehörig, weicher ihm dieselben mit 
noch 3 M. zur Sammlang für Ischla übergeben hatte, 

eich rechtsw idrig zugeeignet habe. 

*) BisenlMluinehU. Bntsch. t. S. 177. 
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Grund dieeer Annahme gelangt der Vorderriehter zu der ScUubs- 
feBtetellnng, daes der Angeklagte znr gedachten Zeit am erwähnten Ort in 
fünf selhstständigea Handinngen die Torbezeichneten, in amtlicher Eigen- 
itchaft empfangenen Geldbeträge nnterschlagen habe. 

Indem derBlchter Bodann zwar weiter für ermittelt erklärt, dass der 
Angeklagte in das ihm übergebene Annahmebnch, in welches er 

a) die Geldbeträge ftr Werthzeichen (oben unter Nr. 1), 

b) die Poetanweianngebeträge (oben nnter Nr. 2 nnd 3), 

c) den Betrag der ^unmlnng für Ischia (oben nnter Nr. 5), 
instmktionagemäfls einzatragen gehabt, in dem letzten Falle za c nur 3 M. 
statt 5 M. und die übr^n Beträge (zn a und b) gar nicht eingetragen 
habe nnd dabei sieh über die Nothwendigkeit und bezw. die Bewirknng 
der ünteriasBong der Eintragung der in dem' I'aUe nntnr Nr. 4 erwähnten 
Nebengebflhr Ton 5 Pf. nicht an^tost^ hat er doch in aUen f&nf Fällen der 
festgesteOten ünterBchlagang im Amte gegen den Angeklagten nnr den 
§ 850 StG.R*8, nicht aber aneh den § 851 a. a. 0. znr Anwendung ge- 
bracht 

Er verlangt in Uebereinstimmnng mit dem ErOffbnngsbeschlnsse für 
die Anwendbarkeit des § 851 a. a. 0. eine ^Tarwaltnog'' der Gelder oder 
oder Sachen nnd spricht eine solche den Landbriefträgem ab. 

Letzteres begründet er näher dahin: 

>iach deü lustrnktionsbemerkungcn des Anuahmebuchea erfolge 
die Ertheilnng eines Fost-Eiulieferongsscheines erst von der Post- 
Annahmestelle. 

Wolle jemand die Eintragung des (ieldes (bezw. der anderen 
dem Landbriefträger infetruktionsgemäss übergebenen Sachen) selbst 
bewirken oder kontrolliren, so habe der Land brief träger das Buch 
zu diesem Rehufe vorzulegen. 

In jeder Kolonne quittire bei jeder einzelneu Eintragung der 
Beamte der Postanstalt. 

Die Eintragungen desLaudbriefträgers hätten nur denCharakter 
tabellarischer Einzelberichte and gleichzeitiger Quittnngsentwürfe, 
nicht den einer bnchfilhreniton Selbstkontrolle. 

Der Angeklagte sei nicht BnchfOhrnngs-, sondern Transport- 
beamter. 

Die „Yerwaltang" des Geldes (bezw. der anderen Sachen) 
beginne erst mit der Abnahme dnreh den Beamten der Eimudune- 
stelle. 

Diese nur gegen die Anwendung des § 351 St.G.B.'s auf die fünf 
Amtsunterschlagungen des Angeklagten — welche ohne rechtsgrnndsätzlichen 
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VeistoM TOm Vorderricliter fesl;ge8tellt sind geridtteten Grfinde eracheiDen 
nicht zutreffend. 

Sie fassen offenbar auf dem Plenarbesdiksse des Tonnaligen prenssischen 
Obertribnnals vom 1 l.December 1854 (Pr.J.M BL von 1855 8. 335), welcher 
einen mit Einziehnng von Gerichtskosten beanftragten Gerichtsboten, wenn 
er eiDgezogene Kosten nnterschlfigt and in Beziehung auf diese UnterseUa- 
gong die ihm zugestellte Eosten-Eiaziehnngsliste unrichtig führt, nicht nach 
§ 825 Pr.StG.B.'s f6r strafbar erachtete, weil diese Vorschrift eine wiric- 
liehe Verwaltang* von Geldern oder Sachen voraussetze, auf wetebe sich 
die Fahrnng von Rechnungen, Registern oder Büchern beziehe; der Gerictats- 
bote aber, da er die eingezogenen Kosten nur znr Kasse abzu- 
liefern habe, mit einer Verwaltang derselben sich nicht zu befiissen habe, 
aus diesem Grnndc anch die Kosten-Einziebungsliste nicht zu den im § 325 
a. a. 0. gedachten Reebnnngen, Registern oder Bachem geliöre, sondern nur 
einen Komplex von Kosten-Einzichnngsberichten an die Ka><:o enthalte. 

Zunächst setzt aber der §351 StG.B/s auf Seiten des Beamten weder 
eine wirkliche Verwaltung von Geldern oder Sachen im civilrechtlichen 
Sinne, noch fiberhaupt irgend eine Verwaltang im weiteren, techin's b* !) 
Sinne voraus, wenn man darunter eine Thätigkeit begreift, welche über die 
blosse Vereinnahmung und Verausgabung, bezw. Ablieferung von Geldern 
oder Sachen hinausgehen mnss. 

Dafür sprechen gleichmässig Wortlaut und Geist des Gesetzes. Der 
§ 351 StG.B.'s schlieKst sich eng an den § 350 an, indem er das in 
Iptztcrera vorgesehene „Versehen" der Amtsnnterschlagnnfj beim Vorhanden- 
sein d'M- im § 351 a. a. 0. hervoriTchobeneii erschwerenden UmstHndc als 
Amts- „Verbrechen" qualifizirt. Diese ersehwerenden UmstAude bestehen 
darin, dass der Beamte in Beziehung auf die Unterschlagang: 

1. entweder: 

a) die zur Kintnisnn^ oder Kontrolle der Einnahraeu oder Aus- 
gaben bestimmten Rochnuugcu, Ikgister oder Bücher un- 
richtig geführt, verfälscht oder unterdrückt, oder 

b) unrichtige Abschlüsse oder Auszüge aus dieficu Rechnungen. 
Registern oder Büchern, oder unrichtige Beläge zn denselben 
vürgelogt; 

2. oder auf Fässern. Bentelu oder Packeten den Geldinhalt fälschlich 

bezeichnet haben niü>>. 
Im Uebrigen haben die DbO und 351 a. a. ü. zu ihrer Auwendung 
die gleichen Erfordernisse: beide beziehen sich gleichmässig auf alle 
Beamte, nicht etwa bloss auf Kassenbeauite; beide setzen die ITntersthla- 
gung von Geldern oder anderen Sachen voraus, welche der Beamte in 
amtlicher Eigenschaft „empfaugen oder in Gewahrsam^ hat. 
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Der Wortlaut unterscheidet nicht, ob der Beamte die fraglichen Gelder 
oder Sachen nur einzunehmen und alsbald wieder abzuführen, oder aber im 
öffentlichen Interesse kürzere oder längere Zeit zu verwahren und mehr 
oder Nveniijer selbststUndig als Kassenbeamter, oder m sonstiger amtlicher 
Eigenschaft zu verwalten gehabt hat. 

Der § 351 a. a. 0. hebt, wie bemerkt, die erschwerenden Umstände 
„in Beziehung auf die Unterschlagung", d. h. in Beziehung auf die im 
§ 350 a. a. 0. charakteriflirte Unterschlagung, hervor, verlangt also an sich 
keine andere Qualifikation des Beamten, als der § 350, welcher letztere 
nur einen Beamten Toraossetzt, velcher Gelder oder Sachen, die er in amt- 
licher Elgenachaft empfangen oder in Gewahrsam hatte, nnterschUgt. 

Diese Qualifikation genügt anoh ffir die oben gedachte zweite Hanpt- 
«Itffimaäve der ersehwerenden Momente, nfimlich die iUsehlicbe Bezeichnnng 
des Geldinhaltcs auf Ftosem, Bent^ oder Packeten, welche im Gesetze 
durch Wiederholnng der Worte: ^in Beziehung auf die Unterschlagung'' ?on 
der ersten Hanptaltemative, nfimlich von dem Falle der unrichtigen Bnch- 
fOhrnng etc. getrennt ist nnd eine Einschrfinknng anf eine Verwsltong von 
Geldeni oder Sachen nicht im Sinne haben kann, wie schon ans d^r all- 
gemeinen Fassung: „anf Fftesem, Beuteln oder Packeten*, welche von der 
Nothwendigkeit irgend einer nftfaeten dieostltchen Beziehung des Beamten 
zu diesen Ffissem, Beuteln und Packeten absieht, erhellt. 

Ebensowenig ist ans der allgemeinen Beziehung, in welche das Gesetz 
den ungetreuen Beamten zu den von ihm unrichtig geführten, verflUsefaten 
oder unterdTfiekten, zur Eintragung oder Kontrolle der Einnahmen oder 
Ausgaben bestimmten Beehnungen, Registeni oder Bflchern ' setzt, das 
ErfordemisB einer Verwaltung der unterschlagenen Gelder oder Sachen, 
welche über den Empfang und die alsbaldige Ablieferung hinausgeht, anf 
Seitra des Beamten zu folgern, wenn auch dieser Fall einen Beamten vor- 
aussetzt, der fortlaufend Einnahmen und Ausgaben zu machen und zur 
Eintragung oder Kontrolle derselben Bücher zu führen hat Denn es lasseu 
sich selbst wirkliche Kassenheamte denken, deren Verwaltung sich anf die 
Einnahme und sofortige Abführung von Geldern beschränkt. 

Weshalb femer der Beamte der „Postannahmesteile welcher Geld- 
briefe anzunehmen und unverzüglich weiter zu befördern hat, nicht der 
Strafe aus § 351 a. a. 0. nnterli^n soll, wenn er Geldbriefe unterschlägt 
und das über die xiiinlieferung von Geldbriefen zu fQhrende Annahmebuch 
unrichtig fuhrt, wäre nicht abzusehen. Dass dieser Fall, in welchem von 
einer anderen Verwaltung, als sie in der Annahme nnd alsbaldigen Ver- 
ausgabung zu finden, keine Rede i^t, nnter den § 325 Pr. St. G.B.'s zu 
subanmiren ist, wurde aaeh von dem preussisehen Obertribunal anerkannt. 
Vgl. Oppenhoff, üechtöpr. d. preass. Obeitnbuualcö I5d. 3 S. 470. 
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Höchstens ist zuznp:cbftn, dass die Vorl^n^ von Abschlüssen, Aus- 
zogen oder Beläg^en, betreffend die zur Eintragunis: oder Koutrolle der £i]i> 
nahmen oder Ausgaben bestimmten Rechnungen, Register oder Bücher meist 
— wenn auch keineswegs immer — bei wirklichen Eassenverwaltungen 

vorkommen wird. Daraus allein jedoch einen Rflckschluss darauf zn 
machen, dass eine derartige Verwaltung vom Gesetze stets und insbesondere 
auch in den beiden anderen selbststandigen Alternativen vorausgesetzt 
werde, erscheint um so weniger möglich, als einer solchen Annahme die 
oben erörterte allgemeine Fassang der beiden anderen AitematiTeu wider- 
spricht. 

Auch die Entstehungsgeschichte der §§ 850,351 St G.B.'s unterstützt 
die Ansicht, dass zu ihrer Anwendung auf Seiten des Beamten eine Eassen- 
verwaltnng oder überhaupt eine anderweite, über Empfang und sofortige 
Ablieferung hinausgehende VerwaltoQg der outerschlagenea Gelder oder 
Sachen nicht erfordert wird. 

Wie diese Straf bestimmungeu in den §§ 324, 325 St. G.B.'s för den 
prenssischen Staat vom 14. April 1851, so haben letztere Vorsdiriftea in 
den §§ 418 ff. Pr A.L.R.'s II. 20 ihre historische Grundlage. Das Allge- 
meine Landrecht unterschied eigentliche Kassenbeamte und solche Ofiizianten, 
welche zwar nicht als Rendanten oder Kassenkuratoren angestellt sind, aber 
für das beste der Kasse zu sorgen, oder vermöge ihres Amtes Gelder zur 
Kasse zu lirfmi haben. Wäiirend die UnterschlagunccTi nnd Veruntreuungen 
per letzteren Offizianten in den §§ 413 ff. a. a 0. mit geringerer Strafe 
bedroht sind, sollten die eigentlichen Kassi nbiMlienteu, welche sich Ver- 
untreuungen gegen die ihnen anvertraute Kasse durch wissentliche Ent- 
ziehung von Kassengeldem und Verschrei bangen zn Schulden kommen 
Hessen, nach d<'Ti §§ 420 ff. a. a. 0. härter bestraft werden. Der § 423 
a. a. U, bestimmte sodann: 

„üat der Ea^^sen bediente, nm den gemachten Defekt zn t€I<- 
bergen, Unrichtigkeiten und Verfälschungen in den Rechnungen 
oder Extrakten vorgenommen ; eingegangene Gelder nicht zu Buche 

getragen; bereits erhobene Posten als Reste aufgeführt; oder die 
Einnahme eines folgenden Jahres zu der des vorhergehenden ge- 
zogen : j»o soll die Festungsstrafe wider ihn um den linlben Betrag 
der an sich schon vorwirkten Dauer verlängert werden.^ 

Die landrechtlichen Yorschrifben worden bei den Vorarbeiten zom 
preossiachen Strafgesetzbache insofem für mangelhaft gehalten: 

t. als sie zwischen eigentlichen Kassenbedienten nnd solchen Beamten 
nntersdiiedeii, weldie, ohne wirklich bei einer Kasse angestellt m 
sein, nur fftr das beste derselben zn sorgen hatten: 
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2. als sie nur von Kassen geidern, d. b. von solchen, welche entweder 
in einer öfieotlichen Kasse aufbewahrt werdeo sollen oder in eine 
solche fliMseu sollen, and überhaupt nnr von Geldern (bezw. Ver- 
schreibangen), and nicht auch von Sachen äberbaupt handelten. 
Vgl. Goltdammer, Materialien zum Strafgesetzbaehe ffir die 
prenssischeii Staaten Th. 2 S. 689. 
DemgemüBs wurden in das preassische Strafgesetzbacb folgende Straf- 
besümmongen aufgenommen : 

§ 324 Kin Beamter, welclier Gelder oder andere Sachen, die 
er in amiin lin Kisjonsehaft jmpfaugeu oder in Gewahrsam hat 
unterschlägt oder zu unl rschlagen versucht, wird mit Gefängnis« 
nicht unter sechs Monaten, sowie mit zeitiger Untersagung der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte bestraft. 

§ 325. Sind in R( /i( iiuug auf die ünterschlagnug die zur 
Eintragung oder Koniruilfc- dor Einnahmen der An5?gahen be- 
stimmten Reehnungeu, Register oder Bücher unriclstlg geführt 
verf&lseht oder unterdrückt, oder sind unrichtige Abstülüssc oder 
Auszüge aus diesen Rechnungen, Registern oder Büchern, oder 
unrichtige Beläge zu denselben vorgelegt, oder ist auf den Fässern, 
Beuteln oder Packeten der Gelduiiialt fälschlich bezeichnet, so ist 
die Strafe Zuchthaus von :i bis zu 10 Jahren. 
Diese Vorschriften sind, abgesehen von deu Strafen, fast wörtlicli iu 
dit; §§ 350, 351 IJ.St.G.B.'s übernommen. 

Bemerkt mag nur werden, dass. währeud im § 325 Pr. St. G.B. 's der 
i'iiil der fälschlichen Bezeichnung des Geldinhaltes auf den Fässern etc. iu 
unmittelbarer Verbindung mit den beiden anderen Alternativen der anrieh- 
tigen Bnchfllhrung, bezw« Y<»rlegang anrichtiger Absehlflese gebracht war, 
diese Verhindong im § 8&1 R.St.6.B.'fl durch Weglassnng des bestisimten 
Artikels „den'* vor dem Worte «FftRsem*' und Wiederholong der Worte «in 
Bedebimg auf die üotersehlagang" geldst za sein seheiot. 

Ans dieser Eotstehnngsgesehicfate ergi^bt sich, dass schon das prenss. 
Stra^eeetsbnch das Amtsverbrechen der Unterschlagung, welches das allge- 
meine Landrecht auf Kassenbeanite nnd Eassengelder beschrftokte, auf alle 
Beamte und alle Sachen, welche in amtlicher Eigenschaft empfangen and 
nntersehlageo, ausgedehnt hat Dagegen steht der Annahme, dass für das 
qnaliiizirte, mit Filaehong Terbnndene Amtsverbrechen der Unterachlagnng 
das Brfoidemiss 2war nicht einer wirklichen Kassenverwaltang, wohl aber 
aner anderen, letzterer fthnlichen oder konformen Verwaitang ans den 
Vorsehriften des Allgemeinen Landreehtes in das prenss. Stra^esetzbnch 
übernommen sei, schon die Erwflgnng entgegen, dass der $ 423 II. 30 
A.L.B.'b nnr Kassenbediente, d. h. solche Beamte, welchen die „Verwaltnng 

Kf «r, Btonbtlnceehtllcln BstacbeUniigvit. Ul. St 
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einer Kasse'' aDveiiraut war, im Auge hatte, von eioer „anderen*' VerwaU 
toog aber überbaupt uicht sprat b. 

Dazu kommt, dara jedenfalls das Heiclis-Strafgeset/buch neben der 
Fälschung der RechnuDgen etc. aach die Fälschung der Geldbezeiclinnn^en 
auf Fässern, Beuteln oder Faoketen als selbstst&ndiges , auf buchführeudc 
Beamte nicht beschränktes erschwerendes Moment aufgestellt iiat. bei 
weldiem von einer Verwaltung, von einer not h wendigen gesetzlichen 
Voranssetmng, keinesfalls die Rede sein kann, und dass es kaum erklärlich 
sein wurde, wenn das Gesetz für die eine Art der Fälschung, nicht aber 
fRr die andere, noch das Vorhandensein einer besonders qualifizirten 
Verwaltung als wesentliehcs Strafmnment hatte ertordern wollen. 

Es würde auch an jedem Kriterium dafür ftdilen, wie diese Verwaltung 
eigentlich beschaffen sein müsse, dn das Erforderniss der Kassen Verwaltung 
zweifellos schon vom preuss. Strafgesetzbuelic beseitigt wurde. Das nur 
aufgestellte negative Requisit, dasa die Verwaltunggjnicht bloss auf Annahme 
und AbliefeniTig von Geldern oder anderen Sachen beschränkt sein därfe, 
entbehrt jeden lialtbarcn Grandes. 

Allerdings ist die Ansicht aufgestellt, dass der Bei^riff der Bnehfuhruug 
im § ;ir>l R. St. G.B. 's die Fühnmg solcher Bücher erheische, welehe einer- 
seits dazn bestimmt sind, die betreffenden einzutragenden (Ti-sehäfto in 
ihrem fortlanfenden Zusammenhange zu kontrolliren. so dass sie uicht 
bloss angeiiblicklich, sondern bleibend und auch für die Zukunft ein Mitte 
darbieten, den bisherigen Geschäftsbetrieb und sein Resultat im einzelneu, 
wie im ganzen zu prüfen, und welche andererseits we^on dieses fortlaufen- 
den Zusammenhanges dem eintragenden Beamten die Möglichkeit gewähren, 
von ihn) betiitHgene Unterschlagungen dnreli Fälschungen früherer oder 
späterer Stellen der Bücher zu verdecken. 

Aber wenn man auch das Requisit einer solchen Buchführ uhr aner- 
kennen wollte, so würde daraus doch nicht folgen, dass eine fortlaufende 
Buchführung ihren wesentlichen Charakter dadurch verliere, dass sich die 
Anfzeichnnngen des Beamten als Einzelberichte fiber die Erledigung auf- 
getragener Oeschftfte darstellen, und dass diese Anfeeichnungen einer mehr 
eder minder hänfigen Kontrolle seitens der Dienstbehörde unterliegen. Denn 
im Grunde sind alle Eintragungen, welehe der Beamte Aber Einnahmen imd 
Ausgaben in seine Bfieher macht, Berichte, welche er der vorgesetzten 
Behörde Uber seme Dienstthätigkeit erstattet; und wenn auch jede derartige 
Anfzeichnuog alsbald nach Erledigung des aufgetragenen Gescbtfles yon 
der Behörde kontrollirt würde, so wfirde die Aufzeidinung damit noch 
nicht einen bloss yorübeigebenden Werth erhalten. Sie hat vielmehr, 
namentlich bei Reklamationen, welche in Folge verfibter ünterschlagangen 
hinterher ergehen, auch nach gefibter Kontrolle ihren Weitfa, und sie kann 
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hinterher verfölst ht und unterdrückt werden, was bei Spezialberiehten, die 
nicht in Bücher uiedergeiogt, sondern zo Akten erstattet werden, nicht 
aasführbar ist. 

Dass (las Heichs- Strafgesetzbuch, trotz der dnreh den gedachten 
Plenarbeschluss d(^s preuss. Obertribuualos begründeten Praxis der preussi- 
ischen Geriehte, die Vorschriften des preuss. Strafgesetzbuches ohne wesent- 
liche Abänderungen adoptirte, kann nicht für erheblich erachtet werden, da 
<lie hier vertrete in Auffassang de» Gesetzes eine Aenderoug der Werthforn) 
desselben nicht rriieistiite. 

Wohl aber fällt für diese Auffassnn;i; \\i -i iitlii'h ins Gewicht, dass. 
wenn der Plenari)'»srMutji5 für »eine Kcchtsuuffa.-^snng geltend machte, dif 
Verletzung des besonderen Vertrauens, welches boi einer wirklichen Ver- 
waltung in den Beamten gesetzt werde, sei der Grund für die bei der 
qualitizirten Unterschlagung so erheblich erhöhte Strafe, dieses Argument 
jedenfalls dadurch wesentlich au Bedeutunsr verloren hat, dass. während 
der § 325 Fr. St. (J . B. ü ein Straf niinini um von drei Jahren Zuchthaus mit 
Ausschluss mildenider Umstände bestimmte, der § 3^1 K.St. G.B.'s nicht 
bloss das Miiimiuiu der ordentlichen Stnifc auf einjährige Znchtliausstrafe 
reduzirte, sondern nunmehr auch die Annahme mildernder L'nistände und 
bei deren Vorhandensein die Festsetzung einer sechsraonatlichcn Gefängniss- 
»trafe gestattete. 

Werden diese Grandsätze auf den hier anteri^ebenen Fall angewendet, 
iso kann die Sabsnmtion der vom Vorderriehter festgestellten Uatdrschlagangen 
anter § 351 R. St G.B.'s nicht zureifBlbaft sein. 



Nr. IbO. Eutüeb. den Deutschen KeidiHgeiichts. 
2. Straf-Senat. Vom 26 Februar 1884. 

Begriff der Beamtenheleidigung. 

Die Beleidigung eines Beamten, Keligionsdieners oder eines Mitgliedes 
der bewaldeten Macht dadurch, dass ihm vorgeworfen wird, er habe sich 
durch sein ausserdienstliches Verhalten seines Berufes unwürdig 
«gezeigt, fällt unter die sog. Beamtenbelcidignngeu des § 196 R.Str.G.B., 
bei denen ausser den Beleidigten auch deren amtliche Voi^gesetzte das 
Kecht haben, den Strafantrag zn stellen. 
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Kr. 181. Eatfldi. des Dentsehen Belchsfseridite. 
1. Straf-Senat. Vom 28. Februar 1884. 

[RntwlL dM Rdduftr. 1b Stratee^ Bd. la 8. 189.] 

Eine Urkimde (Eisenbahnfrachtkarte) ist von einem Beamten nicht dadurch 
beiseitegeschafft, dass er solche, von gleichzeitig in amtlichen Einlanf 
gelangten Aktenstücken abgesondert, geschäftsordnnngswidrig behandelt 
und einem Vorgesetzten gegenfiber deren Besits in Abrede gestellt hat. 

§ 348 Abs. 2 R.St.O.S. 

Die Beschwerde der Staatsauwultschaft stützt sich auf die Ausführnng. 
es sei vom angegriiVenen Urtheile der Begriff des Beiseiteschaffen^ einer 
Urkunde im Sinne des § .^48 Abs. 2 St.G.B.'s veri^annt worden. Nach 
der Feststellung de» Urtheiles hat der Angeklagte die Eilgutfrachtkarte, 
deren Beiseiteschaffung die Anklage ihm zur Last lcp:t, am 4. Juni v. J. 
Morgens in seinem Amtszimmer des Post- und Buliiiamtsgebäudes zu L. 
und in seiner Eigenschaft als Vorstand der Abtheiluug für die bei dem 
Baiiuamtc daselbst ankommenden Outer in Empfang^ genommen. Die 
Frachtkarte war am :> Juui von der Bahnex[)edition St. durch den Bahn- 
expcditor B. ausgefertigt, an die Güterexpeditiou L. gerichtet, mit einer 
Nachnahme von M. 60 behaftet und am nämlichen Tage bei dem Pust- 
nnd Bahnamte L. in Einlauf gelangt gewesen. Obwohl der Angeklagte 
nach seiner Dienstvorschrift die Eilgutfracbtkarte alsbald in zwei gesonderte 
Verzeichnisse einzutragen hatte, legte er die nnverbncMe Karte , als er 
Mittags sein Zimmer veriiess, in sein versdiliessbares Polt, nnd es unter- 
blieb die Verbnchnng bis znm 6. Juni Nachmittags. Noeh bevor letztere 
erfolgte, nahm der Vorstand des Bahnamtes L., Babnamtsinspektor 
weldier Eenntntss vom £inlaafe jener Karte eilialten gehabt, eine Visitation 
der GescbäilsfOhmng des Angeklagten vor, nnterwarf die ihm von diesem 
behftndigten Karten der Durchsicht nnd stellte, als er die fragliche Eil- 
gatsfrachtkarte hierbei nicht wahrnahm, an denselben die Frage, ob er 
nicht weitere nnverbnchte Karten habe, ohne speziell der St*er Karte zo 
erwfthnen. Dies stellte der Angeklagte in Abrede. Das angefochtene 
ürtheil hat in diesem Verlahren des Angeklagten die Merkmale eines 
Beiseitesehaffens der Urkunde nicht gefanden. 

Die Staatsanwaltschaft macht hiergegen geltend, es sei der Begriff 
des Beiseiteschaffens dadurch erschöpft, dass der Angeklagte die mit 
Nachnahme belastete Karte von den anderen, gleichzeitig mit dieser ein- 
gelaufenen Karten entfernt, in seinen Schreibtisch gelegt nnd mehrere 
Tage lang die Eintragung derselben in das amtliche Verzeichniss unter- 
lassen, endlich die bezeichnete Frage des Visitationsbeamten wider bessere« 
Wissen verneint und somit die Absicht, von der Existenz der Frachtkarte 
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vorlftafig der vorgesetzten Behörde keine Kenntniss' werden zu lassen, zn 
■erkennen gegeben habe. 

Die Strafkammer hat sich darOber nicht ansgeBprocben, ob der An- 
geklagte dem Visitationsbeamten die fragliche Frachtkarte absichtlich nicht 
heranagegeben and Torsfttzlicb solche verheimlicht, oder deren Vorhanden- 
sein Tersehwiegen hat Es Iftsst vielmehr das Urtheil die Frage offen, ob 
dem Angeklagten ein rechtswidriges Bewusstsein nachzuweisen wftre* 
Hieniach steht nicht fest, dass der Angeklagte sich bewnsst war, es ent- 
ziehe sein Vorgehen dem Vorgesetzten die Urkunde, nnd er habe diese 
jenem entziehen wollen. Wenn nnn anch der Bevision ztizogeben w&re, 
dass, üalls dieser Vorsatz dem Angeklagten nachgewiesen sein würde, zur 
Erffillnng des Thatbestandes nicht gefordert werden kannte, dass die 
Urkunde dem Berechtigten danemd entzogen werden wollte, sondern anch 
eine vorfibergehende Enfziehnng zur Begründung der strafbaren That 
genfigt hätte, so würde doch stets als nothwendiges Merkmal derselben 
in Betracht zn kommen haben, dass die Entziehung durefa eine Handlung 
von solch objektiver Beschaffenheit bewirkt worden sein mflaste, dass diese 
die Entziehung als ein Beiseiteschaffen kennzeichnet Bazu würde aber 
erforderlich sein, dass der Angeklagte die Urkunde von dem Aufbewahrungs- 
orte, welchen ihm seine Dienstvorschrift vorzeichnete nnd an welchem der 
Vorgesetzte die Urknnde als verwahrt voranssetzen durfte, entfernt und 
an einen Ort verbracht gehabt hHtte, welcher zur Entziehung gewählt nnd 
2\ir Aufbewahrnng dienstlich nicht gestattot gewesen wäre. Das Urtheil 
stellt jedoch fest, dass der Angeklagte zufolge seiner Dienstvorschiiften 
vollkommen berechtigt gewesen sei, die Eilgatfrachtkarte in seinem vcr^ 
schliessbaren Schreibtische aufzubewahren, da eine entgegenstehende Vor- 
schrift nicht bestehe, es vielmehr der Obsorge der Beamten überlassen sei, 
4lie Karten vor der Verbnchung in den Gescliiittsi-äamen geeignet zu ver- 
wahren. Ks wird von der Strafkammer auch als erwiesen erachtet, dass 
dor Angeklagte die unverbnchten Karten gewöhnlich in seinem verschliess- 
barcn Pulte verwahrt habe. Das Urtheil stellt ferner fest, dass die frag- 
liche Eilgutfrachtkarte, als der Visitatinnsbcamte Angeklagten fragte, 
ob (M- nicht noch weitere als die vorgezeigten Karten habe, in der Schub- 
lade des Schreibtisches sich befand, und dass jene in der vom Angeklagten 
gcrdfncten Schublade dem visitirendcn Beamten /neiinglich gewesen sein 
würde, wenn dieser von dem ihm zustehenden I^echte der Durchsicht r,f>- 
braueh hatte iik»i Iumi wollen, da die Urkunde wcdor als versteckt, noch 
deren Autiinden (iiirch irgiri l p'ui entgegengesetztes Uiiitlt rfiis^ oder eine 
auf Täuschung bertichnete Thatigkeit des Angekhigten erscliwert gewesen 
sei. Hiemach erscheint aber die Urkunde von dem Orte, an welchem sie 
nach ihrem Einlaufe und, nachdem sie dem Angeklagten amtlich anvertraat 
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worden war, autb(3wahrt ^cwescu und aufbewahrt weriicn durftt*. überhaupt 
nifiht als entfernt. Dies ist auch der weiteren Feststellung des Urtheiles 
zu entnehmen, dass der A!is:eklagte alsbald nach der von dem Bahnhofs- 
insppktor vorgenommenen Visitation, als sich der Bahnhofsverwalter R. 
bei jenem erkundigte, ob er nicht nncli eine Karte von St. habe, solche 
dempelbon solort behändigte. Würde demnach deui Umstände, dass der 
Angelvlagte dem visitirenden Beamten in Abrede stellte, unverbuchte 
Karten zu hesit/er). die Bedeutung beizumessen sein, dass der Besitz der 
Eilgutfraclitkarte von St. vorenthalten werden wollte, so würde doch diese 
Acusserung des Augeklagten die an sich dem visitirenden Beamten zu- 
gängliche Urkunde nicht als räumlich entfernt und beseitigt auffassen 
lassen können. Die blosse Verheimlichung ist von der Vorschrift de:* 
§ 348 Abs. 2 St.G.B. s auch nicht mit Strafe bedroht. 

Rechtsirrig ist die Ansicht der Revision, es sei die Urkunde schon 
<ladurch bei Seite geschatVt worden, dass die Eilgutfrachtkarte von den 
Sonstigen eingelaufenen und zu verbuchenden Frachtbriefen und Fracht- 
karten weggenommen, von diesen entfernt und unverbucht in den Schreib- 
tisch gelegt worden sei. Denn der Umstand, dass die fragliche Eilgut- 
frachtkarte vom Angeklagten m anderer Weise gescb&ftltch belHUidelt 
wurde, als dies bei anderen gleichzeitig eingetroffenen Karten der Fall 
war, nnd etwa bieibei eine Absonderung jener Urkunde von diesen statt- 
fand, so dass in den Gesehftftsrftnmen die eine der Urkundon an anderem 
Orte als die flbrigen niedergelegt sich vorfand, schltesst in keiner Weise 
ans, dass die sftmmtlichen Urkunden an dieostliefa statthaftem Anfbewah- 
rangsorte üch befanden. Die VerzOgernng der Yerbnchnng der Eilgat- 
frachtkarte, wenn sie anch bewirken konnte, dass das Vorhandensein der 
letzteren nicht ans den zn fahrenden amtlichen Verzeichnissen ersicbÜieh 
wnrde, steht ausser rechtlicher Beziehung zum Erfordernisse des Beiseite- 
schaffens des § 348 Abs. 2 St.G.B.*s, da dieses voraussetzt, dass die 
Urkunde dem Berechtigten dnrch Örtliche Entfernung von dem bestimmten 
Aufbewahmngsranme entzogen wird, während dieses nicht zutriilt, wenn 
eine Urkunde nicht an eine vorgezeichnete Stelle, wie unter die Reibe der 
zu den Verzeichnissen gehitrenden Beläge, gebracht wird, dem Berechtigten 
aber demungeacbtet zugänglich bleibt. 

Die Stiafkammer hat daher mit Recht angenommen, dass das Merk- 
mal des Beiseiteschaffens fehlt 
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Kr. 183. Bntseli. des Ober-Landesgvrtdite MftBchen.*) 

Vom 4. M&rz 1884. 

I8MniL4flraitMlLiiiQeseii«l.d.8tnfr. Bd.a. 9.«tft-Ztc;d.Tw.DMtMli.BlMiA.T«f«. tSN. 8. liOM,!«».) 

W«r dum mit Hiaidliabiiiig der Sisnibaluipolizii btttranten Wedliselwirfcer, 
wilirad sr tob denmlbeB wogvn nnbeieolitig^ Begeluos dos Bahiikdipen 
und y«rweigerting der Angabe eeines NameiiB dem Balmamte ToigefiUifi 
wird, thfttiUeli angreift, maeht sieh einee Vergeliene des Wlderetaiidea 

gegen die Staatsgewalt aehnldig. 

Nach dem landesgericlitlicheii Urtheil Iiat der Angeklagte Joseph F. 
am 16. Joni 1888 Nadimittags kurze Zeit vor dem Einfahren des GQfter- 
znges No. 754 in die Station Donauwörth trotz mefaifiieher Abmahnung 
des Weehselwärters B. daselbst, welcher ihn znm Fortgehen anfforderte, 
wiederholt yerbotswidiig den Bahnkörper bei Donanw6rth nahe der Donan- 
brdcke begangen nnd denaellMm ungeachtet mehrmaliger Abmalmnng nicht 
▼eriassen, vielmehr den Wechselwfirter B., als dieser ihm wegen verw 
weigerter Namensangabe die Anetirang ankfindigte nnd ihn mit Gewalt 
dem Bahnamte Donauwörth vorfahren wollte, zur Verhinderung der Arre- 
timng thfttlich angegriffen, indem er dem B. einen solchen Stoss vor die 
Brust versetzte, dass dessen Pfeife zu Boden fiel und er nodi am Tage 
der obergerichtUchen Verhandlung Schmerz an der Brust verspürte. — 
Auf Grund dieser Feststellung hat das Berufungsgericht in Ueboreiustim- 
mung mit dem ersten Rechtszuge den Angeklagten eines Vergehens des 
Widerstandes gegen die 8t;iatsf?ewalt nach § 113 des R.-Str.-G.>B. schuldig 
erklärt. — In der Beviüion des Joseph F. wird die eben angeführte Ge- 
setzesbestimmung als verletzt bezeichnet, weil B. zur Anwendung von 
Gewalt gegen den Angekläfften nicht berechtigt gewesen sei. — Die Be- 
schwerde ist jedoch nicht berechtigt: „Das in $ 113 R.-Str.-G.-B. vor- 
gesehene Vergehen ist gegeben, wenn Jemand einem zur Vollstreckung 
von Anordnungen der Verwaltungsbehörden berufenen Beamten in der 
reehtmässigen Ausübung seines Amtes durch Gewalt Widcrstnivl l*Mstet. 
Diese Vnnmssetzung liegt hier vor. — Nadt § 54 des vum K. vStaats- 
ministenuni des Aeusseru erlassenen Reglements lur dii' Eisenbalmen 
Bayerus vom 20. Mai 1880 (Gef.- u. Verordn.-Bl. 188Ü Ö. 357) ist das 
Betreten des Planums der Bahn und der dazu gehuricren Bösehurjgen und 
Anlagen ohne Krlaulinisskarte nur den dasulbsL be/eichneteu Persoueu 
gestattet. Diese Anordnung ist. wie der £ingang der betreffenden Be- 
kanntmachung besagt, als oberpolizeiliche Vorschrift zu Art. 88 Alts. 2 
des Pol.-Str.-G.-B. ergangen. Es begründet daher die Zuwiderhandlung 
gegen dies(dbe eine nach der eben angeführten Bestimmung zu bestrafende 
Uebertretuug. Nach § 66 Abs. 1 No. 6 des Reglements sind die Wechsel- 

*) Bisenbahnrecht). Entscb. I. 166,344; 11. 7. 
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wSiter zur AnsObiing der Bahnpolizei berafene Eieenbahnbeamie, also 
VollBtreekimg8beamte im Sinne des § 118 des R.-Str.-Oes -B., mitlun als 
Bokfae verpfltcbtet, ZawiderhaDdlnngen gegen § 54 des Seglementa abzu- 
halten nnd in Folge dessen anf Grund des § 127 Abs. 1 der B»-Str.*Pt.- 
Ordn. nnd des Art. 102« Abs. 1 nnd 2 des Ansffthmngsgesetzes zn der- 
selben dienstlich berechtigt, falls sie Jemsod bei einer derartigen üeber* 
tretnng anf friscfaer That betreffen, wenn dessen Persönlichkeit nicht sofort 
festgestellt werden kann, nnd eine Festnahme nothweadig ist, nm die 
Fortsetznng der strafbaren Handlung zn Terhindeni, ihn vorlftnfig festzu- 
nehmen, was im § 68 des Eisenbahn-Polizeireglements noch besonden 
ausgesprochen ist, nnd diese Berechtigung scbliesst die Beftagnias in sieh, 
zom Zweck der Festnahme Gewalt anzuwenden. ^ Hiernach hat der 
£i8enbahnwechselwirter B., als er den Angeldagten, weil derselbe dem 
Verbote des § 54 des Reglements vom 20. Hai 1880 zuwider den Eisen- 
bahnkörper betreten hatte, bei der Weigemng des F., seinen Kamen an- 
zugeben, dessen Persönlichkeit nicht sofort festgestellt werden konnte nnd 
derselbe trotz mehrfacher Aufforderung den Bahnkörper nicht verliess, 
estnahm, in der Eigenschaft eines zur Vollstreckung der einselil&gigen, 
von dner Yerwaltnngsstelle erlassenen bahnpolizeilichen Anordnung be- 
rufeneu Beamten in rechtmässiger Ausübung seines Amtes gebandelt ond 
der Angeklagte ihm hierbei, indem er demselben, nm seine Festnahme zu 
verhindern, einen heftigen Bloss vor die Brost Teroetzte, durch Gewalt 
Widerstand geleistet, womit der Thatbestand eines Vergehens nach § 118 
des R.-Str.-G.-B. erfüllt ist. Die thatsächliche Richtigkeit der in recht- 
licher Beziehung nicht zu beanstandenden Feststellung des Berufung!?- 
gerichtcs lässt keine Anfechtung zu; es kunn daher die Revisionshehaup- 
tnnij, der Anf^eklag^te habe sidi nur gegen einen grundlosen Augriff des B. 
/la Wehre gcset/t, insofern hierdurch jene Festsetzung bestritten wird, 
nicht beachtet werden. 



Nr. 188. Entsch. des Deutschen Beichs^eriehts/) 

6. ClTil-Senat Vom 5. März 1884. 

[(Jnirhot. Arfhir. Bd. Ä. S. i(»7-l099.] 

Der Moütenr einer Fabrik, welcher nicht bloss mit einer gewöhnlichen 
Betriehsthätigkeit bfianftragt, sondern zugleich augewiesen ist, unter An- 
wendung seiner Sachkunde die fortdauernde Betriehsthätigkeit eines 
DampilLesseis zu uberwachen , ist Aafsichtsurgan im Sinne des <^ 2 des 

Haitpüichtgesetzes. 

Per Monteur F. war iu dorn iabrikbetriebe der Reklagten von deiu 
Werkinoister .1. beauftragt, aus einem Dampfkessel den Ausblasehahn 

*) Eisenbahnrechtl. Entsch. I. S. 44, 279,321,332; IL S. 240, 391. 
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behtifs der Reparatur herauszunehmen, wenn der Kessel kalt fxler wenn 
der Dampf aus demselben entfernt sei; er zog jedoch den Hahn herauf«, 
als noch das Wasser im Kessel heiss und zwei Atmosphären Dampfdruck 
darin waren, und verursachte hierdurch schuidiiutter Weise, dass der 
Maschinenmeister Q. von dem ausströmenden Wasser übergössen wurde 
Qod io Folge dessen seinen Tod fand. 

Der Bernfongsrichter verneint ein Verschulden des K., weil dieser 
dnrcb Ertheilnng des Auftrags an den sachkundigen F. seiner Pflicht ge- 
nügt habe, hftlt abw die Beklagte wegen dee Verschuldens des letzteren 
Ahr haftbar, weil derselbe dorch jenen Auftrag im Sinne des § 2 den 
Haftpfliehtgeeetzes vom 7. Jnni 1871 snr Beanfiiichtignng eines Theils 
des Fabrikbetriebes angenommen sei, indem er danaeh selbständig habe 
mitersQchen mttosen, ob der Dampfkessel die erforderliche Besehaifenheit 
hatte, um den Ansblasefaahn ohne Qefabr entfernen zu kflnnen. 

Die Rfige, dass hierdurch die gedachte Vorschrift verletzt sei, kann 
nicht als begrfindet angesehen werden. 

Der Inhaber eines Fabrikbetriebes haftet nach derselben schon dann, 
wenn der Tod oder die EOiperrerletznng eines Menschen von einer znr 
Beanfidchtigong des Betriebes angenommenen Person dnrch ein Verscholdett 
in der AnsfOhrang ihrer Dienstverrichtangen herfoeigefiifart ist, und es 
macht hierbei keinen ünterschied, ob sich die Anfeidit der letzterm anf 
den ganzen Betrieb oder nnr auf einen dnzelnen Betriebstheii bexog, und 
ebensowenig, ob sie mit eigener Betriebsthätigkeit derselben verbunden und 
wiedemm der Beanfsichtignng dnrch Andere nnterworiidn war oder nichts da 
die bezeichnete Voranssetznng im 'weitesten Sinne zn verstehen ist; vgl. 
die Entscheidungen des Reichsgerichts in CHvtlsachen Bd. 8 S. 5. 

Wesentliofa ist daher nnr, dass die bezugliche Thätigkeit im Gegen- 
satz zu eigenen Betriebshandlungen eben als Beaufsichtigung ander- 
weiter Betriebsthfttigkeit sich darstellt, eineriei, ob die letztere von Ar- 
heitem oder etwa nur von Maschinen ansgeftbt wird. An diesem Erfor- 
demiss fehlt es aber nach den Feststellungen des Bemfui^fsrichters nicht. 
Denn der Monteur F. war danach nicht bloss zun Herausnehmen des 
HahiiP auf dem Dampfkessel, also mit einer gewöhnlichen Betriebs- 
handlung beauftragt, sondern zugl^'K-h angewiesen, unter Anwendung seiner 
Sachknnde die noch fortdauernde Betriebsthätigkeit des Kessels zu ühor- 
wachen, um festzustellen, ob der Hahn ohne Gefahr aus demselben zu 
entfernen sei. Der Berufungsrichter konnte daher ohue Rechtsverletzung 
hierin die ihm übertragene Beau&ichtigong eines Betriebatheils fiuden. 
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Nr. 184. Kntseli« iw Oberaten Iianilessiwfehlg ra Mflndien.*) 

Vom 8. März 1884. 

[Samml. der Entscb. Bd. 10. S. 349f. - Ztg. den Vorfins Dentecli. EiiMsnb. Verw. Iü81. S. U/76.] 

SÜL Wechselwäiter befindet sich bei Ueberschreitnng des Bahnhofsgleises 
von dem ihm anvertrauten Wechsel zn seiner Diensthütte in Attsübnng seines 
Berufes und kann daher wegen einer ihm bei dieser Gelegenheit ohne sein 
Verschulden zugestossenen Verunglückung und dadarch herbeigeführten 
Dienstimfähigkeit Anspruch auf den betretenden Pensionsbezug machen. 

Die K. Bayerische Verordinmir vom 3. Oktober 1857, die Gehalts- 
und Dienstverhältnisse des Personals der K. VtM kebrsaDstalten betr., weiche 
unter Ko. V allen Bediesteten „im Falle des Veruuglückens im 
Dienste and der dadarch herbeigeführten Dienstanf&higkei t ^ 
eine Pension von mindestens 7 Zehntheilen des Hauptgeldbeznges zasickett, 
enthält zwar keiue durch einen Gesetzgebungsact begründet« Rechtsregel» 
allein <lur(-h dieselbe sind in Ansehung der Pensionsverhältuisse des ge- 
nannten Personals unmittelbar rechtsverbindliche Vorschriften geschaffen, 
welche den Charakter einer Rechtsnorm haben und denselbeD dadarch 
nicht verlieren, dass sie dem Einzelneu gegenüber privatrechtliche VV^ir- 
kangen äusseru. Es erscheint daher zulässig, die Revision auf unrichtige 
AnwcnduDg dieser Verordnung, deren Geltungsbeiciih das c^anze König- 
reich umfasst, zu stützen (§ 512 C. P.O.). — Die i'Vage sodauu, ob eine 
gewisse Thätigkeit als ^Dienst" anzuseheu -<'i . hewt^gt sich auf dem 
Rechtsgebiete. Denn die Beantwortung beruht u m I i upf dem durch die 
jeweiligen Umstände des vorlieirendeu .Falles beduiglen richterlichen Er- 
messen, sondern auf Feststellung euu^s Begriffs, für welchen die bcsteheu- 
iU'u staatlichen Anordnungen maassgebend sind, in dieser Iliusicht hat 
der iviehter, ohne durcii Aeusserungen der Parteien, welchen eine Dispo- 
sition Ober Reell! sbegritVe nicht zuisteht . beengt zu sein, den gcicebeueu 
Thatbestand selbständiu zu prüfen. Es kann deshalb darnuf nicht an- 
kommen, dass Kläger im Laufe der Darstellung des der Klage zum ( J runde 
liegenden Vorfalles sich dahin ausdrückte, die Verunglückung sei „nacii 
Beendigung seines Dienstes" erfolgt. — Nach der Auffassung de:^ 
beklagten Eisenbahntiscus bildet No. 5 der angeführten Verordnung eine 
Ausnahmebestimmung, welche auf das engste zu interpretireu . ilaher auf 
UnfiUli; während der unmittelbaren Dienstesleistuug, bei AVechselwärtem 
also auf Vorgänge während der Üeberwachuug des Wechsels zu beschränken 
sei. — Gemäss § 9, 1. 1 Bayerischen Landrechts ist es die Aufgabe der 
Auslegung, die Bedeatung und den Umfang des Gesetzes nach dem Wort- 
laate festzustellen. Für die Auslegung der fragliehen Verordnung ist lun 

*) Bntscb. des R.O.H.O. Bd. 8 S. 202; £ger, Oaftpfl.Ües. 2. Aufl. 146 f. 
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von Erheblichkeit einerseits, dass sie zwischen den verschiedenen Ab- 
schnitten ein«r dienBÜlehen Thätigkeit nicht unterscheidet, daher im Hin- 
blick auf bekannte Amleguugsregeln die Gesammtheit der dienstUehen 
Handlongen nnd Yorriehtongen nmfasst, andererseits, dass in Ko. XI der- 
selben ah Zweck „Fürsorge fftr das Personal der Verkehrs- 
anstalten* bezeichnet wird. Allerdings ist dem Beschwerdefllhrer zn- 
xngeben, dass nach dem gewöhnlichen Spracbgebranche UnfUIe» welche 
lediglich ans Veranlassung des Dienstes, wenn awsh in einem gewissen 
Znsammenhang mit dem selben, sich ereignet haben, nicht ohne Weiteres 
in den Bereich der Verordnung gezogen werden kOnnen, dass letztere 
daher nicht auf Vemnglückungen erstreckt werden kann, welche einem 
Bediensteten fiberhaupt gelegentlich des Ganges zu seinem IMenstposten 
znstossen. Auck erscheint es bedenkliieh, den vom Bemfongsrichter auf- 
gestellten Satz, dass in dem Gentraibahnhofe zu Mdnchen der Dienst be- 
ginne, wenn der Bedienstete im Bahnhofe sieh eingefunden, und endige, 
wenn er ihn nach Ablauf der Dienstzeit verUissen habe, in dieser AUge- 
meioheit als richtig anzuerkennen. — Allein nach dem vom Berufungs- 
gerichte ans dem Ergebnisse der Parteiverhandlungen festgestellten That^ 
bestände war Kläger, welcher die Function eines Wechsel Wärters im er- 
wähnten Gentraibahnhofe bekleidete, um seine innerhalb des Schienen- 
netzes gelegene Diensthfitte zu erreichen und sodann von dort wegzu- 
kommen, genothigt, eine grossere Anzahl vnn Eisenbahngleisen 7.n über- 
schreiten. Er ist am 2. August 1882 Nachts 11 Uhr beim Verlassen 
seines Postens, als er über einen sogenannten Englischen Wechsel des 
Schienengicises ging, ohne sein Verschulden hingefallen nnd hat dabei die 
seine Dieustunfähigkeit bewirkende Verletzung erlitten. Dass bei Fest- 
stellnng des Thatbestandes ein Hechtsfehler begangen worden sei, ist nicht 
ersichtlich, vom Revisionskläger auch nicht geltend gemacht worden. Der- 
selbe ist daher der Entscheidnni^ /«ni Grnnde zu lefi^on. — Hierbei kommt 
znv<lrdcrst in Betracht, dass /ntV)l^e hjilnipolizeilieher Vorschriften dem im 
Dienste niclit befindlichen Personal das Betreten der Eisenbahngleise ver- 
boten ist; ferner, dass Kläger, um /u dem Wccbsel, dessen Bedionnncf 
ihm oblag, zn gelangen und von da wegzukommen, über di» <Tlpisf -Aum 
musste. Der Eiscnbahnfiscus erachtet di«'sft Tliatnmstämlo b( Iciituu^slos, 
indem er hierin lediglich eine den Bedieiistflen ertheilte Krlaubniss zum 
HctreLen des Balnideiscs erblickt, dnrcii welche dieselben von der sie 
ausserdem Iretteiiden Bestrafung befreit würden. Da jedtx Ii KUlger die 
ihm zuj^ewicsene üebervvachung des Wcrhscls nicht anders, als mittelst 
l'ebcrschreitens der Gleise Ijethätigen konnte, so kann nicht von einer 
bl«tsseu Erlaubnias die Rede sein, welche die Wahl voraussetzt, ob mau 
von ihr Gebrauch maclien will oder nicht — indem iviager, um seinen 
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Posten zu erreichen und von ihm sich zu euti'ernen, die Gleise überschrin, 
befand er sich vielmehr in ciuer Thfitigkeit. welche als Änsfluss seiner 
dienstlichen Stellnn^ erscheint, wozu er kratt seines Dienstes berufen und 
verpflichtet war. DieBe Thäti£rk«'it bildete daher eiiT'n Theil des iiim 
übertragenen Dionsfps. welcher den Klfit^er den eigenthümüchen mit dem 
Dienste bei Eisenl afiiien verbunden' ii Geiahren aussetzt. — Die vom 
Ober-Laiidesirericht erhissene Entgcheidunpf stellt sich daher, wenn auch 
aus tUeilweise anderen Gründen, als vollkommen gerechtfertigt dar. 

Nr« 185. Entseh. des DentBchen Heiehsgerichts.*) 
2. Civil-Senat Vom 21. Mftrz 1884. 

[Piwisa.TennltBL Jtbrg. V. 8.ST&.1 

§120 Beiehf^w.Ozd. Skir Pflieht des UBtonelimers betreib der Siobe* 
rmg der Arbeiter geliSrt anek die Fräfnug der Arbeitsgerftthe vor Beginn 

der Arbeit 

Der BaucmteniduDef naeh § 1*20 der R.(j«w.O. verpflichtet, die 
Tfiehtigkeit des zur Verfftgosg der Arbeiter gestellten Arbeitsmaterials 
Tor Beginn der Arbeit za prüfen. Von der Verpflichtung des § 120 dt. 
kann sieh der üntemefamer nicht etwa dadurch befreien, dass er die ihm 
obliegende Ftoorge vertragsweise oder dnrcb stiUschweigende üebnng anf 
die Albeiter abzawfilzen sndit, da dies als mit dem Willen des Gesetzes 
unvereinbar nnd daher wirknngsbs za erachten wäre. Bestände nun aoch 
bei dem ISanrerhandwerk die Sitte, dass sieh die Arbeiter das nOthige 
Gerftth ans dem Vorrathe selbst holen, und sollte anch der Kläger hier- 
nach gehandelt haben, so käme doch immer noch die Yerpfliohtang des 
Unternehmers m Betracht, nur solche Qeräthe zur Yeifägang zu stellen, 
welche ohne Gefahr für die Arbeiter zu dem vorzunehmenden Geschäfte 
gebraucht werden ktanen. War die üntauglicbkeit des Seilee (in Polge 
dessen Zerreissens ein Eflbel mit Gement anf den Kläger gestftrzt ist 
und ihm drei Finger der rechten Hand verletzt hat) änsserlich nicht 
erkennbar, so könnte hiemach von einem eigenen Yersehulden des Vor* 
letzten nicht wohl die Rede sein, wohl aber in Frage kommen, ob nicht 
der Gewerbeuntemehmer besonders mit Rficksicht auf die Geöhrlichkeit 
der von dem Kläger vorzunehmenden Arbeit verpflichtet gewesen s^ 
seinerseits die zur Auswahl gestellten Seile zuvor hinsichtlich ihrer 
TragfiUiigkeit zu prflfen. 



*) Battch. d«8 R.O.H.O. Bd. 19. S.SOä— 808; Eiwnbttbnraehtl. Batseb. 1. Sä, ISl, 
321, U. m, 859, 269, III. 855. 
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Nr. 186. Entsch. des Deutschen Beiebsgeriehts* 

1. Giyil-Senat. Vom 29. H&rz 1884. 

[BiMtt «. BliB, Anmdw. Bdlft 8. S51-98S. - Sütaeb. 4w Bttohmcr. In GMltMslMii. Bd. IL 8. 146 
feto m - »i. d.T«r. D««tMilL Km^Ymew. ISM. & Ua& - JMtat^ JuM. ZI» Bd.». 

Die HaftplUeht der Bisenbalin ans ^ 1 Ballg^fles. erstrsokt sieli ancli auf 
Yerletnmgen, welehe der ans einer Lokemottve heiaiisstrtaieide Koblett- 
staitb enesgt^ Der Naehweis der gleichartigen Oefthr bei anderen Be- 
triebe steht dem BegrüT der n«ig«ith1ini]iehen Betrlebs-Oefiihr* des § 1 

nioht entgegen. 

Dem KlSger ist, als er am 25. Jnti 1880 als HiUsweidiensteller auf 
dem Ostbahnhofe za Hanaa beim Raogiren eines Waggons beschäftigt war, 
ans einer Torftberfalirenden Lokomotive KoUenstaiib in sein linkes Auge 
geflogen. Derselbe rief eine Entzündong des Auges hervor, welche seine 
völlige Erblindung auf diesem Auge znr Folge hatte. Der Haftpflicht- 
anspmdk wurde fAr begründet ersehtet: 

«Die eingetretene Verletaing entbehrt nicht des Znsammenbanges mit 
den besonderen Gefahren des Eisenbahnbetriebes, da die Verletzung durch 
Einwirkung der aus der fshrenden Lokomotive ausströmenden Kohleit- 
stanbmengen stattgefandeu hat, das AusströmeD soIcLer Mengen mit 
besonderer Gewalt und in geringer Höhe vom Erdboden aber dem Eisen- 
bahnbetriebe eigenthumlich ist. Dass die betreifende geföhrdondo Betriebs* 
än^^snrnng dem Eisenbahnbetriebe ausschliesslich eigen sein müsste. sodass 
die Haftung ausgeschlossen wäre, wenn eine gleiche Gefahr auch bei 
anderen Betriehen vorhanden ist, fordert das Gesetz nicht (vergl. Entsch. 
Bd. VI. S. 38). 

Das Berufungsgericht hat femer mit Rocht angenommen, dius, auch 
wenn, wie der Beklagte behauptet, es technisch undurchführbar sei, auch 
nur die Bedionstnten der Eisenbahn gegen die Einwirkung dieser Kohlen- 
staubausströumiigcii zu schützen, dnrh deshalb der Unfall nicht als auf 

höhoror Gewalt beruhend aiigcsehfii werden könne. Oleif'hviel wie weil 
oder eng man im AlIgenn^infTi die Grenzen für den BegritT der höheren 
(iewalt zu stecken hnt. immer innss derselbe bei der Ilaftung eines Eiseu- 
bahnbetriebs-Uutcrnehniers dann ausgeschlossen bleiben, wenn der Unfall 
die unmittelbare Folge des rei^clraässiyeu Betriebs gewesen ist. Der Be- 
klagte sagt in Wahrheit nichts anderes, als dass solche Aussto^sung starker 
Kohlenstauhmengen eine uatfirliche Wirkung das Eisenbahnbetriebes sei. 
Deshalb muss er auch för deren schädigende Eolgeu, sofern der Verletzte 
nicht dnrch eigenes Verschulden dieselben zur Entstehung gebracht hat, 
aufkomnieu. Wollte man die Wirkung der gefährdeten Natur des Unter- 

•) Entsch. des K.O.H.ü. H<1. 14 S 42.;: Egcr, Uaftpfl.Öes. 2. Aufl. S. 62; BUen- 
bahnrecbtl. Entsch. III. S. 76-79 u. S. ia;">f. 
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nehmens selbst als einen vom Schadensei'satz befreienden Zufall ansehen, 
würde man gegen die Grundtendenz des im § 1 des Gesetzes vom 
7. Juni 1871 enthaltenen Haftungsprinzips Verstössen (vergl. auch den 
Srhlussr^atz des § 25 des Preuss, Kispnbahnjresptzes vom 3. November 1838). 
Dass solclie Kohlenstaabtheilc nicht immer iu edle Ur^nnc der in der 
Nähe der Lokomotive bcschiiftiirten Bediensteten eindringeTi. nur ausnahnij«- 
weise dieselben in soldier Weise verletzen, wie es im vorliegenden Fall 
geschehen ist, dass man es daher einen unglücklichen Zufall nennen kann, 
wenn solche Verletzung wie hier stattgefunden hat, qualifizirt die Ursaeh«* 
der Verletznntr nicht als höhere Gewalt. Diese ansnahm-v. 'ise Wirkuiiii: 
einer Betriebsäusserung, welche iu der grossen Mehrzahl der Fälle un- 
schädliih bleibt; während sie schädigend wiri<en kann und im Einzeltalle 
ohne Hinzutreten eines ferneren, nicht vftih erzusehenden Ereignisses 
schädigend wirkt, liegt im Wesen der Gefahr, welche der Betriebsuuter- 
nehmer zu tragen hat." (Vergl. auch Entsch. Bd. I. S. 253, 254.) 



Nr. 187. SntBcli. dm Dentsdieii Beielisgeriebts. 

5. Civil-Senat. Vom 29. ttärz 1884. 

[ZdlMdlr. t PraoM. Beeilt Bd. 4. 8, Vit,} 

Grundstücks Kaufvertrag. Pflicht des Verkäufen znr hypothekenfreien 

Gewährung einer Parzelle. 

Der Beklagte, welcher eine Parzelle nach dem Vertrage hypotheken- 
frei zu gewähren hat, hat seiner Verbindlichkeit damit iiit ht genügt, dass 
er die Parzelle vor dem Cirundbnrhrii-hter hypothekenfrei aufgelassen hat. 
Wenn die Lösclinng der eingetrageneu Hypotheken auf Gruud der dem 
Grundhuehriehtcr vorgelegten Entpfändungsverhandlungen nicht erfolgt ist. 
weil Zweifel an der Identität der entpfändeten und der aufgelassenen 
Parzelle aufgestossen siud, so hat der Beklagte dem Graudbncbrichter die 
zur Herbeiführung der LOsdiDog erforderliehen Kaehweisongen zu erbringen, 
um seine Verbindlichkeit gegen den Kläger zu erfQllen. 



Nr. 18b. Entsch. den Dentscheii Reichsgericht». 
1. Civil-Senat. Vom 29. März 1884. 

(Oentseb« Jiir.Ztc. IW 9. S. 704, 765.] 

Darüber, ob eine Feststellungsklage im Sinne des § 231 oder eine Schadens 
ersatBklage vorliege, ist nicht der Wortlaut („festzustellen'') aondern der 

innere Qetmi der Klage entscheidend. 
Was die Frage anlangt , ob die Voraussetzungen der Festetelluugs- 
klage im Sinne den § 281 mit Recht als vorhanden angenommen worden 
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sind, so koinnien diese Voraussetsiuigen deshalb nicht in Betracht, weil 
es sich trotz des im Klageantrage gebrancbton Ansdruckos »feststellen", 
der im Urtheiltteiior nicJit einmal wiederholt ist, nach dem inneren Grande 
nicht um einen Anspmch anf Feststellnng im Sinne des gedachten § 231, 
sondern um einen solchen auf eine Leistung, nämlich aat die eines 
Schadensersatzes, dessen Uetrac!: nur, insbesondere, weil Beklagte zur Zeit 
thatsächlieh durch die dem Kläger gewährte taktische Stellang und Ent- 
lohDUiig den Khiger für die augeid)liekliehen Naelitheile schadlos hielt, 
einer Feststellmig in einem eventaelleii l)esünderen Prozesse überlassen 
wnrde, haiKlelt. In diesem Sinne war auch das ertjangcne ürtheil auf- 
zufassen, wenn auch das Berufungsgericht sich bemüht hat. das Vor- 
handensein der Voraussetzungen des § 231 darzuthun. Nicht um die 
Feststellung einer rechtliehen Beziehung, aus welcher ein Anspruch auf 
Leistung entstellen könnte, soudoni nm die Verpilichtung zur Leistung 
selbst, bei welclier nur die ziÜeriiiässige llrdie iidch vorbehalten blieb, 
handelt es sich bei df^m Ansprach auf SehiMiensersatz unter Vorbeiialt 
seiner Höhe für eine 1< fststcllung in einem ixisondereu Prozess. Solcben» 
Anspruch fehlt es, wenn, wie insbesondere auch hier der l'ali ist, der 
Nachtheil, für den Ersatz gefordert wird, bestimmt angegeben ist, nicht 
an der erforderlichen Bestimmtheit im Sinne des § 230 No. 2 der C.Pr.O. 
Dies, sowie dass der § 231 cit. nicht etwa uberall du Auweudung ündet, 
wo der Antrag nicht auf eine unmittelbar vollstreckbare Verurtheilung 
geht, ist vom K'.G. bereits in dem Urtheil des V. CS. vom 19. Dezem- 
ber 1888 in SaeluMi Grosse-La§e iMsku?> angenommen worden. Vergl. 
auch das ürtheil des I. CS. des R.G. vom 13. Dezember 1882 in Sacheu 
der Grossherzogl. Kammer zu Schwerin /. E. Meyer. 



Nr. 18^. KntNCli. des Deutschen KeichsgericJits.*! 
2. Civil-Senat. Vom L April 1884. 

[Cmi-tö. Ardl. f. Stoeiib.Weseu. ISM. S. .»8 .V17. - Deutsche Jur.Zts. Hd.». 8. -MS-INL] 

Die Inhaber von noch nicht fälligen Prioritäts-Obligationen einer Eisenbalui* 
Aktieogesellschait können bei Auflösung derselben in Ftdge Erwerbes des 
Unternehmens dnroh den Staat weder die sofortige Zahlung noch Hinterlegung 
fordenL Es geufigt die Schnldiibemahme seitens des Staates. Handels- 

gesetsbueh Art 245, 202 Abs. 2, 3. 

Doreh das AUerhOabste PrivUeginm vom 20. Oktober 1856 ist der 
Beiigiseh-Mftrkiscben EiseobahngesellBchaft die Emission von Prioritftts- 

*) Erk. des R.O.H.G. vom 19. November 1878, Kntscb. Bd. 24 S.U2L — Brk. d«$ 
«.0. vom 17. Oktober mi, Bntsch. ßd.» S.IH. 
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Obligationen III. Serie zum Zwp« ke des Banes der R.-S.-Bahn gestattet 
worden. In den §§ 3 und 6 de^ i'rivilegs ist bestimmt, dass au die In- 
haber der Prioritäts- Obligationen die Zaliluüg der darin verschriebenen 
ivapualbeträge — vou den hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen 
abgesehen — nur naefi dem dort festgesetzten Amortisationsplane im Wege 
der Verloosnni? erfolgt und im § f) den Obligatiouaiuhabern als (^laubigem 
der B.-M. EiseubaLngesellseliaft für Jene Betrüge nebst den fälligen — 
ü^/aprozentigen — Zinsen nicht nur ein Vorzugsrecht vor den Stamm- 
aktien, sondern auch eine Hypothek an der R.-S. Bahn eingeräumt, so- 
wie das bewegliche und unbewegliche Eigenthnm der Gesellschaft zur Siche- 
rung des von derselben gewährleisteten ZinsenantheiU f&r verhaftet erklärt. 

Zwischen der EOnigl. preoss. Staatsregierang und der B.-M. Eisen- 
balmgosellschaft ist am 7. Dezember 1881 der deich das Gesetz vom 
28. Hirz 1882 genehmigte Vertrag» den Uebergang des Bergisch-Mftrkisehen 
fiigenbabnnntemehmens auf den Staat betreffend, abgesdilossen worden. 
In den §§ 1 nnd 2 ist bestimmt, dass vom 1. <lanaar 1882 ab der Be- 
trieb nnd die Verwaltung des Unteruehmens üDr Rechnong des Staats ge- 
ffihrt wird, auf den vom nämlichen Tage ab aneh die Nutzungen nnd 
Lasten des Vermögens der genannten GeseUschaft flbergehen; in 5 and 8, 
dass der Staat den Inhabeni der Stammaktien der Letzteren eine feste 
jährliche Rente von fftnf Procent des Nominalbetrages gewährt nnd ver- 
pflichtet ist, spätestons bis zum 1. Januar 1883 denselben gegen Abtretung 
ihrer Rechte ittr je vier Aktien vierprocentige Staatsschnldverschreibungen 
der consolidirten Anleihe zum Nennwerthe von 1500 M. anzubieten, in 
§ 6: dass den Prioritätsgläubigem ihre Rechte bezfiglich des Belgisch- 
Märkischen Risenbahnnntemehmens vorbehalten bleiben nnd der Staat 
letzteres zunächst als einen getrennten Vermdgenskomplex verwaltet, endich in 
§ 9: dass der Staat berechtigt ist, zu jeder Zeit, jedoch nicht vor Beginn des 
Umtausches der Aktien in Staatsschuldverschreibangen — § 8 — das Eigen- 
thnm der Bergisch -Märkischen Eisenbahn mit dem gesammten beweglichen 
und unbeweglichen Zubehör zu erwerben and die Auflösung der Rergisch- 
Märkischen Eisenbahngescllschaft herbeiznfBren unter der Verpflichtung: 

1. die Bämmtlichen Prioritat.sanleihen sowie alle sonstigen Schulden 
der Gesellschaft als Selbstischuldner zu fibernohmcn. und 

2. an die Liquidatoren einen Kaufpreis von 210 Millionen Mark 
behufs statutenmässiger Vertheilnng an die Inhaber der Stamm- 
aktien zu überweisen. 

Die Klägerin, welche unbestritten Inhaberin von dreihundert Stück 
Priorit&ts-Obligationen III. Serie — ä 300 M. — der Bei^isch-Märkischea 
Eisenbahngeselischaft ist, macht geltend, dass der besagte Vertrag, naniont- 
lich der § 9 desselben, mit den ihr nach den Emissionsbedingongen und 
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den Vorsehtiften des H.G.B. — Art. 245 Abs. 1 — znsteheoden Beoliten 
sich in Widenpraeh seta» und insbesondere gegen den anerkannten Grond- 
8&tz Verstösse, dass der Gliobiger sich einen anderen Schuldner aufdringen 
zn lassen nicht Terpfllcbtet sei nnd bat deshalb eine Feststellongslclage 
eriioben mit dem Petitom, zu erkennen: 

^dass in dem Fall, dtiss der prenss. Staat von dem ihm im § 9 des 
zwischen demselben nnd der B.-M. Eiseobahngesellschaft am 7. Dezember 
1881 eingerftumten Rechte Gebranch macht nnd das Eigenthnm der B.-H. 
EisenbabDgesellsehaft erwirbt nnd deren Auf lösaog herbeiführt, prinzipaliter 
die Verklagte verpflichtet ist, an den Kläger den Nominalwerth der in 
dessen Besitz befindlichen 800 Stack B.-M. Prioritäts- Obligationen der 
III. Serie mit 90 000 M. zu zahlen, eventuell, dass die verklagte KönigL 
Eisenbahn» Direktion als Liquidator der B.-M. Eisenbahngesellschaft ent- 
weder vor Vertheilung des von dem preuss. Staat zn zahlenden Kauf- 
prelfips unter die Aktionäre die klägerischo Fordernng zu tilgen oder 
vor der Vertheilung des Kaufpreises den Nominalbetrug der dem Klftger 
gehörenden Priorit&ts- Obligationen gerichtlich niederznlegen, beziehungs- 
weise dem Kläger wegen dieser Forderung eine aagomessene Sicherheit zn 
stellen habe." 

Der mitbeklagte Fiskus bestritt seine Passivlegitimation insofern nicht, 
als er der Klägerin zugestand, ihre durch das Emissionsprivileg gegen die 
B.-M. Eisenhrihngesellschaft begründete Forderung mit den derselben ankle- 
benden Rechten auch ihm, dem Schuldilberuebmer, gegenüber zu verfolgen. 

Von beiden Beklagten wurde sodann geltend gema<'ht, dass von der 
Klägerin ein weitergehendes Recht, alö diese Schuldiibeniahme, nicht be- 
ansprucht werden könne, namentlich auch nicht, dass im Falle der Auf- 
lösnng der Geseilschait die iragiichc Schuld getilgt und tral nadi Tilgung 
derselben die Liquidationsmasse vertheilt werde. Die Forderung dvr 
Klägerin aus ihren Prioritäts-Obligationen sei, als durch den Aroortisatious- 
plan befristet, eine „schwebende Verbindlichkeit" der Gesellschaft im 
Sinne des Art. 245 Abs. 3 des H.G.B, und finde deshalb die Vorschrift 
des Art. 202 Abs. 2 und 3 leg. cit. Anwendung. Wenn aber der zweite 
Eventualantrag auf Grund der letzteren die vorgüngige Deponiiuug der 
fraglichen Obli^atintis^iunme fordere, so finde derselbe durch die Vorschriften 
der §§ 7 md S der liinterlegungsordnung vom 14. März 1879, w<»nach 
durch die Hinterlegung nur ein Anspruch gegen den Staat erlangt werde, 
seine Erledigung. Hiernach wurde Abweisung der Klage beantragt 

Das KOnigl. Landgericht zu ßibeffeld hat durch IJrtheil vom 20. Juni 
1883, auf dessen Thatbestand und OrOnde Bezug zn nehmen ist, die er- 
hobene Klage als nnzuttaalg abgewiesen. 

Auf die Bemlnng der Klägerin hat daa, £5mgl. Oberlandesfsricht 



Digitized by Google 



338 



Bntseh. das Deuteehen RelclugericbtB vom 1. April 1884. 



zn G5l]i in Beinein Urtheile Tom 26. Jannar 1884 die exstioBtantliche Eni- 
scheidnog aufgehoben und sodann, znr Sache selbst erkennend, die er- 
hobene Klage abgeviesen» zugleich die Kosten beider Instanzen der Kiflgetin 
anfeilegt 

In den Gründen wird znnächstf was den prinzipalen nnd den in 
erster Linie gestellten Eventnahinizag' der Klage betrifft, unter Bezug- 
nahme auf die Entscheidungen des vormaligen Reichs-Oberhandelsgerichts 
Band XXIV S. 147 if., sowie dee Reichsgerichts Band IX S. 14 nnd 15 

erwogen : 

„Der allgemeine Reehtssatz, worauf die Klägerin diese Anträge za- 
nSchst stfitzt, mnss jedoch, wenn anch an sich richtig und aus dem 
"Wesen der subjektiven Novation als auf die persönliche Seite des 
ObligationsverhältDiSBes sich beziehend, folgend, zurücktreten vor den 
Bpezialbestinimungen , welche das Handelsgesetzbuch über die mit der 
Auflösung einer AktiengeseUachaft eintretende Liquidation enthält, und 
es kann sich hier nur fragen» ob aus diesen Bestimmungen hervorgeht 
dass die Auflösung einer Aktiengesellschaft — abgesehen von dem hier 
nicht in Frage stehenden Falle des Konkurses — die sofortige Kinforder- 
barkcit befristeter Forderungen gegen die Gesellsehaft naeh sieh zieht. 

Der Wortlaut des Art. 245 Abs. 1 des H.G.B, worauf die Klägerin 
sich hierbei lediglich bezieht, tindet jedoch seine Sehranke in den Be- 
stimmungen der folgenden Absätze und insbesondere des Absatzes 3, der 
auf die „schwebenden" Verbindlichkeiten die für die Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien gegebenen Vorschriften in Abs. 2 und 3 des Art 90-2 
des Handelsgesetzbuchs für anwondhnr erklärt, aus welchen sieh (Ttjjebt, 
dass dir I^i trai; dieser Verbindlielikeiteu, sofern nicht die Vertheihiiii: des 
Gesellsihattsveiniugeus bis zu deren Erledigung ausgesetzt bleibt, gericht- 
lich niederzulegen oder den Gläubigem eine angemessene Sicherheit dafür 
zu bestellen ist. 

Die Klägerin hat zwar aufgestellt, dass die besagte Vorschrift unter 
sehwebenden Verbindlichkeiten nicht jede vertraglich noch nicht einzieh- 
bare Schuld verstehe, sondern dass unter diese Bezeichnung nur diejenigen 
Forderungen tielen, welche der Existenz oder Hfihe nach ungewiss seieu. 
Für diese Ausleijung, welche dahin zielen würde, nur bedingte und nicht 
einfach betagte Verbindliclikeitcn als .schwebende'* anzusehen, liefert aber 
weder der allgemeine noch der juristische Sprachgebranch — schon die 
römischen Rechtsquellen wenden den Ausdruck „pendere" sowohl auf dsD 
dies, als auf die condicio vor deren Eintritt an (1. 10 pr. Dig. 38, 4) — 
einen Anhaltspunkt 

Zugleich ist aus der ursprünglichen Fassung in Veigleich mit der 
endgiitigen fiedalction des Art. 202 und den Bemericungen, wosn die ver- 
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sdiiedeneii AbftndeningaToraehUge bei den Terhandlangen der Eonmiissioii 
zur Beiathnng des HÜidelsgeBetzbocbes YenuilaasnDg gegeben haben (Pro- 
tokolle 8. 365 — 367), zu entDehmen, dass der Aasdnick j^echweboDde* 
VertnndlichkeiteD als gleiehbedenteod mit „lanfenden*' und «niohtliqutden*' 
YerfaindiicfaloBiten erachtet wurde, so dass durch denselben — nebisn den 
in dem besagten Artikel gleichgesteUten streitigen Forderungen — alle 
diejenigen Verbindlichkeiten als um&sst angesehen werden mfissen, welche 
ans einem andeni, ihrer vertraglichen Entstehung entsprechenden Grunde 
binaicbtlich ihrer Existenz und H6he oder hinsichtlich der Zeit ihrer Ein* 
forderbarkeit nngewiss sind. 

Zu demselben Ei^ebnisse führt auch ein Veigleich der Art. 245 nnd 
202 mit (lern nnter den Vorschriften fiber die Auflösung und Liqnidation 
der offenen Handelsgesellschaft vorkommenden Art. 143 des H G.B., 
welcher, Dachdeni er in Abs. 1 bestimmt bat, dass die während der Liqui- 
dation entbehriieben Gelder vorläufig unter die Gesellschafter vertheilt 
werden sollen, in seinem zweiten Absätze ausdrAcklich besagt: „Zar 

Deckung von Schulden, welche erst später fällig werden , sind die 

erforderlichen Gelder bereit zu halten." DieSe Vorschrift entspricht an- 
nähernd demjenigen, was jene Artikel hinsichtlich der schwebenden Ver- 
bindlichkeiten bei den Kommanditgesellschaften auf Aktien und hei den 
Aktiengesellschaften vorschreiben; jedenfalls geht daraus hervor, dass durch 
die Auflösung nnd Liqnidation der offenen Handelsgesellschaft befristete 
Forderungen nicht fällig werden. Hätte aber nach der Absicht des Gesetz- 
gebers hei den erstp^enannten Gesellschaften das Gegentheil eintreten sollen, 
so würde dus liandelsi^eset/bucli dies in der Fassung der Iii r in Frage 
stehenden Artikel oder au einer anderen Stelle der über jene Gesciischaltcn 
handelnden Vorschriften gewiss zum klaren Ansdrucke gebracht haben, 
was nicht geschehen ist. 

Zur Widerlegung der Behauptung der Klägerin, dass durch die 
zwischen der Eisenbahngesellschaft und dem Staalü vereinbarte Ueber- 
nahnie der Prioritutssihuhk^n durch letztere auch die in den Kuiissions- 
bediiiguiiguü den Gläubigem bewilligten Vorrechte und insbesondere das 
Hypothekarrecht an der R.-S.-Bahn beeinträchtigt werde, ist bloss auf den 
in dieser Hinsicht in § 6 verbunden mit § 9 des Vertrages zn Gunsten 
der Glftubiger ausdrücklich stipulirten Vorbehalt zu verweisen. Der Pria* 
zipal- und erste EvMitnalantrag der Klägerin ist mithin unbegründet, und 
finden, wie vorstehend ausgeführt, die Art. 245 Abs. 8 nnd 302 Abs. 2 
und 3 des H.O.B. hier Anwendung.* 

Bezflfi^di dee zweite Eventnalantrages IQhrt das Oberlandesgeiicfat 
dann aus: 

Die Beklagte hat jedodi ganz zutreffend geltend gemaeht, dass den 

82* 
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darin gegebenen Vorschriften -schon dnrch den Eintritt des Staats ffir die 
PrioritfttsfordenmgeD, der mit dem Eigentbnmserwerb der Eisenbahn seiner- 
seits TertragsmiBsig stattfindet, naeh den für die Wlrkong der gericht- 
lichen Niederlegnng maassgebenden gesetzlichen Bestimmungen, voUstftndig 
genügt werde. Denn dient, wie ans den §§ 7 und 8 der Hinterlegongs- 
ordnnng vom 14. Hftrz 1879 hervorgeht, die gerichtliche Niederlegnng 
nicht bloss ds SiehersteUnng des hinterlegten Schnldbetrages, sondern 
geht das hinterlegte Creld in das Eigenthnm des Staates ttber, so dass 
dieser an Stelle des nrsprfinglichen Schuldners allein noch ÜAr die 
Forderang haftet, so erfüllt der Staat dabei dem Glftnbiger gegenüber 
nur die nftmlidie Funktion, welche ihm hier durch den Vertrag schon auf- 
erlegt ist. 

Auch der zweite Eventualantrag der Klägerin erweist sich demnach 
als unbegründet. 

Gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist von der KIä!?mn 
Revision eingelegt mit dem Antrage, dieselbe anfimheben und nach ihrem 
Petitum in der Berufungsinstanz zu erkennen. 

Seitens der Beklagten ist Zarfickweisuag des Bechtsmittels beantragt 

Kntscheidungsgrüude. 

Die eingelegte Revision kann keinen Erfolg haben. 

1. Zunächst stellt sich der Angriff, dass es für die Entscheidung hier 
nicht auf die Vorschriften des deutschen Handelsgesetzbuchs, sondern auf 
die Bestimmungen des preuss. Aktiengesetzes vom 9. November 1843 an- 
komme, als verfehlt dar. 

Was nilmlich die Rechte der Priorität><;-l;i:nbia:er (\ot b^klaefon Gesell- 
schaft, von denen es sich im g-o^jnnwärtigen Falle haiidrlt, angeht, so sind 
bezüglich derselben die Vorsehritteu des Allerhöchsten Privileg"'^ vom 
20. Oktober 1856 maassgebeiid. Zur Zeit des Erlasses desselben liesland 
allerdings das genannte Gesetz vom 9. November 1843 in Geltung, es ist 
dasselbe aber bereits dnrcb Art. 12 des preuss. Einf. Ges. zum H.G B. 
vom 24. Juni i8<jl !ur die Aktiengesellschaften, bei denen der Gegenstaud 
di's Unternehmens in Handelsgeschäften bestand, — und eine solche ist 
die beklagte Geselischait — ausser Kraft getreten. Wie nun die Klägerin, 
welche nicht einmal behauptet hat. dass sie schon unter der Herrschaft 
des älteren Gesetzes Gläubigerin der Beklagten geworden sei, gegen- 
wärtig noch die Bestimmungen desselben für sich anrufen will, ist nicht 
ersichtlich. 

Weiter enthält aber am h der bezogene § 29 des angeführten Gesetzes 
nichts, was zur Begründung des eingelegten Rechtsmittels dienen könnte: 
Derselbe, soweit er hierher gehört, bestimmt, dass, wenn eine Aktien- 
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gesellschaft sich auflöst, eine dreimalige Offantlidie Pablikatloii , durch 

zugleich die l>ekanDten Gläubiger zur Änmeldong ihrer Assprüche 
aufzufordern sind. ( rfolgen soll, und die Vertheilung des Vermögens der 
Goi^ellschaft nicht eher als nach Ablauf von sechs Honaten seit dem 
Tage der letzten Bekanntmachung vollzogen werden dnrf. Aus dieser 
Bestimmung, welche die Rechte der Gläubiger nicht berührt, lässt sich 
der von der Klägerin aufgestellte Satz, dass befristete Fordemi^en in 
Folge der Auflösung fällig werden und sofort zur Befriedigung gelangen 
sollen, wie es keiner näheren Ausführung bedarf, nicht herleiten. 

2. Auch die erhobene Uüge, dass der Art. 1188 des Code civil von 
dem Oberlandesgerichte verletzt sei, erscheint unbegründet. 

Nach der Vorsclirift des«e!heii ist der Schuldner der ihm gewährten 
Zahlungsfiist verlustig, wenn er die dem Gläubiger durch den Vertrnc: 
bestellten Sicherheiten vermindert, Voraussetzung ist also, dass dem 
Gläubiger besondere Sicherheiten, z. B. Hypothek, Faustpfand u. s. w. ein- 
geräumt sind, eine alltremoiiie in der Person oder der j)ekuuiären Lage des 
Schuldners eintretende ungünstige Veränderung kommt nicht in Betracht. 
Als solche Sicherheiten nun, welche den Prioritätsgläubigem auf Grund 
des Privilegs vom 20. Oktober 1856 zustehen, führt die Klägerin das 
Vorrecht derselben vor den Aktionären und die Hypothek an der R.-S.-Bahu 
auf. Das Oberlandesgericlit nimmt nun auf Grund der §§ 6 und 9 des 
Vertrages vom 7. Dezember 18S1 und des darin zu Gunsten der Gläubiger 
au&gesproeheucn Vorbehalts an, dass durch die Uebernahme der Prioritäts- 
schulden von Seiten ds Staats die den Gläubigern aus dem Privileg vom 
20. Oktober 1856 zusteheudeu Vorrechte, uamenllicli die bezeichnete Hypo- 
thek nicht beeinträchtigt worden. Demgegenüber hat es nun aber die 
Klägerin an einer ausreichenden Begründung dafür, dass, wie sie behauptet, 
mit dem Eintritte des Staats eine Beeinkächtigung der Gläubiger ver- 
banden sein soll» namentUeh ancb in. der Richtung, dass und wie etwa 
unter dieser Yoranssetznng die Realislrung der genannten Beehte dei^ 
selben, speziell der Hypothek, ersehwert oder gefährdet sei, fehlen lassen. 
In dieser Beziehung kommt hier aodi der in der Jurisprudenz anerkannte 
Satz in Betracht, dass die Veränseemng des der bestellten Hypothek nnter- 
vorfenen Immobiles an sich die Verwirkung des Zahlnngstermins Ifir den 
Sehnldner nicht nach sich zieht. 

Vergl. Lmtrait Bd. XIII p. 819. 

Aiibry «. Bau Bd. III p. 349 und aot. 

Wenn nun die Klägerin femer geltend macht» dass es sieh nicht bloss 
am eine Terminderte Sicherheit des GlAnbigers handle, vielmehr hier, wenn 
die beklagte Gesellsefaaft sieh anflöse, der Schuldner völlig verschivinde, 
80 liegt dieses Argument ausserhalb des Kreises des aogeflifarten Art 1188 
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und ffihrt za dar ans den Vorschriften des Handelsgesetzbaches za beant- 
wortendeo Frage, welche Rechte den Gläubigem eiDcr AktioigeeeUsehaft 
im Falle der Auflösung derselban zustehen, hinüber. 

3. Auch was diese FraG^e angeht, für welche, Boweit sie hier vor- 
liegt, die Art. 245 und 202 Abs. 2 und 8 H.G.B, maassgebend sind, be- 
nht das angegriffene Urtheil auf richtiger Gesetzesaualegnog. 

Im Interesse der Glan biger einer aufgelösten Aktiengesellschaft, denen 
lediglich das Vermögen derselben haftet, eine verpflichtete Person aber 
nicht gegenüber steht, bestimmen die bezogenen Gesetzesvorschriften, dass 
die Vcrtheilung dieses Vermögens unter die Aktionäre erst nach Befrie- 
digung der Glanbiger. oder, was namentlich bezfiglirh der si-bwebenden 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft so\\ i«> der bestrittenen Forderungen gilt, 
nach Hinterlegung oder Öicherstellung der Beträge derselben erfolgen djirf. 
Damit ist nun aber lediglich die Voraussetzung für die vorzuuehmeudc 
Verni()gensverthei!nng normirt, — es eiitbiilt iedni li diis Gesetz darüber, 
wie bei der Liquidatiou , durch welche It t/tf ii' v uln i« itf't wird, zu ver- 
fahren, wie speziell die Forderungen <h>r (t, si Ihst iiail i in/u/ipbeu und di« 
Verbindlichkeiten derselben zu *M-fiUleii sind, keinerlei Vorschrift. Xameiit- 
licli ist auch der Satz, welchen die Klägerin aufstellt, dass Forderungen 
der Gesellschaftsgläubiger, welche befristet sind, mit titin Eintritt der Auf- 
lösung sofort füllig werden, z. B. Prioritfits- Anlehen , deren Amortisation 
auf eine Reihe vou Jahren berechnet ist, mit dem Augenblicke derselben 
zum Nominalbetrage rückzahlbar sein sollen, im Gesetze nirgends aus- 
gesprochen; vielmehr hat. wie das Oberlandesgericht zutreffend hervor- 
hebt, was die Liquidation der olVeuen Handelsgesellschaft betrifft, die ent- 
gegengesetzte Annahme im Art. 141 Abs. 2 H.G.B. Ausdruck gefnnden. 
Wenn nnn aber von der Klägerin geltend gemacht wird, dass bei der 
Aktiengesellschaft jener Satz aas dem Wesen der Liquidation sich ergebe, 
80 beniht dies auf einer irrigen Anschanimg, da ea ebensowenig vom 
reehtlicben als v<mi wirthsehaftUehen Standpunkte ^geboten erscheint, der 
Aktiengesellschaft Zahlungstermine und Tilgongsfristen, welehe za deren 
Gunsten besteben, f&r das Stadinm der Liquidation za ihrem Naebtbeile 
zo entziehen. 

Befristete Forderangen der Gläubiger fallen nun, wie mit dem Ober- 
handelsgerichte anzunehmen, anter den Begriff der „schwebenden Verbind- 
lichkeiten*' im Sinne der Art 245 und 202 Abs. 2 und 3 H.6,B. Dass 
dem zunächst der Wortlaut nicht entgegensteht, ist ohne nähere Aus- 
flBhrung einleuchtend und es erscheint willkfiriicb, wenn die Klägerin unter 
schwebenden Verbindlichkeiten nur solche, die zugleich ihrer Existenz 
nach ungewiss sind, verstehen will. Dass ferner auch die Entrtehungs- 
geschiehte des Gesetzes für diese Annahme spricht, ist in dem Erkennt- 
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nisse des voniudigai R.O.H.6. — Eotaeh. Bd. XXIY. & 243 ff. — , dnrdi 
welches die vorliegende Streitlrage bereits in gleiehem Sinne entsoMeden 
ist, fiberzengend nachgewiesen worden. Auf die sntreiSniden und er- 
schöpfenden Aüsffihmngen dieses Erkenntnisses, wekhem sich dasürtheil 

des Reichsgerichts — Entsdi. Bd. IX. S. H and 15 — sowie das Ober* 
luudesgericht anschliess^ kann filr die Widerlegung der klägerischen An- 
griffe verwiesen werden, so dass es liier einer wiederholten £rOrterang 
derselben nicht bedarf. 

Vergl- rihoreinstimmead Eademann, Handbuch Bd. I S. 657,58 und not. 5. 

Wiener in Goldschmidt Zeitscbr. Bd. XXVU. S. 344 und 348 not. 10. 
Makower, U.U.B. 8. Aufl. S. 264. 
Fächelt, deegl. 8. Aufl. S. 402. 
Eeyssner, Handbacb S. 177 not. 6. 
Siehe ferner LöKenfeltl, Recht der Äktiengesellschaften S. 541 ff. 
4. Endlich versagt auch der Angriff, welchen die Klägerin gegen die 
Annahme des Oberlaudesgerichts erhebt, dass durch den Eintritt des Staates 
als Schuldner der Prioritätsaulehen der beklagten Gesellschaft den Vorschriften 
der Art. 245 und 202 Abs. 2 und .3 H.U.B. Genüge geleistet werde. 

Der zweite Eventualantrag der Klage, auf den es hier allein noch 
aDkommt, geht, an die zuletzt genannte Gesetzesbestimmung sich an- 
schliessend, dahin, zu erkennen, dass die Rönigl. Eisenbahn-Direktion als 
Liquidator der B.-M. Eiseubahngesellschaft verpflichtet sei, vor Vertheilung 
des von dem Staate zu zahlenden Kaufpreises unter die Aktionäre den 
Kominalbetrag der klägerischen Prioritäts - Obligationen gerichtlich nieder- 
zulegen, oder wegen dieser Fordenmg eine angemessene Sicherheit zn 
bestellen. 

Dieser Antrag beruht an sich auf einer richtigen Auffassung des vor- 
liegenden Rechtsverhältnisses. Die beklagte Gesellschaft ist die Schuldnerin 
des Prioritiitsanlehens, von dem es sich hier haudelt. Dieselbe besteht 
als Rechtssubjekt auch wahrend des Licjuidationszustandes fort, und hat 
durch ihr Liquidationsorgan — die Königl. Eisenbahn -Direktion, wie die 
Klägerin anoimmt — die ihr der letzteren gegenüber aus den bezogenen 
GesetzesTorschriften obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen. Das Ober- 
landesgericht erwägt nnn aber, dass wenn die Hinterlegung in GemSssheit 
des in erster Linie gestellten Petitiims erfolge, die EUigenbi damit doch 
nicht eine Sicherheit an dem hinterlegten Oelde erwerbe, viefanehr nach 
den §§ 7 nnd 8 der Hinterlegungs-Ordnnng Tom 14. Mftrz 1879 nur einen 
Anspruch an den Staat, in dessen Eigenthnm letzteres flbergehe, für den 
Betrog desselben nebst Zinsen eriange, — nnd zieht daraos die Folgerang, 
dass, weil ein solcher Ansprach nnd die damit verbnndene Sicherheit der 
Kligerin durch den § 9 des UebergangSTertrages gewfthrt werde, dieselbe 
ein Hehreres nicht fordern kfinne. 
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diese Ausführnng kann nun zunächst, wie schon das Ober- 
landesgericht zutrelfeBd erwägt, die Klägerin den allgemeinen Grundsatz, 
dass dem Gläubiger gegen seinen Willen kein anderer Schuldner auf- 
gedrängt werden dürfe, nicht anrufen. Es handelt sich nämlich um den 
besonderem Fall der Auflösung einer Aktiengesellschaft, deren rechtliche 
Folirfn durch handelsgesetzliche Spezialbestiinmiingeii normirt werden» 
welche letztere hier in Verbindung mit dea Vorschnfteu der HintoriegiuigB- 
Ordnunsj: maass^gebend sind. 

Was sodann die fernere Kügf' angeht, dass, wenn man sich auch auf 
den Boden der oberlnndesgerichtliidien AnsffihniMGr stelle, immerhin doch 
ein Anspruch gegen den Staat, der ledigiieh der generellen Schuld- 
ubernahnie in dem Vertrage vom 8. Dezember issi beruhe, nicht gleich- 
werthi'jT sei mit finfin süiclien, der an die Hiuterleguug einer bestimmten 
Geldsumme «ich kitüpie, so kann vou einem näheren Eingehen auf die- 
selbe abgesehen werden, da die Klägerin nichts dargethan hat, was bezug- 
lich der materiellen Frage ihrer Sicherstellung, auf welche es hier allein 
ankommt, einen in Betracht zu ziehenden Unterschied zwischen dem einen 
und anderen Anspruch begründen könnte. 

Wenn endlieh die Klägerin rügt, dass die Schuldübernahme des 
Staates eine reale Sicherheit, wie si(> der Aii. JU- Ab.-^. 3 cit. vorauä^sötze, 
nicht gewähre und daher ihrem Ansprüche nicht Genüge leiste, so kann 
auf dieser Grundlage ein Revisionsangriff nicht erhoben werden. Ueber 
das zweite Petitum des bezogenen Eventualantrages und die Frage der 
Sicherbeitsbestellung ist in den Instanzen nicht näher verhandelt worden, 
namentlich hat, soviel ersichtlich, die Klägerin aach in zweiter Instanz 
gar nicht geltend gemacht, dass sie gasetiiich mter allen Umständen eine 
Sicherheit in VermOgesswerthen fordern ktone, aneh nicht behauptet, dass, 
wenn an Stelle der beklagten GeseUaehaft der Staat als Schuldner der 
Priorititsanlehen eiotrete, damit nach Lage der Sache fAr sie eine ans- 
reichende Sicherheit nicht geboten sei. 

Hiernach trifft das Oberlandesgericht kem Vorwarf, wenn es die in 
dieser Richtnng gegenwärtig angeregten Fragen seiner PrBInng nicht nnter- 
zogen hat^ der klSnierisehe Angriff erledigt sich also. 

Sehliesslidi mag noch bemerkt werden, dass andi die Frage, weiche 
bei der Anwendung des Art 245 nnd 202 Abs. 2 nnd '8 hier in erster 
Linie sieh darbot, ob denn im vorliegenden Falle angesichts der Bestim- 
mongen des Uebergangavertrages, namentlich auch des § 9 desselben, nach 
wellten der Stsat, wenn er das Eigenthnm des B.-M. Eisenbahnonter- 
nehmens, dessen Betrieb und Verwaltang schon jetzt in seiner Hand sieh 
befindet, erwirbt und die Auf lOsnng der beklagten Gesellschaft herb^fBhrt, 
die Prioritätsanlehen sowie alle Veri>indlichkeiten derselben als Selbst- 
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adiTildiidr zu fiberoebmen und einen den Aktionären znkommeDden Esad- 
pieis Ton 210 Millionen Hark zn zahlen verpflichtet ist, von einer Yer- 
theilmig des Vermögens der anfgelOsten Geaellscbaft, wie sie die bezogenen 
GesetzesYorachriften voranssetzeo, fiberhanpt die Bede sein könne, in den 
Yorinstaazen nicht znr Erörtening gelangt ist 

Nach dem Anagefahiten war, wie geschehen, die eingelegte Revision 
anter Kostenfolge znriickzaweieen. 



Nr. 190. Entsch. den J)eutschen Eeiehsgerichts.*) 
4. Civil-Senat Vom 7. April 1884. 

VatMlL dM EOdugK, In CMlMcbn. Bd. IL S. 98S-M&] 

Bin Geneialentrepiise-Vertrag, betr. den Bau einer StrasseB-Elsenbalm nnd 
die Besehaflimg der som Bahnbetriebe erforderlichen Gegenstlnde,* enthält 
nieht nnr einen Werkrerdingongs- sondern auch einen Ideffimngsrertzag. 

Ifittels Vertrages vom 4. November 1876 äbertrug Klägerin, die Bres- 
lauer Strasseneisenbahn-Gesellscbaft, dem Ingenieur B. die Erbanuog der 
StrasBcneisenbehn zu Breslau nach einem beigefügten Generalanschlage, 
welcher mit einem Gesammtbetrage von 1 275 000 U. abscUoss, gegen eine 
Vergütung von ebendemselben Betrage. Ueber die Stempelang dieses 
Vertrages entstanden Differenzen mit der Steuerbehörde, u. a. bezüglich 
der in dem Generalanschlage zu n. 1. 2. 8 aufgeführten GegenstSnde, zu 
deren Beschafinng illr die zu erbauende Eisenbahn der Ingenieur B. durch 
den Vertrag sich verpflichtet hatte, nfimlich 

1. Pferde veranschlagt zu 48 000 H., 

2. Wagen „ „ 125 000 ^ 

8.. Inventar, Utensilien, Livreen veranschlagt zu 27000 M. 
Für diese GegenstSnde verlangte die Steuerbehörde ausser dem Ver- 
tragsstempel von 1,50 M. für die Uebertragung des Eisenbahnbaues den 
Liefemngsstempel von Vs pCt mit 667 M. KUgerin eraehtete den Ver- 
trag bezüglich des Eisenbahnbaues sowie der Beschaffung oben gedachter 
Gegenstände für eineo einheitliclien Werkverdingnngsvertrag, und beantragte 
im vorliegenden Prozesse die VemrÜieilung ävs Fiskus zu dem Anerkennt- 
nisse, dass er zur Forderung der 667 M. Lieferungsstempel nichi be- 
rechtigt sei. In beiden Vorinstanzen wnrde Fiskas dem Klagantrage gemftss 
vemrtheilt; auf die von ihm eingelegte Revision wnrde das Berafangs- 
urtheil aufgehoben, nnd die Sache aus einem hier nicht interessirenden 
Grunde in die zweite Instanz zurückverwiesen. 

*) BiMBlMbiowdiü. BatMh. .!. S. 19,316; IL S. «6,816. 



Digitized by Google 



346 



Eotseb. im PentMihMi Beichigvilchti tom 7. April 1884. 



Der BerafirngBiicliter flbrt ans, die Yertragsnrkuode lasse zweifellos 
erkenoen, dass zwischen den Kontrahenten dn einheitliches Abkommen 
getroiTen worden, inbalts dessen der Ingenienr B. die Herstellung einer 
betriebsfähigen Strasseneisenbahn übernommen und die Gesellschaft 
f&r Anelilhmng des Werkes die einhritliche Somme von 1 275 000 M. ver- 
sprochen hat Hiemach könne der Vertrag nicht in zwei verschiedene 
Rechtsgeschäfte, nämlich bezüglich der Krbanung der Bahn und der Ge- 
bäude in eine Werkverdingong nnd bezüglich der Beschaifang des Betriebs- 
materials in einen LiefemngSTertrag zerlegt werden, vielmehr bilde im 
Hinblick anf die von 6. versprochene Betriebsfähigkeit der Bahn die Be- 
schaffung jenes Materiales einen integrirenden Theil des von ihm her- 
zustellenden Werkes. Der Bemfiingsrichter rechnet also nicht allein die 
Bahn mid die Gebäude, deren Erbaming übernommen ist, sondern auch 
die zur Ausrüstung der Bahn erforderlichen Betriebsmittel, wie Pferde. 
Wagen, Inventar, Utensilien und Livroeu, deren Beschaffung (nicht ^Vn- 
fertigung) von B. versprochen ist, zu dem Werke, dessen VerdinpruTic; anter 
die Bestimmung des § 925 A.L.R, I. 11 fftllt; hierin liegt eine irrtliiimüchH 
Anwendung des § 925 a. a. 0. Letzterer handelt von einem ganzen 
Werke im Gegensatze zu einzelnen Arbeiten, und bezieht sich auf einen 
Vertrag, durch welchou ein Werkmeister oder Künstler, nicht die Ver- 
richtung ge\vi-.>LM in hein Fiich falltiider Arbeiten, sondern dir 1 l-Tstellnng 
des Produktes dieser Arbeiten übernommen hat, so dass uieiit die Arbeiten, 
sondern die durch die Arbeiten herzustellende Sache den Gegenstand des 
Vertrages ausmaciit. Zum Werkverdingungsvertrage gehört nach dessen 
Begriffe also, dass sein (Gegenstand da;« Produkt der Arbeiten des Werk- 
meisters oder Künstlers ist, und nur insoweit dies der Fall ist und der 
Vertrag einen Gegenstand betrifft, welcher durch die Arbeit des einen 
Kontrahenten hergestellt wertkii soll, kiuiu ein AVerkverdingungsvertrag 
als vorliegend angenommen werden. Woiier die zur Herstellung des 
Werkes erforderliehen Materialien genommen, ob sie von dem Besteller 
oder ob sie von dem Werkmeister geliefert werden, ist gleichgültig, weil 
anch im letzteren Falle der begriffliche Gegenstand des Vertrages, nämlich 
die Herstelhmg eines fertigen Werkes, eine Aendemng nicht erleidet 
Anders steht es aber mit einem Yertrage, in welchem neben dem an- 
gcduDgeuen Arbeitsprodnkte noch über andere körperliche Sachen koo- 
trahirt wird, die eine besondere Existmz haben, nicht inr Herstetlong 
jenes Produktes dienen, nnd anch selbst nicht ver- oder bearbeitet werden 
eoUen, sondern nur ansnechafien sind. Diese Anschaffnng besonderer nicht 
zn bearbeitender Sachen fUlt an sich nicht nnter den Begriff des Werk- 
verdingnngsvertrages, nnd kann nnter diesen Begriff nicht ans dem die 
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Natur des Vertrages Dicbt berflbrenden Grande gebradit werden, dass sie 
den Zweck hat, das mit der hensnstellendeii Bahn za betreiboide Strassen- 
hahnnntemehmen nnd Geschäft mit den erforderiidien Betriebsmitteln ans- 
snrfisten. Die nnter II 1. 2 nnd 3 des GeneraUnscfalages bezeichneten 
Gegenstlnde sind nicht Bestandtheile oder Pertinenzen des von B. als 
Wericmeister. herzustellenden Banes, nfimüch des Bahnkörpers nnd der 
Bahngebftnde; sie kennen höchstens als Bestandtheile einer ttetriebsfähigeo 
Strassenbahnanstalt oder als ZnbehOr eines Geschäftes, eines Strassen- 
bahnnnternehmens angesehen werden, fibertragen hierdareh aber nicht den 
Begriff eines Werkes von den herznstellenden Bauwerken aaf das ■ mit 
diesen zn betreibende Geschäft nnd Unternehmen, und der Berufungs- 
richter, welcher wegen der versprochenen Betriebsfilhigkeit der Bahn die 
Beschaffung des fmi^lir-hen Materiales für einen int^;rirenden Theil des 
von B. herznstelleiKleii Werkes erachtet, irrt darin, dass er die durch die 
Beschaffnng des Betriebsmateriales zu bewirkende Betrioh-f ihigkeit der 
Bahn als eine Eigenschaft des ak Arbeitsprodukt anznsehenden Werkes 
betrachtet, während diese Betriebsföhigkeit als eine Bigenschaft nur dem 
Bahnnntemehmen , dem gewerblichen Geschäfte innewohnen kann. Der 
Benifnngsrichter hat daher den Begriff des im § 925 a. a. 0. gemeinten 
Werkes durch die Anweiidniifj; uieht bloss auf Bahn und Gebäude, sondern 
auch auf die für den Betrieb der Eiseiibahnuntemehmung zu beschaffenden 
Betriebsüiittr-l dem Gesetze /nsvider zu weit ausgedehnt, und die fest- 
gestellte Einlieitlichkeit des Vertrassinhaltes lu')>t (lieseü Verstoss nicht auf, 
da die Zusammenlegung mehrerer nach dem Willeu der Kontrahenten konnexer 
Rechtsgesciiüfte in einen einheitlich wirksamen Vertrag über die rechtliche 
Natur des oder der geschlossenen (Jeschafte nieht entscheiden kann. 

Sobald die Beschaffnng der fli ti ii lisnult^ ! nicht unter den mit dem 
Bahubau geraeinsameü Gesichtspunkt des Werkv* nliiigungsverS-rages zu 
bringen ist, sind bezüglich ihrer die Erfordernisse eines Lieferungsvertrage» 
nach § 981 a. a. 0. als vorhanden zu erkennen. 



Nr. 191. Entsch. des Bentschen RelchsgeriehtB.*) 

4. Civil-Senat. Vom 9. April 1884. 

£Praus.T*rwaltBL Jahig.T. S.307. - Seoffert, Archiv. N. F. Bd. 9. S.460i. - Entech. d«t fi«iehicw. 

ia CiTUsMhen. Bd. IL S. 91-93.] 

Fftr die ZnUsiigkeit des Beehtsweges in BeiehsstempelMUilini Ist das 
LmdeaiMlit der tüiseliieik Bundesstaaten maaBügehend. 
Der Rechtsweg fir den Anspruch der Kläger auf Befreinng von der 
Eeichs-Stempelabgabe ftr die beiden Briefe vom 6. Marz und 5. April 1882 
an den Kan fmann B. kann, wie der Beminngsrichter mit Recht bemerict, 

s. EiMuMiancbU. Eatscb. III, Nr. 195 S. 853. 
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nicht Bchoii deshalb Iftr begründet angesehen weiden, weil der Strafriehter 
in Gemfissheit der Straiprozessordnnng § 261, nnter Atissetzong des Ver- 
fahrens gegen die Elflger wegen Stempeleontiavention, die Klfiger zur 
Anstellnng einer Civilklage auf Befreinng von der gegen sie behaupteten 

Stempel verpflichtang verwiesen habe; denn diese Verweisung überbebt den 
Givürichter nicht der Präfang seiner Zuständigkeit in Gemässheit des Ge- 
setzes und setzt daher die letztere voraus. Auch kann dahingestellt 
bleiben, ob mit Kecht im vorliegenden Fall die Verweisang zur Civilklage 
vom Strafrichter ausgesprochen und der Prenss. Fiskus mit derselben 
belangt werden konnte. Denn jedenfalls erscheint der Rechtsweg nicht 
zulässig. In dieser Bcziehoog ist dem Bernfnugsrichter darin beizutreten, 
dass ausdrückliche Bestimmungen über die Zulässigkeit des Rechtsweges 
für Ansprüche auf Befreiung von Reichs -Abgaben und -Steuern im All- 
gemeinen und iiisbüsondere von Roichs-Stempclabgaben weder in der Reichs- 
j^esetz^ehiiDg. noch für l'reusst'ii in der Preuss. Landcsgosetzc^ebuug 
getrotl'uu und namentlich nicht in dem Reichs -Stcmpelab£jab*'iigesi.'tz vom 
1. Juli 1881 und in den in § 24 dess. für das Straf verfuhren in Bezug 
genommenen WechRelstcmpel- und Zollgcsetzeri oder in dem Geriehts- 
verfassungsgesetz vom 27. Januar 187 7 §§ 12. 13. 70 und «lern Ein- 
führurtprsgesetz zur Deutsehen Civilprozessordnung §§ 4. 5 zu Und» n sind. 
\ lelmehr weibeu die Bestimmungen den Reichsgesetzes vom 1. Juii 
§§ 13. 14. 15. 17. 24. 26. 27. 29. 31. 32 in Anwendung der Ueidis- 
verfassuiig Art. 3G nnzweideutig daraufhin, dass die Reichs-Stempelabgaben 
in den eiuzehien Bundesstaaten, wo sie erhoben werden, ohne Rücksieht 
auf ihre Verwendung zu Reichszwecken, lediglieh den Landesbehörden mit 
ihren bisherigen Befugnissen in Betreft' der Landesabgaben unterstellt und 
den letzteren, namentlich rucksichtlicli der Vollstreckbarkeit, also auch 
der damit zusammenhiingendeu Frage von der Zulässigkeit des Rechts- 
weges, glüichgeachtet werden sollen. Mit Recht hat hiernach im vor- 
liegenden Fall, wo der Stempel in Preusseu von Preuss. lichuulen gefordert 
ist, der Berufungsrichter seiner Entscheidung das Preuss. Recht zu Grunde 
gelegt und folglich die erhobenen Stempel als Preuss. Staatsabgaben be- 
handelt und nadh den Ür diese in Preni»en bestdienden Grundsätzen, 
insbesondere ihre ProzessQihigkeit ^mehfalls nach den Yenwhriften des, 
AX.B. II 14 $$ 78. 79 und des Preuss. Gesetzes vom 24. Hai 1861 $f 11 AT. 
beurtbeUt DemgemSss ersebeint aber die AnsfÜhrong des Bemfnngs- 
ricfaters zutraffead, dass weder eine Befreiung auf Grund der im AX.R. 
I 14 §§ 4 bis 8 angegebenen PrlTatreehtstitel von den Klägern behauptet 
ist» noch es sich um die Entrichtung eines Werths* oder VerCragsstempela 
handelt, und dass daher die Voraussetzungen tüx die Zulassung des Redits- 
weges nicht gegeben sind. 
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Nr, 192. BesehliiBtt des DMitschen Beldisgeriehts. 

5. Civil-Senat Vom 19. April 1H84. 

[EnUcb. des Reichster, in Cirilsachon. Bd. 11. S. 2T9-281.}| 

Die ESntngiuig der VoimerkuBg behufs Erhaltung des Rechts auf Aaf- 
lassnng mnss erfolgen, sobald der Anspruch selbst glaubhaft gemacht ist 
Für das Gesuch nm Eintn^g ist allem § 70 des Preuss. Eigenth.Erw. 
Oes. Tom 5. Mai 1874 maassgebend und von den weitem ^rfordernissea 

des § 812 C.F.O. abzusehen. 

Durah schriftlichen Vertrag vom ^ 1881 Tericanite der Be* 

klagte M., welcher eingetragener EigentbUmer eines Gmndstflckes m 
Karlsbroa ist, mehrere Parzellen dieses Gnmdstdckes an den klagenden 
Fiskns. Beklagter verpflichtete sich« die Anflassnng der Parzellen an den 
KIflger zn bewirken. Letzterer hat mit der Behauptung, dass er den ihm 
obliegenden Vertragsverpflichtnngen nachgekommen sei, mittelst Klage 
beantragt, den Beklagten zur Vornahme der noch nicht bewirkten Anf- 
lassoDg zu vemrtheilen. Die Klage ist in erster Instanz abgewiesen. 
Klüger hat Berafting eingelegt und vor Entscheidung der Sache in zweiter 
Instanz den Antrag gestellt, in dem Grandbache über das dem Beklagten 
gehörige Gnmdstfiek eine Vermerkung behaf^^ Erhaltung seines (des 
Klägers) Recht auf Auflassung einzutragen. Das Oberlandesgericht za 
Marienwerder hat gemäss § 821 C.P.O. in erster Instanz über diesen 
Antrag ohne müiulliche Verhandlnng befanden, ihn jedoch durch Beschinss 
Tom 29. März 1884 zurückgewiesen. Als Grande führt es an, es sei 
weder der Anspruch, noch die Besorgniss, dass die Verwirklichung des 
klägerischen Rechtes erschwert werde, glaubhaft gemacht. Gegen diesen 
Beschinss hat Kläger Besehwerde erhoben. Dieselbe ist vom Reichs- 
gerichte für begründet erachtet. Die Entscheidun^sgröude des reicbs- 
gerichtlichen Beschlusses vom 19. April 1*^84 füliren /uiiächst aus, dass 
der Anspruf'h des Klägers auf Auflassung der Parzellen nach Lage der 
Akten genügend glaubhaft gemacht sei. In Betreff des zweiten Abweisungs- 
grundes wird Folgendes erwogen; 

^Der zweite Grund des OhtihLiilesgerichtes geht dahin, e? sei die 
Besnrmuss nicht glaubhaft gemacht, dass durch eine Veraadernug des 
bestehenden Znstandes die Verwirklichung des Rechtes des Klilgers 
wesentlich erschwert werden könnte. Dieses Erforderniss entspricht zwar 
der Vorschrilt des § 814 C.P.O. Das Oberlandesgericht berücksichtigt 
aber nicht, dass § 16 No. 4 des Einf.-Ges. zur C.P.O. weiter bestimmt: 

Unberührt bleiben: 

4. die Vorschriften des luirgerlichen Rechtes, nach welchen in be- 
stimmten Eälieu einstweilige Verfügungen erlassen werden 
können. 
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In dieser Beslehimg schreibt J 70 des Eigentbamflerwerbsgesetsee vom 
5. Mai 1872 vor, dass der Prozeserichter auf den Antrag einer Partei die 
Eintragung einer Vonnerkmig bei dem Gnmdbnchamte naehznsachen hat, 
wenn ihm der Ansprach oder das Widenpraehsrscht, welche durch die 
Tonnerknng gesichert werden sollen, glaubhaft gemacht sind. Dieses 
Gesetz sieht also von dem weiteren, im § 8H O.P.O. anfgestellten Er- 
fordernisse (der Besorgniss einer ErscbweruDg der Verwirldichnng des 
Rechtes) ab und lässt die Eintragung der Vormerkung zu, sobald der 
Ansprücti selbst glaubhaft gemacht ist. Die Geltang dieses Gresetzes wird 
durch die Civilprozessordnung nicht berührt. Denn nach § 757 C.P.O. 
bestimmt sich die ZwangsvoUstrecknng in das unbewegliche Vermögen 
nach den Landesgesetzen, und § 18 des prenss. Ausf.-Ges. zur C.P.O. vom 
24. M&rz 187S sehreibt vor, dass die nach dem Gesetze über den Eigen* 
thumserwerb zur Eintragung einer Yormerknng erforderliche Vermittelang 
des Prozessrichters nnr als Ansführung einer einstweiligen Verfügung nach 
den Vorschriften der Civilprozessordnung stattfindet. Dass letzteres Gesetz 
nur das Verfahren regeln will, und dass für den Inhalt des Gesuches 
§ 70 des Kigenthumserwerhsgesetzes maassgebend bleibt, also nur die 
Glaubbaft machung des Anspruches erforderlich ist, nimmt da? Keich'^- 
gericht (in Uebereint>timmung mit v. Wilniows k y - Levy, (Jornnoentar 
zur Civilprozessordn. § 817 Note 2 Ausg. 3 S 9RI und Achilles, Die 
preuss. (resetzo über Grunde igeuthum § 70 Zos. Aasg. 3 S, 322) als nn- 
bedeuklich an. 

Sonach erscheint die Zurückweisung d-^ klu^erischen Antrages aus 
dem zweiteu Grunde des Oberlandesgerictites nicht statthaft. Es musste 
vielmehr die Eintragung der Vormerkung für geboten erachtet werden. 
Das Ersuchen an das Amtsüericht hat durch das Oberlandesgericht zu 
geschehen, § 698 O.F.O., sobald den Vorschriften der §§ 815. 802. 808. 
671 genügt ist.*" 



ür. 19a. Entaeli. des Prms. Ober-YerwaltCtoriclits. 

1. Senat Vom 23. April 1884^ 

[BBtKb. 4m OlNf-Ttnritt.a«r. Bd. 10. 8. 11t. - Pmml Afth. f. BlMaft.W«Ma. im. & SISl] 

Bitgilf der «»Naolifordenuig** ron dffentUolien Abgabea im Sinne de« QesetMB 
ffber die YeijilinttgBfHBten vom 18. Jnsi 1840. 

Der Zweck der Vorschriften in den §§ 5 und 6 des Geseties vea 
18. Juni 1840 geht lediglich dahin, IBr den Fall der bereits bewirikiBn 
AnesdlirdbnDg einer der hier beseichneten Steneio die nachtrftgliche 
Korrektur der IndividuaURepartition nach Abhuif des Kalender- 
jahres zu Terbieten und damit den Zensiten die Siehemng gegen fort- 
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gesetzte BennrubignogeB zu gewahren. Das bezeiehnete Gesetz entlilUt 
dagegen keine Bestiminiingen Aber die allgemeine Verbindlichkeit 
zur Tragnng der Staats- und Gemeindelasten; diese allgemeine Ver- 
pfliehtong wird daher andi dnrch*die Bestimmungen in den §§ 5 nnd 6 
nicht berfihtt. 



Nr. 194. Eatsch. des DeutscJun Reiehsgerichts.*) 

2. Civil-Senat. Vom 29. April 1884. 

IBraaa u. Blum. Annaion. Hd. 10. .'^ 2rv? 

Der Haftpflichtige kann sich seiner Verbindlichkeit nicht durch das An- 
erbieten entledigen, dem Verletzten gegen eigene Benutzung der beschränkten 

Arbeitskraft den bisherigen Lohn einstweilen weiter zu zahlen. 

Das Berufnn?»f«gericht erklärt den Kläger nicht für verpÖichtet, ansser- 
halb seines Berufes Arbeit zn suchen, um den entstandenen Verlust ans- 
zugleiohen, weil eine solche Ansgleichung doch im höchsten Grade zweifel- 
haft sei. Dieser Entscheidnngsgrund ist thatsiichlicher Natnr und genügt 
zur Ablehnung des allgemeinen Beweiserbietens, dass Kläger auch ausser- 
hnlh seines Berufes lohnenden Erwerb finden könne. Wenn im Hinblick 
daiauf, dass Kläger als Schlosser d^n vierten Theii seines bisheriaen 
Verdienstes gewinnen kann, angenommen wird, dass ihm nicht zuzumuthen 
sei, nun noch ein ni iic.-> Ge\\< i fn^ zu erlernen, auf die Gefahr hin, während 
einiger Zeit nichts zu erwerben und aus dem Erlernten mijglicher Weise 
weniger als aas dem Schlossergewerbe zu gewinnen, so kann auch hierin 
ein Rechtsirrtbum nicht gefunden werden. 

Wenn der Richter ferner annimmt, da»» Kläger nicht als verpflichtet 
zu erachten sei, die ihm von dem Beklagten angebotene Arbeit anzunehmen, 
80 kann auch dieser Entscheidnngsgrund aU rechtsirrthümlich nicht an- 
erkannt werden. Beklagter hatte sich in erster Instanz erboten, den 
Kläger unter Anpassung des Lohnes an die zu gewährende Rente in seiner 
Fabrik einstweilen weiter zu beschäftigen. l ür die nach dem Gesetze zu 
leistende Entschädigung bildet aber die Verminderung der allgemeinen Ver- 
werthbarkeit der Arbeitskräfte den Maassstab; der Haftpflichtige kann sich 
daher teiner Verbindlichkeit nicht dnrch das Anerbieten entledigen, dem 
Verletztm gegen eigene Benfltznng der beschränkten Arbeitskraft den bis- 
herigen Lohn einstweilen weiter zn zahlen. 



*) 8. Eisenbsbnrecbtl. Eotscb. I. S. 167. — Eger, Haftpfl.Ges. 2. AuO. S. 329, 332 



Digitized by Google 



352 



Entsch. des Deutsch«!! Reicbsfeirichts vom 1. und Ü, Mai 1884. 



Nr. 195. DatMh. doB DentBeheii Mdiageiiehis,*) 

4. Civil-Senai Vom 1. Mai 1884. 

fPrcnss.VcrwalLBl. Jahr?. V. S. 307. Deutsche Jori>t. Hri <\ v' 7t > i 

Der Reichsfiskus kann in Prozessen wegen Rückzaiilung iinreclitiiiässig 
erhobener Reiclissteinpe1ab?:abe nicht durch die Landes-Steuer-Bekörden, 

sondern nur durch die Reichs-Gentrjinjehörde vertreten werden. 

Obwohl die Einziehung der nach dem Reichsstempelgesetz vom 
1. Juli 1881 zu erhebenden Steiiipelabgahe gesetzlich den Steuerbehörden 
der einzelnen Bundesstaaten übertragen ist, so sind trotzdem diese Landes- 
bohör<]pTi nicht befugt znr Vertretuug des Reiches in Prozessen wegen der 
Reichsstempelabgabe gegenüber Dritten. Klagen gegen den Reichsfiskus 
wegen unrechtmässig erhobener Reiehsstempelabgabe sind demnach nicht 
gegen den die Abgabe einziehenden Provin/.ial-Steuerdirektor, sondern 
gegen die zuständige Reichs-Centralbeliürde zu erheben. 

Nr. 196. Eütscii. des Deutscben IJeichsgerichts.**) 

5. Civil-Seuat. Vom o. Mai 1884. 

ODMitwh» J«r. Ztf. Bd. a S. (SS.] 

Baielui- Gewerbe- Ordsnng f 120. § 2 Hafl^fliclitgeseti. ScIiadextBereatE- 
T^fikt des Oewerbenntemelimers, welelier die sor Sielierheit der Ailieiter 
nothwendigen Einrlehtiuigeii nieht getroffen liat, Üalle dem verleteten 
Arbeiter eine YeraebnldiiBg zor Laet fUlt 

Die Klage ist auf zwei Fundamente gestützt, auf ein den Beklagten 
verpfliditendee Verschulden des Zieg;elmeisters F. naeh § 2 dee Haftpflicht- 
gesetzes vom 7. Jotti 1871 und auf einen Verstoss gegen § 120 der Gew.O. 
Rücksichtlich des ersten Eiagefnndaments hat der Bemfangarichter ein Ver- 
scholden des F. verneint. — 

Den zweiten Klagcgmnd verwirft der Berufungsrichter, indem er da- 
hin gestellt sein lässt, ob die Kammrftder mit einer Verkleidung hätten 
versehen sein müssen, mit der Ausführung, das in dem Fehlen der Ver- 
kleidung etwa liegende Verschulden des Beklagten sei verhältnissmässig 
gering und komme nicht in Betracht, da der Getödtete den UnfaU in leicht- 
fertigster Weise herbeigeführt habe. 

Dies ficht der Revisionskläger als den § 120 der Gew.O. verletzend 
an, welches Gesetz auch den Zweck habe, don Arbeiter gegen seine eigene 
Unvorsichtigkeit und Leichtfertigkeit zu schützen. 

Der Angriff ist nicht begründet. Sinn und Zweck des § 120 ist es 
nicht, dem Arbeiter and den von ihm zu alimentireuden Personen einen 

*) s. Erk. des R.O. 4. Gtv.SeB. von 9. April 1884; Untecfa. des Beichsger. in Civil- 
stehen. Bd. 11 ^ 93—96. 

**) g. Eiseababnrechtl. Entsch. I. S. 52, 162, 278, 332; II. S. 426, 440, 465. — Eger, 
Haftpfl.Oes. 3. Aull. S. 159 ff., 277 ff. 
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Ansprach ohne jede Rücksicht auf das Verschulden des Arbeiters selbst 
zn geben. Die Abwägung der Schuld des GetÖdteten gegen die des Be- 
klagten verstösst nicht gegen das (resetz. Das frühere ürtheil des R.G., auf 
welches die Kevisionsklage sich in dieser Beziehnng bernft, betrat" einen Fall, 
in welchem das Rovisionsgericht bei einer Revision nach älterem preussischen 
Verfahren die Thatsachen frei m beurthcilen und festzustellen hatte, wäh- 
rend dies im jetzigen Pro/e^Af durch die C.PrO. ausgeschlossen ist. 

Hiernach sind die erb In [i n Angriffe nicht begründet, es ist auch sonst 
in dem angefochteneu l i tln il eine Gesetzesverletzung nicht zu finden, 
vielmehr reehtfertigen die lestgesteiitoa Thatsacbeu die Abweisung der Klage. 



Nr* 197« Enticli« des Dentsoheii Beiehsgeridiis. 
1. Civil-Senai Vom 7. Mai 1884. 

[BnoB «. BliUB, Aomleo. Bd.ia 8. St8-m — Braffert, AkUt, N.F. Bd, IOl 8.C7,eB.] 

Der Frachtführer, welcber seine Haftimg dnroli Beroftang auf höliere (Ge- 
walt abwenden vfll, liat tot AUflm das EieigiiiM niAhzaweiBen. doroh 
welolies der Yerlnst oder die Bem^iidlgmig IrarMgefOliit lit ud wektoi 
er die Eigensoliaft hdhem Gewalt belmiflst (Art 385 des EG.B.). Be§^ 

der „hftheren Gewalt». 

Revisionskläger greifen die Annahme des Berufungsgerichts an, dass 
die gesetzliche Haftpflicht des Frachtführers nach Art. 395 des H.G.B, 
stattfinde, weil das Sinken des Schiffs und der dadufcli herbeigeführte 
Verlast der Ladung nicht dnreli höhere Gewalt verursacht sd. Nacb der 
Pcststellung des Berofungsgericllts ist der Grand der Losreissang and des 
dadurch herbeigeführten Untergangs des Sehiffs onaafgeklftrt geblieben, 
jedoch za vermathen» dass eine starke Wellenbewegung infolge des Yorbei- 
fehrens anderer Dampfschiffe das Losreissen des Schiffes veranlasst habe. 

,Unter diesen TJmstftnden kann von Einwirknng einer höheren Gewalt 
nicht die Bede sein, mag man bei der Bestimmnng des Begriffs derselben 
nur die Beschaffenheit des Breignisses ohne BQeksicht anf das Veriialten 
des davon Betroffenen in Betracht ziehen, wie die filtere Theorie annahm 
nnd neoerdings bebaoptet wird (vergl. Exner, der Begriff der höheren 
Gewalt 1883 and in Grünhats Zeitschrift für das Öffentliche nnd Privat- 
recht Bd. X, S. 497 ff.), oder mit dem vormaligen R.O.H.G. aach das 
Verhalten des Betroffenen insofern berdcksichttgen, dass nnter höherer 
Gewalt ein Ereigniss verstanden wird, dessen Eintritt and schfidliche Ein- 
wlrkang dnrch die nach den Umständen- gebotene Vorsicht und dnroh Vor- 
kehrangen, welche za dem dadnrch zn erreichenden Erfolge in einem ver^ 
nfinftigen Verhfiltniss stehen, nicht abzuwenden war. Der Frachtführer, 
welcher seine Haftung aus Art 875 des H.G.B. durch Bemfong auf höhere 

Beer, EiMBbdinndifUeli« EnticlMldaiisn. m. . 88 
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Gewalt abwenden will, hat vor allem das Ereigniss nachzuweisen, dmch 
welches der Verlust oder die Beschädigung entstanden ist und welchem er 
die Eigenschaft höherer Gewalt beimisst. Die ßenifung auf höhere Ge- 
walt ist daher anegesdilossen , wenn die Ursache des Verlustes oder der 
Beseh&digang. wie im vorliegenden Fall, noaofgeklärt geblieben ist. Am 
' welligsten findet dieselbe dann statte wenn der Verlast oder die Beschädi- 
gung nicht blos möglicherweise sondern sogar wahrscheinlich durch eine 
Ursache entstanden ist, welche sieh als Einwirkung höherer Gewalt nicht 
darstellt. Dies ist nach der Feststellung des Berufungsgerichts hier zu- 
treffend, da das Vorüberfahren anderer Dampfschiffe, worin die vermnth- 
liche Ursatiie des Losreissens des Schiffs gefunden wird . vorauszusehen 
war und Beklagte nicht zu behnnpten vermocht haben, dass die schädliche 
Einwirkung dieses ümstandes durch geeignete Mitt«'l überhaupt nicht ab- 
zuwenden war. Dass dem Schiffer, wie festgestellt wri deu, ein Verschulden 
nicht zur Last zu legen war, berechtigt nur zu dem Schlüsse, dass Zufall 
den Schaden verursacht habe, aber nicht zu dem Schlüsse, dass höhere 
Gewalt vorliege, welche die Haftung des Frachtführers för den zufälligen 
Schaden aubschliesst^ 



Nr. 198. Entsch. des Deutscheu Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 20. Mai 1884. 

{Scnffeii. Ardiir. \. F. Hd. 9. S. 459, 460. — Kntscb. des Bclchager. in Civil.sai lun. m. U, S. %-iiiO.] 

Die Frage ütttr die Zulässigkeit des Rechtsweges für Rücklorderung be- 
^^alilt^r Eeiclisstempelabgahen hängt von dem Rechte des die Abgabe er* 

hebenden Bundesstaates ab. 
Das angefochtene Urtheil beruht auf der Annahme, dass die Frage 
der Zulässigkeit des Rechtsweges behufe der Rfidcforderung der streitigen, 
von einer prensBischen Behörde eingeforderten Bdcbsstempekbgabe nach 
pr enseischem Becht zu beurtheilen sei. Dieser Ansicht ist beizapltichten. 
Nach den Yorsefarifken des Beichsstempelgesetzes vom 1. Juli 1881 sind 
die Angelegcnheiteii des Seiehsstempelwesens von den durch die Landes- 
regierungen zu bezeichnenden LandesbehOrden und Landesbeamten wahr- 
zunehmen (f 26 Abs. 1, 2); die Edutrole über dieselben liegt den Landes- 
regierungen ob (Abs. 8). Die Landesgesekze sind maassgebend sowohl 
hinsichtlich der Befbgnisse der Aufsichtsbehörden (§ 27), als auch hin- 
sichtlich der Beitreibung der Beichsstempelabgaben (J 29). Jedem Bundes- 
staat wird als Vergütung seiner fiihebungs- und Verwaltnngskosten ein 
Procentsatz seiner jährlichen Einnahme gewährt (§ 81). Der Netfcoertrag 
der Abgaben flieset in die Reichskasse ($ 82), und ist derselben durch 
die Landeakassen im Wege monatlicher Abrechnungen znznffihren (§ 13 
der Bestimmungen über die Erhebung und Verwaltung der Reichsstempel- 
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abgaben, Eekbs-Centralbiatt 1881 S. 305). Kach allem Diesen ist die 
Erhebung und Yerwaltoiig der Beicfassteinpelabgabeu reichsgesetzlich — 
im Wesentlichen ebenso, wie diejenige der Zölle und Verbranchsstenero 
(Art. 36 der Reiehsvcrfassunjr) — jedem Bnndesetaat innerhalb seines 
Gebiets überlassen. Die betreffenden Behörden und Beamten stehen nicht 
in unmittelbaren Beziehungen zu dem Reich nnd den Reichsbehörden, sie 
l'uiigiren vielmehr als J.and esbehördeu und Landesbeamte, also als 
Organe des Bandesstaats , welchem sie angehören. Die Abgaben werden 
zu den Landesku-^scn erhoben und die Bundesstaaten haben sich über die 
erhobenen Beträge mit dem KiAch ;ii!seinanderzn?etzen. "Wie hieraus folgt, 
dass ein Anspruch auf Rück/alilmm reiner vermeintlich zu Unrecht ein- 
gefordeden Tvcichssterapelabgabe nicht gegen den Reichsfiseus, sondern nur 
gegen den ! iseus des Bundesstaats, welciicr durch seine Organe die Ab- 
gabe eingefordert hat, erhoben werden kann, so muss in Gemässheit der 
in dem reichsgerichüichen ürtheil Entsch. Bd, 5 No. 9 S. 34 ff. ent- 
wickelten Grundsätze auch die Zulässigkeit des Rechtswegs von dem Recht 
dieses Bundesstaats abhängen. 



Nr. 199. Enüidi. dM DeataciieB Beiehsgerichto. 

5. Oivil-Senat Yom 28. Hai 18S4. 

[Gmchott Wttt. Bd. SS 8. 1090. — Bnim n. Blan, Aaaal«!!. Bd. la & 403, 4M.] 

Antth eine Tertragswidrlge, mit dem üb&Uo snsammenhängende Be- 
mUftigiuig eines Arbelten involvirk ein Yerselnilden des AnllnolitBorgaiu 
und hegrliiidet auf Seiten des Arbeitgeben die Haftplliclit ana § 2 des 

Reieha-Haftpflielit gesetiee. 

Klägerin hat zur Begründung der Haftpflicht der Beklagten aus § 2 
des Gesetzes vom 7. Juni 1871 behauptet, bei ihrem Eintritt in die Tabrik 
der Beklagten habe ihre Matter mit dem Direktor H. in Gegenwart des 
Geechäftsffihrers B. dae aagdrftekllehe Abl^ommen getroffen» daas ihre 
Tochter wegen ihrer Jugend nnd üngeübthdt nicht an eiaer Haechine 
beschäftigt werden solle; dennoch habe B. anf Befragen des Seheer- 
meisten S. ihre Besehäftigung an der Scheermaschine gestattet Der 
BernfiiiBgBrichter erachtet, aneh wenn diese Thatsacfae, also eme Tertrags- 
widiige Hersnziehnog der KlSgeiin znr Scheeimaschine, erwiesen werde» 
an Versehnldea im Sinne des Haftpfliehtgesetzes als selbstredend nicht 
Torliegend. 

Die Bflge der BevisionsklSgerin, dass hierdurch der § 2 des Beiefas- 
Haftpflichtgesetzes Torletzt sei, ist begründet. Der Bemfiongsrlehter ver- 
neint nicht, dass B. zu denjenigen Personen gehört, ffir deren Yer-^ 
schulden nach § 2 a. a. 0. die Beklagte zn haften hat; er Tcmeint anch 
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nicht, fnr den Fall, dass die klftgerisciben BebaoptangeiL erwiesen werden» 
den EanealznsamnieDliaDg zwisehen der vertragswidrigen Heranzielrang der 
ElSgerin znr Arbeit an der Scheeimaschine und dem Unfälle, nnd ebenso 
▼eroeint er nicht, dass R. bei der vertragswidrigen Anordnung sich in 
AnsfAbning seiner Dienstverrichtongen befand. £r hat angenscbeinlieh 
angenommen, dass ein Yerscholden durch Veilctzmig TeitragsmSssiger 
Reehte nicht nnter § 2 a. a. 0. fftllt. Dadurch hat er den § 2 verletzt, 
indem er in ihn eine nicht darin aasgesprochene Besrhrniikuog hinein- 
gelegt hat. Das Gesetz erklärt denjenigen, der eine Fabrik betreibt, für 
jedes Verschulden der darin aufgefülnton Personen in Ausübang der 
Dienstvorrichtungen haftbar, welches den Tod oder die Körperverletzung 
eines Menschen herbeigeführt hat. Für seine dem Gesetze fremde Be- 
schränkung dieser Haftpflicht hat der Benifungsrichter auch keinerlei 
Gründe aufgeführt; eine Vertragsklage ist nicht angestellt, sondern die 
Klage ans § 2 des Haftpflichtgesetzes. 



Hr. 200. Entaeh. des Dentfleheii B«ich8g«riehtg.*) 

3. Givil-Senat. Vom 6. Juni 1884. 

[Deutsche Jon Zt«. M. 9. S. 701, 702.] 

§ 3 Haftpfliehtgesetz. Entscheidung des Gerichts über die ArbeitsonfUiig- 

kelt nach freier Ueberzeugung. 
Hat das Gericht die Ueberzeugung, dass der Kläger dauernd arbeits- 
nnföbig sei, aus den auf Grund eigener Wahrnehmungen er^^n^i ton Gut- 
achten der Saehverstftudigmi gewonnmi, so war es nicht geuOthigt, die 
von den Beklagten vorgescJilagenen Zeugen zu vernehmen, um dadufcb 
von der Ansicht der vernommenen Sachverständigen abweichende Annahmen 
anderer Personen festzustellen, und diese den Sachverständigen zur Begut- 
achtnng vorzulegen. 

Nr. 201. Entsch. des Pre»»!s.s. Ober -Verwalt. Gerichts.") 

I.Senat. Vom 11. Juni 1884. 

: f'n u>>. VcrwaltBI. Jahrg. V. S. 317, S18. ^ Dwifsrhc .Tiir ^^t«-, 9. S. 574 I 

VoraussetzuugeTi für die Goncessionsertheilung zum Betriebe der Schani- 
wirthschaft in einer Bahnhofs-Restauration. 
In Folge des gegen den Antrag des Rcstaurateurs S. auf Ertheilimg 
der Erlanbniss zum Betriebe der Schankwirthschaft in der Bahnhofs- 
Restauration zu Güseu von Seiten des Amtsvorstehers und des Gemeinde- 
vorstandes erhobenen AViderspruehs erkannte der Kreisausschuss des 
Kreises J erichow II auf Abweisung dieses Antrages, indem er ausführte: 

•) Eisenbahnrecbtl. Eatech. I. S. 126, 127. 
**) Eisenbabnrechtl. EntBch. III. S. 284 
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Ausser den 2 zur Aafnabme von Gfisten besiimmtea Zimmern seien im 
Bahnhoft-Wohngebände m Gflsen keine Bftnme vorlunden, in denen der 
Inhaber der Bestanration wobnen könne. Da Kläger in dem 2,35 Kilo- 
meter entfernten Dorfe Gflsen seine Wolmimg habe, aber anch zur Nacht- 
zeit auf dem Bahnhofe anwesend sein müsse, so sei mit Sicherheit zu 
schliessen, dass derselbe die Bestanraiionszimmer zn Wohnnngszweeicen 
benutzen werde. Ebenso fehle es an einer Küche, weshalb die Schank- 
wirthschaft nicht im Stande sei, ihrer eigentUehen Bestimmnng, der toU- 
stfindigen Verpflegong von Beisenden, zu genügen. Sodann aber sei anch 
kein Bedürfniss iHr die Anlage anzoerkeonen; denn nahe am Bahnhofe 
liege das E/scbe Gasthans, welches anch fQr das mit der Eisenbahn an- 
kommende oder anf derselben fertreisende Publikum Tollstftndig genüge; 
dass dieser Gasthof von dem Stationsgebäude dnrch den BahnkOiper ge- 
trennt sei, stehe seiner Benutzung von Seiten der mit der Eisenbahn 
Reisenden nicht entg^en, da sich der Hauptverkebr nach dem Bahnhofe 
an dem Gasthans vorüber bewege und alle nach Magdeburg gehenden 
Eisenbahnzüge von derselben Seite aus besti^^ würden, wo jenes liege. 
Für das durchreisende Eisenbahnpublikum genügten die Restaurationen 
auf deu etwa je 12 Kilometer entfernt liegenden Stationen Burg und 
Genthin. 

Auf die Berufung des Klägers erkannte das Bezirksverwaltungsgericht 
zn Magdeburg unter Abäodernug der I. Entscheidung auf Ertheilung der 
beantragten Genehmigung. Zur Begründung wurde zunächst in Betreif der 
Lokalfrage des Weiteren ausgeführt, dass das Fehlen eines Wohnraumes 
und einer Küche als ein Mangel nicht erachtet werden könne» welcher 
die T>okalit;iten für den Scliankwirthschaffsbetrieb nngceignet mache, und 
!«odaiin bei HenrtlK'ilung der Fk-dürfnissfrapie davon ausgegangen, dass für 
Baknhufs-Kestaurutioneii ein anderer Maasssüib der Bourtbeilung zu (Irunde 
gelegt werden müsse, als in Bezug auf andere iSehankwirthsehaften. Es 
könne nicht sowohl das Bedürfniss der Bewohner des betretfenden Ortes 
in Erwägung gezogen werden, vi^ Im. lir müsse darauf Kücksicht genommen 
werden, dass Reisende, weieiiu die Eisenijahn benutzen wollen, zu jrdii 
Zeit ünterkommen und Erfrischungen erhalten können. JJass naeh di- si i 
Richtung bin überhaupt ein Bedfirfnisb in Güsen vorhanden sei, gehe 
daraus hervor, dass bisher stets eine Bahnhofs -Restauration daselbst be- 
standen habe. Dieses Bedürfniss könne aber durch den Gasthof des E. 
nicht befriedigt werden. Derselbe liege weiter von der zum Einsteigen 
bestimuilen Stelle des Perrons als das Bahnhofögebuude und sei von der 
Südseite der iiabn durch eine Barriere getrennt, weUhe etwa 5 Minuten 
vor Ankuuli der Züge geschlossen werde. Diojenig(M lieisenden, welche 
auf der Südseile einsteigen wollen, würden deshalb diese Zeit hindurch 
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ohne Obdach auf dieser Seite sich aufhalten müsseu. Aber auch von der 
auf der Nordseite befifldlichen Eiosteigehalle sei jener Gasthof weiter ent- 
fernt als das Bahnhofsgebäude. Endlich wurde der Besitzer des Gast- 
hofes, niebt gezwungen werden können, zu jeder Zeit, also auch w&hrend 
der Nacht, den Beie«ideii Obdaeh zu gewfihren, wShrend in einer Bahn- 
höfe-Restauration der Reisende die Garantie fBr sofortiges Unterkommen 
nnd gleichzeitige nothwendige iErfiriBchnngen habei Ebenso wfirde ffir 
solche Reisende, welche mit den Eisenbabnzfigen dnichfisdiren, die Ent- 
nahme irgend einer Erqnickong unmöglich werden, wenn der £.*8che Gast- 
hof als nächste Scfaankwirthschaft hierzu die Gelegenheit bieten sdlte. 
Die BabnhoiiB-Bestanrationen in Genthin nnd Bnrg konnten aber selbst- 
verständlich bei Prttfnng der Bedfiifnissfrage filr den Bahnhof Gflsen nicht 
in Betracht kommen. 

Auf die Bevision der Beklagten hat das Oberverwaltangsgericht die 
angegriffene Entscheidnog aufrecht erhalten. 

„Eine Rechtsverletzung, wie Beklagte behaupten, ist in dem Aus- 
sprudle des Vordenichters, dass die Bahnhofs- Bestanrationen zu Bnrg 
nnd Genthin selbstverständlich ausser Betradit zu bleiben hätten, nicht 
zu finden; vielmehr enthält derselbe nur eine thatsäehliehe Erwägong, 
welche in der Allgemeinheit, wie sie zum Ausdrucke gelangt ist, nniiditig 
sein mag, als solche aber der Naehprflfnng durch den Revisionsriehter 
nicht unterliegt 

Ebensowenig lässt die Annahme des Yorderrlchters, in Bahnhofs- 

Bestaurationen gleicher Art wflrden gewohnheitsmässig nur kalte Speisen 
verabreicht, einen Rechtsirrthnm oder einen wesentlicheu Mangel des Ver- 
fahrens erkennen. 

Oft'enbar aus irrthämiicher Anschauung hervorgegangen ist dagegen 
die Ausführung desselben, welche dahin geht, dass, weil der K-sche Gast- 
hof von der Südseite der Balm durch eine Barriere getrennt sei, die etwa 
5 .Minuten vor Ankunft der Züge geschlossen werde, di^enigen Reisenden, 
weiche auf der Südseite einsteigen wollten, sich bis zum Abgang der Zuge 
ohne Obdach auf dieser Seite aufhalten müssten. Ist es auch richtig:, dass 
die Barrioren, wie beide Parteien in den Vorinstanzen übereinstimmend 
behauptet haben, 5 Minuten vor Ankunft der Züge geschlossen werden, 
und das- dov T^t linrgang vom E -sehen Gasthofe zum Stationsgehande bis 
zum Barrif rcüschluss vor Ankunft der Züge bewerkstelligt werden muss, 
so hindert doch den Reisenden, sobald derselbe auf der Südseite des Bahn- 
körpers angelangt ist, Nichts, in die Wartesäle einzutreten und daselbst 
die Ankunft der Züge abzuwarten, möge dort eine liestauration sein oder 
nicht. Die Annahme, dass die Reisenden im Freien verweilen müssten, 
wenn keine andere Sehankgelegenhelt vorhanden wäre, als die im E.'scheu 
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Gasthofe, entbehrt daher jeder akternnftBeigeii fJnteriage, und, da nicht 
ersehen werden kann, ob der Yordenichter ohne diese durch den Inhalt 
der Akten nicht gerechtfSartigte Annahme nicht anders entschieden haben 
wfirde, so war hierin ein wesentlicher Haogel des Yei&hrens zn finden, 
weleho' zur Anfhebnng der Yorentscheidims führen nrasste. 

■ Bei nnnmehr eintretender freier Benrtheilnng erschien die Sadie 
spruchreif. 

Wenn auch die Anlage einer Restanration auf einem Bahnhofe, an 
welchem die durchfahrenden EiBenbahnzüge, wie der beklagte Amtsvor- 
steber angiebt, sfimmtlich nnr eine ^linute Aufenthalt haben, im Interesse 
der Durchreisenden nicht fftr erforderlich zu erachten ist, so unterliegt es 
doch keinem .Bedenken, anznerkennen, dass Reisende, welche mit einem 
der Züge ankommen, oder mit einem solchen abfahren wollen, häufig das 
Bedürhiiss zn ihrer Stärkung und Erfrischung haben werden. Beklagte 
behaupten zwar, dass der E.'sche Gasthof zu diesem Zwecke genüge, es 
ist jedoch in Betracht zn ziehen, dass derselbe durch die dazwischen 
liegenden Schienengeleise vom Stationsgebäude getrennt und von letzterem 
5 Minuten vor Ankunft jeden Zuges durch Barrieren abgesperrt wird. 
Dass für diejenigen, welche nach Magdeburg zu reisen beabsichtigen und. 
in die Züge von der Nordseite der Bahn aus einzusteigen haben, auf der- 
selben Seite, wo das E.'sche (Jasthaus steht, eine WartehaHe befindlich 
ist, hebt die Schwierigkeit, von dem Gasthofe aus die Abfahrt zu be- 
wirken, nicht auf; denn die nothwendigen Vorln r itnngeu dazu können 
nur in dem iStationsgebände getroffen werden, wo der ßilletverkauf statt- 
findet und die Gepäck-Aufgabe und -Ausgabe erfolgt. Da jedem Reisenden 
daran erelegeu sein muäs. Sjn isi' und Trank an derselben Stelle einzu- 
uehmeu, von welcher aus er uline jeden weiteren Verzug den Zug be- 
steigen kann, und bei grosser Hitze, Kälte und Regenwetter der umständ- 
liche Uebergang vom dasLhofe nach der Abfahrtsstelle ausser dem 
Zeitverlust auch noch andere Uebelstiinde zur Folge hat, so muss es als 
ein Bedürfniss anerkannt werden, dass ab- und zugehende Keibcude auf 
dem Bahnhofe selbst eine geeignete Gelegenheit finden, um sich zu 
erquicken. Zu der ßesorgniss, die Brihi]hof.s- K* stauiation werde durili 
das Zuströmen solcher Personen, wclciic iiitlit zu den Reisenden gehören 
und lediglich ihren Durst zu stillen beabsichtigen, Gelegenheit zur Völlerei 
bieten, liegt deshalb kein Anlass vor, weil im £. 'sehen Gasthofe eine fUr 
solches Publikum geeignetere Schankstelle vorhanden ist, die Ortschaft 
Gtlsen selbst aber 2,25 Kilometer vom Bahnhofe entfernt liegt. £ndlieh 
kann die Nachbarschaft anderer Bahnhöfe, anf wMm. sieh Resfcanrationen 
b^den, im Allgemeinen nur für solche Beisende in Betraeht kosunen, 
^welche in Gflsen weder ab- noch anfsfceigen* War iuemaeh dem Antrage 
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des Klfigws der Iftangei des Bedürihisses nicht entgegenzasetzen, so sind 
auch die gegen das Lokal gemachten AnssteUimgen, dass dasselbe einer 
Wohniug für den Wirth and einer Eäche entbehre, nicht geeignet, die 
Abweisnng des Klägers zu rechtfertigen. Die polizeilich gestellte An- 
forderung, dass die Wohnung des Wirths mit den Scbankräumen verbunden 
sein müsse, erseheint nur da gerechtfertigt, wo begründeter Anlass zu der 
Annahme vorliegt, die Schanknlnme würden zu Wohnungszweckeii gemiss- 
bmiieht werden. Eine solche liesorgniss ist ausgeschlossen, wo die Schank- 
räume in den zum Ciebrauch des Publiknms offen gehaltenen Wartesälen 
eines Eisenbahnstationsgebäudes bestehen, welches unabh'issig von dem 
Halniliofsvorsteher beaufsichtigt wird, dessen Pflicht es ist. nicht zu dulden, 
dasö die zur Auliialiine von Reisenden dienenden Käume ihrer Bestimmunsf 
durch anderweitige Benutzung entfremdet werden. Ob dies für den In- 
haber der liestanration Unbequemlichkeiten zur Folge hat, berührt das 
öffentliche Interesse nicht. Ebensowenig steht der Mangel einer Küche 
der Ertheilnng der nachgesuchten Erlaub niss entgegen; denn es liäugt vom 
freien Willen des Klägers ab, ob er die Einkehrenden mit warmen Speisen 
bedienen will oder nicht. Fehlt ihm die Gclcgeubeit zum Kochen, so kann 
er selbstverständlich seinen Gästen nur kalte Küche vorsetzen und dem 
steht kein gesetzliches Hinderniss entgegen. Der Missbrauch der Warte- 
säle mittels Kochvorrichtimgen erjscheint ans denselben Gründen uu&- 
gejichlossen, wie der ihrer Benutzung zu Wohnräumen. 

Du auch gegen die personlichen Eigenschaften des Klägers Einwen- 
dungen nicht vorgebracht worden sind, so lag keiner der Gründe vor, aus 
denen gemäss § 33 der Reichsgewerbeordnung die Genehmigung zum 
Betriebe des Scbankgewerbes versagt werden kann, und war demzufolge 
die Vorentsdieidimg aofirecht zu erhalten. 

Nr. 802. EntMh. des Deutschen Belchsgoiclits. 

5. Civil-Senat. Vom 18. Jnni 1884. 

(Braan «. Blnn, AaittlVL .\unaleii. IJd. lO. S. 492-49^. i;rucliot. Archiv. BtL 38» 8. lOM-lOM. — 

Ztg. d. Ver. Deutsrli. Ki-set.MV-t l)>*t. S. 1326.1 

§ 1 Haftpflichtgesetz. Eine Arbeitsbahn, welche mit Arheitszügen und 
Lokomotiven betrieben wird, ist mit Rücksicht auf die gleichartige Ge- 
fährlichkeit als Eisenbahn anzusehen*). Der Bauunternehmer, welcher sie 
betreibt, gilt als Betriebsunternehmer auch für Unfälle, welche hierbei die 
Arbeiter eines Unterlieferanten erleiden. 
Der Bcklagle hatte von der Aktiengesellschaft der Altdamm — Col- 
berger Eise nbahn den Bau die.>>er Bahn einschliesslich der Telegraphen- 

•) Ei«enbahnr. Entsch. I. S. lOG, 13G, 152, 164, 212; II. S. 12, 226, 253. — s. da- 
gegen« Kahl Haftpflicbtges. S. 31; Jskobi S.20; Frantz S. 3; Eger, 8. Aufl. S.4if.; 
V. Weinrich 8. 146; Dreyer, ReiclueiTilraeht S. 115. 
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anläge fibemommeik und 4hbei auf einem SehieneoBtiange ArbeituQge mit 
einer ihm gehörigen Lokomotive and einem von ihm angestellten LokomotiT* 
fahret eingerichtet. 

Darch beeondem Vertrag warde Ton ihm die Anlage der Telegraphen- 
leitnngen dem Fabrikanten H. flbertragen and demselben gestattet, hierbei 
amm Transport von Materialien den vorhandenen fiehienenatnmg and 
die vorhandenen Bahnmeisterwageii (Torbehfiltfich der Znstimmang der 
Gesellschaft, soweit sie dieser gehörten), jedoch mit eignen ArbdtskrSften 
zu benutzen. 

Bei einem Arbeitsznge, mit welchem Tel^raphenstangen den Bahn- 
körper entlang vertheilt wurden, ist der Kläge durch Ueberfahren verletzt. 

Die Annahme des B«rafangsrichters, dass der Beklagte hierfür nach 
§ 1 des Haftpflichtgesetzes vom 7. Jnoi 1871 Ersatz zu leisten habe, Ifisst 
«inen Reehtsirrthum nicht erkennen. 

Zunächst erscheint es unbedenklich, dass der Kläger die bezeichnete 
Verletzung bei dem Betriebe einer Eisenbahn erlitten hat, da hierunter 
nicht bloss der Betrieb einer dein Publikum erölfneten Eisenbahn, sondern 
nach dem allgemeinen Wortlaut der gedachten Vorschrift und mit Rück- 
sicht auf die gleichartige Gefährlichkeit jeder Eisenbahnbetrieb, also auch 
der Betrieb einer Arbeitsbahn zn verstehen ist. 

Khensowenig unterliegt die thatsächliche Krwügnng des Beiufungs- 
riciiters einem Bedenken, dass der ßeklafftc unter den vorliegenden Um- 
ständen als der Unternehmer des fraglichen Eisenbahnbetriebes anza- 
sohen sei. 

Ah Unternehmer eines Betriebes, d. h. als derjenige, weleher im 
Sinne des llaftpfliehtgesetzes eine Eisenbahn, eine Fabrik otr. betreibt, 
erscheint Jeder, der den Betrieb für eigene Keebmins? nnd Gidulir ausübt, 
einerlei , ob dieses durch eigene oder fremde Xliätigkeit geschieht , und 
dem danach bezüglich der Ausführung des Betriebes die allgemeine Ver- 
fügung zusteht, soweit er dieselbe nicht anderen Personen besonders über- 
lassen hat. 

Vgl. Entsch. des Reiehs-Oberhandelsgerichts Bd. 21 S. 17ö ff., Eger, 
ilaitjjtl.Ges. (2.Auli.) S.86; Endemann, Haftpfl.Ges. (2. Aufl.) S.21, 

Diese Voraussetzungen treffen bei dem H* klagten zu, da nach der 
Feststellung des Berufungsriehters das zur Aii.^luhning des von ihm über- 
nurnmenen Baues bestimmte Fahren der Arbeitszüge zur Eireichung seiner 
Zwecke diente, miLlüii auch die an sich ihm obliegende Vertheilung der 
Telegraphenstangen in seinem Interesse, behufs Erfüllung seiner Verbind» 
lichkeit gegen die Eisenbabngesellschaft unter Benutzung der vorhandenen 
Eisenbahnaolage erfolgte, über welche er bis zur Abgabe derselben an die 
GeseUsebaft die Verfügung hatte. 
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Nr. SOS. Enlidi. dM DeaMieB ReidtogwiditB. 

5. Civil-Senat. Vom 21. Juni 1884. 

[PrcUÄS. Verw. BL Jahrg. TL 9, 5.' .] 

Widenpnudisreeht der oberen Adjac^nten gegen Wasserstanimg. Erwer- 
bende Verjälinmg § 81. L 7. § 99. L 8. A.L.R. 
Der Benifangsrichter geht davon aas, dass den oberen Adjacenten 
das Bedit, einer Stauung zn widersprechen, welche einen Rückstau des 
Wassers über die eigenen Grenzen des Stauenden hinans bewirke, erst 
durch § 13 des Gesetzes vom 28. Februar 1843 eingeräumt sei, dass dar 
gegen das A. L. R. I. 8. § 99 das Widerspruchsrecht der oberen Adjacenten 
an die Bedinguiipr geknüpft habe, dass ihren Grandstficken dnrch die Hem- 
mung des Ablauf?! ein Nachtheil zugefügt werde, dass also hier der 
allgemeine Grundsatz, wonach jede auch unseliädliche Immission von 
dem Eigenthümer ni»)it ^anlnldet zu werden brauche, eine Ausnahme 
erleide. Diese Ansicht entspricht den vom Preuss. Obertribunal ange- 
nommenen und in den hei Striethorst Arch. Bd. 49 S. 56 mit zu- 
treiieuden Orönden unterstützten Cniiidsiitzen. Steht daher tliatsächlich 
fest, dass bis znm Jahr isris diß Ausübung der Stnunng seilen- des 
Beklagten für die l^iagerisL-lieü Grundstücke überhaupt keine nachtheiligen 
Folgen gehabt hat, so waren diese aueh nicht in der Lage, dieser Aus- 
übung zn widersprectieu , und es konnte mithin auch gemäss § 81, I, 7, 
A.L. H. durch die blosse thatsachliche Ansübung der Stauung in bestimmter 
Höhe der Besitz einer Staubereehtigung nicht erworben werden und also 
auch die erwerbende Verjährung nicht beginnen. 



Nr. 204. Entgeh, des Deutschen Reichsgeriehts. 

2. Civil-Senat. Vom 24. Juni 1884. 

[Dent.sche Jur. Zt^f. Hd. ?. 662,663.] 

§ 2 des flaftpfliohtgesetzes vom 7. Juni 1871. üinrede des eigenen Ver- 
schuldens. 

Ein Fabrikarbeiter war beim Darchscbreiteu des Fahrstuhlgehäuses 
von dem niedergehenden Fahrstuhl verletzt. Seine Klage auf Schadens- 
ersatz wurde abgewiesen, weil es grobe Fahrlässigkeit sei, das Gehäuse 
zu passiren, ohne nachzusehen, ob der Stuhl herabkoinme. Die Beweis- 
anträge des Arbeiters, das Fahrstuhlgehausc werde in der Pause bei hoch- 
gezogenem Fahrstuhl als Durchgang fortwährend benutzt zu einer Zeit, 
in welcher die Maschinen und der Betrieb des Stuhls ruhen am. ^ku uml 
zu ruhen pflegten, sei der Stuhl aas reiner Spielerei mit rapider Ge- 
schwindigkeit herabgelassen, waren abgeschnitten. Das ürtheil wurde 
aufgehoben, weil die Beweisanträge nicht abgeschnitten werden durften, 
da jene Tliatsaehen eine Verschuldung des Arbeiters ausschliessen wflrdeii. 
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Nr. 205. Entgeh, des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Civil-Seiiat. Vom 26. Juui 1884. 

[PreaM. Venr.BL JTulir?. VL &12 (bei Blam VtVh. a. Annal. L 8.66 n. Preu8S.7enr.BL VI. S. 120 vom 

20. Juni 188« ditlrt).] 

Wittwen* und Waisenkiuseiibeitrage sind beim öeliAltBabsiigSTeifUmn 

vorweg in Abzug zu bringen. 
Die Gläubiger J^önneu nur ein Drittel des die Snmme von 1500 M. 
übersteigenden Betrages des Gehalts eines Beamten mit Beschlag belegen 
lassen, C.P.O. § 749. Auf dieses Gebaltsabzngsverfahren ist aber nicht 
die Einziehung der Beiträge des Beamten zur Wittwen- und Waisenkasse 
zu verweisen; vielmehr sind diese vorweg vom vollen Gehalt in Abzug 
zu bringen. 



Nr. 306« fintseh, des Dentsehen BeiehsgerlditB. 

2. Givil-Senai Vom 27. Juni 1884. 

[Deatsche Jur.Ztf. Bd. 9. S. 74S.] 

$ 1 Haftpfliehtgesets. Eisenbahnbetrieb. Abgleiten eines Sehalhen von 

Trittbrett bei Glatteis. 
Ein Schaffoer wollte sich von dem Trittbrett eines bei Glatteis in den 
Bahnhof bei Nacht eingefahrenen Eisenbahnznges in AnsHbong seiner 
Dienstverrichtnngen nach dem Bahnhof begeben. Er stflrzte herab und 
erlitt einen Unfall. Es wurde angenommen, die Verletzung sei bei dem 
Betriebe der Eisenbahn erfolgt, anch wenn die Dienstverriciitung nur mit 
derjenigen Präzision und Eile ansznfllhren war, welche der Eisenbahn- 
dienst überhaupt erfordert 



Nr. 207. Entsch. des Dt^utschon Reichsgerichts. 
5. Civil-Senat. Vom 28. Juni 1884. 

[Blum, TJrtheil u. Anna!. I. 8. 60 ] 

Haftpflicht des Arbeitgebers (Eisenbahn-Direktion) wegea veraacliliissip;tRr 
Aufsicht über die von iJam verwaltete Arbeiter-Krankenkasse, iiisbesondcre 
wegen nicht rechtzeitiger Erhöh nng der Beitrage zur Vermeidung der 

Insolvenz der Kasse. 

Wenn der Arbeitgeber den Arbeiter verpflichtet zu einer Kasse zuzu- 
treten und auf die statutarischen Leistnngen dieser Kasse hinweist, zu- 
gleich aber anch durch Hinweisung auf dir' Statuten im Arbeitsvertrag 
erklärt, dass diese Kasse von seiner llaupLkassenverwaltung unter der 
Oijeruiüsicht der Direktion vorwaltet werde, dass er selbst ein Drittel der 
Beitrilge leisten und dass ilie iiauptkasse über diese Verwaltung der 
Direktion jährlich Rechnung legen müsse, so ist er auch dem Arbeiter 
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gegenfiber verpflichtet; ans seiner Negligenz in Beaufinehtigimg dieser 
EassenTerwaltiing, und zvar hat er seine DiUgenz darzntbon, namentlich 
wenn, wie im vorliegenden Fall, das Statut die Bestimmung entiUUt, dass 
bei InsufScienz der statutarischen Beitrüge diese zu erhöhen sind. 



Nr. 208. Entseh. des Deatsehen Eeidisgarlcilita. 

3. Civil-Senat. Vom 1. Juli 1884. 

IpeiitMbe JanStf. Bd. 9l 8. 74L] 

Qewerbe-Ordnung § 120. Die Haftimg für einen Mangel wird dadurch 
nicht beseitigt, dass der Tabrik-fiispieient denselben nicht gerügt hat. 

Liegt objectiv ein Mangel solcher Eiurichtungeü vor, welche der 
Gewerbeunternehmer nach Gewerbe-Ordnung § 120 im Interesse der von 
ihm angenommenen und bcsdiüftigteu Arbi iter zu treffen bat, und ergiebt 
sich nicht aus besonderen Umständen, dass auch bei Aufwendung aller 
Snrg;fiiU und Sa( hkundo, welche ein ordentlicher Gewerbeunternehmer be- 
sitzen und aiiweDdcn muss, die nothwendigen Schutzvorrichtungen nicht 
getroften werden konnten, so haftet der Gewerbüuuteniehmer für den durch 
jenen Mangel vemrsachtcn Unfall, welcher einem jener Arbeiter zuge- 
stossen ist. Die Thatsache, dass der inspizirende Gewerberath den Mangel 
jener Vorrichtung nicht gerügt hat, entlastet den Gewerbeunternehmer nicht* 



Nr. 209. Entseta. des Deutschen Betehsgeriehts. 
5. Civil-Senat Vom 2. Juli 1884. 

tPreoai. ArddT t Bi«ib.WeMii. 1W4. & teet-tfti. - Zig, im VtrOm ]>ratieli.ElMiib.Verw«lt 1881 

S. 1076. 1077. — PreoM. Torw.BL VI. S. Iii.] 

a) Verpflichtmig zum Schadensersatz wegen Immission von Rauch; b) M&r* 
Idsohes Provinzial-, Naohba^ und Fensterrecht: c) Rechte der Anwohner 
eines öffentlichen Flnssps an demselben. Bieseiben können wegen Ver- 
ftndemngen, welche der Staat an dem Flusse oder Flussbette vornimmt, 
EntBch&digong in der Begel nicht beansprachen.*) 

Die Kl&ger hatten beantragt, die Beklagte zum £rsatz allen Sdiadens 
zu vemrtheilen, welcher ihnen dadnreh entetanden sei, dass dnrdi die 
Anlegung der Stadtbahn nnd des Bahnhctfe «Jamiowifad»rficke^ im Bett 
der Spree hinter ihrem Gmndstfick Holzmarktstrasse 1 in Berlin 

1. das Erdgeschoss und das erste Stockwerk des Spinnerei- und 
des Färbereigebftndes verdnnkelt nnd dadnreh in ihrem Mieths- 
Werth verringert, 

*) Eisenbalinrechtl. Eutsdi. 1. S. 187; II. S. 2d, 
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2. der SpreeflosB llbigB des ganzen Gebäudes zogeechlUitet nnd 
durch einen gepflasterten Baum ersetzt sei, 

3. in die Rinme der oberen Stoekwerke Banch ans den vorbei- 
fahrenden Lokomotiven eindringe, 

4. das Anlegen von K&hnen nnd die Benntznng von Waschbinken 
längs des Gmndstficlcs nnmOglich gemacht sei. 

In den beiden Vorinstanzen ist die Beklagte nach dem Klageantrag 
No. 3, betreffend Schadenersatz für Imission von Ranch, vemrtheilt, da^ 
g^en Kläger mit der Mehrfordemng abgewiesen worden. 

Dieses Erkeontniss hat das Reichsgericht unter ZnrQckweisnttg der 
Ton beiden Theilen eingelegten Revision bestätigt ans folgenden 

Gründen: 

Die Revisionssnmme ist vorhanden. Materiell erscheint jedoch das 
von beiden Theilen eingelegte Rechtsmittel unbegründet. 

Die Zulassung der Klage, in welcher um Feststellung des Grundes 
des klägerischen Anspruchs gebeten wird, unterliegt, wie der Berufungs- 
richter zutreffend ausführt, keinem Bedenken. Von den vier Schadens- 
fordeniiigen . welche Kläger in der Klage geltend machen, erachten beide 
Vorderrichter diejenigen für begründet, welche sich auf die ZofTihning von 
Rauch aus den Lokomotiven der Stadtbahn in die Räume der oberen Stock- 
werke der Iiier fraglichen khigerischen Gebäude bezieht Hiergegen ist die 
Revision der Beklagten seriehtet. 

Der Berufuugsrifhter gelit davon aus, dass niemand beim Gebrauche 
seinem* Eigenthnms die Grenzen des Eigentliums eines Anderen über- 
schreiten darf, dass <?olehes Eindringen in den Eigenthnmskreis des Nach- 
bars auch bei Immissionen von Ranch und Dampf in einer belästigenden 
und ungewüholicheu Weise zn finden ist, und dass deslialb von dem 
immittirenden Nachbar Schadensersatz geleistet werden nuiss. Diese in 
mehrfachen Entseheidnngeii des Ixeichfgerichts ausgesprochenen Rechts- 
grundsätze (Entöcheiduugen des Reichsgerichts VII. S. 205, Grnchot, 
Beiträge Band XXVI. 8. 857, Band XXVII. S. 905) lassen einen Kechts- 
irrthnm nicht erkennen. Ob im gegebenen Falle dem Grundstück der 
Kläger Rauch oder Dampf in ungewrdinlicher und belästigender AVeise von 
der Beklagten zugeführt wird, ist Thatfrage, deren Nachprüfung sich dem 
Revisionsrichter entzieht. Die Beschwerde der Beklagten führt aus, falls 
sie berechtigt sei, die Fenster der Kläger zu verbauen, so könnten diese 
keine auf das Vorhandensein der Fenster gestützten Schadensanspräche 
erheben. Die Beschwerde ist jedoch unbegründet Aus dem Recht der 
Beklagten, auf ihrem Grundstück ohne Beröcicsiditignng der von den 
Klägern angelegten Fenster zn banen, folgt nicht, dass Beklagte von ihrem 
Grondstäck ans in die fhatsächlich Torhandenen Fenster der Kläger 



Digitized by Google 



366 



Bntsdi. des Dentieheii Reichsgwichl« vom 9. Juli 1884. 



sobAdliche Stoffe einfKhren daif. Mit ßecbt sagt deshalb der Berafongs* 
richter, es komme nicht darauf an, in welche Fenster der KlAger der 
Bauch eindringt. Die fievieion der Beklagten mnss Memach zurAck- 

gewiesen werden. 

Die weiteren Scbadensansprüche der Kläger haben die Instanzriehter 
verworfen. Anlangend den ersten — Verletzung dos Fensterrechts — , so 
stellt der Bemfangsrichter fest, dass nach Märkischem Provinzialrccht 
(Entscheidongen des Ober-Trihnnals Band XLV. S. 73) dareh das blosse 
Vorbandensein von Fenstern in einer dem nachbarlicben Grundstück za- 
gckchrten Wand das Recht, dem Nachbar das Verl)aiien der vorhandenen 
Fenster, den CJegcnbati, zu nntersagcD, nicht erworben werden kann. Legt 
man dieses, nach Civil|)roze^^sor(ln^nf^ § 525 für die Revisionsiiistanz maass- 
gebend festgestellte Recht zu Grunde, so würde der Anspruch der Kläger 
zurückzuweisen sein. Letztere machen jedoch geltend, dass das Provinzial- 
rccht sich nicht auf das Verbauen der Fronten von Hrnisern, welche nach 
öffentlichen Land- oder Wasserstrassen führen, beziehe, und dass für 
solche Frille andere RechtsgruDdsiiT/ ' /nr Anwendung kämen. Der Be- 
klagten ist znzngeben, dass das i\eichsgericht in mehrfachen Ent- 
scheidungen, insbesondere auch für die Gebiete des preussisciieu allge- 
meinen Landreciits ausgesprochen hat, dass den Kigenthüinern der an einer 
öftentiichen städtischen Strasse belegenen Hauser ein privates Gebrauchs- 
recht an der Strasse und wegeu Beeinträchtigung desselben durch eine im 
öffentlichen Verkehrsinteresse vorgenommene Veränderung der Strasse ein 
Entscliädigungsanspruch zusteht (vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts VII 
S. 213, X S. 271). 

Letztere Entscheidung ist für französisches Recht ergangen. Ab- 
weichend hat das Reichsgericht für gemeines Recht erkannt (Entschei- 
dungen III S. 171). Als Grund für diesen Anspruch wird angegeben, dass 
die Gemeinde, welche ein gewisses Terrain zur Strasse erklärt, und da- 
mit znr Bebauung der anliegenden Gnindstficke unter gewissen, doreh 
Gesetz oder PolizeWerordnnng regalirten Bedingungen und Beschränkungen 
(vgl. z. B. aUgemeines Landreeht Theil I Titel 8 § 81 IF.) auffordert, als 
Gegenleistung die Vortheile bieten mnss, welche den Besitzera der Häuser 
ans dem Gebntnch der Strasse erwachsen. Es wird deshalb gefolgert, 
dass derjenige, welcher an einer Offenttichen Strasse in der Stadt bant, 
durch stUischweigenden Vertrag eine Servitut an der Strasse erwirbt, also 
ein Recht, welches ihm nur gegen Entschädigung entzogen werden kann. 
Diesen Grundsatz weiter auszudehnen, als das Kommunikations-Interesse 
unbedingt erfordert, muss f&r bedenklich erachtet werden. Das Reichs- 
gericht (IL Üftlfe-Senat} hat auch schon in einem analogen Falle aus- 
gesprochen, dass die gedachten Gründe bei Häusern, welche an einer 
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Landstrasse ausserhalb der Stftdte und Dörfer, oder, worauf es hier alleiD 
ankommt^ an einem ftffenilidien Flusse belegen sind, nicht ebemnftsaag zu- 
treffen (Berliner Stadtbahn wider Berliner Wollbank, ürtheil vom 9, Mai 
1881, Gruohot, Beiträge Band XXVl. S. 713). 

Es Ifisst sich allerdings nicht verkennen, dass auch die Fl&sse 
den Verkehr zwischen den an ihnen bolegeneD Ortschafteu verroittehi, 
und es ist anch nach preussischem Recht an sich möglich, dass der 
Adjazent PriTatreohte auf die Benatamng eines öffentlichen flnsses er- 
werben kann. 

Um jedoch anzunehmen, dass die Rechte des Staates an den öffent- 
liclieu Flüssen darch eine, vermittelst süUschweigeDden Vertrages begründete 
Servitut ähnlich wie bei Häusern an einer Stadtstrasse eingeschränkt sind, 
müssen besondere Verhältnisse vorliegen, aus denen namentlich erhellt, 
^ass die Anlage der Hänser an dem Flusse zu dem Zwecke erfolgt ist, 
um ihn als Kommnnikationsweg zn benutzen. Dies triflFt nicht schon 
dann zn, wenn das Haus zwar an einer die Verbindung vermittelnden 
Strasse liegt, gleiciiwohl nhor der Besitzer sich durch Benutzung des 
Flusses eine weitere Kümmunikatiou verschafft. Dass derartige i)eson- 
dere Verhältnisse hier vorliegen, ist von den Klägern nicht geltend 
gemacht. 

Die Kläger führen aber weiter aus, dass ihnen, wenn sie auch kein 
Privatrecht auf Benutzung der Spree bcMtzen, dennoch nach §75 Ein- 
leitung zum allgemeiueu Landrecht der Vortheil, welchen sie aus der bis- 
herigi 11 llenntznng des Flusses gezogen haben, ersetzt werden müsse. Bei 
Begründung der Revision haben sie nachzuweisen versucht, dass dieser 
Rechtsgrundsatz eine Entscheidung zu ihren Gunsten nicht bloss hin- 
sichtlich des zweiten und vierten, sondern auch des ersten Klageantrages 
herbeiführen müsse. Die Beschwerde geht jedoch von einer nnrichtigen 
Auslegung des gedachten Gesetzes aus. § 74 der Einleitung zum all- 
gemeiueu Landrecht bestimmt, dass ^einzelne Rechte und Vortheile" der 
Mitglieder des Staates den Rechten und Pflichten zur Befördeiuuj^ des 
geniciiischaftlichcn Wohles nachstehen müssen. Das« für die Entziehung 
jedes „einzelnen Rechts und Vortheils" Ersatz gewährt werden solle, sagt 
das Gesetz nicht. Der sich jener Vorschrift anschliessende § 75 enthält 
viehnelir, wie das Wort „dagegen" andeutet, eine EinsdnÄnknng. £r 
verspiidit nur demjenigen Entschädigung, wekhe ihre • 

besonderen Rechte und Vortheile 
«nfiEDOpfem genöthigt sind. Dass mit »besonderen Rechten* die wohl- 
erworbenen Privatreohte gemeint shid, unterliegt keinem Zweifel Dagegen 
besteht Streit darflber, was unter dem Ansdrock ^Vortheile" m Ter- 
Mehen iat. i 
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Das Reichsgericht hat angenommen, dass das Beiwort „besondete* 

sich nicht bloss auf Rechte, soodera auch auf Vortheile bezieht, und dass 
^»besondere Vortheile'' mit „besonderen Rechten*' gleichbedeutend sind. Bs 
Iflset sich allerdings nicht verkennen, dass das Gesetz bei dieser Aus- 
legung eine Tautologie enthält. Diesem Umstand ist jedoch bei der hänfi^ 
nicht präzisen Ausdrucksweise des allgemeinen Landrechts kein ent- 
scheidendes Gewicht beizulegen. Und dies um so weniger, als sich ein 
bestimmter Rechtsbegriff, unter welchen der Ausdruck „besondere Vor- 
theilo" anderweit zu subsumiren wäre, nicht auffinden l;is<t, sofern man 
nicht annehmen will, dass der Gesetzgeber für die Entziehung jedes that- 
B&chlichcn Vortheiis beim Gebrauch öffentlicher Sachen Ersatz verheissen 
habe. T-etztercs h.it nach Ansieht des Reichsgerichts dem allgemeinen 
Landreeht fern gelegen. Auch die in der liiteratur hervorgetretene An- 
sicht, wonach es darauf ankommt, oh die Vortheilr niis stras>en- oder 
strompnlizeilichen Hüci^sichten oder aus andern Gnincien des öffentlichen 
Wohles entzogen werden, lässt sich aus den Vorschriften des allgemeinen 
Landreehts (insbesondere Theil U Titel 14 und 15, sowie Theil I Titel 8 
§ 20 ff.) nicht rechtfertigen. i)ag<'gen spricht namentlich die Bestimmung 
des § 70 Theil II Titel 15, wonach der Staat über das verlassene Strom- 
bett in allen Fällen zu verfügen hererhtigt ist, wenn er durch veranhisste 
Durchstiche dem Strom einen andern Lauf angewiesen hat, und zwar ohne 
verpflichtet zu sein, von den Adjazenten des verkissenen Stromlaufs andcio 
zu entschädigen, als diejenigen, wchhen ein nutzbares Recht daran be- 
sonders verliehen war (§ G a. a. 0., vorl. Erkenntniss des früheren preussi- 
schen Ober-Tribunals vom 25. Januar 1^61, Entscheidongen Band XLV. 
S. 352). Damit stehen auch nicht di(! Vorschriften des allgemeinen Laud- 
recht.s Theil I Titel 9 § 263 ff. in Widerspruch, denn sie beziehen sieli 
nuL aul den i all, dass Aenderunsfen des Flussbettt^ durch Wirkung von 
Naturkräften eingetreten sind (vgl. Entscheidungen des Ober-Trihunals 
Band LX. S. 44 und Förster Eccius Preussisches Privatrecht III § 173 
S. 205 Note 33). 

Sonach hat der Bernfungsrichter ohne Rechtsirrthnm angenommeD^ 
dasB den Klägern nach den Gmndsätzen des in Berlin geltenden PrDTuaial- 
rechts wegen der Verbaminif ihrer Fenster ehae Sntsdiädigung nidit m- 
steht, dass femer die Lage der klSgerisdien Gebftnde am Spreeflnss die 
Anwendung des Provlnzialrechts nidit aasschliesst, dass Tielmehr ein 
Scbadenersatzansprach der El&ger nar dann begründet wäre, wenn sie — 
was nidit der Fall ist — ein Privatrecht aof die Benutzung der Spree 
als Kommanikattonsmittel erwerben hätten. Ist diese Entscheidnng, was 
das Reichsgericht annimmt, richtig, so erseheint damit anch die Ab- 
weisung der Klageansprache No. 2 und 4 (wegen Benutzung der Spree) 
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gerechtfertigt. Es mnss deshalb, da weitere Beschwerden Dicht ersicht- 
lich sind, die Revision der Klftger ebenfkUs als nnbegrttndet znrflokge wiesen 
werden. 



Nr« 310. Besehlnss des Dentsehen Relehsgeriehts. 

4. Civil-Senat. Vom 3. Jnli 1884. 

§ 98 des öericlitskosteiigesetzes. öerichtskostenireiheit der verstaatiicliteii 
■ PrensBiselien Elsenbalineii in dem Verfahren vor dem Reichsgericht. 
Da laut des durch Oesetz vom 24. Jjmuar 1884 genehmigten Ver- 
»taatlichungsvertrages das Eisenbahn -l iitcrnelimcn mit allen Nutzungen 
und Lasten auf den Preussischen Staat übergegangen ist, nach § 98 do^ 
Gerichtsknstengesetzes die Bundesstaaten in dem Verfahren vor dem 
Reichst;* rieht von Zahlung der Gerichtskostrii Ijofreit sind, die im vor- 
licg riiieu Falle von dem Köuigl. Preussistheu Eisenbahn-Retriebsanite ge- 
zahlten, in der Revisionsinstanz erwachsenen Gerichtsgebühren nach f]fm 
gedachten Vertrage als aus m \ ermögen des Kftnigl. Preussischen Fiskus 
gezahlt angesehen werden müssen, und dies auch von dem als Kosten- 
vorschuss ge/alilten Betrage zu gelten hat, danach aber die erhobenen 
Gebühren zurückzuzahlen siud, während die Ruckzahlung der neben den 
Gebühren gezahlten Auslagen nicht erfolgen kann, weil auch die Partei, 
welche Gebührenfreiheit gcniesst, dei^leichen Auslagen zu tragen hat, 
mithin die Rückzahlung der Gerichtsgebühren auf Grund des § 98 Ab- 
satz 4 des Gerichtskostengesetzes anzuordnen und die Anordnung nach 
dem Schlusssatze des § 3 der von dem Buudesrathe genehmigten Dienst- 
anweisung, betreffend die Einziehung und Verrechnung der für die Ge- 
sehftfte des Reichsgerichts in Ansatz kommenden Kosten vom 21. Juni 1879 
vom Reichsgerichte anszngdieii hat, 

wird die Rfickzahinng der bei dem Reichsgerichte erwachsenen 
nnd TOD dem K9nigl. Prenssiscfaen Eisenbahn- Betriebsamte ge- 
zahlten Geriehtflgebfihren im Betrage von . . . Mark augeordnet 



Nr. SIL Entsch. deg Dentsclien Belchsgerielifs* 

1. Straf-Senat Vom 8. Jnli 1884. 

[BnMU a. moM, AnnalMi. Bd.ia S. ttt^-m - BalMb §m ViMbmm^ In SInii. Bd. IL 8. »-91, - 
Ztf; to Vtntat BNtMb. BlMiib.V«rw. 1881 Sb 108t «. a, tM, ms (dort 1. JnU 1884 ditM}.] 

AnehLokonotiv-StAMseneiseiibahnen sindittsenbahiien im Sinne der f§ 815, 

816 des E.Str.O.B.'s. 

Der Fnhrknecht BOrgtits war «ogekhigt worden: am 20. November 
1888 an der Haltestelle Zollbrflcken bei Krefeld durch eine nad dieselbe 

Ef «r, DMBlMlumdiHidM BilMliddiiafM. DL 84 
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Handlung 1. als Fuhrmann eines Fuhrwerks beim Ertönen der Signale 
ßich nicht rechtzeitig von den Geleisen der Strasseneisenbahn Krefeld- 
Uerdingen entfernt zu haben und dem Bahnwagen nicht voUstSndig aus- 
gewichen zu sein (Poli/^ei -Verordnung der Königl. Regieimng zu Düssel- 
dorf vom 22. Mai 1883 §§ 75, 78); 2. fahrlässiger Weise den Transport 
auf der Strasseneisenbahu Krefeld -Uerdingen dadurch in Gefahr gesetzt 
zu haben, dass er auf der Fahrbahn Hindernisse bereitete (§316 des 
R.Str.G.B.). Von der Strafkammer ist Angeklagter nicht des unter 2 
bezeichneten Vei^gehens, wohl aber der Uebertretung der oben angezogenen 
Polizei-Verordnung §§ 75. 7S schuldig erkannt und deshalb zu einer Geld- 
strafe verartheilt worden. Das Vorgericht sieht von Krörterang der Frage, 
ob dem Angeklagten an sich eine fahrlässige Gef3lirdung des unter 1 
erwähnten Transportes zur Last falle, ab, weil sich die Krefeld-Uerdinger 
Strassenbahn nicht als eine Eisenbahn im Sinne des § 315 f. des ß.Str.G.B. 
darstelle, vielmehr nach der ^rair/eu Art des Betriebes einer Pferdebahn 
gleich zu stellen sei, auf derartige Eisenbahnen aber § 315 f. des R.Str.G.B. 
unanwendbar erscheine. Die Kevisiou des Staatsanwalts hnit lueidurch 
den § 31G des U. Str.G. B. verletzt und beantragt Aufhebung des Urtheiis. 
insoweit dasselbe den Angeklagten wegen fahrlässiger lugefahrsetznng des 
Trausportes auf einer Eisenbahn freispreche. 

„Diese Revision erscheint l)egrüudet. Dem Wesen nach besteht die 
Motivirong der Strafkammer in Wiedergabe der Ausfüliruugen de.s früheren 
Preuss. Üb.-Trib., welches in der Plenarentscheiduug vom 2. Oktober 1S75 
(Oppenhoff, Rechtsprechung Bd. XVI S. 625: Goltdammer, Archiv 
Bd. XXIII S. 403) Pferdeeisenbahnen nicht als Eisenbahnen im Sinne des 
§ 315 f. des R.Str.G.B. beiruchten zu dürfen geglaubt hat. Hieran 
knüpft' das jetzt angefochtene Erkenntniss an, indem es folgende Gründe 
vorführt : 

1. Gleich den Pferdebahnen waren zur Zeit des Erlasses desPreoss. 
Str.G.B. § 29i f., aowfe selbst noch Erlass des Str.G.B. für des Nordd. 
Bond, BaJvi«! der verliegenden Art unbekannt Der Gesetzgeber „konnte 
deshalb in Prllfang der Frage, ob derartige Einricbtungeu dem Sdinlze 
des § 315 f. des R.Str.G.B. zn unterstellen, gar nicht eingehen*, nnd 
Analogie ist bei StralseBetzen unstatthaft. 

2. Der Betrieb auf der Strasseneisenbabn in der Gemebde Uerdingen etc. 
stimmt mit demjenigen anf Pfardebahnoi darin überein, dass kein beson- 
deres Bahnplannm, keine in $ 815 des R. Str. G. B. „ansdrücklieb er- 
wihnte Zeichen**, keine Bahnhofe ezistiren; weshalb denn auch hier 
Strafen in der Hohe des f 816 dee R. Str.G.B. nicht erkUrlich erscheinen, 
weil die geaetigeberische Voraossetziing fehlt, es werde bei wirklidien 
Eisenbahnen eine Transportgefthrdnng selten und wenig naheliegend sein 
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nnd es müsse für wiche besoodere FfiUe eine erhöhte AnfinerkBamkeit 
veilADgt werden, VDd weil auch die Gefiüir nicht so gross, wie bei den 
wirlcliehen Eisenbahnen, vielmehr nicht bedentender als bei Pferdebahnen 
ist, insbesondere die hier fast alltSglichen StSiungen Iceine „besonders 
gef&hrlichen Folgen' von „nnbereehenbarer' Tragweite mit sich zu fahren 
pflegen, FftUe, wo »ein Mensch ums Leben gekommen*', dem Gerichte 
noch nicht xur Eenntniss gelangt sind. 

Hit diesen firwftgnngen wird der rechfBche BegriiF einer Eisenbahn 
in der Bedentong des § 315 1 des R.8tr.G.B. Terkannt. Es kann nn- 
erörtert bleiben, ob ans den von der Strafkammer verwertbeten Motiven 
der Entschmdnng des früheren Prenss. Ob.^Trib. die prinzipielle Aus- 
scheidung sog. Pferdeeisenbahnen von dem Anwendungsgebiete des § 815 f. 
des R. Str. G.B. sich rechtfsrtigt. Die Autoritllt des erwShnten Gerichts 
kann die Strafkammer schon deshalb nicht anrufen, weil dieses Pferde- 
eisenbahneii ii) direkten Gegensatz zu Eisenbahnen setzt, bei welchen der 
Tran?]mrt mit Dampfkraft betriei)en wird, und die sog. Lokomotivbahnen 
einfacli als solche, ohne jede Bestliränkung, durch § 315 f. des R.Str.G.B. 
getroffen erachtet. Mit dieser Auffassung befindet sich die Rechtsprechimg 
anderer oberster deutscher Oericlitshrife und die Doktrin in Einklang. 
Ausserdem sind aber die Gründe der Strafkammer speziell für die hier in 
Rede stehende Strassenbahn, in der Polizei- Verordnung vom 22. Mai 1883 
als „Strasseneisenbahu" wiederholt bezeichnet, keineswegs zutreffend. 
Diese Eisenbahn wird, wenigstens auf der in Betracht kommeodeu Strecke, 
mit Dampfkraft und Lokorantive betncben nnd ht deshalb schon an sich 
von einer sfx^. Pferdeeisenbaim graiulsätzlich verschieden. Die Einzel- 
heiten der Einrichtungen und Anlagen be.^eitigen diese Verschiedenheit 
nicht: das Wesentliche des Bec^riffs der Eisenbahn, von welcher die §§ 315, 
316 des R.Str.G.B. reden, ist ipdf^nfalls bei einem Schienen?feleis , auf 
welchem zum Zwecke des gemeinen Verkehrs von Personen oder Gütern 
"Wagen durch elementare Kraft bewegt werden, niclit zu ])e.zweifeln. 

Zu 1. Der Rnckblick anf die finssorf' Kiit^tolmit-^f/eschichte des 
§ 315 f. des P. Str. (J.B. könnte höchsteas nur alstkiini iieii' Utnü^- gewinnen, 
wenn es sicii um eine Pferdebahn handelte, während hier eine Lokomotiv- 
Elseobahn vorliegt, mag auch eine Art des Betriebe einer Lokomotivbahn, 
wie der auf den Krefelder Lokal- und Strassenbahneu , im Jahre 1851 
oder 1870 nicht bekannt gewesen sein. Uebersehen ist auch, dass die 
Beibehaltung iles Wortes „Eisenbahn" ohne jeden Zusatz in dem für ganz 
Deutschland bestimmten R.vStr.G.B. aui die Tendenz hinweist, darunter 
jede Eisenbahn in dem bisher damit verbundenen Sinne einer Lokümotiv- 
bahn zu begreifen. Zur Zeit des Erlasses des R.Str (t.B. waren die Fort- 
schritte und die Entwiikeluug der Technik ebenso ofi'enkuudig, als die 
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Bothweiidige RflekBichtiialime auf die wechselnden fiedfirfitisse des Ver- 
kehrs geboten erschien. Wollte der Gesetzgeber die Anwendong des 

§ 315 f. des R.Str.G.B. bei später eintretenden, von ihm zweifellos vor- 
snsgesehenen Modifikationen irgend einer Art in der Anlage und in dem 
Betriebe von Eisenbahnen, insbesondere von sog. Strassenbshnen, auf 
denen der Transport dnrch Dampfkraft bewirkt werden möchte, ans- 
scbliessen, so lag dringende Yeranlassnng vor, diesen Zweck darch ent< 
sprechende einengende Fassung, abweichend von dem Wortlaute der 
älteren Normen, zu sichern. Da aber die Erefeld-Uerdinger Strassenbahn 
in Wirklichkeit eine Lokomotiveisenbahn ist, sohin § 315 f- des R. Str. G.B. 
direkt einschlägt, kann von einer unstatthaften analogen Ausdehnung 
dieser Gesetzesbestimmungen keine Rede sein. 

Zu 2. Ein „besonderes Bahuplanura" und „Bahnhöfe^* sind keine 
uneriässlichen Bestaodtheile einer Eisenbahn (vgl. Preuss, Gesetz ^^Tu 
25. Febrnar 1881 — Gesctzsnmml. S. 32) — betreffend die Herstellung 
mehrerer Eisenbahnen untergeordneter Bcdentiii!? § i Üt. B) Ueberdies 
führt die Polizeiverordnung vom 22. Mai ISSS „Bahnanlagen" und deren 
^siininitliche Nelienaniagen" ausser der „Strassenbahn'*, dem „Bahnkörper", 
ebenso speziell auf (§§ 1, 24. 39, 74), als die genau vorgeschriebeneu 
„Signale« (§ 12, No. 4; §§ 20. 84. :^5- 63. 75), deren § 315 des R.Str.G.B. 
und das angefochtene ErkenulnLss ^t lbsL < rwähnt Nicht einzuseh« n ist 
weshalb der Gesetzgeber nicht besondere Auliüeiksamkeit erfordern und 
im Fall ihrer Unterlassung strenge Bestrafung der Transportgefährdung 
auf solchen Eisenbahnen habe aussprechen w Um, wo sich der Betrieb 
aui Strassen nnd Chans>een bewegt und deshalb Vergehen der in § ;U6 
des R.Str.G.B. gekennzeichneten Art leichter stattfinden können und des- 
halb auch häufiger stattfinden. 

Wenn die §§315, 316 des R. Str. G.B. unter dem Gesichtspunkt 
„gemeingef&hrliclier Verbrechen nnd Vergehen" auftreten, so beruht 
diese Klasaifikatbu auf Rfieksichten der Systematik. Keineswegs ist da- 
mit gemeint, dass eine Gefthrdnng ein^ Eisenbafantransporta mehr ala 
eine Ingefahrsetznng Oberhaupt, insbesondere eine sog. gemeine Gefahr 
voraussetze*' (Anoalen Bd. Iii S. 869, Bd. IX S. III; Entsob. des R.G. 
in Strafisaehen Bd. III S. 416, Bd. IX S. 284). ,»Begrimieb gleicbgaitig 
ist deslialb, ob „nnbe reeben bare Oefahzen" in dem anscheinend von 
der Strafkammer anfgestelUeo Sinne vorliegen oder gar die von derseibeo 
hervorgehobene Wahrschdaliebkeit einer TOdtnng von Menschen nahe liegt 
(v^l. R.Str.&B. § 815 Abs. 8 nnd § 816 Pos. 1 zweite Alternative). 
Bie verhlltaissrnSasig hohe Strafandrohung wird dnreh die Natnr der 
betreffenden, wegen ihrer Gefthilicfakeit als eigenartige Delikte behandeiten 
Beate gerechtlBrtigt. Die Existenz einer soldieo Gefahr ist bei jeder 
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LokomotivbahD, weil bei einer solehen die benutzte, aber, wenn entfesselt^ 
nicht jeden Augenblick Tom meoecUiehen Willen behernehte Natnrkraft 
die bei sonstiger Knftentwiclralang und durch dieselbe bewirkter 6e- 
^ egang ?o& Transportmitteln entst^ende GefiUirdiuig von Leben, Gesund- 
heit nnd Bigenthnm nnveihsUaissmasäg steigert, tfaatafichlidi nnd im 
gesetzlichen Sinne mit dem Angenblidse der BetriebserOfihnng gegeben, 
so dass eine derartige Strassenbahn ihren Gbarakter als Eisenbahn nnd 
eine Gefidirdong ihres Transportes die Strafbarkeit nach f 316 des 
R. Str. G.B. selbst dann nicht TCiliert, wenn die Hohe nnd Frequenz der 
Crefabr im Veiigleiche mit anderen Bahnen gleicher Gattnng als abgeschwächt 
bezeichnet werden konnte, sei es hei staatlichen Eisenbahnen untergeord- 
neter Bedeutung — Sekundärbahnen — , sei es bei polizeilich gestatteten 
Lokal-Strasseneisenbahnen. Aus dem in der mehrberihrten Pdizetverord- 
nung vorgesduiebenen Maasse der Maxi malgescfa windigkeit auf der Xre- 
felder-Uerdinger Strassenbahn Iftsst sich daher nicht mit der Strafkammer 
«iu Moment herleiten, was geeignet wäre, der letzteren die Eigenschaft 
■einer Eisenbahn nach § 315 f. des R. Str. G.B. za entziehen. 

Bas angefochtene Urtheil beschrftnkt daher überhaupt anstatthaft den 
Rechtsbegriff einer Eisenbahn, indem angebliche krimiiial-politische Gnlnde 
Iiis für die Ansleguog des § 315 f. des R.Str.G.B. entscheidend aufgestellt 
werden, die weder in dem Wortlaut noch in der Tendenz des positiven 
Gesetzes eine StQtze finden. Im Widersprach mit der lex lata wQrde die 
Konsequenz der landgerichtlichen Anschauung dem Gerichte die Aufgabe 
»«teilen, nach seinem Erme??sen in jedem Einzelfalle zn prüfen, ob der 
Grad der vorbandeneu Gefahr beim Betriebe einer Lokomotivbalin sn be- 
deutend sei. dass dieselbe als Eisenbahn nach § 315 f. des R.Str.G.B. 
betrachtet werden dürfe. Völlig; verfehlt ist endlich die am Schlüsse der 
Motive des Urtheils versuchte Uinweisunc^ anf dio Ermächtigung des 
Unternehmers, alle Strecken der hier fraglit Ii ii Eisenbahn auch mit Pferden 
zu befahren, und auf die hiernach entstehri ]e Nöthigung, GefSbrdungs- 
handlangen in Betreff des Transportes bald dem § 315 f. des R.Str.G.B., 
bald anderen Normen zu untersttiileu. Gegenstaud der vorliegenden 
Untersuchung ist nur eiue nach § 316 des R.Str.G.B. zu würdigende 
Ingetahrsetzung des Transportes auf einem Schienengeleise, dessen Bo- 
fordeniugsmittel die Dampfkraft war. 
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Nr. 218« Entseh. des Deotsdieii BelehBgeriehto. 

I. GiTil-Senat Vom 5. Juli 1884. 

tDentscbe Jnr.Kt«. Btf. 0. & M&] 

^ 2 des Haftpfliclitgesetzes vom 7. Juni 1871. Nachweis des Kausal- 
znsammenliaiiges zwischen Unfall nnd Schaden. 

„ Für (U'ii Nachweis des juristischen CausalzusammeDhanges zwischen 
der beschädigenden Thatsachc uud dem eingetretenen Schaden ist die Pinl)'' 
nicht zuverlässipr. dass der Schaden (ihne jene Thatsache nicht eingetreten 
sein würde. In einer Mühle war ein Arbeiter dadurch verunglückt, dass er 
in einen um eine Welle hängenden Riemen hineinge^nit^en hatte. Der Ar- 
heiter wäre nicht veriinglück.t, wenn der Riemen nicht auf der Welle ge- 
legen hätte. Aber wenn den Aufseher ein Verschulden dafür tritit, so ist 
n(tch sclbstständig zu nntersacheu, ob ihm das weitere Ereiguiss zur Schuld 
zuzurechnen ist, dass der Arbeiter in den Riemen hineiogegriffeu hat. 
Konnte der An&efaer nicht vorherBehen, dass ein Arbeiter so kopflos han- 
deln warde, 80 ist das Herabhfingcn des Riemens eine fQr den Ansprach 
des Arbeiters anf Schadensersatz juristisch gleichgiltige Thatsache. 



Nr. Sl$. Entseh. des Deutseben Reichsgerichts. 

•2. Civil-Senat. Vom 11.. Juli id^i. 

■ 

[DrlltS. llc Jtlr. ZtH. H(1. f. S. 71;'.] 

üewerbe-Ordnung § 120. Haftung des Gewerbetreibenden für Unfälle. 

Ein Arbeiter lud in einer Muschinent'ahrik eij^ernc Säulen auf einen 
Wajijen. Eine derselben liel herab und tödtcte den Arbeiter. Der Fabri- 
kant wurde verurtheilt, der Wittwe und den Kindern Renten zn zahlen, 
weil er nicht einen grössere Sicherheit gewährenden Wagen mit Seiteu- 
leisten gestellt hatte. 



Nr* 214. Beschluss des Landgerichts Lissa, 
Ferienicammer. Vom 16. Angnst 1884. 
Bereohtigaiig der Frenss. Staats-Sisenbahn-Behörden, slnfiMho imd beglau- 
bigte Abschzlften der Onuidbitehbl&tter zn Terlaagen. $ 19. Preuss. 

Grondbaehordnimg Tom 6. Mai 1872. 

Der Antrag der Beschwerdefllhrerin (Prenss. Eisenbahn-Betriebsamt) 
findet im $ 19 der Grandbnchordnung vom 5. Mai 1872 seine Recht- 
fertigung. Wenn dort den Öffentlichen Behörden (n denen die Beschwerde- 
führerin als Staats-EisenbahnbebOrde ohne Bedenken zn zahlen ist) das 
Recht beigelegt wird, Abschriften der Gmndbuchblätter zn verlangen, so 
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ist schon ans dem Wortlant nicht zu entnehmen, dass dieses Recht auf 
die Erfordernng einfacher Abschriften hat beschränkt werden sollen. 
Der Ansdmck „Abschriften" om&sst beide Akte, beglaubigte und einfache, 
der Zweck, zu dem derartige Abschriften von Behörden in der Regel 
erfordert werden, 'erheiseht anch unbedingt die vollstSndige Gewissheit 
darflber, dass die Abschrift dem Inhalte des Gmndbnchblatts genau ent- 
spricht Dies ist aber nnr bei einer beglaubigten Abschrift anssonehmen. 
(Vergl. Verf. d. vorma). AppelL-6er. za Hamm vom 13. Hai 1876 in 
Johow's Jahrb. Bd. 6 8. 95 No. 62). Die Ansicht, dass üffentliche Be- 
hörden die ihnen als solchen zustehenden Rechte auf Ertheilnng von Ab- 
schriften nicht in Anspruch nehmen können, wenn sich ihr Interesse an 
dem Inhalt des Grundbuchs nur auf einen privatrechtlichen Anspruch 
gründet, ist zwar in der Praxis ab und zu zur Geltung gekommen, wir 
vermögen dieselbe aber ffir richtig nicht anzuerkennen, sind vielmehr der 
Meinung, dass die Gmndbnchbehörde nach dem Zwecke der Abschriften 
nicht zu fragen hat Entscheidend bleibt allein die Eigenschaft der An- 
tragstellerin als einer öffentlichen Behörde. (Vergl. Johow, Jahrb. Bd. 7 
S. 103 No. 76.) 

Nr. Entsch. des Deotsclien Beichsgerichts. 
2. Civil-Senat Vom 19. September 1864. 

fPrMi«!. Jtt9t.Mfn.BI. 1884. «»,970. - Z«{t8r1ir. f. Pmm. Rtclit. Bfl.4. 401-1 

<5 14 des Preuss, Eütciguuiigsgesetzes vom 11. Juni 1 874. Die Vcrpllichtung 
des Unternehmers, zu dessen Gunsten eine Euteigüimg stattfindet, zur 
Einrichtnug der für die Nachbargmndstücke oder im öffentlichen Interesse 
notbwendig werdenden Anlagen an Wegen etc. kann nicht im Rechtswege 

▼erfolgt werden.*) 
Der § 14 des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874, welcher den 
Unternehmer zugleich zur Einrichtung derjenigen Anlagen an Wegen, 
Veberfahrten n. s. w. verpflichtet erklftrt, die fftr die benachbarten Grund- 
Btöclce oder im öffentlichen Interesse gegen Gefahren und Nachtheile noth< 
wendig werden, hat nicht, wenn derselbe sich gleich unter Titel II des 
Gesetzes von der EntschSdigong findet« eine Entschädigung Im privat- 
rechtlichen Sinne zum Gegenstande, spricht vielmehr eine auf Grund- 
sätzen des öffentlichen Rechts beruhende Verpflichtung des Unter- 
nehmers aus. 

Diese Verpflichtung liann aber nach Absatz 2 des $ Ii cit nicht 
im Wege der gerichtlichen Klage verfolgt werden, vielmehr ent- 
i«cheidet über die aus der bezogenen Gesetzesvorschrift sich ergebenden 

•) Eisenbahnre. htl. Kntidi. Bd. I S. 3.% 362; Bd II S. 169,2(13,334,380. 
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Obliegonbeiteii des UnterDehmen die Bezlrkeregiernng, welche dabei 
die yersehiedeaeD in Betracht kommenden Interessen zu berQcksicfatigen 
hat, und anch ohne Anrufen der Betheiligten die erforderlichen Anord- 
nungen ti^en kann. 

Die erhobene Klage bezeichnet sich nun zwar als Kntschädigangs- 
klage; sie fordert indese nicht Ersatz ffir die JKachtheile, welche 
der Klägerin durch die nach ihrer Behauptung mangelhaften und nuzu- 
reichenden Wegeanlagen entstanden sind und ferner ent^tohcn möchten, 
verlangt vielmclir bestimmte Snmmen als die Kosten der Her- 
ste Hang der o&her bezeichneten, v<m ihr als nothwendig geltend ge- 
machten Aendemngen jener Anlagen. Dieses Pctitnm könnte aber nur 
dann zugesprochen werden, wenn die Verpflichtung des Beklagten zur 
Herstellung der letzteren feststände, und um zu dieser Annahme zu ge- 
langen, würde zuvörderst zu pröfen sein, ob der gegenwärtige mit Ge- 
nehmignng der Königlichen Regicning bestehende Zustand der fraglichen 
Wege im Interesse der Kliigerin einer Aenderuug bedürfe, und sodann, 
ob die von der letzteren geforderten Anlagen als nothwendig und zweek- 
entsprecheud zu erachtnn seien. Fragen dieser Art aber, welche wesent- 
lich dem administrativen Gebiete angehören, sind nach Wortlaut und 
Absicht des Gesetzes der gerichtlichen Kognition entzogen. 
VfTG:!. Seydel, EnteignungsG^esetz S. 46. 

Zutictleud hat anch srlion das Oberlaudesgerifht ausgeführt, dass es 
rechtlieh keinen Unterschied machen kann, ob die Klage direkt die Her- 
stellung bestimmter Anlagen fordert, oder ob sie die Mittel zu 
dieser Herstellung beansprucht, du in dem einen und anderen Falle 
der Zweck der Klage der nämliche ist, und wenn mau dieselbe zulassen 
wollte, das Gesetz ohne Weiteres zu umgehen wäre. 

In gleichem Sinne ist anch bereits unter Herrs(diaft des wesentlich 
gleichlautenden § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. I^oveml)er 1888 von 
dem Gerichtshofe für Entscheidung der Kompetenzkonflikte erkannt. 



Nr. 2K. Entadi. des Dentsehen Belehageriekta. 

■ 

5. Givil-Senat. Vom 24. September 1884. 

yeHüieiliuig der Sffeiifliclien Abgaben bei &nindatfl€kBtlieUii]igao. 

Das Regulativ, welches von der Verwaltungsbehörde nach dem Preoss. 
Gesetz vom 3. Januar 1845 bei der Zertheilung von GmndstClcken fiber 
die Vertheilni^ der öffentlichen Abgaben angestellt ist, bleibt für die 
Sonderrechtsnachfolger der ursprünglichen Parzellenkftnfer maaAsgebend, 
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wenn der abweichende Vertras:, wolchr»?! diese untereinander abgeschlossen 
haben, Mangeis Eintrags im Gnmdbaciie für die Keohtanachfolgor nicht 
verbindUch ist. 



Nr« 817. Entseh. des Dentsehen Belehsgerlehts. 
1. Straf- Senat Vom 25. September 1884. 

[Bi»iu «. Bl«m, AMMdcD. Bd. la 8. 447-4801] 

§ 263 B.Str.&.B. üniiolitig« Deklaration eineB Fracbtsttoks. Aaeh Üie 
im Inlande begangene betrfigeiiaelie Handlung, welelie das Veimögen eines 
AnsUnders sehädigt, ist naeli § 8 B.Str.0.B. ans § 263 1 e. strafbar. 

Als im Inland begangen im Sinne des § 3 des R.Str.O.B. würde, 
was die Thätersebaft des Betrages betrifft, die Handlung dann 
erscheinen, wenn der im Inbinde ein Fraditstack unter nnrichtiger An- 
gabe seines Inhalts Anfgebende, in der Absicht, eich oder einem Dritten 
«inen ihm, besiehnngsweise dem Dritten nicht gebQhrenden (sonach rechts- 
widrigen) YermögensTortheil zn verschaffen, gegenüber einer im Inlande 
befindliehen Person bewnsster Weise die nnrichtige Angabe Aber den Inhalt 
des Frachtstaekes macht (ihr so eine fslBcfae Thatsacbe vorspiegelt), bei 
derselben hieidnrch einen Irrthnm Qber den Inhalt des Frachtstockes 
erregt, and als Folge dieses so erregten Irrthnms eine Besehädigong des 
Vermögens eines Andeven sei es nun deijenigen Person, welche in 
Irrthnm versetzt warde (des Getäuschten) oder einer sonstigen anderweiten 
Person — stritt, wobei femer in subjektiver Hinsicht voransgesetzt 
wird, dass der Handelnde sich bewusst gewesen sei, die Folge seines 
Handelns könne die Beschädigmig des Vermögens eines Anderen sein« 
Nicht ausgeschlossen würde bei einer solchen Sachlage der Charakter 
einer Begehung des Betrages im Inlande dadurch, dass die (zum That- 
bestand des vollendeten Vergehens des Betruges erforderliche) Beschädigung 
des Vermögens eines Anderen im Auslande eintritt; bezflgliehder Frage, 
an welchem Orte die Handlung des Betrugs als begangen ersciieint, 
kommt der hierdurch bewirkte Erfolg nicht mehr in Betracht; als 
äusserer, diesen Erfolg bedingender Akt erscheint bereits die im Inlande 
erfolgte, in der Absicht anf rechtswidrigen Vermö^ensvortheii voigenommene 
bewiisate TftuRchung. 

Wie bei einer solchen Sachlage nach dem Gesagten der Umstand, wo 
der in der Vermogensbeschädigung eines Anderen enthaltene Erfolg ein- 
tritt, für die Frage, ob der Betrog als im Inlande begangen erscheine, 
nicht mehr von Belang ist, ebensowenig ist fQr den Charakter der Be- 
gehung des Betruges im Inlande noch erforderlich, der Handelnde sei sich 
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bewnsst gewesen, dass gerade im Inlande eine VermOgensbeschftdigiiiig 
eintrete oder gerade eine im Inlande betindli ho Person eine VermOgens- 
beschfidignog erleide; wenn das Gesetz für du I hatbestand des Betruges 
nicht einmal verlangt, dass die Absicht des Hari d Indea aof den Eintritt 
der in Wirklichkeit ontstandeoen VermÖgensbeschädignng oder ül)erhaupt 
anf eine Vermdgeuebeschädigung gerichtet sei, sondern sich mit des Han- 
deluden Bewnsstsein von der Möglichkeit einer Vermögensbeschädigang 
begnügt, wenn ferner dasselbe nicht Identität des Getäuschten und des 
Beschädigten voraussetzt und wenn weiter nach dem vorhin Gesagten der 
Umstand, dass die Vormr)p:cnsbeschädigTing im Auslände eintritt, den 
Tharakter einer Begehung des Betruges im Inhmde nicht anH:schlie5J?t: «n 
kann das Gesetz nicht andererseits ein entgegengesetztes Ergebniss herbei- 
führen wollen durch eine Aufstellung dahin, es ersclieine (Ins Vergehen 
des Betruges nnr dann im Inlande begangen, wenn der Handelnde sich der 
Möglichkeit gerade einer im Inlande eintretenden Vermögensheschädigung 
oder der Möglichkeit der Vermögensbeschädigung einer im inlande betiod- 
licheu Person bewusst gewesen. 

Die Entscheidungsgründe des angefochtenen Urtheils scheinen nun die 
im Inlande entwickelte Thätigkeit der xVngeklagteu auch unter der Vor- 
aussetzung, dass hierdurch von denselben bewnsstermaassen eine Tiuisehung 
v(ni im Inlande beiiudlicheu Tersünen (des inländischen Spediteurs odrr 
inländischer Eisenbahnbeamteu) über den Inhalt der aufgegebenen Fra( ht- 
stücke erzeugt wurde, deshalb als nicht maasfgebend für den Thatbestand 
eines Betruges zu erachten, weil, soweit eine Vermögen.sbeschädigung 
inländischer Personen den Augeklagten zur Last gelegt werde, die An- 
geklagten nicht das Bewosstsein gehabt hätten, dass aus ihrem Verfahren 
eine Vermogensbeschädigung für den inländisclien Spediteur und die in> 
Iflndische Elsmbahn erwacJisen könne. Ks ist nnn zwar, wie das R.6. 
schon oft ausgesprochen hat, znm Thatbestand des Betruges in subjektiver 
Hinsteht erforderlieh, dass der Handefaide sich bewnsst gewesen, die Folge 
seines Handelns könne die Beschädigung des Vermögens eines Anderen 
sein (nnd sind hiernach jene AnsfAhrnngen der Staatsanwaltschaft, die 
hiervon abweichen, hinfölli^); dagegen wfire es nach den obigen Dar- 
legungen rechtsirrthfimlich, wenn, wie es nach den fintscheidnngsgründen 
des angefochtenen Urtheils nicht ansgeschlossen ist, das nrtheÜende Gericht 
entweder zugleich davon aosg^angen wäre, es liege auch unter der Vor* 
anssetzung einer bewnsstermaassen gegen eine im Inlande befindliche Person 
erzengten Tänschung ein Betrug im Inlande nur dann vor, wenn gerade 
eine im Inlande befindliche Person an ihrem Vermögen beschSdigt wurde, 
oder davon, es mfisse das Bewnsstsein einer möglicherweise eintretenden 
Vermögensbeschädignng sich auf eine im Inlande befindliche Person oder 
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sogar speziell auf jene im Inlande belindiidie Person, welche eine Ver- 
mögeijsbcschädif^uag erlitten, bezichen. 

Unklar und Rechtsinilmiii rerrathend sind weiter jene Ansffihrongen 
des angefochteDon Urtheiis, welche nach spezieller Pififang des dolus hin- 
sichtlich der drei Angeklagten Geile, Feeger sen. und Fceger jun. die 
Krage crürtorn, ob ein strafbarer Betrug insofi'rn vorliege, als es sich um 
eine Verniögensbcschädigmig der in Holland betindlichen Deklarniten der 
Frachtstücke handle. Sie scheinen von der rechtlichen Anschauung be- 
herrscht, es komme fnr den Thatbestand des Betruges fund daher auch 
für die Frage, wo er als begangen erscheine) nur derjenige Irrthum in 
Betracht, welcher die Vermogensbeschädigung unmittelbar hervorrufe, und 
erscheine deshalb für den Thatbestand des Betruges (und die Frage, wo 
er als begangen erscheine), der dem Irrthum der in Holland befindlichen 
Personen vorausgegangene Irrtlium der im Inlande beliudliciien Personen 
bedeutungslos. Eine solche Anschauung wäre rechtsirrthümlich. Es 
kommt für den Thatbestand des Betruges auch ein solcher Irrthum in 
Betracht, welcher nur mittelbar die Ursache der Vermögensbeschädigung 
ist, sonach auch die bewusste Täuschung einer Person, deren so erregter 
Irrthum die Ursache des Irrthums einer anderen Person ist, welcher f&r 
diese letztere eine Vermogensbeschädigung hervonmÜ Auch soweit eine 
VennOgensbeschSdigung der in Holland befindlichen Delilarenten der 
Frachtstficke in Frage steht, kann daher der Irrthnm der im Inhmde be- 
findlichen Personen f&r den Thatbestand des Betruges in Betracht kommen, 
nnd wftrde sonach, wenn der (mit der Absieht anf einen rechtswidrigen 
VermOgensirortheil) Handelnde bewnsetermaassen die im Inlande be 
findüche Person getäuscht haben würde, schon diese Handlang bei einem 
auch nur mittelbaren nrsfichlichen Znsammenhange des hierdurch erregten 
Irrthums mit der Vermogensbeschädigung als eine Betmgshandlnng — 
nicht etwa nur als eine Yorbereitnngshandlnng zum Betrug — sich dar- 
stellen nnd, da sie im blande begangen wäre, die Strafbarkeit nach dem 
inländischen Gesetz begrfinden. 

Nr» 'ii8. Kntseh. des Deutschen Kelchsgerichts. 
2. Civil-Senai. Vom U. Oktober 1884. 

vag, dei V«ralw »cot»:. Ii. Ki . i:> V V. i8g4. 8, n, im] 

Eine Vertragsvereinbarang; betreffend Befreiung von den Communalsteuem 
ist gesetslioh nngiUtig, selbst wenn diese Vereinbarung als Gegenleistong 
in einem onerosea Vertrage getroffen worden ist. Ebenso unwirksam sind 
Vertragsbestimmnngen, dnrch welche das gesetzliche Verbot der Steuer- 
befreiung umgangen werden soll. Der Aassohluss des Beohtsweges beiflg- 
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lioh der allgemeinen Abgabenpflicht ist aufgehoben, wenn die Befreiong 
auf Onmd eines Veitfages, Pri\i!egs oder der VeijUinug behauptet wird. 

§§ 78,-79 n. 14 A.UE. 
Darcii Vertrag vom Jahre IHfil hatte die Stadtgemeinde Geldern 
za dem Ansbaa der Crefeld-Clever Bahnlinie der fiheinieclieii EiaeobabD' 
geeellschaft in verschiedener Richtoog Beihilfe versprochen nnd es war 
aamentlich im § 1 stipnürt: Die Gemeinde Geldern verpflichtet sich, der 
Rheinischen Eisenbahngesellschaft die Befreiung vonEommnnallasten 
aller Art zu gewähren. Sollte der Nachlass der Kommunalstenem aas 
irgend einem Grunde Beanstandnug linden, so verpHichtet sich die Ge- 
meinde, so lange ihrerseits von der Eisenbahn eine Komrannnlstpner 
erhoben wird, jedesmal einen dem Steuerbetrage gleichen Betrat; inner- 
halb epch>- Wochen vom Tage der Erhebung zuröekznerstattrii. Im Jnlire 
1881 hat die (lemeiude Geldern anf Gmnd der Rheinischen Städteorduuug 
vom 15. Mai 1^56 die Koniimnial- Einkommensteuer eingeführt und von 
der Eisenbalmu^ Seilschaft die Aulhebung der steuerbefreienden Vertrags- 
bestimmung als rechtlich unwirksam gefordert. Die Stadtgemeinde (»eldeni 
erhob nun Klage gegen die von der Königlichen Eisenhabndirekliuji ver- 
tretene Eisenbahngesellschaft auf Nichtigkeitserklärung der steuerbefreiundeu 
Vertragsbestimmung, gestützt auf Artikel 101 der Preussischen Verfassungs- 
urkundo vom 31. Januar 1850 (^.In Betreff der Steuern können Bevor- 
zugungen nicht eingeführt werden.**) und auf den die Steuerbefreiungen 
ausschli essenden § 4 der Kin inischen Städteordnung vom lä. Alai 1865. 
Die Klägerin (Stadtgemeinde Geldern) urstritt in beiden Rechtszügeu ein 
obsiegendes Urtheil und die von der Eisenbahndirektiou eingelegte Revision 
wurde vom Beicbsgericbt zurückgewiesen, welches begründend ausführte: 
»Im AnseblOBa an die hantige Entscheidung des Senate in der Kaesatious« 
Sache der BheiDiacbeii Eiseobahogeeellschaft wider die Stadtgemeinde 
Ciefeld und die Ausführungen des vormaligen Preussischen Obertribonals 
in dem Urtheil vom 12. Mftrz 1878 ist mit dem Ober-LaDdesgericht anio- 
nehmen, dass, wenn der mehrgenannte $ 4 im Absatz 1 den Grandsats 
ausspricht, dass alle Einwohner des Stadtbezirics — und dies gilt nach 
Absatz 4 anch Ulr juristische Personen, welche in dem Stadtbezirice Gknnd- 
eigenthnm besitzen oder ein stehendes Gewerbe betreiben — znr Tbeil- 
nahme an den Gemeindelasten nach den Vorschriften der Stftdteordnnog 
verpflichtet sind, damit eine dem öffentlichen Rechte angehörende Gesetzes- 
Vorschrift zwingender Natur, welche durch Privatdisposition nicht rechts- 
wirlLsam abgeitaidert werden kann, gegeben ist Wenn nun gegen diese 
AnfEsssnng von der Beklagten geltend gemacht wird, dass § 4 a. a. 0. 
selbst Ausnahmen von dem ausgesprochenen Qrundsatze zulasse und eine 
Verbotsbestimmung in der angegebenen Richtung nicht enthalte, daher 
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aneh nur als drapoBitiveB Recht begiiindeiid angesehen werden kOoiie, so 
scheitert diese Argamentatioii schon an der siitreffendeD Ansffthrong des 
Ober-Landesgeiiehts, dass ans dem ümstande, dass der Gesetzgeber im 
§ 4 alle personlichen Befreiungen aolbebt nnd ftr die Zukunft nur einige 
bestimmte und eng begrenzte Ausnahmen saai(tiomrt, der Wille desselben, 
die das Prinzip des § 4 gefiüirdende Zulassnng rertraglicher Beireiungen 
auszusehliessen, sich klar ergebe. Einer ausdrftcklicben Verbotsbestimmnng 
in diesem Sinne, welche die Beklagte vermisst, bedurfte es aneh nicht, 
da ein zwingendes gesetzliches Gebot das Verbot, Abweichendes durch 
Vertrag festzusetzen, von selbst in sich schliesst. Hierbei ist zagleieh 
vom Ober-Landesgericfat mit Recht hervorgehoben worden, daas das Be- 
steaerungsrecht nur auf staatlicher Zulassung beruhe und nur in den 
bestimmten Grenzen und nach Maassgabe der gesct:<;lichen Vorschriften 
ausgeübt werden könne, den Gemeinden aber die Befugniss, über die 
Steuern im Wege des Vertrages zu verfGgen und einzelnen Steno rp flichtigen 
Befreiungen zu gewähren, nirgends beigelegt sei. Demgegenüber kann es 
nun auch auf die Motive jener Vertragsstipulation sovsie auf die Frage 
der Gegenleistung nicht ankommen. Endlich beruht auch die Annahme 
<le8 Ober-Lfindesgerichts, dass die eventuelle Vereinbarung der Parteien, 
dass im Falle der SteTiemaehlass Beanstandung? finden sollte, die Kläp:orin 
jedesmal einon der erhobenen Steuer gleichen Betrag innerhalb einer be- 
stimmten Frist zurückzuerstatten verpflichtet sein solle, als auf eine direkte 
Umgehung des Gesetzes al)/ielend, ebenso als die prinzipale Stipulation 
hinfällig sei, auf einer rechtlich durchaus zutreffenden Anttassung. 

Der nach § 78, II. 14 des Preuss. Allgcnu lin ii Luudrechts ausgeschlos- 
sene Rechtsweg in Bezug auf die allgemeine Abgabenpflicht ist 
durch § 79 a. a. 0. dann znlfissig, wenn Jemand auf Grund eines Vertrages, 
eines Privilegiums oder der Verjährung die Befreiung von einer solchen 
Abgabe treltend macht. 

In den Fällen des § 79 a. a. 0. ist der Rechtsweg zulässig, gleichviel 
ub der Steuerpflichtige die Klage auf Befreiung oder der Steuerberechtigte 
die Klage auf Steaerzahkmg erhebt. Liegt eine der Voraussetzungen des 
§ 79 a. a. 0. vor (Behauptung der Befreiung von der Abgabe oder der uu- 
gebührlichen Behistuug in der Bestimmung des Antheils), so ist der Rechts- 
weg gegeben und es kann dabei auf die prozessualische Rolle, in 
welcher Deijenige auftritt, welcher die Beifreiung in Anspruch nimmt, 
nicht entschddend ankommen. Wenn letzterer auch der fftr die Einziehung 
der Abgaben zur Anwendung kommenden administrativen Zwangavoll-' 
Streckung gegenfiberregelmftsaig auf die Erhebung der Klage angewiesen 
sein wird und daraus die Fassung des § 79 a. a. 0. sich erklären mag, 
so liegt doch andererseits kein ausreichender Grund vor, dem Steuer- 
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berechtigten das Vorgehen im gerichtliehen Wege, welches ihm zweck- 
mfissig und nfitKlich erscheinen kann, zu versagen. Dass letzterem die An- 
stellnng einer Widerklage znstehe, ist bereits vom Reichsgericht wider- 
bolentlich anerkannt worden; — es mnss der angeführte StAz aber auch 
in einem Falle der vorliegenden Art gelten, wo die stenerberechtigte Ge* 
meißde mit der negativen Feststellnugsklage die Ungültigkeit des 
von der Beklagten angemfenen Befreinngstitels verfolgt 



Kr. 219. Entseh. des Prems. Ober-Yerwalt.Qeriehts. 
I.Senat Vom 15. Oktober 1884. 

I 

CProM». Ardüv t Bbeiib.W«Mn. 188ik 8. 8&<-91.] 

Bürgersteige in städtischen Strassen als Ueik der Öffentlichen Wege. 
Die Veipfliohtiuig der Hanselgeiithimer hesw. der EfMibahnTenraltnngen 
zor Herstellmig nnd Vnteilialtang des Bilrgersteiges flndet im Prenss. 

Laadreehte keine Begrftndmig. 

Mittelst Schreibens vom 10. März 1883 wurde das KönigL Eisenbaliii- 
betriebsamt B., Eisenbahndirektiousbezirk E., seitens der Polizeiverwaltaug 
zu L. ersncfat, den noch nngepflastertoi Theil des „Burgersteiges'', welcher 
in der dortigen Bahnhofsstrasse anf der nordwestliehen Seite den Schienen- 
strang der B.-A.*er Bahn entlang führt, pflastern tmd in der Mitte mit 
einer Lanfbabn von Graawackensteinen (MosaikpBaster) von 1,25 Metern 
Breite versehen zu lassen. Nach fruchtlosem Schriftwechsel wiederholte 
die Polizeiverwaltnng in emer Verf&gnng vom 26. September dess. J. das 
Ersuchen mit Stellnng einer vierzehntfigigen Frist für den Beginn nnd 
einer sechswOchentliohen Frist fOr die Voliendang der Arbeiten nnd zu- 
gleich nnter der Androhung, dass bei weigerlichem Verhalten die Pflasterang 
anf Kosten des Betriebsamts, welche voriftufig anf 750 M* festgesetzt 
wnrden, im Zwangswege werde ansgefnhrt werden. Der gegen diese Ver- 
ffigong nntenn 6. Oktober erhobene Binspmeh wurde mittelst Beseheides 
vom 32. dess. M. ans dem Grunde zuräckgewiesen, weil der Einsprach 
sich weder als Beschwerde noch als Klage qaalificire nnd die Anordnong 
nach Maassgabe der Vorschrift der §§ 63 ff. des Organisationsgesetzes für 
in „Rechtskraft*' übergegangen erklftit. 

üntenn 3. -Novemlter hat nunmehr das K5nigL Bisenbahnbetriebsamt 
Namens des Fiskus gegen die Polizeiverwaltnng und die Stadtgemeinde L. 
die Klage erhoben mit dem Antrage, 

1. die Verfügung der Polizeiverwaltnng zu L. vom 26. Septem- 
ber 1883 aufonheben nnd 
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2. die StadtgemeiDde L. an seuier Statt iHr die nach OffeDtliehem 
Bechte znr Pflaetenmg des fraglichen Bfiigerateiges Verpfliditete 
za erklftrenf 

ist jedoeli mit diesem Antrage dnich Endnrtlieil des Bezirksverwaltnngs- 
gerichts zu Potsdam abgewiesen worden. 

Anf die Bernfnng des Klägers Snderte das Oberverwaltnngsgericlit 
diese Entacheidang dahin ab, dass die mitbeklagte Stadtgemeinde schuldig, 
die dnrch die polizeilichen YerfQguDgen vom 10. Hftrz nnd 26. September 
1883 dem Kläger aufgegebene Pflasternng des fraglichen Fns^iges zu 
fibemehmen. 

„Den Ausgangspunkt des gegenwärtigen Streits bildet die Verfügaug 
der PolizeiTerwaltung vom 10. Hftrz 1883, welche der den Fiskns ver- 
tretenden Behörde die Pflasterung des sogcu. Bürgersteiges in der Bahn- 
hofitstrasse ani^ebt, nicht, wie der Vorderrichter zn Unrecht annimmt, 
erst die Verfügung vom 26. September dess. J., dnrch welche die An- 
ordnung unter Stellung eines Ansfühmngstermins nnd nnter Zwangs- 
androhnng wiederholt wird. Der § 69 des Oiganisationsgesetzes, welcher 
die gegen die Androhnng geltend gemachten Rechtsmittel zugleich auf die 
Toranfgegangene Anordnung erstreckt, sofern nur letztere nicht bereits 
Gegenstand eines besonderen Beschwerde- oder Yerwaltnngsstreitverfahrens 
geworden ist, schützt indess den Klfiger, da diese Vorschrift auch fQr 
wegepolizeiliche Verfugungen gilt (zu vergl. v, Brauchitsch, die neuen 
Preusa. Verwaltungsgesetze 1882 Bd. 2 S. 21 Note znm Art. IV § 1 der 
Kreisordnnngsnovelle 5 c), gegen eine der erstgedachten Veiffigung gegen- 
über eingetretene VersSumnlse der Bechtsmittelfrist. Danach war die vor- 
liegende Klage unbedenklioh zuzulassen, weil der Einspruch der den Fiskus 
vertretenden Behörde gegen die angefochtene Aiu^rdnung und die Klage 
selbst gegen den auf den Einspruch erlassenen Beschloss der Wegepolizei- 
behörde fristzeitig angebracht ist 

Völlig zn Becht verweist n&mlich der Vorderrichter nach dem Vor- 
gänge des im Bd. VUI S. 188 ff. der Kntsch. d. O.V.G. abgedruckten dies- 
seitigen Bndurtheils vom 19. April 1882 den Streit unter das Verfahren 
nach der Kreisoidnungsnovelle vom 19. Mftrz 1881, indem der sogen. Bürger- 
steig einen Theil der öffentlichen Strasse bildet und sich demzufolge die 
angefochtene polizeiliidie Verfiiguug als eine wegebaupolizeiliche im Sinne 
dea § 2 Art IV dieses Gesetzes darstellt 

Ebenso zutreffend verwirft der L Richter den § 54 der Baupoliaei- 
ordnnng für die Stftdte des Regierungsbezirks Potsdam vom 26. Januar 1872 
(Amtsbl. S. 44, 2. Beil.) als eine zur materieUen Eutacheldung dienliche 
Grundlage. Diese Voradirift lautet: 
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' „Did Breite nen aozalegeiider Bfifgersteige roU för jeden in der 
Regel mindesteos ein FQnftel der gaosen Strassenbreite betragen. " 

»Die BeetimmQDg darüber, in welcher Art nnd Weise die 
Bitrgersteige von den betreffenden Gmndbesitzern herznatellen nnd 
zu nnteriudten eind, bleibt lokalpolizeiüchen Anordnnngen fiber- 
lassen. " 

Sic setzt also die Verpflichtong der betreffenden Grandbesitzet- als 
bcätehendes Recht voraus, bestimmt dieselbe nicht. Aach würde die 
Polizeiverordnang rechtliche Verbindlichkeiten weder neu begründen nocii 
bestehende Verpfliehtnngen mit reehtsverbindlicher Kxait ab&ndern können 
(zn vergl. Entsch. d. 0.V.C4. Bd. VIII S. 356). 

Dass ferner die §§ 19 und 15 des Strassen- und Rinifluchtengesetzes 
vom 2- Juli 1875 nicht die Bestimmungen der §§ 81 und S'2 l 8 A.!..!?. 
beseitigen konnten und wollten^ wie dies die Beschwerde behauptet, liegt 
nach dem anzweideutigen Inhalte dieses Gesetzes auf der Hand. Dasselbe 
bestimmt die Normen für die Anlecaing und Veränderung von Strassen 
und Plätzen, es regelt die Bedingungen, unter denen eine IToninziehung 
der Grundbesitzer zu den Kosten neuer Strassen anlagen bei entsprechender 
Erleichterung der Gemeinden stattfinden darf, es lässt aber die Pflicht 
zur Herstellung und Unterhaltung bereits vorhandener Strassen un- 
berührt. Die Geltung jener landrechtlichen Vorschriften steht daher an 
sich ausser Zweifel. Für ihre Anwendbarkeit auf den gegenwärtigen Fall 
fehlt GS nur an den vorausgesetzten thatsächlichen Bedingungen. Danach 
dart i's hit r ausser Betracht bleiben, dass der Vorderrichter bei Auslegung 
des § 81 a. a. 0. der von diesem Gerichtshöfe für unrichtig erkannten 
Auffassung des vormaligen Obertribunals folgt, dergemäss in dieser Be- 
stimmung dem Hauseigenthumer die VerbindUcbkeit zur Unterhaltung 
der Bfirgersteige auferlegt wSre (zu vergl. das in den Entsch. d. O.V.G. 
Bd. X 8. 203 ff. abgedmekte^diesseitige EndnrtheU vom 13. Febmar 1884).*) 

Znfolge der amtlichen Ansknnft der Polizeiverwaltang ist die Bahn- 
hofsstrasse erst nach Erbauung der B.-A.'er Eisenbahn entstanden. £a 
ist daher anznnehmen, dass dieselbe mit Rfleksieht aof die danemde Be- 
stimmung des auf der nordwestlichen Seite befindlichen Terrains za 
Eisenbahnzweeken von vornherein nur als eine einseitig zn bebauende 
Strasse angelegt worden ist Unter diesen Umständen kann der an dem 
Bahnplannm entlang laufende zum Fussverkehr bestimmte Thesl derselben 
auch nicht in der rechtlichen Bedeutung des Wortes als Bfirgersieig an- 
gesehen werden, dessen Unterhaltung den Acy«zenten, wenn dieselben za 
einer solchen nach der in L, geltenden Ortsobservanz verpflichtet sind, ob- 
liegen würde. 

*) Bimbaimraehtl. Entsch. Bd. Ul S. St4, 315. 
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Das Vorhandensein des Gebindes der Gasanstalt ist anf die Ent- 
seheidnng ohne Einflnss. Weder gehört dasselbe dem Fiskns, noch steht 
es auf fiskalischem 6mnd nnd Boden, noch grenzt es flberlianpt ancb nur 
an die Bahnhofsstrasse, ist vielmelur von letzterer dnreh das Schienen- 
geleise-Terrain getrennt. 

Ist aber ein zur Unterhaltung des fraglichen Sirassentheils verbundener 
A^jazent nicht vorhanden, so fiUlt die Verpflichtui^ von selbst der Stadt- 
gemeinde zu, insofern als sie regelmässig zur ünteihaltnog der Gemeinde- 
Binrichtangen und Anstalten, za denen im weiteren Sinne aneh die ttfFent- 
liehen Strassen gehtbren, verpftichtet ist (Bndartheil des Oberverwaltungs^ 
geriehts vom 29. November 1876, Entscsh. Bd. I S. 265 ff.; Endurtheü 
des vormaligen Obertribunals vom 1. Juli 1869, StriethorsVs Arch. Bd. 75 
S. 217 ff.). 

Demzufolge war unter AbSndening des angefochtenen Erkenntnisses 
dem Klageantrag entsprechend zu erkennen.* 



Nr. 220. Entseh. des Landgerichts U an Berlin, 

4. Civil-Kammer. Vom 21. Mai 1884. 

§ 67 Nr. 4, 6. § 48. Eisenbahn-Betriebs-Reglement Entschädigangsanspmch 
der Eisenbahn gegen den Versender wegen Beschädignng der Transport- 
mittel niid Fraohtgtiter diittw in Folge mangelhftfttr Vapaflkoiig vuK 
Verladnng des aufgegebenen Gutes. Vertheflnng der Beweislast 

Xui e'iDQT Station der Maiii-Neckarbahn war ein von ilet Chemisclien 
Fabnk (vorm. E. Sciiering) za Berlin aufgegebener und seibstverladener 
Waggon Schwefelätber in Brand gerathen und hatte mehrere andere 
Waggons entzündet Die Main-Neckarbahn forderte von der Abseuderiu 
Schadensersatz wegen uiau^;elliafter Verladnng und Verpackung des Guts, 
■Würde aber ans folgenden Gründen abgewiesen: 

Nach allgemeinen Rechtsgrundsätj/en hat die Klägerin, wenn sie an 
die Beklagte Schadenersatzansprüche erhebt, den Nachweis zu führen, dass 
der entstandene Schaden anf ein schuldliaftes Versehen der Beklagten 
zmfiokzuffihren ist, dieser Satz erleidet nur insofern eine Modification, als 
das läflenbahn-Betriehs-Beglement abweichende Bestimmungen enthalt 

Da nun die Beldagte selbst die Aufladung der Glasballons bewirkt 
hat, kommt zunSchst in Anwendung Paragraph 87 Nr. 48 des Reglements: ^ 

4. »die Eisenbahn haftet in Ansehung derjeuigea Güter, dereit 
Auf- und Abladen . . . naeh Vereinbarung mit dem Absender 
Ton diesem besorgt wird, nicht für den Schaden, weleher 

Bg«f , BlMiiiMliiUMliUldw BttttdiiUiagfii. IH. 25 
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ans der mit dem Auf- und Abladeo oder mit maogelbafter 
Verbdüng Terbnadenen Ge&hr entstanden ist. 

Dagegen haften der Absender beziehungsweise der Empfitaiger 
f&r den Schaden, welcher dnreh das Auf- oder Abladen oder bei 
Gelegenheit desselben den Fahrzengen der Eisenbahn zogeAgt ist 
6. In aUen vorstehend nnter 1 bis 5 gedschten Fällen wird bis zun 
Nachweise des Gegentheils Termnlhet, dass ein eingetretener 
Sehaden, wenn er ans der seitens der Eisenbahn nicht über- 
nommenen Gefohr entstehen konnte, ans derselben wiiidich 
entotanden ist** 

Schwefel&ther gdiSrt zu den nur bedingnngweise zur Bef5rdening anf 
Jgäswbahnen zugelassenen Gegenständen. 

Die Anlage D. unter X bestimmt in dieser Beziehung: 

»Schwefeläther, sowie Flftssiglcciton ^ welche Schwefelftthor in 
grösseren Qaantitäteu enthalten, (lüden nur in vollkommen dicht 
verschlossenen Gefässen ans Metall oder Glas versendet werden, 
deren Verpackung nachstehende Beschaffenheit haben muss: 

1. „Werden mehrere Gefa.sse mit diesen Präparaten in Einem 
Frachtstück vereinigt, so müssen dieselben in starke Holzkisten 
mit Stroh, Hen, Kleie, Sägemehl Infusorienerde oder lockeren 
Substanzen fest verpackt sein: 

2, bei Einzülverpackun? i^=t die Versendung der Gefässe in soliden 
mit einer gut bctestigten Schntzdecke versehenen und mit 
hinreichendem Verpackungsmatenal t ink* tiittt it ii Körben oder 
Kübeln zulässig; doch darf das, Bruttogewicht 75 kg nicht 
übersteigen." 

Endlich bestimmt Paragraph 48 des Betriebsregiements unter C: 
^Wer Gegenstände . . , . der in • der Anlage D. erwähnten Art 
unter unrichtiger oder ungenauer Deklaration zur Beförderung 
aufgiebt oder diu als Bedingung: für deren Annahme vorgeschriebenen 
Sicherheitsmaassregeln ausser Acht lässt, hat neben den durch 
Polizciverorduaugen oder durch das Strafgesetzbuch festgesetzten 
Strafen, auch wenn ein Schaden nicht geschehen ist, für jedes 
Kilogramm des Bmttogewi^ts solcher Yersandstücke eine schon 
dnreh die Ansliefenmg verwirkte Gonventionalstrafe von 12 Mark 
zn erlegen, nnd haftet ansserdem f&r allen etwa entstandenen 
Sehaden.« 

Die Beklagte mnsste somit nacbweisen, dsss sie nicht nnr den 
Sdiwefelither vorschriftsmftsng verpackt, sondern ihn auch correkt ver-> 
laden nnd die dabei vorgeschriebenen Sicherheitsmaassregeln beobachtet hat. 

Da eine Vernnignng mehrerer Ballons in einem Fhushtetttek nicht 
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gtattgefanden hat| vielmelir jeder Ballon einzeln verpackt ist, so batto die 
Beklagte bei der Verpackung die in der D. zam BetriebBreglement, unter . 
X. 2. gegebenon Yoradinften m beachten. ' 

Auf Grand der Aassage der eidlich vernommenen Zeugen Wnttge 
und Rohr bat das Gericht nun fftr erwiesen erachtet, dass die zur Ver» 
Sendung des Scbwefelfttheis benutzten Ghisgeftsse heil und vollkommen 
dicht verschlossen waren, dass die Körbe, in denen die Ballons standen, 
i^olide gearbeitet, mit eiDor gut befestigten SchutzdecKe versehen und mit 
hinrekheudem Verpacknogsmaterial (Stroh) eingefüttert waren. 

Auf Grund der öl)rigeii Ans>^!igeTi des eidlich vernoramenen Zeugen 
Scholz hat das Gericht ferner für erwiesen erachtet, dass das Autladen 
und die Verladung der Ballons dnrchans ordnungsgemäss verlaufen ist 
und sich hierbei irgend welche Mängel nicht ergeben haben. 

Da somit der Schaden aus der mit dem Aufladen oder mit maagel- 
hafter Verladung verbundenen Gefahr nicht entstanden ist, so greift auch 
die in Paragraph 67 No. 6 des Betriebsreglemcnts aufgestellte Vermuthung 
nicht Platz. Es fragt sieh, ob die Beklagte etwa für allen eutstandeneu 
Schaden haftet, weil das Bruttogewicht eiu/elner Körbe, entgegen der 
Vorschrift Anlage D. X. 2. mehr als 75 kg betragen hat und die Beklagte 
dadurch etwa eine als Bedingung für die Annahme des Frachtgutes vor- 
geschriebene Siclierheitsniaat^sregel ausser Acht gelassen hat: 

Diese Frage ist verneint worden. 

Das Gericht hält die Bestimmung, dass das Bruttogewicht dcb Fracht- 
stücks 75 kg nicht übersteigen soll, nur für eine Sicherheitsmaassregel bei 
dem Auf- nnd Abladen; es soll der Trausport des Frachtstücks in den 
Waggon und von demselben hinunter erleichtert werden, es sollen zwei 
Mann das Frachtstück bequem tragen können, das Hinfallen des Fracht- 
stückä suU dadurch vermieden und damit die Gefalir der Explosion beseitigt 
werden. 

Ware jene Vorschrift eine für die Dauer des Transports auf der 
Kiscubahu gegebene Sicherheitsmaassregel, so würde in der Anlage D. sub X. 
nicht nur unter Nr. 2. sondern auch unter Nr. 1 das Nettogewicht dea 
Schwefelftthers angegeben sein, weiches in einem Frachtst&ek versandt 
werden darf, ohne die GeMr einer Explosion herbeizufllhren. 

Auch Iftsst sich aus der HOhe des Bruttogewichtes nicht scfaliessen, 
dass nun auch das Nettogewicht des Schwefeläthers entsprechend grösser 
gewesen sei, als das Nettogewicht des Aethera in Ballons von niedrigerem 
Bruttogewicht. 

Dies zu hohe Gewicht der einzelnen Fiachtstllcke könnte die Beklagte 
nur dann ersatzpfiichtig machen, wenn beim Auf- oder Abladen derselben 
— die Beklagte hat vorliegendenMs die Verladung selbst bewirkt — 

25* 
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ein Schaden entstandeii wäre, dies ist aber niebt geschehen. Dazu kommtf 
dass die Gflterexpedition Westend die sfimmtlichen Ballons unbeanstandet 
fibemommen bat nnd dass es deren Pflicht gewesen wflre, die einzelnen 
Frachtstücice, welche bei einem höheren Gewichtals 75 kg nicht angenommen 
werden sollen, vor Ihrer Annahme zn wiegen nnd die m schweren 
Ballons von der Befördening ansznsohliessen. 

Die Beklagte hat sonach den Nachweis geliefert, dass sie die Ballons 
ordmingsrnfissig verpackt nnd verhiden hat, es wäre nun Sache der Klägerin 
gewesen, ihrerseits der Beklagten nachzuweisen, dass ihr trotzdem ein 
grobes Versehen znr liast ftllt nnd sie daher ersatzpflichtig ist 

Nach dieser Biiäitnng hat die Elfigerin nur behauptet, es seien an 
der Stelle, au welcher der Waggon mit Schwefeläther verbrannt sei, Beste 
der GlasballoDs vorgefonden, welche ersichtlich machten, dass die Ballons 
eine durchaus imgenUgende Stärke gehabt hätten, so dass der durch die 
erhöhte Tagestemperatur sich schnell erhitzende Schwefeläther die Ballons 
habe sprengen müssen. 

£in Beweis über diese Behauptungen ist nicht erhoben worden; denn 
abgesehen davon, dass sich überhaupt nicht mehr ermitteln lässt, ob einer 
der Ballons durch die grössere Expansion des Schwefelftthers oder durch 
einen Stoss beim Rangiren oder aus einer anderen Ursache geplatzt ist, 
und ob die von der Klägerin anfgefnndenen Glasreste gerade von dem 
zuerst geplatzt TTi Ballon herrühren, hat die Beklagte bereits nachgewiesen, 
dass sie vor der Verwondurif:^ der Ballons diese auf ihre Güte und Wieder- 
standsfahigkeit in der üblichen Weise einer Früfiing unterzogen hat 



Kr. 8S1. Eniseh. des ^^lier'Landes-Gerlelito Hämbnrg. 

Yom 22. Mai 1884. 

(SflolBirt» AfetalT, M.F. nd. &4ia] 

Zwar kann ■eben dem Ersatzanspruch ans §§1—3 des Haftpflichtgesetzes 
aueh dar Ansprueli auf SehnerMiiagald gemlaa $ 9 i e. uaob Landesrecht 
erhoben werden. Nach gemeinem BechAe besteht aber bei ansMrkontnkt- 
licher Yeraehuldung eis soleher Anspmeh nicht, kann also s. B. tob 
einem verletsten Nlelit-Pasflagler gegen die Eiaenbalin nleht geltend ge- 
macht werden. 

«Wenn das ehemalige Ober -Appellationsgericht zu Lübeck den Aus- 
spruch gethan hat, dass seit Einf&hruug des Deutschen Strafgesetzbuchs 
in keinem Deutschen Staate, sei es von den GiTilgerichten, sei es von den 
Strafgerichten, auf Schmerzensgeld erkannt werden dürfe, so ist es zu 
diesem Satz wesentlich auf Grund der Auffassung gelangt, dass das 
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SchmerzeDSgeld eine „PrivatpOnalfolge des an dem Verletzten be- 
gangenen Delikts'^ sei. Seitdem hat indess die Ansicht die Oberbaud 
gcwon&tti, dasB das Sehmcntensgeld nicht eine Privatstrafe im tecJuiiadien 
Sinne, sondern ein civilrechtlicher Ersatzanspruch sei. Daas das gameine 
Deutsche Gewohnheitsrecht, welchem der Schmerzeusgeldansproch seine 
Entstehung verdankt, sich in dieser Richtung entwickelt^ hat namentlich 
ächter in seiner Schrift über die Bnsse bei Beleidigungen und Körper- 
verletzungen autizüführeu versucht, und Windscheid hat sich durch diese 
Schrift bestimmen lassen, in der 4. Auflage seines Pandektenrechts von 
seiner früheren entgegengesetzten Ansicht zurückzutreten mv] auch das 
Rrichsgericht hat in seiner Entscheidung vom 17. November 1882 das 
.Sclimerzeusgeld als einen civiirechtlichen Ersatzanspruch behandelt. Als 
solches blieb er aber unberührt, durch § 2 des Einführungsgeset^es zum 
Strafgesetzbuch; seine Gclteudniachuiig ist nur im Fall einer nach § 231 
des Strafgesetzbuchs erkannten Busse zutolge ausdrücklicher gesetzlieber 
Vorschrift ausgeschlossen. Die weiter zu entscheidende Frage, ob ein nach 
Landesrecht begründeter Anspruch auf Schmerzensgeld aucii iu den l allen 
der §§ 1 und 2 des Reichshaftpflichtgesetzes nach § 9 daselbst geltend zu 
inachen ist, war vom L Senat des Reichs- Überhandelsgericbts verneinend 
beantwortet, durch einen späteren Plenarbeschluss desselben Gerichts jedoch 
im entgegengesetzten Sinne entschieden worden und das Reichsgericht folgt 
in seinem Lrtheil (Bd. 1. S. 277) dieser letzteren Ansicht, welcher auch 
das Ober-Landesgericht sich anflchliessen zu müssen glaubt. Es durfte 
zwar flcbwerlich der dnrch Aafipalmie des § 9 verfolgten Absicht des 
Haftpflichtgesetzes entspieehen, wenn, wie hier,' znnSchst anf Grund der 
§§ 1 nnd 3 des Haflgesetzes Schadenersatz gefordert nnd sp&ter in Bezug 
anf denselben TJvMi noch eine gesonderte Klage anf Schmerzensgeld 
efhoben wird. Für die zu treffende Entscheidung ist indess dieser Pankt 
von keiner Bedentnng, weil ohnehin der Klageansprach für nnbegrOndet 
zn erachten war. Bei der hier vorliegenden Frage, ob die beklagte Pferde- 
EisenbahngesellBcfaaft ans der durch ihren Kutscher B. dem klfigerischep, 
von ihm fibergefahrenen Kinde verursachten Verletzung auf Schmerzensgeld 
hafte, kommt es zunSchst darauf an, ob ein Verschulden des B., wenn es 
erweislich wftre, der Beklagten zuzurechnen sein wOrde. Und das ist zu 
verneinen. Aus dem vom Reichs-Oberhandelsgericht für die gemeinrecht- 
lidien Gebiete Deutschlands als ausser Zweifel bestehend bezeugten Ge- 
wohnheitsreeht« wonach die grossen Trsnsportanstalten für den durch ihre 
Bediensteten angerichteten Schaden, insbesondere auch für deren aquiUscbe 
VerschulduDg verantwortlieh sind, lässt sich nicht ohne Weiteres sehliessen, 
dass AUes^ was von der aquilischen Klage gilt, also auch ihre Zulässig- 
keit gegen Transportgesellschaften wegen Verschuldens ihrer Leute, auch 
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von der Klage anf Sehmerzenageld zn lauten habe. Der Ansprach auf 
SehmeReiisgeld ist ein eigenthflmKches Reehtsgebilde, welches trotz des 
ihm in der Praxis gegehenen Charakters eines dvilrechtlichea Ersatz- 
aospraches seinen Ursprung als eine Art Busse nicht TdUig verlengneD 
Icann. Dies wird auch von der Doktrin anerkannt, es wird namentlich 
der Anspruch für nicht aktiv vererblich betrachtet; denn, wie Windseheid. 

4. Aufl. S. 33 sagt: „es stirbt mit dem Yerletztea auch der von ihm er- 
duldete Schmerz, während der Vermögensschaden dauert nnd auf die Erben 
fibergeht''. Unter solchen Umständen ist der Nachweiss eines besonders 
auch daran! gerichteten Gewoiinheitsrechts nnentbehrlich, dass dem durch 
den Bediensteten einer grossen Tranportgesellschaft Verletzten diese auch 
für seinen Anspruch anf Schmerzensgeld hafte. Von den iu den maass- 
gebenden beiden reichsoberhandelsgerichtlichen Entscheidungen citirten 
Schriftstellern stellt Goldschmidt in seiner Zeitschrift für Handelsrecht 
Bd. IV. S. 578 nur für Frachtgüter nnd Personen der Reisenden den Satz 
auf, dass der Unternehmer des Eisanbahnbetriebes unbedingt für durch 
seine Bediensteten enstaudenen Schaden und Verlust liafte und er führt 
nur wenige Fälle an, in denen „soj^ar" die Haftung auf Vertretung 
ausserkontraktliehen Verschuldens ausgedehnt worden. Von den Citaten 
aus Koch* 8 Deut.sdilanda Eisenbahnen Bd. II. bezieht sich das erste, 

5. 133 ff. nur auf die Verhältnisse aus dem Tianspnrtvertragc, für welchen 
Fall auch des Anspruchs anf Schmerzensgeld Erwälniung geschieht : das 
zweite S. 476 IT., zusammengehalteu mit Bd. 1. §§ 84 und 65, spricht 
sich allerdings hinsichtlich der ausserk«»ntraktlicheu Entschädigungspflicht 
für \fdlen Schudeuersatz aus, ohne jtHluch des Schmerzensgeldes ausdrück- 
lich zu gedenken. Nur iu eiaigou angezogenen Entscheidungen, welche 
im Anhang abgedruckt sind, wird die Frage erörtert, ob bei Verletzungen 
in Folge der aquilischen Verschuldung die Eisenbahngcsellscliaften auch 
Schmerzensgeld zu zahlen haben. In ihrer Mehr/cthl behandeln diese Ent- 
scheidungen indessen den Fall der Verletzung von Reisenden und sprechen 
selbst dann nicht einmal fibereinstimmend Schmerzensgeld zn. In einem 
Holsteinischen Fall ausserkontraktlicher Haftung (Anh. S. 358) war dem 
Verletzten Schmerzensgeld abgesprochen, dagegen auf Entschädigung wegen 
Verstümmelung erkannt, dies EriEenntniss jedoch aus anderen GrSnden in 
höchster Instanz aufjgehobeu. — Hiemach kann nicht bezweifelt werden, 
dass das Reichs^Obeihandelsgericht nur den von ihm ausgesprochenen Satz 
der Haftong der grossen Transportanstalten auch fftr eine durch aquiliscbe 
Schuld ihrer Leute vemrsacbte fieschädigung als gewohnheitsrechtlich fest- 
stehend nachweisen, keineswegs aber zugleich ausschUessen wollte, dass 
gewisse Kategorien von Ersatzansprachen bei KOperverletzungen ihrem 
Wesen nach nur als gegen den unmittelbaren Yerletzer gerichtet zu rer- 



Digitized by Google 



Entseh. des Landgcrielits ni Bredni von 2./17. Joli 1884. 



891 



stehen sind. Unter diesen Urastünden kann die nach § 9 des Reichs- 
Haftpfli' htLTesetzes erforderliche besondere Rlapebogrimduug des Anspnichs 
auf S( hini i7ens;;eld gegen die Beklagte mit dw Behanptnne: einer durch 
Verschulden des Kutschers B. der klägerischeu Tochtor zugefugten Ver- 
letzung und in Folge derselben ihr verursachten Schmerzen nicht für aus- 
reichend zur SabötantiimDg eines Anspruchs gegen die Beklagte erachtet 
werden." 



Hr. 282. Entsdi. des IiMidserielits tu BreslMi. 

2. Civil-Kammer. Vom '2. 17. Juli 1884. 

§ 3. Haftpflichtgesetz. Bemessung; des Anspruchs auf KurkostcD. Meilen- 
gelder, Wülinungsgeldzuschnss. Pränumerando-Zahliing der Rente. Der 
Anspruch der Alimentationsberechtigten ist. so lange der Yerletste lebt, 

noch nicht existent 

Was zunächst die Stärkungs- und Arzneimittel, für welche Kläger 
80 Mk, erstattet haben will, imlwigt, so hat das fiericht auf Grund der 
Depositioneii der M. . . . F. . . . und des Sanitätsraths Dr. G. . . sowie 
geleitet durch die — nach Lbs;»' des Falles — vorhandene innere Wahr- 
-1 ht'inlirhkpit der diesbezüglichen Angaben des Klägers die Ueberzeugung 
von der Richtigkeit derselben erlangt und waren diese 60 Mk. (nicht 
60,18 Mk.) dem Kläger zuzusprechen — § 259, 260 Civ.-Proz.-Ord. 

Auch bezüglich der Meilengelder sieht das Gericht die Behauptung 
des Klägers, dass er monatlich 50 Mk. verdient haben würde auf Grand 
der von der Postdirektion F. . . . und der Ober-Postdirektion B. . . . 
eingeholten Au^kulll■t als bestätigt an, hat indess die vom Klager ^pfor- 
dertp Fntschüdiguug um Vs gekürzt iu der Erwägung, dass derartige 
Fahrtgebühreu, wenn sie auch als eine reirelniassige Einiialime anzusehen, 
eine Entschädigung für den durch dii Ii isr uhI Abwesenheit von Hause 
verursachten Mehraufwand, bilden, ein solciicr aber dem Kläger in der hier 
in Fra^e kommenden Zeit nicht erwachsen ist bezw. jetzt, nachdem er in 
den Kuhestand versetzt ist, nicht mehr erwächst. 

Für den fortgefallenen Wohnuugsgeldzuschuss konnte, mag auch der 
Durchschnittssatz bei Peusionirang ein höherer sein, nur eine Entschädigung 
von 72 Mk. dem Kläger zugesprochen werden, weil er nur einen Zusehuss 
von dieser Hube bezogen hat, — § 3^ Gesetz vom 7. Jnni 1871. 

L'eberdies ist bei der Pension jedenfalls der Durchschnittssatz zu 
Grunde gelegt. Einen anderen Modus für die Zahlung der ihm zugebilligten 
Rente zu verlangen, als ein solcher lür die Auszahlung seines Gehalte be- 
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f^tanden, d. i. monatlich praenomenuido, wio nicht bestritten worden, ist 
Klager nicht berechtigt. 

Was schliesslich die Alimentation der Kinder des KLigcrs anbetrifft, 
so ist ein derartiger Anspruch gegenwärtig noch gar nicht existent Es 
kann dahin gestellt bleiben, ob Kläger befugt ist, die alsbaldige Fest- 
stellung dieses Rechtsverhältnisses gemäss § 231 Civ.-Proz.-Ordng. zu ver- 
langen, der gestellte Antrag ist jedenfalls unzulässig. 



Nr« 228. EDtseh. de8 l^ntsehen BeidiBgerichts. 

1. GiTil-Senat Vom 5. Juli 1884. 

[Prenta. Tenralt BL Jaihrs. VL S. ISft,] 

Auslegung des § 10 Abs. 2 das Pnus. EnteignungsgesetoeB Tom 11. Juni 

1874. 

Nach § lö AbB. 2 Enteignnngsges. v. 11. Juni 1874 kommt oine 
WerkherhOhung, welehe das abamtrotende Gmndstfick erst in Folge der 
neuen Anlage erhftlt, bei der Bemessung der EntsehSdignng niebt in An- 
schlag. Dnreh den Ansdrack ,in Folge* ist nicht blos die zeitliebe Auf- 
einanderfolge, sondern ein nrsacUieber Zusammenhang zwischen der Her- 
stellung oder Benntzuttg der nenen Anlage und der WertherhOhong 
erfordert Zar Annahme dieses Zusammenhaogs ist es keineswegs er- 
forderlieh, dass der eingetretene Erfolg eine nothwendige oder eine ob- 
mittelbare Folge der neuen Anlage sei. 



Nr. 224:, Knt«ch. des Dentschen Reich8t;6richts. 
3. Civil-Senat. Vom 11. Juli 1884. 

mitim. T'rtlieil ii. Annaloii. I?d. 1. S. 2-2 --'i.l 

§ 8. Haftpflichtgfisetz. Die zweijährige Verjährungsfrist für Ansprüche aus 
der Verletzung und Todtung beim Fabrikbetriebe findet auch bei A!ispriic"hen 
Anwendung, welche auf die Landesgesetze (§ 9) gestützt werden (z. B. 
bei Verscliiildeii des Unternehmers). Da die Verjährung eine civilreoht- 
liche, keine proz^ssiiale ist, so gelttm itczüirlicti der Restitution die gemein- 
rechtlichen Grundsätze. Eine solche ist gereclitfertigl, wenn die Verjali- 
ning durch ein Verschulden des dem BescliiidigU'n bestellten Armenauwaits 

nicht unterhroelieü worden ist. 

^Dinii ßenituTigsrichter i^t duriu beizupflichten, dass der Anspruch auf 
Schadenersatz wegen Verletzung beim Betriebe einer Fabrik in zwei Jahren 
verj&brt, ebensowohl dann, wenn er sich anf den § 2 des Haftpüichtgetzes 
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stützt, als wenn er aus dem eigenen Verschnlden des Unternehmers ab- 
geleitet wird. Richtig ist auch Ton dem vorigen Richter angenommen 
worden, dass die zweijährige Verjährungsfrist des § 8 des genannten Ge- 
setzes keine prozessualische, sondern eine civilrechtliche sei, dass also be- 
züglich der Restitution gegen d^-reu Ablauf die gemeinrechtlichen Grund- 
sätze gelten, soweit es sich nicht um die durch § 8 Abs. a. a. 0. 
beseitigte Wiedereiosetzung wegen Minderjährigkeit handelt. Dagegen muss 
als rechtsirrthümlich bezeichnet werden, dass der Bernfungsrichter die vom 
Klfurer nachgesuchte Restitution wegen eines denselben treffenden Ver- 
schuldens abgeächlägeu hat. 

Der Kläger war durch den Anwaltszwang gehindert, seinen Anspruch 
persönlich vor Gericht zn verfolgen, und er war gleichzeitig durch seine 
Armuth abgehalten, selbst einen ProzessbevoUinächtigten zu bestellen. Er 
war vieloiehr darauf aiigowiesen, um die Bestellung eines Offizialanwalts 
•zu bitten und musste die Wahnjehmung seiner Rechte, die ausserhalb 
der eigenen Befugnisse lag, dem ihfn staatlich bestellten Anwalt anvertrauen. 
Insofern war die Rechtslage des Klagers eine andere, als sie für bemittelte 
Personen einzutreten pflegt, die zwar innerhalb der Grenzen des Anwalts- 
zwanges auch nicht persönlich vor Gericht auftreten können, deneu aber 
doch immer freisteht, ihren Anwalt selbst sich auszuwählen und ihn zu 
weehseln, falls sie Gnind znr Ünzafriedeiilieit zu haben glauben. Vor- 
liegendan Falls bat der Kläger reehtsEeitig fftr seine Vertretang dnreh 
einen Armenanwalt gesorgt, der ibm beigegebene Anwalt a^ hat die 
oben erwfthnte Frist verstreichen lassen. Dieses SachTerhiltniss ist an 
sich geeignet, die Wiedereinsetzung des Elftgers in den vorigen Stand 
zn rechtfertigen, wenn nicht bei Yersftnmnng der Frist eine Cnlpa des 
Eiftgers Itonkurrirt. 

Der Beroftangsrichter hat letzteres angenommen, weil der Kläger nicht 
selbst Alles gefhan habe, was von ihm znr Erwirkung der rechtzeitigen 
Elageerhebung zu erwarten war. PrinzipieU kann diese Erwflgong aller- 
dings nicht Ton der Hand gewiesen werden; sie wftre zweifellos richtig, 
wenn der Klüger irgesd etwas versftnmt hfttte, was za seinen eigenen 
persfinlichen Obliegeidieiten gehGrte, beispielsweise, wenn er es an der 
erforderlichen Instruktion des Anwalts hstte fehlen lassen. Allein in den 
Verhältnissen des konkreten Falls indet die gedachte Erwägung ihre Be- 
gründung nicht Der Kläger behauptet, dass der ihm beigeordnete Anwalt 
die Frist habe verstreichen lassen, obwohl er, der Kl&ger, ihn fast jede 
Woche bestürmt habe. Diese Behauptung, wenn wahr, beweist jedenfalls, 
dass es der Kläger bei der Bitte um Bestellung eines Offizialanwalts nicht 
hat bewenden lassen, dass er auch nach dessen Bestellung nicht nnthätig 
geblieben ist Wenn er aber bei dieser seiner Aktion nicht auch der 
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woitaren Mittel — Beschwerde gegen den Anwalt und Bitte nm Beiord» 
nmig eines anderen — sich bedient hat, so darf darans der Vorwarf eines 
civilrechtlich in Betracht kommenden Verschnldens nicht ohne weiteres ab- 
geleitet werden, weil der Klftger immerhin Veranlassong haben Jcomite, auf 

den schliesslichen Erfolg seiner persönlichen Einwirkung zu rechnen und 
darnach das Zutrauen festzuhalten, dass der vom Staate ihm bestellte 
Offizialanwalt doch noch rechtzeitig seine Pflicht erföllen werde. Hierau^i 
folgt, dass der Berufungsrichter rechtlich geirrt hat, indem er auf Grund 
der gegenwärtigen Sachlage eine das angebrachte Restitutioasgesuch ans- 
schliessende Yerscholdoug des Klägers annahm und weiterhin die Klage 
xarfickwies.» 



Nr« 225. Bntseh. des IleiiisGlieii BelehsgerlohtB. 

4. Straf-Senat Yom 19. September 1884. 

PIV. d. 7w. DratMb. ]lliMiib.T«r«. 1M4. a IIA] 

Die Aenderang einer Urlnuide (ElBenbahnhillet) let nur dann als VeiOl- 
sehnng ni beatrafen, wenn die Aendening des Inhalts der ürknnde ebenso 
wie diese selbst eine bewehierhebUohe Beiientang hat besw. nieht einen 

gleichgllltigen Punkt betiüft. 

Der Reisende H. hatte am 11. November 1883 anf der £is«ibahn- 
station BOaen ein sog. RetonrbiUet fftr die Eiaenbahnfahrt von BOnen nach 
Hamm nnd znrfick gelöst, dessen Giltigkeit znr Rflck&lirt mit dem 12. No- 
vember 1883 ablief. Anf diesem Billet war bei der Teransgabnng die 
Zeit der Giltigkeit dnreh Abstempelnog in der Weise ansgedrfldct worden, 
dass dnrch den Billetscfaalterbeamten die Zahlen »11. 11. 83. V. 9.*^ ein- 
gepresst wurden. H. benutzte dieses Billet znnftehst znr Fahrt nach Hamm, 
sodann aber erst am 14. November 1883 znr Rflckfthrt naeh Böhnen. üsi' 
fftr diese zweite Benntznng dem Billet das Ansehen zu geben, als sei e:» 
erst am 14. November gelost worden, verSnderte er von den eing^ressten 
Zahlen irrthümlich die zweite 11 (das Monatszeichen) in eine 14, so dass 
das Billet nunmehr die Bezeichnnng hatte: »11. 14. 83. V. 9.^ Während 
der Rfickfiihrt wnrde diese Abftndemng bemerkt, gegen H. die Anklage 
wegen qoalificirter Urkundenftlschnng erhoben und H. wegen dieser StrttF- 
that vemrtheilt In der von H. Angelegten Revision machte er geltend, 
dass „eine VerfUschnng des in Rede stehenden BiUets nicht angenommen 
werden könne, weil das maassgebende Datum „der 11. unverändert ge- 
blieben, die Verftnderung des 11. Monats in den gar nicht vorhandenen 
14. Monat aber von keinerlei Erheblichkeit sei." Diesen Angriff erachtete 
das Reiohsgerieht f&r erheblich nnd hob die vorinstanzliche Entscheidung 
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vDter Znrfickweisnng der Sache an dieselbe auf, indem es begrfindend aoe- 
führte: ^ ,,Eine Urkunde ist als verfiOscht anzusehen, wenn ihr dnrcb 
Aenderong des Inhalts die Bedeutung eines Beweismittels über ^niatsaehen 
verliehen wird, für welche sie vorher flberhanpt nicht oder nicht ana- 
schliesalieh bestimmt war. Damaeh erfordert der Begriff der VeiftlschiiDg, 
dass die Aendernng des Inhaltes der Urkunde, ebenso wie diese selbst 
eine beweiserhebllehe Bedeutung hat Wird also durch die vor- 
geuommene Aenderung nur ein für die Beweiserhebliehkeit gleichgftltiger 
Punkt betroffen, so kann wegen Mangels des objektiven Thatbestandea 
von der vollendeten Verf&lschung einer Urkunde nicht die Rede sein.* 



Nr. 226. Srk. dea Landgerichts n Heti. 

1. Civil-Eammer. Vom 23. September 1884. 

[[Pndidt Q. Dar. Bd. X. 8. A] 

Für Klagen gegen die Reioliseisenbahnen ans dem Haftpflichtgesetze ist in 
erster Instanz das Geiieht des Ortes zustandig, wo die Kaiserliche General- 

Direktion ihren Sitz hat. 

„In Erwä|2:ung, dass die beklagte Reichseisenhaiin ihren Wohnsitz in 
Strassburg hat: — dass der Kläger B. selbst nicht behaaptet, dass die 
Hauptstation Metz nl» eine selbststaudige Niederlassung der lleichseisen- 
bahü im Sinne des § 22 K.-Civ.-Prüz.-Ordii. aufzulassen sei und dass der- 
selbe jedenfalls keinerlei Beweisbehelfe für diese regelmässig nicht be- 
gründete Annahme an die Hand gegeben hat; — dase femer die Klage 
ausseUiesslich auf § 1 des R.-Hallpflichtgesetze8 gestützt wird; — dass 
diese Gesetzesbestimmung die Haftung der Eisenbahnen ohne Rneksieht 
auf das Verschulden der Bahnverwaltnng ausspricht und der letzteren nicht 
etwa den Beweis oder Gegenbeweis, dass sie ein Verschulden nicht trelTe, 
sondern nur den Nachweis eines eigenen Verschuldens des Verletzten oder 
einer unabwendbaren höheren Gewalt gestattet; — dass eben diese Un- 
abbüngigkeit der Haftungspflicbt der Eisenbahnen von jedem konicreten 
Verschulden ihrer Bediensteten auch der Annahme eines QuaaideHkts ent- 
gegensteht und es sich vielmehr um eine durch die GefUirUchkeit des 
Eisenbahnnntemehmens begrfindete erhöhte Verantwortlichkeit des üntei^ 
nebmers, tun eine Haftung aus dem Gesetz handelt; — dass sonach die 
Zuständigkeit des Landgerichts Metz weder nach § 12, noch nach § 22 
oder 32 der B.-Civ.-Proz.-Ordn. gegeben ist; — aus diesen Gr finden 
wird die Klage wegen Unzuständigkeit des Angegangenen Gertchts ab" 
gewiesen,** 
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Nr. 287. Entsdi. des ItontsebeD Beldisgeiiehte. 

5. Civil-Senat Vom 4. Oktober 1884. 

[Bivn, IMhdl «. Annalw. Bd. t. & 101 - PNOMTerwalt BL Jaluf. Tl. 8. tftl. 198:] 

Zur Begrflndim^ einM Anspmclies au $ 180 KOew.Ordii. Ist erfordeilkli, 
daas eine köiperiiolie Verletsimg ImI dem Botiielie erfolgt ist ud eine 
«iforderliehe SckutKToniehtiinip, welolie den UniUl verliiiidert hfttte, ge- 
fehlt hat War sie ezfeiderlleh, so haim ihr Fehlen hei jedem dnieh 
ZiifUl oder nuht dem BeBchadigten «nnreehnendes Yenehen geltend ge- 

maeht werden. 

Hierdnreh ist, wie der fievigionskläger geltend machte der § 120 der 
R. Gew. 0. verletzt. Zur BegrtodiiQg eines Anspraches aas § 120 ist er- 
forderlicb, dass eine körperliche Verletzang bei dem Fabrikbetrieb erfolgt 
ist und daee eine naeh den UmstAnden erforderliehe Sehntzvorrlcbtnog, 
welche die Verletznug verhindert hätte, gefehlt hat. Der § 120 verlangt 
die Sehntzvorriclitungen gegen Beschädigungen durch ZnMl und dnreh 
einen gewissen Grad von Unvorsichtigkeit der Arbeiter, 

Dass der Kläger in Folge eines Krainpfanfalls beschüdigt ist, setzt 
der Berulungsrichter voraus; dass darin nicht ein Zufall, sondern ein 
solches Verschoiden des Klägers zu finden, welchem der Schutz des § 120 
nicht 711 statten komme, hat der Bemfongsrichter nicht festgestellt. Kann 
dies nicht festgestellt werden, so kommt es darauf an, ob die fragliche 
Schutzvorrichtung den Unfall verhindert haben würde und ob sie zam 
Schutze der Arbeiter erforderlich war. War sie überhaupt erforderlich, 
so kann ihr Fehlen bei jedem durch Zufall oder dem Beschädigten nicht 
anzurcchneudcn Vcrsohen des Beschädigten geltend gemacht werden. Au 
den hieniach zur Kntscheidung der Saciie erforderli<dien tliatsärliliclicn 
Festste] luiiftcn hat der B. R. es fehlen lassen. Die von iiim ausgesprochene 
Vemoiiiuug des Kausalzusammenhanges zwischen dem Fehlen der Schutz- 
vorrichtung und dem Unfälle ist nicht eine faktische Feststellung Ober 
ürsacho niid Wirkung, sondern beruht darauf, dass er verkennt, welche 
thaisacUiichen Grundlagen die Auwendong des § 120 a. a.0. rechtfertigen.'' 



Nr. 828. Entaeh. dea ]>ea(8«iieB Beiehggeriehta. 
3. Civil-Senat. Vom 10. Oktober 1884. 

CD«atalM JiiT.Zt» Bd. la a m] 

§ 2 Hafl|»lUehtgwotB. § 129 KOew.OrdiL PlUeht des ünternehmen snm 

Sehntu der Arbeiter. 
Hat der Arbeitgeber Schntmaaearegeln aozaweaden nnterhuBen, durch 
deren Unterhissnng der Arbeiter in eine Lage versetzt iet, in welcher er 
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bei Eintritt des als iD(}gB<di TorauszoBebenden schSdigenden Ereignisfies 
TeniDglüGken mnsste, bo ist der Aibeitgeber nach eingetretenem Unfall 
ersatzpflichtig, wenn er nicht beweist, dass die Beschädigang trotz Anweu<^ 
diiDg des Schutzmittels erfolgt sein wflrde. Der Beweis, dass die Beschä- 
digung trotz solcher Anwendung hfttte erfolgen können, genfigt zn seiner 
Entlastung nicht. 



Nr. 229. Entaeh. d«6 DentMsheii Reiebagerlehts. 
4. Straf-Senat. Vom 10. Oktober 1884. 

rPreow. Venr. Bl. 71. 8.112. - Blum. ITrihell n. Annalcn. Bd. T. S.K». 84.] 

Der Versuf^h. dorn Eigentiiiimer ohiif Einhaltung der gesetzlich vor- 
gesctritlKneu Formen der Entpignimg sein Crrnndstück zn entzieliPii, ist 
ein rechtswidriger, gewaltsamer Eingriff in das Eigenthnm. Die Abwehr 
eines solchen Eingriffes mit Gewalt ist nicht widerrechtliche Nöthigung 
(§§ 240,241 E.Str.a.B), sondern berechtigte Nothwehr (§ 53 1. c). 

„Der Vorderrichter stellt fest, dass im Nov. 1883 die Häusler P. u. S. sich 
im Auftrage des Gemeindevorstehers auf die Besitzung des Angeklagten be< 
gaben, um behufs Verbreiterung d^er Dorfstrasse durch den Garten 
des AngekL einen Graben auszuwerfen und die auf dem hierdurch 
abgegrenzten Streifen Garteulandes stehenden Obstbäume 
zu fällen. Er stfllt anch fest, dafss P. nnd S., denen der Angekl. als 
jühzornig bekannt, von der Ansffihning des Auftrages Abstand genommon 
und sich entfernt haben, um einen KonHikt mit dem Angekl /n vermei- 
den. Nach der Anklage soll Angeklagter die beiden Arbeiter zur Unter- 
la-^snncr der Fortsetzung der Arbeit durch die Drohung, eine Axt zu holen 
und ihnen die Hände abzuhauen, widerrechtlich genöthigt haben. Das 
angegriffene ürtheil lässt dahin gestellt, ob die Drohung, sowie die Anklage 
behauptet, gefallen, weil der Angekl., da es sich um Schmfilening seines 
Grnndeigenthums gehandelt, berechtigt gewesen, den Ausweis über die 
Anordnung der Maassregel durch die zuständige Behörde zu verlangen un(i 
bis zum Erbringen desselben jeden Eingriff in sein Eigenthum kraft des 
ihm zustehenden Ilausrechtes zu verhindern, weil die Zeugen P. und S. 
einen solchen Ausweis nicht erhalten und deshalb nicht hal)en vorzeigen 
können, weil die Anklage selbst den Beweis schuldig geblieben sei, dass 
die Nothweudigkeit der Maassregel durch die zustündige Behörde festge- 
setzt, der Angekl. verpflichtet worden, sich ihr zn unterwerfen und hier- 
von in Eenntniss gesetzt worden ist, — und weil bei dieser Sachlage der 
vom Angekl der Maassregel entgegengesetzte Widerstand als widerreeht» 
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81 eh e r nicht aogeeehen werden könne. Deshalb ist Angeld, von der Anklafie 
aas § 241 R. Str. G.B. freigesproehen. 

Weder der L Kehter noch die Bevisiota der Staatsanwaltochaft lassen 
lieh 2war darflber ans, vrelehß Behörde sie als die zastftndige angesehen 
wissen wollen, aber die ünterstollnng, von der der I. Richter offenbar 
ausgeht^ dass der Gemeindevoistefaer keine Befagniss zn der Anordnang 
gehabt) um die es sich handelti ist unbedenklich richtig. Nach den hier 
maassgebenden Vorschriften des Ges., betreffend die Anlegung nnd Ver* 
ftndemng von Strsss«! nnd Plätzen in Städten und ländlichen Ortschaften, 
V. 2. JnH 1875 war zunächst unter Zuziehung bezieh. Benachrichtigang 
des Angeklagten in dem in den §§ 4, 5, 7, 8 das. geordneten Verfahren 
die neue Fluchtlinie der Dorfetrasse nicht vom Gemeindevorsteher, sondern. 
vom Gemeindevorstand im Einverständniss mit der Gemeinde und unter 
Zustimmung der Ortspolizeibehörde festzustellen, demnächst aber, da der 
Angeklagte einen Theil seines Gartenlandes zur Verbreiterung 
der Dorfstrasse hergeben sollte, die Entschädigung dafür in 
dem durch $§18, 14 a. a. 0. und {§ 24 ff. Enteignungsges. v. 11. Juni 
1874 geordn^en Verfahren festzustellen. Vor Festßtellung, Zahliing oder 
NiedcrK>giing dieser Entschüdigung war ADgekl. iiadi den §§ 24. ff. cit, 
zur Hergabe seines Grundoigenthums Dicht verpflichtet. Nach der für 
diese Instanz maassgebenden thatsächlichen Unterstellang des Vorderridi^ 
ters ist von alle dem hier nichts geschehen, Attgekl. nicht einmal davon 
in Kenntniss gesetzt worden, dass er sich der angeordneten Maassregel zu 
unterwerfen habe, nnd ihm von den beiden Arbeitern P. und S. ein Aus- 
weis über die Anordnung der Maassregel nicht vorgelegt worden. Bei 
solcher Sachlage war Angeklagter aber, wie mit dem 1. Richter anzuneh- 
men, berechtigt, den Versuch, ihm einen Theil seines Gartenlandes zu 
entziehen, als pinon rechtswidrigen gewalfsemen Eingriff in sein Eigenthum 
anzusehen und dernKeniäss und nach den hier überall zutreffenden § 78 
Einl., § 26 I 3, §§96. 141 ff. I 7 A.L.R. mit Gewalt ab/nwf^hrcn. War 
al>er Angekl. berechtigt, die beiden Arbeiter seihst durch Gewalt zu 
/wiuirpn, den Eingriff in sein ijingenthum zn unterlassen, so fehlt dem 
ihatbestande des § 240 K.Str.G.B. das weseutiiche Moment der wider- 
rechtlichen Nöthigung. 
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Nr« 830* Enfsdi« des Dentseben Beldisgerldito. 

5. Civil-Senat. Vom 15. Oktober 1884. 

[Deut-ifhe .Inr. Ztg. Bd. 10. S. IO.'k] 

^ 2 Haftpflichtgesetz. § 120 R. Gew. Ordn. Der Kausalzusammenhang des 
Uiiialls mit dem Verschulden des Aufsichtsorgans ist Voraussetzung der 

Haftpflicht des Unternehmers. 

Eine HaftuDg des Fabrikeigeiithümers für den eiugetretenen Unfall 
ist nicht begründet, wenn dio Verletzung die Folge einer an »ich schuld- 
haften Handlung oder Unterlassung des Repräsentantou oder eines Auf- 
sehers u. 8. w. ist, ohue dass diesem Beamten aber gerade diese Folge 
zum Verschulden anzurechnen ist. In einer Fabrik spranj? in Folge der 
Erhitzung einer Seh raube das Ventil los uud tüdtete einen Arbeiter. Wenn 
auch jener Vorijanc: nieht korrekt war, so wurde doch ein Verschulden 
<ie8 betrefteudeii lieaintcn für diesen Erfolg nicht angenommen, weil ein 
Vorfall solcher Art bis dahin ganz vereinzelt dastand — folgeweise auch 
nicht Haftung deä FabrikeigenthQmera. 



Nr. 2dl. Entsch. des Ober-Landea-CtorielitB Breslao* 

d. Civil-Senat Vom 16./27. Oktober 1884. 

{ 1 Haftpflichtgesetz. Der Beweis des eigenen Veneinddens nrass voll- 
stindig gefUiit md diaf sieht auf ThaiMdheiL gestfttrt werden, wekiie 
mir die MSg^eUcelt oder Vemrathnng eines solehen Venehnldens hegrinden. 

Beklagte sucht die ihr obliegende Entschädigungspflicht durch den 
Nachweis eines eigenen Verschuldens des Klägers von sich abzuwenden; 
ein solcher Nachweis ist aber in genügender Weise von ihr nicht erbracht 
worden. Wollte sie von ihrer Haftpflicht sich befreien, so war es ihre 
Sache, vollständig zu erweisen, dass die Ursache des Unfalls das eigene 
Verschulden des Klügers gewesen ist, nicht aber genügte hierfür die An. 
föiiruiii; \un Thatsachen. welche nur die Möglichkeit oder die Vermuthung 
f'iue» solchen Verschuldens begründen. Wie die Beklagte behauptet, soll 
Kläger sich au den Kohlenwagen angelehnt, beziehungsweise soll er 
/wischen den Schienen im Geleise, jedenfalls aber so nahe an dem letz- 
teren gestanden haben, dass ihn der plötzlich in Bewegung gesetzte Wagen 
berfihren nnd beschädigen mosste. Hierron ist in bestimmter Weise nichts 
erwiesen worden. Keiner der vemoomienen Zeugen haimit SieheilieÜ etwas 
ftber den Standort des Klftgers zn beknnden vermocht 

Beldagto m^t nnn zwar, es komme liieranf nicht weiter au, sondern 
es genüge zn der Annahme eines Versehnldens schon der Umstand, dass 
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Klfiger sich tu nahe an die Perronkante heranbegeben habe. Wftre dies 
thatBächlich der Fall gewesen, so würde allerdings auch solche Handlange- 
weise dem Kläger als grobes Vergehen, anzurechnen gewesen sein, denn 
darauf, ob eine Bewegang des Kohlenwagens zu erwarten gewesen ist oder 
nicht, kann es nicht weiter hierbei ankommen, wie es aacb unerheblich 
ist, dass Kläger in AusAbnng seines Amtes darauf an^cwieseu war, die 
Ankunft des Zngcs nnf dem Perron zwischen Gleis I und II abzuwarten; 
in keinem Falle durfte er so nahe au Perron herantreten, dass er 
bei einer etwaigen Bewegiuiq: des Kohlenwaq:ens erfasst und beschädigt 
werden könnte. Nach Lage der Sache uud nach dem Resultat der Beweisanf. 
nähme fehlt es aber auch nach dieser Bichtnog hin an jedem positiven 
Nachweis und kann auch hier nur immer von einer blossen Möglichkeit 
und von Yermuthuug die Hede sein. 



Nr. 232. £ntsGb, des Deutschen Heicbsgerichts. 
3. Civil-Senat. Vom 17. Oktober 1884. 

[BhnD, Urtb«U n. AtiiMdeo. Bd 1. & 97.98.] 

§ 1 HiftpflichtgesetB, Mit UnvoniGlitigkeiten, weloliB den gewöhnliaheft 
Arbettern theOs wegen Haiigela an Ueberlegmig; tkeüfl wegen Auer Yer- 
trantiieit mit der GeftiliT eigen sind, muss der Betriebsnntenebmer reohaeu 
und dalier die Arbeiter dnreli antapreehende Anweisungen und Yeibota 
(Inatmktlonfln eto.) auf die heaonderen Gefidiren der Arbeit hinweisen» 
wenn er nicht in der Lage ist, die Arbeit stets durch einen Aufteher 

flberwaohen su lassen. 

„Erachtet der B.-R. mit Recht die Anlage der Beklagten fQr ein» 
Eisenbahn im Sinne des § 1 d. E.-Hafti>fl.-6e8., so liegt es in der Kon- 
sequenz dieser Annahme, dass der Belilagten als Betriebsuntemehmerin 
ihren Arbeitern gegenftber dieselben Pflichten zur thunlichsten Yermeidang 
von Unglflcksftllen aus der Geföhrlichkeit des Betriebes obliegen, wie solche- 
fflr die Betriebsleitungen der allgemeinen Eisenbahnen gegenül>er den Ar- 
beitern schon aus dem Dienstvertrage bestehen. Es kann nun kanem 
Zweifel unterliegen, dass eine Betriebsleitung die ihr obliegende Soige 
thunlichster Sieherstelluog ihrer Arbeiter gegen Gefahr fUr Leben und Ge- 
sundheit verletzt, wenn sie es unterlftsst, die Arbeiter auf die besonderen 
Gefahren des Betriebes hinzuweisen, in der That werden wohl auch überall 
bei allgemeinen Eisenbahnen die Arbeiter mit Dienstinstmktionen oder 
Dienstanweisungen versehen, welche zugleich bestimmt sind, die Arbeiter 
gegen die den einzelnen Dienstzweigen eigenen Gefahren durch bestimmte 
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Anweisangen Ober die Veniehtung der Arbeit^ beziehungsweise dareh Verbote 
gewiaeer HasdluDgen thiwliehst zu schlitzen. Die Belclagte hat nun nicht 
nachweisen IcOooen, dass sie ffir den Betrieb auf ihren Schienenwegen An- 
Vreisungen an die Arbeiter erlassen, Vorschriften fDr die Fortbewegong von 
Eisenbahnwagen aufgestellt und insbesondere verboten hat» Wagen in der 
festgestellten Weise zu schieben. Es ist nicht erwiesen, dass durch An- 
schlag oder durch eine mitgetheilte Dienstinstmktion ein entsprechendes 
Verbot erlassen ist.^ Dies wird weiter begrfindet. „Die Belüagte trifft 
hiemadi der Vorwurf, dass sie nicht in der Weise fir ihre Arbeiter ge- 
sorgt hat, wie es die Pflicht einer Betriebsleitung ist Der KUger hfttte 
nun zwar auch ohne Verbot unterlassen sollen, vom am Puffer zwischen 
den Geleisen gehend zu schieben. Altem es kann nicht aogenonimen 
werden, dass hierin eine so scliwere Fahrlässigivcit liegt, dass dagegen 
(las eigene Verschulden der Beiilagten nicht in Betracht kommen kann. 
£];wägt man, dass bei der Fortbewegung eines Kisenbahnwagens anf dem 
Schieiiengeleise aus der Arbeit selbst doch nicht eine unmittelbare 
Oefahr des Starzens folgt, so hält sich die Fahrlässigkeit des Arbeiters, 
welcher die Möglichkeit des Sturzens ans anderen Ursachen nicht ins Auge 
fasst und beim Anfassen des Wagens einen Platz wählt, an welchem er 
beim Falle aller Wahrscheinlichkeit nach zu Schaden kommen wird, inner- 
halb des Kreises der Unvorsichtigkeiten, welche dem gewöunlichen Arbeiter 
theils wegen Mangels nn Ueberle^nnp:. thcils wegen seiner Vertrautlieit 
mit der Gefahr eigen sind. Mit solchen l'nvorsichticjkeiten soll aber eine 
Betriebsleitung rechnen, und sie mnss sich um so mehr veranlasst sehen, 
durch entspreehendc Anweisnngen und Verbote auf die besonderen Gefahren 
der Arbeit hinzuweisen und die Arbeiter vor Unvorsiehtigkeiteu zu be- 
waliren, wenn sie nicht in der Lage ist, die Arbeit stets durch einen Auf- 
seher fiberwachen zu lassen. Eine Ueberwachung bat auch im vorliegenden 
Falle nicht stattgefunden; die Arbeiter sind ohne Aufsicht gewesen, als 
sie den ihnen iui Wege stehenden beladeuen Eisenbahnwagen aof ein 
andere» Geleise haben seiiieben wollvu. Hiernach steht der Berufung der 
Beklagten auf das eigene Verschulden des Klägers liquide die Replik ent- 
gegen, dass sie selbst in Beziehung auf den Unfall ein Verschulden tritTt, 
■weil sie in Verletzung der ihr für die Arbeiter obliegenden Sorge es unter- 
lassen hat, den Arbeitern eine Anweisung zu crtheilen, deren B'»folgnng 
den L'nfall verhütet haben würde. Die Einrede des eigenen Verschuldens 
wird mitbin durch eine liquide replica doli beseitigt." 



Eger, EbenMuinditUdM Botielniduffii. lU. 
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Nr. 233. Entoeh. des Oesterreichisehen Obersten Oeriektshofes. 

Vom 21. Oktober 1884. 

[Jurist. Iilatt.T V. 1. Febr. m:>.] 

Art. 396,427 D.H. (j.B. Begriü der büslichen Handlungsweise. 

Der Ausdruck „bösliche HaTKllungsweise" umfasst nicht nnr dolos, 
sondern auch culpa lata. £r fällt daher unter jeueu Be^iff, weun die 
Transportanstalt da>ä Frachtgut statt an den Destinatar an einen zum 
Empfange nicht legiiiniirt^u Dritten aaalielert und der Destinatar zafoige 
dessen das cachtgut jiicht erhält 



Kr. 234. Kntsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

1. Civil-beuat. Vom 25. Oktober 1884. 
[PransL Tcfmlt.Bl. Jality. VL 8. 120.] 

Haftpflicht der Eäsenbahnverwaltong fttr Beschädigungen ans Nichtbeach- 
tung poUieiUeher SloheiheitsTonchrifteiL 
Dyr Eiscubahntiskus wurde verurtheilt, einem Beamten der Güter- 
expedition für die Zeit seiner Dienstunföliigkeit seine Dienstbezüge fort- 
zuzahlen, nachdem thataächlich feststellt worden war, dass dieser lediglich 
dadurch dienstiioWg geworden sei, dass er auf dem Wege von dem Dienst- 
lokal' nach der Strasse auf der von dem Beklagten nnbeleiehtet gelassenea 
Treppe bei Glatteifi aui>geglitlen war. 



Nr. 285. Sntsdi. des Dentsdieii Bei ehsgerlelits. 

1. Civil-Senat Vom 25. Oktober 1884. 

CBIam, ürtkeU n. Aanatea. Bd. t a 1U,11&} 

Os^terreiehisohe Zins-Koupons. Pie Klage eines J^bers yof der FiUig- 
keit, ihm rar FlUigksit ra sshlen, ist nicht statthaft 

Die Erhebung eines solehen Anspruches auf Zaiüung zur Zeit der 
Fälligkeit war trotz der Notorietät der Weigerung der Beklagten, die 
Einlösung zu dem der sfiddeutschen Wdhning entsprechenden Umreclmungs- 
betrage der deutschen Währung vorzunehmen, vor eingetretener F&Uigkeit 
nicht zalässig. Dies ergiebt sich insbesondere ans der Bestimmung des 
Inhaberpapiers. Wenn auch nicht geleognet werden kann, dass schon in 
Folge der Ausgabe eines solchen und schon vor seiner Fälligkeit rechtliche 
Beziehungen zwischen dem Aussteller und dem Inhaber des Papiers 
entstehen, welche im Interesse der Klarstellung oder Sicherung des Rechts 
fflr das Papier, dass sein Präsentant zur Fälligkeitszeit Zahlung erhält — 
ein Interesse, welches jeder Inhaber des Papiers auch vor der Fälligkeit 
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hst — zur Geltendm&cbimg von Ansprächen vor der Fälligkeit füluien 
kOiuan, fio wird doch eine wirkliflhe gehoLd, «ue Zahlangäpfiicht nnr 
gegenüber demjenigen, der Inhaber and Präsentant zar Zeit der Fälligkeit 
ist, begrfindet. Der Ansprach eines Inhabers vor der Fälligkeit, ihm zor 
Zeit der Fälligkeit zu zahlen, hat daher keinea aiulecea Inhalt aU dea, 
•dass der Emittent vernrlheiit werden solle, ihm sa sv^ea, sofern er znr 
Zeit der Fälligkeit Inhaber uiid Präsentant.eein werde. BoIcIm hypathetiscbe 
Ansprüche können nicht ßegeaatand eines aaf Zwang der £rfäUiiiig 
idizielenden UrtheUs sein. Nan sind aber während der BemlongsiiiatMiz 
allerdings die Sobaldverschreibungen MWg geworden, und es ist nnbafl^züiteD, 
daes Klüger zur Zeit dfr Flilligkeit Inhaber deraelben gewesen ißt. 

Hier koiTMrtt der « Irundsatz zur Anwendung, daös, wenn der erst Doch 
nicht vertolgbar gewesene Ansprucii noch während des Schwebens .des 
Prozesses verfolgbar wird, und der Gegner, ohne liurdiirch in seiner 
Ventheidigung bescbrfinkt zn worden, ihn aus unzutrertenden Gründen 
bestreitet, nun kein Aulass mehr vorliegt, den Anspruch behafs sofortiger 
Anstellung eines neuen Prozesses in diesem Prozesse abzuweisen. VgL 
Urth. des R. G. in Sachen Kasohhu-Oderberger Eisen bahiigeseliscbaft wider 
Horwitz V4>m 3. Januar löSä'' (Auualeu iBd. Yll S. 277' Foerster 
(Eccius), Preuss. Privatxecht I S. 287 N. 12; Dernburg, Preuss. Privat- 
recht I § 133; Gruchot, Bd. 26 S. 381; inßezug auf altes Prozessrecht: 
Eiit8ch. des R. G. Bd. I S. 425). „Ob die Aenderuu^ nach der Klage- 
erhebuuii bereits vor Fa-Uuiig des Urtheils erster Instanz ^er e^rtit iu der 
Beruf vugi^iiii^tanz erfolgt ist, ersehe iat ouerheblii^U.'' 



Kr. Bntseli. des HeatBehen BdelugerlAts**) 

2. Civil" Senat Vom 28. Oktober 188i, 

CPram. TtrwaltBL TL 8. 186.] 

§§ 30, S9 Pmas. ISntdgmmgBgeaetB Tom 11. Jiini 1874 Wer gegen die 
enge ans § 30 den AbUuif der 6monatiilehen Pr&klueiTfMet einwendet» 
luKt diesen zn bewegen, wobei $ls Zneteltnng nnr eine den gerieUllehen 
Belübidigiuigen entspreeliende angesehen wird. 
Anf den Kaseationerekars ist erwogen: dass der § 30 des Enteignnngs- 
gesetzes vom 11. Juni 1874 sowohl den Unternehmer als den Enteigneten 
zur Beschreitung des Rechtsweges für berechtigt erklärt, die Aasfibnng 
dieser Befugniss aber in dem Falle ausschiiesst, wenn nicht binnen einer 
sechsmonatlichen Frist, von der Zustellung des RegieroogsbeschlnsseB an 
gerechnet, von derselben Gebrauch gemacht wird; dass naeh dieser sowohl 

*) EiMDbaborechil. Bntseh. Bd. £ S. lö, 27, 87, 177, 204, 301, 3ä2; Bd. II S. 19, 67, 
152, 178, 261, 344, 889, 395, 421. 

26* 
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fnr die Klase als die Widerklage anwendbaren ßestininiuiii; die Zustellung 
des Ree:icnuifj;sbes('hlnsse«: kcineswop:s die iiothwendigf Voraussetzung; de"* 
Beschreitung des Kechtsweges bildet, sondern nur eine Präklusivfrist fest- 
gestellt wird, nach deren Ablauf weder die Klage nneli die Widerklage 
erhöhen werden kann; das?* hiemach dem widerl\lagenden rntenifhiner 
keine Beweislast in Betreff dur ihm geschehenen Zustellung und der Zeit 
dieser ZnstelluDg oblag, vielmehr der Enteignete, wenn er den Ablauf der 
Präklusivfrist behaupten wollte, schon nach dem in Art. 131.') H.G.B aus- 
gesprochenen allgemeiueu Grundj^utze der Beweis oblag, dass länger als 
6 Monate vor Erhebung der Widerklage eine den Fristenlauf eröffnende 
Zustellung erfolgt sei; dass nach § 39 des Enteignungsgesetzes eine Zu- 
stellung im Eiiteignungsverfahren dann für gültig erklärt wird, wenn sie 
nach den für gerichtliche Beluindignngen bestehenden Vorschriften statt- 
gofuütlLU hat, hieraus aber folgt, dass jede diesen Vorschriften uirlii ent- 
sprechende Zustellung nicht als gültig zu erachten ist und den Fristeulauf 
nicht eröffnen kann. 



Nr. S87* EatBdi. des Devtsehen Reiebsgeriehts. 

a. Civil-Senat. Vom 29. Oktober 1884. 

[Blum^Urtbell n. Annal». Bd. 1. S. 99.] 

Das Aufstellen von Kohlenkörben auf der au den Schienen beflndliolien 
Rampe zur Speisung der Lükomotive ist als eine in unmittelbarer Nahe 
der Seluenen vorgenommene Handlung zum Eisenbahnbetriebe zu. rechnen. 

§ 1 Haftpfliohtgesetz. 

„Ks muss nuu zwar dem B.R. darin beigestimmt werden, dass nicht 
jede die Beförderung von Personen oder Gütern vorbereitende Uaiuliung 
unter dem Begriff des Betriebes der Eisenbahn gebracht werden kann und 
dass es dabei auf die grössere oder geringere Entferntheit des Zusammen- 
hanges der vorbereitenden Handlung mit dem Betriebe ankommen wird. 
Eine bestiujrate Grenzlinie wird sich dabei schwer ziehen lassen. Der 
B.R- zieht diese Grenzlinie aber jedenfalls zu eng, wenn er zwar das 
Anfschfitten von Kohlen niunittelbar aof die Lokomotive für eine zum 
Betriebe gehörige vorbereitende Handliu^ erachtet, nieht aber das Aufstellen 
von EohlenkOrben auf der an den Sehienen befindlichen Rampe, von der 
sie anf die Loiiomotive geschflttet worden sollten. Biese in nnnrittelbarer 
Nfthe der Eüsenbahaschienen vorgenommene Handlung steht in so nahoa 
Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetriebe, dass sie als zum Betriebe der 
Eisenbahn gehörig gerechnet werden muss.* 
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Nr. 238. Enf sch. fles Deutschen Reichsfirerichts. 

1. Straf-Senat. Vom 30. Oktof)er 1884. 

[KDt«rh. df'S Hcirb«^er. iu SUafc. Hd. Ii. ö. 205— "Ä«. — Fuchell u. l-»uy, iieiUclir. etc. Bd. 10. S. 14 f.J 

In den Worten der §§ 315, 316 R. Str. Ges. B. „Ingefahrsetznng eines Trans- 
ports" fehlt jeder Anhalt dafür, d:iss nnr die Getahrdung eines bestimmten 
Eisenbahnzuges 0(Ut hpstimniter Zupr- oder Transportmittel gemeint seL 
Vielmehr genngt zur Anwendung der citirten Bestimmaugen die Gefähr- 
dnng der Belörderoug oder des Betriebes der Eisenbahn im AUgemeinen. 

In der Nacht vom 26, auf 27. Jannar 1884 setzte sich ein Wagenzug, 
bestehend aus 17 leeren verkuppelten Eisenbahn-Giit< i wagen ohne Lokomotive 
und Tender, welcher am 26. Januar Vormittags in K. im Elsass angekommen^ 
dort behufs Beladung und späterer Weiterbeförderung abgehängt und auf 

dem Geleise II der i^enannten Station aufgestellt war, infnlijc eines heftigen 
Sturmes in Bewt'gnng, gelangte auf das Hanptgeleise und rollte auf diesem 
etwa 7 km iu der Richtung naeh Seh. weiter, bis er auf deni Hauptgeleise 
von selbst zum Stehen kam. Obgleich eine Besrhädiguug an dem Eisen- 
bahnkörper oder den Bahnwagen nicht erfolgte, wurde der Stations- 
verwalter F von I\. wegen „Gefährdung eines Eisenbahntransportes" vor 
Gericht L;t^t ilt und auch nach § 816 Abs. 2 St.G.B.'s verurtheilt. Zur 
Begrundiiiii; der von demselben eingelegten Revision wurde geltend gemacht^ 
die Stralkammer habe die angeführte Gesetzesbestimmung verletzt, ins- 
besondere den Begrift des Transportes auf einer Eisenbahn verkannt. 

Aus den Gründen: 
Soweit es sich um den Begritf des „Transportes** auf einer Eiscn- 
hühn handelt, liegt den Ausführungen des Angeklagten die Auffassung zu 
Grunde, § 316 Abs. 2 St.G.B.'s krmne nur dann zur Anwendung kommen, 
wenn ein bestimmter, geTiau zu bezeicimender Eisenbahnzug in Gefahr 
gesetzt worilen sei. Dieser Äuliassung kann aber nicht beigetreten werden. 
in § 315 und in § 316 Abs. 1 St. G.B. s ist davon die Rede, dass „der 
Transport** in Gefahr gesetzt wird, bezw. jemand durch eine der im Gesetz 
bezeichneten Handlungen „den Trausport auf einer Eisenbahn in Gefahr 
setzt." Hier fehlt jeder Anhaltspunkt dafür, dass nnr die (Gefährdung 
eines bestimmten lüsenbahnznges oder bestimmter Zug- oder Transport- 
mittel die Anwendung der in Frage stehenden Strafbestimmungen recht- 
fertigen Sülle. Vielmehr führt die Fassung des Gesetzes zu der Auslegung, 
dass unter ^Transport" die Benützung der Eisenbahn zu den ihr eigen- 
thümlichen Zwecken, d. h. zur Beförderung von Personen und Gütern, 
verstanden wird, und dass eine Gefährdung dieser Beförderung oder des 
Betriebes der EiseDbabn genügt, um die Anwendung des Strafgesetzes, 
folls alle ilbrigeu YoransBetzimgeii desselben vorliegen, zu rechtfertigen. 
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Nach dieser AiiiAMeiuig bedeutet CMUirdiuig des TnnsporteB dasselbe, wie 
GeflUirdang dee Biseobalinbetriebee Im allgemdaes. Wird scboD durch 
die Fassoog der angefahrten Paragraphen nicht die Annahme gerechtfertigt* 
die Begtrafnng solle von dem Nachweise abhSngig gemacht werden, dass ein 
genan zu bezeichnender ßiseobahnzag gefthrdet Worden sei, so spricht gegen 
die beschränkende Anslegang ferner der Grand des Gesetzes, dnrcfa das 
offenbar der Eisenbahnbetrieb im altgemeinen gegen Torsfitzllche wfe gegen 
fahrlässige Gefdirdangen geschätzt werden sollte. In §. 316 Abs. 2 
St.G.B.'s ist nun allerdings nicht von der Gefthrdnng „des Transportes*, 
sondern davon die Rede, dass „ein Transport in Gefahr gesetzt worden 
ist. Dieser Gebrauch des unbestiwmtdn Artikels scheint zu dem 8ddnflBe 
zu berechtigen, dass hier in einem anderen Sinne von Eisenbahntfan^port 
gesprochen wird, als im ersten Absatz des §. 31 G und im §. 315 a. a. 0. 
Aber eine nähere Betrachtung crgiebt, dass diese Folgerang nicht gerecht- 
fertigt ist, vielmehr nur eine üiifrenanigkeit in der Fassung Torüegt £b 
ist von vornherein schwer erklärlich, wie man hättö däzu kommen sollen, 
bei der Gefährdung der Eisenbahn durch Pflichtverietzuns vonseiten der 
bei derselben angestellten Beamten nur för den Fall Strafe anzudrohen, 
dass ein bestimmter Eisenbahnzug in Gefahr gesetzt wird, bei dem in 
§. 316 Abs 1 a. a. 0. vorgesehenen Fahrlässigkeitsvergehen dagegen jede 
Gefährdung des Betriebes mit Strafe zu ahnden. Ein Grund zu einer so 
abweichenden Behandlung der zwei in einen Paragraphen zusammengefassten, 
ijahe ven^'andten "Vergehen ist um so w niirer ersielitlieh, als auch die in 
Abs. 2 bezeichneten Beamten sich finor Gefähniung aus Fahrlässigkeit 
schuldig madien können, und eine Vernachlässigung der diesen nhliegenden 
Pflichten nicht weniger schwer ins Gewicht fällt als eine ! ;ihrl ssMgkeit. 
Weiter kommt in Hetraclit, dass. wenn eine solcdo TTiiterseheidnug gew»oUt 
worden wäre, dringende Veranlassung bestunden hutte, die dazn führenden 
Gründe bei den Gesetzgebungsverhandlungen mitzutheilen und darzulegen, 
dass das Wort „Transport* in 3 in Abs. 2 einen ganz anderen Sinn 
habe, als im ersten Absatz dieses Paragraphen und in §. 315, indem es 
hier nicht die Beförderuiijü: aaf der Eisenbahn oder den Betrieb derselben, 
sondern die zu transportierenden (iegeustäude und die Truuspürtmittel be- 
zeichne. In der Vorgeschichte des Gesetzes findet sich aber nirajends eine 
Andeutung datiii-, flass bei der Pflichtverletzung der Beamten vom Transport 
auf der Eisenbuhn in einem anderen Sinne gesprochen werde, als sonst. 
Die Vorschriften der §§ 31 j und 316 St.G.B.'s entsprechen den Bestimmungen 
der §§ 205 und 20(> des früheren preussischen Strafgesetzbuches, in 
welches sie aus dem preussischen Gesetze vom 30. November 1840 
(G.S. 1841 S. 9) übergegangen sind. Schon in § 5 dieses Gesetzes nnd 
in § 295 Abs. 2 des preussischen Stra%esetzbnches wird von „einem*^ 
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Transport gesprochen, während im übrigen der bestimnote Artikel gebraucht 
wird. Weder in den Materialien zn diesem Gi^^etzbuch. noch in denjenigen 
znm deutschen Strafgosctzbuch findet sich aber eine dafür sprechende 
Aeusserung:, dass das Wort „Transpnrt" in verschiedenen ßodentangen 
gebraucht werde. Es ist desshalh jn/niu hmen , dass der Unterschied in 
der Fassnng, der zwischen Abs. 1 und AI < J des § 310 St. G. B.'s besteht 
nicht in einer materiellen Verschiedenheit des Inhalts, sondern nur in 
einer nniccnauou Ausdrucksweise seinen Grund hat. Unter der Herrschaft 
des prenssischen Stmfgesetzbuches ging denn auch die herrsclieude Ansicht 
dahin, dass der Begriff „Transport* in den §§ 205. 206 fiberall derselbe 
sei. Man kann uuu zwar geltend machen, dass die be,-( (iriitiktere Begriffs- 
bestimmung mit Rücksicht auf die in §. BIß Abs. 2 gewaiilte fas&ung 
allen den verschiedenen Vorschriften des Strafgesetzbuches, in welchen 
vom Transport auf einer Eisenbahn die Kode ist. zu Grunde gelegt werden 
könne. Aber gegen diese Autlussuug spricht ausser dem bereits oben 
dui gelegten Grunde des Gesetzes der Unistand, dass in mehreren Bestimmungen 
ganz allgemein von „dem Transporte auf einer Eisenbahn gesprochen 
wird und dieser Aasdnick vielmehr geeignet ist, die auf der Eisenbahn 
stattändende Beförderong, als die zu tniiftpftrtiraideii Gegeostäode und 
Transportmitlel m boseieimeii, HioriMch hÄ aanmeliiiieii, dass e» nidift 
blow naeh §§ 315, 316 Abs. 1 St.G.B.*8, londem auch oseh Abs^ 2 des 
letateren Paragraphen lediglidi darauf ankommt, ob der Eifl«iiba]mbetrieb 
als solcher, d. fa. die Benntamag der Bisenbabn za den ihr eigenthümlieheii 
Zwecken, gef&hrdet wurde. Die m dem angefochtenen üitheüe enthaltene 
Feststellong genflgt aber dann, nm die Anwendong des §. 316 Abs. 2 
a. a. 0. za reehtfertigeft, da es nach dem Inhalte der ürtheilsgrQnde als 
featgestellt anznsehen ist, es sden dadnreb, dass der in Frage stehende 
Wageoing auf das Hanptgeleise rollte nnd auf demselben stehen blieb, 
die Zdge, welche dasselbe am nftchsten Morgen befahren sollten, geftJirdet 
wofden. £e wird hiernach ohne Grand gerfigt, dass §. 316 Abs. 2 
St.6.B.*8 Torletzt worden sei. 



fi[r. 239. Entsch. des Bentselieii Belehsgerldits. 

4. CiTil-Senat. Tom 30. Oktober 1884. 

[Z«ltodii'. tftr Pranit. Secht Bd. 4. S. 492.] 

Ein Beamter hat die Dienstentlassung ohne Penalonsberechtigring verwirkt, 
wemi er, trotz wiederholten Verbots seiner vorgesetzten Behörde, in einem 
Yon seiner Ehefiran betriebenen Gesohäfte als Oehülfe weiter th&tig ge- 
blieben ist 

Die Direktion der Magdeborg-Uaiberstridter Eisenbahn hatte 
im Jannar 1879 eine Verfügung erlassen, in welcher sie erklärte, dass 
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sie zwar den selbstständige« Erwerb der Ehefrauen der Bahnbearateii 
sieht gftozlich untersagen wolle, dass aber mit Kuckeicht darauf, dass eiu 
derartiger Erwerb nur in seltenen Fällen ganz ohne Mitwirkung der £he- 
mftDDer geführt werden könne und diese dadurch unter Umständen von 
der pünktlichen und gewissenhaften Ausübung ihrer Dienstpflichten ab- 
gehalten würden, ei-forderlich sei, dass sie auch von dem selbstständigen 
Betriebe eines Geschäfts durch die Ehefrau in Kenutniss gesetzt werde. 
Der Stationsvorsteher H. ?ot/tr !iif>rauf die Dirfktioü in Keiintniss, dass 
seine Frau ein Kohleiig< s( h;itt Ixnroihp. Die Direktion untersagte nun 
durch Verfügung vom lU. Miir/ IST!» cl*'iii H.. das Kohleiiiicsiliäft, sei es 
gelbst oder dur«'h seine Ehcti au, ioitzusetzen und niaciite ihm beraerklich. 
dass, Wenn Klagen über seine di<'i»stliche P'fihruug eingehen sollten, er 
seine Entlassung zu gewärtigen halx'. 11. li< ss nichts desto weniger seine 
Frau das Kohlengeschäft weiter betreiben und durch Vertilgung \oni 
2t). Oktober 1879 wurde ihm die sofortige Entlassung aus dem Dienste 
angedroht , falls er auch jetzt noch das Kohlengeschäft unter irgend weldiem 
Namen und irgend welcher b'orni weiter betreibe. Das Kolil('ng(>s»'hatt 
wurde von Frau IL nicht nnfgegeben und H. am 10. November 1879 au» 
seinem Dienste ohne Pension entlassen. H. klagte nun gegen die König- 
liehe Eibeubahndirektinn zu Magdeburg als Vertreterin der Bahn und der 
Pensionskasse der Irülicrcu ilagdeburg-llalberstadtcr Eisen bahngesellschaft 
auf Zahlung eines Gehaltsrestes und einer jährlichen Pension von 375 M., 
iudem er geltend machte, dass das von seiner Ehefrau betriebene Geschäft 
keinen Grand zu seiner Dienstentlassung ohne Pensionsberechtigung ab- 
gäbe. H. warde jedoeh in beiden RechtBzfigen mit seiaem Elageaueprucbe 
abgewiesen, weil er erwieseDermaasBen als Gehilfe seiner Ehefrau in dem 
Kohle ngescbäft thfttig gewesen war. Die von H. eingelegte Revision wurde 
vom Reichsgericht zurückgewiesen ans folgenden Grfinden: „Kacbdem der 
Berafnngsriohter den Inhalt der oben gedachten Direktorialverffigungen 
ganz speziell mitgetheilt und erörtert, aucii daraus den Schluss gezogen 
hat, dass durch dieselben dem Kläger jedwede Thfitigkeit betreffs des 
Kohlenhandels verboten worden ist, schliesst er mit den Worten: Mit 
Rficksioht hierauf ist auch anzunehmen, dass der Kläger der Tragweite 
jener Verbote sich sehr wohl bewusst gewesen ist. — Der Berufung«^ 
richter findet die grobe Pflichtwidrigkeit nicht darin, dass Kläger die 
Schliessnng des Geschäfts seiner Bhefiau nicht herbeigeffihrt hat, sondern^ 
dasB derselbe auch nach dem Verbot io demselben, in der im Einzelnen 
festgestellten Weise als Gehilfe thätig gewesen ist Die FeststeUong, dass 
auch dies dem Kläger untersagt war, widerspricht nicht der Annahme des 
Bemfnngsrichters, dass in der Fortführung des Geschäfts durch die Ehe- 
frau keine Pflichtverletzung des Klägers lag.^ 
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Nr. 840, Entseli. des Deoteeheii Beiclmg^richls. 
1. Givii-Senat. Vom 8. November 1884. 

fBIam. TTrtbdl a. Aonalen. Bd.1. S. 14a - DentKhe Svr.titg. M. lOi S. 119.1 

1. Der Betriebsüberlassmigsvertrag zwischen der Kaiserin-Elisabetli-Bahii 
und der österreiclüsclien Staatsverwaltung vom 24. December 1880 und 
28. Januar 1881 ist kein Hinderniss gegen die Pfändaui,^ und Üeberweisung 
der Ansprüche der Erstereu ge^en den inländischen (deutschen) Arrest- 
dritten auf Herausgabe der in dessen Besitze befindlicheii Eisenbahnwagen. 

2. Nach deü Grundsätzen des gemeinen Hechts hat der Drittschuldnor, 
welcher dem Pfändungsbeschlusse zuwider die gepfändeten Objekte dem 
Sohiüdner herausgiebt, als Actus possessor dem Eigenthumskläger für den 
ybUen Sachwerth anfiEiikommen. — 8. Sine Kompensation von Standgeldern' 

nnd Straftniethen findet gegen diesen Sohadensanspmoli nieht statt. 

Der Anspruch auf Hcraus£;al)C der AVagen, welchen Kläger auf GrOnd 
des Ueberweisungsbeschlussci} vom 21. November 1S8H v^rfnls^t, gründet 
sich auf das Eigenthum der Kaiserin-Elisal)eth-Babu-(icselisthafl au diuseu 
Wagen. Die Beklagte bestreitet, dass der Gesellsoliaft die Eigenthums- 
klat;(! zustehe, und behauptet eventuell, dass dieselbe wegen den Betriebs- 
überlassungsvertrages gegen die Beklagte nicht verfolgt werden l^ünue. 
Weder in der erstereu noch iu der letzteren Kichtung erscheint der 
iMuvvaiul begründet. Wie immer das durcli diesen Vertrag geschaffene 
HeLhtävcrhiiltuisö aufzufassen sein üiag, bc/ugliih dessen die in Betreff 
der gleichartigen Verträge des preussischen Staates aufgestellten Annahmen 
einer Verpachtung, eines dinglichen Nutzungsrechtes oder eines Verkaufes 
der künftigen Bahnerträgnisse iu Frage kommen könnten, so steht jeden« 
falls fest, dasfi durch denselben weder dne Yerftnsserung des Eigenthoms 
der Oesellschalb an den Eisenbalmen nnd dem Betriebsmaterial uocli eine 
Abtretung der Eigentimmsklage stattgefnndai hat Der fisterreiehisobe 
Staat, welcher den Betrieb des Unternehmens fOr eigne Reehnnng gegen 
eine von ihm zn leistende Jahresrente fibemimmt« soll die bisher von der 
Gesellschaft betriebenen Eisenbahnen, insolange deren Einlösung dnreh 
den Staat nicht erfolgt, im Namen der Kaiserin-Elisabeth-Bahn-Gesellschaft 
innehaben (§ 2 Abs. 2), welche Eigenthümerm (§ 4 Abs. 1) nnd Besitzerin 
(§ 4 Abs. 1) der für sie im Eisenbahnbach einverleibten Elsenbahnanlagen 
nnd des zum Betriebe derselben gehGrigen festen nnd beweglichen 
Materials bleibt, insoweit dasselbe als Bestandtheil der bücherlichen 
Einheit den Prioritätsglftubigern zu haften hat, also auch des Fahrbetriebs- 
materials gemäss § 5 des Gesetzes vom 19. Mai 1874 (Oesterr. Reichs- 
gesetzbl. 1874 Nr. 10). Der Gesellschaft ist demnach bezüglich dieser 
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Oegeostftnde mit dem fiigenthiuii auch das Beeht Terblieben, sich der 
Eigenthnmsklage zn bedienen. 

Allerdings isi die GeseMiaft bezüglich der Aasabiuig ihres Eigen- 
thuTOBrechtes besehrSnkt durch die Verpflichbuigen, welche sie durch den 

Betriebsüberlassunggyertrag gegenöber dem Staate fibemommen hit 8ie 
hat sieb verpflichtet, Bestandtheile ihres Eigenthnms nicht ohne Zustimmnng 
des k. k. Handelsministerinms zu veräussern oder an verpftnden (§ 3 Abs. 4) 
nnd hat dem Staate alle diejenigen Verfügangen Ober ihr Eigenthum 
gestattet, welche der Betrieb ihres Unternehmens mit sich bringt (§ 1). * 
Aber dnrch diese Vertragsbestimmongoi sind nur obligatorische Becbts- 
beziehungen zwischen den Vertragschliessenden begr&ndet, keine gegen 
dritte, dem Vertragsverhflltniss fremde Personen wirkenden dinglichen 
Schmälemngen des Eigenthums. Es würde daher die Beklagte, wenn sie 
als Besitzerin der Wagen auf Herausgabe derselben von der Kaiserin- 
Elisaboth-Ralm-Gosellschaft mit der Eigen thnmsklage belangt wäre, sich 
gegemlbcr dif^^<^r Kitige nicht dfr Einrede bedienen können, dnss Klägerin 
durch Ansteliun^c der Klage ihre YertragspQichten gegenüber dem Öster- 
reich iR*hen ^^taat'' verletze. 

Hieran vennag auch der Umstand nichts zu ändern. dRss dio H*'khigte 
in Folge des dem osterreiehischen Staate überlaRS(Mien Bahnh' ti ir bes in 
den Besitz der AVagen gelangt ist. Hieraus foli^t nicht, dass die Beklagte 
in Vprtretnni( des österreiehischen Staates belangt und def^halb die dem 
Letzteren zustehenden Einreden vorzuschützen berechtigt sei; vielmehr ist 
sie als Besitzerin der Wagen im eigenen Namen belaniit. Aus dem gegen 
sie anhängig gemachten Rechtsstreite könnte sich /\\.tr unter Umstanden 
ein Rechtsstreit zwischen dem Kläger nnd dem österreichischen Staate 
entwickeln, in Folge einer Hauptiutervention desselben (§ 61 der C.P.O. 
oder einer Benennung des Vormanns seitens der Beklagten (§ 73 der 
C.P.O.) ; aber solche Umstainle liegen nicht vor, da die k, k. österreichische 
Direktion für Staatseisenbahnhetrieb nur als Nebenintervenientin zur 
Unterstützung der Beklagten autgctrcteu ist. Es handelt sich daher nur 
nm die Frage, ob die Beklagte der Eigenthumsklagc der Ealserin-Elisabeth- 
Bahn-Gesellschaft aus eigenem Recht die Einrede entgegensetzen konnte^ 
dass sie den Besitz der Wagen von dem O^rreichisehen Staate ableite, 
diesem gegenfiber aber die Gesellschaft die Vindikation anzustellen durch 
den Betriebsfiberlassnngsvertrag gehindert s^. Diese Frage aber mnss 
verneint werden. Die von der Beklagten als exceptio doli bezeichnete 
Einrede ist nichts anderes als die Behauptung, dass die Gesellschaft durch 
Anstellung der Eigenthumsklagc sich einer bewnssten Vertragswidrigkeit 
schuldig machen wfirde; von einer Vertragswidrigkeit aber kann gegenfiber 
der Beklagten, mit welcher die Gesellschaft nicht im Vertragsverhftltnisse 



Digitized by Google 



EbIhIi. dw DMtsobeii Reidugfrldito vom 8. NovwDbar 1884. 



411 



8leH keine S«d0 mId. IJebrigm wflfde, wmniclrt; sqIiod dieB0f Chvnd 
dardigreifend wtre, die Einrede avdl deshalb Terwnfett irsrd^ mfiseeit, 
weil deir Beklngtoa ein Etnwaod auf keinen Fall in weitioreiB UttifMige 
zQstsbeii ktante als dem nsterreichiKhen Staate selbst, diesem aber die 
Beniiiing auf den Betriebsfiberlasanngevertrag nichts nützen kf^nnte, wenn 
es sich am Befriedigong von Prioritatdgläabigern der Gesellschaft handelt, 
io deren rechtlichen Verfa&ltnissevi der gedaehte Vertrag (§ 4 Abs. 2, § 11) 
keine Aendemni? herbeige fuhi-t hat. 

„Es bftdarf keiner Prüfuni? des /weiten Gnmdes, insbesondere der 
Vorfrage, ob in dieser Hinsicht die Grandsätze des Gemeinen Rechts oder 
des dsterreichischen Rechts in Anwendung kommen. Denn schon der 
erste Grtrnd rechtfertigt die Entscheidtincf dp5< Benifnn£rsn:eriehts:. Ganz 
abgesehen davon, ob der dem Kläger überwiesene Eigenthumsanspruch 
den eventuell erhobenen Werthersatzansprach in sich schliefst, steht 
letzterer dem Klüger schon deswegen zn, weil die Znwiderhaiidliing gegen 
die von dem Cedentoii des Klägerr erwirkte amtsgerichtliche VerfQgnng 
vom 29. Jnli die Verpfliehtang zur Wiederherstellung des rechts- 

widriff verflndertCD Znstandes, mithin, wenn die Wagen pelbst nicht wieder 
herlieigeschaflft" werden . die Verptlichtnng mm Ersätze des damaligen 
Werthes derselben begründet. Die amtsgerichtiiche Verfugnng gab der 
Beklagten auf, die Wagen nicht mehr an den Schuldner herauszugeben, 
dieselben vielmehr an den von dem (ilfiubiger beauftragten Gerichtsvoll- 
zieher m überliefern. Mag man eine derartige Verfügung dahin verstehen, 
das« dadurch schlechthin die Verpflichtung zur Herausgabe an den 
Gerichtsvollzieher begründet wurde, oder mit dem I. Strafsenat des R.G." 
(Annalen Bd. VII S. 10: Entsch. in Strafsachen Bd. VH. S. 297) .,dahin, 
dass Beklagio die Wagen auch im Besitze behalten konnte, ohne dem 
richterlichen Befehl zuwider zu handeln: so war jedenfalls in der Herans- 
gabe der Wagen an einen Anderen als den vom Gläubiger beanftragten 
GericbtsTollsielier eine Znwiderliaodlnng gegen die ergangene amtsgeriebtliche 
Verfügung enthalten. Dnrch diese wissentliche and dnreh niciits 
entselinldigts Znvideriisiidlang gegen den richterlichen Befehl wurde — 
gleichviel ob darin ein Vergehen gegen § 137 des R.8tr.G.B. enthalten 
war, welche nach der Ansicht des R.G.*^ (a. a. 0.) „nicht bloss bei der 
PfSndnng von Sachen, sondern aach bei der Pf&ndnng von Ansprachen 
auf eine Sache Anwendung findet — ein Vergehen im civilrecbtlichen 
Sinne begangen, welches gegenüber dem dadurch beschädigten Gläubiger 
die Verp6ichtnng znm Schadensersatze begrfindet Der hierzu erforderliche 
Dolus, welcher schon in dem Bewusstsein der Widerrechtlichlceit des 
Verfohrens enthalten ist, wird durch den tou der Belclagten behaupteten 
Rechtsirrthnm, wie das Berufnngsgericht mit Redit annimmt, nicht 
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ausgeschlossoii. Wenn Beklagte glaubte, der richterliche Befehl bestehe 
nicht zu Reeht, so schloss doch dieser Irrthum — dessen Erheblichkeit 
in strafrechtlicher Hinsicht des II. ätrafsenat des (Annalen Bd. X. 

S. 20ü; Entsch. Bd. X. S. 431) „angenommen hat — den eventuellen 
Dolus für den in der That eingetretenen Fall nicht aus, dass eine Anihebong 
des formell zu Recht bestehenden Befehles nicht erfolgte." 

„Auch die Verwerfung der Kompensationseinrede der Beklagten, 
gegen welche ohnehin ein besonderer Angriff der Revisionsklägerinnen 
nicht gericfitet worden ist, stellt sich nicht als rechtsirrthfimlieh dar. Die 
Beklnfrtn will von dem eventuell einirekkigten Betrage Wagenstandgelder 
und Strafniietlieu in Abzug bringen, welche niüglicherweisc von ihr hätten 
gefordert werden können . wenn sie dem aratsgerichtliehen Befehle gemäss 
im Besitze der Wagon {ichlieben wäre. Dieser Anspruch scheitert, von 
allen sonstigen Miingeln der Begründung abgesehen, schon daran, dass 
kein Rerhtsgrnnd ersichtlieh ist, welcher die Yerbnniiiehkeit des Klni^eii* 
er/.enirte, der Beklagten den Schaden zu vergüten, welcher ihr dadurch, 
entstand, dass Klager oder sein Cedent zur Beitreibunt: einer ihm 
zustehenden Forderung im Wege der Zwangsvollstreckung eine recht- 
mässige Pfändung erwirkte. Es ist daher weder eine Retentionseinrede 
gegenüber dem in erster Linie erhobenen Eigenthnmsansprnch . noch eine 
Kompensationseinredo gegenüber dem eventuell erhobenen VWrthersatz- 
anspruch iM gnmdet. Wenn es sieh um /alilungsverbindlichkeitcn handelte, 
für welche die Wagen als l'fand hafteten, so ktinnte hei der Abmessung 
des Werthersat/es das auf den Wagen haftende Tfandrecht in Betracht 
kommen. Um ein Pfandrecht an den Wagen aber hnudelt es. sich weder 
bei dem Wageustaiidgeld, welches auf Gmnd der §§ 11 und 13 dos 
BegnlatiTS fttr die gegenseitige W^agenbennUnng im Bereiche des Vereins 
deoteeher Eisenbahnvorwaltnngen vom 1. Jumar 1881 an wegen üeber- 
sefareitung der Benatznngsfriet von der betheiligten EiBenbahnverwaltong 
etwa gefordert werden konnte, noch bei der Wagenstrafmiethe zn deren 
Zahlung die Beklagte auf Gmnd des § 60 des BetriebBreglements in 
Verbindnng mit dem Lokalgfttertarif der Hessischen Lndwigsbahn Th. U 
S. 16 gegenaber FrachtinteresBeoten anter Umständen verpflichtet sein 
konnte.** 



Nr. 241. Eutseh. des Deutschen Reichsgerichts« 
2. Givil-Senat Vom 14. November 1884. 

[Blut, Urthcil a. Annalen. B<L 1. S. 183-)«;. - Deiibthe Jur. Zt«. Üd. lü. S. 177 -ISO. : 

0eg6n die Entscheidung der Verwaltungsbehörde daräber, ob und von 
welchem Zeitpunkt an ein Beamter einstweilig oder deflnltiT in den Buhe 
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«taod zu venetien sei, Ist der Beelitnreg uiundftsslg (§§ 149, 165 des 

BeicliS'BeamteBgeMlaes). 
Der § 149 des Reiche -Beamtengesetzes erkl&rt den Rechtsweg Aber 
TermOgensrechtlidie Aosprllehe der Beamten ans ihrem Dienstverhftltnisse 
„mit den in den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen Maassgaben" für 
statthaft. In dem § 155 wird sodann die Entscheidung der Verwaltangs- 
behörde darftber^ ob nnd von welchem Zeitpnnkte an ein Beamter einst- 
weilig; in den Ruhestand zu versetzen sei, für die Beurtheilung der 
Tor dem Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlichen Ansprüche fQr 
maassgebend erklärt Der klare, unzweideutige Wortlant dieser Be- 
stimmung, welche za den „Maassgaben*' gehört, auf welche der § 149 
verweist, führt nnn zu der Anslegnng, dass damit den Gerichten die Nacii- 
prüfung darüber entzogen ist, ob die Verwaltungsbehörde aus zureichendem 
gesetzlichen Grunde und auf genügend festgestellte Thatsachen hin den 
Beamten ans seinem Amte entfernt, einstwcilis: oder definitiv in den 
Rnhestand versetzt habe: denn maassgeben '1 für die Beartheiluiiij der 
geltend gemachten vermögensrefhtlichpn Ansprüche .sind die irpHniiten 
Entscheidungen nnr, wenn für eben diese Beurtheilung die Tharsu he. 
dass der Beamte, wie im f^efrohMTUMi Falle, einstweilig in den Ruhestand 
versetzt sei, mit der reehtlieheu i olge unanfechtbar feststeht, dass nur 
darnach, d. h. also nur auf der Grundlage, dass es sich nm Vermögens- 
recht liehe Anst)rüche eines einstweilig in den Rnhestand versetzten Beam- 
ten handele, der Umfang dieser Ansprüche richterlich bestimmt wer- 
den soll. 

Bei der anderen Auslegung, welche in den Kreis der gerichtlichen 
Erwägung auch die Prüfung der Rechtmässigkeit des Ausspruches der 
Verwaltungsbehörde zieht, wodurch der Beamte in einstweiligen Rnhestand 
versetzt worden ist, nach welcher also das (4('ri« ht aueii zustiindii;; wäre, 
ilie vermögensrechtlichen Ansprüche auf der entgegengesetzten (Jnindlage 
festzusetzen, dass der Beamte mangels der rechtlichen oder thatsüchlichen 
Voraussetzungen nicht in den einstweiligen Ruhestand habe versetzt wer- 
den dfirfen, wftre der Ansspnich der Verwaltnngsbehdnle für die Benrthei- 
Inng der vermögensrechtlichen Ansprüche offenbar nicht maassgebend. 
Sdion an diesem Znsammenhange der §§ 149 bis 155 nnd an der ans 
dem klaren Wortiante sich nothwendig ergebenden Folgerung mnss jeder 
Yersnch scheitern, dem § 155 eine die richterliche ZnstSndigkeit erwei- 
ternde Auslegung zn geben. 

Es kann zwar die Unterscheidung zwischen dem privatrechtliehen 
und dem staatsrechtlichen Theile des Dienstverhältnisses, wie solche, be- 
reits in den Motiven zum Prenssischen Gesetze vom 24. Mal 1861 Aber 
-die Erweiterung des Rechtsweges, dessen §§ 1 und 5, die §§ 149 bis 



Digitized by Google 



414 biteeb. des DeutachMi ft«idMigeri«lito Tom 14. Novembar 1884. 



155 «les Reicbs-Beamtengesetzes nachgebildet sind, gemacht worden ist, 
als tli' nretinsoh richtig, niid t s kann iäraer zugegeben werden, dü.s.s die 
vermugeusreciitUclien An^piache des Staatsbeamten, insbesouderc auf Bo- 
soJduug, Pension oder Wartegeld, zur privatreciitlichen Seite gehören; 
auti dieser Unterseheidmig fulgt jedoch noeh nicht nüthwendig, das«» der 
Gesetzgeber die Gerichte für zastäiidig erklären masste, die vermögens- 
reclitliüheu Ansprüche der Beamten ganz unabhungig und ksigelöst von 
der darch die VerÄ'altuugK. oder Exekutivbehörde innerhalb ihrer Zustau- 
digktiit geschaffenen Sachlage zu beurtbeilen. bei dui Auslegung des ge- 
gebenen Gesetzes bleibt vielmehr immer noch zu prüfeu, ob der Wille des 
Gesetzgebers dahin gehe, dass die Gerichte die privatrechtlichen Ansprüche 
der Beamten imcii der tbat&Sichlich gegebenen öfentlich-rechtlicben Stellaog 
derselben (ob activ, ob zur Hohe gesetzt, ob befördert, ob disziplinar be- 
straft oder nicht) jsa benrjbbeüen haben — wie solebe IMnen von der Mecsa 
kompetenteD Behlirde durch Verleihung, Entaodluuig des Amin» utd der 
FpDktioBen gegeben worden ist , oder ob es der .WiUe des .Gesetzgebers 
sei, dass Ittr die Beurtbeilung der yermflgenswichtfichMi Aasprfiche die- 
jenige Stellung des Besinton msasseebend ^i, iwkhe demeelbaD hfii mmer 
nach der Auffassung des derlelits reclitafisBigen Ansftbnng der 
Aemtediolieit oder -der .Dwzipliuargewatt hätte verliehen oder ibelassen 
uterden sollen. 

Naeh dem bereits Ausgeführten lassen aber die §§ 149, i&5 .eit. keine 
andere Auslegung ,zq, als die, dass der Gesetxgeber den entecen und 
nicht den zweiten Standpunkt eingenommen und seinem dahin gehenden 
Willen bestimmten Ausdmck gegeben habe. In dieser Bichtung kann 
■ insbesondere mcht die Unterscheidiuig gebilligt weideu* welche auch deu 
. vom BevisionskUger angerufenen ürtheikn des ehemaligen Pkeoss. Ob. Trib. 
vom 4. Februar und 9. Juli 1869 (Bntscb. Bd. 62 S. 230 und 244) zu 
Grande liegt, dass die Entziehang der Funktionen, die Entfernung des 
Beamten von seinem Dienste, also die von der Verwaltungsbehörde ge- 
schaffene staatsrerhtliehe Stellung desselben unangetastet bleibt, wenn sich 
. auch das Gericht bei Beurtheiluug des vermögensrechtlichen Anspruches auf 
einen, dieserthatsächlichen Sachlage entgegengesetzten Standpunkt gestellt hat. 

Um diese Unterscheidung zu begründen, müsste mau den § 155 dabin 
auslegen, dass die darin aufgeführten Entscheidungen der Disziplinar- und 
Verwaltungsbehörden deshalb und nur deshalb für die vor dem Gerichte 
geltend gemachten vermögensrechtlichen Ansprüche für maassgebend erklärt 
worden sind, um den Gerichten die Zuständigkeit abzusprechen, auch 
darüber zu entscheiden, oh ein Beamter in seinen amtlichen Functionen 
zu belassen sei, obgleich iliiii solche von der Dienstbehörde vorübergehend 
oder dauernd entzogen worden sind. £iue soldie Auslegung ist al>er ou- 
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möglich; denn sie ist mit dem Wortlaute des Gesetzes unvereinbar und 
würde dem Gesetzgeber den Vorwurf der Wiederholung^ desjenigen znzie- 
heo, y^m eich bereits aus § 149 ergiebt, welcher den Rechtsweg nur über 
die vermögensrechtlichen Ansprüche des Beamten gestattet, damit 
also den Gerichten beceits diejenige Befugnis» entzieht bezw. nicht ver- 
leiht, weiche ihnen nach jener Auslegung des § 155 noch ausdrücklieh 
entzogen werden sollte. Daraus folgt aber auch, duss dieser § 155 über- 
haupt keine Bedeutung hätte, wenn inan ihn nicht dabin versteht, dass 
or den Richter bei Benrtheihing der privatrechtliehen Ansprüche an die 
von den Disziplinar- nnä Verwaltungsbehörden geschaffene öffentlich-recht- 
liche Lage des Beamten binden will. Daraus, dass das Königl. Preuss. 
Oh. Trib. den § 5 des obenerwähnten Gesetzes vom 24. Mai 1861 zu 
Gunsten einer weitergehenden gerichtlicher Zuständigkeit ausgelegt hat und 
dass dieser § 5 mit einer für die vorliegende Frage unerheblichen Aendo- 
rung als § 155 in das Reichsgesetz aufgennmmeu worden ist, kann nicht, 
wie der Vertreter des RevisionskUig« rs ausführt, auf den Willen des Gesetz- 
gebers geschlossen werden, das» auch dieser § 155 im Öiüue Jener Ent- 
scheidungen des Obertribunals auszulegen sei. 

Es kann zugegeben werden, dass bei der hier als allein richtig ge- 
billigten Auslegung des Gesetzes die Tragweite des § 149 eingeschränkt 
und dem Beamten die Möglichkeit entzogen wird, vor den Gerichten wenig- 
stens nach der verraAgensrechtlichcn Seite hin Abhilfe gegen eine seiner 
üeberzeugung nach ungerechtfertigte P^otfernuiig vom Amte oder Versetzung 
in den Rahestand zu crlaugen. Abgesehen jedoch davon, dass vMiklii he 
oder scheinbar harte Konsequenzen eines Gesetzes nicht zu einer Aus- 
legung desselben berechtigen, welche mit seinem klaren M'ortlaute unver- 
einbar ist, bleibt immerbin noch ein grosses Gebiet für die Anwendung 
des § 149 Hbrig. Der Beamte hat dnreh denselben gerichtlichen Schutz 
nicht nnr gegen etwaige willkflrliche Entziehnng oder Sdunfilerung seines 
Diensteinkommens, Pension oder Wartegeld, wie ihm solche bei seiner von 
der YerwaltongsbehOrde anerkannten Stetlaog gebühren, sondern aneh 
gegen eine dem Gesetze nicht entsprechende Berechnung seiner Bezüge, 
-wie denn anch Ober solche Streitpunkte zahfa-eiche gerichtliche Entschei- 
dungen vorliegen. Nach dem Ausgeführten lag kein Grund vor, von der 
bereits in einem analogen Falle" (Annaien Bd. I S. 537; Entsch. Bd. I 
S. 34) «vom B.G. angenommenen Auslegung des § 155 abzugehen, und 
die in Entsch. Bd. III S. 91« (Annaien Bd. III S. 8*2) „roitgetheäte 
Entscheidung, welche einen von dem vorliegenden wesentlich veisehiedenen 
Fall betrifft, kann hier nicht in Betracht kommen. Ist al>er für den ersten 
Klaganspmch der Rechtsweg unstatthaft, so musste die Bevision insoweit 
ohne Prfifong des materiellen Sachverhaltes zurackgewiesen werden. 
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Nr. 24'^. Knfsch. des Deutselien Beiebsgerielits. 
1. Givil-Senat. Vom 15. Norenber 1884. 

(Zt«. des V«ralW DmtsdL Elscnb.Verw. 1885. 8. 17d. - DeuUcbe Jur.Zt«. Dd. la S. 182. 1^] 

§ 1 Haftpflichtgesetz. Bei konknrrirendem Versolialden trifft den ünter- 
neluner die Haftpflicht, wenn rln^^ VerschiildeB des Verletzten sa gering- 
fügig war, Hin als Ursaehe des UniihUB angeselieB werden m können. 

Durch einen Dampfwagen der Straeeeneieenbaluigeaellacfaaft zn Ham- 
burg wurde ein fiber den Strassendamm gehender Mann überfahren nnd 
:getDdtet. Dieser UnfoU war hanptsäcblich dadarch hobeigefilhrt worden, 
daas der LokomotiTfUhrer, welcher die Lokomobile des Zngee« von welchem 
4er Vemnc^ckte fiberfohren worden, führte', statt aeiner Pflicht geroHss 
<das Geleise, auf welchem er fahr, vor sich im Avge zu behalten nnd bei 
dem Bemerken des die Geleise überschreitenden Hannes zeitig zu stoppen, 
seitwärts nach einem vorbeifahrenden Znge gesehen nnd deshalb den Mann, 
bevor derselbe von der Maschine erfasst worden, gar nicht bemerkt hatte. 
Allerdings traf aber aocb den Verunglückten ein Verschulden, indem er 
trotz des Herannahens des Dampfwageus den Fahrdamm überschreiten 
wollte. Die Wiftwe des Vemnglückten beanspruchte auf Grund des § 1 
<]es lieichs-Haflptlichtgesetzes von der Eisenbahogescllschaft Schadenersatz, 
welcher ihr indess von der Gesellschaft verweigert wurde, indem diese 
geltend machte, dass der Verstorbene «ich den Tod durch eigenes Ver- 
schulden zugezogen habe. Auf di«' Khiiz*' fler Wittwe wurde die Gesell- 
schaft in beiden Instanzen zum ^^c'hadener>;atz venirtheilt und die Revision 
der Beklagten vom Keiciisg:i'ri('lit zunickgewieseü, indem es begriiiHk'ud 
ausführte: „Der BerufnnL^^riehter imputirt allerdings dem Getudteten ein 
leichtes, j^erin^e«! VerschuUlcu, führt ah"r «ns, dass demselben di«' eilieb- 
lidisten EntxliuldiLrungsniomcnte znr >eiie stehen und er legt die Hanpt- 
sciiuld an dem Unfall dem Lokomotivführer bei .... Der BerutuiiiTS- 
riehter sieht deshalb das leichte Verschulden des Getödteten nicht als das- 
jenige an, weiches den Unfall verursacht habe." 



Nr. 243. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
1. Givil-Senat Vom 19. November 1884. 

[Deutsche Jur. ZUr. \}<\. 10. 8. 168, 169.] 

Aneh der Transport von Erde auf Schienengeleisen beim Elsenbaluibaa 
ist Elsenbahnbetrieb im Sinne des § 1 des Haftpflicktgesetzes. 
Ein Unternehmer fibernahm die Anlage eines Dammes. Die l^ierza 
erforderliche Erde zn gewinnen, legte er Schienen nach einem Erdber^S* 
nnd Hess dessen dnrch seine Arbeiter losgelöste £rde auf den Schieneii*^*< 
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III kleinen, theils von einer Lokomotive gezogenen, theils tob Arbeitern 

geschobenen Wagen nach der Stelle fahren, wo der Damm zn errichten 
war. Die Verletzung eines der schiebenden Arbeiter durch eine von dem 
Erdberge herabstürzende SchoUe nmchte den Unternehmer aus § 1 des 
Haftpfliehtges. schadenersatzpflichtig. Denn die Verletzung erfoliTtr im 
Betriebe der Eisenbahn, weil der Bahnbetrieb anf den Schienen, zwi- hen 
■welchen der Arbeiter sich im Betriebe der Bahn befand, die Anwesenheit 
des Arbeiters an der Stelle der Verletzung zur Fol?e hatte, und die Ver- 
letzung durch Ablösung vou zum Transport durch di" Ei.senbahn bestimmten 
Material erfolgte. Höhere Gewalt lag aber nicht dariu, dass von der in 
der Bearbeitung durch Menschenhand befindlichen Ma?se sieh ein Stück 
unvorhergesehen ablöste, da hier kein solches Missveilialtiiiss zwischen der 
menschlichen Bearbeitung und dem Naturereignisse vorliege, dass diesem 
nicht habe dnrcli die augewendeten menschlichen Kräfte widerstanden 
werden können. 



Nr. Eatseh. des B^otselieii Beiehsg«rlebts. 

3. Civil-Senat Vom 25. November 1884. 

[Priam.T«nriltBL Jtbif^Tl 8.1ttL] 

Der „wirIhBcliaflilielie Ziuaiiinfinliaiig'* Im Sisne des § 8 des Prem EnV 
cigBungsgesetKes Tom 11. Juni 1874 bmciht nleht darin m bestaheii, 
dasg der enteignete Theil Hir d&s Oanse notli wendig ist eder diesem 

dauernd dient 

ünricbtig ist, dass ein wirthscbaftlieher ZnsammenhaDg im 
Sinne des § 8 Enteignangsges. t. 11. Jnni 1874 nur dann voriiege, wenn 
das enteignete Gmndst&elE in irgend einer Hinsieht für die wirtbsehafüichen 
Bedfirfnisse des Ganzen notb wendig sei; ein solcher Znsammenhang ist 
vielmehr aneh schon dann anaunebmen, wenn das fragliehe GmndstQck ge- 
eignet ist, den wirthscbaitlichen Bedlirlnissen des Ganzen zn dienen, nnd 
diesen Zwecken gedient hat^ fQr die wirthscbaftliehen Bedfirfiitsse des 
Ganzen von dem Eigenthfimer benutzt worden ist. Ebenso ist es nnriehtig, 
wenn gegenfiber der Behaaptnng der Elftger, dass ihnen dte ans dem ent- 
eigneten Grundstöcke seit einer langen Reihe von Jahren zum Verstopfen 
der in dem MQhlenwehr entstandenn Risse entnommenen Plaggen unent- 
behrlich seien, der Ber.-Ricbter darauf Gewicht legt, dass das fragliche 
Grundstück nicht in einer dauernden Weise den Bedürfnissen des 
Möhlengewerbes diene, anch nicht diesem Gewerbe als solcliem, sondern 
lediglich dem zu Bedürfnissen des zufällig schadhaften Wehres diene. 
Paranf, dass das enteignete Grundstück dauernd und ununterbrochen 
den wirthschaftlic hcn Bedürfnissen des Ganzen diene, kann es für denBe- 

' Eger, E^alMtliBWbUiche EnUcheidDOiMÜ nf. ' > ^ ■.. * i. 
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griff des virtbschaftlichen ZiBsrnmeBhangs Hiebt entsdieideod aukomaieD, 
Boadeni es genfijgt, dAss es diesen . Bedfirihissen dient, so oft ebcoi diese 
hervortreten. Das enteigpete Gmndstfick dient aber in eoncreto dem auf 
den flbrigen Grandstücleen der Klüger betriebenen tffihlenbetriebe, wenn 
es das Material und zwar das nnentbehrlielie nnd von den Elftgem ander- 
weit nicht zn besebaffende Material liefert» nm die fftr den M^eobetrieh 
nothwendigeo Anstalten» das Wehr, bei eintretenden Beschfidignngen in 
den Zustand zu versetzen, welcher für den Betrieb nothwendig ist 



Nr. 245. Klitsch, de» Deutschen Iteichngerichts. 
2. Civii-Senat. Vom 28. November 1884. 

[Zty. des Vereins Deufsth. Kiienb.Verw. 1885. B. U5 1 

§ 1 Haftpflichtgesetz. Anch das Erfrieren von Gliedmaassen dnrch die 
dem heftigsten Frost ausgesetzte Stellung eines Fahrbeamten Im Elsen- 
bahndienste kann unter ümständen als Unfall beim Betriebe erachtet werden. 

Der Bremser Jaosen, im Dienste der früheit n Knln-Mindener Bahn, 
ist am 16. Janaar 1881 in strenger Kälte auf der Eisenbahn gefahren» 
wobei er die Bremse des letzten Wagens zu bcdieuen hatte.. Er hat da- 
bei nicht allein die Füsse und die rechte Hand erfroren, sondern auch 
durch die erlittene Kälte ein Nierenleiden sich zugezogen, an welchem er 
am 9. Februar 1881 verstorben ist. 1)1' Wittwe und die Kinder des Ver- 
storbenen klagten gegen den Prcussischeu EisenbabnGskus, vertreten durch 
das Eisenbahnbetriebsamt zu Düsseldorf, auf Kapitalsabfindung resp. auf 
eine Rente für deu ihnen entzogenen Unterhalt, und das Landgericht zu 
Düsseldorf billigte den iiinterblichciien eine angemessene Entsehädig^ungs- 
rente zu. Die vom Eisenbahnbetriebsamt dagegen eingelegte Berufung 
wurde vom Oberlandesgericht zu Köln verworfen, indem es gegen den Ein- 
wand der „Ijöheren Gewalt" ausführte: Darunter sei uur ein durch mensch- 
liche Kräfte nicht unschädlich zu machendes Ereigniss zu verstehen und 
hier wfue die Bahuverwaltuug in der Lage gewesen, zur Sicherstellung 
ihres Fahrpersonals auch gegen die strengste ßälte und nanientlieh zum 
Schutze ihrer Füsse und Iliinde geeignete Maassregeln zu troflen, zudem 
sei gerade für den Monat Januar und bei der Ausführung längerer Fahrten 
mit demselben Zugpersonal auch der Eintritt einer aussergewöhnlichen 
Kälte vorzusehen gewesen. — Die vom Betriebsamt dagegen eingelegte 
Revision wurde vom Reichsgericht zurückgewiesen, indem es begründend 
ausführte: „Auf die dem Eisenbahnbetriebe eigenthümlichen Gefahren mnss 
der Tod Jansens zurückgeführt werdeu, weil die ausgesetzte Lage, in der 
sich Jaoseii alä Bremser befand» seine längere Bewegungslosigkeit während 
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der Fahrt, sowie die Fahrgeschwindigkeit des Eisenbahnzngs besonders 

geeignet war, die Einflüsse der Kälte auf ihn ztt ! rliohea ^ Der 

Eiuwaiid, dass der Unfall einer höheren Gewalt zuzusehreiben sei, ist mit 
Recht zurückgewiesen worden. Das Berufungsgericht st^illl uUim eikenn- 
baren Rechtsirrtlium fest, dass die Balinverwaltnng noch genügendere Vor- 
sichtsmaassnahmen ergreifen konnte, ihre Bedientesten vor den schädlichen 
Folgen der Kälte zu siebern und zwar nebnieu die Gründe Maassnahnieii 
zum Schutze des ganzen Körpers, nicht bloss der iiaiide und FQsse, in 
Betracht. 



Nr. 210. Eiitsch. des Deatscheu Keichsgrericht«. 

5. Civil-Scuut. Vom 29. November i884. 

fZtg. des Vereins Deutsch, I-iscub. V.-r»;ilt. IS,«.'. 8. 2S-1. - Preus^. Verw. Bl, VI. S. 157.1 

§ 8 Haftpflichtgesetz, Die Verjähruiig beginnt strikte mit dem Taixo des 
Unfalls, gleichviel wann die Folgen desselben hervorgetreteu sind. Da- 
gegen ist die Unterbrechung nach Maassgabe der bestehenden Gesetze 

angängig. 

Die im § 8 des Reichshaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 vorge- 
schriebene zweijährige Vorjälirung uiiuiut nach den ausdrücklichen Worten 
des Gesetzes mit dem Tage des Unfalls ihren Anfang. Wie auch bei 
der Berathung des (Icsetzes ausgesprochen ist, hat Jainit gerade der An- 
nahme, i\-d&& sie erst sputer beginne, etwa mit der Entstehung der Ent- 
schädiguugsforderung oder mit der Kenntniss des Beschädigten entgegen- 
getreten werden soUeo. Ihr Beginn war daher auch nicht, wie Kläger 
m^nt, von dem Eintritt der naclitlidligen Folgm des fraglichen Unfalles 
abhängig, welche QbrigeiiB schon in dem von ihm erlittenen Leistenbrache 
nnd nicht erst in seiner Dienstentlassnng zn finden sein wftrde. Der Be- 
mfangsricfater erOrtert daher mit Recht nnr noch die Frage, ob nicht die 
im Jahre 1873 begonnene Verjfthrang der Elageforderong dnrch Anerkennt* 
nisB des Beklagten unterbrochen sei. Wenngleich nun das Haftpflicbt- 
gesetz einer möglichen Ünterbrechnng der Yeijfthnmg nicht erwfthnt, so 
schliesst es doch ebensowenig die Anwendn&g der dsrfiber bestehenden 
anderweitigen Gesetzesbestiminnngen auf die von ihm angeordnete zwei- 
jährige Verj&bmDg ans. 



lir. 247. Kntscb. des Deatsehen Beichsgeriehts. 

3. Civil-Senat. Vona 2. December 1884. 

[Prenss. VerwaltBl. Johrp VT. S. IGO. - Ztjj. di.s Vereins Deatacta. El»enTj. Vcrw. 1885. S. 234] 

Prenss. EEtelgnungsgesetz vom 11. Jiini 1874. Der Rechtsgrund der Ent- 
eignung ist zwar ÖffentUeb re<Atlio]ier Natnr; aber die Wlrkongen sind 

27* 
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piiTatreehtUcli und bernhai auf «imcia qiiaai-lrontnktllcliML Yerliiltiiine.*) 
^ Der OrimdaatB des $ 260 der G.P.O. findet auf EntedüUUgugijpmeeM 

wegen Enteignung keine Anwendung. 

Es ist der Ansicht beizntreten, daae das dareli die Enteignang 
entstellende Rechtsverli&ltniss weder als ein rein privatrechtlidies 
anftnfasBen noch ab ein YoUstAndig dem 5ffinitlichen Rechte aogehOrendes 
zu betrachton sei, sondern dass die Berechtigung znr fix|wopriation nnd 
die Verpflichtung, dieselbe sich gefoUen zu lassen, auf dem Öffentlichen 
Rechte bemhe, daes aber die Wirknngen der Ansfibnng des Ezpropriatlons- 
rechts, der Uebergang des Eigenthnms anf den Expioprianton nnd die 
Yeipfli^tnttg desselben znr Leistang voller EntschSdignng an den Expro- 
piiaten, dem Privatr echte angehören. Diese Verpflichtong insbesondere 
ist zwar eine Folge eines im Oflontlichen Rechte begründeten Akte des 
Staates, hat aber einen darchans normalen piiTatrechtlich obligatorischen 
Charakter. Sie beruht anf einem qnasicontractlicheQ Verhältnisse, 
nnd ist gerichtet auf Erstattung des vollen Werthes des enteigneten Grand- 
Stücks. Auch bei dieser Aafliissnng handelt es sich aber in dem gericht- 
lichen Verfahren, in welchem die in dem voranfgegangenen Verwaltnngs- 
verfuhren ermittelte und festgesetzte Entschädigung von dem Eipropinnten 
oder dem Expropriateu als zu niedrig bezw. zu hoch bemessen angefochten 
wird, nicht nm die Geltendmachung und Festsetzung eines Schadens- 
ersat zanspruch es, sondern um die Ermittelung und den Ersatz des 
Werthes des enteigneten Grundstücks nnter Berücksichtigung der nach dem 
betreffenden ExpropriatioDSgesetze für die Ermittelang dieses Werthes auf- 
gestellten Grundsätze. 

Um die bei den Sc hädenproz essen nach den bisherigen Grand- 
sätzen über das Beweiäverfahren hervorirf^troteiien Missstände, insbesondere 
die Schwierigkeit des Nachweises der Hohe des einirf^trotfMi* n Schadens 
und des Causalzusammenhangs zwischen der schädigenden iiaudiung und 
dem eingetretenen Schaden durch die geNvöhulicheu Beweismittel zu be- 
seitigen, ist iu § 260 der Reichs-Civilprozessordnmig, über den in § 259 
das. aufgestellten Grundsatz der freien Beweiswürdigung hinausgehend, 
dem richterlichen Ermessen ein weitgeiiender Spielraum gewährt, indem 
über die Frage, ob ein SchaJcu entstanden und wie hoch sich der Schaden 
oder ein zn ersetzendes Interesse belaufe, das Gericht nnter Würdigung 
aller Umstände nach freier Ueberzcugung zu entscheiden hat und seinem 
Ermessen es überlassen ist, ob und inwieweit eine beantragte Beweisauf- 
nahme oder von Amt«vvegen die Begutachtung durch Sachverständige aa- 

•) Vgl. Rocholl, ReobtsfrUle aus der Praxis des Reichsgerichts. Heft 1. S. 15 ff. — 
Löbell, Komm, zum Preoss. Enteifouagsgeset^ vom 11. Juni 1874. S. 18. — Duftfea 
Qleim, Preoss. Siseub.Accb. 1885. Heft 1. S. 43. 
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znordnen sei. Biese Vorscbiift findet aber in dem gerichtliclien Ver- 
fahren, betreffend die dem Grnndeigenthümer für die ihm 
enteigneten Grnndstficke zu gewährende Entsehädignng keine 
Anwendung, weil es sieh dabei nm die Feststellong eines Schadens 
im Sinne des § 260 nnd des dafür zn gewährenden Ersatzes nicht 
handelt. 



Mr. 248. Entseh. des Dentsclieii Beichsgerichts. 
5. Civil-Senat. Vom 3. Deeember 1884. 

[Preusä. EtMab.Aldl.t88S. Heft 9l a 227. - r m Vt nvalt.Dl. Tahnj. VT. ?. 180.] 

Prenss. Enteignungsgesetz vom 11. Juni 1874 §§ 1, 8, 10. Wenngleicli bei 
der Werthbemessung eines Grundstücks nicht sowohl die gegenwärtige 
Benntznngsart, als vielmelir die Benutzongsfähigkeit, also anch der Werth 
der nutzbaren Mineralien etc. in Betracht kommt, so Ist doch der Werth 

nicht nach dem kapitalisirten Reingewinn ans den zn hebenden Mineralien, 
sondern nach dem Verkehrswerthe glaiohgearteter Grundstücke zn schätzen. 

Der Kläger hatte in dem Vertrage vom 9. September 1877 von seinem 
Rittergnte Z. gewisse Ländereien, welche auch ein Torflager umfassen, 
dem Beklagen znr Anlegung der . . . Bahn vcrkanft, der Kaufpreis war 
auf 8 M, für Ar Acker und Weide und auf 4 JM.. für Ar Schonung, zu- 
sammen auf 2058,28 vereinbart worden. 

Im § 12 des Vertrages wur nacli einer Verabredung über die Erwer- 
bung des sogenannten Brandschutzstreifens seitens des Beklagten zum 
Preise von 4 M. für das Ar wörtlich bestimmt: 

Ausserdem wird die flöhe der zu gewährenden Torfentsi hadigung 
besonderer Vereiübaruog eventuell gerichtlicher Entscheidung vor- 
behalten. 

Auf Grund dieser Verabredung hielt der Ivlager sich für befugt, neben 
dem Kaufpreise für die Ländereien auch den Verkaufspreis der aus dem 
Torflager zu gewinnenden Torfziegeln, sogenannt« jjoden, abzüglich der 
Fabrikationskosten zq fordern. 

In Bezug auf diesen Anspruch enthalten die Entächeidungsgründe fol- 
gende Ausffihning: 

Der Kläger luilt auch die im Berufungserkenntoiss bef*»lgtc Art der 
Werthsermittelung für rechtsirrtJiümlich. Unter Bezugnahme auf seinen Be- 
weisantritt, dass gerade der enteignete Theil des Z.'er Torfinoors vor Beginn 
des Etsenbahnbanes zur Austorfung bestimmt gewesen und mit dem Torf- 
stidi mehrere fiollieii nOcdlkh Tom Plannm der Anfoog gemaeht worden, 
als dofch das Anfwerfen des Phunms die Fortsetznng des Torfstiches ge- 
hindert wnrde, glaubt Kläger Ansprach anf aUe die Vortheile zn haben, 
welehe ihm selbst der Bentz der Gmndstficke und die Ansbentong des 
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Torflagers in denselben gewährt haben würde. Anch dieser AugrilT ist 
nicht haltbar. In UebereinsUmmung mit § 1 des Gresetiea vom 11. tJaoi 
1874, wonach die Enteignung der Gnindstücke nnr «gegSD voliständigO 
Entschädigung** erfolgen darf, bestimmt der § 8, dass die „Entschädigung 
in dem vollen Wertbe des Grundstücks einselilio^slich der enteigneten Zu- 
bphoninp^en und Früchte" bestehen soll. Damit ist auch der Ersatz von enl- 
gangenem Gewinne zugesichert. Es kommt nicht bloss auf die sotr^nwartige 
Beiiutzunjrfjart an. Auch dieBenutzungsfühigkeit ist mit in Betracht zu ziehen. 
Förster (Ecc ius) 4. Aufl;»-" Band II § 131 Note 32, 33, Seite 172. 
Dcrnbiirg 4. Auflage Band 1 § 34 Note 20, 30, Seite 74. 
Deshalb i^t aueh der Werth der in ciin^m Griiudstück betindlichen, 
eine besondere milzbare Verwendung gestattenden Bodeubeatandtheiie, hier 
der Werth des Torfes, zu l)erück8ichtigen. 

F)rkeijiitiiiss des lIülfs-SenatH vom 24. Oktober 1882. Ent&chej- 
duugen Hand H Seite 21() unten, 218. 
Daraus folgt al>er nicht, dass der KlTiger den kapitalisirten Reingewinn 
aus dem Betriebe des TorfsticliCö beanspruchen kauu. Denn nach § 10 
des (jesetzes vom 11. Juni 1874 kann die bisherige Beuutzungsart bei der 
Abs* hiit/.ung nur bis zu demjenigen Geldbetrage Berücksichtigung linden, 
welcher erforderlich ist, damit der Eigenthümer eiu anderes Grundstück 
in derselben Wckc und mit crleithem Krtrage benutzen kann. Die bis- 
herige Benutzungsart ist, sowie die Benutzungsfahigkeit. nur ein Umstand 
mehr, um den Werth des Grundstücks iu seiner konkreten Lage zu ermitteln. 
Vgl. das angeführte Erkenntniss des llülfs-Senats Band 8 Seite 220, 
die Aeusserung des Kegiernngs-Kommissars bei Beraihung des 
Gesetzes im Abgeordsetenhause (Session 1874) bei Bfthr nod 
Langerhans, das Gesetz über die Enteignung u. s. w. 2. Aus- 
gabe Smte 42 zn § 10 (frflher § 11). 
Der Bemfnngsrichter geht davon ans» dass es auf Ermittelung des 
Verkaufswertbes der enteigneten Länderden ankommt. Er hat Beweis 
darüber erhoben, för welchen Preis in den letzten Zeiten Torfgrondstüeke 
in Z. von ähnlicher Art und in der Nachbarschaft der veränsserten Flächen 
gelegen, verk&nflich gewesen sind nnd hat demnftchst den dem Elfiger 
gebührenden „«vollen Werth" nadi den höchsten bei diesen freihSndigeo 
Yerkänfen zn erzielen gewesenen Preisen, 900 M. für den Morgen (nach 
dem Gutachten und Zeugniss des L.) bestimmt Ton dem so ermittelten 
Yerkaufswerthe des ganzen Grundstückes hat er die Betrüge abgezogen, 
welche dem Klüger nach dem Vertrage vom 9.* September 1877 bereits 
zugesichert sind, und den Beklagten zur Zahlung des Ueberscbusses ver- 
urtheilt Diese Festsetzungen entsprechen den gesetzlichen Vorschriften 
und stimmen im Wesentlichen mit den Grundsätzen fiberein, von denen in 
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dem oben angezogenen Erkenntnisse des HüMb- Senats (Entscheidnngen 
Band 8 Seite 214 f.) und in dem Erkenntnisse des dritten Civil-Senats 
vom 27. Januar 1880, III 208/79, ansgegangon ist 



1. Senat. Vom 3. December 1884. 

[Preusa. Eisenb.Arcl». 1885. Heft 2. 8. 2»-mi 

Die Eisenbahnverwriltung ist nur insoweit verpflichtet, an der Unterlialtung 
eines durch den Baliuban verlegten Weges theilzunelimen , als durch die 
Verlegung die Last des Wegebaupflichtigen vermehrt ist Dabei ist nicht 
der vor. sondern der nach dem Bahnbau bestehende Zustand in Betracht 
zu ziehen, da dem Wegebaupflichtigen an sich obliegt, dem dareli die 
Bahnanlage gesteigerten Wegebedfbrfiiiss zu entsprechen. 

Aus Anlass des Baues der Stargard-Pasener Eisenbalm im Jabrc is47 
ist der ufFentüche Fahrweg von A. nach S. und S. innerhalb des Gemeiiide- 
bezirks A. Iheilwelse zur Anlage des Bahnkörpers und des Bahnhofs ver- 
wandt und das so kassirte Wegestück durch einen Weg ersetzt worden, 
welchen die Eiscubahngcsellschaft westlich um die iiahuhofsaulagen herum 
mit einer Niveauüberführung über den Bahnkörper angelegt hat. Die Ptlicht 
zar Unterhaltung dieses Weges ist, abgesehen von der auf dem Bahnplanum 
befindiicheu Strecke, welche die fiiseabahogesellBehait nnweigerlich nnter* 
fa&lt, neuerdingB swisdieii letsterer und der Stadt A. streitig geworden, so 
dasB die Ort^olizeiverwaltang der Eisenbahngesellschaft durch Verfügung 
Tom 8. November 1881 und — auf Einspraeh — durch BeschlosB vom 
28. desselben Monats aufgab, einen bestimmten Tbeil jener Wegestrecke, 
der reparatnrbedftrftig geworden, ordnangsmftssig anszubessem. 

Die hiergegen von der Eisenbahngesellschaft erhobene Klage , in 
welcher beantragt ist, die Stadtgemeinde'A. zur Ausführung des fraglichen 
Wegereparatnrbaues fftr verpflichtet zu erklftreo, wurde sowohl vom Kreis- 
aosschuss als auch in der Bernfnngsinstanz als nnbegrOndet abgewiesen. 
Dagegen hob das kgl. Oberverwaltnngsgericht auf diefievuioo der Klägerin 
die Urtheile beider Instanzen durch Erkenutoiss vom 18. November 1882 
(veröffentlicht im Band IX Seite 186 fr. derEntscheidangen) auf und wies 
die Sache zur Instruction und anderweiton Entecheidoog in die erste In* 
stanz zurück, indem dargelegt wurde, dass die klagende Gesellschaft nur 
insoweit verpflichtet sei, an der Unterhaltung der verlegten Wegestrecke 
Theil zu nehmen, als erforderlich sei, um eine Krfinkung des Rechte des 
ordentliche Wegebaupfiichtigen, hier der beklagten Stadtgemeinde, durck 
eine rechtowldrige Vermehrung seiner Baulast auszusehliessen, danach hier 
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in deiojeDigen Verbftltniase, in welehem die Last der Wegeunterhaltnug 

durch die AVegcänderni^ vermehrt sei. 

Auf Grand dieses Endartheils hat der Ereisansschnss des Kreises A. 

nach stattgehabter Beweisanihahme am 25. September 1883 dahin erkannt, 
dasB KlSgerin verpflichtet, zu den angeordneten Wegereparatur- 
arbeiten fQnf Sechstel nnd die beklagte Stadtgemeinde ein Sechstel 
beizntragen. 

Anf die Berafnng der Elftgerin bat dagegen der BezirksaasschasB zn 
F. diese Entscheidang dabin abgeSnd^ 

dass zu der geforderten Wegeinstandsetznng die Elftgerin nnd die 
beklagte Gemeinde je die Hälfte der Kosten beizutragen ver« 
pflichtet seien. 

Gegen die letztere EntscheidaDg hat die Stadtgemeinde A. rechtzeitig 
die Revision eingelegt und sich za deren Rechtfertigung auf folgende Aoe- 
fähmng beschränkt: es werde in dem Endurtheil des Berafuugsrichters 
eine Verletzung des Rechtsgrundsatzes gefanden, dass bei Feststellung des 
Beitraf^s Verhältnisses ffir die Unterhaltungskosten des Weges der jetzige 
Znstand in Betracht gezogen werde. Sie, die Revisionskiägerin , halte die 
vom &eisausschuss aufgestellte Berechnung, in woldier der Zustand des 
Wc^cs 7.\\T Zeit der Wegeverlegong berficksichtigt sei, für die richtige, 
und beantrage, 

noter Abänderung der angefochtenen Entscheidung, was Rechtens 

sei, zn erkennen. 

Die mitbeklagtc Polizeiverwaltung hat sich dieser Revision ohne 
weitere Beiiniudung augescJilossen. 

Die Klägerin hat die Bestätigang der angefochtenea Entscheidung 
beantragt. 

Diesem Ictztt^reii Antrage war stattzugeben. 

Zum Verstiiiiduiss der Revisiousbeschwerde kommtFolgendes inBetracht: 
Der Weg^, welcher im Jahre 1847 verlegt wurde, war bis dabin « in 
gewöhnlicher Lehmweg. Die neu angelegte Strecke ist da2:e^en seit 1» m 
.Talire 1847 seitens der Klägerin dem vorhandenen Verkehrsbedürfmsse 
entsprechend theils ehuiissirt, theils gepflastert. Der Kreisaussehuss be- 
rechnet nun, dass sieh die Kosten der einmaligen grüTuUieheu liersteilung 
der verlegten Wegestrecke auf 3 726,76 M. belaufen würden, die der späteren 
dauernden Unterhaltung auf jährlich 113 — 115 M., welche mit 5 pCt. zu 
2275 M. kapitalisirt jener ersten Summe zugesetzt werden. Die Unter- 
haltung des ursprünglichen Weges mit Lehm und Kies würde jährlich 
50 M. Kosten verursachen. Diese Kosten mit 5 pCt. zu 1000 M. kapita- 
lisirt werden jener (iesanimtsuuime vou 6001,75 ^- gegenübergestellt und 
daraus die Beitragsquote vou 'yg und Vg hergeleitet. 
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Der BezirksausBchiiBS hat dagegen Beweis erhoben: 

a) über die darchschnittlicbe flObe der nacb den al^tfirlich trieder- 
kehrenden ordentlichen und den in längeren ZwischenrftnmeD 
periodisch sich wiederholenden, umfangreicheren ausserordentlichen 
Separatoren zn bemessenden jährlichen ünterhaltongskost^ des 
von der Klägerin angelegten Wegetheiles, 

b) Aber die mnthmaassUche Hohe der in gleicher Weise za bemes- 
senden dnrchschuittlichen Jahres - Unterhaltungskosten des alten 
kassirten WegetiieileB nnter der Voranssetznng, dass dieser Weg 
in einer dem Ansb&u des nenen W^es entsprechenden Weise in 
der Art befestigt tiud angelegt wäre, dass er den öffentlichen Ver» 
kehrsbteressen in ihrem jetzigen Umfange gleich der neuen Strasse 
genflgen Wörde. 

Die jährlichen Unterhaltnngskostcn sind von dem gehörten Sachver- 
ständigen für den vorhandenen Weg (Pos. a) auf 416^ M. ermittelt, für 
den kassirten Weg nach den sub b bezeichneten Normen auf 203,63 M. 
Auf Grund ddMen hat der Berufungsrichter die Unterhaltnngsiast für den 

hier streitigen einzelnen Bau Imlhirt. 

Die dieser letzteren Entscheidung zu Grunde liegende Rechtsauffassung 
wird von den Kevisionsklögern zu Unrecht angefochten. Es kann nicht 
Wohl mit Grand bestritten werden und ist auch in der Judikatur des 
Gerichtshofes anerkannt (zu vergleieheu das Endurtheil vom 1. Dezember 
1883. Kntseheidungeu Band X Seite 182 ff.), dass es an sieh zu den Lasten 
<les ordentlichen Wegebauptiichtigfu geh">rt, im Falle der durch die Anlage 
von Ei.senbahuen gesteigerten öffeuUiehen \ erkohrsbedürfnisse diesen durch 
einen entsprechenden Ausbau des vorhandenen Wegenetzes gerecht zu 
werden: dazu gehört insbesondere je nach den örtlichen Verhältnissen die 
Befestigung der zu den Bahnhöfen führenden Wege, unter Umstanden auch 
<iie Anlegung neuer Wege. Im vorliegenden Falle kann kein Zweifel 
darüber bestehen, dass die chausseemässige Befestigung und Pllasterung 
des i liandonen Weges unter allen Umständen und ganz unabhängig von 
der >iuHgili;il i n Verlegung seiner Bestimmung als üffeutlicher städtischer 
Zufuhrweg zum Personenbahnhof und zum Güterschuppen der Eisenbahn 
entspricht. Wenn nun gleichwohl der Kreisansschuss die Theilnahxue des 
ordentlichen Wegebaupflichtigeu au der Unterhaltung dieses Weges ohne 
Rücksicht anf dessen Bestimmung nach einem Zustande des ein gegan- 
genen Weges bemisst, der offenbar von vornherein dem städtischen Bahn- 
hofsverkehr nicht genflgt haben ivflrde, so schützt er damit nicht den 
Wegebuupfltchtigen von einer rechtswidrigen Vermehnmg seiner Last dnreh 
die Wegeverlegung, sondern fiberträgt diese Last zum grossen Iheil ohne 
ersichtlidien Rechtsgmnd anf die Eisenbahngesellschaft. Nach Lage der 
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Sache siud es nur zwei Mnmente, aus denen sirli hier eine Mitverpflich- 
tnDg dieser Gesellsrlmft zur Unterhaltung des jetzigen Weges lierleiteu 
läsJät: die gröbsere räumliche Ausdehnung des letzteren im Verbältniss 
zu dem alten Wege und die verstärkten Steig uugs Verhältnisse des- 
selben. Beide sind vom Vorderrieliter keineswegs übersehen, haben viel- 
mehr bei der Art und Weise, wie das Beitragsverhältniss der Parteien an 
der W^egeuuterhaltungslast ermittelt ist, Berücksichtigung i;efunden. 

Die angefochtene Entscheidung beruht hiernach nicht auf Kechts- 
irrthum. 



>r. 250. Eutsch. des Ober -Landes -Gerichts Nanmborg.*) 

1. Civil- Senat. Vom 10. Dezember 1884. 

[Ztc d. Tv. JMa^ EiMBtk.T«nr. IMOl 8.71. 72.] 

Art 214, 243 H.O.B. Inwiefern ist filr die Rechtsgültigkeit eines Genenl- 
Tenammliings-BeBehlnBses die Eintragung in das Handelsregister erforder- 
lieh? Sonderreelite der Stammaktlontoe einer EiBenba]in-Al:tien-&e8e]]8e1ialL 
Der Kläger bat znn&chst noch Wiodemm ansznfÜliTen gesucht, dass 
der GeneralversammlDngs-BescIilDBS zu seiner rechUidien Wirksamkeit der 
bisher nicht erfolgten Eintragung in das Handelsregister nach Artikel 214 
Absatz 2 und B des Handelsgesetzbachs bedurft habe nnd deslialb non- 
mehr nnr nach den Bestimmongen des Reichsgesetzes, betreffend die 
Kommanditgesellschaften auf Aktien nnd Aktiengesellschaften vom 18. Juli 
1884 Reebtswirknng gewinnen kOnne, und danach also erst dann, wenn 
eine zweite General Versammlung der benachtbeiligten Aktionäre mit einer 
Hehrheit von drei Viertbeilen ihre Zastimmnng gebe und hiernächst die 
Bintragnng in das Handelsregister erfolge. Diese AnsfÜbrnng ist indess 
eine recbtsirrige. Die RecbtsgQltigkeit des Beschlusses bestimmt sich 
durch die Beobachtung der für seine Fassung anfgestellten Erfordernisse 
nnd der Artikel 214 erfordert nur zur recbtlii hen Wirksamkeit des Be- 
schlnsses nach anssen seine Eintragung in das ILmdelsregister, die, ohne 
an eine Zeitgreuze gebunden zu sein, anf Grund des Beschlusses jederzeit 
nachgeholt werden kann. Der Art. 214 ist aber auch, indem er nnr von 
einem solchen Beschlüsse handelt, welcher die Fortsetzung der Gesell- 
schaftoder eine AbiMiderung der Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags 
zum Gegenstande hat, überhaupt nicht das zutreffende Gesetz, vielmehr, 
da der Generalversammlnngs-Beschluss die Veräussernng des Gesellt?« hafts- 
vermötrcns unter Auflösung der Gesellschaft zum Gegenstande hat, der 
Art. 24.3, welcher die Wirksamkeit des Auflösungsheschlusses nicht au die 
Eintragung in das Handelsre2:ister knüpft, sondern nur die unterlassene An- 
meldung zur Eintragung mit einer Ordnongsstriife bedroht 

*) BMt&tigt durch Bikenntiun d«i B«i€bas«ridito vom 8& Februar 1885. 
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Es ist hiernach für die Entscheidung der Sache allein zu prüfen, ob 
der Beschluss der Generalversammluncc, über dessen formelle Rechts- 
gülti;ikeit kein Zweifel besteht, aus inneren Grüi]fl<»n dem Kläger p:egen- 
über lür rechtsnngültig zu erachten, was nach der Behauptung desselben 
aus dem Grande der Mali sein soll, weil der Beschloss seine Sonderrechte 
verletze. 

Der erste Kichter ist dieser Ansicht. Er nimmt an, dass der wahr© 
TJeberlassnngspreis für das abgetretene Gesellschaft-^vermögeu nicht nach 
dem § 2, sondern nach dem § 4 des Vertras'sprqjekts zu bi rechnen sei, der- 
selbe danach nieiit blos auf 17 212 500 M-, -ondcrn auf 33 412 500 M. zum 
mindesten veranschlagt werden müsse und bei Vereiunahmung dieses Preises 
zur Liquidatiousmasse der Stammaktionfir und so also auch der Kläger, 
etwa 60 pCt. des Neunwerlhs seiner Aktie au Stelle derjenigen 50 pCt. 
erhalten wQrde, mit denen er nach dem Vertragsprojekte abgefnuden 
werden solle. 

Den Ausgangspnnkt für die Aiin;iiinie solcher Benachtheiligung des 
Stammaktionärs entnimmt der erste Kirhter dem § 22 des Oesellschafts- 
statnts, nach welchem im Falle der Auflösung der Gesellschaft resp. der 
Liquidation des GeseUschaftsvermögens die Inhaber der Stammprioritäts- 
Aktien «in Pmritfttsreoht an den TertheilongsMigea Erlöse iür du 
Unternebmen haben sollen, so dass sie ans demselben zonftehst und vor 
den Inbabem der Stammaktien befriedigt werden mOssen, indem es diese 
Bestimmung dahin aaslegt, dass das Prioritfttsrecbt der Stammprioritilts^ 
Aktionftre sich anf den Nennwerth ihrer Aktie begrenze. 

Die Richtigkeit dieser Anslegung nnterfiegt erheblichen Bedenken. Sie 
findet in dem Wortlant des § 32 keinen besonderen Anhalt und gegen die- 
selbe wird von der Beklagten mit erheblichem Grande daranf hingewiesen, 
dass der eigentlicbe Werth der einen und anderen Klasse der Aktien bei 
Anfl&snng der Cresellschaft sich dnrch ihren Eorsstand bestimme nnd so 
anch bei Yertheilong der LiqnidatioDsmasse das Haas« der vorzngsweisea 
Befriedignug der StarnrnprioriUts-Aktionftre vor den StammaktionAren 
dnrch den, den Nominalwerth ihrer Aktien ilbersteigenden EnrswerUi der 
Aktien der ersteren bestimmt weiden mdsse. Indess kann hier Aber die 
Art und Welse, wie künftig bei der Liquidation zu verfahren ist, nicht 
entschieden werden. 

Es ist aber an(^ dieser Streitpunkt für die Entscheidung des Rechts- 
streits überhaupt nicht von darchgreifeuder Erheblichkeit Auob wenn die 
erstrichterliche Auslegung des § 22 als die richtige erachtet werden musste, 
steht, da die Vertheilung der Liquidationsmasse nicht Gegenstand des 
Prozesses ist, doch die Frage im Vordergründe, ob der von dem Klfiger 
angefochtene Vertrag der Liqnidationsmasse ein Otyekt entzieht» auf dessen 
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EiDwerfiuig 211 dieser Masse fttr den Kläger ein Beditsaasprach besteht, 
und diese Frage mnss nach Inhalt des Vertrags Tenieint werden. 

Nadi demselben tritt die AktiengeseUschaft, eine jnristtsche Person, 
in gesetzmftssiger Vertretung dnrch die GenendversaminlaDg der Aktionäre 
ihr Vermögen an den Prenssiscben Staat ab, welcher dagegen die an ond 
anf diesem Yermoi^eii luiftcndeii Schnlden übernimmt, ein Eaafgeld von 
17 212 500 M. an die Verkäuferin zn zahlen verspricht und ausserdem sieh 
TCrpflichtet, den Aktionären VeimOgensstücke, die in Aktien sich roi)irisen- 
tlrenden Antheile derselben an dem Geselischaftsvermögen , falls ihnen 
solches belieben sollte, durch Gewähmng von Staatsschnldverschreibnngen 
in näher bestiTnniter Höhe abzukaufen. 

Diei^e letztere Bestimmung stellt sich mithin als eine zwischen der 
Gesellschaft und dem Staate zu Gunsten eines Dritten, der Aktionäre, 
getroffene dar, und wenn schon sie einen integrirenden Theil des Vertruges 
dergestalt bildet, dass der Staat zu ihrer Erfüllnng der Gesellsehaft gegen- 
über verpflichtet ist, steht sie äf^oh. indem der Eintritt dieser Verpflichtung 
lediglich an den Eiuzelwilleu der Akti(»iiär<' geknüpft ist, ausserhalb der- 
jenigen Verpflichtnilgen, anf deren Erfüllung die (lesellachaft ihm gegen- 
über allein nur bedingungslosen Anspruch hat. Freilich besteht die Aktien- 
gesellschaft aber ans den Aktionären, allein indem sie in der Genend- 
versammlnng besehliessen, besehliesseu aie als Vertreter der Gesellscliatt, 
und die Rechte und Verbindlichkeiten, die der Generalversaranilungs- 
Beschluss wirkt, sind, so sehr sie auch mittelbar von denselben persönlich 
berührt werden mögen, nicht ihre Rechte und Verbindlichkeiten, sondern 
solche der Gesellschaft. Die Rechtssubjekte für das im § 2 des Vortrags 
festgesetzte Kaufgeld und das im § 4 gewährte Verkaufsrecht sind daher 
verschiedene, dort die Gesellschaft, hier die einzelnen Aktionäre, wenn 
schon ihnen das Recht aus dem § 4 nur durch die Gesellschaft als 
alleinige Kontrahentin mit dem Staate vermittelt ist. Es ist deshalb recht- 
lich nicht angängig, aus der thatsitehlichen Erwägung der Aufwendungen, 
welche der Staat möglicher- oder wahrscheinlicher Weise dadurch zu 
machen hat, dass die Aktion&re das ihnen dnrch den § 4 gew&brte Recht 
ansfiben, die Summen zn koDstmiren, welche sich gegen die Bestimmung 
des § 2 als das von dem Staate der GeseUschait za gewährende Kaufgeld 
darstelle, noch kann em Anhalt zn solcher Eonstmktion daraus gewonnen 
werden, dass dem Staate dnrch den $ 5 des Vertrags das Recht ein- 
gerftnmt ist, den anf die nmgetanschten Aktien entfallenden Betrag als 
Aktionär auf den in § 2 stipulirten Preis in Anrechnung bringen zn 
dOrfen. 

Das Vertragsprojekt hat, so wie es von dem Staate anigestellt worden, 
die Genehmigung der Gesellschaft durch ihren in der General?er8ammlnng 
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mit der nadi den §§ 31 und 36 des Statuts erfordeiiiohr'!i Mfhtlieit von 
zwei Drittheilen der AnwesendtMi oder vertretenen Stimmen getassten ße- 
schlnss erhalten; derselbe verletzt keine Rechte der Stamniaktioüäre au 
dem Vermögen der Gesellschaft, und der § 2 des Vertrags bestimmt in 
bundiger Weise die neben der Uebernaiime der dem Vermögen anhaftenden 
Schulden von dem Staate zu gewährende Vergütung, über die hinaus die 
GesellsehafL keine weiteren Ansprüche zu erheben hat, und wenn daneben 
durch den § 4 den Aktionären für ihre Person noch besondere Vortheile 
eingeräumt werden, welche sie sich nach Belieben aneignen kann, so kann 
danach selbstverständlich von einer Verletzung ihrer Rechte und so auch 
der des Klägers keine Rede sein. 

Ans diesen Grflnden war nnter Atftnderong des ersten Urtheils der 
Anspmcli des Klftgers als nnbegrftndet abzuweisen, derselbe anch auf 
Gmnd des § 87 Cinlprozessordnnng; in die Kosten des Rechtsstreits zu 
vemrtlieilen. 



Nr« 251. £nt8ch. des Kammer^erichts zn Berlin.*) 

Vom 15. December 18B4. 

[Zeitschr. für Preass. Reclit Bd. i. S. ,m] 

üeber die Uebertragbarkeit der EisenbaJuL-Betonrbillets. 

Betonrbillets dar Eisenbahnen dQrfen nach besonderen Instrolitionen 
der dentschen Eisenbahn» Verwaltmigeii nnr von deqenigen Personen benutzt 
werden, welche sie geltet haben. Bas Kammergericht hatte sidi mit der 
iVage zn besehiflagea, ob diese Instruktion rechtsgiltig ist oder nicht. 
Ein anf der Anhalter Bahn angestellt gewesener Schaffoer war wegen 
Beihilfe zum I^etruge angeklagt gewesen, weil er ihm von Fahrgästen 
überwiesene Retonrbillets, die zur R&ckfahrt von diesen nicht benutzt 
werden konnten, an einen Hotelportier znr Verftussernng an die Reisenden 
abgegeben hatte. Der Angeklagte war vom SchOffeDgeriGbt zu sechs 
Wochen Gefangniss verurtheilt worden und die V. Straikammer des Land- 
gerichts I Berlin hat die dagegen eingelegte Bemfnng verworfen. In der 

*) D}«M Bnluheiduiig i»t aielit nitraffbiid. EiMnbahnbilhli ibid nicht Inhaber»- 

papiere, sODdern Quittungen, (s. Förster Prenss. Priv. R. § 64. Bekker in seinen und 
Muther's Jahrb. Bd. 1. S. 271. 3ü7 f. P. naud Krif. rphrf;rh Bd. 5. S. 40ß. Eger 
Deutsch. Frachtr. III. S. 310.) Wiren .sie alier auch luhaberpapiere, so würden Retour-- 
billets, «eou für die Hinreise bereits benutzt, doch nicht für die Rückreise an Dritte 
vb«rtnfMk w«rdtn dfirfen, veil ea unTeriteimbar pm gvgan die Intention des die Leiitung 
venpreehenden Sdraldners (der 81ienb«hiiTerwaItong) ist, dtM dieielb« «sf nehrere 
Personen yertheilt -werde, d. h. die Ton dem Kinen bf^ntinene Benutzung von dem 
Anderen fortgesetzt werde, (e. z. B. die An Wendung auf Fferdebababillets, Speise- 
marken ete.) 
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Revisionsinstanz führte der Vertheidiszrer des Angeklagten aus, dass eine 
blosse InstruktioD der Bahnverwaltuugen dem Retonrbillet nicht seinen 
Charakter als Inhaberausweis rauben könne. Sei dies aber nicht zu be- 
streiten, m habe jeder Inhaber eines noch giltigen Retonrbillets auch das 
Recht, dasselbe zu veränSBern, nnd der Erwerber habe einen civilrecht- 
lichcn Anspruch anf Bef?5rderun2- mit der Eisenbahn. Das Kannnericericht 
schioss sich dieser Autlabhuiig au, hob das angefochtene Urtheil auf nnd 
wies die Sache in die II. Instanz znrOck, welche nun noch zu prüfen 
hat, ob etwa das Verbot der Uebertragung der Eisenbahn-Retourbillet» 
an dritte Personen in einem mit Gesetzeskraft erlassenen Reglement 
publizht sei. 



Nr. 268. fintoeh. 4m HentsuheD tteietasserlelits. 

5. CiviUSenat Vom 17. Deeember 1884. 

£PrMU8L TfliwtILBL lihif. Tl. 8. 157. — Kam, Vrthdl and Aiia«l«ii. -Bd. 1. 291, SÜiL] 

Die Worte JÜim F&lle*< im § 9 Abs. t des HaftpfllehtgesetKes beüusen 
nur den Betrieb der in den §§ 1 und 2 des Gesetses beseielineten Anlagep. 

Der § 9 Reiche-Buftpllichtges. t. 7. Juni 1871 lautet: „Die Bestim- 
mnngen der liandeegesetze, nach welchen ausser den in diesem Gesetz 
vorgesehenen Fällen der Üntemebmer einer in den $§ 1 nnd 2 bezeich- 
neten Anlage oder eine andere Person, insbesondere wegen eines eigenen 
Terschnldens ffir den bei dem Betriebe der Anlage durch Todtnng oder 
EOrperretietznng eines Menschen entstandenen Schaden haftet, bleiben un- 
berührt; die Vorschriften der §§ 8, 4, 6—8 finden auch in diesen Füllen 
Anwendung . . . . Dass ^»diese Falle* im Abs. 2 des § 9 nur den Be- 
trieb der in den §§ 1 nnd 2 des Gesetzes bezeichneten Anlagen beliusen, 
ergiebt sich für den „Unternehmer" im Abs. 1 sofort durch die unmittel- 
bar folgenden Worte. Aber auch „die andere Person* ist in gleicher 
Weise bestimmt durch die Worte „bei dem Betriebe der Anhgo*; denn 
dass unter „der Anlage* wiederum nur eioe der in demselben Absatz 
bezeichneten Anlagen (§§ I und 2 des Gesetzes) gemeint sein Icann, folgt 
aus dem Gebrauche des bestimmten Artikels »der" vor dem Worte „Anlage* - 
(vgl. Eger, Reichs-Haftpflichtgesctz zu § 9 Anm. 135 S. 5911 Aufl. II). Ist 
sonach die Anwendung des § 9 bosdiränkt auf Unfälle, entstanden beim 
Betriebe von Anlagen, wie sie im § 1 und 2 des Gesetzes bezeichnet sind, 
so darf es hier nicht Platz greifen, wo es sich um den Gebranch einer 
landwirtbsobaftliohen Maschine fiir den eigenen Bedarf handelt 
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Tür, Entgeh, des Bevtseheii Eeiehsgoriehts. 

1. Straf-Senat. Vom 20. J>6C6mber 1884. 

tPicMt n. IHqr» J«r. MtMbr. t n>u»'JMOtt. Bd. 19. 8. ML] 

Bd Betirtihdüimg der Frage, ob ein ans § 316 R.Str.0.B. angeklagter 
EisenlMilmbeamter setne Pfliekten verletzt habe, haben die f&r seine Ob- 
liegenheiten erlaAeenen Instraktioiien nicht die Bedeutung vonG'esetzen 
nnd Rechtsnormen im Sinne des Art. 107 des Prenss. Gesetze! Ten 3. Mai 
18§2, Sendern nnr von Beweismitteln bezüglich der erlassenen Dtenst* 
anwelsnngen, so dass auf die unrichtige Anwendung einzelner Paragraphen 
der InetroktloiL eine Hiehtigkeitsbeseliwerde nielit gegrttndel werden kann: 

Die auf die Verletzung des § 316 Abs. 2 R. Str. G.B. gestützte 
Revision ist nicht begründet Nach den Feststellnngen des angefocbtenen 
ürtheils wurde am 23. Juni 1884 auf dem Bahnhofe in M. nm 10 Uhr 
50 Minuten Vormittags der Schnellzug, Basel - Strassbnrg No. 5 in dem 
ersten Gleise abgelassen. Auf diesem Gleise befand eich za dieser Zeit 
der um 10 Ühr 34 Minuten eingetroffene Personenzug No. 202, aus wel- 
chem ein neuer Zug (205) gebildet und welcher über die Weiche 30 in 
das Gleise XU gebracht werden sollte. Die beiden letzten Wagen dieses 
Zuges, wch'he die Weiche 30 noch nicht öberschiitten hatten, \siirden -von 
der Maschine des Schneilznges erfasst und entgleisten, während von dem 
Schnellzuge nur die Maschine und der Packwagen beschädigt wurden. Der 
Angeklagte hatte, als dieser Zn^unmenstoss erfolgte, als Stationsassistent 
den ftnsseren Dienst; von ihm war der Schnellzug No. 5 abgelassen wor- 
den; auch hatte er das mit dem Zuge 202 vorgenommene RangirmanOver 
angeordnet. Als der Zug 5 abgelassen wurde, fand weder das Wegesignal 
auf freier Fahrt für denselben, noch waren für ihn die Weichen gestellt. 
Die Strafkammer hat es zwar nicht als erwinson erachtet, dass der An- 
geklagte, wie ihm zur Last gelegt worden war, dem Centralweichensloller 
(las Zeichen für die Abfalirt des Zuges 5 nicht gegeben und die mit dem 
Rangiren des Zuges 202 beauftragten Personen nicht angewiesen habe, 
auf dem Gli'isc Xlll die Ausfahrt des Zuges 5 abzuwarten. Aber sie hat 
des**'n ungeachtet angenommen, derselbe habe deu Unfall durch fahrlfissige 
Nit httir.trhUiug der in der Instruktion für Stationsvorsteher und Assistenleu 
enthaltenen Dienstvorschriften h«'rbeigeführt. lu dieser Beziehung wird iu 
den Urtheilsgründen ausgeführt, es sti erwiesen, dass das Wegesignal des 
Centraiapparates schon damals, als der Angeklagte von der Spitze des 
Zuges 13 aus bemerkt haben wolle, es sei gezogen, in Wirklichkeit nicht 
gezogen gewesen sei, der Angeklagte habe also jedenfalls nicht genau za- 
gesehen, ausserdem hätte sich derselbe nach deu für iim besteheudea 
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Dienstvorschriften nicht auf die Heobachtuiit;: des Wegesigoals besrhrfinkpii 
dürfen, sondern sich verge\Yissem niüsseii, dass das Gleis I frei st i, was 
«r nnterlai<sen habe, und sei auch verpflichtet gewesen, sich zu übt i /engen, 
ob die von ihm bezüglich des Rancrirens gegebene Anweisung befolgt 
worden sei, wozu er Gelegenheit gehabt habe. Ferner wird bemerkt, 
wenn der Angekhigte in einer von diesen verschiedenen Richtungen seine 
Dienstvorschriften befolgt hätte, der Unfall unzweifelhaft verhütet worden 
sein würde. Anf Gmnd dieser als erwiesen erachteten Thatsachen hat 
die r:if knmraer festgestellt, dass der Angeklagte durch Vernachlässigung 
der ihm als Eisenbahubeainten obliegenden Pflichten einen Eisenbahntrans- 
port in Gefahr gesetzt habe. Durch diese Feststellung wird der Thui- 
bost-and des im § MG Abs. 2 vorgesehenen Vergehens erschöpft. Auch 
ist nicht ersichtlich, dass derselben ein Rechtsirrthum zu Grunde liegt. 
Die in der Revisionsbegrundnng enthaltenen Ansfühmngen, der Angeklagte 
habe die Verpflichtangcn , welche ihm nach Annahme der Strafkammer 
obgelegen hätten, in Wirklichkeit nicht gehabt, scheiteni an den thatsfich- 
liehen, der Naehprafong des RerisionsgerichtB entzogenen Featatellnn^n 
des angefochtenen ürtheils. Die Instroktion för die Stationavorateher und 
Aasistenten, welche die Strafkammer nach der Meinung des Angeklagten 
missYeratanden hat, enthalt, wie das Reichsgericht schon öfters an»- 
gesprochen hat, nicht Bechtsnormeto, sondern hat fflr den Strafricfater nur 
die ßedentnng eines Beweismittels bezflgÜch der erlassenen Dienst- 
«nweisnngen. (Vgl Erkenntniss vom 17. Dezember 1879, Bntsch. Bd. [ 
S. 125.)*) Eine irrthOmliche Auslegung dieser Instruktion wQrde, auch 
wenn eine solche erwiesen wfire, nicht als Gesetzesverletznng anzusehen 
aein. Auch die Rüge, es sei die angefochtene Entscheidung nicht hin- 
reichend mit Grflnden Tcreehen, ist grundlos. Die Urtheilsgrfinde genfigen 
den im $ 266 Abs. 1 R.Str.Proz.Oidn. enthaltenen Torschriften, ins- 
besondere sind die Pflichten, welche dem Angeklagten oblagen, und Ton 
ihm Yemadkiftssigt wurden, mit hinreichender Deutlichkeit bezeichnet. Eine 
genauere Bestimmung des Orts, an welchem sich der Unfall ereignete und 
der Entfernung desselben vom Bahnhofe war nicht erforderlich. Die Fest- 
atellung, der Angeklagte habe sich überzeugen müssen, ob das Gleis frei 
sei, und es würde der Zusammenstoss nicht erfolgt sein, wenn er dieser 
Verpfliohtong nachgekommen wire, genfigt auch in dieser Beziehung. 

*) S. £isenbahnrechtl. EnUch. Bd. I. S. 59. 
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Nr. 854. Enfseh* des Deotsdien Melisgerielits. 

3. Civil-Senat Vom 3. Jaoaar 1885. 

[Blnai, Urtkcll «. Aaulea. Bd. 1. 8. 388,990.] 

§ 1 HaftpllielitgeMtE. Aneh «tnem BalmmeiBtor gegenftber kami die Ein- 
Tflde eigenen Yenolmldens niolLt Plate greifen, wenn ihm die Üe1>eitretnng 
eines Verbote doreb seine Vorgesetsten gestattet war. 
Der Bernfongsrichter liat thateftrhlicb festgestellt« dase von den Vor- 
gesetzten des Erblassers der Klfiger und namentlteh von dem Baarath V. 
za Emden gestattet worden sei, dass die Bahnmeisterwagen dnrch Segel- 
kraft fortbewegt wurden, sowie dass diese Art der Bewegung das Auf- 
sitzen der Arbeiter, welche den Wagen begleiten, nothwendig mache. 
Wenngleich nun dieses Anfeitzen von Arbeitern nod eben damit auch die 
Anwciiduni!: von Segeln zur Fortbewegung von Bahnmeisterwagen gegen 
die Verfügung des Eisenbahnbetriebsamtes vom 13. Juni 1881 Verstössen 
hat, 80 ist doch nach den Grundsätzen des R.6. daraus die Einrede der 
Seibstverschnldune: anf Seiten des Voruntilricklen nicht abzaieiten, weil 
sein Verfahren auf die thatsächliche Duldung und Gestattunp: seiner Vor- 
gesetzten zurückzuführen ist und hierdurch gedeckt wird. Dass es sich 
im vorliG2;enden Falle nicht um einen Arbeiter oder einen der untersten 
Funktionäre des Eisenbahndienstcg, sondern um einen Bahnmeister handelt, 
kann der Anwendung der geilachten (Grundsätze nicht im Wege stehen. 
Das denselben zu Grunde liegende Prinzip, daf^s ein von den leitenden 
Behörden erlasi^enes Verbot seine Be(leutung verliert, wenn auf Aufrecht- 
erhaltuug desselben nicht geachtet wird, beschräukt sich keiue-swegs anf 
die niedersten Kategorien dcv Dienstes, es trifft auch auf weitere Kreide 
zu und muss ohne Zweifel zur iiclLuug kommen, wenn, wie im gegen- 
wärtigen Falle, ein das Verhalten der Bahmeister inuerhali) einer gewissen 
Bahnlinie re^-elndes, von dem vctr esetzten Betriebsamt erlassenes Verbot 
allgemein und unter thatsäclilicher Billigung der aufsiehtsführenden Be- 
amten ausser Acht gelassen worden ist. 



Nr. 255. Entsch. des Deutschen lieicbsgerichts. 
3. Civil-Senut. Vom 3. Januar 1885. 

[Orudio), Beitr. Bd. 28. S. lO?!.] 

<) 3, 7 Haftplliclitgesetz. Da durch die Rente nur der Schaden des Ver- 
letzten abgegolten werden soll, so ist es unzulässig, die Pränumerando- 
Zahlung for 3 Monate zuzubilligen, wenn derselbe wöchentlich postnumerando 

seinen Lohn empfing. 
Die Reute repräsentirt den Ersatz des Schadens, welchen der Ver- 
letzte dordi den UnCül erlitten hat Daraus folgt, dass, wenngleich das 
Gericht nach § 7 des Gesetzes vom 7. Juni 1871' unter Würdigung aller 
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Umstfinde öber die Höhe des Sehadeos nach freiem Ermessen za erkennen 
hat, es doch nieht anf mehr erkennen darf, als der Sehaden des Verletzten 
betrflgt Dies wfirde aber zweifellos dann der Fall sein, wenn ein Arbeiter, 
der bisher seinen Lohn wOehentlich postnumerando empfangen hat, naeh 
dem seine Arbeitsnn&higkeit bewirkenden ünMi denselben Lohn viertel- 
jährlich praennmerando ausgezahlt erhalten wfirde. 



Hr« 2M. Entsclu des BeutHdiMi Iteldugerichts. 

2. Civil-Senat Vom 5. Jannar 1885. 

[Dratsche Jurist Ztg. B<1. lo. s. -JiT.lM^i.: 

Aneh die Zinskonpons der K. K. priv. Böhmischen Nordbahn-GeseUschalt 
sind in deutscher Reichswährung einzulösen. 
Klfiger besass 33 Stück am 1. April 1883 verfallener Zinskonpons 
der vmi der Beklagten im Jahre 1867 aufgenommenen Prioritiitonanleihe 
nud 161 Stuck an demselben Tac^e verfalknor Zinskoupons ihrer Prioritäten- 
anleihe vom Jahre 1871. Naeh dem Wortlaut der Koupons sollen an 
halbjährigen Zinsen 7,50 fl. Oestorreifhischer Währung in Silber oder 
5 Thaler oder 8,45 H. Süddeutscher Wrihrnrifr aiiscrcT^ahlt worden bei der 
Gesellsrhuftskiisse in Prag, bei einer Wiener Kredit ;instalt uiid, anlangend 
die Koupons von 1S71. aueh bei der AUi^eineinen Deutschen Kreditanstalt 
in r.eipzig. Kläger hat die Einlösung der 11)4 Koupons mit je 15,// in 
Göhl bei der gedachten Kreditanstalt, (wehdie anrh als Zahlstelle für die 
Koupons der 1867er Anleihe bekannt gemaeht worden war) gefordert und 
diese war nur zur Gewährung des Silberkurses (170,50) bereit. Kläger 
erhob nun Klage beim Landgericht zu Leipzig auf Zahinng in Reiehs- 
währung, wurde aber vom f-andgeri( ht mit derselben abgewiesen. Auf 
seine Hernfnng wurde jcdooh vom Ober-Lundosgericht zu Dresden die Be- 
klagte nach dem Klageanträge verurtheilt, welches ausführte, dass ein 
vertragsmäs>iges Abkcnnncu zwischen der Nordbahn-Ge.seilsehat't nnd dem 
den Prioritätcugläubigcrn nach Maassgabe des Ücsterreichischen Kuratoreu- 
gesetzes vom 24. April 1874 bestellten Kurator, aus welchem ein Ver- 
zieht des Kurators auf Zahlung in der Rcichswährung entnommen werden 
könnte, überhaupt nicht getroffen worden sei. Die Rovisioa der Beklagt«u 
wurde vom Reichsgericht zurückgewiesen, welches in seinen Gründen 
ausführte: „Das Berufungsurtheil stellt thatsachlich fest, dass zwischen 
dem Kurator nnd der Beklagten ein Vertrag über die Wahrung, in welcher 
die Zinsen der Prioritätsanleihen gezahlt werden sollen, nicht zu Stande 
gekommen sei. Diese Feststellung ist ausreichend begründet. Sie beruht 
darauf, dass der Kurator lediglich zur Herbeiführung eines Vertrages über 
die Sifltirong der Ausloosung der Schnldvereehreibungen, mithin nicht zu 
einer Einigung hinsichtlich der Wäbmngsfrage beauftragt war. Sonach 
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braachte nicht geprüft zu iverden, ob darüber etwa stillschweigend ein 
Abkommen geschlossen worden sei. Hierzu würde der Kurator eben keinen 
Auftrag gehabt haben. Wenn gesagt worden ist: „Nur ein förmlicher 
Vertrag des Vertreters der Gläubiger bätto in dieser Beziehung nach Be- 
finden am Sachbestande etwas ändern können", so hat damit offenbar nicht 
ein durch schriftliche Abfassung oder sonstige Förmlichkeiten bedintrttr 
Vertrag, sondern nur eine wirkliche Willenserklärung der Betheiligten 
bezei<-hnet werden sollen. Dass anf den in Rede stehenden Vertrag lediglich 
Oesterreichisfiies Kecht anzuwenden sei, war als selbstverständlich voraua* 
znsetzen, bedurfte daher keiner besonderen Erwähnung. 

Kr. 257. Entsch. des Dentschen Beicli'^irc richte. 
5. CiT?il-Senat. Vom T.Januar 1880. 

[PrcusÄ Verw. Bi. Jahrg. VI. S.214.] 

§ 2 Haftpfiichtgesetz, § 120 ItGew.Ord. Pflicht des üntemeluaers zum 

Schütze der Arbeiter. 
Dafür, dass der § 120 der revidirten Reichs-Gewerbeordnung nicht 
ledi Irlich von der Verpflichtung^ desselben aus dem Arbeitsvertrage zu 
verstehen sei, lässt sich geltend machen, dass diese Vorschrift die noth- 
wendigen Schutzeinrichtungen nicht bloss im Interesse der „Arbeiter" 
(wie der § 107 der Reichs-Gewerbeordnung von 18H9), sondern allgemein 
zur „Sicherheit gegen Gefahr fQr Leben und Gesundheit anderer Personen 
anordnet Es mag daher die Frage aufgeworfen werden kOnnen, ob nicht 
der § 1^0 a. a. 0, atoe weitergehende, tod einem Versehen unabhängige 
gesetzliche Entsehftdigungsverpflichtung (eine sog. „ein&che*' En^ 
BchUdignngspflicht) der Gewerbenntemebmer eingeffihrt habe. Dies mass 
aber verneint werden. (Wird nfther ansgefQhrt.) — (Dann heisst es:) 
Richtig ist, dass die im § 120 a. a. 0. bezeichnete Verpflichtung den be- 
treffenden Gewerbetreibenden persönlich und an bedingt trifft Fehlt 
es daher bei ihm an den erforderlichen Schutzvorrichtongen oder sind sie 
ungenügend, so kann er znr Abstellnng solcher Hftngel auch d'inn, warn 
er den Betrieb seines Gewerbes einem geeigneten nnd znverillssigen Ver- 
treter fibertragen hatte, immer in eigener Person nnd ohne Rflcksicbt auf 
ein dabei torgekommenes Versehen polizeilii*h angebalten werden. Daraos 
folgt jedoch nicht zugleich, wie die Revision annimmt» seine persönlidie 
und unbedingte Haftung für Schäden aus bezfiglichen Mängeln, da der 
$ 120 a. a. 0. von einer Entschädigungspflicht fiberhaupt nicht, also ebeU' 
sowenig von deren Voraussetzungen handelt Vielmehr bestimmen 
Dur die Vorschriften des Privatrech t^, nach Preuss. Hechte vor Allem 
die des Tit. 6 Th 1 A.L.R, die Voraussetzungen einer ausserordentlichen 
Entschädigangspflicht. 

28* 



Digitized by Google 



436 Biitseh. dea Dautsehen Beiebsgeriebti vom 14. Januar 1685. 

Nr. 268. Entseb. des Dentaehen Baieliflgeriehts. 

5. Civil-Senat. Vom 14. Jannar 1885. 

[Freoas. Jnstii-Hlii. BL 18811 B. 96.] 

Hat der Expropriat innerhalb der seclismonatliclien Frist des § 30 Prenss. 
EnteignuDgsgesets Tom 11. Juni 1874 den Reelitsweg liesohritten, 80 Ist 
er aneli zur Amdelmimg des Klageantrages gemäsa '§ 240 C.P.O. betagt 

Das Enteigiiuiigsfcesetz vom 11. Juni 1874 weist im § 29 die Ent- 
scheidung ulicr die dem Enteignet«!! zu gewahrende EntschädiguDg zu- 
iia< ii?>i der Bezirksregierung zu, gestattet dann über im § 30 sowohl dem 
Unternehmer, als den übrigeu ßetheiligteu, gegen den Beschluss der Re- 
gierung den Rechtsweg zu beschreiten. Die Entscheidung der Regierang 
ist sonach nur eine vorläufige. Sie erlangt definitive Geltnng erst dorch 
Ablauf der eechsiDonatlichen Frist oder Verzicht (§ 32 ibid.). Wenn da- 
gegen einer der bei der Enteignung Betheiligten rechtzeitig die £nt^ 
scfaeidnng des Bicbtere aamft, so bildet der hierdarch eingeleitete Bechts- 
streit einen Theil des Enteignnngsverlabrens. An Stelle des snspendirten 
BeschloBses der Begiemng tritt hinsiehtliGh der Hohe der Entschädigung 
das demnächst ergehende rechtskräftige richterliche UrtheiL Fär dea 
Prozess Aber die Entschädigung gelten nach § 15 No. 2 Einf.Ges. zmr 
Civ.Proz.0. in erster Linie die Landesgesetze, wo solche aber fehlen, die 
Vorschriften der Civ.Proz.O. Die Bestimmong des $ 30 Abs. 1 EntGes. 
ist nnn zwar insofern eine prozessnalische, als der Bechtsweg dorch Nicht- 
einhaltuDg der secfasmonatlichen Frist verschlosaen wird. Dagegen ist in 
iieiner landesrechtlichen Vorschrift ansgesprodien, dass ein BetheiligteTy 
welcher rechtzeiti« Elage erhebt, in dem Prozesse eine andere rechtiiehe 
Stellung einnehmen soll, als sie die CIy.Ptoz.O. jedem Kläger zugewiesen 
hat. Hit der Beschreitung des Bechtsweges hat vielmehr der Etilger dem 
Gebot des § 30 cit. genGgt. Die ihm als Kläger behufs Herbeiführung 
des richterlichen Urtheils obliegenden Pflichten und zustehenden Rechte 
richten sich lediglich nach den Bestimmungen der Civ.Proz.O. Das gilt 
iDsbesondere auch von den Vorschriften über Ansdehuung des Klage* 
antrages. Soweit § 240 Civ.Prc/ o eine solche Befugniss dem Kläger 
gewährt, steht sie ihm auch in dem gemäss § 30 EntG. eingeleiteten 
Prozesse zu. lu der Ausdehnung des Klageantrages liegt nicht die Geltend- 
oiai-hung eines Recht« nach Ablauf der Frist, sondern die Ausübung einer 
rat h jetzigem Recht jedem Kläger zustehenden prozessualischen Befugniss. 
Dass aber die im § 240 No. 2 gestattete Erweiterung des Antrages sich 
nieht bloss auf eine Anfügung neu entstandener Ansprüche, sondern auch 
auf ( ine Steigerung des ursprünglichen Antrages bezieht, nehmen die 
Vorderrichter mit üecht an. 
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Nr. 259. Enfsch. des Deutschen Reichsgerichts, 
3. Civil-Senat. Vom 20. Jaouar 1885. 

tZIf. d. T«r. Oentach. Eiwiib.T«rv. U8S. 8. 3^1] 

Fr«il8S. E&teiginiiigsgesetE vom II. Jani 1874 § 8. Der nicht minder üii 
Prenssischen wie im gemeinen Recht geltende Rechtsgrandsatz, dass der 
Schaden nicht zu ver^ten ist, welcher anch eingetreten sein würde, veim 
die schädigende Handlung nicht erfolgt wäre, ist bei der Eateignung nur 
anwendbar, wenn feststeht, dass der £xpropriat die ihm durch die sein 
Onindstück durchschneidende Anlage zugefügten Nachtheile anch oline 
diese Anlage dadurch, dass sie ant einem Nachhargmndstücke errichtet 
worden wäre, erlitten hätte. Dagegen genügt nicht zur Beseitigung des 
Ersatzanspruches die Feststellung der blossen Möglichkeit, dass der Ex- 
propriat auch ohne die Enteignung die Naohtheüe hätte erleiden können. 

Anwendbar wurde der erwähnte Rechtssatz nur sein, wenn feßtstfinde, 
dass der Kluger die ihm jetzt dnrcb die Eisenbahiianlage zogefugtcn Nach> 
tbetle nach ohne diese Anlage erlitten hätte, und da er sie nach der 
eigenen Voranssctznng der Vorderrichter ohne Enteignung nur erlitten 
haben würde, wenn die Eisenbahn auf Xachbargrandstücken der Grenze 
entlang geführt worden wäre, dass Letzteres wirklieh geschelien 
sein würde, wenn die Enteignung des klügerischen Grundstücks nicht 
stattgefunden hätte. Eine solche Fest.stellung ist aber von den Vorder- 
riehtern nicht fretrotfen, die Anlaj^e der Eisenbahn längs der Grenze des 
klägerischen < Iruiid^tfirks vielniohr nnr als ein mnq^liehor F;ill gedacht. 
Eine solche Möglichkeit schiiesst den an >irh vorhandoncii ursächlichen 
Zusammenhantj: zwischen dfrn schädiiicndon Akte und dem Sehaden nicht 
aus und hebt darum auch die VerautwortlicUkeit des Beklagten für die 
Folgen der Enteignung nicht auf. 



Kr, 860. fintseb. lies llentsebea Reiebsgeriehfs. 

3. Civil-Senat Vom 20; Jannar 1885. 

(Qradtot, Bdtr. Bd. 2a 8. 1099.1 

Wird ein Theil einer Haus- und Oartenhesitzung, welche für den Besitser 
als behaglicher Ruhesitz dient, zu einer Eisenbahnanlage enteignet, so 
kuuL der Eigenthlbiier auf Omnd des § 9 des Fienss. Enteiguungsgeseties 
rm 11. Juni 1874 «tr dann Terlangen, dass der Elsenbaluinntenielimer 
das Ganze gegen Entschädigung flbemelunef wenn das Bestgrandstftek nicht 
mehr a&B Bnheslts benntst weiden kann; eine blosse Beeintrichtigung 
dagegen derjenigen Eigenschaften, welche den BesitB sls einen behaglichen 
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RnhMitas oliarakteiiaireii, begründen aielit d«n A]iB|»ni€lL auf üebtmlime 

der ganzen Bealtsong. 
Der Berafongsrichter Dimmt mit dem Elftger an, dass die Hans« and 

GartenbesitzQDg deBselben die Bestinimang gehabt habe, für ihn ond seine 
Familie als Rnbesttz zu dienen. Er ericennt auch in Uebereinstimmong 
mit § 9 dos Preassiscben EnteignnDgsgesetzes an, dass der Beklas^ zur 
UeberDahme der ganzen Besitzung gegen Entschädigung verpflichtet ge> 
wesen sein wurde, wenn durch die Enteignnng der nordwestlichen Garten- 
ecke nnd die Änlo^nng der Eisenbaba in nftehster Nähe der Hinterseite 
des Hauses die Erfüllung jener Bestimmung unmöglich geworden wftre. 
£r gelangt aber auf Grund rein thats&ßhlicbcr Erwägungen zu dem Er- 
gebniss, dass zwar eine Beeinträchtigung aller derjenigen Eigenschaften, 
welche die Grundbesitzung des Klägers als einen behaglichen Ruhesitz 
cliarakterisiren, stattgefunden hat, dieser ihr Charakter aber nicht auf- 
gehoben und darum nicht nnziinehmen ist, dass das Rest^^rinidstück iiicht 
mehr seiner bisherigen Bestimmoug gem&ss benutzt werden Iköoue. 



Nr. 2(>1. Eutitch. des Deot«chen Reichsgerichts.*) 

3. Civil-Senat Vom 30. Januar 1885. 

(Preuss. Verhalt lU VI. 8. 207.] 

Nach gemeinem Rechte steht den Adjacenten ein Recht auf dauernde Er- 
haltung eines öffentlichen Weges uud daher auch ein Ersatzanspmch ans 
der Expropriation eines solchen nicht zu. 
Kläger hat die vorinstanzliche Eutscheiduug als rechtsirrthümlich aiif> 
gefochten, weil dieselbe ihm einen Ansprach auf Ersatz de^enigen Nach- 
theils aberlcannt hat, welcher ihm durch die Verwendung eines Tfaeils des 
Strassenareals zur Babnanlage in Folge der hierdurch eiugetretenen Ver- 
schtechternng der Lage seiner Gebäude verursacbt worden sei. Dieser 
Anspruch ist aber mit Recht verworfen worden, weil, wie der III. GivU> 
Senat des Reichsgerichts bereits in seinen Urtheilen (Entsch. d. R.G. Bd. 6 
No. 42, Bd. 3 No. 49) näher ansgefQbrt hat, nach den Grandsätzen des 
Gemeinen Rechts dem Anlieger eines öffentlichen Weges ein privat- 
rechtlicher Anspruch auf dauernde nnd unveränderte Erhaltung dieses 
Weges als solchem nicht zusteht nnd derselbe daher nicht berechtigt ist, 
wegen der durch eine Expropriation des Wegeareals ihm erwaebseneii 
Nachtheile einen Ent8<'hädigungsansprneh zu erheben. Die von dem 
Kläger in Bezug genommenen Urtheile des I. HQUii^Senats des Beiehsgerichta, 
welche für die Gebiete des Französischen Kechts nnd des Preassi- 
scben Allgemeinen Landrecbts dem Anlieger eines öffentlichen 

^Tobcn Bd. I, 8. 92, 177, 425; Bd. II, & 178, 229; Bd. HI, & 246, 25& 
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Weges eiuen stetigen Kntschädiguugsanspruch zuerkmint haben, sind nicht 
geeignet, die hier aus dem Gemeinen Hechte zu treffende Entscheidung 
im Sinne des § 137 Ger.Yerf.Ges. zu begründen. 



Nr. 262. fittteeh. des DemtMlieii Beidugerielifs. 

1. Givil-Senat Vom 31. Jannar 1885. 

CZtg. d. Ttr. Dntaoh. BiMBb.Terw. IMS. 8. 187.] 

Der Anspraeh der Eliefrau etaes Ini dem Eieeiibalm-, Fabrik* ete. Betriebe 
getSdtettn Maames auf SebadeneenatK entreelLt eieli eoweltk als ihr dtueh 
den Tod fiires BhemaiuieB der ünterlialt, welehen ibr alimentatioi»- 
pfliolitiger Ehemann ihr bei Lebzeiten zu gew&hren yeipfiehtet gewesen, 
«ntaogen iet, aneb wenn tbatB&oUicli ibr Ehegatte nioht die Anfwendnngen 
xnm Unterhalt der Pran gemacht hatte, sn welchen er verpflichtet ge- 
wesen war. Der Haftpfliehtige mnss femer die Frau in den Stand setsen, 
diejenige Lebensweise fortsosetaen, welche sie bei Lebzeiten des Mannes 
iUÖen an kSimen verlangen dnrfl», selbst wenn dies dem Haftpfliehtigen 
verhSltoissm&ssig mehr hostet^ als dem mit seiner Fran einen gemeinsamen 

Haushalt fahrenden Ehegatten. 
Der Weidiensteller T. war beim Betriebe der Bedin-Hambiirger Eisen 
bahn getfldtet worden. T. hinterliess eine Wittwe, aber keine Kinder. 
Die Wittwe war wfthrend ihrer Ehe stets kränklich nnd wegen ihres Lei- 
deoB immer noffthig gewesen, za arbeiten und mit zn verdienen nnd von 
dem 900 JlC jährlich betragenden Diensteinkommen des Mannes gelangte 
für die Pflege der Fran mehr zur Verwendung, als sonst in diesem Stande 
Mftnner fär ihre Frauen auszugeben pflegen. Die Wittwe l)eanspmcfate 
nun von der Eisenbahngesellschaft als Unterhaltuugsrente drei P'ünftol des 
früheren Diensteinkommens ihres Ehemannes, indem sie hervorhob, dass 
die Hauptausgabon, namentlich för Wohnung, Feuerung etc. für sie allein 
jetzt ebensoviel betrügen, wie zur Zeit der Ehe für beide Khegatten. 
Die EiBenb&hngesell Schaft wollte ihr indess nur zwei Fünftel des Dienst- 
Einkommens ihres Ehegatten gewähren, und die Wittwe erhob daher Klage 
gegen die Gesellschaft auf Gewährung ihres Anspruches. Das Landgericht 
zu Hamburg sprach der Klägerin eine Rente im Betrage von drei Fünfteln, 
dagegen das Oberlandesgericht zu Hamburg als Bernfungsrichter nur eine 
Rente in Höhe von zwei Fünfteln des Diensteinkninnieus ihres Ehegatten, 
ahzü(Tlich der Pension zu. Auf die Revision der Wittwe hob das Reichs- 
gericht das Rerufnngstirtheil auf, indom es begründend ausführte: „Es 
kommt entselicideud darauf an, was der Ehemann der Klägerin ihr nach 
den konkreten Umstünden, also einerseits nach seiner Leistungsfähigkeit, 
nach seinem Einkommen, andererseits nach den Bedürlhissea der Fran» 
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wobei uach ihre Kränklichkeit und Arbeitsnofahigkeit in Betrag za zieb^ 
ist, zum Unterhalt leisten niusstc, nicht aber darauf, welrha Aufwen- 
dungen der Ehemann tbatsächüch znm Unterhalte der Frau gemacht 
hat. Was hiernach die Klägerin bei Lebzeiten ihres Ebemaniies voo die- 

Bem zu ihrem Unterhalte zn fordern berechtigt war, das muss, nach- 
dem der Ehemann beim Eisenbahnbetriebe getödtet worden, die Beklagte 
der Klägerin zu ihrem Unterhalte gewahren. Es kommt dabei auch nicht 
allein entscheidend auf den Geldbetrag an, welchen der Ehemann bei 
Lebzeiten hat aufwenden müssen, um seiner Ehefrau den ihr schuldigen 
Unterhalt zu gewähren. Die Beklagte mu^s d\o Khlironn vielmehr in den 
Stand sct/i'ii, diejpnis^f» l/ebensweise fort/.ulübren, welche sie bei Leb- 
zeiten ihres Elieinuiim's führen zn koniioii von diesem verlangen durfte, 
wenfiglpich dies nach Trennung der Ehe tür die Klägerin allein verhalt- 
iiissniiissiii mehr kostet, als er in stehender Eho für beide Ehogatt»"n /u- 
sainiiR'ii gekostet hat. Es ist also Ix'i Beiiirs>uiii; der Rente daraut Ku< k- 
sicht zu nehmen, dass die Klägerin, welche mit ilirem Ehemann nur ein 
Zimmer bewoiint hat. für sich nlleiu auch eines Zimmers hedarf, wenn- 
gleich ein etwas kh-iiK ies /immer für sie aiisr(Meheii ujag; die gleiche 
Rucksicht ist bezüglich der Feuerung zum Heizen und Kochen zu nehmen.* 

Nr. t68. Entseh. des Bevtscheii Beiehflgerlehts* 

4. Civil-Senat. Vom 5. i'ebruar 1885. 
CSmArt, AmbfT. R P. Bd. la a 37 1} 

§ 144 StlclisbeaiateiigesetB vom 31. Mftiz 1873. Der Beolktsweg g^n den 
Defektenbescliliifls stallt dem Beamten nur mateiiell (UneielitUcli des Be- 
trages und der EnatsverUndliehkeit), niolit alier betreib der formellen 
Yoranssetsiuigen für das Defektenverfaliren bezw. den Defektenbesoldnas zn. 

Der § 144 Reichsbeaintenges. v. 31. Härz 1873 bestimmt« dass gegen 
den Defectenbescblnss dem Beamten sowohl hinsichtlich des Betrages, 
als hinsichtlich der Ersatzverbindlicbkeit der Rechtsweg zusteht» dadurch 
ist die Grenze der Zulfissigkeit des Rechtswegs deutlich bezeichnet Gegen- 
stand der gerichtlichen Entscheidnng sollen nur die Fragen sein: ob? und 
in welcher Hobe? eine Yerpflichtnug des Beamten zum Ersatz materiell 
begrflodet sei. Wird die erste Frage durch das Gericht verneint, so madit 
dies den DefecteDbeschlnss allerdings materiell wirkungslos und ioso- 
fem ist die gerichtliche Klage gegen den Beschloss gerichtet Der Be- 
schlnss wird nnansf lihrbar, da das richterliche Urtheil seiuen materiellen 
Inhalt beseitigt Auch dies beruht freilich anf dem Fehlen einer gesetz- 
liehen Voraussetzung für den Erlass des Beschlosses, nftmlich einer Hand- 
lung oder UnteriassuDg des Beamten, welche denselben nach dem Gesetz 
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dem Fiscos znm Ersatz verpflichtet; allein diese VoranssetzoDg ist ein 
Bestandtheil der materiellen Begründung des Bescblasses. Davon 
verschieden ist die Frage: ob die im § 144 angegebenen formellen 
Voranssetznngen fßr das Defectenfeststellnngsverfahren nnd den dasselbe 
abschliessenden Defectenbescblnss voiiiegen? Diese Frage gehOrt nicht 
dem Privatrechtf sonderndem pnblicistischen Yerhältniss des Staats 
zu dem Beamten an. Dieselbe kaaa nicht im Rechtswege» sondern nor 
im Wege der im § 144 Abs. 1 ansdrucklich erwiUinten Beschwerde „Be- 
schwerde im Instanzenznge'' erledigt werden. Nur der materielle Inhalt 
des Beschlusses, nftmlich die Feststellang, dass dem Fiscos an den fieam« 
teu ein Ansprach auf den festgesetzten Geldbetrag zusteht, betrifft das 
Privatrecht und es tcann daher der Richter darulier beGiideii. ob dieser 
privat rechtliche Anspruch des Fiscus, welcher freilich aus dem Beamleii- 
verhäitniss entspringt, nach den Gesetzen begründet ist? Dies i;^t die 
Bedeutung des § 144. Hiernadi wird dem in Striethorst Arch. Bd. 17 
S. 00 mitgethcilten EricenntnisB beigetreten, welches vom Obertribunal auf 
Gruiul der Preuss. Vorordnung v. 24. Januar 1844 (auf welcher die be- 
treffenden Satzungen des Reichsbeamtengeset/es wesentlich beruhen) erlassen 
ist; es werden die davon abweichenden Ausführungen des neueren Krkennt- 
nisses desselben Gerichtshofes vom 4. Sept. 1857 (Entsch. Bd. 36 S. 382) 
reprobirt. 



Nr. 264. Entsch. «leg Dentselieii BelehagerieliiB. 

Civil-Seuat. Vom 6./12. Februar 1885. 

Bei (iiiri he:eln'nden Zügen ist Betriehsnnterne'hmer im Sinne des § 1 Reichs- 
hnltj)flichtu:rsetz in der Regel diejenige Eiseubaiiuverwaltung, auf deren 
eigeuei Streckt' sich der Unfall ereignet. Diese Regel findet nur dann 
keine Anwendung, wenn unter den betheiligten Verwaltungen besondere 
Abmachungen getroffen sind, wonach sie sich gegenseitig den selbst- 
standigen Betrieb auf ihren Strecken verstattet haben, so dass jede von 
ihnen ihr Transportgewerbe anf der Gesammtstrecke ausübt 
Die Entscheidung über die zur Zeit allein in Frage kommende Passiv- 
legitimation der Beklagten hängt zunächst davon ab, oS letztere in Botreff 
des durchgehenden Zuges, bei dessen Bedien uii^^ der Kläger am i'i. Juni 
1881 auf der Station Radebeul verunglückt ibt, als Betriebsunter- 
nchnierin im Sinne des § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes anzusehen war? 
Ais solche hatte sie, wie vom Reichsgericht schon wiederholt ausgeführt 
worden ist und auch vom Revisionsklftger als richtig anerkannt wird, 
nur zu gelten, wenn der Betrieb, bei welchem der Un&U stattgefunden 
hat, für ihre Rechnung erfolgte, so dass ihr der Ertrag desselben zu Gute 
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kam. Denn da dieser Ertrag bedingt nnd besdirfinkt war durch die mit 
dem Betrieb verbundenen Lasten nnd Aufwendungen, so moss auch der 
Bezug des Ertrags darüber entseheiden, wer die dnreh den Betrieb be- 

grBndete Entsrkädigungspflicht zn tragen hat. 

Handelt es sich daher, wie hier, um den Betrieb bei einem dnrcb- 
gehenden Zug, so fragt es steh, für wessen Rechnung derselbe statt 6 ndet. 

Es ist T11111 allerdings denkbar, dass alle Verwaltungen, über deren Bahn- 
strecken die durchgehenden Züge laufen, sich gegenseitig den Betrieb auf 
ihrer Strecke verstattet haben nnd aUo jede von ihnen ihr Transport- 
gewerbe auf der Gesammtstrecke ausübt, jede von ihnen also auch auf 
der Gesammtstrecke als Betriebsunternehmerin erscheint. Ein solches 
Verhältiiiss lässt sich jedoch nicht als selbstverständlich ansehen, setzt 
vielmehr eine besondere Verständigung der betheiligten Bahnverwaltnngen 
voraus, wodurch t'ie sieh p^egenseitig ihre Bahnstrecken znr Ansühnns: des 
Trai]s])ortgeworbes vorhalten. Wo dcrartiije Vertrage und Abmachungen 
aller nicht vorlieü-en, wird anziinehineii sein, dass, wie überhaupt jede 
Balmverwaltnni? nur auf ihrer eigenen Strecke für ilir Transportsewerbc 
d<'n Betrieh übt sie dies auch dann thut, wenn sie die Weiterbeförderung- 
von Persuiieu und Gütern von der Nachhurbahn übernimmt, ohne dass ein 
"Wechsel der Trnns[)ortmittel «»der des Zugpersonals stattfindet, wie in der 
liegel bei (hirchtieheiidtiu Zügeu. Wenn hier auch bei der gegeuseitisfen 
Abrechnung die Verwendung der fremden Traiisptutmittel und Beamten 
in Betracht komnien wird, so erfolgt der Betrieb doch auf jeder Strecke 
für Kecbuung und Gefahr der Inliaberin dieser Strecke, und sie erscheint 
daher auf dieser als Betriebsunlernehraerin — eine Au:iahine. bei der 
man deui V^)rgange des Reichs-Oberhandelsgerichts in seiner Entscheidung 
vom 4. Mai 187* (iMitsch. B. 22 p. 8 ff.) folgen zu müssen geglaubt hat. 



Nr. 96fr. Entseh. des Prenss. Ober «Terwalt. Gerichts* 
2. Senat. Vom 9. Februar 1885. 

[Z«ttMElir. 1 Preui. BMbt Bd. 4 & 41T.] 

Bei der Konummal-Einkommenabeateiienuig des Eisenbahnimteniohiaen sind 
die Reinerträge der letsten, der Verankging unmittelbar Torhergegiogenen 
Jahre maassgebend. Es genügt für die StenerpHicht die allgemeine Besag- 
nähme des StenerregnlatiTa anf die einschlagenden Bestimmungen der 
StidteordnuDg. Aneh wird die Bereelmnng naeh dem Dnrehsohnitt der 
letsten E Jahre dadnroh nleht nnmdgUoh, dass iniwlsehen erst der Land- 
beärk der Stadtgemeinde einverleibt worden Ist 
Die Beschwerde daru1>er, daes der Einwand des Elfigers, es dürfe der 
Besteuerung nnr der Beinertrag ans den dem Steaerjahre nnmittelbar vor- 
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heigegangmten drei Jahien (1881/84) za Grunde gelegt werden, von dem 
Yofderrieliter verwerfen worden sei, eracheint begründet Zwar hatte KlSger 
selbst zuerst — wie er jetzt behauptet« «auf Andrftngen des Beklagten** — 

eine nach Maassgabe der Ministerialverfugong Tom 29. September 1856 
(M.Bt. d. i. y. S. 256) anfgestellte Berechnoog, nmfassend die Ergeboisse 
der Jahre 1880/81, 1881/82 niid 1882/88, der veranlagenden Behörde mit- 

getheilt. Aber bereits in der Klage war — wenn auch zunächst nnr, nm 
darzntbim, dass, da die Berechnung pro 1883/84 nach bestehenden Yer> 

walinngsgrnndsiltzen noch nicht hnhc aufgestellt werden können, eine 
Heranziehaog des Fiscns zur Zeit überhaupt noch nicht zulässig sei, — 
geltend gemacht, dass für die Berechnung nur^ die Ergehnisse der dem 
Stenerjahre unmittelbar vorhergegangenen drei Jahre in Betracht gezogen 
werden dürften, wie denn auch noch in einem nachträgliehen Schriftsatze 
für diese Anffassnn£; auf die Rechtsprechung des untorzoichneten Gerii hts- 
hofes Bezug genommen wurde. Wenn der Vnnlcnirhter seiner Ent- 
scheidung s^leichwohl die die Jahre 1880/81 bis i8>>2/?s8 umfassende Be- 
rechnung zu (i runde legt und dies vornehmlich ans dem Gesichtspunkte 
zu rechtferti^^^en sucht, dass, da die V^eranlagung nach allgemeinem Ge- 
brauche nicht im SLenerjahre sondern schon vorher geschehe, foltrereeht 
nur die Reinerträge der let/ien, dieser VtTanlaicunü: vorhercreganueni ii di i 
Jahre als nuiassgebend gelten könnten, so verstösst er gegen das be- 
stehende Recht (Ents. li. d. U.V. G. M. 11 S. 45, Bd. V S. 19. 20, Bd. X 
S. 76. 77). Ein Fall, wie der dunh das Krkenntniss vom 21. November 
1878 (Entseh. d. O.V.G. Bd. IV S. 69) erledigte, liegt hier nicht vor; 
vielmehr ist von Seiten des Hanptbetheiligteu ausdrücklicher Widerspruch 
dagegen eingelegt, dass das Einkommen des Steuerjahres 1884/85 unter 
Ausserachtlassung der Ergebnisse des Wirthschaftsjahres 1883/84 er- 
mittelt werde. 

Unterliegt hiernach die angefochtene Entscheidung der Aufbebung 
(§§ 94. 98 Land. Verw. Ges.), so kommt bei freier Benrtheilung der Saehe 
Folgendes in Betracht: 

Wenn der Kläger in erster Reihe Steuerfreiheit beansprucht, so er- 
weisen sieh die f&r diesen Anspruch geltend gemachten Motive durchweg 
als unhaltbar. 

Zunächst wird in dieser Beziehung behauptet, es fehle an verpflich* 
tenden statutarischen Bestimmungen. Zwar bestehe für die Stadt E. dn 
Communal-EinJcommensteuer-Regulatiy; dasselbe enthalte aber Bestim* 
moDgen fiber die Besteaerung juristischer Personen, speciell der Eisen- 
bahngesellschaften, nicht Bei der Eigenartigkeit der Gewerfosverh&ltnisse 
der Eisenbahnverwaltungen — so meint Klüger — wflrde es aber ent- 
sprechender besonderer Besthnmnngen bedurft haben und, da solche gftoz- 
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lieh fohlten, nm<>o nmsomohr nnj^ennrnmen werdeo, dass eine Stenorpflicht 
des Fiscas uiciit habe coii>lituirt werden sollori. als znr Zeit des Erlasses 
des Regulativs eine Eispiibalm im riemoindcbezirke E. noch nicht vor- 
handen gewissen sei. Allein die Bestirnnumgen des „Regulativs der Com- 
mnnal -Kink()innien^.teiior liir die Stadt E." vom *2ß. Mai/'?. Juli 18öl tce- 
wälü'en für das Besteiiernii.i:>re<'ht der Stadt gemeinde K. dem Fiseiis als 
Eisenhjihnunteinehiner gt'c;eiiül»er eine völlig ausreicheode Grundlage. 
Wenn tler § 2 des Regulativs i>e<5a2:t: 

Personen, deren jührlichtö Einkommen unter 80 Tiilr. jährlich 
beträgt, wertl n von d< i Einkommensteuer freigelassen; im Uubrigeu 
sind die einschlagenden nt>>tinimungen zu §§ 4 u. 53 alin. II der 
Städteordnung vom ;]0. Mai Ibjii, sowohl über die Verpflichtung 
zur Eink(tniineusteuer, als auch über das Maass der Heranziehung 
zu derselben maassgebeud, 
80 iit damit eben auch der Inhalt des § 4 Abs. 3 der Städteordnung zum 
iuteLM iienden Bestandtheile des Regulativs gemacht worden. Nach jener 
VorsiliritL sind juristische Personen, welche in dem Stadtbezirke tjrund- 
eigenthnm besitzen oder ein stehendes Gewerbe betreiben, verpflichtet, an 
denjenigen Lasten Theil zu nehmen, welebe auf den Grundbesitz oder das 
Gewerbe oder auf das aus jenen Quellen fliessende Einicomoien gelegt 
werden. Betreibt daher der Flscns im Stadtbezirke E. das Eisenbahn- 
transportgewerbe, so kann er von dem Einkommen aus diesem Gewerbe 
zu den Gemeindelasten herangezogen werden, gleichviel, ob znr Zeit des 
Zustandekommens des Regulativs im Gemeindebezirke bereits eine Eisen- 
bahn vorhanden gewesen ist oder nicht. - Dass das Regulativ Qber die Art 
der Berechnung des steuerpflichtagen Eintiommens aus dem Eisenbahn- 
betriebe keine Bestimmungen entbftlt, ist rechtlieh ohne jede Bedeutung. 
Dei^ldchen Bestimmungen gehören überhaupt nicht in die Gemeinde- 
steuerregnlative, sind wenigstens keinesfalls unerlflssliehe Bestandtheile 
derselben und es ist die Annahme des Elfigers, dass „solche in derartigen 
Regulativen stets enthalten seien**, einfach unrichtig. 

In noch höherem Grade unhaltbar ist das weiter der Bestimmung im 
§ 7 des Regulativs: 

„die Einkommensteuer wird mit den Kdniglichen Steuern in monat- 
lichen Raten praenumerando eingezahlt,'' 
entnommene Argument — einer Bestimmung, welche, wie ohne Weiteres 
emlenchtet, nicht die ihr vom Kläger beigelegte Bedeutung haben kann, 
dass, wer von Entrichtung der Staatssteuer befreit ist, damit auch von 
Entrichtung der Gemeindesteuer befreit sein soll, sidi vielmehr lediglich 
auf die regelmässige Hebung, auf die Fälligkeitstermine der Gemeinde- 
Einkommensteuer bezieht Die Revisionsschrift selbst anerkennt denn anch 
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bereits, dass diesem Gesicfatopiuikte event. „keine besondere Bedentang" 
zukomme. 

In beiden vorstehend berfihrten Beziehongen ist übrigens — wie 
die eingesehenen Acten des Magistrats ergaben — der EOnigl. Eisenbahn- 
direction im Wesentlichen ein Gleiches anch schon bei anderen Gelegen- 
heiten von Seiten der snstikndigen höheren Verwaltungsstellen eröffnet 
worden. 

Im üebrigon geben die Ausfülirungen des Kläger« in ihrem Kern da- 
hin, dass ffir die jetzige Station £. ein dreijähriger Durchschnitt sich nicht 
berechnen lasse. 

Wenn dabei einmal betont wird, dass, da das Einkommen der Stution 
während der Zugehörigkeit derselben znm Gemeindebezirke H. der „steuer- 
pflichtigen" oder „steuerlichen Qualität" entbehrt habe, ihm solche 'anch 
nicht iiacliträglich beigelegt werden könne, so beruht Dies wiederum auf 
einem Rechtsirrthum. Das Saehverhältniss ist, soweit die vorgeletjfen 
actcnmässigen VnrEräiijje erKoben, diese.«, dum das Territorium, auf welchem 
der Bahnhof E., Station der frülioren Halle -Casseler Eisenbahn, belegen 
ist, bis zum 29. October 18S8 dem Bezirke der fyandgemeinde II. angehört 
hat, mit diesem Zeitpunkte aber der Stadt^eraeinde E. einverleibt worden 
ist. Bei dieser Bachlage hatte allerdings da^^ Einkommen der Station E., 
SU iaii^e diese dem Gemeiudebezirke H angehörte, insofern keine steuer- 
pflichtige (i>ualitat'', als die Landgemeinde H. nirht bereelitic^, war, den 
Eisenbahnüscus zu einer Communal- Einkommensteuer heranzuziehen. Des- 
halb branchte auch, so lange jenes Verhaltniss bestand, für die Station E. 
eine Berechnung, wie sie in dem Ministerialcircuiar vom 29. September 1856 
und den dazu ergangenen erläuternden Erlassen vorgeschrieben ist, nicht 
stattzufinden. Es ist aber in keiner Weise abzusehen, wie daraus foli^en 
soll, dass, wenn nunmehr die Station E. in den Bezirk der Stadt- 
gemeinde E. übergegangen ist, das Einkommen der Station nach wie vor 
steuerfrei bleiben und die Stadtgemeinde E. es sich versagen musste, 
Ton dem ihr nach Gesetz und statutarischer Bestimmung zustehenden 
Besteawnogsreehte dieser Bisenbahnstation gegenfiber Gebrandi zn machen. 

Wenn weiter geltend gemacht worden ist, dass der Gewerbebetrieb 
bei dem jetzigen Domicil eine ganz andere Gestalt annehmen kOnne als 
seither ond dass deshalb das bisherige Einkommen nicht ohne Weiteres 
zum Anhalt genommen werden dflrfe, so ist darauf kaum ein Hehreres 
SU erwidern, als dass eine solche Eventualität die Znlfissigkeit dner He- 
rechnimg des stenerpfliehtigen Einkommens fflr das Jahr 1884/85 nach 
dem DnrcJisdmitte der drei unmittelbar vorherg^jangenen Jahre an sieb 
ftberall unberührt Iftsst Dafflr insbesondere, dass und inwiefern der Be- 
trieb in der That etwa bereits eine andere Gestalt angenommen habe oder 
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dies doch in sicherer Aussicht stehe, ist nicht der geringste Anhalt bei* 
gebracht worden. 

In der mit dieser Ausführung zusammenhängenden — nicht völlig 
klaren — Bemerkung, die Stadtgemeiode £. dürfe den Gewerbsverdienst, 
weicher dem Eisenbahnfiscus in einer anderen Gemeinde, unter ganz 
anderen Verhältnissen nnd von einem zum Theile im früheren Gemeinde- 
verbande verbliebenen Complexe erwachsen sei, nicht zum Maassstabe 
ihrer Besteuerung nehmoa. kann jedenfalls nicht die Behatiptuntr gefunden 
werden, dass auch nach dem Ueber^aiige des lialiuhofes E. in den Bezirk 
der Stadtgemeindc E. noeli Kimialimetjuellen der bisherigen Station vor- 
handen seien, welche vermöge ihrer ortlichen Beziehungen bei ii^n rltnung 
des Einkommens der Station getrenüber ihrer jetzigen commonaieu Zu- 
gehörigkeit nielit mit in Betracht gezogen weiden dürften. 

Oleichfalls verfeldt ist endlich auch noch die Anslührung, der Fiscus 
beginno mit der Einverleibung seiner bisher steuerfreien Station in den 
Gemeindeveihaiid E. in steuoriieher Iliusicht eine neue gewerbliche Thätig- 
keit und es müsse zum Mindesten, um die Gleichstelluncr des Erwerbes 
des Fiscus mit dem Krwerbe der steuer(>lli(:htigen Einwohuer von E. her- 
beizuführen, jener Erwerb um den Betrag der seither nicht entrichteten 
Steuer reducirt werden. Der Kiseus setzt seinen bisherigen Gewerbebetrieb 
im bisherigen Umfange unverändert fort mit dem einzigen Unterschiede» 
dass solcher seit dem 29. October 1883 auch in Ansehung der Station E. 
gemeiudesteuerpfliehtig geworden ist, und, da diese Station, wie die Acleu 
ergeben, bereits länger als seit drei Jahren besteht, so begegnet die Er- 
mittelung des steuerpflichtigen Einkommens im Stadtbezirke £. für das 
Jahr 1884/85 anf Grand einer nach Uaassgabe des Gircnlars vom 29. Sep- 
tember 1856 nach dem Durchschnitte der Jahre 1881/82, 1882/83, 1883/84 
angelegten, s&mmtliche in Betracht kommenden Stationen, einschliesslich 
E., umfassenden Berechnung keinem rechtlichen Bedenken; die Ein- 
kommensteuer aber bildet keine abzugslfthige Ausgabe (Entsch. d. O.V.G. 
Bd. II S. 67). 



Nr. .itiü. Entsch. de^ Deutschen lieichsgerichts, 

4. Civil-Senat Vom 24. Februar 1885. 

Die sohiiffllolioB Anezkenntnisse Aber kreditirto Frachten Im EisenbaluL- 
verkehre sind SohuldTersehrelbvngeii im Sinne des Prenss. Stempelgesetns 

und als Bdehe stempelpfliehtlg. 
Elilger ' haben in den in Rede stehenden Urkunden anerkannt, dass 
ihnen die darin benannten Geldsammen seitens der Königlichen Direction 
der Oberschlesischen Eisenbahn für einzuziehende FrankaturbetrSge, Fracfa- 
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ton und Spesen creditirt worden sind. Ohne Recfatsirrthnm sieht der Be- 
mfongsrichtor bierin das Bekenntoiss der Klfiger, dass die Oberschlesiscbe 
Eisenbalin ihre Glftnbigerin sei, dass sie derselben die genannten Summen 
verscholden und zwar ans einem ansdrficlelii^h angegebenen Schnldgninde. 

Das in den Vorinstanzen mehrfach in Bezug genommene Urtheil de» 
Reichsgerichts vom 15. Jannar 1883 (Entscheidnngen Bd. 8 S. 258} hat 
angenommen, dass eine Schaldverschreibnng in dem Anerkenntniss nnd 
der TJebemabme der Verpfli<!litang zur Enfrlditung einer Geldschuld ent- 
halten sei, nnd es ist hierbei nicht das Erfordernis?; anfgestellt, dass das 
xVnerkenntniss und die üebemahme der gedachten Verpflichtung mit aus- 
drfickiichen Worten aiiHKesproehen sind; es genügt, dass Erklärungen 
solchen Inhalts aus dem Inhalte der Urkunden herzuleiten sind, und durch 
Interpretation festgestellt werden können. Sind daher in don hier frag- 
lichen Urkunden Anerkenntoisse von bestehenden Geldschulden enthalten, 
so ist dem Berufungsrichter auch kein Rechtsirrthum vorzuwerfen, wenn 
er mit Rücksicht darauf, dass Zahlung die natürliche und gesetzliche 
Lösung einer Geldschuld ist. diese Art der Lösung der Geldschuld auch 
ohne ausdrückliches Zahlung^versprechen in den Urkunden beabsithtigt 
und zn!?esirhert findet. Beim lliirzutntt iler Angabe des Scbuklgriindes 
liegen hiernach die Krforderuisse einer iSclialdverschreibaDg im Siuue des 
Stenipelgesetzes vor. 

Da der Inhalt einer Urkunde, nicht dt r ans ihr nicht hervorgehende 
Zweck ihrer AnsstelluiiLi für ihre Öteuipülptlit tit entseheidend ist, so kann 
überhaupt die An-j-nhf der Kläger nicht berücksichtigt werden, es habe 
sich nur um die iierstellnug von Reclinung>belägen gehandelt. Tliatsiich- 
licli und unanfechtbar stellt aber der Berutungsrichtcr auch fest, dass die 
fr;iglitheu Anerkenntnisse nicht aussi hliesslich der Bestimmung zu Kassen- 
belügen gedient hfitten, dass sie zum Vortheil der Eisenbaiinst'rwaltung 
etwaigen Beinüngelungeu der Frachtansätze nnd Spesenberechnungen vor- 
beugen sollten, und hierdurch ist ihnen der ( ijurakter von verpllichtenden 
auimo obligaudi abgegebenen Erklärungen beigelegt, so dass sie als blosse 
Rechnungsbeluge nicht anzusehen sind. Dass sie nicht als Contocurreute 
gelten können, bedarf beim Mangel eines GoDtocurrentenveihftltnisaes 
zwischen der Obersehlesischen Eisen bahn Verwaltung nnd den Kl&gem keiner 
weiteren Ansfnbrung. Auf den Mangel der Angabe eines bestimmten 
Zahlungstermins kommt es nicht an, weil die Eisenbahn -Direction beim 
Mangel einer solchen Angabe jeder Zeit berechtigt war, die Zahlung der 
anerkannten Betrage za fordern. 
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Mr. 267. Entsch. des Kaunner^erichis za Berlin. 
Vom 3. März 1885. 

(Ztg. d. V,'r. Dcut-irli. KUcnh Vprw. lS«r.. S. nf.J.] 

Oesterreichischn Zins-Koupons-Prozesse. Das Recht der Arrpstverklagten 
(Lemberg-Czernowitzer Eisenbahn-Gesellscliaft) auf Ueberweisuag ihres Gut- 
habens geg-fii ihre Verbandsgenossen bei der General-Saldirungsstelle ist 
als ein von dem treiMi Hrmessen der letzteren abhängiges, daher inhalt- 
lich unbestimmtes und nicht pfändbares anzusehen. 

Dem ersten Richter kann darin nicht beigetreten werden , dass die 
General - Saldirongsstelle eine blo8<«e AbreehnoDgss teile sei, welche den 
Verbaudsbuhneu nur Information über die bequemste Ansgleichong ihrer 
Forderungen und Schulden eiilieile. Dieser Auifassung des Verhältnisses 
widert^pricht der § 6 der Ausführungsbestimmnngen za dem Ueberein- 
kommen vom Januar 1883, worin es heisst: 

„die Vereinsverwaltungen verpflichten sieh, spätestens bis ultimo 
resp. bis 7.nm 15. eines jeden Monats den Zahlungsverbind- 
1 i <• Ii k e i t e n n ;i c Ii z u k (• ni ni e n. 
Der in diesem Paragraphen in Bezug geuommene Art. 3 des gedach- 
ten Uebereinkonmiens lautet in Absatz 1: 

„Die nach den Saldiruugsabschlupsen von den betr. Verwal- 
tungen lierauszuzabl^udcu Summen sind sofort zur Ausgleichung 
anzuweisen. ** 

Die Verenisbaiinen , zn denen auch die Lenjbert^-Czernowit7-.lar-sy 
Bahn geliürt, haben danach die Verpflichtung übernunimen, die Aus- 
gleieliungsanordnungen der General -Saldirungssteile zu respektiren. Ein 
blosser Kalkulator, auf dessen Funktionen sieh die Thätigkeit der »Suklirungs- 
stelle nach Ansicht der Beklagten beschriuikuu soll, hat aber niemals eine 
80 weit gehende Befugniss; seine Thätigkeit beschrankt sich auf die rriiiinig 
und Fe.-,täteUang von Rechnuns'^n. Die Verbandshahnen haben sich von 
vornherein darüber geeinigt, eine bestimmte »Stelle zu creircu, welche 
darüber verfügen soll, in welcher Weise die Ausgleichung der Verbands- 
babnen wegen ihrer gegenseitigen Guthaben und Verbindlichkcit«n ans 
dem wei-bselseitigen Fracht- nnd Personenverkehr und ans gegenseitiger 
Wagenbenutznng vorzunehmen sind. Die Anordnungen dieser Saldirongs- 
stelle sind üGr die YerlNUidsbahDeii maassgebend. 

Gleichwohl ist die Abweisung der Klage gerechtfertigt 
Gegenstand der Pi&ndoDg nnd üeberweisnng znr Binziebnog im vor- 
liegenden Falle ist das der Si'hnldnerin (Lemberg-Gzemowitz-Jassy) gegen 
die Beklagte angeblich znstehende Recht auf üeberweisnng ihrer Gut- 
haben von einer oder mehreren Yerbandsbabnen. Dieses Recht ist aber 
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weder ein der Sdnüdnerin gegenfiber der BeklagteD nnmittellMur ee- 
BtehoDdes» noch seinem Inhalte naoh beetimmteB. Denn die Beklagte als 
Leiterin der Genenl-Saldimogsetelle steht in einem unmittelbaren Redits- 
veriifiltnisB nur zu der Gesammtheit der Vereinsbahnen nnd hat als deren 
Organ^ die ^Ueberweisnng der Zahlnngen mit verbindlicher Kraft Ar die 
einzelnen Mitglieder zn bewirlcen. Als Norm für diese Th&tiglEeit bestimmt 
§ 5 Abe. 2 der AosfiihningslMstimmnngen zu dem üebereinlLommen Tom 
Januar 1888: 

„bei Ueberweisnng der ZahlongeD hat die General-Saldiinngsstelle 
die WOnsche der Yerwaltangen thonlichst za berücksichtigen,*' 
nnd der Nachtrag zn dem Uebeieinkommen vom October 1888 verordnet: 
„In dem Art 2 ist folgende Bestimmung nachzutragen: 
> Bei gerichtlich mit Beschlag belegten Forderongen entflUlt die 
Verpflichtnog zur Ausgleichung derselben durch die General- Sal- 
dirungsstelle.* 

Aus diesen Festsetzungen ergiebt sich, dass die Beldagte der ein- 
zelnen Vereinsbalin gegenüber zu bestimmten Anordnangen in Bezug anf 
Ueberweisttug von Zahlungen überhaupt nicht verbunden ist, vielmehr die 
Wfmsclie säinnitlicher betheiligten Verwaltungen zn berücksichtigen hal^ 
im Falle der Beschlagnahme des Guthabens aber zur Anweisung desselben 
nicht verpflichtet ist. Das Recht der einzelnen Verbandsbahn gegenflber 
der Saldimngsstello ist mithin kein unmittdlbares, individuelles und fest 
begrenztes, vielmehr seinem Inhalte nach in jedem einzelnen Falle von 
den Wünschen der übrigen Mitglieder bezw. von dem eigenen Ermessen 
der Saldirungsstelle abhängig und kann s^ii h je nach den Umständen ver- 
schieden f^estalten. Vermöge dessen entzieht es sieh, insbesondere mit 
Rücksicht auf die Unbestiuiintheit seines Inhalts, der unmittelbaren (leltend- 
machnng gegen die Beklagte, dadurch aber auch der Uebertragbarkeit uud 
üeberweisbarkeit zur Einziehung. 

Das für die Klägerin gepfändete Recht der Lemberg-lzernowitz-Jassy 
Bahn auf Ueberweisunir des derselben zustehenden Huthabens kann 
daher als ein Vunnögensiecbt im Sinne § 754 der Civiijjrn/essnrdnnng, 
welches den Gegenstand einer Zvvangsvulistreckuüg bilden könnte, nicht 
angesehen werden. 

Das Guthaben selbst ist nicht gepfändet, anch würde die Be- 
klagte anf keinen Fall die Drittschuldnerin dieses (iuihabeus sein. Es 
kommt deshalb auch die — vom ersten Ricliter zur Begründung der Ab- 
weisung des Klageanspriichs ai.-. nicht verwendbar erachtete — Bestimmung 
des Nachtrags zum Art. 2 des Uebereinkommens, wonach die Verpflichtung 
der Beklagten zur Ausgleichung der mit Beschlag belegten Forderungen 
entfällt, unmittelbar nicht in Betracht, vielmehr, wie gezeigt, nur mittelbar 

BveiT Elswlialinradittiein EsticbeiiliiDfliik DL 2d 
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in dem Sinne, dass das Recht anf üeberweisiing, um welches es sieh 
hier allein handelt, als ein in dem gedachten Falle von dem freie» Er- 
messen der Sal^rongBstelle abhftngiges nnd — in Verbindnng mit Art 5 
der Ansffihmngsbestimmnngen — als ein inhaltlich unbestimmtes anzu- 
sehen ist Mass daher dieses Beeht auf Ueberweisang als nicht pftndbar 
iijid rar Einziehung nicht flberweisbar angesehen werden, so kann auch 
von einem der Belclagten znr Last fiülenden Axrestbmche nicht die Rede 
sein. Damit f&Ut der hierauf gestützte Elageansprach. 



>r. 2ü8. Entscli. des Deutschen R«icbHgerichts. 

2 Ci vil-Scnat. Vom 7. Mär/ 1885. 

HaftpflicM der Eisenbahn tiir Geinälde. Es bleibt dahin gestellt, ob die 
Bestimmuiig im § 48 Eiseub.B» tr.Eegl.. dass die Eisenbahn znr Uebemalime 
von Gemälden nur ohne Werthaugabe verpüichtnt ist, zulässig ist Jeden- 
falls ist dadnrch dem Versender es nicht Ijenommen, das Gemälde als 
Kostbarkeit zu bezeichnen und er verliert seinen Ersatzanspruch nach 
Art 395 AI. 2 H.G.B., wenn er dies unterlassen hat 

Der Beklagte bestreitet unter Berufung auf Art. 395 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs jede Ersatzverbindlichkeit Nach der Bestimmung 

, dieses Artikels haftet der Frachtführer für Kostbarkeiten überhaupt 
nur dann, wenn diese Beschaffenheit oder der Werth des Guts angegeben 
ht: OS fällt somit, wenn eine Kostbarkeit olinc diese dem Absender zur 
Ptliclit üfemacbte Anzeige zur Befiirderung übergeben worden ist, auch bei 
Verlust dunh bösliche llandlungs\veii=ip jeder Krsatzansprneb ans dem 
Frachtvertrag weg. (Entscheidungen des Keichsoberhandelsgerichts Bd. Viü 

■S, 271.) 

SelbstveiständÜeh i>t nicht jedes Uelgeniälde als solches eine Kost- 
barkeit Die Klägerin iiatte dalicr dadurch, dass sie im Fraditbrief den 
Inhalt der Kiste als Oelgemälde bezeichnet hat, der Vorschrift des Art 305 
Abs. 2, falls .soieiie zu beachten war, nicht genügt. Andererseits kann 
nicht für richtig erachtet worden, wenn das Oljerlandesgericht annimmt, 
nur Gegenstände, deren Stoff besonders werthvftll sei, seien Kostbar- 
keiten. Nach dem grwOhnliclien Sprachgebrauch utnfas-t dieser Ausdruck 
nicht bloss solche Gcgcustüude, sogenannte Pretiosen, und eine einschrän- 
kende Auslegung des Gesetzes erscheint um so weniger gerechtfertigt, als 
dessen Grund entschieden dagegen spricht. Offensielitlieh üüU uutii der 
Absicht des Gesetzgebers dem Frachtführer, wenn ein im Verhältnisse zu 
seinem Umfang und Gewicht besonders werth volles Gut zur Beförderung 
ttbergeben wird, hiervon Kenntniss gegeben werden, damit er im Stande 
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ist, entsprecheude grössere Vorsieh tsmaassregeln anzuwenden. Dieser Grund 
<les Ticsetzes trifft zü, mag der Stoff oder der Kanstwerth des Frachtguts 
ein be sonders hoher sein. Das Oberlandesi;ericht verletzt daher die Be- 
stiniTDuug des Art. 39.') Abs. 2, indem es deren Auwen(ibarkcit ans dem 
angeführten Grund im vorliegenden Fall für ausgeschlossen erachtet, und 
•es ist vielmehr davon auszugehen, dass ein Oelgemälde, aach wenn es an 
sich nicht aus kostbarem Stoff gefertigt ist, mit Eiiek^icht auf seinen 
Kunstwerth als Kostbarkeit erscheinen kann. Ob nun aus diesem Grund 
das verlorene Frachtgut nach den Umstanden des Falls als eine Kostbar- 
keit anzusehen sei, iJisst das Oberlandesgericht unentschieden. Von Beant- 
wortung dieser liul üiau-^üchlichem Gebiet liegenden Frage kann aber nicht 
Umgang genommen werden. 

Ein Grund, der für den Fall der Bejahung derselben das angefochtene 
Urtheil' rechtfertigen würde, liegt nidit vor, kann insbesondere daraus 
Dicht entnommen werden, daw dem Frachtvertrag der § 48 des Betriebs- 
reglements za Grunde liegt. Die rechtliehe Zulftaaigkdt dieser Bestimmung 
unterliegt erheblichen Bedenlceo. 

Zn vergleichen von Hahn, Eonimentar zum Allgemeinen Dmir 
sehen Handelsgesetzbuch 2. Auflage H, S. 697, 706 fg. nnd die • 
daselbst citirten SehrÜtsteller. 

Es bedarf jedoch einer firörtemng und Entscheidung hieraber nicht 
Der Klftgerin war jedenfalls die Moglichlceit, das von ihr llbetgebene Gut 
als Eostbariceit zu bezeichnen und hierdurch der Vorschrift des Art 395, 
Abs. 2 zu genflgen, nicht benommen. War aber das Gut eine ^Eostlnr- • 
keif, so musste dieser Vorschrift Genflge geseheheo, widrigenfolls Elfigerin 
jeden Anspruchs auf Schadensersatz verlustig wurde. Ist die Bestimmung 
des $ 48 eine unzulftssige, so kann sich fragen, ob, wenn auf Grund der- 
eelben ein Frachtgut ohne Werthangabe fibergeben worden ist, die Haft- 
barkeit der Eisenbahn auf den Normalsatz des § 68 des Reglements 
beschrankt, oder der Scbadensberechnung, vielmehr der nach Art. 396 des 
Handelsgesetzbuchs zu ermittelnde Werth zu Grunde zu legen sei; immer- 
hin kann aber diese Folge nur nnter der Voraussetzung eintreten, dass 
nicht der Anspruch auf Schadensersatz Oberhaupt verwirkt ist 



Nr. 269. Entscta. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Givil-Senat. Vom l<s. März 1885. 

§ 25 Prenss Eisenhahngesetz vom 3. November 1838. Haftpflicht der Euen- 
bahn für Brandschaden durch Funken der Lokomotive. Der Regress der 
Feuer'Veraicherangs-OesellBeliaft, welche dem Versicherten Ersatz geleistet, 

29» 
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gesell die Eisenbahn kann zwar niclit auf eine im Versicüemngsvertrage 
enthaltene Cession gestützt werden. Dennoch ist die Vereinbanmg, das» 
durch Zahlung der Entschädigung der Anspruch des Versicherten auf den. 
Versicherer übergeht, rechtlich zulässig und kann gegen die Eisenbahn 

geltend gemacht werden. 

IVie Revisionsklagerin (Eietenbahnverwaltung) riditet ihre Angrifte nur 
dagegen, dass der Remfungsrichter die Activli t;itimation der klägerischen 
Feuer-Versicheruiigs-Gesellschaft für geführt erachtet. 

Der BerufuHgsriehter findet im § 45 des durch Kabinotsordre vom 
y, September 1863 genehmigten revidirten Versicherungs - Keglemcnts der 
Klägerin in Verbindung mit den Versicherungsverträgen der durch den 
Brand Beschädigten eine giiltige, aueh von der Beklagten anzuerkennende 
Cession der den beschädigten Ver.sieherten gegen die beklagte Eisenbahn- 
verwaltuug zustehenden Entschädigungsansprüche au die ivlägerin, indem 
er anniinint, dass der Ersatzauspriu h dtr durch Feuer beschädigten Eigen- 
thuuici ^iii itireu Eigeuthumsverhältnissen zu den versicherten Gebäuden" 
und im § 25 des Gesetzes vom 3. November 1838 seinen Ursprung uud 
seine Quelle habe, also znr Zeit der Yersichernng zu ihrem erworbenen 
Vermögen gehOrt habe. Auch findet er io den Artikeln 896 und 904 des 
Handelsgesetzbuchs einen legislatorischen Ansdnick f&r die Znlfissigkeit 
der Cession solcher Ansprache. 

Der hiergegen erhobene Angriff der Gesetzesverletznug erscheint be- 
gründet. 

Denn rechtsirrthümlich ist die Annahme, dass zwischen den durch 
Brand beschSdigten versicherten Eigenthfimem und der Beklagten vor dem 
Brande ein Reehtsverh&ltoiss bestanden nnd, dass vor dem Brande ein 
Entschädigungsanspmdi der ersteren gegen die Beklagte zu ihrem scbon 
erworbenen Vermögen gehOrt habe: erst der Brandschaden hat ein Rechts- 
verhftltDisB zwischen ihnen begründet, vor demselben hatten die Ver- 
sicherten auch dem Ursprung und der Qnelle nach keinerlei Anspruch 
gegen die Beklagte. 

Nicht das Eigenthum der spftter durch Brand Beseh&digten, sondern 
die Verursachung des Feuers b^rtndete das Rechtsverhältniss. 

Ebenso beruht die Heranziehung der Artikel 896, 904 des Handels- 
gesetzbnchs für die Zulässigkeit der Cession der Entschädignogsansprüche 
aus zukünftigen Entschädigungen gegen den Beschädiger auf einem Miss- 
veretändnisse dieser Gesetze; denn sie handeln von der Cession künftiger 
Ansprüche goiren den Versicherer, nicht aber gegen den Beschädiger vor 
der Beschädigung. Bei jenen für cessibel erkiftrten Ansprüchen bef^tcht 
übrigens unzweifelhaft zwischen dem Versicherer und dem Versicherten 
ein durch den Versicherungsvertrag begründetes Rechtsverhältniss. 
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Dennoek erscheint die EUgerin aas einem anderen Grande berechtigt, 
die Rechte der durch Fener beschädigten Versicherten aaf Höhe der von 
ihr an dieselben geleisteten Zablnngen gegen die Belclagte geltend zu 
machen. 

Für die Seevetsidiening spricht das Gesetz in J 2215 Theil II Titel 8 
des Allgemeioen Landrechts wie im Artikel 808 (vergl. 826) Handels- 
gesetzbuchs positiT ans, dass der Versicherer, wenn er den Schaden ersetzt 
hat, seinen Regress an den tJilieber'des Sehadens zu nehmen hat, also, 
dass darch die Zahlmig der Ansprach des BescfaSdigten auf den Versicherer 
übergebt. Dasselbe bestimmt § 98 des Gesetzes vom 6. Juli 1884 itkr die 
Unfallversicherung, 

Zwischen der Klägerin und den beschädigten Versicherten ist dnrch 
die Versicherungsverträge nnd den § 45 des Beglemenfs der Klägerin die 
vertragsmüssigc Vercinhaning zu Stande gekommen, dass durch die Zahlung 
der Entscbädigungsbeträge der Anspruch der Versicherten in Höhe der 
geleisteten Zahlung auf die Klägerin übergeht. Diese Vertragsbestimmung 
mus.s als zulässig und wirksam anerkannt werden, weil sie für die Feuer- 
versicherntig nur dieselbe Surrogation vertragsmässig feststellt, welche für 
andere Arten der Versichernng unmittelbar vom Gesetz angeordnet ist. 
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(Die Zahlen weisen auf die Seiten bin.) 



A. 

Abgaben, öfTeotliche. Nachforderupg 350 ; 
Vertheilung bei Gnindstückstheilunfyen 376; 
wann über die allg. Abgabenpflicbt der 
Rechtsweg zulässig ^1, s.a. Communal- 
steuern, Kreisabgaben. 

Ablösen derVervabningsmittel s. Diebstahl. 

Abschätzung s. Enteignung. 

Abschreibung von enteignofcn Par/ellen 
ohne Uebertragnng auf eiu anderes Grund- 
buchblatt 103. s. a. Einkommensteuer, 
Grundbuchblatt. 

Abschriften s. Grundbuchblatt. 

Absender, Haftung für Beschädigungen in 
Folge mangelhafter Verpackung und Ver- 
ladung 2&£L 

Adjazenten, Entschädigungsansprüche we- 
gen Veränderungen an einer Strasse ]^ 10. 
246, 258. 438: einem Gffeiulicben 

Flusse 364; Beschädigung von Wiesen 
durch Errichtung eines Wehrs; Wieder- 
berstellung des früheren Zustande» 252 : 
Grenzstreitigkeiten, Beweis des Eigen- 
thums 270; Veränderung Ton Communal- 
wegen ausserhalb bewohnter Orte begrün- 
det nach Code civ. kein Entschädigungs- 
recht 299. 8. a. Anlagen, Immissio- 
nen, Stauanlagen, Unterbaltungs- 
pflicbt. 

Aktien, Ausgabe vor Eintragung der Ge- 
sellschaft in das Handelsregister Z5. 

Aktiengesellschaft, Verpflichtung der 
Gründer zum Scbadenser.oatz 25j Erwerb 
des Unternehmens durch den Staat be- 
rtv^htipt die Inbalipr von noch nicht fälli- 
gen Prioritütsüblitfationen nicht, sofortige 
Zahlung oder Hinterlegung zu fordern 32ä; 
Sonderrechte der Inhaber von Stamm- 
priorititen bei Veräusserung des Gcsell- 
schaftsvermügens an den Staat 427; Be- 
deutung der Eintracung in das Handels- 
rcj^ister für die Wirksamkeit eines Gene- 
ralversammlungsbeschlusses ■\'2r> 

Amtsbestechung s. Amtsvergehen. 



I Amtsniederlegung, freiwillige, während 
' des Disciplinarverfahrens 2ä£L 

Amtssuspension s. Beamt«. 
■ Amtsvergehen bei Bestechung eines 
I Schaffners einer Privateisenbahn 202. 
! Anbauten sind Wohngebäude im Sinn» 
I des § Ii Gesetz vom 2. Juli 1875 251L 

Ancrkenntniss, wann stempelpflichtig 
166. 446; wann als Unterbrechung der 
Verjährung wirksam 188. 

Anlagen auf Grund des § lA Eisenbahn- 
Gesetzes bezw. § lA des Enteignungs-Ges. 
errichtete. Instanzenzug 22j Anlagen im 
öffentlichen Interesse fallen nicht unter 
die cit. Paragraphen 35^ Aufsicht der Orts- 
polizeibehörden 51j Untcrhaltungspflicht 
15, 138. 209; ünzulässigkeit des Rcchts- 
I wegs 375, s. a. u. Enteignung, Im- 
missionen, Unterhaltungspflicht. 
I Anschlussgeleise s. Haftpflicht II. 

Arbeitsraangel, Grund zur Renten- 
erhöhung 108- 

Arbeiter s." Haftpflicht, Schutz- 
brillen, Schutzvorrichtungen. 

Arbeitsbahnen 360. 

Arbeitsunfähigkeit s. Haftpflicht. 

Armenanwalt s. unter Haftpflicht 
(Gesetz § 8}^ 

Aufbinden s. Diebstahl. 

Aufgebotsverfahren, Insertion des Auf- 
gebots in andere Blätter neben dem Reicbs- 
anzeiger I5L 

Auflassung s. Vormerkung. 

Aufsichtsbeamte im Sinne des § 31(> 
Str.-G.-B. fifi. 

Aufsichtspersonen im Sinne des § 2. 
Haftpflicht -Gesetz s. Haftpflicht III.; 
Haftung des Unternehmers für A. ausser- 
halb des Haftpflicht-Gesetzes 2ä1x 

Ausladen eincä Zuges s. Haftpflicht IL 



Bahnhofsgrundstücke, ob als bebaute 
anzusehen 1 14. 
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Bahnhöfe, Zufuhrvege zu denselben 51, 
57. 311 ; Veibindungswege mit der näch- 
sten ülTentlicben Strasse, ob ulTcntliche 
219, 8. a. Wege. 

Bahnhofs re stau rationen, Schankkon- 
cession 2M± SSfi. 

Karriere, Auf- und Zuziehen äfi< 

Banplatzqualität s. Enteignung. 

Baupolizeiliche Beschränkungen, 
Umfang der VerwalUiiipspt>richtscompetenz 
III; das Verbot der Hehauung verhindert 
nicht Anlagen zur Abscbliessung des 
Grundstücks gegen das Publikum 280; 
ein nach § L2 des Baufl. Ges. erlassenes 
Bauverbot, trifft nicht Wohngebäude an 
s. g. historischen Strassen "2C)\: desgl. 
nicht Strecken, von denen feststeht, dass 
sie nicht zu Strassen verwendet werden 
sollen 294. 

— Bestimmungen, Dispensation davon 

27-2. 

Beamte, Gehaltsan<iprnche der ohne Kün- 
digungsvorbehalt aiigt-steliten und im Dis- 
ciplinarwege entlassenen 118; Nachforde- 
rung des im Disciplinarverfahren einbe- 
haltenen halben Diensteinkommens bei 
Freisprechung im gerichtlichen Strafver- 
fahren 124: Prüfung der Qualilication 
eines Angestellten zu der ihm überwiese- 
nen Stelle unterliegt nicht der Cognition 
des Strafrichters IM^ Zulä.ssigkeit des 
RecbtsweßS wegen Pensionsansprüchen der 
Stant.sbeamten Üü; wegen vcrroögensrechtl. 
Ansprüche der Reichsbeamten 281. 412; 
Tagegelder und Reisekosten bei Verneh- 
mting aN Zeugen oder Sachverstfindigo 
'liil ; Befreiung von den üemeiudelasten 
235: Befugniss zur vorläufigen Festnahme 
bei Beleidijninpen 255: Kreisbesteuerung 
264; HesrritT diTtintlicher Beamter im Sinne 
des § L53 des Oest. St.-<i.-B. 27«: Amts- 
niederlegung während des Disciplinarver- 
fahrens '-'SO; Haftung bei Amtsgescbäften 
2112: Subsidiarität der Haftung 2äJ; Haf- 
tung des Fiskus für Delikte der Beamten 
.301 ; Unterschlagung im Amte 31 fi; 
Keamtenbeleidigung '6'2'i; Vemnglückung 
im Dienst in Bayern H3I : Einrecbnung 
der Wittwen- und Waisenkassenbeiträge 
beim Gchaltsabzugsverfahren 363: Ge- 
hülfenthätigkeit in einem von der Ehefrau 
betriebenen Geschäft trotz wiederholten 
Verbots 407; Ziilässigkeit des Rechts- 
weges gegen Defectenbeschlüsse 441, s. a. 
Aufsichtspersonen, Fiskus, Ge- 
fährdung. 

Beaufsichtigung des Betriebes s. Haft- 
pflicht III. 

Beleidigung, Beamten- 223. 

Bergwerke, Begriffe der Aufsichtspersonen 
39, 8. a. Haftpflicht. 

Betrieb s. Haftpflicht II. 



Betriebsüberlassungsvertrag zwisch. 
der Kaiserin Elisabeth- Bahn und der 
österreichischen Staatsverwaltung 134, 102. 

Betriebsunterueh mer s. Haft- 
pflicht II. 

Betrug nicht vorhanden bei blosser Ver- 
mögensgefährdung 127; im Inland be- 
gangener, welcher das Vermögen eines 
Ausländers schädigt .S77. 

Beweis s. Eidesbeweis. 

Beweiswürdigung, freie, für den Causal- 
nezus zwischen Unfall und Verschulden 
125; über die Arbeitsunfähigkeit S.'ifi. 

Bieten s. Versteigerung. 

Billet s. Fahrbillet. 

Böhmische Nordbahn, Kinl""!?untr der 
Ziuscoupons in deutscher Keicbswührung 

Bösliche Handlungsweise im Sinne 

des Art. i21 W.Cr.-H. 130. 275, Afl2. 
Brücken, von dem Eisenbahnunternehmer 
angelegte, Unterhaltnngspflicht 30j von 
der Pferdebahn benutzte -15; Unterhaltung 
I einer die Verbindung zwischen zwei an 
beiden Seiten bis an dieselbe herangebau- 
I tcn Chausseen bildenden 283. 
Bürgersteig, Herstellung und Unterhaltung 

314. as2. 

c. 

Capitalisirung 107. 
cautio damni infecti 2^ 
Comm unalsteuer, Besteuerung der Eisen- 
bahnen ; des Fiscus als Eisenbahnunter- 

nohnicr 4tH; Freiheit der St.iatsdiener 233; 
Uuiuiiiiysigkeit vertrai^siuüäsi^er Befreiung 

aia. 

Concessionsertheilungen, Vertrairs- 
auslegung 228, 230, s. a. Schankcon- 
cession. 

Concurrenz mehrerer Betriebsuntemehmer, 

Haftpflicht bei 109, s. a. Haftpflicht 
C 0 n V e n t i 0 n a 1 s t r a f e 24. 48 Betr.-Regl.) 
Anspruch auf dieselbe wird nicht durch 
vorbehaltlose Zahlung der Entschädigung 
j beseitigt 87j Berechnung nach dem Ge- 
{ wicht des verbotenen Gegenstandes Sä. 
' Connivenz der Vorgesetzten s. Haft- 
pflicht. 

Coupons, Hinterlegung bei Einlösungsver- 
zug Annahme Oesterreichischer neuer 
besohrrmktereu Inhalts als die älteren be- 
schränkt das Gläubigerrecht nicht 235, 
s. a. Oesterreiche Couponsprozesse. 

D. 

Defectenheschluss, Zulässigkeit des 

Rechts Weges 440 
Deklarirung einer unrichtigen Gewicbts- 

menge 1 15; eines Mehrwerths 246; Ver- 
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saiininiss der (Tntonuehung seitens der 
Eisenbahn bei unrichtiger 2fi2. 

Diebstahl auf der Bahn durch Ablösen 
bezw. Aiifliinilen dprA\'rwahrung3mittelI2. 

Dienst, Vci'UDglückeQ im 331. 

Diensteinkommen s. Beamte. 

Dienstanfähigkeit s. Beamte. 

DisciplinarTcrfahren, Einfluss auf die 
Gehaltsansprüche 1 19, 124. 

Dolus s. bösliche Handlungsweise. 

Drahtseilbahnen 178. 

Drittschuldner, Herausgabe der gepfän- 
deten Objecte an einen Unberechtigten 411. 
s. a. Pfund ung. 

E. 

Ehefrauen der Beamten, Tbätigkeit der 
Beamten in deren Geschäftsbetrieb 407, 
s. a. Haftpflicht. 

Eidesbeweis, Unzulässigkeit gegenüber 
den Angaben des Frachti>riefs 1 1.*). 

Eigenthum, Entziehung ohne Beobachtung 
der Expropriationsvorschriften ist rechts- 
widriger Eingriff :^>i>7 

Eigenthurasklage 270. 

Einkommensteuer, Bemessung der Ab- 
schreibungen für jährliche Abnutzungen der 
Gebäude, Utensilien u. s. w. 292: Berech- 
nung des Durchschnitts der „3 letzten 
Jahre" 295^ iAiL 

Einrichtungen imSinnedes§ I20G.1LIM. 

Eintragung s. Gnindbnchblatt. 

Eisenbahnen, Communalbesteuenmg 9l)j 
Begriff im Sinne des St. G. B. 146^ 369; 
a. a. Haftpflicht. 

Eisenbahnstrecken s. Geföhrdung. 

Eisenbahnwagen, Pföndung des An- 
spruchs auf Herausgabe von E. der Kai- 
seriD-Elisabetb-Bahn 134.409; unbedeckte, 
Boi^rifTsbe.stimmung 172 

Elisabethbahn s. Betriebsüberlassungs- 
vertrag. 

Enteignung, Minderwerth des Restgrund- 
stücks: Ob dabei der durch die projectirte 
Aufführung von Eisenbahndümmen ent- 
stehende Nachtheil in Anschlag zu bringen 
CO ; ob Nachtheiie zu ersci/cn, die auch ein- 
getreten wären, wenn das Grundstück des 
Klägers nicht enteignet worden wäre 63; 
dsgl. Nachtbeile, die auch dann hfitten eintre- 
ten können, wenn die schädigende Anlage auf 
einem Naohbargnmdstück gemacht worden 
wäre 437; Ueburnahine des lie.stgrund- 
stücks durch den Unternehmer wegen Un- 
roöjjlichkeit der Benutzung ü£; theilweise 
Enteignung eines Ruhesitzes 437; wirth- 
scbaftlicber Zusammenhang im Sinne des 
§ 8 Ges. 417; Durchführung des Expro- 

*■ priationsverfahrens auf eigenem Namen 
für einen Dritten, Person des Ersatzpflich- 
tigen 79^ Werth von Speculatioosterrains 



! 84, 237: Abschreibung enteigneter Eisen- 
bahnparzelleu 103; Ermittelung und Be- 
messung der Entschädigung 105. 2Mh K. 
von Parzellen vordem 1. Ootober 1872 ohne 
Abschreibung vom Stammgrundstück 145: 

I Eintragung der Enteignung im Grundbuch 
163; Zeitpunkt der VerzinsnDg der Eut- 
schädigun^&suuiine 218; Erinitteluug der 
Entschädigung bei Möglichkeit verschie- 

I dener Werthsberecbnuncren 230: Beriirk- 
sichtigung der Erschwerung der Bewirth- 
schaftung 232; Eine Bauplatzqualität, 
welche erst in Folce der nach der Ent- 
eignuntr anzuleitenden Stra.ssen entsteht, 

I ist nicht in Anschlag zu bringen 303; 

I der vereinbarte Kaufpreis umfasst prä- 

f suraliv alle Kntschfidigungen 306; An- 
wendung der sechsmonatlichen Frist im Falle 
der Widerklage 309; Entschädigung für 
Grundstücke, die einen Sonderertrag schwer 
constatireu lassen oder überhaupt nicht 
Krtragszwecken dienen 312; Unzulässigkeit 
des Rechtswegs wegen der vom Unter- 
nehmer /u machenden Anlagen 375; unter 
Werthserhöhungen ,in Folge* der Expro- 
priation sind solche die in einem ursäch- 
lichen Zusammenhang mit ihr stehen, zu 
denken 392 : Heweislast hiusichllich des 
Ablaufs der 6 monatlichen Präclusivfrisi 
403; Zustellung des Regieningshe!?chlusses 
403: die Wirkuug-'U der Enteignung be- 
gründen ein quasicontractliches Verhältniss 

j zwischen Unternehmer und Eigentbümer 

! 419i Unanweudbarkeit des § 2fiü C.P.O. 
420; Veranschlagung des Werths nutzbarer 

I Mineralien 421 ; Ausdehnung des Klage- 
antrags während des Prozesses 436, s. a. 

i Wegebaumaterialien. 
Entlassung s. Disciplinarverfahren. 
Erdaufsch üttungen 237, 8.a. Immissionen. 
Erderschüttcrungen durch Eisenbabn- 

züge, Schadensersatz L 
Erwerbsunfähigkeit s. Haftpflicht. 



Fabrikbetrieb, Ursächlicher Zusammen- 
hang des Unfalls mit dem Betriebe Sii^ 
s. a. Haftpflicht, Schutzvorrich- 
tungen. 

Fahrbillet, ob Öffentliche Urkunde 4&; 
Fälschung unerheblicher Punkte 394: 
Uebertragbarkeit der Retourbillets 

Fälligkeit, Leistungsklage vor eingetre- 
tener, bei Inhaberpapieren 402. 

Fensterrecht, Märk. Prov. R. 
I Feststellungsklage. Unterschied von 
der Schadensersatzklage 334. 

Festnahme, vorläufige einer unbekannten 
Person durch einen im Dienst beleidigten 
Beamten 255; durch Wechselwärter in 
Bayern 321. 
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Feuerwerkskörper s. Transportgegen- 
Htände 

Fische, Absterben während des Trans- 
ports ISJL 

Fiscus, Vertretung bei Grunderwerb für 

StEUitseisenbahnen 158, 177: Ersatzan- 
spruch gegen seiue Beamten 232; Haftung 
für Deticte der Barnten 301 ; Vertretung 
des Reichsfiscus in Rciehssterapelsacben 
352; Gerichtakostenfreihcit hinsichtlich der 
Terstaatlichten Bahnen 369; Steuerpflicbt 
als Eisenbahnunternehmer 442. 
Fluss 8. Adjazenten. 

Frachtbrief, falsche Angaben über das 
Gewicht 115; Declarirung eines Mehrwerths 
246; Versäumniss der Prüfung der Richtig- 
keit 222» 

Frachtführer, Haftung für Leckage, Be- 
weislast £5. 

Frachtgut, Gewahrsam der Bahnrerwaltung 
nach der Ankunft 277; Haftung des Ab- 
s»*nders für mangelhafte Verpackung und 
Verladung 385. s. a. Transportgegen- 
stände. 

Frachtkarte, geschäftsordnungswidrige Be- 

haniUung 324. I 
Fragerecht löfi. 
Freisprechung s. Beamte. 

Fuhrmann s. Frachtführer. | 

i 

O. j 

Gefahr s. Gefährdung. 

Gefährdung eines Eisenbahntransports, 
durch die der Tod eines Menschen ver- ' 
ursacht Verhältniss zur fahrlässigen 
Tödtung llj Begriff der Pflichtverletzung ' 
28; durch Wagenschieber 68] auf Eisen- 
bahnstrecken, die dem Verkehr noch nicht 
übergeben sind 146; auf Lokomotiv- 
Strasseneisenbabnen 369; Begriff der Ge- 
fahr 179; blosse Möglichkeit der Gefahr 
ist unzureichend 193; Gefährdung „be- 
stimmter" Zug- und Transportmittel ist • 
nicht erforderlich 405: Bedeutung der ' 
Dienstinstructionen für die Frage, ob ein . 
Bahnbeamter seine Pflicht veruachlüssigt j 
hat 4.'> 1 , s. a. Vermögensge fährduug. ! 

Gehaltsabzugsverfabren s. Beamte, i 

Geleise s. Anschlussgeleise. 

Gemälde, Uaftpflicht beim Transport 4.'>n. 

Gemeindediener s. Beamte. 

Gemeindelasten s. Communalsteuer. 

Gcneralentreprisevertrag s. Pferde- 
eisenbahn. I 

Generalsaldirungsstelle s. Pfändung. 

Generalversammlung s. Aktienge- 
sellschaft. I 

Geräusch s. Immissionen. i 

Gericbtskostenfreiheit der verstaatl. 
Eisenbahnen bei dem Reichsgericht äfiä. ; 

Gerichtsstand der Reichi>eiseQbahnen in 
Haftpflichtsacben 320. 



Gesellschaft, Uaftung für unerlaubte 
Handlungen ihrer Vertreter 276, s. a. 
Aktiengesellschaft, Versicherungs- 
gesellschaft. 

Gewalt, höhere 65^ 275, 353, 86, ili 

Gewicht, -unrichtige Declarirung im Fracht- 
briefe UÄ. 

Grenzstreit 210. 

Gründer s. Aktiengesellschaft. 

Grundbuch blatt, Aulcsuujj für Parzellen, 
die vor dem L October 1872 enteignet und 
nicht ab<rescbrieben sind 145; Eintragung 
der Enteignung 168; Erfordern von begl. 
Abscbr. durch die Staats- Eisenbahn- Be- 
hörden 374, s. a. Abschreibung. 

Grundeigenthum s. Enteignung, 
Fiscus. 

Grundstücke, Beschädigung durch Erd- 
erschütterungen 2i s. a. Adjazenten, 
Enteignung, Immissionen, Parzel- 
lirung, Schadensersatz. 

Guthaben s. Pfändung. 

L Haftpflicht beim Transport von 
Gütern und Personen, s. a. Fracht- 
gut, Frachtführer, Transportgegeu- 
stand. H, für Leckage, Beweislast 65^ bei 
Transport in unbedeckten Wagen 171 : 
Ge;:cnbewois bei vertragsmässiger Be- 
schränkung der Uaftpflicht (Art. 424) 11^ 
Begriff der höheren Gewalt 65. 275, 
bei Schaden in Folge unrichtiger Decla- 
rirung 289; — des Absenders für Be- 
schädigungen in Folge mangelhafter Ver- 
packung und Verladung 385; — beim 
Transport von Gemälden 450. 

II. Haftpflicht der Eisenbahnen für 
Tödtung und Körperverletzung 
beim Etgenbahnbetriebe. Haft-Pfl. G. 
§. 1: Eigenes Verschulden: Abspringen 
von einem in der Fahrt begriffenen Pferde- 
bahnwag'pn 8i Sicherheit der Wartezimmer 
12 ; blosse Möglichkeit cigcueu Verschul- 
dens ist nicht ausreichend 29, 399; Aus- 
schluss bei Connivenz der Vorgesetzten 
64, 121, 43o; unbefugter Aufenthalt auf 
dem Bahndamm 187; Berücksichtigung 
der menschlichen Gewohnheit, die Gefahr 
bei stetem Uitigans mit derselben geringer 
zu achten 200, 400: Mitwirken eigenen 
Verschuldens beim Unfall 245. 29. 201. 
31 1 : wenn das eigene Versehen gering- 
fügig ist 416: Beweisantritt 259; Betreten 
der Trittbretter des Zugs während der 
Fahrt 260; Causal zusammenbang zwischen 
dem Unfall und einer unerlaubten Hand- 
lung 260; Aufsteigen auf einen schon 
gehenden Zug 376; Reparatur von Schie- 
nen 290: Unfall beim Wapenschieben 4Ü1; 
höhere Gewalt: Begriff 8Gj 417 : Eisen- 
bahnbetrieb: Auswechseln von Schienen 
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fl9; Ausladen eines zeitweise haltenden 
Zuges 76: Auf- und Zuziehen der Zug- 
barrierc 96^ Unfall bei dem Heizhause 99j 
Verwendung von Hunten 178; Ausbes- 
serung von Schienengeleisen 200; Heran- 
drücken an einen stehenden Pferdebahn- 
wagen durch einen Lastwagen 315; Ver- 
letzung durch aus der Lokomotive hervor- 
dringenden Kohlenstaub 333; Hetrieb von 
Arbeitsbabuen mit Lokomotiven und Ar- 
beitszügen 360; Abgleiten eines ScbafTncrs 
vom Trittbrett 322; Aufstellen vnn Kohlen- 
körben zur Speisuug der Lokomotive 40-4; 
Transport von Krde auf Schienengeleisen 
416: Erfrieren von Gliedmaassen 418; 
lietrie t)su uternehmer: Begriff 73^ 
Besitzer von Anschlussgeleisen 2äj Con- 
currenz mehrerer 109; gleichgültig ist, ob 
der Getüdtete im Dienst einer anderen 
Verwaltung (Postverwaltung) steht 176: 
der Bauunternehmer einer Arbeitsbahn 
als Betriebsuntemehiner 360: wer als 
Betriebsunternehmer bei durchgehenden 
Zügen anzusehen 441. 

III. Haftpflicht der Eisenbahnen bei 
Tödtung und Körperverletzung im 
Fabrik- (etc. Werkfttatten.) Betriebe 
(Haftpfl.*. G. § 2): Unter Aufsicht. «sper- 
»onen fallen auch Ortrane, deren Pflicht 
bloss im Warnen und Heiehren besteht 39| 
pewöhnlichc, mit der Aufsicht von einem 
Aufsichtsbeamten betraute Arbeiter 244; 
Monteure 328; Bedeutung des , eigenen 
Verschuldens", wenn das schuldhafte Ver- 
fahren von den Aufsichtspei-soncn wissent- 
lich zugelassen wird 64j 121 ; still- 
schweigende Beauftragting 178; Anwend- 
barkeit des § 2 bei Versäumnis« crogcn 
die Vorschriften über die Beschüftigung 
jugendlicher Arbeiter 195; vertragswidrige, 
mit dem Unfall zusammenhäntrende Be- 
schäftigung eines Arbeiters 355; eigenes 
Verschulden bei Beschädigung durch einen 
herabkommenden Fahrstuhl itfi2; Na«h- 
weis des Causalzusammenhangs zwischen 
Unfall und .^^chaden 37^^ a21L 

IV. Haftpflicht der Eisenbahnen als 
Fabrik etc. Unternehmer aus Ver- 
stössen gegen die Sicherheitsvor- 
schriften der Reichs -Gew. •Ordnung 
232. 240 insbes. : Berücksichtigung der er- 
fahningsrafissigen Unachtsamkeit der Ar- 
lieiter bei Anlage von Schutzvorrichtungen 
fKL Herstellung und Unterhaltung von 
Schutzbrillen 184.^1.?. 70: blosse Vor'^rhrif- 
teo genügen nicht 2?>b; keine Verpflichtung, 
jede neue Erfindung einzuführen 271: 
blosse Vorsichtsmaassrepfeln genügen nicht 
289: Prüfung der Arlieitstferäthe vor der 
Arbeit 3;^2: Einfluss des eigenen Ver- 
schuldens des Verletzten 3ö2; Unterlassung 
der Rüge eines Mangels durch den Fabrik- 



Inspizienten 364; Herunterrollen eiserner 
Säulen von einem Wagen 374; Voraus- 
setzungen der Anwendbarkeit des § 120 

396: derselbe begründet keine einfache 
Entschruligungspflicht, sondern ist von 
einem Versehen abhängig 430: Haftpflicht 
bei Betrieb durch andere Persooeu ■i'.'tS. 
V. Haftpflicht aus Nichtbeachtung 
polizeilicher Sicherheitsvorschrif- 
ten 

Haftpfl. Ges. § Erwerbsunfähigkeit, völlige. 
Beweislast Ij Bemessung der Rente bei 
weiterer Beschüftigung des Verletzten 95j 
Besitz eigenen oder des vom Getödielen 
ererbten Vermögen« 1 22 ; Beriicksicbtigung 
der zukünftigen Krwerbsuufaliigkeit bei 
Körperverletzung eines Kindes 133; Be- 
rechnung der muthmasslichen Lebens- 
dauer 149, 240: rinfanj^ der Ersatzpflicht, 
mittelbarer Schade 198: Unzulässigkeit 
des Ersatzes von Schmerzensgeld 209, 
277, 3S8; Feststellung der Rente für 
Erwerbsunfähigkeit und Kurkosten '265; 
Anerbieten, dem Verletzten gegen Weiter- 
benutzung der bisherigen Arbeitskraft den 
bisherigen Lohn weiterzuzahlen 851 : 
Entscheidung über die Arbeitsunfähigkeit 
nach freier Ueberzeugung 356; Bemessung 
des Anspruchs auf Kurkosten, Meilentrel- 
der,Wohnungsgeldzuschu8S.Pränuuierando- 
zahlung der Rente 391. 433; bei Bemes- 
sung der Reute kommt es nicht darauf 
an, was der Getödtetc dem Alimentations- 
berechtigten thatsächlich geleistet hat, 
sondern was er leisten nni«ste439; Gnaden- 
weinc Zuwendung einer Rente enthüll kein 
Anerkenntniss 188. s. a. Tödtung und 
unter Ges. § !L 

Haftpfl. Ges. § Ai Voraussetzung der Ein- 
rechnung von Kassenleistungen 93^ 176.2 15. 

Haftpfl. Ges. § Ii Wittwenpension ist auf die 
Rente nicht anzurechnen 9i$j Beschränkung 
auf die muthma-ssliche Lebensdauer des 
Verunglückten dö^ 240; Rentencrböhnng 
wegen Arbeitsmangel 108, s. a. u. Ges. IL 

Haftpfl. G(^s. § äi Einrechnung des Tages 
des Unfalls in die Verjährungsfrist ist 
unstatthaft 181 ; Unterbrechnog der Ver- 
jährung durch Anerkenntniss, Dauer der 
neuen V. 188; Beginn bei erst später 
hervortretendem Leiden 195. 419; nach 
reclitzeiliger Geltenihnachung des Ersalr- 
anspruclts im Princip lindet die kurze V. 
auf die Ausmittolung des Betrages nicht 
mehr Anwendung 266: Restitution gegen 
den Ablauf der Verjährung, wenn ein 
Armenanwalt die Frist hat verstreichen 

' lassen 392: Unterbrechung 410. 

Haffptl. Ges. § Iii Anwendung auf contract- 
lichen und aussercontractlichen Schaden 
197, 241 ; Zulässigkeit einer Klage auf 
Schmerzensgeld 209^ 27L 288i Be- 
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schränkung auf Unfälle io Anlagen der 
S 1 und 2 Ges. bezeichneten Art 4 SO, 
s. a. Tödtung, Aufsichtspersonen, 
Beamte. 

Ilandelskorrespondenr, Stempelpflicht 

Handelsregister s. Aktien, Aktien- 
gesellschaft. 

Hauptwerkst ritten, Pro7P«svprtrpf nng 236. 

Heizhaus, fiifall boidemselh., Ha'tpfliclitll2i 

Hinterlegung von Coupons bei Einlösungs- 
▼erziiß SL 

Höhere Gewalt s. Gewalt. 

Hunte 8. Haftpflicht. 

I. 

Jagdausü bung auf Eisenbahndämmen 30^ 

Immissionen sind nicht noth wendig Vor- 
aussetzung der einfachen Entschädigungs- 
ansprüche bei Beschädigung von Grund- 
stücken 3i von Hauch, Russ und Geräusch 
267, 364 ; Verbältuiss des Beseitigungs- 
uad des Ersatzanspruchs 307. 308, s. a. 
Adjazenten, Anlagen. 

Inhaberpapier, Lciätungsklage vor Fällig- 
keit 4Ü2. 

Invaliden s. Militärinvaliden. 

Irrthum über tlmtsüchliche Umstände, 
welche zum Tbatbestand einer strafbaren 
Handlung gehören 

Jugendliche Arbeiter s. Haftpflicht III. j 

Juristische Person s. Gesellschaft. 

K. 

Kassen s. Haftpflicht (Ges. §4). 

Kinder, Haftpflicht bei Verletzungen der- 
selben m. 

Kippwagen s. Haftpflicht. 

Klage 8. Verwaltungsstreitverfahrcn. 

K 0 h I e n k ö r b c zur Speisung der Lokomotive 
HU. 

Kohlenstaub, Verletzung durch aus der 

Lokomotive hervordringenden 3^ 
Kommunalsteaer s. Communal. 
Kosten s. Protest. 

Krankenkusse, Haftung des Arbeitgebers 
für Vernachlässigung der Aufsicht über 
dieselbe 3£3. 
Krankheitszustand, Beweislast 231^ 
Kreisabgaben 99i der Beamten 264 ; die 
Freiheit der zu öfTenil. Diensten bestimmten 
Gebäude etc. schliesst die Besteuerung 
der Besitzer aus auf denselben betriebenen 
Gewerben nicht aus 290. s.a. Einkom- 
mensteuer. 

Ii. 

Landbriefträger, Unterschlagung im Amte 

Landesgesetze s. strafrechtliche Be- 
stimmungen. 



Landstrassenstrecke als städtische 
Strasse 258. s. a. Strassen, Wege. 

Lebensdauer s. Haftpflicht. 

Leckage, Beweislast 6^ 

Lieferungsvertrag s. Werkverdin- 
gungsvertrag. 

Löschung s. Servituten. 

Lokomotive s. Haftpflicht. 

Lokomotivführer, Schlafen im Dienst iä. 

M. 

Mildernde Umstände, Bemessung der 
Versuchsstrafe 2^ 

Militürinvaliden, Befreiung von den Ge- 
meindelasten 2311 

Minderjährigkeit, Restitution gegen die 
Verjülirimg wegen 393. 

Minderwerth s. Enteignung. 

Mineralien s. Enteignung. 

Monteur, ob Aufsichtsperson im Sinne des 
Haftpfl.-Ges. 32^. 

Nachbarrechts. Adjazenten, Fenster- 
recht, Immissionen. 

Nöthigung ist nicht vorhanden bei Selbst- 
hilfe gegen widerrecbtl. Kigeutbumisent- 
ziehung -^97- 

o. 

Oesterreichische Coupons- Prozesse 
235. 434: Klage vor Fälligkeit auf Zahlung 
am Fälligkeitstage 4Ü2. 

P. 

Parzellen, Abschreibung von enteigneten 

p io:v 1(1.'). 

Parzellirung von Grundstücken, Ueber- 
tragung der Servituten 91^ 152. Verthei- 
lung der Abgaben 376. 

Pension, Freiheit der P. der Staatsdiener 
von den Gemeindelasten 233. s. Beamte, 
Wittwenpension. 

Pfändung von Eisenbahnwagen s. Eisen- 
bahnwagen; des Rechts einer Eisenbahn 
auf Ueberweisnng ihres Guthabens gegen 
ihre Verbandsgenossen bei der General- 
saldirungsstelie ist unzulässig 448. 

Pferdecisenbahn darf nur mit Zustim- 
mung der Stadtgemeinde angelegt werden 
159; Unterhaltungspflicht bez. der Brücken 
215; Verpflichtung lum Pflastern 228. 230; 
Stempelpflicht der über die Henut^iing 
der Strassen etc. geschlossenen Vertifige 
2M; Generalentreprise vertrag betr. den Bau 
einer Pf. und Beschaffung der zum Betrieb 
erforderlichen Gegenstände. Rechtliche 
Natur 345, s. a. Strasse n bahn, s. Haft- 
pflicht. 
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Pferdoeisenbabn wa^en, Ahsprinsren von 
einem in der B'ahrt tiesriiTonen 8j lieran- 
drücken an einen stehenden durch einen 
Lastwagen 315, 

Pflaster s. Pferdeeisenbahnen. | 

Polizeiliche Verfüguni^en, Legitimation 
zur Klage gegen dieselben IfiO. 

Postverwaltung s. Haftpflicht II. 

Prioritätsobligationen s. Aktieogesell- | 
Schaft. 

Privateisenbahn, Beamte derselben sind 
keine öffentlichen B. im Sinne des § 153 
Ocst. St.G.B. 22^ s. a. Schaffner. • 

Protest, Kosten für Erhebung wegen Nicht- | 
citilüsung von Coupons j 

R. I 

Rail reife ubruch, ob höhere Gewalt SIL 

Rauch s. Immissionen. 

Ke>-htsweg s. unter Anlagen, Bcimto, . 
En teignung, Stempel. | 

Regie rungspräsident, Rechtsmittel 
Cebion die auf Grund des § U Ki.-.cubabn- 
Go-setz bezw. § \A EntcigDung.s • Gesetz i 
erlnssencn Verfügungen des.selben 22. ' 

Rcich.Heisenbahnen s. Gerichtsstand. ; 

Reichsfiscus s. Fiscus. i 

ReichrtStempel s. Stempel. ' 

Reineinkommen s. Einkommen- 
steuer. 

Reisekosten s. Tagegelder. 
Reklamation s. Verjährung. 
Rente s. Haftpflicht, Tödtung. 
Resniuti vbedingung, Zusage unter R.- 
Unterschied vom doppelseitigen Vertrag Ifil. 
Restaurationsräume s. Wartezimmer. 
Restgrundstück s. Enteignung. 
Restitution gefjen die Verjährung .S92. 
Retourbillets, Ucbcrtragbarkeit 429 
Rückstau s. Stauanlagen. 
Ruhestand s. Beamte. 
Ru.ss g. Immissionen. 



Sachverständigengebübren öffentlicher 
Beamten 23-L 

Schaden, Substanziirung lÜiL 

Schadensersatz wegen Beschädigung von 
Wohnhäusern durch Erderschütterungen 1 ; 
Wegfall eines Ersatzanspruchs, wenn der 
Schade auch ohne die zum Ersatz an sieb 
verpflicht«nde Thatsache eingetreten wäre 
63. s. a. Aktiengesellschaft, Ent- 
eignung, Haftpflicht. 

Schaffner einer Privateisenbahn, Amts- 
bestechung 203. 

Schankkonzession für Babnhofsrestau- 
rat onen 284^ 

Schienen- Auswechseln, ob zum Eisenbahn- 
Betrieb gehörig 69i 2üQ; desgl. Schienen- 
repuraturen 290. ! 



Schlafen im Dienst 

Schmerzensgeld 209_, 211^ 3fifi. 

Schuldverschreibungen, Voraussetzung 
der Stempelpflicht lüfi^ MiL 

Schutzbrillen 70, IM, Al^ 

Schutzvorrichtungen s. Anlagen, 
Haftpflicht, Verwalter. 

Schwellenlieferungs vertrage unter- 
liegen dem Landesstempel <L 

Seil, Unfall in Folge Zerreissens 222^ 

Selbsthilfe gegen unberechtigte Eieen- 
thumseingriffe ist keine widerrechtliclK* 
Nöthigung SSL 

Servituten, Uebertragung bei Abschrei- 
bung von Parzellen Ojj i5!L 

Staatsbeamte s. Beamte. 

Staatsdiener s. Beamte. 

Stammprioritäten s. Aktiengesell- 
schaft. 

Stauanlagen, Widerspruchsrecht des Ober* 
liegers gegen Rückstau des Unterlieger* 
über seine Grenzen hinaus 362. 

Stempel für Schwellenlieferungsverträge IL 
für PchtjHhckctintnissc Ififi. 446; Handels- 
bricfe 2iü: Verträije über Benutzung von 
Strassen etc. zu Pferdeeisenbahnen 23?«: 
über den Bau einer Pferdeeisenbahn un«l 
die Beschaffung aller erforderlichen He- 
triebsgegenstände .345; Zulässigkeit des 
Rechtswegs in Reichsstempclsachen richtet 
«ich nach dem Landesrecht 347, 354. 

Steuern s. Abgaben, Cominunal- 
steuern, Einkommensteuer, Kreis- 
abgaben. 

Strafrechtliche Bestimmungen der 
Landesgesetze, Gültigkeit 204. 

Strassen, Benutzung mittelst Einlegen von 
Schienen 154; -Aiileguiig von Pfcrdeeisen- 
bahnen 161; Siempelpflicht der die Be- 
nutzung betr. Verträge 238; Errichtunc 
neuer WohngebHude an noch nicht fertig 
gestellten sog. hi>>türisclien Strassen ÜM. 
s. a. Adjazenten, Wege. 

Strassenbahn mit Lokomotivbetrieb, ol» 
Eisenbaliiien im Sinne der §§ 315. 316 
St.G.B. 369, s.a. Pferdeeisenbahn. 

Suspension s. Beamte. 

T. 

Tagegelder öffentl. Beamten s. Beamte- 
Talon. Ersatz durch die Obligation "iTr» 
Tod s. Gefährdung, Haftpflicht, 
Tödtung. 

Tödtung, Kreis der Entschädigtingsberech- 
tigtcn gem. R. 2A3.; für die Be- 
messung der Rente ist nicht die Alimen- 
tationspflicht , sondern die Scbadens- 
er$at/.ptlfcht massgebend 282, s.a. Haft- 
pflicht (Ges. 8 3i 7) u. Gefährdung. 

Transport auf unbedeckten Wagen 171. 

Transportgefährdung s. Gefährdung. 
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Traasportpegenstand, verbotener. Be- 
rechnung der Conventionalstrafo mich dem 
Gewicht 8Tj 89j Versendung vcrbütcuer 
tinter falscher Declaration enthält keinen 
Betrug 127; Oelgemälde 450, s. a, Dieb- 
Htahl, Frachtgut. 

r. 

U cberführungen s. Wepeü berf üh- 
rungen. 

Ifebertragunfr von Lasten s.P arzellirung. 

UeberweisuDg s. Pfändung. 

Unfallversicherungsverträge zwischen 
Unternehmern und Versicherungsgesell- 
schaften. Klageberecbtigter 242. 

Unterbrechung s. Verjährung. 

Unterhaltung der vom Eisenbahnunter- 
nehmer gemachten Anlagen: Wegeiiber- 
fübrungen 15j 138; Verbreiterung von 
Brücken 30^ Wegeverlegungen 423, s. a. 
Strassen. 

Untorschlatrung im Amte 31(3. 

Urkunde, ("»fTentliche. Begriff 49_; Bei- 
seiteschaffen 324; Fälschung eines Fahr- 
billets aiLL 

V. 

Verbreiterung von Brücken 3fL 

Verjährung der Ersatzansprüche aus dem 
Ilaftptlichtgesetz s. unter Haftpflicht; 
wegen Verlustes von Frachtgütern keine 
Unterbrechung durch Reklamation 24t) . 

Vermügensgeffih rdung ist keine Ver- 
mogensbeschädigung im Sinne des § 2£ü 
des Strafgesetzbuches 127 

Verpackung, mani^elhafte. Haftung des Ab- 
senders für daran» entstandenenSchadenäSS. 

Versandtstücke s. Transportgegenstünde. 

Verschulden, eigenes, liegt nicht in der 
Ausführung anbefohlener, schädlicher Ar- 
beiten 76j ob vorliegend, wenn bei Beobach- 
tung der Vorsichtsinassrcgel derRepel nach 
der Unfall verhütet wird bei Kürper- 
verletzungen etc. 8. unter Haftpflicht. 

Versicherung s. Unfallversicherungs- 
verträge. 

Versicherungsgesellschaft. Aktivlegi- 
litnation im Prozess gegen den Beschä- 
diger, nachdem sie dem Versicherten den 
erlittenen Schaden ersetzt bat 4.V> 

Versteigerung. Abholten vom Mitbieten. 
Strafbarkeit 2Ü4. 

Versuchsstrafe bei Zuerkennung mil- 
dernder Umstände 2h&^ 

Vertreter s. Gesellschaft, Fiscus, 
Verwalter. 

Verwalter, strafrechtliche Verantwortlich- 
keit wegen Unterlassung von Schutzmass- 
rcgeln ^ÜIL 

Verwaltungsgerichte, Coropetenz in 
Wegesachen 4£L Umfang der Competenz 
gegenüber baupolizcil. Anordnungen 1 1 1- 



I Verwaltungsstreitverfahrcn in Wege- 
bausachen 40. 2M. 
vis major s. Gewalt. 
I Vorgesetzte s. Aufsichtspersonen, 
1 Haftpflicht. 

I Vormerkungen, die Enteignung von Par- 
I Zellen betr. 165; zur Erhaltung des Rechts 
auf Auflassung; Voraussetzungen der Ein- 
tragung MSL 

w. 

Wagen s. Eisenbahnwagen. 
I Wagenschieber, ob Eisenbahn-Aufsichts- 
beamte fiä. 

Waisengeldor s. unter Haftpflicht (Oes. 
§ il, 

Warn imgs tafeln. Strafbarkeit einer Be- 
schü'liguiig '21',]. 

Wartezimmer, Haftung für Sicherheit der- 
selben, wenn sie zugleich Reataurations- 
räume sind 

Wasserstau s. Stauanlagen. 

Wechsel wärt er, Angriff gegen denselben 
! ist Widerstand gegen die Staatsgewalt 222; 
Verunglücken im „Wenst* SäL 

Wege, Grenzen des gemeinen Gebrauchs 157; 
Unterhaltungslast 15, 15S, 209, 31 K 423: 
Verbindungswege zwischen Personen-Em- 
pfangsgebäude und Güterschuppen und 
der nächsten öffentlichen Strasse, ob öffent- 
liche oder private 219; Zufuhr- zu Bahn- 
höfen, ob öffentliche 51, 57; Aufsicht 51j 
Privatrechte an öffentlichen Wegen 238i 
24ti, 3. a. Anlagen, Strassen. 

Wegebaumaterialien, Entnehmen von. 
Voraussetzung der Mitwirkung der Ver- 
waltungsbehörden 30fi. 

Wegebausachen, Verwaltungsstreitver- 
fahren in solchen nach der Kreisordnungs- 
novelle 40, nachträgliche Vervollständigung 
der Klage 254. 

Wegeüberfübrungen, Unterhaltungslast 
15. 138, s. a. Strassen. 

Werkverdingungsvertrag, Begriff, Un- 
terschied von verdungener Arbeit 287; 
Verbindung mit einem Lieferungsvertrag 
in demselben Vertrag MSL 

Widerstand gegen die Staat.'igewalt 327. 

Wiederherstellung des frülieren Zu- 
standes bei Beschädigungen 2al. 

Wittwenpension, Anrechnung auf die 
Rente (§ 2 Haftpfl. Ges.) 93. 176. 

Wittwen- und Waisengeldbeiträge 

z. 

Zeugengebühren öffentlicher Beamten 

Zinscoupons s. Coupons. 
Zuständigkeit, örtliche s. Gerichts- 
stand. 

Zwangsvollstreckung s. Pfändung. 
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A. Reichsgesetze, Verordnungen, Reglement« etc. 



All^meines dcntsches 
Itaiidelsgcselzbucli. 

Art. I_l4j Iii» . . S. 2Ifi 
Art. 2Üi . . . . S. 23ä 
Art. 230i 2Ä1 . . .S. 2Ifi 
Art. 2^ . . . . S, m 

Art. 324 flf S. ai 

Art. 258 .... S. ai 
Art. aSfi . . S. 247, 402 
Art. 323 . S. 65, 27;). 289, 

Art. 4115 .... S. il£ 

Art. IfiS . . . . S. LLfi 

Art. 424. .... S. IZl 

Art. 421 . S. 130,275, 402 

Reichs- Ooivcrbe - Ordnung 
vom "ihiuli 1809. 

^ LiÜ S. 90, 185.2.S3.235, 
240,271, 28t>,31.\:^32, 
'öö)i, 364. 374, 39G, 4ä5 

§§ 128, 129 . . . S. 125 

Reichs • Strafgosef zbach 
vom äL Mai 1870. 



§ 3 
§ 44 
§ 53 
§ 5ü 
§ 113 

§§ m241 
§ 243^ Z. 4 
§ 2M 



. . s. an 

. . S. 257 
. . S. 397 
. . S. SM 
S. 25ß, 321 
. . S. LI 
. . S. 321 
. . S. 72 
S. 48, Lil, 321 
. . . S. :^09 



$ 315 S. 146, 179, 191, 369. 

4115 

§ ai£ S. 11.28. LilL 
11 9. 191. aüli. Hill 
§ aiß Ab.s. 2 . . . S. 4il 
§ 33li S. 2113 



§ 348 Abs. 2 . . . S. 324 

§§ 350, 251 . . . S. 31fi 

§ 3j2 S. 2Ü3 

§ 367''-' S. 3Ü1 

Reichs'Hnftpfl i ch t tresetz 
vom L Juui 1S71. 

§ 1 8.8,69,73^76^86,96, 

109, 121. m, 200. 245, 
:!ni, :j7n, 2!>0, 315. 
333, 3(;0, 3t;3. 3;>!>, 400, 
404, 4 K;, -133, 441 
§2 S. 39. 64. ITÖ. •J44. 312, 
328, 355, 362. 374.390, 

aiia 

§ 3 S. L 95, 122. 13.3, 198, 
209.240, 265.3.^1.357. 

433.432 

§ 4 S. 115 

§ I S. 93. 108, IL'-J, 2G5,433 
§ 8 S. 181, I8S. i;tö, 392 
§ a S. 195.241 277, :'.^8. 430 

Oesetz, betreffend die Ein- 
fiibniiif des Strafgesetz- 
buchü filr dus deutsche 
Reich iu £li>a»ä-Lothrin- 
gen vom Mi August 1871. 

Art. II .S. 2ü5 

Reichsge^etz vom äL März 
1873 (Rcichsboamten- 

gosetzj. 

§§ 24. 149. 155 S. 281.413 
§ 144 .S. 44Ü 

Bctricbs-KoHrlemonl Hirdie 
Eisen biihiH'ii DcutHchlands 
vom IL .Mui 1874. 

§ U S. 2D3 I 

§ 24 S. 81 i 



§48. . S. 87. 128. 385, 450 

§ 5Q S. 2S:i 

§ ei Nr.4,G . . . S. 385 

Rahnpolizei - Reglement 
vom 1> Januar 1875. 

§ 53 S. 204 

Civil-Prozessordnnng voui 
3(L Januar 1877. 

§ I3Q S. lüfi 

S 24Ü Nr. 2 . . . S. 43fi 
§ 2fill S. lifi 

Elnnihmugsgesetz zur Ci- 

vil-Prozessordnunjr vom 
lliL Januar 18«7. 

§ Ifi Xr. 4 . . . . S. 342 

Straf^rozess-Ordnung für 
das deutsche Reich vom 
L Februar 1877. 

§ 121 S. 255 

Gericlitskostengesetz vom 
IM. Juni 1H7S. 

§98 S. afi2 

Gebühren • Ordnung fUr 
Zeugen und Sncliversfäu- 
dige vom äSh Juni IHls, 

§14 S. 231 

Reichsgesetz vom L Juli 
1881, betreffend die Er- 
hebung: vonReichs^f ompel- 

abgaben. S. 349, U^'il. 
§ 9e S.fi 

Gemeines Recht. 

L a § 5 l). 8, 5 . . S. 3 
L üa D. 35i 2^ . . S. 14«1 
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B. IimdMgMetie» Terordmnigeiiy Beglemento ete. 

I. Preussen. 



Preius« Allgenu liaudreclit. 
KdI. §§74, 75 S. «67; §§93, 

97 S 2. 
Th. L Tik VI. §§ 53, 58, 68 
S. 851 ; 1 79 S. 259. 
Tit. VlII. §§ 1,25,26 8.2; 
§ 81 S. 314, 366, 383; 
§ 99 S. 362. 
Tit. X. § 19 ff. S. 270. 
Tit. XI. §§920, 947 S. 289; 
ij 92.') .S. 289, 345. 
Th. II. Tit. X. §§ 85, 86, 91 
S. 294; §§ 88, 89 S. 292. 
Tit. XIV. §§ 78, 79 S. 381. 
Tit. XV. §§ 2,3, 7 S. 155, 
IGl: § 54 S. 285. 

QeMU Tom II. Juli 

gmunlflieii der Staat»- 
MMT ZQ den Oemeiiide- 
lasten.) 

§ 10b 8. 283 

§ 8 S. 264 

Terordnang vom 8. Avgwt 

1S82. S. 146. 

Eisenbahngesctx vom 
8. November 18^8. 

$ 14 S. 16, 22, 30, 79, 138 
§ 15 & 146 

Terjährnngügesets vom 
18. 4mA mo. 

§§ 5, 6 S. 350 

Gesetz vom SS8. Februar 
1848. (WMMrgeaetz.) 

$ 13 S. 363 

ADeriu Cftbinetiorir« Tom 
£l.Fe1»rurl84i* 8.59, 177. 

AUerli. Catiniotsordre vom 
80. April 1H47. S. 7. 

Gesotx vom 1. Mai 1H51. 
(Einkommensteuer.) 

§ 28 S. 296 

§ ;'0 . . . . S. 293, 296 

€lesetz vom 21. Juli 1852, 
b«tr. dl» Disziplinarver- 
geben niclitrUliterllcliar 

Beamten. 
$ 53 Abs. 1 . . . 8. 133 

LandgcmeilidMriiinng 
vom 14. linrll 185«. 

§ 14 S. 233 



BlNiidMfee StUteordKiii« 
Ton lft.]lal 1856. 

§ 4 S. 380 



Ge.sefz, betr. die Erwi'ite- 
mng des Beebtswegs vom 
24. Mal 1881. 

§ 5 S. 226 

Peaslottsgesets Tom 

27. MArz 1872. 

§1 1, 2, 20-23 . . S. 226 

Elgentbiunsenrerbsgesetz 
vom 5. Mal 1872. 

§ 70 S. 350 

Gnudbuchordnnng vom 
6. Mai 1872. 

§ 19 8. 874 



§ 43 
§ 58 
§ 59 

§ 143 



S. 103 

8. 163 

S. 103 

S. 92 

S. 103 



Mreisordnnng vom 18« De* 
cember 1872. 

§ 15 8. 297 

§17 8. 290 



Entelf^nngMgegetz 
vom U. JlBl 1874. 

§ Tff. S. 420 

§ 8 S. 60, 84, 105, 230, 232, 
240,806,417,421,437 

§ 9 S. 66, 437 

§10. S. 803,312,392,421 
§§ 14,15 8.22,54,79,312, 

375 

1$ 16,17,26 . . . 8. 806 



§ 30. 
§ 33. 
§ 36. 
§ 39. 
§ 53. 



S. 



808, 403, 4^6 
. . S. 163 
. . S. 219 

. . S. 403 
. . S. 305 



Gesetz vom 2. Juli 1875. 
(Baolluchtengcsetz.) 

§11 8. 280 

§ 12. . . 8.259.264,294 

§14 S. 218 

§15. • • . . .8. 384 
§ 19 8. 384 

ZBittodigkeitHgeHctz Ton 
a8.Jldl 187U. 



AmfllmiBfe-fiwtnietloii 

z. Flukouimensf onergeseti 
vom 3. Jauuur 1877. 

. . . . S. 293 



Ii» 



UinterlegnngsordnBBg 
Tom 14. Hin 18». 

§5 T, S S. 340 

§§ 14, 19 .... S. 82 

AusfUhmngsgesetz zur 
(Ivilurozettüordnung vom 
24. Min 187». 

§ 20 Abs. 8 . . . 8. 150 

Allrrli. Krlass vom 24. So- 
vember 1879. S. 159, 177. 

Organisationigcsvti vom 
26. JuU 1880. 



§§ r,;;, CG 



S. 24, 160 



§155 S. 111 i §§ 728, Y31 



Novelle zur Kreiserdmiuig 
Tom lA. lOfi 1881. 

Art. IV 8. 84,44,51,56, 

209, 254 

Gesetz, brtr. den Erwerb 
von Privateisenbabncn 
Tom 28. März 1888. 

S. 99, 336. 

Gesetz, betr. die Fürsorge 
flir die Wittnen u. Waisen 
der onmlttelbareu Stauts* 
beamtoB vom 20. Mai 1882. 

S. 215. 

Code civil. 

Art. 544 . . .S. 298, 307 
Ai1. 1188 . . . . S. 341 
Art. 1383 . . . S. 76, 126 

Proviüzieile Rechts- 
quellen. 

Ostpreassisches Wege- 
reglenient v. 24. Juni 1764. 

§9 S. 211 

Scblesisches Wegeregie- 
meut vom 11. Januar 1787. 

§§ 6, 7, 19 . . . S. 34 

2. SaohMn. 

fiUtehs. BQrgerl. Cleiet»- 
Bueli. 

. . S. 14 
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0«ntzregi»ter. 



. Q Verordnung dlo (.elialts- 

4. bayern. und Dleii»t¥erliWtni8»e de» 

BefrlemeMt fflr die filiea* Penonilt der ESmi||;nek«D 

tehaen Baverns vom Yerkehrsanslalten betr. 

30. Mai' 1880. i Tom 8. October 1B57. 

Code ciTÜ 8. unter Preimen. 54, 66 . . . • S. 327 i Nr. V S. 830 



3. Elsass-Lothringen. 
Art. 41S . . 8. 805 



€» Ausländische Gesetze, Yerordnaugeii^ Beglenieuts etc. 

Oesterreich. 

Oe8terr.Blr9.€kiMtzbneh. ' Geseto to» «• März 1869. j Oe«terr. StawCfesetzbucb* 



§ lOGl S. 115 

.§ U97 S. 246 



§ 1 



8. 99 



r 85e S. 272 

i 16S S. 278 

SkAprUWd. S. 434, 
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